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der 


Stadt und Republik Bern. 


Hochwohlgeborne, 
Gnaͤdige Herren und Obere! 


Der Kleine Rath hat die Ehre, Euer Hochwohl— 
geboren einen Bericht uͤber die Staats - Verwaltung feit 
dem Jahre 1814 vorzulegen. 


In dem Augenblicke, wo die Regierung, getreu den 
in ihrem Beſchluſſe vom 13. Januar ausgeſprochenen 
Grundſaͤtzen, ihre Gewalt in die Haͤnde ihrer Nachfolger 
niederlegt, hat ſie fuͤr angemeſſen erachtet, ſich ſelbſt 
und dem Lande Rechenſchaft von ihren Verhandlungen 
zu geben. Einfache, aber moͤglichſt vollſtaͤndige Dar- 
ſtellung der Verhandlungen ſelbſt und ihrer Beweggruͤnde, 


durchaus auf aktenmaͤßige Belege geſtuͤtzt, war die Auf— 
gabe, welche in der Abfaſſung dieſer Arbeit erfuͤllt wer— 
den ſollte, deren Maͤngel und Ungleichheiten die Kuͤrze 
der dafür zugemeſſenen Zeit vielleicht einigermaßen ent: 
ſchuldigen kann. 

Die Ueberſicht desjenigen, was in den letzten ſieb— 
zehn Jahren in der Staats-Verwaltung des Kantons 
Bern verſucht und geleiſtet worden iſt, wird wenigſtens 
das redliche Beſtreben der Regierung beurkunden, fuͤr 
das Wohl des ihr waͤhrend dieſem Zeitraum anvertrau— 
ten Landes zu ſorgen. 

Moͤge der Allerhoͤchſte unſer Vaterland noch ferner— 
hin beſchirmen. 

Der Kleine Rath bittet Euer Hochwohlgeboren die 
Verſicherung ſeiner hochachtungsvollen Ergebenheit zu 
genehmigen. 

Bern, den 10. Weinmonat 1831. 


Der Amtsſchultheiß, 
v. TMattenwpl. 
Namens des Kleinen Raths: 
Der Rathſchreiber, 
Murstemberger. 
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Einleitung. 


Uebergang aus dem Mediationszuſtande. Geſchichte 
der jetzigen Verfaſſung. 


Den fünf Jahren ununterbrochener Verwirrung und zerſtoͤ Mediations— 
render Erſchuͤtterungen, welche ſeit der durch fremde Waffengewalt Verfaſſuns, 
herbeigefuͤhrten Revolution von 1798 die Schweiz zerruͤttet hatten, 
machte die Vermittlung des franzoͤſiſchen Conſuls ein Ende. Die 
Wiederherſtellung der Ruhe und Ordnung im Innern, der Genuß 
des Friedens von Außen, waͤhrend kein Land in Europa von 
Kriegen verfchont blieb, bildeten eine gute Grundlage fuͤr die 
Anerkennung der Vorzuͤge der neuen Verfaſſung. Es war keiner, 
der nicht wußte, daß jede Abweichung von derſelben, jede Stoͤ— 
rung des Ganges der Staatsmaſchine die Einwirkung des maͤch— 
tigen Vermittlers zur Folge gehabt haͤtte, der mit gewaltigem 
Arme ſeine Garantie zu bewaͤhren verſtand. 

Der Conſul ſelbſt, deſſen ſcharfer Blick die Eigenthuͤmlich⸗ 
keiten der Schweiz erforſcht hatte, ernennte die Regierungs- 
Commiſſionen, welche in den einzelnen Kantonen den Uebergang 
aus dem helvetiſchen Zuſtand in denjenigen der Mediation leiten 
ſollten. In Zuſammenſetzung dieſer Behoͤrden bezeichnete er die 


Elemente, die er ſelbſt fuͤr die geeignetſten hielt, und verwies 
a 1 w 


2 


mit dieſem bedeutungsvollen Fingerzeige, welchen feine mündlichen 
Aeußerungen in der Konferenz vom 29. Januar 1803 noch ver: 
ſtaͤndlicher machten, die Wahl der obern Kantons-Behoͤrden an 
die durch die neue Verfaſſung dazu berufenen Waͤhler, welche 
alle durch eigenthuͤmlichen Beſitz von Grundſtuͤcken oder Grund- 
pfaͤndern eine Buͤrgſchaft fuͤr ihre Theilnahme an der Wohlfahrt 
eines Staates zu leiſten hatten, der ihnen Sicherheit für Per⸗ 
ſonen und Eigenthum gewaͤhren ſollte. 

Der Kanton ward in fuͤnf Bezirke, jeder Bezirk in dreizehn 
Wahlzuͤnfte eingetheilt; die Stadt Bern bildete einen dieſer 
Bezirke. Jede Zunft wählte aus ihrer eigenen Mitte ein Mit: 
glied des Großen Raths und vier Kandidaten aus andern Bezir— 
ken; durch das Loos wurden aus den Kandidaten 130 bezeichnet, 
welche mit den 65 von den Zuͤnften direkt erwaͤhlten den Großen 
Rath von 195 Mitgliedern bildeten. Die Mitglieder konnten 
durch eine Zunftverhandlung abgerufen werden. Die Waͤhlbarkeit 
war an das Eigenthum von Grundſtuͤcken oder Grundpfaͤndern 
von fuͤnftauſend Franken Werth fuͤr die direkten Mitglieder, von 
zwanzigtauſend fuͤr die Kandidaten bedingt. Der Große Rath 
übte die Souverainetaͤts-Rechte aus; die Geſetzgebung, die Er- 
nennung von Abgeordneten auf Tagſatzungen, die Beſtimmung 
ihrer Inſtruktionen, die Beſetzung aller Stellen, deren Amtsver— 
richtungen ſich uͤber den ganzen Kanton erſtreckten, das Recht, 
ſich uͤber die Vollziehung der Geſetze, Verordnungen und andern 
von ihm ausgehenden Beſchluͤſſe Rechnung geben zu laſſen, 
waren ihm ausdruͤcklich zugetheilt. 

Ein Kleiner Rath, beſtehend aus 27 Mitgliedern des Gro— 
ßen Raths, von welchen wenigſtens einer aus jedem der fuͤnf 
Bezirke (Stadt Bern, Oberland, Landgericht, Emmenthal, 
Seeland) genommen werden mußte, war, unter dem jaͤhrlich 
abwechſelnden Vorſitze zweier Schultheißen, als Vollziehungs⸗ 


8 


Behoͤrde aufgeſtellt. Sein war das wichtige Recht, dem Großen 
Rathe alle Geſetze, Verordnungen und andere Beſchluͤſſe vorzu— 
ſchlagen; er waͤhlte die oberamtlichen Behoͤrden und urtheilte in 
letzter Inſtanz uͤber alle Streitigkeiten in Verwaltungsſachen. 
Ein engerer Ausſchuß des Kleinen Raths, der Staatsrath, 
beſorgte alle, die aͤußere und innere Sicherheit betreffenden 
Geſchaͤfte. . 8 

Ein Appellationsgericht von 13 Mitgliedern des Großen 
Raths, praͤſidirt von dem nicht im Amte ſtehenden Schult— 
heißen, urtheilte in hoͤchſter Inſtanz uͤber alle buͤrgerlichen und 
peinlichen Rechtsfaͤlle. Bei Beurtheilung von todeswuͤrdigen 
Verbrechen waren ihm vier durch das Loos bezeichnete Mitglie— 
der des Kleinen Raths beigeordnet. 

So weit die von dem Vermittler gegebene Verfaſſung. Or— 
ganiſche Geſetze fuͤgten folgende Beſtimmungen hinzu: 

Statt der helvetiſchen 25 Diſtrikte ward der Kanton, mit 
ſorgfaͤltiger Beruͤckſichtigung der Lokalitaͤten, den Kirchſpielen 
nach, in 22 Amtsbezirke eingetheilt. Jeder Amtsbezirk erhielt 
einen Oberamtmann, einen Amtsſtatthalter, ein Amtsgericht 
von vier Beiſitzern, einen Amtsſchreiber und einen Amtsweibel; 
jedes Kirchſpiel ein Gericht fuͤr die Fertigungen und ein Chor— 
gericht; jede Stadt oder Gemeinde einen Stadtrath oder Ge— 
meindsvorgeſetzte. Alle dieſe Beamte, mit Ausnahme des Ober— 
amtmanns und des Amtsſchreibers, mußten aus der Zahl der 
Buͤrger oder der Grundeigenthuͤmer des Amtsbezirks ſelbſt ge— 
nommen werden. 

Die Oberamtmaͤnner wurden, je auf ſechs Jahre, von dem 
Kleinen Rathe gewählt, frei aus allen Staatsbuͤrgern, welche 
die vorgeſchriebenen Eigenſchaften beſaßen, um von ihren eigenen 
Zuͤnften unmittelbar in den Großen Rath gewaͤhlt zu werden. 


Die Unverehelichten waren ausgeſchloſſen. Der Oberamtmann 
or 
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war Stellvertreter der Regierung in feinem Amtsbezirke, Ober: 
vormund, Friedensrichter mit einer Competenz von fünfund- 
zwanzig Franken, inſtruirender Richter in allen uͤbrigen Civil— 
ſachen, Praͤſident des Amtsgerichts, Polizeirichter mit einer 
Competenz von fuͤnfzig Franken und dreitaͤgiger Gefangenſchaft, 
Adminiſtrationsrichter in erſter Inſtanz und Verhoͤrrichter in 
Criminalfaͤllen. Ihm war auch, in der Regel, der Bezug der 
Ndatural- und übrigen auf dem Grund und Boden haftenden 
Staatseinkuͤnfte uͤbertragen. 

Die Amtsgerichte beurtheilten alle Civilſtreitigkeiten, welche 
die Competenz der Oberamtmaͤnner uͤberſtiegen, bis auf zwei⸗ 
hundert Franken ohne Weitersziehung, die uͤbrigen, ſo wie alle 
Criminalvergehen, in erſter Inſtanz. 

Der Amtsſchreiber war Sekretaͤr des Oberamtmanns und 
des Amtsgerichts, und fuͤhrte die Hypothekenprotokolle. 

Dem Gerichte lag die urkundliche Beſtaͤtigung der Hand— 
aͤnderungen und der Verpfaͤndungen von Liegenſchaften ob. Sein 
ordentlicher Vorſtand, der Gerichtsſtatthalter, war zugleich der 
Unterbeamte des Oberamtmanns. 

Die Chorgerichte verfuͤhrten die Stil rieren unter 
der Leitung eines Ober-Ehegerichts und wurden wieder in ihre 
fruͤhere kleine Competenz fuͤr Sittenfehler eingeſetzt. 

Die Stadtraͤthe und Gemeindsbehoͤrden traten in Hinſicht 
auf Ortspolizei, Vormundſchaft und Armenpflege, Verwaltung 
der Gemeind- und Burgerguͤter wieder in dieſelben Rechte und 
Pflichten, welche ſie vor der Revolution ausgeuͤbt hatten. 
Die ſo laͤſtigen direkten Auflagen der helvetiſchen Republik 
wurden abgeſchafft, von den indirekten nur der Stempel, das 
Ohmgeld und eine Handaͤnderungsgebuͤhr von einem halben Pro— 
cent beibehalten. Die Regale der Salzhandlung, der Zoͤlle, 
Poſten nnd Muͤnzfabrikation, beſonders aber die eigenthuͤmlichen 
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Einkuͤnfte aus Domänen, Zehnten und Grundzinſen, bildeten 
die uͤbrigen Huͤlfsquellen des jungen Staats, dem von der Re— 
volution nur Schulden und Ruͤckſtaͤnde angefallen waren. 

Unter dieſen Verhaͤltniſſen begann der Geſchaͤftsgang der 
neuen Regierung des Kantons Bern. Die Erinnerungen aus 
der naͤchſten Vergangenheit, die Vergleichung des Zuſtandes vor 
1798 mit demjenigen, welcher aus den Grundſaͤtzen von Eis 
heit, Freiheit und Gleichheit hervorgegangen war, erzeugten jene 
lebendigen Eindrücke, welche auf die Wahlen einen ſo entſchie— 
denen Einfluß ausuͤbten. Sie fielen in der Mehrzahl, im Ver— 
haͤltniß von beilaͤufig drei Fuͤnfteln, auf Buͤrger der Hauptſtadt. 
Dieſes Zutrauen wurde durch eine wohlgeordnete, feſte, gerechte 
und wohlwollende Verwaltung, durch eine ſorgfaͤltige, unpartheiiſche 
Rechtspflege, durch Gruͤndung nuͤtzlicher Anſtalten gerechtfertigt. 
Bei aͤußerſt maͤßigen Beſoldungen, welche fuͤr die oberen Behoͤr— 
den niedriger beſtimmt wurden, als in allen übrigen größeren 
Kantonen, herrſchte große Thaͤtigkeit in allen Zweigen der 
Staatswirthſchaft. Das Land bluͤhte wieder auf; die Wahl- 
zuͤnfte fanden keinen Grund, ihr Cenſurrecht gegen die Mitglie- 
der der Regierung geltend zu machen. 

Im Einzelnen nachzuweiſen, was in dem Zeitraume der 
Mediation geleiſtet worden, wäre hier nicht der Ort.“) Viele, 
ja die meiſten noch fortwaͤhrenden Einrichtungen ſchreiben ſich 
aus demſelben her, und werden im Verfolge dieſes Berichts an 
den geeigneten Stellen beruͤhrt werden. Es genuͤge hier, die 
ganz neue Beſtimmung der Beſoldungen des geiſtlichen Standes 
nach einem Progreſſivſyſtem, die Gruͤndung der Akademie, die 


*) Eine vollſtändige Geſchichte dieſes Zeitraums, die Frucht zwanzigjähri— 
ger Arbeit einer jüngſt verſtorbenen Magiſtratsperſon, liegt zum Drucke 
bereit, ſobald gebieteriſche umſtände es geſtatten werden. 
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Militaͤrverfaſſung, das Armengeſetz, die Brandverſicherungs— 
Anſtalt blos zu nennen, und zum Schluß dieſer gedraͤngten 
Darſtellung noch einen Blick auf die Verhaͤltniſſe gegen die uͤbrige 
Schweiz und gegen das Ausland zu werfen. 

Zu Beſorgung der ſchweizeriſchen Bundesangelegenheiten 
hatte das Vermittlungswerk die aus den Abgeordneten aller 
neunzehn Kantone zuſammengeſetzte Tagſatzung und den Land— 
ammann der Schweiz als Bundesbehoͤrden aufgeſtellt. In der 
Bundesverſammlung hatten die ſechs Kantone Zuͤrich, Bern, 
St. Gallen, Graubuͤnden, Aargau und Waadt jeder zwei Stims 
men, jeder der uͤbrigen Kantone, die weniger als 100,000 Ein⸗ 
wohner zaͤhlten, eine Stimme. Die Abgeordneten ſtimmten nach 
Inſtruktionen, ſo lange es nicht um den Entſcheid von Strei— 
tigkeiten zwiſchen den Kantonen zu thun war. Die Grundlage 
war foͤderaliſtiſch, ſie huldigte nicht dem Einheitsſyſtem; doch 
ſtand der Tagſatzung das Recht zu, in den Angelegenheiten, 
welche das Intereſſe aller Kantone betrafen, mit einfacher Stim— 
menmehrheit, mit einer groͤßern dann fuͤr die wichtigſten Faͤlle 
von Krieg und Frieden, verbindliche Beſchluͤſſe zu faſſen. Alle 
Berhältniffe mit dem Auslande, auch die Militaͤr-Capitulationen 
waren Sache des Bundes, nicht der einzelnen Kantone. Die 
Tagſatzung hatte ſich alljaͤhrlich im Brachmonate fuͤr laͤngſtens 
einmonatliche Sitzungen und außerordentlicherweiſe ſo oft zu 
verſammeln, als der Landammann der Schweiz es noͤthig fin— 
den, oder fuͤnf Kantone es begehren wuͤrden. 

Die laufenden Geſchaͤfte, die gewoͤhnlichen Verhaͤltniſſe mit 
aͤußern Staaten, die Einleitungen und Vorbereitungen zu den 
Tagſatzungs-Verhandlungen wurden von einem Landammann 
der Schweiz beſorgt. Dieſe Wuͤrde, mit welcher auch eine Art 
von Oberaufſicht über die Kantons-Regierungen ſelbſt verbun— 
den war, ging von Jahr zu Jahr abwechſelnd in die Haͤnde 
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des im Amt ſtehenden Schultheißen oder Buͤrgermeiſters der 
Kantone Freiburg, Bern, Solothurn, Baſel, Zuͤrich und 
Luzern uͤber. 

Im Innern wetteiferten die meiſten Kantone in Herſtellung 
der waͤhrend fuͤnf Revolutionsjahren zerruͤtteten Finanzen; in 
feſter Begruͤndung von Sicherheit und Ordnung, in mancherlei 
nuͤtzlichen Einrichtungen. Das Beiſpiel kraͤftigen Waltens und 
einer raſtloſen Thaͤtigkeit in dem ſich immer vergroͤßernden Reiche 
des Vermittlers, welcher als Kaiſer der Franzoſen, Koͤnig von 
Italien und Protektor des Rheinbundes, die Schweiz von allen 
Seiten umſchloſſen hielt; die beſtimmt vorgezeichnete Richtung 
geſtattete weder Lauheit noch Wanken, und verbuͤrgte zugleich 
die innere Ruhe und das gute Vernehmen zwiſchen den Kan— 
tonen, wozu uͤbrigens alle Elemente ſchon vorhanden waren. 
Ein kurz nach Erlaſſung der Mediationsakte ausgebrochener 
Aufſtand im Kanton Zuͤrich wurde mit der entſchloſſenen Bei— 
huͤlfe Berns bald gedaͤmpft. 

Das Uebergewicht des Vermittlers in den Angelegenheiten 
des europaͤiſchen Feſtlandes ſtellte die aͤußere Politik der Schweiz 
auf die einfachen Verhaͤltniſſe einer mit Frankreich beſtehenden 
Defenſivallianz. Vermittelſt einer kapitulationsmaͤßigen Trup⸗ 
penlieferung von 12,000 Mann!) blieb ihr die Neutralität bei 
andern Kriegen vergoͤnnt. Allein die wiederholt gebotene Er— 
gaͤnzung dieſer ſtarken Truppenzahl wurde zur empfindlichen 
Laſt. Der Allianzvertrag verpflichtete die Schweiz jaͤhrlich 
200,000 Centner Salz von Frankreich zu kaufen. In den Krie— 
gen von 1805 und 1809 durften die zu Schirmung des neutralen 


*) Dieſe mußten nach der Capitulation von 1812 ſtets vollzählig erhalten 
werden. Die frühere Militärkapitulation hatte 16,000 Mann verſprochen, 
aber nach dem Grundſatze der freiwilligen Werbung. 
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Gebiets aufgebotenen Truppen nur gegen die Rheingraͤnze auf— 


11—22. März geſtellt werden. Selbſt den Durchzug einer franzoͤſiſchen Heeres— 


1809. 


1810. 


1810 — 1813. 


Uebergangs⸗ 
Periode. 


abtheilung durch Baſel zum Rheinuͤbergang uͤber die dortige 
Bruͤcke mußte ſich die Schweiz als ein Recht gefallen laſſen, 
das der Vermittler ungefragt in Anſpruch nahm. Sie mußte 
durch Annahme des Tarifs von Trianon dem gegen England 
gerichteten Continentalſyſtem huldigen, ) und die militaͤriſche Ber 
ſetzung des Kantons Teſſin waͤhrend drei vollen Jahren dulden. 
So walteten eilf Jahre lang die Verhaͤltniſſe der Media⸗ 
tion, unter denen unſer Vaterland ſich vergleichungsweiſe gegen 
Außen und in ſeinem Innern faſt unbedingt gluͤcklich preiſen 
konnte, obgleich Bern durch die Losreißung von Aargau und 
Waadt die Haͤlfte und zwar die ſchoͤnſte und fruchtbarſte 
Hälfte feiner alten Landſchaft verloren, ) und durch die Anz 
veiſung ſeiner in der engliſchen Bank niedergelegten Staats— 
Sapitalten zu Bezahlung der helvetiſchen Nationalſchuld, eine 
edem Rechtsbegriffe zuwiderlaufende Spoliation erlitten hatte. 


Die ewig denkwuͤrdigen Feldzuͤge von 1812 und 1813 hat: 
ten die Trümmer der franzoͤſiſchen Heere von den oͤſtlichen 
Grenzen Europas bis uͤber den Rhein zuruͤckgefuͤhrt. Ganz 
Deutſchland war befreit, der Rheinbund aufgeloͤst, Italien und 
Frankreich offenbar bedroht. Unter dieſen Umſtaͤnden erklaͤrte die 


*) Doch wurde das Begehren, die engliſchen Waaren zu konſtsziren oder gar 
zu verbrennen, beharrlich von der Hand gewieſen. 


**) Von den andern Kantonen verlor Uri das zum Teſſin geſchlagene Livi— 
nerthal, Graubünden das zu Gunſten des Königreichs Italien ſeque— 
ſtrirte Veltlin mit Cleven und Worms; hingegen erhielten Zürich, Lu— 
zern, Schwyz, Unterwalden, Zug, Glarus, Bafel, Freiburg, Solothurn, 
Schafhauſen und Appenzell ihre alten Grenzen wieder. 
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im Spaͤtjahr 1813 in Zuͤrich verſammelte außerordentliche Tag- 18. November 
fagung*) die Neutralität der Schweiz, ordnete Sendungen 2 
nach Paris und in das Hoflager der alliirten Monarchen nach 
Frankfurt ab, um die Zuſicherung derſelben zu erhalten, und 

rief 12,000 Mann zu Beſetzung der Grenzen unter die Waffen. 

Die Alltirten ruͤſteten ſich zum entſcheidenden Kampfe, Napoleon 

ſuchte ganz Frankreich in ein Lager zu verwandeln; die Frage 

über die Möglichkeit eines Friedens, diejenige uͤber den Aus: 

gang der beinahe unvermeidlichen Fortſetzung des Kriegs lagen 

vor, in ungewiſſer Zukunft. Die kleine Schweiz war in dem 
allgemeinen Waffengetuͤmmel bis jetzt einzig unbetheiligt geblie— 

ben. In Kaiſer Alexander hatte ihre Neutralitaͤt einen wohl— 
wollenden Fuͤrſprecher gefunden; blos die Ausſicht auf wuͤnſch— 

bare Vortheile, kein Zwang ſollte nach ſeiner Meinung ſie 
allenfalls beſtimmen, den Geboten des Mediators ſich zu ent— 

ziehen und an der großen europaͤiſchen Bewegung Theil zu 
nehmen; in dieſem Sinne wurde zuerſt ſein Abgeordneter, 

Graf Capo d'Iſtria mit dem oͤſterreichiſchen Bevollmächtigten, 

Ritter von Lebzeltern, in die Schweiz geſchickt, nachdem eine 

offizielle Note des ordentlichen oͤſterreichiſchen Geſandten von s. Dezember 
Schraut auf eine bevorſtehende Veraͤnderung in den Verhaͤltniſſen I 
hingedeutet hatte. In gleich wohlwollendem Sinne lauteten die 
Aeußerungen gegen die Abgeordneten, Landammann Aloys von 

Reding und Seckelmeiſter von Eſcher, zu Frankfurt. 


Mittlerweile wurde in den Feldlagern der Operationsplan 
zu dem großen Angriffe gegen Napoleon in Frankreich entwor— 
fen; demſelben zufolge ſollte der linke Fluͤgel der europaͤiſchen 


„) Sie war auf den 15. Wintermonat zuſammenberufen, Bern hatte 2 
Ausſchreibung auf einen frühern Zeitpunkt anbegehrt. 
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Hauptarmee durch die Schweiz eindringen. Darüber waren bie 
Heerfuͤhrer einig geworden, und auf die Erklaͤrung des Feld— 
marſchalls, Fuͤrſten von Schwarzenberg, daß er ohne Beſetzung 
der Schweiz nicht für den Ausgang des Feldzugs verantwort- 
lich ſeyn koͤnne, wollte auch Rußland ſeine Zuſtimmung nicht 
laͤnger verſagen. 

Zuerſt wurde nun darauf hingearbeitet, die Schweiz zu 
freiwilliger Zerreißung des Bandes zu vermoͤgen, welches ſie an 
den Vermittler knuͤpfte, da ein ſolcher Schritt, zu welchem 
alle andern früher in fraͤnzoͤſiſchen Bundesverhaͤltniſſen geſtan⸗ 
denen Staaten das Beiſpiel gegeben hatten, jede Schwierigkeit 
beſeitigt haben wuͤrde. Deshalb erhielt auch der Graf von 
Senft-Pilſach eine Miſſion nach Bern, und wurde daſelbſt 
von dem foͤrmlich accreditirten oͤſterreichiſchen Geſandten als Be⸗ 
auftragter der allürten Maͤchte vorgeſtellt. Er verſuchte dem 
Antrage Eingang zu verſchaffen, unter Losſagung von der Me— 
diations-Verfaſſung und Wiederherſtellung der alten Ordnung 
der Dinge ſich an die europaͤiſche Allianz anzuſchließen, und 
ließ auf dieſen Fall die zukuͤnftige Neutralität für die Schweiz, 
fuͤr Bern insbeſonders die Wiedervereinigung der losgeriſſenen 
Gebietstheile hoffen. 

Unterdeſſen ruͤckte eine Armee von 160,000 Mann durch 
das Großherzogthum Baden immer naͤher gegen die Rheinbruͤcke 
von Baſel. Bereits Ende Wintermonats wußte man nach dem 
Beſtande der bereiteten Lebensmittel, daß dieſe Heeresmacht bis 
zum 20 — 24 Chriſtmonat die Grenzſcheide werde uͤberſchreiten 
muͤſſen. Amtliche Berichte daruͤber gelangten wiederholt von 
den eidgenoͤſſiſchen Truppen-Commandanten nach Zuͤrich. Als 
nun die Eidsgenoſſenſchaft bei ihrer Neutralitaͤts-Erklaͤrung 
verharrte, ohne jedoch dieſelbe durch eine hinreichende Truppen— 
zahl zu unterſtuͤtzen, und Bern ſich nicht von ſeinen Eidsgenoſſen 
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trennen wollte,) konnte der auf dem allgemeinen Kriegsplan 
beruhende Durchzug der Armee uͤber die Rheinbruͤcke nicht mehr 
auf die vorausgeſetzte Einwilligung begruͤndet werden und wurde 
daher im Augenblicke der Vollziehung rein militaͤriſch angeſagt. 
Die wenig uͤber 2000 Mann betragende Garniſon von Baſel 
und das durchaus ungenuͤgende Grenzeordon konnten um fo 
weniger Widerſtand leiſten, da andere Heeresabtheilungen gleich— 
zeitig uͤber die aufwaͤrtsſtehenden Rheinbruͤcken einruͤckten. Eine 
Proklamation des Obergenerals verkuͤndigte im Namen der ver— 
buͤndeten Monarchen die freundſchaftlichſten Geſinnungen fuͤr 
die Schweiz, und ſprach ſich im Sinne der Herſtellung ihrer 
alten Verfaſſung, aber entſchieden gegen die Anhaͤnger des 
franzoͤſiſchen Syſtems aus. 

Am 23. Chriſtmonat vernahm man in Bern, daß die 
Vorhut der oͤſterreichiſchen Armee bereits auf Berniſchem Bo— 
den ſtehe, und auf dieſe Nachricht hin erklaͤrte ſich die auf den 
franzoͤſiſchen Vermittlungsakt geſtuͤtzte Regierung für aufgelöst. 
Sie uͤbergab, nach dem damals allgemein wieder auflebenden, 
durch alle bisher bekannt gewordenen Akten der großen verbuͤnde— 
ten Maͤchte als ihre Maxime bezeichneten Begriffe, alle Verhaͤlt— 
niſſe auf eine frühere rechtliche Grundlage zuruͤckzufuͤhren, die Lei— 
tung der Gefchäfte an Schultheiß, Raͤth und Burger der Stadt und 
Republik Bern, die ſich ſofort in den noch von 1798 her vorhan— 
denen Beſtandtheilen konſtituirten. Dieſe Herſtellung des alten 
Regiments hatte für den erſten Augenblick zur Nothfolge: 1) daß 
die ehemalige rechtliche Baſis der Souveraͤnetaͤt der Hauptſtadt 
verwahrt, Y daß die Integritaͤt des alten Gebiets in Anſpruch 


*) Dieſes bezeugten die Proklamation der Neutralität vom 1. und 15. und 
die Verhandlungen des Kleinen und Großen Raths vom 20. und 21. Chriſt— 
monat 1813. S. auch Beilage Nro, I. 


20. Dezember 
1813. 


23. Dezember 
1813. 
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genommen und endlich 3) daß die Verhaͤltniſſe des Bundes zu 
der Eidgenoſſenſchaft nach Vorſchrift der alten Buͤnde wieder 
hergeſtellt werden ſollten. Von dieſen Grundlagen aus konnten 
dann rechtlich alle diejenigen Abaͤnderungen und Einrichtungen 
vorgenommen werden, welche die Zeitumſtaͤnde oder des Landes 
Wohlfahrt erheiſchen mochten. 

In der Schweiz war nach den Berichten, welche fruͤher 
aus Frankfurt erſtattet worden, der Eintritt der alliirten Heere 
fuͤr Viele unerwartet und erweckte Beſorgniſſe aller Art. In 
den zuſammentreffenden Umſtaͤnden der Vereinigung einiger Of— 
fiziers, unter denen ſich auch Berner befanden, zu beabſichtigter 
Bildung von Freikorps, ) und des Auftretens des Grafen von 
Senft zu Bern, ſuchte man zuerſt die Beweggruͤnde zu dieſem 
Ereigniß; erſt ſpaͤter wurde eine Aeußerung des Generalquar— 
tiermeiſters der großen alliirten Armee bekannt, daß dieſe Gruͤnde 
in dem Uebergewichte des militaͤriſchen Einfluſſes uͤber den diplo— 
matiſchen im Hauptquartier oder in dem Gebot des Kriegs— 
plans ſelbſt zu ſuchen ſeyen. Noch ſpaͤter diente ein verlaͤum— 
deriſches Geruͤcht zu Feſtſtellung der Wahrheit, daß keine 
Behoͤrde, kein Regierungsglied von Bern den Einmarſch der 
fremden Heere, die Verletzung der ſchweizeriſchen Neutralität 
provozirt noch herbeigerufen hat. In Baſel, deſſen Lage in dem 
zwar kurzen Zeitraume zwiſchen dem Abzug der ſchweizeriſchen 
Beſatzung und dem Einruͤcken der Allürten peinlich geweſen war, 
und welches die augenblicklichen Folgen des Durchmarſches am 
ſchwerſten zu tragen hatte, ließ ein engliſcher General ſich die Aeuſ⸗ 
ſerung entfallen: „England habe den Durchzug der verbuͤndeten 


*) Wirklich machten Verneroffiziere, aus eigenem Antrieb, ohne Unten 
ſtützung und ohne Nebenabſicht, den Feldzug von 1814 als Freiwillige 
mit und verdienten auf dem Schlachtfelde die Auszeichnungen, die ihnen 
zu Theil wurden. | 
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Heere mit 100,000 Pfund Sterling erkauft.“ Der Verdacht 
erhob ſich, daß Bern dieſes Geld empfangen. Keine Bemuͤhungen 
wurden gefpart, keine Schwierigkeiten beachtet, um dieſen Ver⸗ 
dacht gruͤndlich aufzuhellen. Es erwahrte ſich endlich akten— 
maͤßig, daß England jene Summe den Verbuͤndeten als Subſidie 
fuͤr die Verpflegung der Armeen waͤhrend ihres Durchzugs durch 
die Schweiz bezahlt, daß aber Niemand weder aus Bern noch 
aus der uͤbrigen Schweiz an dieſer Verhandlung irgend einigen 
Antheil genommen hatte.“) So wie indeſſen der wahre Sach— 
verhalt nur nach und nach an den Tag kam, ſo war hingegen 
der erſte Eindruck nachtheilig fuͤr Bern. 

Auf die erſte Nachricht von dem Einmarſche der Verbin: 
deten hatte der Landammann der Schweiz eine außerordentliche 
Tagſatzung nach Zuͤrich ausgeſchrieben, und zugleich den Kan— 
tonen eine Note der außerordentlichen Geſandten von Oeſter— 
reich und Rußland mitgetheilt, welche die Zuſicherung der alten 
Grenzen und der kuͤnftigen Neutralitaͤt der Schweiz mit der 
Erklaͤrung begleitete, ſich nicht in ihre innere Verfaſſung miſchen 
zu wollen. Die weder vollſtaͤndig eingetroffenen noch mit gehoͤrig 
vorberathenen Inſtruktionen verſehenen Abgeordneten zur Tag- 
ſatzung konſtituirten ſich am 26. Chriſtmonat und faßten drei 
Tage ſpaͤter einen Beſchluß, durch welchen zwar die media— 
tionsmaͤßige Bundesverfaſſung aufgehoben, hingegen die auf die 
Vermittlungsakte gegründeten Kantonal-Verhaͤltniſſe beftätigt 
wurden. Aus dieſem Schritte, welcher ohne Ruͤckſicht auf den 
dabei ſo ſehr betheiligten Stand Bern, in Abweſenheit ſeiner 
Abgeordneten, ohne Pruͤfung der Gruͤnde des Rechts oder der 


*) Akten, betreffend die ins Publikum geworfenen Verdächtigungen gegen 
Bern in Rückſicht auf den Einmarſch der alliirten Truppen in die Schweiz 
im Dezember 1813, Bern 1814 und 1815. Vergl. Beilage Nro. II. 


21. Dezember 
1813. 


29. Dezember 
1813. 


20. Januar, 
16. Februar 
181% 
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Billigkeit, die Frage wegen Aargau und Waadt einſeitig und 
auf eine Weiſe entſchied, die jede Unterhandlung faſt unmoͤg— 
lich machte, gingen alle diejenigen Spannungen hervor, welche 
bis nahe zur offenen Feindſchaft geſteigert, ſo viele Schwierig— 
keiten uͤber das ganze Werk des neuen Bundesvertrags ver— 
breiteten. 

Unter dieſen unguͤnſtigen Umſtaͤnden mußte nun die neue 


Regierung von Bern, mit beſtaͤndigem Hinblick auf dieſe aͤußern 


Verhaͤltniſſe und mit ſorgfaͤltiger Beibehaltung aller rechtlichen 
Grundlagen, die auf dieſelben Bezug hatten, auch ihre inneren 
Einrichtungen zu ordnen trachten; und Schritt fuͤr Schritt bis 
zur endlichen Reorganiſation mußte unter den hemmendſten 
Hinderniſſen das Intereſſe des Kantons als Staat, nebſt den 
Erforderniſſen ſeiner innern Verfaſſung beruͤckſichtigt werden. 
Jede voreilige Abweichung von dem ehemaligen anerkannten 
Rechtsverhaͤltniſſe hätte als eine Entſagung auf diejenigen Rechts 
anſpruͤche dargeſtellt werden koͤnnen, welche auf jenen beruhten. 

Einer der erſten Schritte der wiederhergeſtellten Regierung 
war die Einberufung von 43 Abgeordneten aus Städten und Land- 
ſchaften in den Großen Rath, denen um des oben angedeuteten 
Rechtsverhaͤltniſſes willen zugleich das perſoͤnliche Buͤrgerrecht 
der Stadt Bern ertheilt wurde. 

Obgleich die Mediationsakte aufgelöst war, wurden die 
eidgenoͤſſiſchen Verhaͤltniſſe auf demjenigen Fuße fortgeſetzt, 
welcher durch dieſelbe war beſtimmt worden, mit dem bedeuten⸗ 
den Unterſchiede jedoch, daß die Landammannwuͤrde und der 
Verſammlungsort der Tagſatzung mit Anfang des Jahrs 1814 
nicht auf Luzern uͤbergiengen, ſondern in Zuͤrich behalten wurden. 
Bei der Berathung der neuen Bundesverfaſſung bekaͤmpften ſich 
wiederum die, aus der erſten Revolutionszeit einander gegenuͤber⸗ 
ſtehenden Elemente des Einheitſyſtems und des Foͤderalismus. An 
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einem erſten Entwurfe nahm Bern keinen Theil; derſelbe wurde 
im Februar den Staͤnden mitgetheilt, und erweckte bei mehreren ſo 
große Beſorgniſſe, daß eine Verſammlung der XIII Orte nach 
Luzern ausgeſchrieben ward, um andere, dem Geiſte der alten 
Buͤnde mehr ſich naͤhernde Grundlagen zu entwerfen. Es er— 
ſchienen bei derſelben nebſt Luzern die Abgeordneten von Bern, 
Uri, Schwyz, Unterwalden, Zug, Freiburg und Solothurn. 
Bei der Verſammlung in Zuͤrich blieben Zuͤrich, Baſel, Gla— 
rus, Schaffhauſen und Appenzell. 

Der Beſchluß vom 29. Dezember 1813 wurde dem Kaiſer 
von Rußland, welchem die verbuͤndeten Monarchen den vor: 
nehmſten Antheil an ihrem Einfluß auf die ſchweizeriſchen An— 
gelegenheiten uͤberließen, als die Aeußerung des Nationalwil— 
lens der Schweiz dargeſtellt. Dem zufolge erſchien eine Erklaͤrung 
der Geſandten von Oeſterreich, Rußland und Preußen, welche 
die Integritaͤt der XIX ſeit 1803 beſtandenen Kantone als 
eine Grundlage der ſchweizeriſchen Staatsverfaſſung anerkannte. 
Von dieſem Augenblicke hinweg ſtand zu erwarten, daß die 
Geſandten ihren Einfluß verwenden würden, um mit den Terz 
ritorialanſprachen auch gleichzeitig alle anderen Widerſpruͤche 
gegen die aufgeſtellte Grundlage zu beſeitigen. Ihre erſten Be— 


19. März18 14. 


26. März 1814. 


muͤhungen waren auf die Aufloͤſung der Conferenz in Luzern 


und auf die Vereinigung der Abgeordneten aller Staͤnde zu 
einer vollſtaͤndigen Tagſatzung in Zuͤrich gerichtet. Nach eilf 
Tagen loͤste die Conferenz in Luzern ſich auf, und mit dem 
6. April 1814 waren die Abgeordneten aller XIX Kantone in 
Zuͤrich verſammelt. Die Berathung einer neuen Bundesver— 
faſſung begann. Die Berniſchen Abgeordneten“) waren dahin 


*) Herr Schultheiß von Mülinen, Alt-Nathsherr von Stürler und Lega— 
tionsrath Fiſcher. 


6. April 1814. 


12. u. 17. Jan. 
1814. 


2%. 11. 26. März 
1814. 
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gewieſen, ſich vorzuſehen: 1) daß die Territorialfragen nicht 
einſeitig zu des Standes Nachtheil entſchieden wuͤrden; Y daß 
keine Einwirkung der Tagſatzung auf die innere Verfaſſung der 
Kantone ſtatt finde, ſondern in dieſer Beziehung dieſelben ganz 
frei bleiben; 3) daß nicht uͤber die dem Stande zuſtehenden in 


der engliſchen Bank niedergelegten Capitalien verfügt; 0 daß 


aller anderen Stände bundesgemaͤße Rechte und Freiheiten an— 
erkannt wuͤrden; im Uebrigen dann zu allem Hand zu bieten, 
was zur Eintracht und Befeſtigung des neuen Bundes fuͤhren 
koͤnne. 

Bei dem uͤberwiegenden Einfluſſe, den die Entſcheidung der 
Territorialfragen und auch die Bundesverfaſſung ſelbſt auf den 
zukuͤnftigen Beſtand der Bernerſchen Regierung ausuͤben mußten, 
konnte die Verfaſſung fuͤr den Kanton nicht feſtgeſetzt werden. 
Man hatte ſich daher begnuͤgt, nebſt der oben erwaͤhnten Ein⸗ 
berufung von 43 Abgeordneten aus Staͤdten und Landſchaften, 
die Zahl der Mitglieder des Großen Raths aus der Haupt— 
ſtadt, durch ein zu dieſem Ende niedergeſetztes Wahlkollegium, 
bis auf 200 zu ergaͤnzen, und nebſt den zwei Schultheißen und 
den noch lebenden fuͤnf Mitgliedern des Kleinen Raths, welche 
bereits vor 1798 dieſe Wuͤrde bekleidet, noch vierzehn zu waͤhlen, 
die uͤbrigen Stellen im Großen und Kleinen Rath aber offen 
zu laſſen. Die Eroͤffnung des Buͤrgerrechts der Hauptſtadt 
wurde durch ein Dekret verkuͤndigt. Die Formen der alten Ver: 
faſſung ſelbſt blieben unberührt, bis der vervollſtaͤndigte Große 
Rath ſeiner Zeit daruͤber beſtimmen koͤnne. 

Die Territorialfragen!) und die ſehr abweichenden Anz 
ſichten uͤber groͤßere oder geringere Centralgewalt theilten die 


*) Auch die Stände uri, Schwyz, Zug, Glarus und Appenzell Inner— 
Rhoden hatten Fragen dieſer Art aufgeworfen— 
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Gemuͤther in der Schweiz. Beſonders wurde Bern mit den 
Regierungen von Aargau und Waadt, welche ihren Beſitzſtand 
zu behaupten hatten, in einen Kampf um die weſentlichſten In— 
tereſſen verflochten, der beiderſeits zu bewaffneten Ruͤſtungen, 
doch mehr von defenſiver als offenſiver Art fuͤhrte, und uͤbri— 
gens in officiellen Verhandlungen, vorzuͤglich aber in einer 
Menge mehr oder weniger leidenſchaftlicher Flugſchriften ver⸗ 
fochten wurde. Daß hierbei die Gegner Berns alle jene Ver— 
daͤchtigungen und Beſchuldigungen vorzugsweiſe heraushoben, 
welche auf die oͤffentliche Meinung Eindruck machen und die 
Regierung in ihrem Innern erſchuͤttern konnten, war leicht zu 
erklaͤren. Einige uͤberſchritten jedoch alle Schranken; ein „Aufruf 
an die Schweizer,“ in den heftigſten Ausdruͤcken zum Kreuzzug 
gegen Bern auffordernd, wurde nur durch die allgemeine Ver— 
achtung beſtraft. Die freiwillige Landesbewaffnung gieng mit 
Erfolg vor ſich.“) Einige Unruhen im Oberlande, veranlaßt durch 
mancherlei Aufſtiftungen und theilweiſe Unzufriedenheit uͤber 
die Aufloͤſung der Verfaſſung von 1803, fanden zwar nicht 
zahlreiche Theilnehmer, mußten aber mit entſchiedenem Nach— 
druck geſtillt werden, weil ſie die Lage Berns auf der Tag— 
ſatzung in Vertheidigung der Standesintereſſen zu erſchweren 
drohten. Damals ſuchte Bern auf dem Wege der Unterhandlung 
finanzielle und allgemeine Intereſſen mit Waadt“) vor foͤrmlicher 
*) Hierüber, jo wie über die Truppenſendungen zu Unterſtützung befreun— 


deter Stände oder für den Dienſt des gemeinſamen Vaterlandes, wird 
ein folgender Abſchnitt dieſes Berichts einige Angaben liefern. 


**) Die mit den erforderlichen Belegen verſehene Entſchädigungs-Rechnung 


wies aus: St. Rp. 
1) für abbezahlte Landes ſchuldee nns 171087677 93 
2) für gekaufte Liegenſchafte nnn 640,384 27 
3) für gekaufte herrſchaftliche und Lehenrechte . . . 2,126,483 13 
4) für Käufe und Koften der Salz werde 781,545 83 


Zuſammen Fr. 4,657,061 16 


2 


31. Mai 1814, 


Uebereinkunft 
vom 9. Sept. 
1814. 
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Anerkennung dieſes Kantons auszuſcheiden, mit dem Aargau 
hinwieder den Weg zu einer freiwilligen Wiedervereinigung an— 
zubahnen. 

Ein zweiter Entwurf eines Bundesvertrags war am 31. Mai 
auf der Tagſatzung zu Stande gekommen. Neun und eine halbe 
Kantonalſtimmen wollten denſelben annehmen, andere Neun und 
eine halbe, naͤmlich diejenigen acht, welche fruͤher an der Kon⸗ 
ferenz in Luzern Theil genommen hatten, nebſt Glarus und 
Appenzell⸗Innerroden nicht. Umſonſt bemühte man ſich, durch 
Annaͤherungs⸗Verſuche, unter der fortwaͤhrenden Einwirkung 
der alliirten Miniſter zu einem Reſultate zu gelangen. Endlich 
vereinigte ein neuer Entwurf am 8. September die Mehrheit 
der Staͤnde. In demſelben war die Garantie des Gebiets fuͤr 
die durch Territorialfragen in Anſpruch genommenen Theile 
nicht ausgeſprochen, und der Entſcheid uͤber dieſe und die Ent— 
ſchaͤdigungsfragen, der eidgenoͤſſiſchen Vermittlung oder frucht⸗ 
loſen Falls dem eidgenoͤſſiſchen Rechte zugewieſen. 

Der um dieſe Zeit zuſammentretende Wiener Congreß hatte 
ſich die hohe Aufgabe geſetzt, die wichtigſten europaͤiſchen Ver: 
haͤltniſſe zu entwirren und dauerhaft zu begruͤnden. Auch die 
ſchweizeriſchen Angelegenheiten bildeten einen Theil dieſer Auf— 
gabe. Um die Anerkennung der Unabhaͤngigkeit und Neutrali⸗ 
tät der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft auf den Grundlagen des 
neuen Bundesvertrags auszuwirken, wurden die Herren von 
Reinhard, von Montenach und Wieland von der Tagſatzung nach 
Wien abgeordnet; mehrere Deputirte einzelner Kantone begaben 
ſich dorthin, um über die beſonderen Intereſſen ihrer Commit⸗ 
tenten angehoͤrt zu werden, unter ihrer Zahl war auch ein 
Berner. Der Congreß beſtellte fuͤr die Angelegenheiten der 
Schweiz ein aus Bevollmaͤchtigten von Oeſtreich, Rußland, 
Großbrittannien und Preuſſen beſtehendes Comité, welches nach 
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den erſten Sitzungen noch durch einen Bevollmaͤchtigten Frank: 
reichs vermehrt wurde. Dreizehn Protokolle dieſer Conferenz, 
das erſte vom 14. Wintermonat 1814, das letzte vom 13. März 
1815 datirt, mit zahlreichen Ausarbeitungen der einzelnen Mit— 
glieder,*) bezeugen die Sorgfalt, mit welcher jedes Verhaͤltniß 
ergruͤndet, jede Meinung angehoͤrt, jede Anſicht gepruͤft wurde. 
Das Wohlwollen für Bern war allgemein; ſelbſt Rußland, ob: 
wohl voreingenommen gegen ſeine Anſpruͤche, verkannte das 
Achtungswerthe des Geiſtes feiner Regierung nicht, deren Feſtig— 
keit und Rechtlichkeit ein Vertrauen begründeten, welches fir 
die ganze Schweiz wohlthaͤtig wirkte. Auf der andern Seite 
wurden die Intereſſen der ſogenannten neuen Kantone von dem 
ehemaligen Erzieher des ruſſiſchen Kaiſers mit ſeinem ganzen 
Einfluſſe vertheidigt. Dem von mehreren Seiten her ſich aͤußern⸗ 
den Wunſche, Berns Anſpruͤchen, ganz oder zum Theil, Recht 
wiederfahren zu laſſen, ſtellten ſich die fruͤher gegebenen Zuſa⸗ 
gen entgegen, ſo daß der Ausweg einer Kompenſation beinahe 
der einzig thunliche ſcheinen mußte. — Die Verhandlungen waren 
uͤber die ſchwierigſten Punkte ſchon weit vorgeruͤckt, ohne jedoch 
zum Abſchluß voͤllig reif zu ſeyn, als die Nachricht von der 
Landung Napoleons bei Cannes, welche die Ausſicht auf einen 
neuen Krieg eroͤffnete, das beſchleunigte Ende herbeifuͤhrte. 
Am 20. März 1815 unterzeichneten die bevollmaͤchtigten Ge— 
ſandten der „zu Feſtſetzung der ſchweizeriſchen Angelegenheiten be: 
„rufenen acht Mächte“ Oeſtreich, Spanien, Frankreich, Groß— 
brittannien, Portugal, Preuſſen, Rußland und Schweden die 
Erklaͤrung, daß ſobald die ſchweizeriſche Tagſatzung der mitfol- 
genden Verhandlung oder Vergleich (transaction) ihre Zuſtimmung 


*) Alle dieſe Verhandlungen find abgedruckt in Herrn Staatsraths Klübers 
Akten des Wiener-Congreſſes, Bd. V. S. 150 — 309. 
9 * 


1. Mai bis 
21. Juli 1815. 
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ertheilt haben würde, auch die Anerkennung und Gewaͤhrlei— 
ſtung der immerwaͤhrenden Neutralitaͤt der Schweiz innerhalb 
ihrer neuen Grenzen beurkundet werden ſolle. Folgendes waren 
die Hauptbeſtimmungen dieſer wichtigen Verhandlung: 

Unverletzter Beſtand der XIX Kantone, gegruͤndet auf 
die Uebereinkunft vom 29. Dezember 1813; — Vereinigung von 
Wallis, Genf und Neuenburg mit der Schweiz, als drei neue 
Kantone; — Vereinigung des Bisthums Baſel mit dem Kanton 
Bern, mit Ausnahme eines Bezirkes fuͤr Baſel, und eines i 
kleinen Einſchluſſes fuͤr Neuenburg; — Zuruͤckſtellung der in 
England angelegten Kapitalien von Bern und Zuͤrich an dieſe 
zwei Kantone, mit Zinsgenuß vom 1. Januar 1815 hinweg, 
aber mit der Verpflichtung die aufgelaufenen fruͤheren Zinſen 
zur Abzahlung der helvetiſchen Nationalſchuld zu verwenden; — 
Ueberlaſſung des halben Ertrags des Liviner Zolls von Teſſin 
an Uri; — Beſtimmung einer Entſchaͤdigung von Fr. 500,000, 
welche die Kantone Schwyz, Unterwalden, Uri, Zug, Glarus 
und Appenzell⸗Innerrhoden, von Aargau, Waadt und St. Gal- 
len, und einer andern von Fr. 300,000, welche die Berniſchen 
Laudemienbeſitzer von Waadt erhalten ſollten; nebſt einigen vor: 
uͤbergehenden oder durch die ſpaͤteren Verhandlungen des zweiten 
Pariſer Friedens modifizirten Verfügungen. Am 27. Mai erfolgte 
von Seite der Tagſatzung die feierliche Beitritts-Erklaͤrung zu 
dieſer Urkunde. 

Die Schweiz war aufgefordert worden, an der neuerdings 
nothwendig gewordenen allgemeinen Bewaffnung Theil zu 
nehmen. In wenigen Wochen deckten 36,000 Mann, unter dem 
Oberbefehle des Generals von Bachmann, die bedrohten und zwar 
diesmal die weſtlichen Grenzen. Mit welcher Schnelligkeit und 
Vollſtaͤndigkeit der Ausruͤſtung, aber auch mit welchen bedeuten: 
den Opfern Bern damals ſeine Bundespflicht erfuͤllte, wird weiter 
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unten an geeigneter Stelle berichtet werden. Das Berner Kon— 
tingent erwarb ſich uͤberall verdientes Lob; kein Berner ſtand 
unter jener Brigade, deren Betragen im Augenblicke des Vor⸗ 
ruͤckens die militaͤriſche Ehre zu gefaͤhrden drohte. — Die Kriegs— 
gefahren giengen ſchnell voruͤber und ſogleich nach eingetretener 
Waffenruhe wurde der nunmehrige Bundesvertrag der XXII Kan 
tone unterzeichnet und beſchworen; „zu Behauptung ihrer Frei— 
„heit, Unabhaͤngigkeit und Sicherheit gegen alle Angriffe frem— 
„der Maͤchte, und zur Handhabung der Ruhe und Ordnung 
„im Innern, zu gegenſeitiger Gewaͤhrleiſtung ihrer Verfaſſun— 
„gen, ſo wie dieſelben von den oberſten Bundesbehoͤrden jedes 
„Kantons, in Uebereinſtimmung mit den Grundſaͤtzen des Bun— 
„ desvertrags werden angenommen worden ſeyn, zu gegenſeitiger 
„Gewaͤhrleiſtung ihres Gebiets.“ 

Kaum war durch die Beſtaͤtigung des Bundesvertrags die 
Stellung des Standes Bern in Beziehung auf Grenzen und 
Verhaͤltniſſe zum Bunde feſtgeſetzt; (einige Grundzuͤge der 
innern Verfaſſung waren ſchon in einem Protokoll der Wiener 
Conferenz') auf Verlangen Rußlands, und bei Anlaß der 
Abtretung des Elsgaus niedergelegt worden) ſo beſchaͤftigte 
ſich die Regierung unverweilt mit der „Reviſion der Funda— 
y mental⸗ oder Verfaſſungs-Geſetze, um die ehrwuͤrdigen alten 
„Grundlagen der Republik zu erweitern, zu befeſtigen und 
„mit den Beduͤrfniſſen der jetzigen Zeit in Uebereinſtimmung zu 
„bringen.“ Es beſagte dies die nach einer viertaͤgigen ſorgfaͤl— 
tigen Berathung erlaffene urkundliche Erklarung; dieſes 
Grundgeſetz ſtatuirt: 


*) Vom 15. März 1815, unterzeichnet von den Bevollmächtigten Groß: 
brittanniens, Preuſſens, Rußlands und Frankreichs. Klüber, Akten des 
Wiener Congreſſes, Bd. V, S. 305 ff. 


7. Aug. 1815. 


Urkundliche 
Erklärung. 


18, 19, 20, 
21. Sept. 1815. 


. 
. 
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1) Die Anerkennung der evangeliſch-reformirten Religion 
als herrſchende Religion des alten Kantons, mit Zuſicherung 
der Beibehaltung und freien Ausübung der roͤmiſch-katholiſchen 
Religion fuͤr die ſich zu derſelben bekennenden Einwohner des 
zu vereinigenden Biſchof-baſelſchen Landestheils. 

2) Beſtaͤtigung der Rechte, Freiheiten und Gewohnheiten 
der Staͤdte, Landſchaften und Gemeinden; des Eigenthums und 
der Verwaltung ihrer Guͤter. 

Y Beſtaͤtigung der Loskaͤufe von Zehnten, Bodenzinſen und 
Lehenrechten, ihrer ferneren Loskaͤuflichkeit fuͤr die Zukunft und 
der unentgeldlichen Aufhebung der kleinen Zehnten des Staats. 

4) Beſtaͤtigung der ſeit 1798 geſchloſſenen Kaͤufe und 
Verkaͤufe um Staatseigenthum und Fortbeſtand der Verordnun⸗ 
gen, Geſetze und Dekrete der abgetretenen Kantons-Regierung. 

5) Freiheit des Handels und der Gewerbe fuͤr alle Landes— 
buͤrger, unter Vorbehalt ſchuͤtzender Polizeigeſetze. 

6) Wahlfaͤhigkeit aller Kantonsbuͤrger zu allen Staatsaͤm⸗ 
tern, gleich den Buͤrgern der Hauptſtadt. 

7) Fortdauernde Eröffnung des Burgerrechts der Stadt Bern. 

8) Einführung einer Landesrepraͤſentation von 99 Mitglie- 
dern von Staͤdten und Landſchaften zu Ausuͤbung der hoͤchſten 
Gewalt, im Verein mit den Zweihundert der Hauptſtadt und 
mit Genuß gleicher Rechte in der Regierung. 

9) Vertheilung dieſer Repraͤſentationszahl in 17 durch die 
11 Staͤdte, 70 durch die 27 Amtsbezirke, 12 durch den Großen 
Rath ſelbſt außerhalb der Buͤrgerſchaft der Hauptſtadt zu wäh: 
lende Mitglieder, welche zur Wahlfaͤhigkeit ſich uͤber folgende 
Eigenſchaften auszuweiſen hatten: das Kantonsbuͤrgerrecht, die 
Ehrenfaͤhigkeit, ein Alter von 29 Jahren, und entweder das 
Eigenthum eines bezahlten Grundſtuͤcks von Fr. 10,000, oder 
dasjenige von bedeutenden Manufaktur- oder Handelsanſtalten, 
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oder eine fuͤnfjaͤhrige Anſtellung im Staate oder in Gemeinds⸗ 
Verwaltungen, oder eine eben ſo lange Dienſtzeit als Offizier 
in den Auszuͤgern. 

10) Beſtaͤtigung der bereits auf den Vorſchlag von Staͤdten 
und Landſchaften gewaͤhlten 43 Standesglieder als Mitglieder 
der obigen Repraͤſentation, denen beizufügen: 22 aus den Amts⸗ 
bezirken des alten Kantons, eben ſo viel aus dem neuen Lan— 
destheil und die 12 nach freier Ergaͤnzungs- Wahl. 

11) Jeweilige Wiederbeſetzung der erledigten Stellen auf 
gleiche Weiſe. Ausdehnung der alljaͤhrlichen Cenſur auf ſaͤmmt— 
liche Mitglieder der Landesrepraͤſentation. 

12) Zuſicherung einer unverzuͤglichen Reviſion der Funda⸗ 
mental⸗Verordnungen, deren Inbegriff die Verfaſſung der Ne 
publik ausmacht. 

Durch dieſen wichtigen Akt wurde ſomit der Uebergang aus 
der Mediationszeit geſchloſſen. Dem Berichte, was in Boll 
ziehung der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen und Zuſagen 
geſchah, muß hier, der Zeitfolge nach, eine kurze Darſtellung 
der Urſachen und Umſtaͤnde der Vereinigung des Leberbergs mit 
dem Kanton Bern vorausgehen. 


Der zum deutſchen Reiche gehoͤrende Theil des Hochſtifts 
Baſel war im Jahre 1793, das Muͤnſterthal, Biel und die 
uͤbrigen in der eidgenoͤſſiſchen Neutralitaͤt begriffenen Gegenden 
vier Jahre ſpaͤter mit Frankreich vereinigt worden. Nach voll- 
zogenem Einmarſche der Alliirten wurde jener Gebietstheil unter 
die Verwaltung des Freiherrn von Andlaw als General-Gou— 
verneur fuͤr die verbuͤndeten Maͤchte geſetzt, dieſen aber, als 
ehemaligen ſchweizeriſchen Bundesſtaaten, eine freiere Selbſt— 
verwaltung geſtattet. Bei den letztern wurde gleich anfangs der 


Vereinigung 
des Leberbergs. 
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Wunſch faſt allgemein rege, mit Bern vereinigt zu werden, an 
welches ſie dankbare Ruͤckerinnerungen knuͤpften; auch erfolgten 
ſchon fruͤhe von Seite der bevollmaͤchtigten Miniſter eben dahin 
abzweckende Eroͤffnungen an die Regierung, welche dafuͤr un— 
bedingt auf ihre Anſpruͤche auf Aargau und Waadt verzichten 
und der entworfenen Bundesverfaſſung ſich anſchließen ſollte. 
Die Antwort war ablehnend, weil Bern bloß Anerkennung ſei— 
ner Rechte, nicht Vergroͤßerung auf Unkoſten anderer Rechte, 
noch einen Zuwachs von ungleichartigen Beſtandtheilen ſuchte. 
Es erhob ſich die Frage, welche ſchickliche Beſtimmung dieſem, 
von der fruͤheren franzoͤſiſchen Eroberung zuruͤckgezogenen Lande 
gegeben werden koͤnne, und im Intereſſe der ſchweizeriſchen Neu— 
tralitaͤt, und des Werths dieſer Neutralitaͤt fuͤr die benachbar⸗ 
ten Staaten ward befunden, es ſolle zu der Eidgenoſſenſchaft 
geſchlagen werden. Mancherlei Schwierigkeiten — deren keine 
von Berniſcher Seite herruͤhrte — ſetzten ſich jedem Verſuche 
entgegen, daraus einen eigenen XXIII. Kanton zu bilden. Alle 
dieſe Betrachtungen, verbunden mit den oben angedeuteten wohl- 
wollenden Geſinnungen fuͤr Bern, beſtimmten den Congreß, 
auf der Vereinigung des ganzen ehemaligen Bisthums Baſel 
mit dem hierſeitigen Stande zu beſtehen; nur der Bezirk Birseck 
wurde an Baſel, wegen Lokalgruͤnden und in Beruͤckſichtigung 
der getragenen Kriegslaſten, abgetreten. Die Art und Weiſe 
der Vereinigung ſollte unter der Aufſicht und Garantie der 
Eidgenoſſenſchaft, welche die Verwaltung des Landes aus den 
Händen, des Freiherrn von Andlaw übernommen und in dieje⸗ 
nigen des Alt-Buͤrgermeiſters von Eſcher als eidgenoͤſſiſchen 
Commiſſaͤrs niedergelegt hatte, durch eine gleiche Zahl von Ab— 
geordneten der Regierung und des zu vereinigenden Landestheils 
beſorgt werden. Nicht ohne entſchiedenen Widerſtand einer bedeu— 
tenden Stimmenzahl erklaͤrte der Große Rath ſeine Zuſtimmung, 
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geleitet durch den Beweggrund, den Ungewißheiten aller Art, 
welche die Ruhe und Eintracht der Schweiz ſtoͤrten oder hemm⸗ 
ten, ein Ende zu machen. Die Verhandlungen der beidſeitigen 
Abgeordneten wurden durch freundſchaftliches Entgegenkommen 
dergeſtalt vereinfacht, daß nach einer eilftaͤgigen Conferenz ſchon 
am 14. November 1815 die Vereinigungsurkunde in Biel unter— 
zeichnet und am 23. von dem Großen Rathe ratifizirt werden 
konnte.“) Sie umfaßt 25 Artikel. Die 13 erſten betreffen die 
verſchiedenen Verhaͤltniſſe der roͤmiſch⸗katholiſchen und der evan⸗ 
geliſch⸗ reformirten Kirchen zum Staate und diejenigen der 
zur Lehre der Wiedertaͤufer ſich bekennenden Landeseinwohner; 
der 14. und 15. enthalten die Beſtimmungen über die Aufhe— 
bung der franzoͤſiſchen Geſetzgebung; der 16. die Eintheilung 
in Oberaͤmter; der 17. die Wiederherſtellung der Buͤrgerrechte; 
der 18. die Reorganiſation der Gemeinds- und Munizipalver— 
hältniffe mit Garantie des Eigenthums und der Verwaltung 
ihres unter Frankreich ſehr geſchmaͤlerten Vermoͤgens; der 
19. Artikel ſicherte den Einwohnern des neuen Landestheils, 
ohne Unterſchied der Religion, gleiche politiſche Rechte mit denen 
des alten Kantons zu. „Sie ſollen in dem feſtgeſetzten Ber: 
y haͤltniß an den Stellen im ſouveraͤnen Rathe und anderen 
„Theil haben, ſo wie die Verfaſſung des Kantons und nament— 
„lich die urkundliche Erklaͤrung vom 21. September 1815 es mit 
„fich bringt, welche anmit auch für die Bewohner des Bisthums 
„geltend erklaͤrt wird.“ Im 20. Artikel werden die Verhaͤlt— 
niſſe der Stadt Biel auseinandergeſetzt. Der 21. verheißt die 
Handhabung der Verkaͤufe von Nationalguͤtern und die Nicht— 


*) Die feierliche Ratifications- und Gewährleiſtungsurkunde, nach eingehol— 
ter Zuſtimmung aller eidgenöſſiſchen Stände von dem Vororte Zürich 
ausgeſtellt, trägt das Datum vom 18. Mai 1816. 


Reviſion der 
Verfaſſung. 
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Herſtellung der Lehengefaͤlle und Zehnten; der 22. die Abſchaf— 
fung von allen Leiſtungen, welche nicht fuͤr den ganzen Kanton 
geſetzlich beſtehen, oder ſchon vor der franzoͤſiſchen Herrſchaft 
eingefuͤhrt waren; der 23. ſtatuirt die Feſtſetzung einer Grundſteuer 
als Erſatz der Zehnten und Dominialeinkuͤnfte, im uͤbrigen Auf— 
hebung der franzoͤſiſchen Auflagen und Gleichſtellung mit dem 
Steuerſyſtem des alten Kantons. Art. 24, Ueberlaſſung des 
noch vorhandenen Staatseigenthums an die neue Landesregie— 
rung und endlich Art. 25 den Vorbehalt zu Gunſten der Ein— 
wohner in fremde Dienſte zu treten, mit ihrem Vermoͤgen 
wegzuziehen und wieder zuruͤckzukehren, alles nach Berniſchen 
Geſetzen. b 

Auf dieſe Bedingungen hin wurde die Vereinigung durch 
Uebergabe des Landes ab Seite des eidgenoͤſſiſchen Adminiſtrators 
an die Regierung von Bern vollzogen, welche ſich hierauf unab- 
laͤßig und bis auf die neueſten Zeiten mit der Erfüllung aller 
gegebenen Zuſagen und mit Begruͤndung aller Elemente der 
Ordnung und des Wohlſtandes in dem neuen Landestheile be; 
ſchaͤftigte. Die verſchiedenen Anordnungen, welche in dieſer Hin⸗ 
ſicht getroffen worden, ſind vollſtaͤndig in einer Beilage des 
gegenwärtigen Berichts verzeichnet; ) ihren Erfolg zeigt jede 
Vergleichung des jetzigen Zuſtandes dieſes Landestheils mit dem— 
jenigen, in welchem es ſich zur Zeit der Vereinigung befunden 
hatte. 


Die Verfaſſungsreviſion, zu welcher die Regierung num über; 
gieng, war keine leichte Arbeit. Fruͤherhin beſtand die Verfaſſung 
der Republik Bern in keinem eigentlichen Akte oder Grund— 


*) Siehe Beilage Nro. III. 
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Geſetze (chartre), ſondern in einer geſchriebenen Sammlung 
von Ordnungen, die unter dem Namen des rothen Buchs 
bekannt war, von welchem jedes Standesglied ſich eine Abſchrift 
verſchaffen mußte. Von der Begruͤndung der Stadt her entſtand 
ſie allmaͤhlig und erlitt im Verfolg der Zeiten bald mehr bald 
minder bedeutende Veraͤnderungen; es war dieſes Verhaͤltniß in 
mancherlei demjenigen aͤhnlich, auf welchem auch die engliſche 
Verfaſſung beruht; naͤmlich auf einer entſchiedenen Richtung, 
nur theilweiſe und einzig in ſolchen Faͤllen zu verbeſſern und zu 
erneuern, wo eine unbezweifelte Nothwendigkeit oder die Gewalt 
der Umſtaͤnde es erforderten. Die Verfaſſung beſtand daher aus 
ſehr verſchiedenartigen Vorſchriften, deren manche einzelne nach 
neueren Begriffen kaum zu rechtfertigen waͤren, die hingegen 
in ihrem Zuſammenhange und in ihrer Verbindung dasjenige 
Staatsgebaͤude bildeten, welches in feiner praktiſchen Wirkſam⸗ 
keit ſich eben ſo ſehr durch Auszeichung unter den ſchweizeriſchen 
Kantonen, als durch innern Wohlſtand ſechs Jahrhunderte hin— 
durch bewährt hatte. Dieſe Sammlung wurde für die kuͤnf— 
tigen Einrichtungen wiederum zum Grunde gelegt. Allein ſehr 
vieles mußte nach den Ideen der neuern Zeit, nach veraͤnderten 
Verhaͤltniſſen und Beduͤrfniſſen auch umgeſtaltet werden. Eine 
eigene Commiſſion wurde fuͤr dieſe Reviſion niedergeſetzt und 
entledigte ſich ihres Auftrags mit unermuͤdeter Sorgfalt. Die 
aͤußeren Umſtaͤnde, unter denen ſie ihre Arbeit ausfuͤhrte, waren 
diejenigen einer allgemeinen Bewegung zur Ruͤckkehr zu den 
alten Grundſaͤtzen und Formen, unter deren Einfluſſe man 
ſich auch die Ruͤckkehr der alten Ruhe und ſtillen Wirkſamkeit 
verſprach, nach welcher man ſich um ſo lebhafter ſehnte, als 
Kriege und Erſchuͤtterungen aller Art die ſpaͤter beſtandenen 
Verhaͤltniſſe begleitet hatten. Mit dieſem zu jener Zeit ſehr 
allgemeinen Gefuͤhle verband ſich eine aus den Ereigniſſen der 


Wahlregle⸗ 
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juͤngſten Vergangenheit entſprungene Abneigung gegen alle kraͤf— 
tigen Einrichtungen, das Streben nach einer Vertheilung und 
Abwaͤgung jeder wirklichen Staatsgewalt, mehr in der Abſicht, 
deren moͤglichen Mißbrauch zur Willkuͤhr zu hindern, als in 
wohlgeordneter Uebereinſtimmung die Entwicklung der Staats— 
kraͤfte zu foͤrdern. Ob dieſe vorherrſchende Richtung den Er— 
forderniſſen ſo ganz entſprochen, wie es eine tiefere Einſicht in 
die Verkettung vorhandener Urſachen mit erwarteten Wirkungen 
erheiſchen konnte, iſt hier nicht zu unterſuchen. 

Die ſogleich nach der Vereinigung des Leberbergs vorge— 
nommene vollſtaͤndige Ergaͤnzung der Regierung bis auf 299 
Mitglieder für den Großen, 27 für den Kleinen Rath erfor: 
derte zuerſt die Bearbeitung von Wahlreglementen. Dasjenige 
fuͤr die Wahl der Abgeordneten von Staͤdten und Landſchaften 
war ſchon gleichzeitig mit der urkundlichen Erklaͤrung erſchienen. 
Nach den Beſtimmungen deſſelben beſtand das Wahl-Collegium 
fuͤr die Amtsbezirke, unter dem Vorſitze des dabei ohne Stimm— 
recht anweſenden Oberamtmanns, aus dem Amtsgerichte, den 
Gerichtsſtatthaltern, den Beiſitzern der Untergerichte und Chor— 
gerichte, und ſo vielen durch das Loos bezeichneten Vorgeſetzten 
jedes Kirchſpiels, als daſſelbe Mitglieder am Chorgerichte hatte. 
Dieſen allen wurden noch durch das Amtsgericht beigezogen vier 
der groͤßern im Amtsbezirke angeſeſſenen Gutsbeſitzer, Handels— 
leute oder Manufakturiſten. Dieſes Wahlkollegium, welches je 
nach der Groͤße des Amtsbezirks 40 bis nahe an 200 Mit: 
glieder zählen konnte, leiſtete den feierlichen Eid „zu Abgeord— 
„neten in den Großen Rath nur ſolche Männer zu wählen, 
„zu deren Rechtſchaffenheit, Vaterlandsliebe und Kenntniſſen 
„wir das Zutrauen haben, daß ſie der hohen Landesobrig— 
„keit, in welche fie berufen werden, mit gutem Rathe beiſtehen, 
„auch die Ehre und den Nutzen des Vaterlandes werden foͤrdern 
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„ koͤnnen.“ Jedes Mitglied des Wahlkollegiums erhielt einen 
Stimmzeddel, auf welchem es den Namen desjenigen genau zu 
bezeichnen hatte, welchen es vorſchlagen wollte. Vereinigte ein 
Vorgeſchlagener mehr als die Haͤlfte der Stimmen, ſo war er 
gewaͤhlt, ergab ſich aber keine abſolute Mehrheit, ſo blieben die 
vier, welche die meiſten Stimmen vereinigten, in der Wahl und 
wurden in einer zweiten geheimen Abſtimmung nach allfaͤlligem 
Austritte der Vorgeſchlagenen und ihrer Verwandten, auf zwei 
gebracht, unter denen alsdann das offene Mehr entſchied. In 
den Staͤdten wurde die Wahl der geſammten Magiſtratur zuge— 
wieſen und ihr die Wahlform zu beſtimmen uͤberlaſſen. — Die 
12 von dem Großen Rathe ſelbſt zu ernennenden Abgeordneten 
wurden auf einen von Rath und XVI einzureichenden Vor— 
ſchlag, welcher beliebig vermehrt werden konnte, durch fortwaͤh— 
rendes offenes Abſtimmen bis zum Entſcheide durch die abſolute 
Mehrheit aller Anweſenden, oder die hoͤhere Stimmenzahl unter 
den zwei letzten gewaͤhlt. Die Wahlform bewaͤhrte ſich durch 
die Eigenſchaften der Gewaͤhlten und blieb daher, bis auf eine 
naͤhere Beſtimmung des verwandtſchaftlichen Austritts, unver— 
aͤndert, ſollte jedoch, einem ſchon fruͤher“) gemachten und jüngft 
wiederholten Antrage zufolge, aufs neue und in dem Sinne 
einer Vermehrung der Zahl der Waͤhlenden unterſucht werden. 
Einem andern, auf Ausrichtung von Taggeldern abzweckenden 
Antrage war aus Ruͤckſichten, die auf das Anſehen der Ge— 
waͤhlten und die Natur ihres Mandats berechnet waren, keine 
Folge gegeben worden. 

Die Wahlart der Zweihundert der Stadt Bern war zum 
Theil der ehemaligen Form enthoben, jedoch nicht ohne weſentliche 


*) 5. April 1819. Er ward damals auf die Behandlung der Gemeinds— 
Organiſation verſchoben. 


Urk. Erkl. §. 9. 


15. Jan. 1816. 


4. Jan. 1816. 
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Abaͤnderungen. Diejenigen Glieder des Kleinen Raths, welche 
als Mitglieder der Zweihundert in dem Großen Rathe ſaßen, 
bildeten, vereint mit den XVI durch das Loos aus der Zahl 
der Zweihundert gezogenen Wahl-Sechszehnern, das Wahlfolle- 
gium. Dieſes waͤhlte aus der geſammten Buͤrgerſchaft von Bern 
eine Zahl von 35 Kandidaten, durch das offene Handmehr 
unter der eidlichen Verpflichtung, nur wuͤrdige und faͤhige Maͤn⸗ 


ner zu waͤhlen, und unter der Vorſchrift, daß wenigſtens aus 


19. März 1821. 


48. Dez. 1826. 


13. Jan. 1816. 


achtzig) verſchiedenen Familien dieſer Buͤrgerſchaft Mitglieder 
im Großen Rathe und unter den Kandidaten mußten gezählt 
werden. Für die Wahlfaͤhigkeit der Kandidaten wurde das zu— 
ruͤckgelegte 25. Altersjahr beſtimmt; fie traten nach dem Alters⸗ 
range, jedoch nie vor dem zuruͤckgelegten 29. Jahre, jeweilen 
bei einzelnen Erledigungen unter den Zweihundert in dieſelben 
uͤber, und wenn das Kandidaten-Verzeichniß erſchoͤpft war, ſo 
wurde auf gleiche Weiſe ein neues gebildet. Dieſes Wahlregle— 
ment, zuerſt auf eine Probezeit von 10 Jahren erlaſſen, wurde 
noch vor Verfluß derſelben auf einen Antrag des Praͤſidenten 
der Stadtverwaltung einer neuen Berathung unterworfen, bei 
welcher eine ſolche Zahl abweichender Meinungen zum Vorſchein 
kam, daß man ſich uͤber einen Entſcheid nicht vereinigen konnte. 
Nach abgelaufener Probezeit wurde es, mit einigen Modificatio— 
nen, wieder erneuert. 

Noch wurden fuͤr die Erwaͤhlung der Mitglieder des Klei— 
nen Raths und der Oberamtmaͤnner eigenthuͤmliche Formen 
vorgeſchrieben. Fuͤr jene bezeichnete das Loos ſechs Wahlherren 
aus dem Kleinen, 14 aus dem Großen Rathe, deren jeder durch 
Herausſchneiden eines Namens aus dem gedruckten Verzeichniſſe 


*) Vor 1798 mußten die 299 Mitglieder der ſouveränen Behörde aus 76 
verſchiedenen Geſchlechtern gewählt ſeyn. Dvd. v. 1790. RN. B. S. 390. 
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aller Wahlfaͤhigen ſeinen Wahlvorſchlag eingab. Fuͤr das 
Geheimniß und daß kein Wahlherr weder ſich ſelbſt, noch einen 
Verwandten im Austrittsgrade, d. h. bis und mit Geſchwiſter— 
kind, vorſchlagen duͤrfe, wurde theils durch die ſorgfaͤltigſten 
Beſtimmungen, theils durch die Eidespflicht Vorſehung getroffen. 
Ueber die auf ſolche Weiſe Vorgeſchlagenen hatte der Große 
Rath durch Kugeln ſo lange abzuſtimmen, bis einer derſelben 
die abſolute, oder in der letzten Wahl unter zweien die einfache 
Mehrheit erhielt. Fuͤr die Beſetzung der Oberaͤmter hingegen 
wurde im umgekehrten Verhaͤltniſſe das Vorſchlagsrecht allen 
Mitgliedern des Großen Raths, die Wahl ſelbſt einem durch 
das Loos gebildeten Wahlkollegium von 8 Gliedern des Kleinen 
und 16 des Großen Raths zugetheilt. Beide Wahlformen be 
ſtanden nach abgelaufener Probezeit eine neue Pruͤfung und 
wurden ohne weſentliche Veraͤnderungen wieder beſtaͤtigt. 

Aus den vormaligen Satzungen, deren viele durch eine 
lange Erfahrung ſich bewaͤhrt erzeigt hatten, aus den Erinne— 
rungen der Mediation und aus den Erforderniſſen der Zeitum— 
ſtaͤnde gingen nunmehr die ſo geheiſſenen Fundamentalgeſetze 
hervor, welche in Hinſicht auf Ausſcheidung der Gewalten, 
Freiheit der Verhandlungen und der Antraͤge Beſtimmungen 
aufſtellten, deren Mangel in vielen Kantonen als ein Haupt— 
grund von Beſchwerden ſpaͤterhin angefuͤhrt wurde. Die vor— 
zuͤglichſten dieſer Beſtimmungen ſind folgende: 

„Die ſouveraͤne hoͤchſte und oberſte Gewalt wird ausgeuͤbt 
„durch Schultheiß, Kleine und Große Raͤthe der 
„Stadt und Republik Bern. Vor ihren Entſcheid muͤſſen 
„gebracht werden: die Standesſtimme für Einberufung außeror: 
„dentlicher Tagſatzungen; die Wahl und Inſtruktion für Ge 
„ſandte auf Tagſatzungen; der Abſchluß oder die Ratifika⸗ 
„tion aller den Stand verpflichtenden Buͤndniſſe, Vertraͤge 


27. Febr. 1815. 


Fundamental⸗ 
geſetze. 


Geſetz vom 
12. Jan 1846. 


Geſetz vom 
7. Juni 1816. 


32 


y und Militaͤrkapitulationen; die Einrichtung ‚ Abänderung oder 
„Aufhebung aller konſtitutionellen und anderen allgemeinen Ge— 
„ſetze; die Errichtung aller neuen permanenten Stellen und 
„die Beſtimmung ihrer Beſoldungen; die Ernennung aller höheren 
„Beamten, des oberſten Decans und der Geiſtlichen am großen 
„Muͤnſter und des Commandanten der Stadtgarniſon von 
„Bern; die in der urkundlichen Erklaͤrung vorbehaltenen 12 Wah⸗ 
„len in den Großen Rath, nebſt dem Entſcheide uͤber allfaͤllige 
„ unregelmaͤßige Wahlen von Mitgliedern von Städten und 
„Amtsbezirken; die Ausuͤbung des Begnadigungsrechts, die 
„Ausſchreibung von Steuern und Abgaben, die Anleihen, die 
„Geldanwendungen im Auslande uͤber Fr. 10,000, im Inlande 
„unter dem geſetzlichen Zinsfuße; Salzlieferungs⸗ und Poſt⸗ 
„ferme⸗Traktate; Käufe von Staatsguͤtern über Fr. 10,000 
„und Verkaͤufe über Fr. 4000; unvorhergeſehene Ausgaben 
„über Fr. 6000; Gratifikationen über Fr. 1600; Paſſation der 
„allgemeinen Staatsrechnungen; die Militaͤrverfaſſung des Kan⸗ 
„tons, die Geſetze über Organiſation und Competenz der Mili— 
„tärgerichte, über Disziplin und Strafen; die Aufſtellung oder 
„Entlaſſung von ſtehenden Truppenkorps. Endlich alle Gegen— 
„fände, die der Große Rath auf geſchehenen regelmäßigen 
„Antrag vor ſich zu ziehen gut finden wuͤrde.“ 

Die Geſchaͤfte gelangten vor den Großen Rath, entwe— 
der durch Antraͤge der Hauptkollegien und Regierungsbehoͤrden, 
nach vorheriger Berathung durch den Kleinen Rath, oder durch 
das Kollegium von Rath und XVI, oder durch Anzuͤge und 
Mahnungen einzelner Standesglieder. Die Berathungsform 
ſicherte die groͤßte Freiheit inner den Schranken des Anſtandes. 
„Alle zu behandelnden Geſchaͤfte werden zum voraus angezeigt, 
„und die darauf bezuͤglichen Schriften in die Kanzlei gelegt, 
„in wichtigen Fällen die Gutachten und Vorſchlaͤge durch den 
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„Druck vervielfältigt, und alle darüber gefallenen Bemerkungen 
„gefammelt und beruͤckſichtigt. Die Berathung ſelbſt wird 
y durch eine Anzeige des praͤſidirenden Schultheißen eroͤffnet, der 
„feine Meinung bei einer ſolchen Anzeige nicht durchblicken 
„laffen ſoll. Nach Verleſung der Schriften werden Praͤſident 
„und Mitglieder des vorberathenden Kollegiums zuerſt ange: 
„fragt, um den Antrag mit allen ſeinen Beweggruͤnden darzu⸗ 
„ ſtellen; bleiben fie bei der bloßen Darſtellung ſtehen, ohne 
„einen eigenen Schluß zu ziehen, fo koͤnnen fie dieſen noch in 
„der allgemeinen Umfrage nachholen. Letztere folgt unmittelbar 
„nach dem Berichte des Collegiums, und in derſelben kann jedes 
„Mitglied der Verſammlung das Wort nehmen, ohne an eine 
„Reiheordnung gebunden zu ſeyn. Die Umfrage wird fo lange 
u fortgeſetzt, bis niemand mehr zu ſprechen verlangt. Alle Mei⸗ 
„nungen muͤſſen frei vorgetragen, nicht abgeleſen werden;“ (man 
ſuchte Wahrheit und gegenſeitige Eroͤrterung, nicht glaͤnzende 
Reden.“) Zweimal zu ſprechen, wurde nur zu Berichtigung einer 
irrig angebrachten Thatſache, oder in dem hoͤchſt ſeltenen Falle 
einer zweiten Umfrage geſtattet; hingegen konnte uͤber jeden 
einzelnen Artikel eines Vorſchlags eine Umfrage gehalten wer; 
den. Nach geſchloſſener Umfrage konnte der praͤſidirende Schult⸗ 
heiß, wenn er um ſeine Meinung angefragt ward, (was immer 
geſchah) dieſelbe eroͤffnen, und alsdann ward zur Abſtim— 
mung geſchritten, deren Formen ſo deutlich vorgezeichnet 
waren, daß über alle Haupt-, Neben- und untergeordnete 
Fragen die wahre Meinung der Mehrheit ſich unbezweifelt 
ergeben mußte; es konnte alſo das Vorgeſchlagene angenommen, 


) Ein wohlgenteinter Antrag auf Geſtattung in Schrift verfaßter Mei— 
nungs⸗Aeußerungen fand keinen Beifall und wurde von dem betreffenden 
Mitgliede ſelbſt zurückgenommen. 
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verworfen oder abgeändert werden; nur wenn in Beſchluͤſſen 
von mehreren zuſammenhaͤngenden Artikeln einzelne weſentlich 
veraͤndert wurden, erfolgte die Zuruͤckſendung an die vorbera— 
thende Behörde, um zu prüfen, wie fie mit den angenomme— 
nen in Uebereinſtimmung zu bringen ſeyen. Bei Kaͤufen, Ver— 
kaͤufen, Entſchaͤdigungen, bei allen Gunſtbezeugungen und 
bei den meiſten Wahlen wurde die geheime Abſtimmung durch 
Ballotten, in anderen Faͤllen hingegen durch die Form des 
Aufſtehens und Niederſitzens vorgeſchrieben. Fruͤhere Beſchluͤſſe 
konnten nur durch eine groͤßere Stimmenzahl abgeaͤndert wer— 
den, als durch die ſie gefaßt worden. Zur Abaͤnderung von 
Fundamental⸗Geſetzen wurden zwei Drittel der anweſenden, 
dafuͤr zuſammen berufenen Verſammlung erforderlich gemacht. 
Jedes Mitglied endlich erhielt das Recht, Mahnungen und An— 
zuͤge zu machen, erſtere, wenn etwas unterblieb, was nach 
vorhandenen Beſchluͤſſen oder Vorſchriften geſchehen ſollte, oder 
wenn etwas geſchah, das durch dieſelben unterſagt war; letztere 
dann, wenn zum Beſten des Landes oder des Standes irgend 
ein neuer Antrag erforderlich ſcheinen mochte. Zu Erleichterung 
von Mahnungen, welche allenfalls wegen perſoͤnlichen Ruͤck— 
ſichten haͤtten unterlaſſen werden koͤnnen, wurde das Inſtitut 
der Heimlicher, wovon hienach die Rede ſeyn wird, weſentlich 
vervollkommnet. 

Fuͤr die Behandlung der wichtigeren Geſchaͤfte verſammelte 
ſich der Große Rath alljaͤhrlich in zwei periodiſchen Sitzungen. 
Die eine, im Brachmonate, ward vorzugsweiſe der Wahl und 
Inſtruktion der Tagſatzungsgeſandten, die andere, im Dezem— 
ber, den Verfaſſungsgegenſtaͤnden, der Abnahme der Rechnun— 
gen und dem Staatsbudget gewidmet, und mußte gewoͤhnlich 
im Hornung fortgeſetzt werden. Fuͤr die minder wichtigen Ge— 
ſchaͤfte wurden monatliche Sitzungen, je auf den erſten 
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Montag jedes Monats beſtimmt; außerordentliche Sitzungen, 
ſo oft als es die Umſtaͤnde erfordern koͤnnen. 

Die Mitglieder des Großen Raths erhielten keine Beſol— 
dung, ſelbſt keine Reiſeverguͤtung. Die Monatſitzungen, bei 
laͤngerer Dauer auch die periodiſchen, wurden von den entfern— 
teren Mitgliedern nur ſparſam beſucht, welche uͤbrigens ſich 
überzeugen konnten, daß in allen Verhandlungen von allgemei— 
nem Intereſſe der Vortheil des Landes von den in der Stadt 
wohnenden Mitgliedern gewiſſenhaft und ſorgfaͤltig beachtet 
wurde. Die Pflichten und Rechte der Standesglieder als ſolche 
giengen allen anderen vor, und waren fuͤr alle die gleichen. 
Ohne einige Beſorgniß nachtheiliger Folgen konnten Beamtete 
Vorſchlaͤge bekaͤmpfen, welche von Behörden herruͤhrten, unter 
denen ſie unmittelbar ſtanden. Nie iſt in dem ganzen Zeitraume 
von 17 Jahren, in bewegten Zeiten, bei großer Verſchiedenheit 
der Meinungen, die Ruhe der Diskuſſion geſtoͤrt, nie der Anz 
ſtand der Verhandlungen verletzt worden. — Die reglementariſchen 
Vorſchriften fuͤr den Großen Rath waren das Ergebniß einer 
langen Reihe von Jahren. Sie ſind daher ſeit ihrer Erlaſſung 
unveraͤndert geblieben, bis auf eine kleine Modifikation des 
Austritts der Verwandten und die Abkuͤrzung einiger Forma⸗ 
litaͤten. 

Die Verhaͤltniſſe des Kleinen Raths wurden durch die Fun— 
damentalgeſetze alſo beſtimmt: „Der Kleine Rath ſtellt, wenn 
„er nicht mit dem Großen Rathe vereinigt iſt, die ordentliche 
z und gewöhnliche Regierung des Standes Bern vor, und hat 
„in dieſer Eigenſchaft alle täglichen laufenden Geſchaͤfte zu be⸗ 
z ſorgen, die wichtigeren vorzuberathen, fo daß, mit Ausnahme 
„der Mahnungen und Anzuͤge, nichts vor die hoͤchſte Gewalt ge— 
„langen kann, es ſey denn vorher von ihm behandelt und dahin 


„gewieſen worden.“ — Der Kleine Rath ſollte, wie von Alters 
3 * 


Fundamental⸗ 
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her, beſtehen aus dem regierenden und dem ausbedienten Schultz 
heißen, 23 Rathsgliedern und 2 Heimlichern. Letzteren wurde, 
mit dem Altſchultheißen und dem Seckelmeiſter, die beſondere 
Pflicht auferlegt, die Geſetze uͤber die Verfaſſung der Republik 
und die verfaffungsmäßigen Wahlvorſchriften zu handhaben, 
auch zu wachen, daß im Kleinen Rathe nach vorhandenen Ver— 
ordnungen verfahren und von demſelben an den Großen Rath 
gewieſen werde, was dieſem ſelbſt zu entſcheiden zukomme, 
widrigenfalls zu warnen, zu proteſtiren und die Verſammlung 
des Großen Raths anzubegehren. Die fernere Inſtruktion fuͤr 
die Heimlicher befagt: „jedes Standesglied möge dem Heimlicher 
„einen Anzug oder eine Mahnung ſchriftlich eingeben, dieſer 
„ koͤnne ſolche nach Gutfinden anbringen, er muͤſſe aber dieje⸗ 
„nigen Mahnungen anbringen, zu denen ſich ſieben Mitglieder 
„vereinigen wuͤrden, und ſey jedenfalls bei ſeinem Eide ver— 
„bunden, die Namen der Mahner zu verſchweigen; nur Mab- 
„nungen und Anzuͤge gegen die Autoritaͤt der hoͤchſten Gewalt 
„oder zuwider Geſetzen und Ordnungen ſollen von den Heim— 
„lichern nicht angenommen werden.“ — Ein aus der Mitte des 
Kleinen Raths auf ſechs Jahre gewaͤhlter Seckelmeiſter erhielt 
den Rang nach den Schultheißen, den Vorſitz im Finanzrathe 
und von Amtswegen Sitz und Stimme im Geheimen Rathe. — 
Das Kollegium der Senioren, beſtehend aus den vier aͤlteſten 
Rathsgliedern nach dem Range ihrer Erwaͤhlung, wurde fuͤr die 
Abfaſſung der Wahlvorſchlaͤge, namentlich zu den hoͤchſten Stel⸗ 
len des Schultheißen- und Seckelmeiſter-Amts, und, vereint 
mit den Sechszehnern, fuͤr den Vorſchlag zur alljaͤhrlichen 
Wiedererwaͤhlung des Kleinen Raths niedergeſetzt. — Die Be— 
dingungen der Wahlfaͤhigkeit erlitten in Vergleichung mit den⸗ 
jenigen der Mediations-Verfaſſung weſentliche Modifikationen 
dahin: daß, um in den Kleinen Rath zu gelangen, man 
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verheirathet ſeyn, oder es geweſen ſeyn, ſechs Jahre als Mit: 
glied des Großen Raths in Regierungs-Kollegien oder Gerichts— 
hoͤfen gearbeitet, oder das 39. Altersjahr zuruͤckgelegt haben 
muͤſſe; fremde Dienſte, nahe Verwandtſchaft oder Identitaͤt des 
Geſchlechtsnamens mit einem wirklichen Rathsgliede wurden 
ebenfalls zu Ausſchließungs-Gruͤnden erhoben. 

Unter der Aufſicht des Kleinen Raths, aber von dem Großen 
Rathe gewaͤhlt, wurden fuͤnf Haupt-Kollegien folgendermaßen 
organiſirt: 1) Ein Geheimer Rath, praͤſidirt durch den Amts— 
ſchultheiß, beſtehend aus dem Altſchultheiß und Seckelmeiſter 
von Amtswegen, und vier andern Mitgliedern aus dem Klei— 
nen oder Großen Rathe; zugleich voroͤrtliche Behoͤrde in den 
Direktorialjahren. 2) Ein Finanzrath, unter dem Vorſitze des 
Seckelmeiſters, aus vier Mitgliedern des Kleinen und zwei des 
Großen Raths zuſammengeſetzt. 3) Ein Juſtiz- und Polizei— 
rath, deſſen Praͤſidenten und vier aus dem Kleinen und Großen 
Rathe zu gleichen Theilen gewaͤhlten Mitgliedern noch vier Au— 
ditoren aus dem Großen Rathe und der Kandidatenliſte beige— 
ordnet wurden. 4) Ein Kirchen⸗ und Schulrath von vier welt 
lichen und eben fo viel geiſtlichen Mitgliedern und einem Praͤ— 
ſidenten, der auch in einer beſondern, aus zwei weltlichen und 
eben fo viel geiſtlichen Mitgliedern beſtehenden roͤmiſch-katholi— 
ſchen Sektion den Vorſitz fuͤhrte. 5) Ein Kriegsrath, mit 
einem Praͤſidenten, zwei Mitgliedern aus dem Kleinen, vier 
aus dem Großen Rathe. 

Neben und zum Theil unter dieſen Haupt⸗Kollegien blieben 
einzelne Geſchaͤftszweige beſondern, ſchon aus den fruͤheren Ein— 
richtungen hervorgegangenen Regierungs-Commiſſionen uͤbertra⸗ 
gen. Dieſe werden in dem letzten Regimentsbuch, nach ihrer 
alphabetiſchen Ordnung, alſo aufgezaͤhlt: Archiven-Commiſſion, 
Armen⸗Commiſſion, Bau⸗Commiſſion, Bergrath, Brand- 


28. Dezember 
1815. 
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Aſſekuranz-Kammer, Cenſur-Commiſſion, Commerzienrath, 
Curatel der Akademie, Forſt-Commiſſion, Inſel- und Außer: 
krankenhaus- Direktion, Landesoͤkonomie-Commiſſion, Land⸗ 
jaffen » Kammer, Muͤnz- Kammer, Ohmgeld- Kammer, 
Pferdzucht⸗Commiſſion, Salz » Direftion, Sanitaͤtsrath, 
Schwellen» Sommiffion, Straßen Commiffion, Zeughaus: Com; 
miſſion, Zoll: Commiffion, nebſt noch mehreren andern. Alle 
dieſe Commiſſionen wurden, wie fruͤherhin, von dem Kleinen 
Rathe beſtellt, aus deſſen Mittel fie auch ihre Praͤſidenten er; 
hielten, ihre Mitglieder konnten außerhalb der Zahl derjenigen 
des Großen Raths genommen werden. Ihnen ſtand, gleich den 
Haupt⸗Kollegien, in Ergaͤnzungsfaͤllen das Recht eines dop⸗ 
pelten Wahl⸗Vorſchlags zu, der jedoch von der waͤhlenden Be⸗ 
hoͤrde vermehrt werden konnte. 

Das in feiner weſentlichen Form ſeit mehr als einem hal⸗ 
ben Jahrtauſend beſtandene Kollegium der Raͤthe und Sechs— 
zehner (nicht zu verwechſeln mit den 16 Wahlherren bei 
den Kandidatenwahlen fuͤr die 200 der Stadt Bern) wurde 
wieder hergeſtellt und neu ausgebildet. Es beſtand aus dem 
geſammten Kleinen Rathe und einem alljährlich durch das Loos 5 
gebildeten Ausſchuſſe von ſechszehn Mitgliedern des Großen 
Raths, die durch Alter oder Geſchaͤftskenntniſſe eine Garantie 
fuͤr ihre moraliſche Selbſtſtaͤndigkeit darbieten konnten. Das 
Dekret vom 28. Dezember 1815 verordnete in dieſer Beziehung: 
»Sechszehnerfaͤhig ſeyen diejenigen Staudesglieder, welche vers 
„beirathet, ein Oberamt ausbedient, oder zehn Jahre im 
„Großen Rathe geſeſſen; mit Ausſchluß aller im Amt ſtehenden 
„Amtleute, des Staatsſchreibers, Großweibels und Ammanns, 
„derjenigen, welche einen Vater, Bruder oder Sohn im Kolle⸗ 
„gium haben, in aͤußern Dienſten ſtehen, oder den Standeseid 
„für das laufende Jahr nicht beſchworen. Raͤthe und Sechs— 
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„ zehner ſeyen bevollmaͤchtigt, am Tage ihrer Erwaͤhlung ſaͤmmt— 
„ liche Mitglieder des Großen Raths zu beſtaͤtigen, zu ſuſpen— 
„diren oder zu entſetzen. Ihnen liege die alljaͤhrliche Wieder— 
„erwählung der Oberamtleute ob; beſonders aber die Vorbe— 
„rathung aller Vorſchlaͤge zu Errichtung von neuen, oder zu 
„Abaͤnderung und Aufhebung von alten, die Regierungsform 
„betreffenden Satzungen und Ordnungen, mit der Befugniß, 
„deshalb dem Großen Rathe vorzuſchlagen, was fie dem Stand 
„ nuͤtzlich, loͤblich und anſtaͤndig zu ſeyn befinden werden. End⸗ 
„lich gehoͤre vor ihre Berathung alles, was die hoͤchſte Landes— 
v behoͤrde irgend an fie zu weiſen für gut finden werde.“ 

Der Große Rath, der Kleine Rath und das Kollegium 
der Raͤthe und Sechszehner wurden von dem Amtsſchultheiß 
praͤſidirt, deſſen Eid dahin lautete: nebſt der Treue, die er wie 
jeder Beamte und Staatsbürger der Republik leiſten follte, 
„dem Stande und deſſen taͤglich vorfallenden Gefchäften zu 
„warten, ihm mit Berfammlung der hoͤchſten Behörden ſorg— 
„fältig vorzuſtehen, die Staatsangelegenheiten nach beſtem 
„Wiſſen und Gewiſſen zu beſorgen, ohne Saͤumniß noch 
„Anſtand alles zu Gutem zu thun und Verſchwiegenheit zu 
„halten.“ Mit den Pflichten des Vorſitzes hatte er auch bei 
außerordentlichen Gelegenheiten das Wort im Namen der 
Republik zu fuͤhren, das Siegel zu verwahren und alle Akten 
zu unterzeichnen. Ihm ſollte bei dem Jahreswechſel der Alt— 
ſchultheiß, ſo lange er faͤhig war, im Amte nachfolgen und zu 
dieſem Ende von den Senioren vorgeſchlagen und durch offenes 
Handmehr gewaͤhlt werden. Das naͤmliche Kollegium hatte in 
Erledigungsfaͤllen den Wahlvorſchlag zu machen, welcher aber 
von jedem Mitgliede des Kleinen und Großen Raths nach 
Belieben vermehrt werden konnte; kein Vorgeſchlagener durfte 
die Wahl ausſchlagen. | | 


17. Juni 1816. 


8. Jan. 1817. 


30. Dezember 
1816. 
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Die Organiſation der Gerichtshoͤfe blieb die naͤmliche, wie 
ſie unter der Mediation geweſen war. Das Appellationsgericht 
ward, ſeit der Vereinigung des Leberbergs, um zwei Mitglieder 
vermehrt und erhielt vier Suppleanten. Zur Faͤllung eines 
Urtheils wurden 10 Beiſitzer nebſt dem Praͤſidenten, zu derje— 
nigen eines Todesurtheils 15 Mitglieder mit Einſchluß der 
beigezogenen vier juͤngſten Rathsglieder und zwei Drittel 
Stimmen gefordert. Das Oberehegericht aus einem Praͤſidenten, 
einem Mitgliede des Kleinen, vier Mitgliedern des Großen 
Raths und zwei geiſtlichen Beiſitzern zuſammengeſetzt, erlitt 
keine Veraͤnderung. 

Auch die Attribute der Oberamtmaͤnner und der ihnen 
untergeordneten Behoͤrden wurden unveraͤndert beibehalten, da 
eine zwoͤlfjaͤhrige Erfahrung die Zweckmaͤßigkeit der mediations⸗ 
maͤßigen Einrichtung erprobt hatte. 

So wie alle oberen Behoͤrden, ſo blieben auch ſaͤmmtliche 
Beamte der jaͤhrlichen Beſtaͤtigung, auf einen Vortrag der 
betreffenden Behoͤrde unterworfen, und konnten durch eine 
geheime Abſtimmung von ihren Stellen abberufen werden. 

Endlich wurde noch durch ein eigenes Dekret uͤber die 
Stadtverwaltung von Bern verordnet: „Demnach Kraft der, 
„laut urkundlicher Erklaͤrung vom 21. September 1815 einge⸗ 
„führten Verfaſſung die fruͤherhin beſtandene landesherrliche 
„Gewalt der Stadt Bern in die Haͤnde des gemeinſchaftlich 
„aus den Zweihundert der Stadt Bern und den neun und 


u neunzig aus Städten und Landſchaften gewählten Ausge— 


„ſchoſſenen beſtehenden Großen Raths gelangt iſt, und mithin 
„die inneren beſonderen Angelegenheiten der Stadt Bern nicht 
„von uns als dem Landesherrn geleitet werden koͤnnen,“ ſo 
ſollen die Zweihundert der Stadt Bern, nach ihrer urſpruͤng— 
lichen Eigenſchaft / als Großer Stadtrath von Bern anerkannt, 
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und alle Verrichtungen und Gefchäfte, welche auf die tägliche 
Verwaltung des Stadtguts Bezug haben, einer Stadtverwaltung 
delegirt ſeyÿn. Die Stadtverwaltung ſolle aus 34, zur Haͤlfte 
von den Zweihundert, zur Haͤlfte von den Geſellſchaften gewaͤhl— 
ten Mitgliedern der Buͤrgerſchaft von Bern unter dem Vorſitz 
eines aus dem Mittel des Kleinen Raths gezogenen Praͤſidenten 
beſtehen. Die Kompetenz der Stadtverwaltung wurde auf 
dem guͤnſtigſten Fuße beſtimmt. Als Stadtgut blieb vom 
Staatsgute geſoͤndert, was bei Einfuͤhrung der Mediationsver— 
faſſung die Dotationsakte der Stadt zugewieſen hatte. 

Dieſes ſind die Außenlinien der Staatsverfaſſung, wie 
dieſelbe in den Jahren 1814, 1815 und 1816 neu begruͤndet wurde. 
Vergleicht man ſie mit derjenigen vom Jahre 1803, ſo erſcheint 
beſonders das Verhaͤltniß des Großen zum Kleinen Rathe 
weſentlich verändert. Die Befugniffe des Letztern wurden in 
Beziehung auf die Hauptgegenſtaͤnde der Verwaltung, naͤmlich 
das Finanzweſen und die Beſetzung der Stellen, ſo wie durch 
die veränderte Stellung der Haupt-Kollegien in einem bedeutenden 
Maaße beſchraͤnkt, und die wirkliche Gewalt in die Haͤnde des 
Großen Raths gelegt. 

Es ſoll nun in einer gedraͤngten Darſtellung berichtet 
werden, was in der Periode, waͤhrend welcher dieſe Verfaſſung 
beſtanden, in den verſchiedenen Zweigen der Staatsverwaltung 
geleiſtet worden iſt. Die Eintheilung der Hauptabſchnitte dieſes 
Berichts wird ſich am natuͤrlichſten auf diejenige der Haupts 
Kollegien und der uͤbrigen Regierungs-Commiſſionen gruͤnden, 
aus deren Archiven die Materialien zuſammengetragen werden 
mußten. 


Verhältniſſe 
mit dem Aus⸗ 
lande. 


Militär: Am 
pitufationen, 
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1. 
Departement des Geheimen Kaths. 


— 


Es wird hier nicht beruͤhrt, was der Geheime Rath von 
Bern als voroͤrtliche Behoͤrde in den Jahren 1817 und 1818, 
1823 und 1824, 1829 und 1830 zu verhandeln hatte. Wenn 
ſchon dieſe Verhandlungen den bedeutendſten Theil ſeiner Wirk— 
ſamkeit ausmachten, ſo ſcheinen ſie doch nicht in eine Dar— 
ſtellung zu gehoͤren, die ſich auf die Staatsverwaltung des 
Kantons beſchraͤnken ſoll. 

In den gewoͤhnlichen ruhigen Zeiten, wie wir von 1816 
hinweg, mit Ausnahme der druͤckenden, aber keine politiſchen 
Gefahren darbietenden Theurungs jahre, verlebten, war die 
Thaͤtigkeit des Geheimen Raths beſchraͤnkt und eigentlich mehr 
beobachtend als handelnd. Mit dem Auslande hatten einzelne 
Kantone Weniges zu verkehren, weil die wichtigſten Verhaͤltniſſe 
zu demſelben Sache des Bundes waren. Zweierlei Hauptgegen— 
ftände unmittelbarer Beruͤhrung erzeigten ſich jedoch, außer 
den ſehr haͤufig wiederkehrenden Anlaͤſſen zu Verwendungen in 
Privatverhaͤltniſſen einzelner Perſonen, nämlich die Militaͤr— 
Kapitulationen und die Dioͤzeſan- Angelegenheiten. 

Waͤhrend der Mediations-Verfaſſung beſtand, wie ſchon 
oben in der hiſtoriſchen Ueberſicht jener Periode bemerkt 
worden, eine einzige allgemeine Militär - Kapitulation mit 
Frankreich. Alſogleich nach Aufloͤſung jenes Verhaͤltniſſes 
ſuchten die eidgenößifchen Stände wieder in den freiern Genuß 
der eigenen Souveraͤnetaͤt zuruͤckzukehren; dahin gehörte unter 


! 
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anderm auch das Recht, von Kantonen aus, ſey es vereinzelt 
oder in freiwilligem Verband unter mehreren, Kapitulationen 
mit auslaͤndiſchen Staaten abzuſchließen. 

Ein erſter Antrag in dieſer Hinſicht an alle Kantone 
erfolgte von Paris aus bald nach der Ruͤckkehr des Koͤnigs 
Ludwig XVIII. durch das Mittel des Generals Mallet. Nachdem 
dieſer Abgeſandte die Bereitwilligkeit beinahe aller Staͤnde 
erfahren hatte, zu einem neuen Vertrage die Hand zu bieten, 
inſofern demſelben nicht mehr eine obligatoriſche Stellung von 
Mannſchaft zu Grunde gelegt wuͤrde, berief der Koͤnig den 
General von Bachmann und andere Militaͤrs nach Paris, um 
die Kapitulations-Gedinge zu bearbeiten. Mittlerweile gelang- 
ten Antraͤge des damaligen ſouveraͤnen Fuͤrſten der Nieder— 
lande an die Kantone, um auch dort wieder einen aner— 
kannten Schweizerdienſt aufzuſtellen. Nach einer ziemlich lan— 
gen Unterhandlung der hieſigen Kommiſſarien “) mit dem nie— 
derlaͤndiſchen Bevollmaͤchtigten Herrn Van der Hoeven, und 
nachdem der Oberſt May zu Berichtigung einiger Anſtaͤnde in 
den Haag war geſendet worden, kam die Kapitulation am 
23. September 1814 mit dem Kanton Bern fuͤr ein Regiment 
von 2005 Mann zu Stande. Dieſelbe beruhte ganz auf dem 
Grundſatze freiwilliger Werbung, und bezog ſich vornehmlich 
auf die Zuſicherung der eigenen Juſtiz und die Anerkennung 
der den Individuen verheißenen Vortheile. Sie enthielt keinerlei 
Verpflichtung und beſtimmte auch keinerlei Vortheile fuͤr die 
hierſeitige Regierung, ſondern ſicherte bloß den Individuen, 
welche freiwillig in Dienſt treten wollten, die Vorzuͤge eines 
regelmaͤßigen Verhaͤltniſſes und Schutzes zu. Zahlreiche Erfah— 
rungen hatten es nur zu oft bewieſen, wie ſehr die Schweizer, 


) Schultheiß v. Wattenwyl, Rathsherr Wurſtemberger, Tſchiffeli, v. Lu— 
ternau und May. 
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welche in fremde Militär - Dienfte treten, jener Zuſicherung 
bedürfen, die ihnen nur dann mit einiger Wirkſamkeit zu Theil 
werden kann, wenn vertragsmaͤßige Beſtimmungen vorhanden 
ſind.“) — Die Erinnerungen aus dem vormaligen hollaͤndiſchen 
Dienſte, welcher fruͤherhin vor allen andern Vortheile gewaͤhrt 
hatte, ohne mit ſichtbaren Nachtheilen verbunden zu ſeyn, 
verſchafften dieſer neuen Kapitulation allgemeine Gewogenheit, 
und auf die gleichen Grundlagen wurde von andern Cantonen 
noch fuͤr drei Regimenter kapitulirt. Das Commando des Regi— 
ments wurde dem Oberſten von Kirchberger uͤbertragen, und 
ohne Muͤhe gelangte es zu ſeinem vollzaͤhligen Stande. Auch 
unter ſeinem nachmaligen Commandeur, General-Major von 
Jenner, machte es ſich durch ſeine ſchoͤne Haltung und ſtrenge 
Mannszucht bemerklich. 

Waͤhrend der Dauer dieſes Dienſtes erhoben ſich zweierlei 
Anſtaͤnde mit der koͤniglich niederlaͤndiſchen Regierung. Unter 
dem Vorwande, daß die Rechtspflege bloß ſchweizeriſchen 
Tribunalien (Kriegsgerichten) zuſtehe, verſuchten es naͤmlich 
die niederlaͤndiſchen Behoͤrden, fuͤr Polizeifaͤlle, wo keine 
Tribunalien, ſondern einzelne Civil- oder Militaͤr-Beamte 
einzuſchreiten hatten, die ſchweizeriſchen Regiments-Angehoͤrigen 
unter niederlaͤndiſche Gerichtsbarkeit zu ziehen; auch zeigte ſich 
eine Schwierigkeit in Fällen, wo höhere Offiziere vor ein 
Gericht gezogen werden ſollten, die Vorſchriften der nieder— 
laͤndiſchen Geſetzgebung, welche von den ſchweizeriſchen Kriegs— 
gerichten zu befolgen waren, bei dem formellen Beſtande die— 
ſer Gerichte in Anwendung zu bringen. Alle Anſtaͤnde wegen 
der Gerichtsbarkeit wurden nach der Anſicht, daß dieſer Punkt 


*) Die Verhältniſſe des engliſchen Dienſtes, die aber nur kurze Zeit dauer 
ten, und übrigens auch auf Kapitulationen, wenn ſchon nicht mit 
ſchweizeriſchen Regierungen, beruhten, machen eine ehrenvolle Ausnahme. 
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die Nationalität betreffe, von allen kapitulierenden Ständen 
gemeinſchaftlich behandelt. Von jedem Verein, der fuͤr ein 
Regiment capitulirt hatte, wurde daher ein Kommiſſarius 
bezeichnet,“) und nach lange andauernder, in Zürich und Bern 
gepflogener Unterhandlung ein nachtraͤglicher Vertrag mit dem 
koͤniglich niederlaͤndiſchen Geſandten, Grafen Liedekerke ge— 
ſchloſſen, welcher den Grundſatz der eigenen Gerichtsbarkeit 
ſicherte, und die verſchiedenen Schwierigkeiten beſeitigte. Der 
andere Anſtand betraf die Aufnahme von Kadetten bei dem 
kapitulierten Berner-Regiment, und die Dauer ihrer Dienſtzeit 
vor der Brevetierung. Hier hatten niederlaͤndiſche Verord— 
nungen fuͤr die National-Armee, auf die Schweizer-Regimenter 
angewendet, zu den Schwierigkeiten Anlaß gegeben; auch uͤber 
dieſen Punkt wurde zwiſchen dem koͤniglich niederlaͤndiſchen 
Geſandten und dem hieſigen Delegierten, Rathsherrn Fiſcher, 
eine Separat⸗Konvention abgeſchloſſen, welche gleich dem obigen 
Vertrage die beidſeitige landesherrliche Ratifikation erhielt. 

Die Kapitulation mit den Niederlanden war auf 25 Jahre 
abgeſchloſſen, und ſollte alfo noch bis zum Jahre 1829 dauern. 
Ein Artikel in derſelben hatte den Fall voraus geſehen, in 
welchem der Koͤnig der Niederlande, in Folge unvorgeſehener 
Umſtaͤnde, das Regiment abdanken wuͤrde. Es war nicht 
verborgen geblieben, daß die ſuͤdlichen Provinzen der Nieder- 
lande dem Schweizer-Dienſte abgeneigt waren, und fuͤr die 
auf das Jahr 1829 bevorſtehende Feſtſetzung des zehnjaͤhrigen 
Buͤdgets ſah die koͤnigliche Regierung lebhaften Angriffen 
entgegen. Sie entſchloß ſich bereits im Jahre 1828, von jenem 
Artikel Gebrauch zu machen, freilich ohne ſich jemals uͤber 
*) Von Zürich S. E. der Hr. Bürgermeiſter von Reinhard, von Luzern 


S. E. der Schultheiß von Rüttimann, für Graubünden und Glarus 
Oberſt von Hauſer, für Bern Rathsherr Fiſcher. 
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die unvorgeſehenen Umſtaͤnde zu erklaͤren, welche eine * 
Schlußnahme haͤtten begruͤnden moͤgen. 

Zufaͤllig erhielt der geheime Rath Kunde hievon, und 
entſendete alſogleich den Major von Goumoens, Oberamtmann 
von Aarwangen, nach dem Haag, um die Wahrheit zu erforſchen, 
die Gruͤnde eines ſolchen Vorhabens zu erfahren, und wo 
moͤglich deſſen Ausfuͤhrung zu verhindern. Der Berniſche 
Abgeordnete wurde ſehr wohlwollend aufgenommen, allein die 
vermuthlich mit weitausſehenden Planen veränderter Einrich— 
tungen in der National-Armee in Verbindung ſtehenden, bei 
der, damals dem Anſcheine nach ſo tief begruͤndeten Ruhe und 
den Ausſichten auf dauernden Frieden, uͤberwiegend einwir— 
kenden Motive von Oekonomie hatten die Schlußnahme bereits 
feſtgeſtellt. Graf Liedekerke gab ſeine Entlaſſung von ſeiner 
Geſandtſchaftsſtelle, und der neue Geſandte, Commandeur von 
Reinhold, uͤberreichte alſobald nach ſeiner Ankunft, mit der 
Erklaͤrung, daß nach 18 Monaten, auf 31. Dezember 1829, 
die Regimenter wuͤrden abgedankt werden, zugleich das koͤnigliche 
Dekret über die Beſtimmung der Reformgehalte, welche nach 
der Kapitulation auf einen ſolchen Fall hin jedem nach ſeinem 
Range und nach ſeiner Dienſtzeit zugeſtanden werden ſollten, 
und deren einzelne Anſaͤtze, ſchon in dem Dekrete ſelbſt, zumal 
fuͤr die Offiziere, guͤnſtig geſtellt, ſpaͤter noch durch Unter— 
handlung in mehreren Punkten verbeſſert wurden, wie man 
von den edeln Geſinnungen des Monarchen es zu hoffen 
berechtigt war. Demnach wurden die vier in koͤniglich nieder- 
laͤndiſchen Dienſten ſtehenden Schweizer -Regimenter in den 
drei letzten Monaten des Jahres 1829 verabſchiedet, nicht 
ohne lebhafte Anwerbung der Unteroffiziere und Soldaten zum 
Uebertritt in den niederlaͤndiſchen National-Dienſt. 

Die Vorarbeiten zu einer Militär = Kapitulation mit 
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Frankreich, welche in Folge der Sendung des Generals Mallet 
ſtatt fanden, waren noch nicht zum Ende gekommen, als die 
Ereigniſſe der hundert Tage den Koͤnig vermochten, Frankreich 
zu verlaſſen. Damals waren die nach dem ruſſiſchen Feldzuge 
auf vier ſchwache Bataillone zuſammengeſchmolzenen Schweizer— 
Regimenter in und bei Paris. Sie blieben dem Koͤnige getreu, 
und folgten dem Rufe der eidgenoͤſſiſchen Tagſatzung zur Ruͤckkehr 
in das Vaterland, wo ſie bei der Bewaffnung des Jahres 1815 
alſogleich den Kern der Armee bildeten. Nach dem Pariſer 
Frieden ließ der Koͤnig wiederum direkte Unterhandlungen fuͤr 
eine neue Militär Kapitulation für 12,000 Mann mit den 
Kantonen anbahnen; dieſe bildeten ſich in zwei Vereine, an 
deren Spitze fuͤr den einen Zuͤrich, fuͤr den andern Bern ſtan⸗ 
den, und die jeder fuͤr ein Garde- und zwei Linien-Regimenter 
kapitulirten. Bern wollte bei dieſem Anlaſſe mit der Unter— 
handlung fuͤr eine vornehmlich in den Wuͤnſchen und in den 
Intereſſen Frankreichs liegende Militaͤr-Kapitulation, auch eine 
Unterhandlung für die der Schweiz wichtigen Intereſſen zu 
Erleichterung gegenſeitigen Verkehrs bei den immer druͤckender 
werdenden franzoͤſiſchen Mauth-Anſtalten verbinden. Es wurde 
deßhalb der Abſchluß verzoͤgert, bis der andere Verein ohne 
Ruͤckſicht auf dieſen Zweck eine Kapitulation abſchloß. Dieſes 
Beiſpiel vermehrte die Ungeduld der Individuen, welche bereits 
im Dienſte ſtehend, eine Verzoͤgerung neuer Kapitulations— 
Verhaͤltniſſe als fuͤr ſie ſelbſt ſehr nachtheilig hielten, und 
zugleich auch den Wunſch anderer, mit Bern einen Verein 
bildenden Kantone zu baldigem Abſchluß. So kam unterm 
1. Juni 1816 die Kapitulation zu Stande, welche der franzoͤ— 
ſiſche Geſandte, Graf von Talleyrand, mit den Kommiſſarien 
von Bern, Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden, Glarus, 
Zug, Freiburg, Solothurn, Wallis und Genf unterhandelt 
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hatte.“) Dieſe Kapitulation war durch die vorhergegangene Zuͤr— 
cherſche fuͤr alle Hauptbeſtimmungen bedingt, und beruhte gleich 
der mit den Niederlanden abgeſchloſſenen, auf dem Grundſatze freier 
Werbung; nebſt der eigenen Gerichtsbarkeit bedingte ſie auch 
eigene Geſetzgebung, und in materieller Beziehung, vornehmlich 
fuͤr die Garde-Regimenter einen hoͤhern Beſoldungsfuß, welcher, 
fo wie die eigene Uniformirung, ſpaͤterhin zu mancherlei Anfein- 
dungen Anlaß gab.“) Die ſpaͤtere Einfuͤhrung eines neuen, 
von der Schweiz ausſchließlich berathenen Geſetzbuches fuͤhrte 
Reibungen mit der franzoͤſiſchen Regierung ſelbſt herbei, welche 
aber in Folge einer zwiſchen dem franzoͤſiſchen Botſchafter, 
Marquis von Gabriac, und den ſchweizeriſchen Kommiſſarien, 
Schultheiß von Wattenwyl, Buͤrgermeiſter von Wyß, Schultheiß 
von Dießbach und Praͤſident von Salis gepflogenen Unterhand— 
lung bereinigt werden ſollten, als die Begebenheiten der vorjaͤh— 
rigen Juliustage in Paris ſich ereigneten. Seit Jahren ſtets von 
der Oppoſition in den franzoͤſiſchen Kammern mit Heftigkeit 
angegriffen, wurden die Kapitulationen alſobald aufgehoben, 
und bei der Erbitterung, welche der Widerſtand hervorbrachte, 
den eines der beiden Garde-Regimenter, einzig in Paris gegen— 
waͤrtig, gegen die Volksmaſſen geleiſtet, die Regimenter ſofort 
ohne einige Unterhandlung mit den Kantons - Regierungen 
verabſchiedet. Als voroͤrtliche Behoͤrde hatte der Geheime Rath 
die Anordnungen fuͤr ihre Ruͤckkehr in das Vaterland, ſo wie 


*) Berniſche Kommiſſarien waren Rathsherr von Billieux und Appellations⸗ 
richter Gottlieb von Muralt. 


**) Der Antheil von Bern an der kapitulationsmäßigen Truppenzahl betrug 
drei große Kompagnien für vier und eine halbe gewöhnliche, zuſammen 
468 Mann im dritten Linienregimente; drei große Kompagnien für vier 
gewöhnliche, zuſammen 379 Mann in den zwei Garderegimentern. Eine 
Gardekompagnie war an Genf abgetreten worden. 
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für die Leitung der geſammten Liquidations - Angelegenheiten 
zu treffen. Der Große Rath bewilligte fuͤr die Koſten des 
Durchzugs durch den Kanton, und fuͤr die Unterſtuͤtzungen an 
diejenigen eigenen heimkehrenden Angehoͤrigen, welchen augen— 
blickliche Subſiſtenzmittel mangelten, eine Summe von 25,000 
Franken, deren zweckmaͤßige Vertheilung dem dringendſten 
Beduͤrfniſſe abhalf, und alle Unordnungen verhütete. — Durch 
die Kapitulation waren nach Verhaͤltniß der Dienſtzeit höhere 
Retraite⸗ Gehalte zugeſichert, als diejenigen der National- 
Truppen. Von Seite der franzoͤſiſchen Regierung wurden nun 
Zweifel uͤber die Guͤltigkeit von Zuſicherungen erhoben, die auf 
einem Vertrage beruhten, welcher niemals von den Kammern 
förmlich genehmigt worden ſey.“) Es ward beigefügt, daß es 
unmoͤglich waͤre, von den neuen Kammern eine hoͤhere Bewilligung 
auszuwirken, als wozu die allgemeinen Armee- Reglemente 
berechtigten. Nachdem dieſe Angelegenheit laͤngere Zeit in 
Paris durch den Garde-Oberſtlieutenant von Maillardoz war 
betrieben worden, ordnete die franzoͤſiſche Regierung dafuͤr den 
Baron von St. Aignan nach der Schweiz ab, und es kam 
durch die Bemuͤhungen der Ausgeſchoſſenen der betheiligten 
Kantone,) eine Abrede zu Stande; zufolge derſelben wurden 
fuͤr die Individuen, welche mehr als acht Jahre gedient hatten, 
verhaͤltnißmaͤßig temporaͤre Reformgehalte und fuͤr diejenigen, 
welche entweder unverzuͤglich, oder nach Zurechnung der Reform— 
jahre Dreißigjährigen Dienſt aufweiſen konnten, Retraite— 


*) Doch waren alljährlich bei der Behandlung des Budgets die nöthigen 
Summen zum Unterhalte der Regimenter von den Kammern bewilligt 
worden. 


**) Regierungsrath Hürner von Aarau und Appellationsrichter Tillier von 
Bern, in Verbindung mit dem Oberſtlieutenant von Maillardoz, 
4 


6, März 1824. 
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Penſionen ausgemittelt, deren Betrag nach den Vorſchriften 
der franzoͤſiſchen Reglemente, anſtatt nach den Bedingungen der 
Kapitulation beſtimmt werden ſollte. Auch dieſe Verordnung 
wurde beidſeitig ratificirt. 

Der dritte Kapitulations- Antrag erfolgte vom Königreiche 
beider Sizilien. Schon im Jahre 1822 ward ein vormals in 
koͤniglich großbritanniſchen Dienſten geſtandener, in Sizilien 
bekannt gewordener Berner-Offizier nach Neapel berufen, und 
mit einem von dem Koͤnige ſelbſt gebilligten Kapitulations⸗ 
Entwurfe für zwei Regimenter in die Schweiz zuruͤckgeſchickt; 
dieſe Antraͤge, obgleich unterſtuͤtzt durch die Empfehlung mehrerer 
reſidierenden Geſandten, fanden jedoch in Bern ſelbſt, als 
unfoͤrmlich und der Ordnung uͤber fremde Kriegsdienſte entgegen 
laufend, nicht Eingang, eben ſo wenig in andern Kantonen. 
Hierauf erfolgten direkte Eroͤffnungen aus Auftrag der koͤnig⸗ 


lichen Regierung durch den eigens dazu in die Schweiz 


geſandten Bevollmaͤchtigten, Herzog von Calvello. Das Guͤnſtige 
der eroͤffneten Vorſchlaͤge konnte nicht zweifelhaft ſcheinen; ſie 
uͤbertrafen faſt in jeder Hinſicht die Beſtimmungen aller fruͤheren 
Kapitulationen. Dazu kam noch der wiederholt ausgedruͤckte 
Wunſch der mit Neapel befreundeten großen Maͤchte, beſonders 
Frankreichs, deſſen Monarch ein lebhaftes Intereſſe fuͤr den 
Erfolg dieſer Unterhandlung bezeigte. Indeſſen glaubte die 
Regierung, eine entſprechende Antwort nicht unbedingt ertheilen 
zu ſollen. 

Im Intereſſe der Miteidgenoſſen ſtellte ſie den Vorbehalt 
auf, daß die Anſprachen der vor der Revolution in neapoli⸗ 
taniſchen Dienſten geſtandenen Schweizer-Regimenter befriedigt 
werden moͤchten; in dem Intereſſe ihrer eigenen Angehoͤrigen 
ſuchte ſie Handelsvortheile und die Zuſicherung freier Getreide— 
Ausfuhr in Nothfaͤllen zu erhalten. Jener Vorbehalt wurde 
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fogleich genügend erfüllt, für die Getreide-Ausfuhr erfolgten 
beruhigende Zugeftändniffe, nur die Handels -Beguͤnſtigungen 
fanden Schwierigkeiten, die nicht ſowohl in den Geſinnungen der 
koͤniglichen Regierung als in den dortſeitigen Verhaͤltniſſen lagen. 


Die Sache erweckte großen Antheil. Zweimal wurde, nach 7. Febr. 1825. 


lebhaften Debatten, die fruͤhere Schlußnahme von dem Großen 
Rathe als Ablehnungsgrund anerkannt, waͤhrend in der Zwiſchen⸗ 
zeit Luzern, im Verein mit einigen anderen Staͤnden, fuͤr ein 
Regiment, Freiburg und Solothurn fuͤr ein zweites, Wallis, 
Schwyz und Graubuͤnden fuͤr ein drittes Regiment kapitulirten. 
Endlich fiel das Anerbieten einer beſondern Niederlage fuͤr den 
ſchweizeriſchen Handel in dem Freihafen von Meſſina, und der 
Gleichſtellung mit den beguͤnſtigteſten Nationen. Zugleich wurde, 
durch die Nachricht von der bevorſtehenden Aufloͤſung der nie⸗ 
derlaͤndiſchen Militaͤr⸗Kapitulation, die bisher als Ablehnungs— 
grund erhobene Einwendung beſeitigt, daß die wirklich fuͤr die 
zwei andern Dienſte kapitulirten 3000 Mann fuͤr das Beduͤrfniß 
und die Kraͤfte des Kantons genug ſeyen. So konnte nun am 
6. September 1828 die Kapitulation, welche zwiſchen dem Her— 
zog von Calvello und den Berniſchen Kommiſſarien“) unter⸗ 
handelt wurde, fuͤr ein Regiment von 1402 Mann abgeſchloſſen 
werden. Auch hier wurde auf dem Grundſatze freier, in dieſer 
Kapitulation fuͤr Friedenszeiten ganz auf Schweizer beſchraͤnkter 
Werbung die eigene Rechtspflege nach eigenen Geſetzen bedingt. 
Dieſes iſt nunmehr der einzige uͤbrige kapitulirte Dienſt; das 
Regiment war ſeit dem Brachmonat 1831 mit einem uͤber⸗ 
kompletten Stande von neun Mann per Kompagnie vollzaͤhlig 
und 1637 Mann ſtark. — Daß uͤbrigens in allen drei kapitulirten 


*) Es waren die Rathsherren Wurſtemberger und Steiger und General von 
Wattenwyl. 
4* 


und 
3. März 1827. 


12. Juni 1828. 


Diöceſan-Ver⸗ 
hältniſſe. 
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Dienſten für die Offtziersſtellen aller Grade das ganze Land 
und namentlich der neue Landestheil, mit der Hauptſtadt kon⸗ 
kurrirte, bedarf kaum der Erwaͤhnung. 

Einen zweiten Gegenſtand direkter Unterhandlungen mit dem 
Auslande bildeten die Dioͤceſan-Verhaͤltniſſe. Seit bald 300 
Jahren war der Stand Bern ganz der evangeliſch-reformirten 
Religion zugethan geweſen. Alle Verhaͤltniſſe mit der römifch- 
katholiſchen Kirche hatten aufgehoͤrt, und es beſtanden noch 
mehrere Poͤnal-Statuten gegen das, was der roͤmiſch-katho⸗ 
liſchen Kirche haͤtte Vorſchub thun koͤnnen, wie z. B. ein Ver⸗ 
bot gegen den Uebertritt zu derſelben, auf welchem Verluſt des 
Landrechts ſtand, ein Verbot gegen Heirathen mit katholiſchen 
Weibsperſonen u. a. m.“) Die Vereinigung des Leberbergs 
aͤnderte dieſe Verhaͤltniſſe, die Aemter Pruntrut, Delſperg, 
Freibergen und einige Gemeinden des Amtes Muͤnſter befann- 
ten ſich zur roͤmiſch-katholiſchen Religion. Die Vereinigungs⸗ 
Urkunde enthielt, wie oben berichtet worden, die Verheißung 
der Handhabung und freien Ausuͤbung dieſes Kultus. Die 
Erklaͤrung des Wiener-Kongreſſes hatte der Tagſatzung den 
Entſcheid anheim geſtellt, ob es erforderlich ſey, ein Bisthum 


in dieſem Theile der Schweiz beizubehalten, oder ob daſſelbe 


7. Okt. 1814. 


mit demjenigen vereinigt werden koͤnne, welches aus den bis 
dahin zum Bisthum Konſtanz gehörigen ſchweizeriſchen Gebiets— 
theilen gebildet worden. Es waren naͤmlich, auf das An— 
ſuchen einiger ſchweizeriſchen Dioͤceſanſtaͤnde, durch ein paͤbſt— 
liches Breve die fruͤherhin zum Bisthum Konſtanz gehoͤ— 
rigen ſchweizeriſchen Landestheile von demſelben losgetrennt 


*) Nur ſeit 1804 war ein katholiſcher Gottesdienſt in Bern geduldet, jedoch 
ohne Anerkennung von eigentlichen Rechten, wie die katholiſche Kirche 
ſie fordert. 
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und unter die einsweilige Verwaltung eines apoſtoliſchen 
General-Vikars geſetzt worden. 

Zu damaliger Zeit wurden die Rechte der Regierung in 
kirchlichen Angelegenheiten allenthalben mit großem Eifer be— 
ſprochen: die irlaͤndiſche Emancipationsfrage, die Ruͤckkehr des 
Pabſtes nach Rom und die Unterhandlungen für neue Kon— 
kordate mit vielen Staaten, zum Theil auch mit ſolchen, welche 
fruͤher nie in ſolche Unterhandlungen eingetreten waren, jetzt 
aber wegen Vereinigung katholiſcher Landestheile dazu veran— 
laßt wurden, wie z. B. der Kaiſer von Rußland fuͤr das 
Koͤnigreich Polen, zogen die allgemeine Aufmerkſamkeit auf 
diefen Gegenſtand um fo mehr hin, als dabei ein beharrlicher 
Kampf zu Wiedergewinnung der Oberherrlichkeit fuͤr das kirch— 
liche Inſtitut im Staatenleben unverkennbar war, und ſich 
auch hier die einander gegenuͤber ſtehenden Hauptmeinungen 
eifrig bekaͤmpften. Dadurch wurden aber auch alle Unterhand— 
lungen ſehr ſchwierig. 

Gleich anfänglich nach vollzogener Vereinigung des Jura 
wurde von Seite Solothurns der Wunſch zu einem Einver— 
ſtaͤndniſſe geaͤußert, und erwiedert; indeß zeigten ſich alſobald 
Widerſpruͤche von Seite der durch die Staͤdte Pruntrut und 
Delſperg geaͤußerten Wuͤnſche, und eben ſo viele Schwierig— 
keiten zu einer Ausgleichung unter dieſen ſelbſt. Waͤhrend 
man ſich mit der Unterſuchung daruͤber beſchaͤftigte, kam von 
Seite Luzerns eine Aufforderung zu Beſchickung einer Konferenz, 
an welcher alle ehemals zu den Bisthuͤmern Conſtanz und Baſel 
gehoͤrenden Kantone ſich einfinden ſollten, um die Begruͤndung 
eines gemeinſchaftlichen oder National-Bisthums zu betreiben. 
Es vereinigten ſich auf dieſer Konferenz die Geſandten von 
Luzern, Zuͤrich, Bern, Uri, Schwyz, Unterwalden, Glarus, 
Zug, Solothurn, Baſel, Aargau und Thurgau. Der roͤmiſche 


8. Jan. 1816. 
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Hof ſchien der Bildung eines fo großen Bisthums weniger 
geneigt, als der Einrichtung mehrerer kleineren; beſondern Wi- 
derſtand erfuhren die vom Kanton Aargau eingegebenen Vor— 
ſchlaͤge uͤber die Verhaͤltniſſe des Biſchofs zur weltlichen Ge— 
walt. Unter den Kantonen ſelbſt mochte uͤbrigens der Ber: 
ein auch nicht zu Stande gebracht werden, indem unter 
denſelben daruͤber ſehr verſchiedenartige Anſichten und Zwecke 
vorwalteten. Nach mehrern fruchtloſen Verſuchen, auf Kon: 
ferenzen in Fraubrunnen, mit Solothurn ſich zu verſtaͤndigen, 
oder eine größere Verbindung zwiſchen Bern, Luzern, Solo» 
thurn, Baſel und Aargau zu Stande zu bringen, vereinigten 
ſich endlich Bern und Luzern zu gemeinſchaftlicher Bildung 
eines Bisthums und entſchloſſen ſich, die Sache, die ſeit bald 
drei Jahren erfolglos in der Schweiz war unterhandelt worden, 
in Rom betreiben zu laſſen, wohin zu dieſem Ende Schultheiß 
von Ruͤttimann von Luzern und Geheimrathſchreiber Fiſcher 
von Bern mit Credentialien an die paͤbſtliche Kurie abgeordnet 
wurden. Sobald die Regierung von Solothurn dieſe Abſen— 
dung vernahm, ließ ſie eine Proteſtation nach Rom gelangen, 
daß nicht ohne ihr Zuthun uͤber die Verhaͤltniſſe des Bisthums 
Baſel verfügt werde, deſſen Wurzel in dem Gebiete von Solo— 
thurn liege. Die Unterhandlung der Abgeordneten von Luzern 
und Bern mit den paͤbſtlichen Delegirten ) erlitt viele Schwie— 
rigkeiten; nicht allein wollte der roͤmiſche Hof auf keinerlei 
Rechte verzichten, welche er fuͤr die kirchliche gegen die welt— 
liche Gewalt behauptete, ſondern es war ihm auch alles daran 
gelegen, in der Zeit, wo neue Konkordate nicht allein mit den 


*) Mſgr. Zen, geweſener Nunzius in der Schweiz, und der ſeitherige Kar— 
dinal Mſgr. Mazio, beide unter der Leitung des Kardinals Staatsſekre— 
tärs Conſalvi. 
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meiſten deutſchen Staaten, ſondern auch mit Frankreich, Neapel, 
Rußland u. a. unterhandelt wurden, durch ein moͤglichſt vor⸗ 
theilhaftes Konkordat ein Vorbild fuͤr andere und fuͤr alle ſpaͤteren 
Unterhandlungen aͤhnlicher Art aufzuſtellen. Nach einer thaͤtigen 
Unterhandlung, die bei fuͤnf Monaten dauerte, gedieh dieſelbe 
ſo weit, daß die paͤbſtliche Bulle zu Aufrichtung des Bisthums 
im Projekt den Abgeordneten der beiden Staͤnde mitgetheilt 
wurde. Fuͤr dieſes Bisthum war die Benennung von Luzern 
angenommen und zugegeben worden, welche Rom gefordert 
hatte, um deſto leichter in Solothurn ein Bisthum Baſel zu 
erhalten; und die um ſo eher war zugegeben worden, als es in 
der zwiſchen Bern und Luzern abgeſchloſſenen Uebereinkunft 
beſtimmt war, daß die bifchöfliche Reſidenz in Luzern ſeyn 
ſollte. Mittlerweile hatten ſich aber die Verhaͤltniſſe in der 
Schweiz ſelbſt geaͤndert. In Luzern erhoben ſich ſowohl von 
weltlicher als von kirchlicher Seite mancherlei Bedenken gegen 
die Umwandlung des St. Leodegarſtifts in eine bifchöfliche. 
Kirche und gegen eine biſchoͤfliche Reſidenz. In Bern fand 
man ebenfalls, daß dieſe Reſidenz vom katholiſchen Landestheil 
in allzugroßer Entfernung und daß die Einrichtungen im Ver⸗ 
haͤltniß zu der wenigen Befriedigung, die ſelbige gewaͤhren wuͤrden, 
allzu koſtſpielig waͤren; auch bedauerte man es, deshalb mit 
dem altbefreundeten und benachbarten Solothurn, welches immer: 
fort einen hohen Werth auf dieſe Angelegenheit zu ſetzen ſchien, 
ſich zu entzweien. So geſchah es denn, daß die Unterhand— 
lungen abgebrochen und die Abgeordneten heimberufen wurden. 

In der Schweiz wurde nach dieſem an einer Vereinigung 
der Kantone Bern, Luzern, Solothurn und Aargau, denne 
von Zug, Baſel und Thurgau zur Wiederbegruͤndung des Bis— 
thums Baſel auf dem Wege weitlaͤufiger Korreſpondenz und 
wiederholter Conferenzen gearbeitet, bei welchen immerfort manche 
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abweichende Abſichten zum Vorſchein kamen. Bern verhielt ſich 
dabei ſo viel moͤglich vermittelnd und mehr paſſiv als thaͤtig. 
Endlich kam auf einer Conferenz in Langenthal die Abrede unter 
den Kantonen im Jahr 1822 zu Stande, auf welche hin 
die Unterhandlungen mit der Nunziatur wieder angehoben wer 
den konnten; der Fortgang war aͤußerſt langſam, indem einer⸗ 
ſeits der paͤbſtliche Negoziator uͤber alles nach Rom einberichten 
mußte, die ſchweizeriſchen Delegirten aber an die verſchiedenen 
Kantonsregierungen ſich zu wenden im Falle waren, fo daß 
bisweilen Zwiſchenraͤume eines Jahres zwiſchen einem Schritt 
und dem darauf folgenden eintraten, obgleich man nunmehr die 
ſchwierigſten Beſtimmungen kirchenrechtlicher Art beiſeits gelaſſen 
und ſich blos auf die ſogeheißene Wiederherſtellung und neue 
Organiſation des Bisthums Baſel beſchraͤnkt hatte. Die Wahl— 
art des Biſchofs und der Kapitularen, und die Einrichtung von 
Seminarien, auch der Eid des Biſchofs bildeten Anſtaͤnde, an 
denen die Unterhandlung oͤfters zu ſcheitern drohte. Im Gan⸗ 
zen wurde bei dieſer langen Verzoͤgerung nichts gewonnen, und 
mehrere Beſtimmungen, auf welche die Staͤnde großes Gewicht 
zu legen ſich erklärt hatten, fielen weniger guͤnſtig aus, als bei 
dem zehn Jahre fruͤher in Rom erhaltenen Projekte, deſſen Aus⸗ 
fuͤhrung indeſſen fuͤr den hieſigen Stand groͤßere Geldopfer nach 
ſich gezogen haͤtte. | 

Endlich wurde am 26. März 1828 die Convention in 
Luzern zwiſchen den ſchweizeriſchen Delegirten, Schultheiß 
Amrhyn von Luzern, und Staatsrath von Roll von Solothurn, 
Namens der Staͤnde Bern, Luzern, Solothurn und Zug, und 
dem apoſtoliſchen Internunzius Paſcal Gizzi unterzeichnet; am 
11. Auguſtmonat wurde ſie vom Großen Rathe in Bern ratifi— 
zirt, am 7. Mai war in Rom die paͤbſtliche Bulle der Conven— 
tion gemaͤß ausgefertigt worden. Solothurn ward zur Reſidenz 
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beſtimmt, und der apoſtol. Provikar, Probſt Salzmann von 
Luzern, zum erſten Biſchof gewählt. Baſel, Aargau und Thur⸗ 
gau erklaͤrten nach dem Abſchluſſe ihren Beitritt. — Seit der Erz 
nennung des Herrn Biſchofs fand im Kanton Bern keine Rei— 
bung uͤber kirchenrechtliche Verhaͤltniſſe zwiſchen der weltlichen 
und kirchlichen Gewalt ſtatt, die fruͤherhin eben ſo haͤufig als 
unangenehm geweſen waren, ſondern die Regierung erfreute ſich 
des freundſchaftlichſten Einverſtaͤnduiſſes mit dem Oberhirten 
der katholiſchen Geiſtlichkeit des Landes. 

Vom Augenblicke an, wo der neue Bund abgeſchloſſen war, 
hatten die einzelnen Kantone keine andern direkten Verhaͤltniſſe 
mit dem Auslande mehr, als allenfalls über Militairkapi— 
tulations⸗ oder oͤkonomiſche und nachbarliche Polizei-Angelegen— 
heiten, und ſo boten ſich auch keine andern Gelegenheiten zu 
weitern Unterhandlungen dar. Die einzigen Miſſionen, welche 
die Eidgenoſſenſchaft unterhält, find die Gefchäftsträgerftellen 
in Wien und Paris. Erſtere wurde durch das Ableben des 
Hrn. Müller von Muͤhlegg, welcher als kaiſerl. Hofagent fritz 
herhin zum Geſchaͤftstraͤger war erwaͤhlt worden, erledigt, und 
im Jahr 1825 auf die Empfehlung der Berniſchen Regierung 
durch die Tagſatzung zum neuen Geſchaͤftstraͤger gewaͤhlt: Herr 
Albrecht von Effinger von Wildeck, der ſich eben ſo ſehr die 
Zufriedenheit der ſchweizeriſchen Bundesbehoͤrden als die all— 
gemeine Achtung in dem ihm angewieſenen ehrenvollen Wir— 
kungskreiſe erworben hat. 

Die Durchmaͤrſche alliirter Truppen waͤhrend der Jahre 
1813, 1814 und 1815 verurſachten eine doppelte Liquidation 
der daherigen Koſten: einestheils von Seite des Kantons gegen 
die oͤſtreichiſche Regierung, uͤber welche zwiſchen einem K. K. 
oͤſtreichiſchen Bevollmächtigten, Kreisamtmann von Maͤnzel, 
und dem eidgenoͤſſiſchen Kommiſſarius, Oberſt Ott von Zuͤrich, 


30. Juni 1819, 


2 6. Juni 1820. 


Verhältniſſe 


mit der Eidge⸗ 


noſſenſchaft. 
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eine Abrechnung geſchloſſen und die Berniſchen Anſpra— 
chen auf fl. 253,089 kr. 7 angeſchlagen, dagegen fuͤr Ab— 


ſchlagslieferungen, Koſten und Bisthum Baſelſche Ruͤckſtaͤnde 


fl. 281,439 kr. 10 angerechnet wurden, ſo daß Bern 
fl. 28,350 kr. 3 an die Liquidationsmaſſe zu erſtatten hatte 
Die andere Liquidation fand im Innern des Kantons ſelbſt 
ſtatt, und wurde durch eine Peraͤquations- Abrechnung unter 
den Gemeinden berichtigt. Das Reſultat derſelben iſt ſeiner 
Zeit durch den Druck bekannt gemacht worden.) 

In allen Verhaͤltniſſen mit den uͤbrigen Kantonen der 
Schweiz gieng das ganze Streben des hieſigen Standes auf 
Befeſtigung der Bundes⸗Verhaͤltniſſe durch gutes Einverſtaͤndniß, 
durch moͤgliches Entgegenkommen. In den meiſten Tagſatzungs⸗ 
Verhandlungen trachtete man ſich der Mehrheit anſchließen zu 
koͤnnen, und behauptete weniger als mehrere andere Staͤnde 
den Grundſatz unbedingter Selbſtherrlichkeit. Zu den meiſten 
Konkordaten, deren viele einem groͤßern mit vollſtaͤndigeren Ein⸗ 
richtungen verſehenen Kantone mehr Nachtheil als Vortheil 
gewährten, wurde die Hand geboten, ) und dabei in der Regel 
das eigene Orts-Intereſſe demjenigen, welches für das allge— 
meine beſſer erachtet wurde, untergeordnet. Auch die Theil— 
nahme an den, doch wirklich Bern ihrem Gegenſtande nach 
fremden, Schwierigkeiten bei dem bekannten Luzerniſchen Gau— 
ner⸗Prozeſſe vom Jahr 1825, beruhte einzig auf Beweggruͤn⸗ 
den dieſer Art. Wie man die eidgenoͤſſiſchen Wehranſtalten 
zu befoͤrdern und allen Vorſchriften, die deshalb aufgeſtellt 


) Sie war größtentheils das Werk des verdienſtvollen Rathsherrn Pfander; 
die erhobene Ausgleichungsſteuer betrug Fr. 196,825 Rp. 12, die voll⸗ 
ſtändige Abrechnung iſt vom 16. Hornung 1821 datirt. 


**) Ein Verzeichniß dieſer Konkordate iſt in Nr. IV der Beilagen enthalten. 
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wurden, beſtmoͤglichſt nachzukommen fuchte, wird in dem Berichte 
über das Kriegsweſen gezeigt werden. Es wird kein Fall ange: 
führt werden koͤnnen, in welchem Bern, auf feine Stärfe 
oder ſeine Huͤlfsmittel ſich verlaſſend, ſey es in der That oder 
in der Form, irgend einen Mitſtand beeintraͤchtigt haͤtte. Keines 
vorſaͤtzlichen Unrechts, ſey es gegen die Eidgenoſſenſchaft oder gegen 
einzelne Stände ſich bewußt, herrſchte nach einmal wieder gez 
ſchloſſenem Bunde bei Bern kein Unmuth und kein Uebelwollen; 
deſſen moͤgen die geſammten Verhandlungen, auf allen eidge⸗ 
noͤſſiſchen Tagen, Zeugniß reden; unter andern die eifrigen 
Bemühungen Berns im Jahr 1823, alle Klagen und Be 
ſchuldigungen der benachbarten Staaten gegen einzelne Kantone 
wegen politiſcher Umtriebe von Fluͤchtlingen und Proſcribirten 
abzuwenden, und die Sendung in den Teſſin. — Das einzige 
Konkordat von einiger Wichtigkeit, welchem Bern nicht beitreten 
zu ſollen glaubte, iſt dasjenige über die Folgen der Religions: 
Aenderung in Bezug auf Land- und Heimathrecht. Es ereig⸗ 
neten ſich nämlich nicht ſelten Fälle, wo minderjährige Perſonen 
ihren Verwandten entlockt und in benachbarten Kantonen nicht 
nur zum Uebertritt zu der katholiſchen Religion auf jede Weiſe 
vermocht, ſondern ihren natürlichen Vormuͤndern gänzlich vorz 
enthalten wurden. Die betreffenden Mitſtaͤnde konnten wegen 
der beſonderen Verhaͤltniſſe der dortigen Geiſtlichkeit nicht immer 
mit Erfolg einſchreiten und die hierſeitigen Gemeinden, aus 
denen jene Perſonen gebuͤrtig waren, ſtellten lebhaft ihre 
ſchwierige Lage und die Nachtheile vor, welche in ihren inneren 
Einrichtungen durch die Folgen eines ſolchen Verfahrens ein— 
treten koͤnnten. Im Jahr 1816 ließ daher Bern auf dem Bun⸗ 
destage die Erklaͤrung abgeben, daß „keine Religionsveraͤnde— 
„rungen außerhalb des Kantons anerkannt werden koͤnnen, 
„jondern die Folgen davon (ſo gut wie die von unbefugten 


9. 


Februar 
1825. 
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„Ehen und andern auf den perſoͤnlichen Zuſtand eines Schwei— 
y zers ſich beziehenden, weit minder wichtigen Handlungen) dem— 
„jenigen Kantone auffallen ſollen, welcher dieſe Handlungen 
„habe geſchehen laſſen.“ Auf ſpaͤteren Tagſatzungen wurde 
dieſe Erklaͤrung wiederholt und durch mehrere neue Beiſpiele 
gezeigt, wie ſtark der Proſelytismus ſich in den angrenzenden 
Kantonen wieder aͤußere, mit dem Beifuͤgen daß der hieſige 
Stand — welcher keine Proſelyten mache und die wenigen aus 
aͤlteren Zeiten herſtammenden Proſelyten ſaͤmmtlich verſorgt 
habe — ſich dagegen freie Haͤnde vorbehalten muͤſſe. Mit 
Recht konnte man ſich dabei, zu Beruhigung der Mitſtaͤnde, 
auf die Bereitwilligkeit berufen, mit welcher Bern, nach den 
vielen Opfern die es fuͤr die Einbuͤrgerung ſeiner eigenen Hei— 
mathloſen gebracht, *) zur Verminderung der Zahl der ſchwei— 
zeriſchen Heimathloſen und zu allen hierauf abzweckenden Kon— 
kordaten beigetragen hat, ſo daß kein einziges Beiſpiel bekannt 
iſt, das zu begruͤndeten Klagen eines Mitſtandes Anlaß gegeben 
haͤtte. — Die wichtige Frage der buͤrgerlichen Folgen von Re— 
ligionsveraͤnderungen wurde uͤbrigens mehr als einmal vor 
der oberſten Landesbehoͤrde zur Sprache gebracht; es zeigte 
ſich allgemeine Abneigung gegen jede Strafe, aber auch gegen 
jede Beguͤnſtigung eines paritaͤtiſchen Zuſtandes, und man konnte 
ſich uͤber einen vorgelegten Geſetzesentwurf noch nicht vereinigen. 

Zwei Punkte im eidgenoͤſſiſchen Verhaͤltniſſe wurden, ſey es 
von einzelnen Kantonen oder von ihrer Mehrheit dem Stande 
Bern zur Laſt gelegt: 1) Die Conſumogebuͤhr und das Re— 
torſions-Konkordat; Y das Ohmgeld. 

Unter den verſchiedenen Huͤlfsmitteln, mit denen man 
im Jahre 1820 die durch die außerordentlichen Ausgaben 


*) Der Vericht über das Juſtiz-Departement und derjenige über die Land— 
ſaſſen Corporation werden hierüber einige nähere Angaben enthalten. 
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in den Jahren 1813, 1814, 1815, und durch die Theurungs— 
jahre von 1817 bis 1818 geſchwaͤchten Finanzen zu verbeſſern 
trachten mußte, war auch eine Gebuͤhr von 10 Batzen 
vom Centner Gewicht auf alle zum Verbrauch in den Kan— 
ton eingefuͤhrten Waaren, mit einigen Ausnahmen, beſtimmt 
worden. Die Regierung von Bern hatte die Anſicht gehegt, 
daß dieſe Beſchatzungsart ganz in den Befugniſſen eines unab— 
haͤngigen Staates liege, und keine Rechte oder auch Intereſſen 
anderer Mitſtaͤnde dadurch zu verletzen geglaubt; indeß veran— 
laßte dieſe Beſtimmung viele Einreden, man ſtellte ſie als einen 
Zoll dar, der ohne Bewilligung der Tagſatzung nicht haͤtte 
duͤrfen auferlegt werden, und welcher dem Handel auch ſogar 
fuͤr den Tranſit nachtheilig ſey. Nach einigen Eroͤrterungen 
über dieſen Gegenſtand führten neue druͤckende Mauth-Vor⸗ 
ſchriften von Seite Frankreichs das ſogeheißene Retorſions⸗Kon⸗ 
kordat herbei, durch welches eine Anzahl von Kantonen, unter 
denen Bern, Luzern, Waadt, Aargau, ſich verbanden, um ges 
wiſſe Waaren und auch Produkte, wie Weine, Oele, Getreide, 
welche aus Laͤndern herkaͤmen, in denen die Einfuhr ſchweizeri— 
ſcher Waaren und Produkte verboten oder beſchwert waͤre, mit 
ftärferen Einfuhr-Gebuͤhren zu belegen. Die Grundlage zu 
dieſem Konkordate wurde zwiſchen Bern und Waadt verabredet. 
Eilf Kantone traten demſelben bei, waͤhrend die uͤbrigen, vor 
allen aber mit entſchiedenem Widerſtand Zuͤrich, Baſel, Genf 
und Neuenburg es bekaͤmpften; das Intereſſe des Handels 
wurde demjenigen der Produktion entgegengeſetzt, zugleich aber 
uͤber dieſes Letztere lebhaft geſtritten, ob das ſogeheißene Pro— 
tektions⸗Syſtem, oder aber die unbedingte Freiheit demſelben 
zutraͤglich ſeyen, waͤhrend der Handel jegliche Freiheit, auch die 
der Contrebande, als guͤnſtig in Anſpruch nahm. Der Streit 
wurde nicht ohne Hitze gefuͤhrt. Die Kantone, welche an dem 
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Konkordate nicht Theil genommen hatten, und deſſen Grund— 
ſaͤtze gänzlich verwarfen, ) beſchwerten ſich über die unleid— 
lichen Hemmungen und Schwierigkeiten, welche ihrem Da— 
fuͤrhalten nach dadurch ihnen mittelbar in den Weg gelegt 
wuͤrden. In den konkordierenden Kantonen ſelbſt aͤußerte ſich 
von Seite des Handelsſtandes und auch vieler Conſumenten 
ebenfalls Widerwille gegen die Maßnahme, bei welcher jedoch 
von Seite der Regierungen keine Fiskalitaͤt zum Grunde lag. 
Zu dieſen innern Gegenwirkungen geſellte ſich noch die ſehr 
thaͤtige Anfechtung des Konkordats von Seite Frankreichs, 
deſſen Geſandter ſich alle Muͤhe gab, daſſelbe zu untergraben. 
Lauheit in der Exekution, wenigſtens bei einzelnen Kantonen, 
Ungleichheit in ſeiner Anwendung zerruͤttete auch bald das 
Syſtem in ſich ſelbſt, und ſo wurde deſſen Aufhebung im 
Jahre 1823 von einer Mehrzahl der demſelben im Jahre 1822 
beigetretenen Kantone beſchloſſen, ſo daß auch die wenigen, 
welche fuͤr vortheilhaft gehalten haͤtten, dabei zu verharren, 
wegen Mangel an Zuſammenhang es aufzuheben genoͤthigt 
wurden. Waͤhrend der Dauer dieſes Konkordats war die Con— 
ſumo-Gehuͤhr, als in den ſtaͤrkern Zoll-Anſaͤtzen, welche jenes 
verhaͤngte, inbegriffen, nicht bezogen worden; ſie trat wieder 
in Kraft, als die Retorſions-Anſaͤtze aufgehoben wurden, und 
verurſachte noch einige Reklamationen anderer Kantone, welchen 
Abhuͤlfe gegeben wurde. Sie dauerte fort bis nach Abzahlung 
der verzinslichen Staatsſchuld, im Chriſtmonat des Jahres 1830, 
nicht ohne einige Beſchwerde des Handelsſtandes und des Ge— 
werbfleißes. Beide behaupteten, daß bei der Concurrenz, und den 
auf's aͤußerſte getriebenen Erſparniſſen in allen Handelsunkoſten 


*) Obwohl ſie ſelbſt ſpäterhin darauf antrugen, die nämlichen Grundſätze 
gegen andere deutſche Staaten anzuwenden, als auch dieſe nach dem 
Beiſpiele größerer Reiche ihre Zoll-Anſätze erhöhten. 
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dieſe Gebühr, die in beuachbarten Kantonen nicht bezogen werde, 
ihnen zum großen Nachtheil gereiche. Sie veranlaßte auch 
einige bedeutende Unterſuchungen gegen Verſchlagniſſe und Unter; 
ſchleife, die Unzufriedenheit erzeugten. 

Länger noch dauerte und blieb unbeſeitigt die Befchwerde 
gegen das Berniſche Ohmgeldgeſetz. Das Ohmgeld, oder die 
Abgabe auf den im Kanton verbrauchten Wein, war waͤhrend 
der Mediations-Verfaſſung beſtimmt geweſen auf 10 Rappen 
von der Maaß fremden, außer der Eidgenoſſenſchaft gewach- 
jenen, auf 3 Rappen von der Maaß ſchweizeriſchen Weines; 
fuͤr den im Kanton gewachſenen war eine eigene Bezugsart, 
auch zu 3 Rappen berechnet, feſtgeſetzt; fuͤr allen eingefuͤhrten 
Wein wurde die Auflage bei der Grenze erhoben oder berechnet. 
Im Jahre 1815, noch vor Unterzeichnung des neuen Bundes— 
Vertrags, beſtimmte eine neue Ohmgeld⸗Verordnung die Abgaben 
auf alleu zum Verbrauch in den Kanton eingefuͤhrten Wein, 
ohne Unterſchied ſeiner Herkunft, auf 5 Rappen, und die 
Abgabe wurde einzig bei der Grenze erhoben, oder zahlfällig, 
ſo daß der Weinwachs im Innern des Kantons frei von Abgaben 
war. Einfachheit im Bezug, hoͤherer Ertrag, Beguͤnſtigung der 
eigenen Cultur, und freiere Concurrenz zum Vortheil der Conſu— 
menten waren die Hauptzwecke dieſer Beſtimmung; von beilaͤufig 
60 bis 65,000 Saum Wein, die im Kanton jaͤhrlich conſumirt 
werden, mag das eigene Produkt ungefaͤhr 10 bis 12,000 be— 
tragen, 45,000 Saum Schweizer-Weine, und 8 bis 10,000 
fremde werden eingefuͤhrt. Der neue Bundes-Vertrag verhieß 
ungehinderte Aus- und Durchfuhr, während hingegen die 
Mediations-Verfaſſung ungehinderte Ein⸗, Aus- und Durd)- 
fuhr unter den Kantonen gewaͤhrleiſtet hatte. Waadt fand 
das neue Berniſche Ohmgeldgeſetz nachtheilig wegen der dadurch 
für die franzöfifchen Weine erleichterten Concurrenz, und erhob 
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bereits im Jahre 1821 Klage wider daſſelbe, geſtuͤtzt auf die 
Behauptung, daß ein Ohmgeld oder Conſumo-Abgabe auch 
das eigene Produkt beſchlagen ſolle, und daß Bern nicht 
befugt ſey, andere ſchweizeriſche Weine zu belegen, wenn es 
feine eigenen enthebe.) Es wurde ferner argumentirt, daß 
bei der Zuſicherung freier Aus- und Durchfuhr die freie 
Einfuhr als ein nothwendiges Correlativ mitverſtanden ſeyn 
muͤſſe. Dagegen erwiederte Bern: der fruͤhere Ausdruck, den 
die Mediations-Verfaſſung, die Einfuhr ausdruͤcklich bezeich— 
nend, enthalten habe, ſey nicht zufaͤllig, ſondern vorſaͤtzlich 
im neuen Bundes-Vertrage weggelaſſen worden, nachdem 
er in den beiden erſten, nicht angenommenen Entwuͤrfen noch 
war beibehalten worden; Bern ſey zudem im unbeſtrittenen Be— 
fike feiner neuen Ohmgeld-Ordnung geweſen, als der Bund 
unterzeichnet wurde, und damals habe ſich keine Einwendung 
erhoben. — Von 1825 hinweg wurde alle Jahre dieſe Frage neu 
vor die Tagſatzung gebracht, und lebhaft beſtritten. Waadt 
vertheidigte ſeinen Satz nach dem Geiſte, Bern den ſeinigen 
nach dem Worte des Bundes. Als noͤthige und ergiebige Finanz— 
quelle, als erwuͤnſchte Aufmunterung des eigenen Rebbaues, 
der mit einem unguͤnſtigen Klima und weit unſichererm Ertrage 
bei verhaͤltnißmaͤßig ſtets geringerer Guͤte des Produkts zu 
kaͤmpfen hatte, mußte Bern ſein Ohmgeld zu behaupten trachten; 
andere Staͤnde befanden ſich uͤbrigens dem Grundſatze nach in 
aͤhnlicher Lage, ohne angegriffen zu werden, wie z. B. Aargau 
1 Rappen auf Schweizerwein, und keinen auf den des eigenen 
Kantons, freilich aber 10 Rappen auf fremden legte. St. Gallen 


* 


— 


Denn zu einer Forderung, daß für den Verbrauch im Innern des Kan— 
tons Bern der fremde Wein höher belegt werden ſolle, als der waadt— 
ländiſche, hätte Waadt keinen rechtlichen Vorwand gehabt. 
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wurde von Zürich angegriffen, und gab durch Abänderung feiner 
Verordnung nach. So einmuͤthig man in Bern über das Recht 
bei dieſer Frage war, ſo verſchieden hingegen aͤußerte man ſich 
in Beziehung auf die Klugheit und die uͤbrige Zulaͤßigkeit dieſes 
Verhaͤltniſſes. Mit einer Meinung, zu welcher ſich die Mehrheit 
des Geheimen Raths bekannte, hielt man dafuͤr, daß zwar 
kein unpartheiiſches Gericht Bern nach den vorhandenen Beſtim— 
mungen des Bundes verfaͤllen koͤnnte, daß aber die Behauptung 
des Grundſatzes im Allgemeinen nachtheilig auf die Verhaͤltniſſe 
der Bundesglieder einwirken muͤßte, und daß Bern durch eine 
Modifikation feiner Ohmgeld- Verordnung die Klage heben 
ſollte. Nach anderer Meinung, die im Großen Rathe die 
Oberhand gewann, glaubte man in einer gerechten Sache nicht 
nachgeben zu ſollen, und ſchritt zuletzt zu einer Erklaͤrung, in 
welcher man die Competenz der Tagſatzung eben ſo wohl, als 
diejenige des eidgenoͤßiſchen Rechts ablehnte. Die beidſeitig 
gedruckten Deduktionen beruͤhrten die weſentlichſten Verhaͤltniſſe 
der Bundesverfaſſung; doch konnten die hierſeitigen faktiſchen 
und rechtlichen Eroͤrterungen bei unbefangener Pruͤfung nicht 
leicht zu widerlegen ſcheinen. — Ein Vermittlungs-Verſuch 
der Tagſatzung von 1829 fuͤhrte zu keinem Reſultate, und auf 
derjenigen von 1830 wurde nun die Frage des freien innern 
Verkehrs in der Schweiz im Allgemeinen zur Sprache gebracht. 
Ein Commiſſional- Antrag, der in den Abſchied fiel, ſtellte 
in Erweiterung des Artikels XI. des Bundesvertrags den Satz 
auf, daß „in keinem Kanton die Erzeugniſſe eines andern 
„Standes mit hoͤhern Abgaben belegt werden duͤrfen, als die 
„des eigenen Landes.“ Dieſer Satz, zum guͤltigen Beſchluß 
erhoben, wuͤrde den obwaltenden Streit zu Ungunſten Berns 
entſcheiden, vielleicht aber Waadt nicht vollſtaͤndeg befriedigen, 
inſofern dieſem Stande bei ſeiner Klage mehr daran gelegen 
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ſeyn konnte, daß durch höhere Belegung fremder Weine den 
ſeinigen ein Mehrwerth erwachſe, als aber daran, daß durch 
wahre oder ſcheinbare Belegung des an Menge und Eigenſchaft 
geringern eigenen Berniſchen Gewaͤchſes dem ſchweizeriſchen Grund— 
ſatze auf eine fuͤr das waadtlaͤndiſche Produkt unfruchtbare Weiſe 
ein Genuͤge geleiſtet werde. Die bald nach der Tagſatzung 
eingetretenen Umſtaͤnde ließen nicht zu, daß die Regierung von 
Bern oder diejenige von Waadt mit der Berichtigung dieſes 
Anſtandes ſich haͤtten befaſſen koͤnnen. 

Eine von Zuͤrich unterſtuͤtzte Schuldforderung eines dorti— 
gen Privaten“) an die ehemalige biſchoͤflich Baſel'ſche Regierung 
hatte die Tagſatzung bis in das ſechste Jahr beſchaͤftigt. Sie 
wollte nunmehr gegen Bern reclamirt werden, nachdem weder 
bei der Uebergabe des Landes von Seite des eidgenoͤßiſchen 
Repraͤſentanten, noch bei der eingetretenen Liquidation irgend 
etwas von derſelben laut geworden war. Dieſer Umſtand wurde 
im Jahre 1827 an der Tagſatzung in Zuͤrich ſelbſt zu Gunſten 
Berns entſchieden. ö 

Im Allgemeinen war die Theilnahme Berns an allen 
Bundes-Verhandlungen ſeiner Stellung angemeſſen; auf den 
Tagſatzungen wurden bei den bedeutendſten Commiſſional-Arbeiten 
Berniſche Geſandte zugezogen, und in den ſeltenen Faͤllen, in 
denen andere Kantone Streitigkeiten durch das eidgenoͤßiſche 
Recht entſcheiden ließen, zu Schlichtung derſelben erbeten.“) 


*) Hr. Konrad Kramer von Zürich. Die Schuldverpflichtung der biſch. Ba— 
ſelſchen Stände, vom Jahre 1791 lautete auf 4000 Louisd'or. 


**) Z. B. in einer Heimathrechts- Angelegenheit zwiſchen Luzern und Gla— 
rus der Schultheiß von Wattenwyl, in den Streitigkeiten zwiſchen Ob— 
und Nidwalden wegen der Niederlaſſungs-Verhältniſſe der Thalbewohner 
von Engelberg Rathsherr Stürler, und in der Angelegenheit des Sam 
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Fuͤr Kantonal⸗Angelegenheiten im Innern hatte der Geheime Innere Ver— 
Rath die beſondere Aufſicht und ſtaͤte Wachſamkeit auf die e 
hoͤheren Intereſſen des Staates, vorzuͤglich die Sorge, daß die 
Ruhe im Innern und die allgemeine Zufriedenheit nicht gefaͤhrdet 
werden; daher auch die Aufſicht uͤber die Amtsfuͤhrung derjenigen 
Regierungs⸗Beamten, die nicht unmittelbar unter andern Colle⸗ 
gien ſtanden. Er ſollte die Fehlbaren anzeigen, und bei der 
alljaͤhrlichen Beſtaͤtigung der Oberamtmaͤnner und der Amts— 
ſchreiber, ſo wie bei Wieder-Erwaͤhlung oder Erſetzung der 
Amtsſtatthalter und Amtsrichter den Rapport erſtatten; die 
Cenſur der Gerichtsſtatthalter und der Amtsweibel ſtand ihm 
ſelbſt zu. Hingegen hatte er bei neuen Wahlen fuͤr jene Stellen 
kein Vorſchlagsrecht. Die Oberamtmaͤnner waren gewieſen, ihm 
alljährlich zwei Amtsberichte, einen allgemeinen über den Zuſtand 
des Amtsbezirkes, und einen ſpeziellen uͤber die Pflichterfuͤllung 
aller ihm untergeordneten Beamten deſſelben zu erſtatten. Nach⸗ 
laͤßige Beamte, welche, ohne eigentliche Vergehen oder Wider— 
handlungen, doch ihre Obliegenheiten nicht mit der erforder— 
lichen Thaͤtigkeit verſahen, oder wegen eigener Fehler oder 
aͤußerer Umſtaͤnde nicht mehr tuͤchtig ſchienen, konnten bei Anlaß 
der alljaͤhrlichen Beſtaͤtigung entweder zur Reſignation aufge⸗ 
fordert, oder zur Rechtfertigung angehalten werden. Ueber das 
Betragen der Oberamtmaͤnner ſelbſt ſuchte die Regierung die beſte 
Gewaͤhrleiſtung in der Leichtigkeit, mit welcher Klagen gegen 


tons Uri, gegen Herrn Cyrill Yauch, unterſtützt durch die Regierung von 
Teſſin, wegen dem Baue der St. Gotthardsſtraße, Rathsherr Fiſcher. 
Auch in einer Heimathrechts- Angelegenheit zwiſchen Freiburg und Waadt, 
welche aber zuletzt auf dem Wege einer Unterhandlung mit dem Aus— 
lande wegen der urſprünglichen Heimath des betreffenden Individuums 
beſeitigt werden konnte, wurde auf zwei nacheinander folgenden Tag: 
ſatzungen der erſte Berniſche Geſandte von der Regierung von Waadt 
als Schiedrichter auf den Fall des Entſcheids angeſprochen. 
* 
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dieſelben eingereicht werden konnten; bei denfelben wurde im 
Zweifelsfalle die Frage immer zu Gunſten des Beſchwerdefuͤhrers 
durch Abhuͤlfe oder Nückerftattung von Koͤſten entfchieden.*) 
Wenn wirkliche Klagen oder Beſchwerden nur ſelten vorka— 
men; im Gegentheil bei jeder Gelegenheit Bezeugungen von 
Zufriedenheit, ohne daß dieſelben weder geſucht, noch bei den 
obern Behoͤrden ſelbſt ſehr waͤren aufgemuntert worden, ſo 
befolgten denn dieſe gern und mit Ueberzeugung die Regel, nicht 
ohne Noth zu befehlen oder einzuſchreiten. 

Waͤhrend der ganzen Dauer der Mediations-Verfaſſung 
und waͤhrend der Epoche von 1814 bis 1830 iſt der Regierung 
gegen die Einrichtung der Amtsbezirke, und die Organiſation des 
Geſchaͤftskreiſes der Oberamtmaͤnner, der Amtsgerichte, und Ge⸗ 
richtsſtatthalter keine Klage oder Einwendung bekannt geworden. 
Unſtreitig gebuͤhrte ihr der nicht zu verkennende, und manche andere 
Forderungen wohl uͤberwiegende Vorzug großer Einfachheit. Wer 
zum Oberamtmann gieng, fand in demſelben entweder den Rath⸗ 
geber von Pflichts wegen, oder den Richter, oder den Stell—⸗ 
vertreter der Regierung; freies Gehoͤr und freundlichen Zutritt 
ſollte er jedem geſtatten, und jedem die Anleitung geben, deren 
er bedurfte; ſpezielle, erwieſene Beſchwerden gegen Nachtheile, 
die aus der Vermiſchung verſchiedener Gewalten in der Stellung 
des Oberamtes gefloſſen waͤren, ſind keine zur Kenntniß der 
Regierung gekommen; wohl wurde es ihr bekannt, und war 
auch nicht zu verhindern, daß nach Charakter und Individua⸗ 
litaͤt ein Amtmann im Allgemeinen beliebter ſeyn mochte als 
der andere, ſo wie auch, daß viele unter denjenigen Perſonen, 
welche wegen Widerhandlungen durch Geldbußen oder ſonſt 


*) Nähere Angaben hierüber werden in dem Berichte über das Juſtizweſen 
folgen. Vgl. die Inſtruktion für die Oberamtmänner. Beil. Nr. v. 
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geftraft werden mußten, mit der oberamtlichen Gewalt unzu— 
frieden waren. 

Ein bedenkliches Uebel beſchaͤftigte oͤfters den Geheimen 
Rath. Es war der ungluͤckliche Sektengeiſt, welcher bereits im 
Jahre 1807 einen mit empoͤrenden Umſtaͤnden begleiteten Mord 
aus Fanatismus erzeugt hatte, und der immerfort bald hier 
bald dort zu Ausbruͤchen roher Sinnlichkeit in Folge abſcheu⸗ 
licher gottloſer Verdrehung von Bibelſpruͤchen fuͤhrte; mehrere 
Proceduren wurden daruͤber verfuͤhrt, welche Beweiſe der trau— 
rigſten Verblendung und der ſchaͤndlichſten Sittenloſigkeit lieferten. 
Eigene vorgebliche Auslegung der Bibel, Beruf auf Inſpira— 
tionen und Verwerfung der kirchlichen Anſtalten waren der 
gefaͤhrliche Ring, durch welchen dieſe Exceſſe mit verfeinertem 
Myſticismus zuſammenhiengen, und auch gegen dieſen, da wo 
er durch lautes Auftreten die Aufmerkſamkeit der Behoͤrden 
vorzuͤglich auf ſich zog, zu Maaßregeln noͤthigten, welche 
mitunter Perſonen betrafen, die nach ihrer Erziehung vor 
jenen groben Verirrungen geſchuͤtzt waren, und in dem Selbſt— 
gefuͤhl ſittlicher Schuldloſigkeit es nicht einſehen wollten, daß 
ihr Auflehnen gegen kirchliche Einrichtungen den Grund abgebe, 
aus welchem die auf der unterſten Bildungsſtufe ſtehenden Fa— 
natiker jede Entweihung rechtfertigen konnten. 

So ſehr der Geheime Rath alle Nachforſchungen vermied, 
ſo wenig konnte er ungeahndet voruͤbergehen laſſen, was mit 
abſichtlicher Hintanſetzung der vornehmſten kirchlichen Einrich— 
tungen, auf denen auch nach Taufe und Abendmahl der bür- 
gerliche Rechtsſtand beruhte, gleichſam zum Trotz notoriſch be— 
trieben wurde; und je hoͤher der Stand der Perſonen war, 
deſto weniger durfte er nachgeben, waͤhrend andere — freilich 
auf der gefaͤhrlichſten Bahn durch unguͤnſtige aͤußere Verhaͤltniſſe 
weiter fortgeriſſen — beſtraft werden mußten. Mit dieſen 
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Strafen — ſo viel als es die Anſtalten zuließen, oͤfters einſame 
Einſchließung und thaͤtige Arbeit — trachtete man fo viel moͤg— 
lich gründlichen Religionsunterricht zu verbinden; welcher mit- 
unter, doch nicht immer, feinen Zweck erreichte. In weniger 
ſtrafbaren Faͤllen wurde auch die Verweiſung verhaͤngt, beſon⸗ 
ders gegen Fremde. 

Auch die traurigen Verirrungen unnatuͤrlicher Laſter ahndete 
der Geheime Rath. Die Ueberzeugung, daß Offenkundigkeit 
in dergleichen Faͤllen das oͤffentliche Gefuͤhl beleidige, vielleicht 
zuweilen abſtumpfe, und zugleich krankhafte Phantaſien an⸗ 
greifen koͤnne, hatte ein Verſtaͤndniß herbeigeführt, daß un⸗ 
gluͤckliche Faͤlle dieſer Art zwar immer durch den Oberamtmann 
oder das Verhoͤrrichteramt gerichtlich erhoben, allein von dem 
Geheimen Rathe beurtheilt werden ſollten. Verfuͤhrte, beſonders 
in der Jugend, ſuchte man durch ſorgfaͤltigen Religionsunterricht 
und durch Verkoſtgeldung bei wackern Meiſtersleuten gruͤndlich 
zu beſſern, und zur Arbeitſamkeit zu gewoͤhnen. Verdorbene 
mußten durch Einſchließung unſchaͤdlich gemacht werden, und 
wenn Nachdenken, Unterricht und laͤngere Enthaltung, oder wie 
es in ſolchen Faͤllen ſelten auszubleiben pflegt, eine zerruͤttete 
Geſundheit und unheilbare Leiden kuͤnftige Unſchaͤdlichkeit ver⸗ 
muthen ließen, jo wurde die Strafe in eine Verweiſung umge 
ſtaltet, damit nicht das Herumwandeln unter Bekannten den 
Abſcheu vor ſolchen Graͤueln durch Gewohnheit des Anblicks 
oder vielleicht durch Mitleiden vermindere. — Fremde wurden 
unter Androhung ſtrenger Ahndung auf immer Landes verwieſen, 
und mit Anzeigen an die betreffenden ſchweizeriſchen Polizei— 
Behoͤrden uͤber die Grenzen gewieſen. Dieß waren die einzigen 
Faͤlle, in denen der Geheime Rath nicht Milde eintreten laſſen 
zu koͤnnen glaubte; ſeine Strenge dabei war auch ſo wohl 
bekannt, daß bei der erſten Spur von erwecktem Verdacht die — 
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wenn auch nicht in hohem Grade — Schuldigen durch freiwil— 
lige Verbannung der Unterſuchung zuvorzukommen ſuchten. 

Zu Ausgaben, uͤber welche der Geheime Rath nicht Rechnung 
im Einzelnen abzulegen brauchte, waren ihm jaͤhrlich Fr. 16,000 
ausgeſetzt; gewoͤhnlich wurden ungefähr Fr. 5000 jährlich ver: 
braucht, oft bedeutend weniger, in einigen Jahren etwas mehr. Im 
Jahr 1830, nach außerordentlicher Bewilligung wegen ſehr vielen 
Sicherheitsanſtalten durch Aufgebote in Aemtern und dergleichen 
mehr, Fr. 2,000. Unter jenen Ausgaben waren diejenigen fuͤr 
außerordentliche Ehrenbezeugungen im Kanton an hohe Reiſende, 
Freihaltung von Deputationen u. ſ. w. inbegriffen, und die fuͤr 
Unterſtuͤtzungen alter verdienter Diener oder Linderung in Un⸗ 
gluͤcksfaͤllen, wo wegen beſorgender Conſequenz nicht öffentliche 
Anträge gemacht werden konnten, die bedeutendſten; auch die 
fuͤr Verkoſtgeldete oder eingeſperrte Uebelthaͤter und die Koͤſten 
ihres Unterrichts erforderlichen Summen mußten aus dieſer 
Competenz erhoben werden. 

Eigentliche Polizei-Auslagen fanden nur in den Jahren 
1821 — 1823 ſtatt, wo wegen dem Zudrang gefaͤhrlicher Frem— 
den und mancherlei Umtrieben eine Aufſicht noͤthig wurde. Dem 
Geheimen Rathe ſelbſt mußte ſein Caſſafuͤhrer umſtaͤndliche 
Rechnung ablegen, und auf deſſen Paſſation ſtellte der Stan— 
des- Seckelmeiſter, als oberſte Auffichtsbehörde uͤber das Rech— 
nungsweſen, die Beſcheinigung aus, welche von dem Finanz 
rathe als allgemeine Beilage zur Geſammtſumme reſpektirt 
wurde. Mit Wahrheit kann behauptet werden, daß in ruhi— 
gen Zeiten, mithin waͤhrend des groͤßten Theils der Zeit, uͤber 
welche dieſer Bericht ſich erſtreckt, keine geheime Polizei beſtand. 

Unter dem Geheimen Rathe ſtand die Cenſur, welche durch 
eine eigene Commiſſion beſorgt wurde. Sie ſtuͤtzte ſich auf die 
Verordnung vom Jahr 1810, deren einfacher Inhalt und deut— 


6. Juni 1810, 
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licher Zweck auch die Vorſchriften angab, welche die Cenſurbe⸗ 
hoͤrde zu befolgen hatte. In Leſelaͤden und oͤffentlichen Buch⸗ 
handlungen wurden obſcoͤne und anerkannt ſchlechte Werke aus⸗ 
gemerzt; dabei fand kein inquiſitoriſches Verfahren ſtatt, und 
dasſelbe war fo fchonend und billig, daß keine einzige Klage 
dagegen erhoben wurde. Privat-Perſonen konnten verſchreiben 
und beſitzen, was fie wollten. Von dem, was im Kanton ge 
druckt wurde, ſtrich man niemals, wenigſtens in keinem bekannten 
Falle, was mit Anſtand, wenn auch mit großer Freimuͤthigkeit 
geſchrieben war; wenn dabei Verhaͤltniſſe beruͤhrt wurden, die 
an ſich zarter Natur waren, oder wenn Beſorgniſſe nachtheiliger 
Folgen entſtunden, ſo wurde dem Verfaſſer — nicht etwa das 
Manuſcript inbehalten, oder er zur Verantwortung gezogen, 
ſondern nur bemerkt, was man dabei auszuſetzen habe, und 
die Wahl gelaſſen, entweder der Bemerkung Rechnung zu tra- 
gen, oder ſeine Gedanken unveraͤndert außer dem Kanton 
drucken zu laſſen; ein Ausweg, der vielleicht den Buchdruckereien 
unangenehm ſeyn mochte, (den ſie jedoch leicht umgehen konn⸗ 
ten) der aber der Freiheit zu ſchreiben nicht hinderlich war. 
Freilich konnte es geſchehen, daß in ſolchem Falle der Verfaſſer 
ſich in einer Vorrede oder einer litterariſchen Anzeige eines Verbots 
der Berniſchen Cenſur beruͤhmte. Man verhehlte ſich nicht, daß die 
Cenſur nur für die Obrigkeit ſelbſt nachtheilig ſey, während rings; 
um Preßfreiheit eingeführt war, oder vielmehr, wenigſtens in 
vielen Kantonen, Preß⸗Lizenz; Angriffe erfolgten auf allen Sei⸗ 
ten, welchen die Regierung keine Vertheidigung entgegenſetzte; 
und was dagegen allenfalls erſchien, dem legte man um der 
Cenſur willen — obſchon ganz unbegruͤndet — einen offiziellen 
Charakter bei. Die Berniſche Cenſur ſprach keine Billigung 
deſſen aus, was fie zu drucken bewilligte, ſondern fie verfagte 
blos dem ihre Zuſtimmung, was ſie als beſtimmt nachtheilig oder 
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gefährlich erkannte. Allein eben der Mißbrauch, der in Appen⸗ 
zell, Zuͤrich und anderswo mit der Preſſe getrieben wurde, ließ 
es der Berniſchen Regierung nicht zu, durch Aufhebung aller Vor— 
ſorge aͤhnliche Angriffe, wie gegen ſie ſtatt fanden, — aͤrger 
faſt als offener Krieg, — auf andere verbuͤndete Regierungen 
zuzugeben. Zwei Schweizerblaͤttern wurde aus beſonderen Ver— 
anlaſſungen und nicht unbedingt, einem dritten, das Aufruhr 
predigte, und gegen welches keine Genugthuung zu erhalten war, 
der Eintritt unterſagt. Ob uͤbrigens die Kantone, in denen die 
Cenſur nicht exiſtirte, oder wo ſie fruͤher aufgehoben wurde, 
mehrere Ruhe, groͤßere Zufriedenheit, laͤngern Beſtand ihrer 
Einrichtungen dabei erhalten haben, daruͤber hat die Erfahrung 
entſchieden, und wohin es mit der Preßfreiheit kommen werde, 
ob verfaͤngliche, vielleicht harte und aͤngſtliche Preßgeſetze freien 
Aeußerungen guͤnſtiger ſeyn werden, als eine ſchonende, milde 
Cenſur, das wird die Zukunft lehren. 

Wie dem Geheimen Rathe alle diejenigen Korreſpondenzen 
oder Mittheilungen oblagen, welche in beſondern Kantonal-Ver⸗ 
haͤltniſſen oder in Privat-Angelegenheiten mit dem Auslande 
ſtattfinden mochten, fo beſorgte er auch den Bezug der Penſio— 
nen, welche ausgediente Militaͤrs von Frankreich zu empfangen 
hatten, und wo mancherlei Formalitaͤten, die genau beobachtet 
werden mußten, eine Huͤlfleiſtung erforderten. Viele arme, alte 
Soldaten fanden dieſe ohne Auslagen noch Saͤumniß, ſie erhielten 
durch die Oberaͤmter ihre Papiere zur Unterſchrift und nachher 
eben ſo das Geld; ungefaͤhr 24,000 franz. Franken wurden auf 
dieſe Weiſe vertheilt. In Erb⸗Angelegenheiten, bei Niederlaſſungen, 
Reklamationen im Auslande u. d. gl. ließ jedesmal der Geheime 
Rath ſeine Verwendung oder Empfehlung eintreten, wenn durch 
dieſelbe die Angelegenheit eines Kantons-Angehoͤrigen befoͤrdert 
werden konnte. Dem Amtsſchultheißen insbeſondere lag ob, mit 
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den fremden accreditirten und in Bern anweſenden Geſandten alle 
Gegenſtaͤnde zu behandeln, welche durch Beſprechung befoͤrdert 
werden konnten, und allenfalls diejenigen Schwierigkeiten zu 
ſchlichten, oder an Behoͤrde zu bringen, die ſich wegen Pri— 
vat- Angelegenheiten hieſiger Angehöriger mit Perſonen erheben 
mochten, die als zu fremden Geſandtſchaften gehoͤrig, nicht unter 
hieſiger Gerichtsbarkeit ſtunden. Den Schultheißen lag auch ob, 
diejenigen Hoͤflichkeitsbezeugungen zu erweiſen, die ehemals, als— 
dann freilich nach groͤßerm Maßſtabe, vom Stande ſelbſt aus— 
giengen, und zu dieſem Ende hatten ſie die gleiche Gehaltszulage 
zur Rathsbeſoldung, die ſchon unter der Mediations-Regierung 
feſtgeſetzt geweſen war. 


— 22 — 
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2. 


Departement des Kirchen⸗ und Schul⸗ 
wesens. 


— — 


Fir alles was den Religionsunterricht und den öffentlichen 
Gottesdienſt betrifft, ſo wie fuͤr alle Lehr- und Schulanſtalten 
in dem Kanton war ſchon ſeit älteren Zeiten“) und auch unter 
der Mediations-Verfaſſung ein Kirchen- und Schulrath als vor— 
berathende und Aufſichtsbehoͤrde aufgeſtellt. Die Attribute dieſes 
Departements wurden durch das organiſche Geſetz über die fünf 
Haupt⸗Collegien näher beſtimmt und erweitert. In der Regel 
fuͤhrte in demſelben eines der beiden Standeshaͤupter den Vorſitz. 
Die Ueberſicht deſſen, was in dieſem Fache geleiſtet worden, 
wird nach den beiden Abtheilungen, in welche es ſeiner Natur 
nach zerfaͤllt, zuerſt die kirchlichen Verhaͤltniſſe und nachher das 
Erziehungsweſen umfaſſen, im letztern dann der Akademie und 
öffentlichen Schule der Hauptſtadt eine beſondere Stelle an— 
weiſen. 

„Die ſicherſte Stuͤtze eines Staats ſind Religion und Sitt— 
„lichkeit.! Dieſe Wahrheit, mit welcher die Inſtruction beginnt, 
auf welche die Oberamtmaͤnner ihren Eid leiſteten, hat die 
Regierung ſtets als die Hauptmaxime ihrer Handlungen an 


geſehen. 
*) Die Einſetzung eines eigenen Schulraths geht bis in das Jahr 1548 zurück. 
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A. Kirchenweſem 


Was die Regierung für Erhaltung und Forderung des 
kirchlichen Lebens thun kann, moͤchte wohl in Folgendem beſtehen; 
daß ſie fuͤr die Bildung tuͤchtiger Religionslehrer ſorge, eine 
forgfältige Auswahl unter denſelben treffe, fie anftändig 
befolde, fie in ihrem Amte, fo weit es dem weltlichen Arme 
möglich iſt, unterſtuͤtze, und ihre Amtsfuͤhrung beaufſichtige; daß 
fie den öffentlichen Gottesdienſt aufrecht erhalte, die Hinder⸗ 
niſſe deſſelben, ſo viel moͤglich, aus dem Wege raͤume, und 
das, was ihn belebt, unterſtuͤtze; endlich und vornaͤmlich, daß 
ſie ſelbſt als eine chriſtliche Obrigkeit ihren Untergebenen mit 
dem Beiſpiele aͤchter Froͤmmigkeit, Ehrfurcht fuͤr die Religion 
und Achtung fuͤr ihre Diener vorangehe. Die Anſtalten fuͤr 
die Bildung tuͤchtiger Prediger werden unten in dem Berichte 
uͤber die Leiſtungen der Berniſchen Akademie naͤher auseinander 
geſetzt werden; hier will man nur auf die Reſultate aufmerk- 
ſam machen, und es jedem Beobachter anheim ſtellen, ſelbſt zu 
entſcheiden, ob nicht ſeit den letzten fuͤnfzehn Jahren ein groͤßerer 
Ernſt in das akademiſche Leben der Theologie Studirenden gelegt 
ward, ob nicht die Pruͤfungen zur Aufnahme in den geiſtlichen 
Stand ſtrenger als fruͤher abgehalten werden, ob nicht ein Kern 
wuͤrdiger Prediger aus dieſer Anſtalt hervorgegangen ſey, die, von 
dem Heiligen ihres Berufs durchdrungen, demſelben mit frommer 
Hingebung leben, die Achtung ihrer Gemeinden und aller, die in 
ihrer treuen Amtsverwaltung ſie kennen gelernt haben, beſitzen, und 
die, inſofern menſchliche Anſtrengung hierzu mitzuwirken vermag, 
das Reich Gottes unter uns erhalten und foͤrdern werden. 

Fuͤr die Sorgfalt der Regierung bei Beſetzung geiſtlicher 
Stellen zeugte ſchon die Verordnung, daß fuͤr diejenigen Pfar— 
reien, welche nicht nach dem Range, ſondern nach freier Wahl 
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vergeben wurden, ſich nur Candidaten, welche bereits fünf 
Jahre im Miniſterio waren, melden duͤrfen, damit ſie vorher 
ihre Tuͤchtigkeit durch ihr Benehmen auf Vikariaten an den Tag 
legen koͤnnen; der geiſtlichen Wahl-Commiſſion wurde der Auf— 
trag gegeben und wiederholt zu Gemuͤth gefuͤhrt, es nicht zu 
verſchweigen, wenn unter den Bewerbern ſich Einer finden ſollte, 
den die Erfahrung als untuͤchtig dargeſtellt haͤtte; auch ward 


vorgeſchrieben, daß ſaͤmmtliche Bewerbungsgruͤnde vor der Ber 


ſetzung noch acht Tage auf dem Canzleitiſche liegen bleiben 
mußten, damit die Regierung Zeit habe, ſich nach der Perſoͤn— 
lichkeit der Bewerber zu erkundigen. In Beſetzung der Rang— 
pfarreien hingegen glaubte ſich die Regierung gewiſſenhaft an 
den Dienſtrang halten und den aͤltern nie uͤbergehen zu 
ſollen, als wenn er ihr von der geiſtlichen Wahl-Commiſſion 
durch angegebene Gruͤnde als untuͤchtig bezeichnet wurde, in 
welchem Falle einzig die Regierung von ihrer Befugniß, unter 
den zwei Aelteſten zu waͤhlen, Gebrauch machte. Dieß fuͤhrt auf die 
Darſtellung des Rangreglements oder Progreſſivſyſtems, auf wel— 
ches ſich die Beſoldung der Geiſtlichen gruͤndet. Die Regierung fand 
daſſelbe, als von der Mediations-Regierung eingefuͤhrt, vor, be— 
hielt es als bewaͤhrt bei, erweiterte und vervollkommnete es. 
Bis zum Jahr 1804 hatte jede kirchliche Stelle, insbeſon— 
ders jede Pfarrei ihr beſtimmtes Einkommen von Liegenſchaften 
Zehnten und Grundzinſen, Capitalien, Gefaͤllen, Beiſchuͤſſen 
u. ſ. w., wie es ihr von Alters her, durch Vergabungen und 
Geſchenke, durch Vertraͤge, oder auch durch Abzuͤge auf dem 
Ein kommen der reicher dotirten, zugetheilt worden war; einige 
hatten kaum L. 800, einige mehrere Tauſende. Laͤngſt war das 
Unſtatthafte dieſer Einrichtung erkannt und Verbeſſerung ge— 
wuͤnſcht worden, auch ein Schritt dazu ſchon in der Mitte des 
vorigen Jahrhunderts geſchehen; die Regierung hatte naͤmlich 


8. November 
1815. 
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die reicher dotirten Pfarreien nach Verhaͤltniß ihres Einkom— 
mens mit einer hoͤhern oder geringern Taxe belegt, welche der 
Neuerwaͤhlte bei ſeinem Aufzuge zu bezahlen hatte; dieſe Abgabe 
floß in eine beſondere Caſſe, aus welcher Liegenſchaften oder 
Guͤltbriefe angekauft und den gering dotirten Pfarreien zuge— 
legt wurden. Dieſes Mittel wirkte, jedoch nur langſam, und 
das Mißverhaͤltniß blieb noch zu groß. Dieß fuͤhrte auch den 
Nachtheil mit ſich, daß ein Pfarrer ſelten eine lange Reihe 
von Jahren bei einer Gemeinde blieb, da ihn die erſte 
Stelle, die er erhielt, meiſt nur kuͤmmerlich naͤhrte und er alſo 
ſtets im Fall war, ſich nach einer beſſern umzuſehen, fuͤr die 
Gemeinden aber dieſer oͤftere Wechſel ihrer Seelſorger weder 
erwuͤnſcht noch vortheilhaft ſeyn konnte. Endlich war auch der Bezug 
des zum großen Theil aus Zehnten aller Art, Grundzinſen und 
Gefaͤllen beſtehenden Einkommens ſo beſchaffen, daß er den Pfarrer 
in unangenehme Verwickelungen mit ſeiner Gemeinde brachte, welche 
ſeinem Amte keineswegs angemeſſen waren und leicht die gegenſei— 
tige Liebe und Vertrauen zwiſchen dem Beziehenden und dem Bezah⸗ 
lenden ſtoͤrten. Waͤhrend der Revolution waren dieſe Einkuͤnfte 
durch den Nichtbezug der Zehnten und Bodenzinſe faſt ganz zuruͤck— 
geblieben, und die Beſoldung mußte, was nicht immer regelmaͤßig 
geſchah, aus dem oͤffentlichen Schatze entrichtet werden. 

Nach dem Wunſche der Geiſtlichkeit uͤbernahm nun der Staat 
im Jahre 1804 die Beziehung und Verwaltung aller derſelben zu— 
gehoͤrenden urbariſirten Einkuͤnfte und wies ihr dagegen die durch 
Berechnung als Aequivalent herausgefundene jaͤhrliche Summe 
von Fr. 275,000 an, worin auch die vormaligen obrigkeitlichen 
Zuſchuͤſſe begriffen waren. 

Zugleich wurde das Progreſſi vſpſtent eingefuͤhrt, welches 
jedem Pfarrer, mochte er die eine oder die andere Pfarre ver— 
ſehen, eine gleichmaͤßige, mit ſeinem Dienſtalter zunehmende 
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Beſoldung zuſicherte. Man bildete ſieben Claſſen; der unterſten 
wurde nebſt freier Wohnung, Beholzung, Garten und etwas 
Pflanzland, eine Beſoldung von L. 1000 angewieſen, die in 
jeder Claſſe um L. 200 vermehrt, in der oberſten bis auf 
L. 2200 anſtieg. Jeder Inhaber einer obrigkeitlichen Pfarrſtelle 
durchlief alle Claſſen, fing mit ſeinen erſten Dienſtjahren bei 
der unterſten an, und gelangte, wenn ihn nicht der Tod fruͤher 
abrief, zuletzt ohne ſein eigenes Zuthun in die oberſte. 

Um ferner die Geiſtlichkeit auch an dem Steigen des Getreide— 
preiſes, das ihr Einnehmen betraͤchtlich vermehren konnte, als ſie 
die Zehnten und Grundzinſe noch ſelbſt bezog, Theil nehmen 
zu laſſen, wurden zwei Drittel ihrer Beſoldung in Dinkel zum 
Anſchlage von L. 10 fuͤr den Muͤtt berechnet. Dieſe Berech— 
nungsart erhoͤhte die Beſoldungsſumme in den theuern Jahren 
1816 und 1817 beinahe auf das doppelte und gewaͤhrte in den 
ſpaͤteren 10 Jahren, als der Marktpreis des Getreides nie mehr 
auf L. 10 ſtieg, die Beſoldungen aber doch nach dieſem Durch— 
ſchnittsanſchlag ausgerichtet wurden, den Pfarraͤmtern bedeu— 
tende Vortheile. Wie durch die neueren Finanzgeſetze die Berech— 
nung in Getreide auf einen Drittel beſchraͤnkt worden, ſoll in 
dem Berichte uͤber das Finanzweſen gezeigt werden. 

In Hinſicht der Befoͤrderung von einer Pfarrſtelle zur 
andern war mit Berathung der Geiſtlichkeit Folgendes feſtgeſetzt 
worden: daß von allen Pfarrſtellen, deren Beſetzung dem Staate 
zuſteht, ein Drittel nach freier Wahl, zwei Drittel aber dem 
Rang nach vergeben werden ſollen, ſo zwar, daß bei dieſen 
letztern nach alter Uebung die Regierung unter den zwei aͤlte— 
ſten Bewerbern die Wahl haben ſolle und daß ein Geiſtlicher 
nicht mehr als zwei Pfarreien nach dem Range anſprechen koͤnne. 

In die freie Wahl wurden verſetzt die Pfarrſtellen in den 
Hauptoͤrtern der Oberaͤmter, dann vorzüglich die großen Ger 
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meinden, die eines kraͤftigen Mannes beduͤrfen, und endlich 
auch einige angenehme Stellen, um ausgezeichnete Geiſtliche zu 
erfreuen, und fo dem Verdienſt etwas zu gewähren, da die Ber 
ſoldungsart keinen Unterſchied zuließ; dem Range hingegen wur— 
den vorzugsweiſe die kleinen, weniger beſchwerlichen Pfarreien zus 
getheilt, denen auch betagtere Geiſtliche noch gewachſen waren, und 
außer dieſen die entlegenen und beſchwerlichen Stellen, durch deren 
Bedienung man ſich den Anſpruch auf angenehmere erwerben ſollte. 

Dieſe neu eingefuͤhrte Befoͤrderungs- und Beſoldungsweiſe 
fand bei der Geiſtlichkeit allgemeinen Beifall: jeder wurde ſo 
ſeiner Befoͤrderung gewiß, der Rang ſicherte ihm zu ſeiner Zeit 
eine Stelle, und zwar eine beſchwerlichere oder eine angeneh— 
mere, je nachdem die Zahl ſeiner Dienſtjahre es mit ſich brachte; 
eben fo hatte jeder die gleiche Anwartſchaft auf eine höhere 
Beſoldung. Die Gunſt vermochte nichts hierbei, die Dienſtjahre 
allein entſchieden; dieß verlieh dem geiſtlichen Stande eine Un- 
abhaͤngigkeit, die nicht anders als vortheilhaft auf deſſen Charakter 
einwirken konnte. Mit Freimuͤthigkeit konnte der Seelſorger 
ſeine Anſichten und Ueberzeugungen ausſprechen, offen und 
warm lehren, unerſchrocken die Fehlenden zurechtweiſen, den Miß⸗ 
braͤuchen entgegenſtehn und muthig und lebendig fuͤr's Beſſere 
wirken; jener oͤftere Pfarrwechſel, der der Gemeinde ihren Seel: 
ſorger entriß, wenn er ſie eben beſſer hatte kennen lernen, 
wenn ſie ein feſteres Vertrauen zu ihm gefaßt hatte, hoͤrte auf; 
jene Beziehungsart des Einkommens, die fruͤher den Pfarrer ſo 
oft in Mißverhaͤltniſſe mit ſeinen Gemeinden gebracht hatte, 
fiel weg. Leicht iſt es daher begreiflich, wie die Geiſtlichen 
aller andern Cantone der Schweiz, ja auch die Deutſchlands, 
wenn ſie dieſes Syſtem kennen lernten, es als das zweckmaͤßigſte 
und wuͤrdigſte erklaͤrten, das ihnen vorgekommen ſey. 

Dennoch wurden gegen daſſelbe einige Einwuͤrfe erhoben: 
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man fand, es gewähre der Regierung zu wenig Spielraum, 
das Verdienſt zu belohnen; wirklich blieb ihr nichts, als dem 
Ausgezeichneten auf ſein Bewerben eine der angenehmeren Wahl— 
pfarreien zu geben, und die Gelegenheit hierzu zeigte ſich nicht 
haͤufig; wenn man aber bedenkt, wie leicht Verhaͤltniſſe und 
Ruͤckſichten diejenigen, welche die Belohnungen austheilen ſollen, 
irre leiten, wie viel Unzufriedenheit und Mißdeutungen dadurch 
hervorgerufen werden konnen, fo ſcheint es beſſer, dieſe Klippe ganz 
zu vermeiden; man bemerkte ferner, daß die kleineren, leichter 
zu bedienenden Pfarreien immer nur aͤltere Seelſorger erhalten, 
die nicht mehr mit ungeſchwaͤchter Kraft ihrem Amte vorſtehn, 
die bald der Vikarien beduͤrfen, deren haͤuftger Wechſel keine 
naͤhere Bekanntſchaft, kein engeres Anſchließen zwiſchen Gemeinde 
und Seelſorger zulaſſe. Dieſer Einwurf iſt allerdings bedeu— 
tender, der Kirchenrath erkannte ſein ganzes Gewicht, und es 
lag ein Antrag vor, die Pfarrſtellen kuͤnftig alternirend nach 
beiden Wahlarten zu vergeben; nur die Abneigung, ein Syſtem 
anzutaſten, das die Geiſtlichkeit als die weſentlichſte Garantie 
ihrer Unabhaͤngigkeit anſah, hatte bisher an der Abaͤnderung 
verhindert. Auch durch Errichtung einiger Leibgedinge hatte man 
entgegen zu wirken geſucht, durch deren Ertheilung aͤltere 
Pfarrer, die ihr Amt nicht mehr ſelbſt zu verſehen im Stande 
waren, vermocht werden koͤnnten, ihre Stelle aufzugeben; in— 
deſſen waren einerſeits dieſer Leibgedinge zu wenige, nur ſechs, 
waͤhrend die Zahl der betagten Pfarrer, die eines Vikars be— 
duͤrfen, im Durchſchnitt auf zwanzig ſteigt, und andererſeits 
bietet ein Leibgedinge von Fr. 800 einem Pfarrer, der dafuͤr 
Haus, Garten und eine Beſoldung von Fr. 2200 aufgeben 
muß, eine zu geringe Entſchaͤdigung, ſo daß ſelten einer der— 
ſelben Anſpruch darauf machte. | 
Dieß iſt alfo das Syſtem, welches die Regierung bei ihrem 
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Antritt im Jahre 1814 vorfand, das fie ſich, weil es allge— 
meine Zufriedenheit erwekte, aufrecht zu halten zur Pflicht 
machte und zu vervollkommnen trachtete. — Das erſte, was ſich 
ihr hier zu thun darbot, war die Aufnahme der reformirten 
Pfarrſtellen des mit dem Kantone vereinigten Leberbergs in 
dieſes Syſtem. Es waren ihrer zwanzig, die bis dahin ein un⸗ 
gleiches, aber im Ganzen kaͤrgliches Einkommen, theils aus 
dem franzöfifchen Staatsſchatze, theils von den Gemeinden flieſ⸗ 
ſend, genoſſen hatten. Ihre Beſoldung übernahm nun die Ne: 
gierung, wies der geiſtlichen Dotation dafuͤr einen Zuſchuß von 
Fr. 1600 fuͤr jede Stelle, im Ganzen alſo Fr. 32,000 an, 
und vertheilte die zwanzig Pfarrſtellen in die ſieben Klaſſen des 
Progreſſivſyſtems. Die Gemeinden hingegen machten ſich ver⸗ 
bindlich, den Pfarrern das noͤthige Brennholz zu liefern, die 
Pfarrhaͤuſer zu unterhalten, und den Werth der bei der Ver— 
einigung mit Frankreich behaͤndigten Guͤter und Nutzungen, welche 
zum Pfarr- oder Kirchengut gehörten, zu obrigkeitlichen Han⸗ 
den zuruͤckzugeben. 

Um das Syſtem zu erweitern trachtete auch die Regierung, 
die von einzelnen Korporationen oder ehemaligen Gerichtsherren 
beſeſſenen Collaturpfarreien demſelben einzuverleiben; dieſe wa⸗ 
ren naͤmlich bei Einfuͤhrung des Progreſſiv-Syſtems durchaus 
unbetheiligt geblieben. Man benutzte daher jeden Anlaß, um 
ſolche von den Colla toren auf dem Wege freiwilligen Vertrags 
an ſich zu bringen. Dieß geſchah mit den Pfarreien Wyl, Ny⸗ 
dau und Unterſeen, wodurch die Innhaber derſelben aller 
jener Vortheile genoß wurden, die ſchon oben als Eigenſchaften 
des Progreſſivſyſtems angegeben worden ſind. 

Da zu Bedienung der entlegenen und beſchwerlichen Berg— 
pfarreien ſich oͤfters Mangel an Bewerbern zeigte, oder 
die Inhaber derſelben nach kurzer Zeit dieſelben verließen, um 
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Stellen in gelegenern Gegenden anzunehmen, fo hatte man ſchon 
unter der Mediations-Verfaſſung noͤthig gefunden, durch Be— 
ſoldungs-Zulagen zu der Bewerbung um ſolche Stellen, und 
durch anderweitige Vortheile zu laͤngerer Bedienung derſelben 
zu ermuntern. Durch einen Endbeſchluß wurde nun fuͤr die 
Pfarreien Ablentſchen, Gadmen und Guttannen eine jaͤhrliche 
Zulage von Fr. 200, fuͤr Gſteig bei Saanen und Lauenen von 
Fr. 150, fuͤr Habkern, St. Beatenberg und Adelboden von 
Fr. 100 feſtgeſetzt, ſo lange die Inhaber in der unterſten Klaſſe 
des Progreſſivſyſtems ſtehen, und zugleich erkennt, daß bei einer 
drei⸗ bis ſechsjaͤhrigen Bedienung dieſer und einiger anderer 
entlegenen Bergpfarren dieſelben in dem . nicht 
angerechnet werden ſollen. 

Deutlich iſt in dieſer Verfuͤgung die Gradation der Vortheil 
je nach der groͤßern Beſchwerde der Oertlichkeit; auch erreichte 
ſie vollkommen ihren Endzweck, denn immer fanden ſich ſeither 
Bewerber fuͤr dieſe Pfarreien, und ſie verließen dieſelben nicht 
vor der angedeuteten Zeit, wenn nicht Krankheit ſie fruͤher 
dazu noͤthigte. — Aehnliche Zulagen erhielten: der Pfarrer von 
Tramelan fuͤr ſeine Funktionen im Schloſſe zu Saignelegier 
(Fr. 200), der Pfarrer von Court fuͤr die Bedienung des 
Filials zu Grandval Fr. 120). 

Es war oͤfters bemerkt worden, die an den Kirchen der 
Hauptſtadt angeſtellten Geiſtlichen koͤnnen bei der theurern 
Lebensweiſe eines Stadtbewohners mit einer Beſoldung, wie 
die drei unterſten Klaſſen ſie anweiſen, nicht beſtehen, wodurch 
junge, wuͤrdige Maͤnner abgehalten werden, ſich fuͤr dieſe Stellen 
zu melden. Die Regierung faßte daher den Beſchluß, es ſolle 
den Geiſtlichen an den Kirchen der Hauptſtadt, welche in ihrem 
Altersrange noch nicht die Klaſſe der Fr. 1600 erreicht haben, ſo 


lange ein Zuſchuß gegeben werden, der ihre Beſoldung dieſer 
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Klaſſe gleich ſtelle, bis ſie nach dem Range von ſelbſt in 
dieſelbe treten, wo er dann aufhoͤre; und als ſpaͤter zur Auf— 
munterung der Geiſtlichkeit die Bewerbung fuͤr die drei Pfarr— 
ſtellen am Muͤnſter, die ſonſt auf die drei Helfer dieſer Kirche 
beſchraͤnkt war, allen Geiſtlichen des Kantons, die 10 Jahre in 
dem Berniſchen Miniſterium zaͤhlten, freigegeben wurde, erhielten 
die drei Pfarrer am Muͤnſter einen aͤhnlichen Zuſchuß, bis auf 
Fr. 2000. 

Da ſeit der urſpruͤnglichen Dotation und Klaſſen-Eintheilung 
der Geiſtlichkeit mancherlei, zum Theil weſentliche Veraͤnderungen 
vorgegangen waren, einige Stellen aus dem Etat weggefallen,“ 
mehrere neue errichtet, andern Zulagen bewilligt, Collaturen an- 
gekauft und ſaͤmmtliche reformirte Pfarreien des Bisthums dem 
Progreſſivſyſtem einverleibt worden waren, ſo wurde eine Re— 
viſion des ganzen Syſtems und neue Beſtimmung der Dotation 
nothwendig. Dieß geſchah durch das Dekret vom 18. Dezember 
1824, welches das ganze Verhaͤltniß klar und beſtimmt ausein— 
ander ſetzt, und die Dotation auf Fr. 303,000 feſtſtellt, woraus 
dann die Beſoldung der 170 in die Progreſſion eingereiheten 
Pfarrer, der 2 franzoͤſiſchen Prediger in der Hauptſtadt, des 
Schallenhaus⸗ und Gefangenſchafts-Predigers, der Helfer an 
der Nydeck und Heil. Geiſtkirche, der Helfer zu Reuſcheck und 
Herzogenbuchſee, der zehn Klaßhelfer, des deutſchen Pfarrers 
zu Pruntrut, des deutſchen Pfarrers und Helfers im Leber— 


*) Schon unterm 11. Juni 1806 hatte, weil die ſechs Pfarreien Biglen, 
Büren, Jegenſtorf, Oberwyl bei Büren, Stettlen und Vechigen, zu 
welchen der Burgerſpital von Bern das Collaturrecht beſaß, aus der 
Progreſſton herausgehoben, und die vorher aus der geiſtlichen Dotation 
beſoldeten geiſtlichen Profeſſoren an der Akademie zu Bern auf den Be— 
ſoldungsetat der Akademie getragen worden waren, eine Verminderung 
der geiſtlichen Dotation um Fr. 18,600 und ſomit eine Herabfetzung der: 
ſelben auf Fr. 256,400 ſtatt gefunden. 
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berg, die Zulagen an die Dekane, an die Geiftlichen der Haupt 
ſtadt und an die Bergpfarrer, und die ſechs Leibgedinge ge— 
ſchoͤpft werden, und noch etwa Fr. 3000 uͤbrig bleiben, um die 
Aufzuggelder an junge Geiſtliche, ) fo wie andere, nicht immer 
gleich bleibende Ausgaben zu beſtreiten. Durch eben dieſes Dekret 
wurde auch verordnet, daß in Zukunft bei Errichtung einer 
neuen Pfarrei die Hauptſumme jedesmal um Fr. 1600 erhoͤht, 
und die Beſoldungsklaſſe nach folgender Regel in der Zahl ihrer 
Glieder verwahrt werden ſollen; die erſte neu errichtete Stelle 
faͤllt der vierten Klaſſe zu, die zweite der dritten, die dritte 
der fuͤnften, die vierte der zweiten, die fuͤnfte der ſechsten, die 
ſechste der erſten oder unterſten, die ſiebente der ſiebenten oder 
hoͤchſten Klaſſe. Extra-Leibgedinge und Unterſtuͤtzungen an 
geweſene Geiſtliche, nach ihrem Austritt aus dem geiſtlichen 
Stande, fallen nicht mehr auf den Ueberſchußfond, ſondern 
werden auf den Kredit des Kleinen Raths angewieſen. 

Zur Vergleichung ſtellen wir hier die Klaſſeneintheilung 
von 1804 und die von 1824 neben einander. 


1804. 

1. Klaſſe 20 Pfarrer zu Fr. 1000 betraͤgt Fr. 20,000 
255 „ 5 „ 1200 „ 5 28,800 
3. 5 Se „ „ 1400 = „ 33,600 
* 1 1 8 a acht „ 5 38,400 
5. „ 24 „ „ „ 1800 5 „ 43,200 
6. 5 1 „ „ 2000 5 „ 48,000 
7 5 12 5 „ „ 2200 7 75 26,400 

152 Stellen Fr. 238,400 
*) um den zum erſten Male auf eine Pfarrei ziehenden Geiſtlichen dieſen 


Aufzug und die erſte Einrichtung zu erleichtern, werden ihnen Aufzug: 
gelder zugeſprochen, die aber nur einmal gegeben werden, und die ſich, 
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1824. 

1. Klaſſe 23Pfarrer zu Fr. 1000 betraͤgt Fr. 23,000 
A a 00 3 „ 31,200 
Ian 273 55 0 5 „ 37,800 
* „ „ 1600 5 „ 43,200 
. 2 5 AO » „ 48,600 
6. 20 1 „ „ 2000 5 „ 52,000 
a 44 5 9 „ 00 5 » 30,800 

170 Stellen Fr. 266,600 


Gleich wohlwollend forgte die Regierung für die katho— 
liſche Geiſtlichkeit des Bisthums, indem ſie deren vorher aͤußerſt 
geringe Beſoldung weſentlich verbeſſerte, und ihr eine Dotation 
von 72,000 franz. Fr. anwies. Die katholiſchen Pfarrer, deren 
70 ſind, wurden in drei Klaſſen von 800, 1000 und 1200 
franz. Fr. Beſoldung eingetheilt; in großen Pfarreien, die von 
einem Seelſorger nicht gehörig verwaltet werden koͤnnen, erhält 
derſelbe eine Zulage von Fres. 500, wofuͤr er dann einen wuͤrdi⸗ 
gen Geiſtlichen als Vikar anzuſtellen verbunden iſt.“) Die Kan⸗ 
tonalpfarrer, welche unſern Dekanen entſprechen, genießen 
eine Zulage von Fres. 500. Dieſe Dotation des katholiſchen 
Klerus war ſo berechnet, daß ſich auf derſelben ein jaͤhrlicher 


in ihrem Betrage nach der Entfernung des Ortes und nach der Beſchaf— 
fenheit der Straße richten, vom Minimum der Fr. 150 bis zum Mari 
mum der Fr. 400. 


*) Man könnte vielleicht glauben, dieß ſey für den Pfarrer keine angemeſ— 
jene Entſchädigung, es iſt aber zu bemerken, daß die Aceidentien 
der katholiſchen Geiſtlichkeit weit bedeutender ſind, als die der reformir— 
ten und daher in einer großen Gemeinde ſich auf ein Beträchtliches be— 

belaufen. Die obigen Zahlen der Beſoldungsſummen find in Bernwäh— 
rung nach dem Verhältniſſe von 40 franz. Francs für 27 Schweizerfranken 
zu reduziren. 
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Ueberſchuß von etwa Fred. 3300 ergab, um daraus alte und 
gebrechliche Geiſtliche zu unterſtuͤtzen. Den Gemeinden wurde eben— 
falls die Lieferung des Brennholzes, die Unterhaltung des Pfarr— 
hauſes, und die Anweiſung eines Gartens zu demſelben uͤbertragen. 

Demnach iſt die Klaſſifikation und die Verwendung der 

Dotation der katholiſchen Geiſtlichkeit folgende: 

2 Pfarrer 1. Klaſſe a 810 Schw. Fr. . Fr. 1,620 Rp. — 
. oma i 24028 „ 70% 
e ur een u 3 77½ 

1 „ von Pfeffingen! ) „„ 450 „ — 

Aöfize Vikar Zulagen uv 2170 „ 63½ 
Zulagen an 6 Kantonal⸗ Pfarrer. . „ 2,001 „ 88% 

Fr. 47,082 Rp. 05% 


Aus dem Ueberſchuſſe, der fruͤher wegen einiger Erſparniſſe 
anwuchs, werden vier Leibgedinge und einige Unterſtuͤtzungen 
beſtritten. a | 

Nur als ein neuer Beweis der Theilnahme an dem Zu— 
ſtande der Geiſtlichkeit möge hier noch die Bereitwilligkeit ange 
fuͤhrt werden, mit welcher jedesmal, wenn ſchwere Krankheit 
oder Ungluͤcksfaͤlle ein, zumal auf den unteren Stufen des 
Klaſſenſyſtems ſtehendes Mitglied des Berniſchen Miniſteriums 
heimſuchten, ihm entweder durch eine Steuer an eine Badekur, 
oder durch Beſoldung eines Vikars „ oder durch ſonſtige Unter: 
ſtuͤtzung Huͤlfe gereicht ward. 

Durch alle dieſe für eine angemeſſene Beſoldung der Reli— 
gionsdiener getroffenen Maßregeln, ſo wie durch die bei jeder 


*) Dieſer ſteht nicht in der Klaſſeneintheilung, weil der Kanton Bafel, in 
deſſen Gebiet ein Theil ſeiner Gemeinde liegt, den übrigen Theil ſeiner 
Beſoldung bezahlt. 
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Gelegenheit ausgeſprochene Achtung und Werthſchaͤtzung derſel— 
ben, wurde das Verhaͤltniß des geiſtlichen Standes nach und 
nach ganz veraͤndert, und aus jenem Verfall, in dem er ſich 
bei Anfang des Jahrhunderts befand, bluͤhte er an Zahl und 
innerm Gehalt mehr und mehr empor. 

In Folge der Geringſchaͤtzung und Beeintraͤchtigungen, welche 
dieſer Stand waͤhrend der Revolutionszeit erlitten hatte, war 
die Zahl feiner Glieder jo ſehr herabgeſchmolzen, daß die Kan⸗ 
didaten ſchon im erſten und zweiten Jahre nach ihrer Conſe— 
kration Pfarreien erhielten, daß angeſtellte Pfarrer, wenn Alter 
oder Krankheit ſie noͤthigte, ſich nach einem Vikar umzuſehen, 
kaum im Kanton einen finden konnten, daß mehr als einmal 
die Ausſicht vorhanden war, erledigte Pfarrſtellen nicht mehr 
beſetzen zu koͤnnen, und daß man, um dieſem Uebel vor— 
zubeugen, in den Fall kam, fremde Geiſtliche herzuberufen, 9 
die, weil man ſie nicht naͤher kannte, ſie nicht naͤher pruͤfen 
konnte, nicht immer den Erwartungen, welche man von ihnen 
hegte, entſprachen und zum Theil nach einigen Jahren, wegen 
gegruͤndeten Beſchwerden, wieder entlaſſen werden mußten. 
Aber auch in Aufnahme der jungen Männer, welche auf hiefi- 
ger Akademie ſtudirt hatten, wurde wegen dem Drange der 
Umftände, wegen dem Beduͤrfniſſe neuer Kandidaten, nicht die 
ſcharfe Pruͤfung, nicht die ſorgfaͤltige Auswahl beobachtet, 
welche bei demjenigen unerlaͤßlich iſt, dem ſo wichtige, ſo hei— 
lige Funktionen anvertraut werden ſollen. 

Anders verhaͤlt es ſich jetzt; ſtatt des vormaligen Man⸗ 
gels an Aſpiranten zu geiſtlichen Stellen ſind vierzig unbedienſtete 
Kandidaten da, die auf Pfarrſtellen warten, und der Andrang 
von Theologie Studierenden iſt ſo groß, daß dieſe Zahl in einigen 


*) Mehr als zwölf wurden deswegen ins hieſige Miniſterium aufgenommen. 
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Jahren um ein Betraͤchtliches fleigen wird, und die Kandidaten 
erſt nach einer ziemlichen Reihe von Jahren werden hoffen koͤn— 
nen zu Pfarrſtellen zu gelangen. Eben dieß ſetzt dann aber 
auch die Aufſichtsbehoͤrde in den Stand, bei der Wahl der Kan— 
didaten mit Ernſt und Sorgfalt zu Werke zu gehen, und ſo dem 
geiſtlichen Stande immer mehr Wuͤrde und innere Feſtigkeit zu 
geben. f 

Es wird nun auch zu zeigen ſeyn, auf welche Weiſe die 
Regierung die Seelſorger in ihrer Amtsfuͤhrung unterſtuͤtzt 
und ſie beaufſichtigt habe. Beides mag mit einander verbunden 
werden. Es geſchah dieß vorerſt durch die jaͤhrlichen Kirchen— 
viſitationen und Klaßverſammlungen, dann durch das Organ 
der Dekane und Oberamtmaͤnner. Alljaͤhrlich im Fruͤhling wurden 
die Kirchenviſitationen abgehalten. Ein von der Klaßverſamm⸗ 
lung ernannter Viſitator begab ſich auf einen der Gemeinde 
voraus angekuͤndigten Tag auf die zu viſitirende Pfarrei. Der 
Pfarrer hielt in ſeiner Gegenwart Predigt und darauf Kinder— 
lehre, trat dann ab. Der Viſitator, die Vorgeſetzten, Schul— 
meiſter und Hausvaͤter blieben in der Kirche; in einer kurzen 
Anrede entwickelte der Viſitator den Anweſenden den Endzweck 
der vorzunehmenden Handlung, befragte ſie dann uͤber die 
ganze Amtsfuͤhrung ihres Pfarrers, und um ihr Urtheil dar— 
über und nahm ihre Antwort zu Protokoll. 

Um dieſen Viſitationen mehr Nachdruck und Wirkſamkeit 
zu verſchaffen, erließ die Regierung unterm 2. Februar 1820 
eine ausführliche Verordnung, durch welche der viſitirende Pfar— 
rer angewieſen wird, einen ſchriftlichen Bericht uͤber die Gottes— 
dienſtlichkeit und ſittliche Auffuͤhrung der Gemeindseinwohner 
uͤberhaupt und die unter ihnen, in Ruͤckſicht auf Lehre und 
Wandel, allfaͤllig ſich zeigenden Uebel; uͤber den Schulunter— 
richt, die Beſuchung der Schulen und Unterweiſungen durch die 
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Kinder, und das daherige Verhalten der Eltern; über die 
Gottesdienſtlichkeit und das ſittliche Betragen der Unterbeamten 
und Gemeindsvorgeſetzten, ſo wie auch uͤber ihre Bereitwilligkeit, 
dem Pfarrer in Amtsangelegenheiten Hand zu bieten und ihre 
Thaͤtigkeit in Schulbeſuchungen abzufaſſen und dem Viſitator 
am Viſitationsmorgen einzureichen, damit dieſer, wo es der 
Fall ſeyn möchte, gleich die noͤthigen Ermahnungen an die Ge- 
meinden ergehen laſſe; dem Viſitator aber ſind durch eben 
dieſe Verordnung die verſchiedenen uͤber die ganze Amtsfuͤhrung 
des Pfarrers ſich erſtreckenden Fragen vorgeſchrieben, zu deren 
gewiſſenhafter Beantwortung er die verſammelte Gemeinde auf— 
fordern, ihre Antwort niederſchreiben und von den zwei erſten 
Vorgeſetzten unterzeichnen laſſen ſoll. Nach vollendeter Hand— 
lung in der Kirche begiebt ſich der Viſttator in die Wohnung 
des Pfarrers, unterſucht dort mit Genauigkeit die einzelnen 
Buͤcher und Regiſter, deren Fuͤhrung demſelben anvertraut iſt, 
und ſetzt auch daruͤber ſeinen ſchriftlichen Bericht auf. Der 
pfarramtliche Bericht ſowohl, als das Verbal der Kirchenviſi— 
tation werden alſobald dem Dekan der Klaſſe zugeſandt, wel— 
cher ſie der Klaſſe in der alljaͤhrlich in der Woche nach Pfing⸗ 
ſten abzuhaltenden Verſammlung mittheilt. In dieſer Verſamm— 
lung, welcher der Kirchenrath und die Oberamtmaͤnner ebenfalls 
beiwohnen und in welcher der Viſitator noch muͤndlich uͤber das 
Ergebniß ſeiner Verrichtung Bericht erſtattet, wird ſonach die 
Amtsfuͤhrung der Geiſtlichen vorlaͤufig unterſucht, wo etwas 
darin mangelhaft erfunden wuͤrde, der Betreffende nach ange— 
hoͤrter Vertheidigung zurechtgewieſen, wenn es von geringerem 
Belang iſt; waͤre es aber von hoͤherer Bedeutung, der Regie— 
rung verzeigt. Die Cenſur der Geiſtlichen unter ſich iſt alſo 
das erſte Geſchaͤft der Klaßverſammlung; naͤchſtdem bringen 
die Geiſtlichen ihre Beſchwerden und Bemerkungen an, uͤber 
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alles, was in ihrer Amtsführung fie behindert, oder deren 
Wirkſamkeit ſchwaͤcht, mag es nun von den Gemeinden, oder von 
den Vorgeſetzten, den Oberamtmaͤnnern oder andern Behoͤrden 
herruͤhren; was durch die Mehrheit der Stimmen als erheblich 
befunden wird, koͤmmt zu Protokoll; endlich hat noch jedes 
Mitglied der Klaſſe das freie, uneingeſchraͤnkte Antragsrecht uͤber 
alles, was es dem Aufnehmen der Religion, dem Heil der 
Kirche und dem Wohl des geiſtlichen Standes zutraͤglich erach— 
tet; wenn die Motion von der Mehrheit als erheblich angeſehen 
wird, koͤmmt ſie als Wunſch der Klaſſe zu Protokoll, und mit 
den Akten vor die Regierung. 

Nach gehaltenen Klaßverſammlungen werden die Akten der- 
ſelben, ſo wie die Viſitations-Verbale und pfarramtlichen Be— 
richte dem Kirchenrathe zugeſandt, welcher ſich die gruͤnd— 
liche Erdaurung derſelben angelegen ſeyn laͤßt, dann in 
gemein ſchaftlicher Sitzung fie berathet und das Gutachten an 
die Regierung daruͤber entwirft, welches bis zur Mitte Auguſts 
derſelben vorgelegt werden muß. Nach gepruͤften Originalakten 
und angehoͤrtem Gutachten des Kirchenraths ſchreitet die Ne- 
gierung in der erſten Woche Septembers zur Berathung, und 
giebt dem Kirchenrath alſobald Kenntniß von dem Erfolge. 

Was in den pfarramtlichen Berichten die Dazwiſchenkunft 
des Kirchenraths erfordert, wird von ihm durch Zuſchrift an 
die Oberamtmaͤnner bewirkt, oder, wo bedeutendere Vorkehren 
noͤthig ſind, der Regierung einberichtet. 

Auf dieſe Weiſe, und beſonders durch die Erdaurung die— 
fer Jahresberichte, it der Kirchenrath in beftändiger Kenntniß 
des ſittlichen und religioͤſen Zuſtandes des Volkes und gelangt 
auch zur Wuͤrdigung des Geiſtes, der Bemuͤhungen und Ver— 
dienſte der Pfarrer. 

Aber auch außer [den Viſitationen ſtand den Pfarrern 
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immerfort der Weg offen, durch die Dekane dem Kirchenrathe 
dasjenige zur Kenntniß zu bringen, was in ihrer Amtsfuͤhrung 
ſie hemmte, und Abhuͤlfe zu begehren, ſo wie auch die Ge— 
meinden den Dekanen es ſtets anzeigen konnten, wenn ihr Seel—⸗ 
ſorger in feinen Pflichten ſaͤumig war. Und daß dieſe Beauf— 
ſichtigung keine bloße Formſache war, das beweiſen ſowohl die 
Abberufung mehrerer Pfarrrer, als die ernſten Zurechtweiſun— 
gen fehlbarer Gemeinden und Vorgeſetzten. 


Endlich hatten auch die Oberamtmaͤnner, bei ihren perio— 
diſchen Berichten an den Geheimen Rath uͤber die Pflichterfuͤl— 
lung ſaͤmmtlicher Beamten ihres Bezirks, der Amtsverwaltung 
des Pfarrers ebenfalls zu erwaͤhnen. 


Um alle Obliegenheiten der Pfarrer in das gehoͤrige Licht 
zu ſetzen, auch das Verhaͤltniß und die Pflichten der Juraten, 
Dekane und Klaßverſammlungen zu beſtimmen, und ſo dem 
geiſtlichen Stande ein zuverlaͤßiges Regulativ ſeiner Verrichtun— 
gen zu geben, erließ die Regierung eine unter Mitberathung 
der Geiſtlichkeit zu Stadt und Land bearbeitete ausfuͤhrliche und 
gegen die vormalige vom Jahr 1748 viel verbeſſerte Prediger: 
Ordnung. a 


Nach dieſer kurzen Darſtellung der getroffenen Anordnun— 
gen ſoll nun hier auch berichtet werden, wie dieſelben vollzogen 
worden und was ſie bewirkt haben. Wenn an einigen Orten 
die jaͤhrlichen Kirchenviſitationen, ihrer verbeſſerten Einrichtung 
ungeachtet, ſich ſelten uͤber die bloße Form erhoben, ſo ſind 
hingegen viele Beiſpiele vorhanden, wo dieſelben tief eindrin— 
gende Unterſuchungen und gruͤndliche Abhuͤlfe veranlaßten. 


Wenn nicht alle Klaßverſammlungen jedesmal gleich reichen 


Stoff zu neuen Antraͤgen fanden, ſo liegt dieß zum Theil ſchon 
in der Natur der Dinge. Wenn endlich nicht alle von dieſen 
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Verſammlungen vorgetragenen Wuͤnſche bei näherer Unterſuchung 
beruͤckſichtigt werden konnten, ſo geſchah es, weil man eben in 
der Unterſuchung auf Schwierigkeiten und Bedenken ſtieß, die 
denjenigen, welche jene Wuͤnſche ausſprachen, um ſo leich— 
ter entgangen ſeyn mochten, als die Erfahrung lehrt, daß Maͤn— 
ner, die einem beſtimmten Stande angehoͤren, je waͤrmer ſie fuͤr 
denſelben denken und fuͤhlen, deſto eher in den Fall kommen 
ihre Wuͤnſche und Entwuͤrfe nur aus einem Geſichtspunkte 
anzuſehen, nur das fuͤr, nicht aber das gegen zu erwaͤgen, 

oder wenigſtens dieſes nur als geringfuͤgig in Vergleich mit 
jenem zu betrachten. Wurden die geaͤußerten Wuͤnſche heilſam 
und ausführbar befunden, fo erfolgten ſofort die einleitenden Vor⸗ 
kehren zur Entſprechung. Beiſpiele werden dieß am beſten ins 
Licht ſetzen: Im Jahre 1824 wuͤnſchte die Klaſſe Burgdorf, daß 
eine Helferei auf dem Waſen zu Sumiswald errichtet werden 
möchte, um dieſem entlegenen Viertel der Gemeinde die geiſt— 
liche Belehrung naͤher zu bringen und die ausgedehnte Seelſorge 
mit dem Pfarrer zu theilen; die Regierung fand dieſen Wunſch 
fo beachtenswerth, daß fie alſobald die Verhaͤltniſſe näher unter⸗ 
ſuchen ließ und nach reiflicher Berathung die Errichtung einer 
Helferſtelle zu Waſen beſchloß und ausfuͤhrte. 1825 aͤußerte 
die Klaſſe Burgdorf den Wunſch, es moͤchte die herannahende 
hundertjaͤhrige Wiedergedaͤchtniß der Reformation auf feierliche 
Weiſe begangen werden; die Regierung entſprach und traf die 
Anſtalten dazu. 1827 wuͤnſchte die Klaſſe Bern, der reformirte 
Pfarrer zu Luzern, Hr. Rikli, möchte der Klaſſe Bern als Mit— 
glied einverleibt werden, und ſtuͤtzte dieſen Wunſch darauf, daß 
ſein Anſehen und ſeine Wirkſamkeit in ſeinem neuen Amtskreiſe 
dadurch gefoͤrdert werde; es wurde entſprochen. In den Akten 
der Klaſſe Thun vom Jahre 1828 liest man: die letztjaͤhrigen 
Wuͤnſche der Klaſſe ſeyen von der Regierung groͤßtentheils ent— 
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ſprechend beantwortet. — Es würde zu weit führen, die Aufzaͤh— 
lung von erfuͤllten Wuͤnſchen der Klaßverſammlungen fort 
zuſetzen, hingegen moͤgen auch einige weniger beruͤckſichtigte 
hier ihre Stelle finden: Die Klaſſe Langenthal wuͤnſchte 1826 
die gaͤnzliche Abſchaffung des Tanzens an Sonntagen. Als 
fruͤher die Geiſtlichkeit den Wunſch ausgedruͤckt hatte, es moͤchte 
das Tanzen, das beinahe alle Sonntage bald hier bald da ſtatt 
finde, und einen großen Zulauf aus andern Gemeinden verur— 
ſache, beſchraͤnkt und auf einige beſtimmte Tage gleichzeitig ge— 
ſetzt werden, damit das aͤrgerliche Hinſtroͤmen des Volks bald 
nach dieſem, bald nach jenem Tanzplatz aufhoͤre, ſo entſprach 
die Regierung dieſem Wunſche, der dem jungen Volke die Freude 
nicht ganz nahm „aber das Uebermaaß hemmte, ohne Anſtand, 
und bezeichnete ſechs Sonntage im Jahre, außer welchen nicht 
getanzt werden duͤrfe. Hingegen beſorgte man durch gaͤnzliches 
Verbot des Tanzens an Sonntagen die Froͤhlichkeit des Vol⸗ 
kes zu ſehr zu befchränfen, ohne den gehofften Zweck, Verbeſſe— 
rung der Sittlichkeit, zu erreichen. 1829 wuͤnſchte die Klaſſe 
Burgdorf und Nydau, daß der Vormittag des Charfreitags zu 
einem foͤrmlichen Feſttag erhoben werde; es ward befunden, der— 
ſelbe falle eben in die Zeit, wo der Landmann mit den Fruͤhlings⸗ 
arbeiten ſtark beſchaͤftigt ſey, und wo ohnehin ſchon ein anderer 
Feſttag (Maria Verkuͤndigung) die Arbeit unterbreche.) Meh— 
rere Klaſſen wuͤnſchten wiederhohlt, daß das verderbliche Brante— 
weinbrennen und Branteweinſchenken moͤchte kraͤftig beſchraͤnkt 
werden, mit ihnen wuͤnſchte es der Kirchenrath; die Regie— 
rung glaubte, dadurch der Gewerbfreiheit zu nahe zu treten. 
Alle Klaſſen wuͤnſchten wiederhohlt und dringend Abſchaffung 


*) Durch Dekret vom 30. März 1821 war eine erhöhte Feier des Char— 
freitags in der Hauptſtadt angeordnet worden. 
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des Kiltgangs, der Kirchenrath unterſtuͤtzte nachdruͤcklich auch 
dieſen Wunſch; der Regierung war wohl bekannt, wie dieſe Un— 
fitte zur Quelle vielen Uebels geworden; nach ſorgfaͤltiger Unter⸗ 
ſuchung, nach wiederholter gruͤndlicher Berathung ſiegte die 
Anſicht, die Regierung ſey nicht berechtigt im Innern der Woh—⸗ 
nungen zu gebieten, ſondern ſolle dieß den Hausvaͤtern über: 
laſſen, an welche ſofort eine ernſte Ermahnung oͤffentlich er: 
ging. Im Jahr 1827 aͤußerte die Klaſſe Bern den Wunſch nach 
einer beſſern Einrichtung der Kapitelsverſammlungen, in dem 
Sinne, daß es der Regierung gefallen moͤchte, wichtige kirchliche 
Angelegenheiten und Verordnungen, jederzeit auch dieſen Verſamm⸗ 
lungen zur Berathung und Begutachtung aufzugeben, und dem 
Mangel an jeder Verbindung zwiſchen den einzelnen Kapiteln 
durch eine jährliche Zuſammenkunft der Dekane und Ausgeſchoſſe⸗ 
nen der ſieben Kapitel abzuhelfen; die Klaſſe Thun wuͤnſchte 
eine uns fehlende Kirchenverfaſſung; im Jahr 1828 folgte die 
Klaſſe Nydau mit dem Wunſch einer Generalſynode aus Depu— 
tationen aller Geiſtlichen des Kantons, welche Behoͤrde eine 
berathende für wichtige geiſtliche Angelegenheiten ſeyn ſolle. Ob⸗ 
ſchon die Wuͤnſche dieſer drei Klaſſen nicht in den gleichen 
Worten ausgedrückt find, und beſonders der erſte von dem letzten 
ſich dadurch unterſcheidet, daß jener die Vorberathung wichtiger 
kirchlicher Angelegenheiten vor den einzelnen Kapiteln, dieſer 
vor einer aus Deputationen aller Geiſtlichen des Kantons zuſam— 
mengeſetzten General» Synode geſchehen laſſen moͤchte, jo lag 
doch beiden der gleiche Sinn unter, der naͤmlich: die kirchlichen 
Verordnungen durch die Geiſtlichkeit vorberathen zu laſſen. 
Dieſer Wunſch ſcheint vernuͤnftig und billig. Wer ſollte uͤber 
kirchliche Angelegenheiten beſſer mitzuſprechen wiſſen, als die 
Geiſtlichen; wer ein groͤßeres Intereſſe an denſelben haben? 
Es wird alſo hier nicht am unrechten Orte ſeyn, einige Gruͤnde, 


0 


k 


c 


6 


* 


* 


un 


ept. 1828. 


96 
welche gegen die gewuͤnſchte Einrichtung geltend gemacht wur— 
den, bloß hiſtoriſch anzufuͤhren. 

Vorerſt waltete in formeller Beziehung das Bedenken: nach 
den Fundamental-Geſetzen ſey der Kirchenrath die vorberathende 
Behoͤrde in Allem, was den Religionsunterricht und den oͤffent— 
lichen Gottesdienſt betrifft; der Kirchenrath mit ſeinen Attri— 
buten ſey eine Inſtitution der Verfaſſung, und es ſtehe nicht 
in der Befugniß des Kleinen Raths, hieran etwas abzuaͤndern, 
dieß müßte durch den Großen Rath auf vorgeſchriebenem geſetz— 
lichem Wege geſchehen; daß aber dieſe Inſtitution durch die 
vorgeſchlagene Generalſynode weſentlich veraͤndert wuͤrde, liege 
am Tage. Was dann die Sache ſelbſt anbetrifft, ſo wurde die 
Beſorgniß geaͤußert, es moͤchte durch die Einfuͤhrung einer Ge— 
neralſynode das freundliche Vernehmen zwiſchen der Regierung 
und der Geiſtlichkeit geſtoͤrt, und in dieſe ſelbſt ein Keim der 
Zwietracht geworfen werden. Wie unbeſtimmt ſey ſchon der 
Ausdruck „wichtige kirchliche Angelegenheiten“, und wie oft wuͤrde 
dieß unangenehme Eroͤrterungen verurſachen, wenn von der 
einen Seite eine Verordnung nur in ihren naͤchſten Beziehungen 
betrachtet, und fuͤr weniger wichtig gehalten, von der andern 
hingegen weit reichende Folgen daraus abgeleitet, und ihr eine 
große Wichtigkeit beigelegt wuͤrde? Wie leicht koͤnnte auch das 
gute Vernehmen durch ungleiche Anſichten uͤber die Zweckmaͤßig— 
keit des Angerathenen geſtoͤrt werden? Seit Jahrhunderten ſeyen 
die kirchlichen Verordnungen, welche die Regierung in ihrer 
von der Reformation her behaupteten landesherrlichen Stellung 
erlaſſen, von der Geiſtlichkeit vertrauensvoll angenommen wor— 
den, weil dieſe ſich von den guten Abſichten derſelben uͤberzeugt 
habe; nun aber ſollen dieſelben erſt der Kritik einer der Regie— 
rung gegenuͤber aufzuſtellenden Behoͤrde uͤbergeben werden. 
Uebrigens laſſen die beſtehenden Einrichtungen hinreichenden 
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Spielraum für Anträge und Vorſtellungen, mehr vielleicht, als 
wenn nach dem Beiſpiele auswaͤrtiger Synodalverfaſſungen, nur 
dasjenige in Berathung gezogen werden koͤnnte, was ausdruͤck— 
lich von der Regierungsbehoͤrde dahin gewieſen wird. — Aber 
auch unter der Geiſtlichkeit ſelbſt würden Reibungen und Par⸗ 
theiungen vorauszuſehen ſeyn. So lange die unvermeidlichen 
Meinungsverſchiedenheiten bloß in engeren Kreiſen ſich aͤußern, 
erregen ſie keine Abſtoßung; allein ſobald ſie in einer zahl— 
reichen und als Behoͤrde auftretenden Verſammlung geſchehen, 
lege man ihnen ein groͤßeres Gewicht bei, man ſuche ihnen den 
Sieg zu verſchaffen, man ertrage das Unterliegen nur mit 
Schmerz, und trachte ſich durch Verbindungen und Einver⸗ 
ſtaͤndniſſe dagegen zu ſichern. 

Es waren Erkundigungen nach dem Erfolge ähnlicher Ver— 
ſammlungen in andern Kantonen eingezogen worden. Man 
hatte in Erfahrung gebracht, daß die Generalſynode in Zuͤrich 
ſich als eine ſehr achtungswerthe Verſammlung bewaͤhre, daß 
aber unſere Kapitelsverſammlungen in zweckmaͤßigen Antraͤgen 
derſelben keineswegs nachſtehen; daß in einem andern Kantone, 
wo eine ſolche Generalſynode neu eingefuͤhrt worden war, gerade 
die gefürchteten Wirkungen, Spannung naͤmlich gegen die Re: 
gierung und Zerwuͤrfniſſe unter der Geiſtlichkeit, eingetreten 
ſeyen, und daß die Geiſtlichen in derſelben bisher keinen beſon— 
dern Gewinn gefunden haben. — Endlich wurde in Betrachtung 
gezogen, daß der geaͤußerte Wunſch nach einer Generalſynode 
keineswegs der allgemeine der Geiſtlichkeit war; von ſieben 
Klaßverſammlungen hatten nur drei denſelben angebracht, und 
bei den in vertraulichen Mittheilungen geſammelten Anſichten 
der Landgeiſtlichen hatten weit die meiſten von denen, deren 
Stimme man vernahm, mancherlei Beſorgniſſe daruͤber geaͤußert, 
und ſich gegen eine ſolche Neuerung ausgeſprochen, auch ſpaͤter 
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noch verſichert, daß die von Seite der Regierung erfolgte Abs 
lehnung ihnen zur Beruhigung gereiche. 

Wenn uͤbrigens die Regierung nach reiflicher Pruͤfung fuͤr 
beſſer erachtete, den geaͤußerten Wuͤnſchen noch keine Folge zu 
geben, ſondern es einſtweilen bei den wirklich beſtehenden Ein⸗ 
richtungen, unter deren Schutze der geiſtliche Stand augen⸗ 
ſcheinlich aufbluͤhte, bewenden zu laſſen, ſo verkannte ſie darum 
die gute Abſicht derjenigen nicht, welche die Sache in Anregung 
gebracht hatten. Ihr Zweck, Mißgriffe in kirchlichen Einrich⸗ 
tungen zu hindern, dieſen eine auf Sachkenntniß gegruͤndete 
Berathung zu ſichern, ſie dadurch fruchtbarer zu machen, und 
den Eifer und die lebendige Theilnahme der Geiſtlichen zu 
wecken, war lobenswerth; ſie betrachteten das aufgeſtellte Bild 
von der ſchoͤnen und glaͤnzenden Seite; die Regierung faßte auch 
die Kehrſeite in's Auge. 

Obgleich nun keine Generalſynode zur Vorberathung kirch⸗ 
licher Angelegenheiten aufgeſtellt ward, ſo pflegte die Regierung 
nichts deſto weniger die Geiſtlichkeit in anerkannt wichtigen Ver⸗ 
handlungen zu berathen. So wurde, als die im Jahre 1824 
promulgirte Prediger-Ordnung von dem Kirchenrathe im Ent⸗ 
wurf ausgearbeitet war, derſelbe den ſaͤmmtlichen Dekanen zur 
Mittheilung an ihre Kapitelsbruͤder geſandt, welche nicht wenige 
Bemerkungen beifuͤgten; unter ſorgfaͤltiger Wuͤrdigung dieſer 
Bemerkungen ward er nochmals berathen, und erſt dann der 
Regierung gutachtlich vorgelegt. 

Nachdem nun uͤber die Verhandlungen der Regierung in Be— 
treff des geiſtlichen Standes der Bericht erſtattet worden, bleibt 
noch uͤbrig anzugeben, was dieſelbe gethan habe, um den oͤffent⸗ 
lichen Gottesdienſt aufrecht zu halten, die Hinderniſſe deſſelben 
aus dem Wege zu raͤumen, und das, was ihn belebt, zu foͤrdern. 

Hier dürfen vorerſt die in der neuen Prediger-Ordnung 
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enthaltenen zahlreichen Verfügungen zur Aufrechthaltung des 
öffentlichen Gottesdienſtes, und zu Entfernung aller ſtoͤrenden 
Hinderniffe”) nicht unbemerkt bleiben; ferners die Sonntags— 
polizei gegen Betreibung der Gewerbe und andern Laͤrm, die 
verſchaͤrfte Aufſicht an Bet⸗ und Kommuniontagen, die den 
Unterchorgerichten geleiſtete Unterſtuͤtzung, wenn ſie dergleichen 
Stoͤrungen und Unordnungen ahndeten; die den Oberamtmaͤnnern 
auferlegte Pflicht, uͤberall zur Aufrechthaltung der Religioͤſitaͤt 
und des oͤffentlichen Gottesdienſtes mitzuwirken. 

Eben ſo wenig darf die Errichtung neuer geiſtlicher Stellen 
hier uͤberſehen werden, die von den betreffenden Gemeinden 
dringend gewuͤnſcht, in verſchiedenen Theilen des Kantons ein— 
gefuͤhrt wurden. | 

Die Pfarrei Guggisberg war zu weitlaͤnfig, als daß fie 
von Einem Seelſorger gehoͤrig haͤtte bedient werden koͤnnen; be⸗ 
ſonders war der oͤſtliche Theil derſelben entlegen, und bedurfte 
wegen ſeiner Bevoͤlkerung einer beſondern Seelſorge. Es wurde 
daher zu Reuſchegg 1818 eine Kirche und Wohnung fuͤr einen 
Geiſtlichen erbaut, ein Helfer dorthin geſetzt mit einem Gehalte 
von 1000 Franken, dem die Predigt, Schulaufſicht und Seel— 
ſorge in jenem Bezirke obliegt, und der zugleich die Pfarrer 
von Guggisberg, Wahlern und Alblingen, wenn einer von 
ihnen es beduͤrfen ſollte, zu vertreten hat. 

Die Stadt Burgdorf wuͤnſchte, aͤhnlich der Stadt Thun, 
einen zweiten Pfarrer, der mit demjenigen, welchen ſie bisher 
gehabt, in den Predigt-Funktionen abwechſeln koͤnnte. Ihrem 
Wunſche wurde 1821 entſprochen, dem Vorſteher der lateiniſchen 


*) Z. V. die Verſchiebung der Trüllmuſterungen an Sonntagen bis nach 
geendigter Kinderlehre; die Unterſagung der Frühlingsmuſterungen wäh— 
rend der heiligen Zeit u. a. m. 
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Schule eine Zulage von Fr. 400 ausgeſetzt, und mit feiner 
Stelle die eines zweiten Pfarrers verbunden. 

Zu Waſen, in der volkreichen Pfarrei Sumiswald, wurde 
in Folge der Vorſtellung der Klaſſe Burgdorf eine neue geiſt— 
liche Stelle errichtet. Der Helfer zu Waſen haͤlt daſelbſt jeden 
Sonntag Nachmittag eine Kinderlehre, und verwaltet die Schul 
aufſicht und Seelſorge im hintern Theile der Pfarrei mit einer 
Beſoldung von Fr. 800. Die Wohnung, neu aufgefuͤhrt, wird 
dieſen Herbſt zum Bewohnen fertig. 

Die vielen Deutſchen, welche im Jura, in den Aemtern 
Courtlary und Muͤnſter wohnen, aus Unkenntniß der Sprache 
weder den franzoͤſiſchen Gottesdienſt beſuchen, noch ihre Kinder 
zur Schule ſchicken konnten, und die daher ſo zu verwildern 
drohten, daß die Oberamtmaͤnner wahrnehmen mußten, wie ſie 
wegen mancherlei Freveln, die ihre Rohheit bezeugten, haͤufig 
in Anſpruch genommen wurden, zogen die Sorge der Regierung 
auf ſich. Es ward im Jahre 1827 ein deutſcher Pfarrer dahin 
geſetzt, welcher abwechſelnd in den verſchiedenen Theilen dieſer 
beiden Oberaͤmter predigte, die Aufſicht und Seelſorge uͤber die 
Deutſchen führen, ihre Kinder zum heiligen Abendmahle un: 
terweiſen, und Schulen für dieſelben einrichten ſollte. Der Er— 
folg entſprach der Erwartung, die Deutſchen wurden geſittigt, 
gewannen die Achtung der übrigen Landesbewohner, und erſchie—⸗ 
nen ſelten mehr in den Gerichtsſtuben. Bei wachsender deutſcher 
Bevoͤlkerung konnte eine einzige deutſche Pfarrſtelle nicht mehr 
genuͤgen, es ward daher im Jahre 1830 noch ein Helfer dahin 
verordnet, ſo daß nun jeder ſeinen beſtimmten Bezirk hat, und 
der Pfarrer abwechſelnd zu Dachsfelden, Muͤnſter, Buͤderich, 
Ilfingen und Sornetan, der Helfer zu Renan, St. Immer 
und Courtlary predigt. Jenem ward eine Beſoldung von 
Fr. 1500, dieſem von Fr. 1200 mit einer Zulage fuͤr Wohnung 
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und Reiſekoſten ausgeſetzt. — Für die reformirte Bevölkerung 
in den katholiſchen Oberaͤmtern war fchon früher ein deutſcher 
Pfarrer in Pruntrut mit einer Beſoldung von Fr. 1600 ſtatio⸗ 
nirt worden, der jeden Sonntag abwechſelnd in dieſer Stadt 
und zu Delsberg predigt; in dem Amtsbezirke Freibergen verſieht 
der Pfarrer von Tramlingen dieſe Verrichtung an den Feſtta⸗ 
gen, mit einer Gehaltszulage von Fr. 200. 

Die Pfarrei Court im Muͤnſterthal hat ein anderthalb 
Stunden weit entlegenes Filial, Grandval, welches eine eigene 
Gemeinde mit vier Doͤrfern ausmacht. Die Genoſſen dieſer 
Gemeinde, denen die weite Entfernung des Pfarrers in Krank— 
heiten und andern Angelegenheiten beſchwerlich iſt, boten anſehn— 
liche Beiträge und die Erbauung eines Pfarrhauſes an, wenn 
ſie einen eigenen Pfarrer erhalten koͤnnten. Die Regierung trug 
ſolchen Anſtrengungen Rechnung, und entſprach ihrem Wunſche 
im Jahre 1829. Das Pfarrhaus iſt ſeiner Vollendung nahe, und 
den 1. November 1831 wird der neue Pfarrer daſſelbe beziehen. 
Hinſichtlich der Beſoldung wird er in das Progreſſivſyſtem geſtellt. 

Die Bewohner des Buchholterberges in der Pfarrei Ober— 
dießbach, welche 2 bis 3 Stunden weit zur Kirche zu gehen 
haben, und ihre Kinder eben ſo weit zur Unterweiſung ſchicken, 
hatten ſchon am Schluſſe des ſiebenzehenten Jahrhunderts ſich um 
eine eigene Kirche beworben, und ſeither dieſen Wunſch oft 
wiederholt. Der Ausführung ſtellten ſich immer Hinderniſſe 
in den Weg, beſonders wegen der Collaturverhaͤltniſſe mit 
Dießbach, bis im Jahre 1830 die Regierung, nach gruͤndlicher 
Unterſuchung, die Erbauung einer Kirche und eines Pfarrhauſes 
zu Heimenſchwand auf Koſten des Staates und die Anſtellung 
eines Helfers beſchloß, welcher eine Beſoldung von Fr. 1200 
beziehen wird, woran die Collatur Dießbach die Haͤlfte, und 
die Staatskaſſe das Uebrige liefert. 


13. Dez. 1830. 
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Da die Seelſorge in der weitläufigen Pfarrei Herzogen⸗ 
buchſee die Kraͤfte eines Mannes uͤberſteigt, ſo wurde dieſelbe 
getheilt, und ein beſtimmter Theil dem in Herzogenbuchſee fa; 
tionirten Helfer der Klaſſe Langenthal mit einer Zulage von 
Fr. 200 aufgetragen. 

Um die zahlreichen Bewohner des Spitals zu Langnau nicht 
ohne geiſtliche Aufſicht und Belehrung zu laſſen, wurde dem 
Helfer zu Trubſchachen, da der Pfarrer zu Langnau ohnehin 
der großen Gemeinde wegen mit Geſchaͤften uͤberladen iſt, die 
Seelſorge in demſelben mit einer Zulage von Fr. 200 uͤbertragen. 

Der im Jahre 1825 erkannte, und zwei Jahre ſpaͤter mit 
einem Aufwande von beilaͤufig Fr. 8000 vollendete Kirchenbau 
zu Wangen, und der wirklich eingeleitete zu Lauterbrunnen wer⸗ 
den in dem Berichte über das Bauweſen aufgeführt. Wie end- 
lich die Gemeinden bei Ausbeſſerung ihrer Kirchen, bei An⸗ 
ſchaffung von Orgeln oder Glocken, mit verhaͤltnißmaͤßigen 
Steuern unterſtuͤtzt und ermuntert worden, waͤre im Einzelnen 
hier anzugeben allzu weitlaͤufig; man kann ſich dafür auf die 
Staatsrechnung und auf die dankbare Erinnerung der Empfaͤnger 
berufen. 

Ueberhaupt foll nicht verhehlt werden, daß im Gefolge der 
ſtark angewachſenen und noch immer ſteigenden Bevoͤlkerung 
eine noch groͤßere Vermehrung der Pfarrſtellen wuͤnſchenswerth, 
wo nicht nothwendig geworden iſt. Wirklich liegen Antraͤge, 
welche dahin gehen, in Unterſuchung. Da jede neue Stelle fuͤr 
Erbauung und Ankauf einer Wohnung und Erdreichs eine 
Summe von Fr. 10,000 bis 25,000 erfordert, und die Beſol— 
dung eines Pfarrers mit der Beholzung und dem Unterhalte 
der Gebaͤude auf nicht weniger als Fr. 2000 jaͤhrlich ange⸗ 
ſchlagen werden kann, ſo wurde bisher bei Errichtung neuer 
Pfarraͤmter auch die Beihuͤlfe der Gemeinden, je nach ihren 


103 


Kraͤften, in Anſpruch genommen. Auch mußte erſt die hin— 
laͤngliche Zahl derer vorhanden ſeyn, welche geeignet waren, 
ſolchen Aemtern vorzuſtehen. — In den letzteren Zeiten erlaubte 
die fortſchreitende Verbeſſerung des Finanzzuſtandes der Republik, 
verbunden mit der groͤßern Zahl der Kandidaten des Predigt— 
amtes, den vorhandenen Beduͤrfniſſen theilweiſe, wie oben gezeigt 
worden, abzuhelfen; auf dieſer Bahn weiter fortzuſchreiten, 
lag ganz in den Abſichten der Regierung und der dem Kirchen— 
weſen vorſtehenden Behoͤrde. | 


B. Erziehungswefen. 


1. Oeffentliche Unterrichts » Anftalten in der 
Hauptſtadt. 

Die Akademie und Litterarſchule beſteht ſeit mehr als 25 
Jahren als die erſte der in unſerm Kantone unter der unmittel⸗ 
baren Aufſicht der Regierung ſtehenden wiſſenſchaftlichen Bil 
dungsanſtalten. — Dem bei ihrer neuen Begründung bezweckten 
Plane gemaͤß iſt dieſe Anſtalt eine oͤffentliche fuͤr den ganzen 
Kanton, d. h. fuͤr alle Kantonsbuͤrger und Fremde, welchen 
aͤußere Verhaͤltniſſe und geiſtige Anlagen Anſpruch und Mittel 
zu wiſſenſchaftlicher Bildung geben; fie fol zugleich auf die 
allgemeinen Beduͤrfniſſe des Staats berechnet ſeyn, d. h. die 
Jugend in diejenigen hoͤheren Berufsſtaͤnde einfuͤhren, welche 
nach den Einrichtungen unſers Gemeinweſens und zu Erreichung 
ihrer Zwecke noͤthig ſind. Sie umfaßt daher eben ſowohl den 
einfachen Elementar-Unterricht des Knabenalters, als die ern— 
ſteren Studien, welche dem Juͤnglinge die Bahn der wiſſen⸗ 
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ſchaftlichen Forſchung und der praktiſchen Lebensthaͤtigkeit eröff- 
nen, und in der auf dieſen Zweck berechneten Stufenfolge des 
Unterrichts fol dem aufwachſenden Geſchlechte der Weg zu der: 
jenigen Ausbildung des Verſtandes und Geiſtes gezeigt werden, 
welche der kuͤnftigen Beſtimmung jedes Einzelnen angemeſſen iſt. 

Schon ſeit der Mitte des ſechszehnten Jahrhunderts war 
eine öffentliche Unterrichts -Anſtalt vorhanden, welche der Re⸗ 
formation ihr Daſeyn verdankt. Damals wurde naͤmlich das 
Beduͤrfniß einer Bildungsſchule fuͤr kuͤnftige Geiſtliche fuͤhlbar, und 
daher eine Art von theologiſchem Seminarium mit einer lateini— 
ſchen Schule errichtet, und das Franziskanerkloſter fuͤr Hoͤrſaͤle 
und Wohnungen der weniger bemittelten Studierenden und 
Schuͤler eingerichtet, welche annoch Stipendien und Freitiſche, 
theils aus eigens dazu gewidmeten Staatseinkuͤnften, theils aus 
Collekten der Stadtbuͤrgerſchaft erhielten. Nachherige Erwei— 
terungen durch die Lehrfaͤcher der Philoſophie, der didaktiſchen 
Theologie und der Beredſamkeit beruͤckſichtigten noch einzig das 
Studium der Gottesgelahrtheit, bis die allmaͤhligen Fortſchritte 
der Kultur mit ihren immer ſtaͤrker ſich erhebenden Anſpruͤchen 
auf hoͤhere Bildung eine zweite Ausdehnung unſerer Anſtalten 
herbeifuͤhrte, welcher dieſe die neueren Lehrſtuͤhle der Rechts 
wiſſenſchaft, der Naturlehre, der Mathematik und der vaterlaͤn— 
diſchen Geſchichte, nebſt der in die letzten Zeiten vor der Revo— 
lution fallenden nicht unverdienſtlichen Errichtung des ſoge— 
nannten politiſchen Inſtituts zu verdanken hatten. — Die 
Staatsumwaͤlzung von 1798 brachte in ihrem zerſtoͤrenden Ge⸗ 
folge auch den Umſturz aller dieſer Anſtalten mit ſich; die Hoͤr— 
ſaͤle wurden leer, die Schulen entvoͤlkert; “) ohne den Zuſam⸗ 
mentritt einiger wiſſenſchaftlicher Männer, welche ſich zu oͤffent⸗ 


*) Der halbjährige Bericht im erſten Rande des litterariſchen Archivs 1805 


— 
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lichen Vorträgen über einzelne Fächer vereinigten; ohne die 
gleichzeitig entſtandenen Privatinſtitute, haͤtte damals die Jugend 
der Hauptſtadt und des Kantons aller Huͤlfsmittel zur weitern 
Ausbildung ermangelt. | 

Ein folcher Zuſtand konnte unter der vaterlaͤndiſch gefinn- 
ten Regierung, die im Jahre 1803 das Staatsruder ergriff, 
nicht lange dauern. Sie erkannte die Nothwendigkeit einer 
ganz neuen Begruͤndung und Vervollſtaͤndigung der Akademie 
und Schule, wies dafuͤr eine jaͤhrliche Summe von Fr. 40,000 
an, und ſetzte an die Spitze der neuen Anſtalt einen Mann, 
der durch feine unabhängige äußere Lage, durch feinen verdien⸗ 
ten Einfluß, durch ſeine Geſchaͤftserfahrung, raſtloſe Thaͤtigkeit 
und warmen Eifer fuͤr alles Gute und Schoͤne ſich ganz fuͤr 
dieſes Amt eignete. Unter der unmittelbaren Leitung des neuen 
Kanzlers, Rathsherrn von Mutach, wurden die theologiſche 
und die philoſophiſche Fakultaͤt wieder organiſirt, eine medizi— 
niſche und eine juridiſche neu geſchaffen, das Gymnaſium und 
die Schule nach hoͤheren Zwecken umgeſtaltet, und alle bisher 
zerſtreut geweſenen Subſidiaranſtalten unter die betreffenden 
Faͤcher vereinigt, auch, wo das Beduͤrfniß es forderte, neue 
errichtet. Das Ganze wurde der Oberaufſicht des Kirchen- und 
Schulraths, beſonders fuͤr die theologiſchen Studien, und der 
ſpeziellen Leitung einer Curatelbehoͤrde untergeordnet, in wel— 
cher der Kanzler, zugleich von Amtswegen Mitglied jenes Haupt— 
kollegiums, den Vorſitz fuͤhrte. Ein akademiſcher Rath und 
eine Schulkommiſſion, der Prorektor und die uͤbrigen Dekane 
der Fakultaͤten, der Profeſſor des Gymnaſiums, der Konrektor, 
die Verſammlungen der Fakultaͤtsglieder und der Schullehrer 


führt hierüber einige Thatſachen an; im Jahr 1799 wurde nicht ein ein— 
ziger Schüler ad lectiones publicas befördert. 
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erhielten ihren angewieſenen Wirkungskreis, und alle Stellen 
eine nach den Kraͤften des Staats reichliche Beſoldung; die 
oberen Behoͤrden arbeiteten nach der allgemeinen Regierungs⸗ 
Maxime unentgeldlich.“) 

Nach dem Reglemente vom 18. Maͤrz 1811 und 3. Brach⸗ 
monat 1812 war der Beſtand der Anſtalt folgender: 

Die Akademie, auf welcher der Juͤngling nach vollendetem 
Religionsunterrichte zu jedem gelehrten und auch buͤrgerlichen 
Berufe vorbereitet und gebildet werden ſollte, hatte zwei Ab- 
theilungen; in der untern wurden klaſſiſche Gelehrſamkeit, Litte⸗ 
ratur, ſchoͤne Wiſſenſchaften, Geſchichte, Geographie, Philo⸗ 
ſophie, Mathematik, Phyſik, Naturgeſchichte; in der obern 
Theologie, Staats- und Rechtswiſſenſchaft und Medizin vorge— 
tragen. Der Aufenthalt in jeder Abtheilung war auf zwei, fuͤr 
die Theologie-Studierenden auf drei Jahre berechnet; die Me— 
dizin hatte ihren eigenen, vier Jahre dauernden Lehrkurs. Drei 
Profeſſoren der Theologie lehrten: der erſte die didaktiſche, die 
Moral-Theologie und die Kirchengeſchichte; der zweite die Ho— 
miletik, Katechetik und Paſtoraltheologie mit Einbegriff des 
Kirchenrechts; dem dritten war die exegetiſche Erklaͤrung des 
Grundtertes ſammt dem hebraͤiſchen Sprachunterrichte uͤber— 
tragen. — Von drei Profeſſoren der Rechtsgelehrſamkeit las 
der erſte über Staatenkunde, Staats- und Voͤlkerrecht; der 
zweite Naturrecht, Inſtitutionen und Kriminalrecht; der dritte 
Berniſches Civilrecht und Geſchichte, vorzuͤglich vaterlaͤndiſche. 
Fuͤnf Profeſſoren der Arzneiwiſſenſchaft vertheilten unter ſich 
den Vortrag der Anatomie, Phyſiologie und mediziniſchen An— 
thropologie; der Therapie, Pathologie und der Arzneimittellehre; 
der Chirurgie und Entbindungskunſt; der allgemeinen und phar— 


*) In den ſpäteren Jahren erſt wurde dem Kanzler eine Zulage zu der Naths— 
beſoldung ausgeſetzt. 
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mazeutiſchen Chemie; der Thierarzneikunde. In der propaͤdeu— 
tiſchen Abtheilung waren beſondere Lehrſtuͤhle fuͤr die Alterthums— 
kunde, fuͤr die Litteratur, fuͤr die Mathematik und Phyſik, 
fuͤr die Philoſophie und fuͤr die Naturgeſchichte beſtimmt. Die 
minder bemittelten Studierenden, vorzuͤglich der Theologie, 
hatten Anſpruch auf 36 Alumnate, wovon 16 den Paͤdagogia⸗ 
nern von ihrem Eintritte in die Akademie hinweg bis zur Con⸗ 
ſekration freie Wohnung mit wenigſtens Fr. 200 in Geld, 20 
den Kollegianern, oder noch mit keiner bleibenden Anſtellung 
verſehenen Kandidaten, Fr. 200 jaͤhrlich zuſicherten. Ueberdem 
konkurrirten noch mit den Studierenden die Zoͤglinge des Gym— 
naſiums und der oberſten Klaſſenſchule für 20 Mußhafen, 
deren jeder Fr. 100 jaͤhrlich eintrug. — Der Schulunterricht, 
in den verſchiedenen Abtheilungen des Gymnaſiums, der Klaffen- 
ſchule und der Elementarſchule, auf 10 Jahre berechnet, und 
durch eben ſo viele Hauptlehrer neben der noͤthigen Zahl von 
Huͤlfslehrern ertheilt, ſollte die Jugend vom ſechsten bis ſechs— 
zehnten Altersjahre, zum Uebertritte in die Akademie, oder 
auch zur unmittelbaren Erlernung eines buͤrgerlichen Berufs 
vorbereiten. Zahlreiche Huͤlfsanſtalten an Buͤcherſammlungen, 
Muſeen, Turn: und Schwimmplaͤtzen, Reitbahn u. dgl. waren 
beigeordnet, ſo daß, in Hinſicht auf aͤußere Ausſtattung, die 
Berniſche Akademie, ohne auf den Rang einer eigentlichen Hoch— 
ſchule Anſpruch zu machen, die Vergleichung mit keiner wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Anſtalt in der uͤbrigen Schweiz, ſelbſt nicht mit 
mehreren Univerſitaͤten des Auslandes zu ſcheuen hatte. 

Die Ereigniſſe, welche im Jahre 1813 die Aufloͤſung der 
Mediationsverhaͤltniſſe und die Einſetzung der neuen Regierung 
herbeifuͤhrten, giengen fuͤr die Akademie und den oͤffentlichen 
Unterricht ohne bedeutende Stoͤrung voruͤber. Der wuͤrdige 
Vorſtand derſelben blieb in ſeiner Stellung unveraͤndert, und 


1. Okt. 1821. 
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widmete fortwaͤhrend, ſelbſt mit erhoͤhtem Eifer, ſeine Kraͤfte und 
durch Erfahrung gepruͤften vielſeitigen Kenntniſſe einer Anſtalt, 
die er gewiſſermaßen, und nicht mit Unrecht, als ſeine Schoͤpfung 
betrachtete. Nur auf kurze Zeit hatte er im Jahre 1817 ſein 
Amt niedergelegt, um daſſelbe, dem allgemeinen Wunſche gemaͤß, 
bald wieder zu uͤbernehmen, bis endlich die Abnahme ſeiner 
Kraͤfte ihn vor einem Jahre noͤthigte, den Wirkungskreis, wel— 
chem er ſeit 25 Jahren gelebt hatte, zu verlaffen.”) Die Ne 
gierung, die Wichtigkeit und Nuͤtzlichkeit des unter ſeiner Lei— 
tung zu Stande gekommenen Werkes nicht verkennend, ſetzte 
durch ihre nie vergebens angeſprochene Unterſtuͤtzung die akade— 
miſche Behoͤrde in den Stand, unablaͤßig fuͤr den Fortgang 
und die Ausbildung deſſelben zu ſorgen. Inwiefern dieſes na⸗ 
mentlich ſeit 1814 geſchehen, und welches die Ergebniſſe gewe— 
ſen, ſoll der nachſtehende kurzgefaßte Bericht zeigen. 


Ein neues, durch eine beſondere Regierungskommiſſion 
bearbeitetes Reglement vermehrte die Zahl der Mitglieder der 
Curatel auf ſechs, und wies jedem als Vorſteher einer der 
Fakultaͤten oder Schulen ſeine beſondere Stelle an. Ihre Attri— 
bute und diejenigen der Fakultaͤten wurden naͤher bezeichnet 
und erweitert, die Eintheilung der theologiſchen und juridiſchen 


Lehrzweige modifizirt, der Lehrſtuhl der Phyſiologie von dem— 


jenigen der Anatomie getrennt, und mehrere andere Abaͤnde— 
rungen getroffen, welche meift auf die perſoͤnlichen Verhaͤltniſſe 
der angeſtellten Lehrer berechnet, den Plan des Ganzen unver: 
ruͤckt ließen. Die Schulzeit ward um ein Jahr verlaͤngert, 
und das Penſum hoͤher geſtellt, die Aufnahme in die Schule 


*) Seitdem obiges geſchrieben war, haben wir nun auch ſeinen Tod zu 
betrauern. 
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bedingt;*) gleichzeitig die Zahl der Mußhafen vermehrt — fie 
beträgt jetzt 30.— und der obrigfeitliche Zuſchuß auf Fr. 53,600 
erhöht, ungerechnet die bedeutenden Beiträge aus der Stadt— 
kaſſe. — Auf der Grundlage des neuen Reglements erfolgten 
ſodann die ſpeziellen reglementariſchen Beſtimmungen, Inſtruk— 
tionen und Vorſchriften, welche die einzelnen Verhaͤltniſſe mit 
moͤglichſter Deutlichkeit und Vollſtaͤndigkeit ordneten.) 

Es war eine Folge der Ausdehnung der akademiſchen An— 
ſtalten im Jahre 1805 und der Vermehrung der Lehrfaͤcher 
geweſen, daß dieſe letzteren nicht alle mit einheimiſchen Lehrern 
beſetzt werden konnten, und daß man fuͤr mehrere ſich im Aus— 
lande umſehen mußte. Dieſes hatte den Vortheil, daß Einhei— 
miſche und Fremde in Erfuͤllung ihrer Pflichten mit einander 
wetteiferten, aber auch die nachtheilige Folge, daß von den 
letzteren einige nach wenigen Jahren die Anſtalt wieder verließen, 
um einem Rufe nach auswaͤrtigen Univerſitaͤten zu folgen, oder 
weil ſonſtige Verhaͤltniſſe ſie zum Austritte veranlaßten, waͤh— 
rend andere ihren hieſigen Aufenthalt ſo lieb gewannen, daß 
fie ſich das Buͤrger- und Landrecht verſchafften. Mehrere wur— 
den durch den Tod ihrem Wirkungskreiſe entriſſen. Auch unter 
den einheimiſchen Lehrern, zumal in den Schulen, war ein 
ziemlicher Wechſel, ſo daß mit Ausnahme des Konrektors und 


*) Die Ausdrücke des Reglements (5. 96) daß „der Eintritt in die untern 
„Schulen nur ſolchen Knaben geſtattet ſeyn ſolle, die nach dem Stand, 
„Vermögen oder Beruf ihrer Eltern zu einer gebildeten Erziehung be— 
„rechtigt und beſtimmt ſind,“ hatten wohl zu allgemeinen Bemerkungen 
in öffentlichen Blättern, in der That aber nie zu irgend einer Klage 
Anlaß gegeben. 


* Reglement für die Bernifche Akademie, 1822. Spezialreglement für die 
Berniſche Litterarſchule, 1823. Inſtruktion für die Herren Curatoren, 1822. 
Reglement über die Austheilung der Halleriſchen Preismedaille, 1826. 
u. ſ. w. f 
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des Schreiblehrers, keiner von allen vor 17 Jahren angeſtellten 
Schullehrern an ſeiner Stelle geblieben iſt.“) Die zahlreichen 
Luͤcken, welche auf dieſe Weiſe entſtanden, befriedigend zu 
erſetzen, war um ſo mehr das Hauptaugenmerk der akademiſchen 
Behoͤrde, da ſie wohl fuͤhlte, daß das Gedeihen der Anſtalt 
weniger von Reglementen und Vorſchriften, als von einer ſorg— 
faͤltigen Auswahl von Lehrern abhaͤnge. Bei gleichen Anſpruͤchen 
glaubte fie den Einheimiſchen den Vorzug geben zu ſollen, wel— 
ches im Verhaͤltniſſe, wie ſich junge Maͤnner in der hieſigen 
Akademie ſelbſt zum Lehramte ausbilden koͤnnen, in Zukunft 
ſtets leichter ſeyn wird. 

Wenn daher bisweilen die erledigten Lehrerſtellen an der 
Akademie und Schule eine Zeitlang unbeſetzt blieben, ſo lag der 
Grund meiſtens darin, daß nicht ſogleich ein tuͤchtiger Nachfolger 
gefunden wurde, und die Curatel die Wiederbeſetzung der Stellen 
lieber verſchieben und ſie indeſſen durch Verweſer beſorgen laſſen 
wollte. So wurde der Lehrſtuhl der griechiſchen und lateiniſchen 
Sprache nach dem im Jahre 1827 erfolgten Tode des gelehrten 
Profeſſors Suter erſt im Jahre 1829 an einen durch ſeine 
Kenntniſſe eben ſo ſehr als ſeinen Eifer fuͤr ſein Fach ausge— 
zeichneten jungen Mann und Zoͤgling der Akademie uͤbertragen. 
Die im Jahre 1829 erledigten Profeſſuren der Anatomie und 
der praktiſchen Theologie konnten noch im Laufe deſſelben Jahrs 
durch wuͤrdige Wahlen wieder beſetzt werden. — In dieſem Au— 


*) Unter den Weggezogenen werden hier nur genannt: die Profeſſoren 
Dr. Gmelin, Emmert d. ältere, teyer und Döderlein; unter 
den wegen anderweitiger Anſtellung ausgetretenen, die Profeſſoren Schä— 
rer, Haller, Luz, Rifold und Studer; (die zwei letzteren konnten als 
oberſte Dekane auch nachher in der Curatel nützlich wirken) unter den 
Verſtorbenen die Profeſſoren Beck, Meißner, Suter, Wyß, Sonnenſchein. 
und Meckel. — Auch die Curatel hatte in dieſem Zeitraume ihr gayzes 
Perſonal gewechſelt. 
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genblicke iſt noch das durch einen allzufruͤhen Todesfall erledigte 
Profeſſorat der Philoſophie unbeſetzt; die Penſen deſſelben werden 
von einem an der Schule angeſtellten Lehrer vorgetragen, wel— 
cher ſeine Studien vorzuͤglich auf dieſes Fach gerichtet und zu deren 
Vervollſtaͤndigung auswaͤrtige Univerſitaͤten beſucht hat. Das 
Proſektorat der Anatomie wurde fuͤr eine Probezeit mit demje— 
nigen der Veterinaͤrſchule ohne bisherigen Nachtheil vereinigt. 


In der Schule find durch den Tod geſchickter Huͤlfslehrer zwei 


Lehrſtellen erledigt. Nach dem Abſterben des Profeſſors der 
Naturgeſchichte wurde, aus den oben beruͤhrten Gruͤnden, das 
Fach der Mineralogie von dieſem Lehrſtuhle getrennt und einem 
jungen Gelehrten uͤbertragen, der ſich durch ein geologiſches 
Werk vortheilhaft bekannt gemacht hatte. 

In wiefern nun die Akademie als Bildungsanſtalt fuͤr das 
Land nuͤtzlich geweſen und von den Juͤnglingen, die einem 
wiſſenſchaftlichen Berufe ſich widmeten, benutzt worden ſey, 
zeigt zuvoͤrderſt die nachſtehende Ueberſicht der Anzahl der Stu— 
direnden, welche die Curſe beſucht haben. 


Ülcbersicht von 5 zu 5 Jahren. 


Jahr. Theologen. Juriſten. Mediziner. ee nn Total. 
1814 28 22 47 16 62 45 
1819 39 25 36 6 54 160 
1824 35 44 42 13 63 197 
1829 39 37 36 16 69 197 


Die Geſammtzahl des Jahres 1829 iſt bis jetzt noch nicht 
uͤberſtiegen worden. Die geringſte Frequenz zeigte ſich im Jahr 
1821 mit 150. Aus dem über den Eintritt der Studirenden 
gefuͤhrten Matrikelbuch erſieht man, daß im Ganzen die Anſtalt 
ſeit dem Jahre 1814 benutzt worden iſt von 578 Kantonsbuͤr— 
gern, 211 Schweizern und 27 Fremden. 


Akademie. 
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Von dieſen Studirenden wurden nebft ihren uͤbrigen, durch 
die vorgeſchriebenen Pruͤfungen ſich erweiſenden Leiſtungen, noch 
andere wiſſenſchaftliche Arbeiten geliefert. Alljaͤhrlich ausge⸗ 
ſchriebene Aufgaben aus dem Bereiche der vier Fakultaͤtswiſſen⸗ 
ſchaften verſchaffen ihnen die Gelegenheit ihren Scharfſinn zu 
uͤben, ihre geſammelten Kenntniſſe zu ordnen, auf einen beſtimm⸗ 
ten Gegenſtand anzuwenden und in eine angemeſſene, zugleich 
gefällige Form einzukleiden. Ihre Arbeiten, von dem akademi— 
ſchen Rathe beurtheilt, erhalten je nach ihrem Verdienſt an 
dem jaͤhrlich im Fruͤhling ſtatt findenden Schulfeſte ehrenvolle 
Preiſe, und werden zuweilen in der periodiſch erſcheinenden Zeit— 
ſchrift der Akademie, dem Litterariſchen Archive, aufgenommen. 
Nebſt dieſen Preiſen werden noch fuͤr die Feftal-Dration, welche 
von einem Studirenden der Theologie, der im Begriffe ſteht 
die Weihe zum Prediger und Seelſorger zu empfangen, gleichſam 
zum Abſchiede gehalten wird, fuͤr die muͤndlich vorgetragenen 
Abhandlungen der Studioſen der Philoſophie; fuͤr die von den 
Medizinern gelieferten anatomiſchen Praͤparate u. dgl. Praͤmien 
ertheilt. Aus der zum Andenken des großen Haller im Jahre 
1809 errichteten Stiftung wird von fuͤnf zu fuͤnf Jahren die 
große Hallerſche Medaille von 25 Dukaten demjenigen Studie⸗ 
renden zugeſprochen, der ſaͤmmtliche Abtheilungen der Schule 
und der Akademie durchlaufen und durch Fleiß, Talent und 
ſittliches Betragen ſich vor allen Andern ausgezeichnet hat. — 
Seit dem Jahre 1814 wurden durch Ertheilung ſolcher Praͤmien 
belohnt 15 Theologen, 38 Juriſten, 27 Mediziner und bei 50 
Studirende der Philoſophie, und es wurde dafuͤr eine Summe 
von mehr als Fr. 5000 verwendet. 

Die zahlreichen akademiſchen Huͤlfsanſtalten verdienen hier 
einer beſondern Erwaͤhnung, da durch dieſelben die Fortſchritte 
der ganzen Akademie gleichſam in die Sinne fallen und die 
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darauf verwendeten Bemühungen und Geldſummen am anſchau— 
lichſten gemacht werden. In ihrem Zuſammenhange ſtellen ſie 
jetzt ein nicht unbedeutendes Ganzes dar, welches zwar mit 
anſehnlichem Koſtenaufwande geſchaffen worden iſt, zu deſſen 
Fortbeſtande jedoch die der Akademie angewieſenen finanziellen 
Huͤlfsmittel bis jetzt in der Regel hingereicht haben. 

Als allgemeine von allen Studierenden benutzte Subſidiar— 
Anſtalten muͤſſen zuerſt genannt werden: 

1) Die große Stadt⸗ Bibliothek, zu deren Unterhalt und 
Vermehrung die Akademie jaͤhrlich Fr. 1600 beitraͤgt und 
welche dagegen den Lehrern und Studierenden zur unentgeldlichen 
Benutzung offen ſteht. Ein Theil des obigen Beitrags wird 
auf die Beſoldung der Unterbibliothekare, der groͤßere Reſt 
aber zum Ankaufe neuer Werke, vorzuͤglich aus den Faͤchern 
der klaſſiſchen Litteratur und der Naturwiſſenſchaften, nach den 
jaͤhrlichen Vorſchlaͤgen der ſaͤmmtlichen Profeſſoren, verwendet. 

2) Die Studenten⸗- Bibliothek iſt der Leitung eines 
unter dem Protektorate eines Curators ſtehenden Ausſchuſſes 
von Akademikern uͤberlaſſen und wird jaͤhrlich mittelſt eines 
Beitrags der akademiſchen Kaſſe und der einlaufenden Abonne— 
mentsgelder vermehrt. Sie war in dieſem Jahre auf mehr als 
2000 Baͤnde angewachſen. 

3) Die im Jahre 1808 errichtete Zeichnungsſchule mit einer 
Sammlung von Abguͤſſen antiker Statuen und Buͤſten, und 
einer Anzahl von Originalgemaͤlden und Zeichnungen vaterlaͤn⸗ 
diſcher Kuͤnſtler“) verſehen, iſt auch dem groͤßern Publikum 
geoͤffnet und wurde waͤhrend mehreren Jahren von zahlreichen 
Kunſtliebhabern beſucht und benutzt. Die Sammlung der Antiken 


*) Die Namen Aberli, Lory, Juillerat, Dünz, Werner, Freudenberger, 
Meier, Rieter, Mind u. ſ. w. bürgen für die Auswahl. 
8 
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1821 und 1822. 
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wurde in den letzten Jahren durch Geſchenke kunſtliebender 
Berner mit einigen ſehr ſchoͤnen Stuͤcken bereichert. Fuͤr eine neue 
Vermehrung der Gemaͤlde und Zeichnungen iſt Gelegenheit vor— 
handen. Die von einem unlaͤngſt verſtorbenen, vielſeitig gebil- 
deten oͤffentlichen Lehrer gehaltenen Vortraͤge uͤber Malerei und 
Kupferſtichkunde gaben Anlaß zu Laͤuterung des Geſchmacks und 
Vermehrung theoretiſcher Kenntniſſe. 

4 Hier kann auch der auf Veranlaſſung der Curatel ſeit 
dem Jahre 1825 gebildete Verein der Studierenden zu oͤffent— 
lichen Redeuͤbungen, einer in unſern Zeiten nicht nur fuͤr den 
geiſtlichen Stand erwuͤnſchten Fertigkeit, angefuͤhrt werden. 
Mehrere Proben in den letzten Winterhalbjahren vor einer 
zahlreichen Verſammlung haben den Nutzen dieſer Uebungen bei 
wohlberechneter Richtung auf ernſthafte Gegenſtaͤnde gezeigt. 

Fuͤr diejenigen Lehrfaͤcher, bei welchen der theoretiſche Vor⸗ 
trag mit praktiſcher Anwendung und augenſcheinlichen Belegen 
verbunden werden muß, wenn er fuͤr die Zuhoͤrer von wirk— 
lichem Nutzen ſeyn ſoll, iſt durch eigene Huͤlfsanſtalten geſorgt 
worden. 

Die ſchon im Jahr 1814 bedeutende Sammlung phyſikali⸗ 
ſcher, mathematiſcher und aſtronomiſcher Inſtrumente bereicherte 
ſich ſeither beinahe jährlich durch neue Ankaͤufe. So wurde nach und 
nach der Azimuthal⸗Winkelmeſſer von Ramsden, der Bordaifche 
Kreis, der Theodolit, die Luftpumpe und eine Menge anderer, 
zum Theil koſtbarer Inſtrumente, theils auswaͤrts angekauft, 
theils durch hieſige geſchickte Mechaniker verfertigt. Es wurde 
ferner unter der Leitung des um die Akademie ſehr verdienten 
und durch ſeine trigonometriſchen Vermeſſungen und Hoͤhenbe⸗ 
ſtimmungen auch im Auslande vortheilhaft bekannten Profeſſors 
Trechſel auf der Schanze eine neue Sternwarte erbaut, die 
vermittelſt ihrer guͤnſtigen durch die Beobachtungen franzoͤſiſcher 
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Ingenieurs ſehr genau beſtimmten Lage und der guten Inſtru— 
mente mit welchen ſie verſehen iſt, einen nicht unwichtigen 
Standpunkt zu aſtronomiſchen Arbeiten darbietet. Die durch 
obige Ankaͤufe, Bauten und die Reparation der Inſtrumente 
verurſachten Ausgaben belaufen ſich ſeit dem Jahre 1814 auf 
eine Summe von Fr. 11,000. 

Als Huͤlfsanſtalten fuͤr die Studierenden der Medizin und 
Chirurgie beſtehen: die durch die Schenkung eines achtungs— 
werthen Berners anſehnlich vermehrte, bei 7000 Baͤnden zaͤh⸗ 
lende mediziniſche Bibliothek, welche allen Aerzten des Kantons 
gegen billige Bedingungen offen ſteht; der botaniſche Garten, 
zu deſſen Unterhalt die akademiſche Kaffe jährlich beiträgt, die 
Sammlung der Heilſtoffe, das chemiſche Cabinet und Labora⸗ 
torium, für welches ein geraͤumiges Lokal in dem Gebaͤude der 
Akademie eingerichtet wurde und verſchiedene Inſtrumente und 
Geraͤthſchaften angekauft worden ſind; das mineralogiſche Cabinet, 
welches erſt kuͤrzlich neu geordnet und ergänzt wurde; der wich 
tige kliniſche Unterricht für Medizin und Chirurgie im Inſel— 
Spital und die Anatomie mit ihrer im abgewichenen Jahre 
geordneten und betraͤchtlich vermehrten Sammlung von Praͤpa⸗ 
raten, die in einer an das anatomiſche Theater anſtoßenden 
Gallerie aufgeſtellt ſind. 

Eine beſondere Erwaͤhnung verdienen endlich die durch 
ihre Ausdehnung und Einrichtung ſich auszeichnenden ſelbſtſtaͤn⸗ 
digeren Inſtitute der Entbindungs-Anftalt und der Veterinaͤr⸗ 
ſchule mit dem Thierſpitale und der Beſchlaͤgſchmiede. 

Das Beduͤrfniß einer praktiſchen Anleitung in der Kunſt 
der Geburtshuͤlfe für die Studierenden der Medizin und befon- 
ders fuͤr kuͤnftige Landaͤrzte veranlaßte im Jahre 1818 die 
Errichtung einer ſogenannten ambulatoriſchen Entbindungsan— 
ſtalt, welche ſich durch die Bemuͤhungen ihres Vorſtehers ſo 

8 
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nuͤtzlich bewährte, daß ſie nach und nach erweitert und endlich 
im Jahre 1826 durch Anweiſung eines fixen jährlichen Bei 
ſchuſſes von Seite des Sanitaͤtraths und eines Lokals in einem 


obrigkeitlichen Gebaͤude, zu einer bleibenden Huͤlfsanſtalt der 


Akademie erhoben wurde. Die anfangs in ſittlicher Hinſicht 
gehegten Beſorgniſſe find verſchwunden, und eine zwoͤlfjaͤh— 
rige Erfahrung hat vielmehr erfreuliche Ergebniſſe geliefert. 
Seit der Gruͤndung der Anſtalt haben jährlich 15 — 20 Stu⸗ 
dierende in derſelben Unterricht, und im Ganzen 348 Woͤchne⸗ 
rinnen Verpflegung und Beſorgung gefunden; von dieſen letztern 
iſt die verhaͤltnißmaͤßig ſehr geringe Zahl von drei im Wochenbette 
verſtorben. Von der jaͤhrlichen im Steigen begriffenen Ausgabe wird 
der eine Theil durch den Sanitaͤtrath und die Curatel, und der 
kleinere Theil durch ſehr maͤßige Koſtgelder gedeckt, die nach 
den Umſtaͤnden auch ganz erlaſſen werden. Als Beweis wie 
dieſe Anſtalt den Schutz der Regierung und das Zutrauen des 
Publikums verdient, kann der vor Kurzem durch das Ober-Ehe⸗ 
gericht eingelangte Antrag zu Erweiterung derſelben als einer 
Stiftung zu Gunſten der Armuth und guten Sitten angeführt 
werden, welche Anſicht mit ſolchen Gruͤnden unterſtuͤtzt wurde, 
daß die Regierung ſich zu Verdoppelung des gewoͤhnlichen Zu⸗ 
ſchuſſes aus der Standeskaſſe veranlaßt fand. 

Durch Aufnahme des Faches der Thierheilkunde in den 
Lehrplan der Akademie war der erſte Schritt zu Befriedigung 
eines in unſerm Vaterlande laͤngſt bemerkten Beduͤrfniſſes gethan 
worden. Der mit der Veterinaͤrſchule verbundene Thier-Spital 
hatte, ſeit ſeiner Gruͤndung im Jahre 1808, ſelbſt bei dem 
beſchraͤnkten Umfange des Lokals ſo befriedigenden Erfolg, daß 
die Regierung im Jahre 1821 ihn bedeutend zu erweitern 


beſchloß. Es wurde daher ein außerhalb der Stadt guͤnſtig 


gelegenes Grundſtuͤck angekauft, auf welchem bereits ein fuͤr 
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die Wohnung der Lehrer und fuͤr die Hoͤrſaͤle geeignetes Haus 
ſtand. Daneben wurde ein mit geraͤumigen Stallungen und 
den noͤthigen Einrichtungen verſehener Thier-Spital und ein 
kleineres Gebaͤude fuͤr die Schmiede der Beſchlaͤgſchule, einige 
Stallung und einen Behaͤlter zu Einſperrung und Beobachtung 
toller Hunde, aufgefuͤhrt. Die Koſten dieſer von der Bau— 
Commiſſion unmittelbar geleiteten Bauten betrugen, den Ar 
kaufspreis des Landes mitgerechnet, uͤber Fr. 40,000. Seit 
jener Erweiterung des Thier⸗Spitals hat die Zahl der dort ver- 
pflegten und geheilten Thiere und namentlich der Pferde bedeu— 
tend zugenommen. Im Jahre 1821 betrug die Anzahl dieſer 
letztern 150 Stuͤck und iſt ſeitdem beſtaͤndig im Zunehmen, ſo 
daß ſie im Jahre 1825 auf 364 und im Jahre 1829 auf 453 
Stuͤck anſtieg. In der unter der Oberaufſicht der Pferdezucht⸗ 
Commiſſion ſtehenden Beſchlaͤg⸗Anſtalt, erhalten die Hufſchmiede 
einen, fruͤher zum großen Nachtheil unſers mit Pferden einen 
anſehnlichen Handel treibenden Landes, ganz unbekannt gebliebenen 
Unterricht; im Jahre 1829 wurden daſelbſt 2785 und im ver— 
floſſenen Jahre 3335 Pferde beſchlagen. Die Beſorgung der 
kranken Thiere ſo wie den Hufbeſchlag uͤbernimmt der erſte Leh— 
rer an der Anſtalt auf eigene Rechnung nach einem ihm vor— 
geſchriebenen gedruckten Tarife. Ueber die Patentirung der 
Thieraͤrzte hat der“ Sanitaͤtrath eine beſondere Verordnung 
erlaſſen. Durch Aufſtellung eines anatomiſchen Cabinets in der 
Anſtalt, um welches der Proſector ſich vieles Verdienſt er— 
worben hat, erhielt die Veterinaͤrſchule im Jahre 1827 einen 
nüßlichen Zuwachs. Die Eintheilung und Reihenfolge der Penſen 
iſt durch die Curatel geregelt und die Dauer des Lehr-Curſes 
auf zwei Jahre beſtimmt worden. 

Dem urſpruͤnglichen, in dem allgemeinen Reglemente aus— 
geſprochenen Grundſatze zufolge ſollte die Schule den Unterricht 


10. Mai 1827. 


17. Juni 1829. 


Litterarſchule. 
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in wiſſenſchaftlicher und artiſtiſcher Hinſicht gleichmäßig umfaſſen, 
und die Jugend eben ſowohl zur Erlernung eines Berufs oder 
Handwerks, als zum Uebertritte in die Akademie vorbereiten. 
Allein man uͤberzeugte ſich bald von der Schwierigkeit, zwei 
ſo ganz verſchiedene Zweige, ohne Beeintraͤchtigung des einen 
oder andern, in einer einzigen Anſtalt zu vereinigen, und ſo 
iſt der zweite Theil der Zweckbeſtimmung der Schule groͤßten⸗ 
theils unausgefuͤhrt geblieben. Obſchon naͤmlich eine Zeitlang 
in den oberen Klaſſen eine ſogenannte artiſtiſche Abtheilung 
beſtand, welche durch Enthebung von dem Unterrichte in den 
alten Sprachen und durch Verwendung mehrerer Aufmerkſam⸗ 
keit auf Rechnen, Mathematik, Schreiben und Zeichnen ſich 
unterſchied, ſo wurde doch die Schule mehr aus dem ſprach⸗ 
wiſſenſchaftlichen Geſichtspunkte, und gleichſam als der Vorhof 
der Akademie betrachtet. Die im Jahre 1829 auf Veranſtal⸗ 
tung der hieſigen Stadtverwaltung geſtiftete und in allen Zwei⸗ 
gen wohl ausgeſtattete Realſchule hat nun fuͤr diejenigen Eltern, 
welche ihre Kinder nicht ſtreng wiſſenſchaftlichen Studien wid— 
men, dem Beduͤrfniſſe abgeholfen, welches die in dieſer Hinſicht 
unvollſtaͤndige Einrichtung unſerer Schule fühlen ließ. Diefe 
letztere kann ſich von nun an gaͤnzlich auf diejenigen Faͤcher 
beſchraͤnken, zu welchen ſie als wiſſenſchaftliche Anſtalt den 
Grund legen ſoll, und die alsdann in der Akademie ihre 
weitere Ausbildung empfangen. 

Die Schule wird nicht allein von den Soͤhnen von Parti⸗ 
kularen, ſondern auch von denjenigen Zoͤglingen des Waiſen— 
hauſes benutzt, welche einem Stande ſich beſtimmen, bei dem 
die Kenntniß der Theologie, Jurisprudenz oder Medizin erfor: 
derlich iſt. Als allgemeines Element dieſer Wiſſenſchaften wird 
das Griechiſche in dem Gymnaſium und in der obern Klaſſenſchule, 
und das Lateiniſche in allen Abtheilungen, mit Ausnahme der 
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unterſten Elementarklaſſe gelehrt, und zugleich erhalten die 
Schuͤler Unterricht in der Religion und in den uͤbrigen zu ihrer 
Bildung gehoͤrenden Wiſſenſchaften und Kuͤnſten. Der hiebei 
befolgte progreſſive und auf 11 Jahre berechnete Lehrplan iſt 
durch die Reglemente beſtimmt, die Eintheilung und Zahl der 
Stunden jedoch nach Maßgabe der Umſtaͤnde mehrmals, und 
zwar noch zuletzt im Jahre 1830 in einigen Punkten modiftzirt 
worden, ohne auch jetzt noch den Wuͤnſchen der Behoͤrde ganz 
zu entſprechen. — Nebſt dieſem wiſſenſchaftlichen Unterrichte 
wird ſo viel moͤglich auf alles hingearbeitet, was die haͤusliche 
Erziehung unterſtuͤtzen und befördern kann. Als bloße Bildungs— 
Anſtalt wirkt die Schule freilich nur mittelbar zu dieſem Zwecke 
und bedarf der Unterſtuͤtzung der Eltern und Vormuͤnder, deren 
Aufſicht außer den Schulſtunden und Gegenwart bei den oͤffent⸗ 
lichen Prüfungen den Eifer der Knaben beleben können, wäh 
rend hingegen ihre Theilnahmloſigkeit und ihr Ausbleiben Leh— 
rer und Schuͤler entmuthigen, und von der leitenden Behoͤrde 
mit Bedauern bemerkt werden. 

Die Zahl der die Schule beſuchenden Knaben hat zwar, 
beſonders in den unteren Abtheilungen, ſeit einigen Jahren 
abgenommen, welches zum Theil den von Jahr zu Jahr zahl— 
reicher und beſſer werdenden Privatſchulen zuzuſchreiben iſt, 
aus denen viele Eltern ihre Kinder erſt ſpaͤter in die Klaffen- 
ſchule oder in das Gymnaſium eintreten laſſen; jedoch hat 
namentlich die Errichtung der Realſchule die Frequenz nur 
wenig vermindert. Die nachſtehende Ueberſicht weist hieruͤber 
das Naͤhere aus. 

Ueberſicht von 5 zu 5 Jahren. 
Jahrgang. Gymnaſianer. Klaſſenſchüler— Elementarſchüler. Totale. 
1814 47 108 74 299 
1819 * 79 43 73 
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Jahrgang. Gymnaſtaner. Klaſſenſchüler. Elementarſchüler. Totale. 
1824 60 79 49 188 
1829 48 66 42 156 
1830 42 74 29 145 


Im Ganzen traten ſeit dem Jahre 1814 in die Schule 
501 Kantons-Angehoͤrige, 69 Schweizer und 16 Fremde, alſo 
zuſammen 586 Knaben.“) Fuͤr die Buͤrger der Hauptſtadt 
wurde ſeit 1825 der Beſuch der Schule dadurch erleichtert, daß 
die Stadtbehoͤrde die Haͤlfte der monatlichen, ohnehin maͤßigen 
Schulgelder zu bezahlen uͤbernahm, und die Anſtalt ſeitdem 
nebſt ihren mannigfachen Huͤlfsmitteln fuͤr die Eltern nun auch 
den Vortheil verhaͤltnißmaͤßig ſehr geringer Koſten darbietet. 

Zu dieſen Huͤlfsmitteln gehoͤren vornehmlich einige, zum 
Theil von Anfang her beſtehende, zum Theil erſt ſpaͤter einge— 
fuͤhrte Subſidiar-Anſtalten: die Abendſtunden, die Turn- und 
Schwimmſchule, die militaͤriſchen Uebungen und das jaͤhrlich 
gefeierte Schulfeſt. 

Die Abendſtunden zerfallen in diejenigen, in welchen die Kna⸗ 
ben waͤhrend der Winterabende beſchaͤftigt, und in diejenigen, 
welche im Sommer vorzüglich zu Leibesuͤbungen benutzt werden. 
Die erſteren, in fruͤheren Jahren oͤfters unterbrochen, haben 
ſeit 1826 aus Mangel an Theilnahme, in den oberen Klaſſen 
aufgehoͤrt, und nur fuͤr die Elementarſchule und die vierte 
Klaſſenſchule wieder begonnen. Um ſo mehrern Erfolg hatten 
hingegen die Sommer- Abendftunden. Die dem jugendlichen 
Alter natuͤrliche Neigung zu koͤrperlichen, phyſiſche Kraft und 


*) Die bei Errichtung der Schule angenommene jährliche Durchſchnittszahl 
von 30 neueintretenden Schülern hat ſich hiemit als richtig bewährt 
und ſteht im Verhältniß mit den verschiedenen Berufsſtänden, die eine 
wiſſenſchaftliche Bildung vorausſetzen. 
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Gewandtheit erfordernden und ſtaͤrkenden Uebungen verſchafften 
der Turn⸗ und Schwimm ⸗Anſtalt zahlreiche Schüler. — Der 
Unterricht in der Gymnaſtik, zuerſt durch einen auch auswaͤrts, 
namentlich in England vortheilhaft bekannten Lehrer, in ſyſte— 
matiſcher Stufenfolge ertheilt, wurde durch die in ſeiner Schule 
gebildeten Turnlehrer fortgeſetzt. Die Curatel ließ bereits im 
Jahre 1819 im Graben der kleinen Schanze ein eigenes ſeither 
noch beſſer ausgeſtattetes, und mit den erforderlichen Geraͤth— 
ſchaften verſehenes Lokal fuͤr dieſe Uebungen einrichten. — Die 
Koſten fuͤr die Beſoldung der Lehrer und den Unterhalt werden 
groͤßtentheils durch die von den Schuͤlern bezahlten kleinen Praͤ— 
numerationsgelder gedeckt, und der Ueberſchuß der Ausgaben 
aus der akademiſchen Kaſſe beſtritten. Auch iſt der Gebrauch 
der Geraͤthſchaften den Studierenden, dem Waiſenhauſe und 
den Realſchuͤlern geſtattet. Eben ſo zahlreich als die Gymna⸗ 
ſtik, und mit eben demſelben Erfolge wird die Schwimm- und 
Badeanſtalt von den Schuͤlern benutzt. Bis zum Jahre 1822 
war dazu ein Seitenarm der Aar beſtimmt, welcher jedoch 
mancherlei Nachtheile darbot, und zu Verhuͤtung von Ungluͤcks— 
faͤllen große Vorſicht nothwendig machte. Daher ward ein eige— 
nes Lokal auf dem obrigkeitlichen untern Holzplatze im Aarzihle 
eingerichtet, zu welchem die Geldmittel, zum Theil durch eine 
auf Fr. 6200 angeſtiegene Privat-Subſcription herbeigeſchafft wur: 
den. Nicht allein die Schuͤler, ſondern auch Erwachſene von 
beiden Geſchlechtern koͤnnen dieſe zweckmaͤßige, durch ihre innere 
Einrichtung, Sicherheit und Anſtaͤndigkeit vortheilhaft ſich aus— 
zeichnende Anſtalt unter ſehr billigen Bedingungen benutzen, 
welche im Jahre 1822 durch eine beſondere Publikation bekannt 
gemacht worden ſind. 

Die Gymnaſtik ſowohl als der Schwimmunterricht werden 
im Durchſchnitt von 40 bis 50 Knaben beſucht, von denen 


122 


noch kein einziger durch irgend einen Unfall betroffen wor; 
den iſt. 

Die militaͤriſchen Uebungen, von den Knaben bald mit 
mehr, bald mit weniger Eifer betrieben, wurden von der Behoͤrde, 
welche den Einfluß derſelben auf Staͤrkung des jugendlichen 
Körpers, auf äußern Anſtand und ſelbſt auf Bildung des Cha- 
rakters nicht verkannte, ſtets beguͤnſtigt und im Gange zu erhal⸗ 
ten geſucht. Nachdem im Jahre 1820 fuͤr die Bewaffnung auf 
obrigkeitliche Rechnung geſorgt worden, glaubte man im Jahre 
1826 den Eintritt in das Kadettenkorps fuͤr alle Schuͤler obli⸗ 
gatoriſch machen zu ſollen; doch werden in beſondern Fällen 
Diſpenſationen nicht abgeſchlagen. Durch die Theilnahme einer 
Anzahl Freiwilliger aus der Realſchule erhielt das Schulkorps 
in der letzten Zeit einige Verſtaͤrkung. 

Das am Ende des Winterhalbjahrs auf die Promotion 
folgende Schulfeſt iſt beſtimmt, die Schuljugend fuͤr ihren Fleiß 
und ihre Leiſtungen zu belohnen, und zu neuen Anſtrengungen 
zu ermuntern. Die Gegenwart der oberen Behoͤrden und der 
zahlreichen Eltern und Verwandten, welche am Morgen des 
Feſtes im Chor des Muͤnſters der Vertheilung der Schul— 
prämien*) und der Krönung der akademiſchen Preisſchriften 
beiwohnen, erhöht die Würde und das Intereſſe dieſer Feier: 
lichkeit, und bezeugt den Werth, welchen die Regierung auf 
die Erziehung der Jugend und auf die Pflege der Wiſſen— 
ſchaft legt. 

Des Nachmittags zieht das Kadettenkorps in Begleit der 
Zoͤglinge des Waiſenhauſes vor die Stadt, um die erworbene 


*) Sie beſtehen in Schulpfennigen mit paſſendem Gepräge und Inſchriften— 


und find ein Geſchenk der hieſigen Stadtverwaltung, welche dafür jühr« 
lich Fr. 1750 an die akademiſche Kaſſe abgieht. 
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Fertigkeit in militaͤriſcher Uebung und im Gebrauche des Feuer: 
gewehrs vor den zahlreichen Zuſchauern zu erproben, worauf 
ein im Saale des nahen Schuͤtzenhauſes bereitetes Abendeſſen 
den freudigen Tag beſchließt. Eine außerordentliche Schulfeier, die 
zu einem wahren Jugend- und Volksfeſte erwuchs, fand im Jahre 
1823 durch die Theilnahme der Schuljugend von Thun und Burg- 
dorf ſtatt. Ein Jahr früher hatte ſich für ein ähnliches Feſt 
das hieſige Schulkorps mit demjenigen von Biel in dieſer alt— 
befreundeten Stadt vereinigt; Thun 1814 das Beiſpiel gegeben. 


Zur Vollſtaͤndigkeit dieſes hiſtoriſchen Berichts uͤber die 
Akademie und Schule gehoͤrt noch eine Ueberſicht der finanziellen 
Mittel, welche fuͤr dieſen Zweck verwendet wurden. Ungeachtet 
der bedeutenden Erweiterungen, beſonders in den Subſidiar⸗ 
Anſtalten, ſind die Einnahmen, inſofern ſie den fixen jaͤhr⸗ 
lichen Beitrag der Regierung betreffen, weſentlich dieſelben 
geblieben; von den übrigen Huͤlfsquellen haben einige eher ab- 
genommen. Dieß zeigt die vergleichende Darſtellung der Ein⸗ 
nahmen während der Jahre 1814, 1824 und 1830.) Berech⸗ 
net man dagegen die Summen, welche in den naͤmlichen Jahren 
auf Beſoldungen und Honoranzen der angeſtellten Lehrer und 
Docenten, auf die ſaͤmmtlichen Subſidiar-Anſtalten und die 
jährlich wiederkehrenden anderen nothwendigen Ausgaben ver: 
wendet worden find ), fo wird man ſich überzeugen, daß es 
der groͤßten Oekonomie allein gelingen konnte, die umfaſſende 
und vervollſtaͤndigte Einrichtung mit eben denſelben Huͤlfsmitteln 
im Gange zu erhalten, welche angewieſen wurden, als manche 
einzelne Zweige weniger ausgebildet waren. Außerordentliche 


) S. Beilage Nro. VI. 
**) Die ueberſicht dieſer Ausgaben liefert Beilage Nro. VII. 
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Ausgaben muͤſſen, da das Einnehmen dermalen kaum hinreicht, 
um die nothwendigſten Koften zu decken, in Zukunft gaͤnzlich 
vermieden werden, es ſey denn, daß es der Regierung gefalle, den 
bisherigen jährlichen Kredit zu erhöhen. Wird die Geſammt— 
Summe der obrigkeitlichen Beitraͤge im Jahre 1830 unter die 
Zahl der waͤhrend deſſelben Jahres die Akademie und Schule 
benutzenden Studierenden und Schuͤler vertheilt, ſo ergiebt ſich, 
daß jeder unter ihnen dem Staate nicht ganz Fr. 200 koſtet, 
ein Verhaͤltniß, das ſich natuͤrlich ſehr veraͤndert, wenn es ins 
Einzelne fortgeht, und zwiſchen Akademie und Schule, oder auch 
zwiſchen den verſchiedenen Abtheilungen der Akademie unter⸗ 
ſcheidet. Im Ganzen überfteigt die Summe der aus der Stan— 
deskaſſe für die Anſtalt ſeit 1814 erhobenen Gelder eine Mil: 
lion, und die anderweitigen Huͤlfsquellen erhoͤhen dieſe Summe, 
oder die Geſammt⸗Ausgaben, noch um einen Drittel. 


Es waͤre ſchwer, vielleicht vermeſſen, die Fragen zu beant⸗ 
worten, ob fuͤr dieſen Aufwand alles geleiſtet worden ſey, was 
erwartet werden konnte, und ob die Anſtalt alle Früchte getra— 
gen, die man ſich verſprochen hatte. Einige kurze Andeutungen 
moͤgen hier genuͤgen. 


Mit Zuverſicht darf geſagt werden, daß kein Lehrer gegen— 
waͤrtig angeſtellt iſt, der nicht ſeinem Fache, in Hinſicht auf 
Kenntniſſe, vollkommen gewachſen ſey; mehrere vereinigen mit 
dieſen Kenntniſſen die Gabe des Vortrags, und wiſſen ihre 
Zuhoͤrer und Schuͤler durch freundſchaftliches Entgegenkommen 
auch zu dem ſo nothwendigen Privatſtudium und haͤuslichen 
Fleiße aufzumuntern. Die theologiſche Abtheilung der Studie— 
renden, welche die meiſten Unterſtuͤtzungen genießt, und durch 
fortgeſetzte Pruͤfungen ſich uͤber ihre Fortſchritte jeweilen am 
oͤfteſten ausweiſen muß, hat ausgezeichnete Seelſorger und Lehrer 
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geliefert,“) und auf den geiſtlichen Stand, in Vergleichung 
mit fruͤheren Zeiten, vortheilhaft eingewirkt. — Die medizi⸗ 
niſche Abtheilung, am reichſten ausgeſtattet, hat eine anſehn— 
liche Zahl geſchickter Aerzte und Wundaͤrzte hervorgebracht, und 
der Unterſchied in dieſer Hinſicht gegen die Vergangenheit iſt, 
zumal auf dem Lande, fuͤhlbar. In der letzten Zeit hat jedoch 
die Zahl der Medizin Studierenden abgenommen, ſey es, weil 
das Beduͤrfniß des Landes zum Theil befriedigt iſt, oder weil 
in anderen Kantonen, die ihre Angehoͤrigen ſonſt hieher ſende— 
ten, die Anſtalten ſich verbeſſert haben. Auch fehlt es den 
meiſten Studierenden vom Lande an den noͤthigen Vorkennt⸗ 
niſſen. Das Fach der Thierheilkunde hat ſich gehoben. — Die 
juridiſchen Vortraͤge werden meiſt nur von den jungen Rechts⸗ 
befliſſenen beſucht, welche geſetzlich dazu verpflichtet ſind; es 
finden keine Pruͤfungen ſtatt, und der Aufmunterungen ſind zu 
wenig. Dieſe Fakultaͤt iſt zudem, hinſichtlich der Zahl der 
Öffentlichen Lehrer, am duͤrftigſten ausgeſtattet.“) Allgemeine 
Geſchichte, Kameraliſtik, Staatswiſſenſchaft, und viele andere, 
dem zum praktiſchen Staatsdienſte ſich bildenden jungen Manne 
faſt unentbehrliche Lehrfaͤcher fehlen ganz. Dieſe Luͤcken ſollten 
erſetzt, und an den Beſuch der Lehrkurſe, verbunden mit dem 
Ergebniß oͤffentlicher Pruͤfungen, aufmunternde Bedinge geknuͤpft 
werden. — Fuͤr die Studierenden in den unteren Abtheilungen 


*) Die Stipendien, welche jungen Kandidaten zu Vollendung ihrer Ausbil; 
dung auf auswärtigen Hochſchulen ertheilt wurden, haben ohne Aus— 
nahme die befriedigendſten Reſultate gewährt. 


*) Bei der neuen Begründung der Akademie wurden, wie oben bemerkt, 
drei Lehrſtühle der juridiſchen, fünf der mediziniſchen Fakultät zugetheilt. 
Jetzt ſind jene auf zwei reduzirt, während ſich dieſe auf ſechs (mit den 
Docenten auf neun) vermehrt haben. 
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der Akademie, beſonders diejenigen, deren Eltern nicht in 
der Hauptſtadt wohnen, wäre eine Diſciplinar-Aufſicht, an 
welcher es, mit Ausnahme der eigentlichen Theologen, faſt 
ganz gebricht, und namentlich die Errichtung eines Penſio— 
nats“) wuͤnſchbar. In der Schule würde eine zweckmaͤßigere 
Vertheilung der Penſen, eine Verbeſſerung des Sprachunterrichts, 
Benutzung der Abendſtunden im Winter, und Unterſuchung der 
Vorzüge des Fachunterrichts gegen das jetzt beſtehende Klaffen- 
ſyſtem vortheilhaft auf das Ganze wirken, dem indeſſen, ſo wie 
es beſchaffen iſt, Gruͤndlichkeit des Unterrichts, verbunden mit 
dem Vorzuge der groͤßtmoͤglichen Wohlfeilheit, nicht abgeſprochen 
werden kann. 


2. Schulweſen im Kanton. 


In der nachfolgenden Darſtellung glaubte man ſich vorzuͤg⸗ 
lich auf die Landſchulen beſchraͤnken zu ſollen, weil dieſelben 
unter der unmittelbaren Aufſicht des Kirchen: und Schulraths 
geſtanden ſind. Es werden daher die zahlreichen Privat-Erzie⸗ 
hungs⸗Anſtalten im Kanton, welche zum Theil auf einer hohen 
Stufe von Ausbildung ſtehen, und von denen eine ſeit 25 
Jahren ſich verdienten Ruhm nicht nur in Europa, ſondern 
auch jenſeits des Weltmeers erworben hat, hier nicht näher be- 
rührt. Dieſe Inſtitute blühen aus eigenen Kräften, und beduͤr— 
fen keiner beſondern Huͤlfe der Regierung, welche bloß die 


„) Ein Verſuch wurde eingeleitet, aber nicht zu Stande gebracht. Freilich wäre 
zum Gelingen die Aufkührung eines Stockwerks auf dem öſtlichen Theile des 
Kloſtergebäudes faſt unerläßlich. 


127 


geſetzliche Oberaufſicht auf dieſelben durch die betreffenden Be— 
hoͤrden ausüben läßt, und ihren Gang durch Wegraͤumung 
polizeilicher Hinderniſſe erleichtert.) — Auch die Stadtſchulen 
in Bern, acht an der Zahl, in denen uͤber 2100 Kinder Unter— 
richt erhalten, und fuͤr welche in den letztverfloſſenen Jahren 
durch Erbauung eines neuen zweckmaͤßigen Lokals, durch Ver— 
mehrung der Zahl der Lehrer und ihrer Beſoldung, durch Aus— 
theilung von Praͤmien und Verbeſſerung des Unterrichts Vieles 
gethan wurde,“) werden hier nur angeführt, da fie unter der 
unmittelbaren Aufſicht des Stadtmagiſtrats ſtehen, welcher uͤber 
ihren Fortgang und ihre Leiſtungen jaͤhrlich der obern Behoͤrde 
Bericht erſtattet. Ebenſo verhaͤlt es ſich mit den Schulanſtalten 
der Munizipalſtaͤdte, in denen ebenfalls, namentlich zu Thun 
und Burgdorf, bedeutende Fortſchritte gemacht worden ſind. 
Von der Regierung aus giengen hingegen die Unterſtuͤtzun— 
gen zur Errichtung oder Erweiterung der Unterrichtsanſtalten 
in dem Leberberg, die bei ſeiner Vereinigung mit dem Kanton 
zum Theil in einem ſehr vernachlaͤßigten Zuſtande ſich befanden. 
Die Kollegien in Pruntrut und Delsberg wurden vervollſtaͤn— 
digt, zu Biel ein Gymnaſium errichtet, und mit allen drei 
Anſtalten Penſionate verbunden; alle drei hoben ſich ſchnell. 
Das Kollegium zu Pruntrut, mit demjenigen von Delsberg 


) Rathserkanntniß vom 3. September 1810 wegen des Aufenthalts der frem— 
den Lehrer und Zöglinge in Hofwyl, ſpäter auch auf andere Inſtitute 
angewendet u. ſ. w. 


) Die Zahl der Unterlehrer ward um drei vermehrt, den oberſten Unter: 
lehrern und Lehrerinnen eine Zulage von Fr. 75, den nachfolgenden von 
Fr. 25 ausgeſetzt. Jährlich werden für Fr. 600 Bücher als Geſchenke 
unter die Schulkinder vertheilt. — Der neuen Realſchule, für deren Be 
dürfniſſe die Stadt Bern einen Kredit von Fr. 12,000 angewieſen hat, 
iſt ſchon hievor gedacht worden. — Von der Handwerksſchule wird weiter 
unten die Rede ſeyn. 


Verordnung 
vom 17. Febr. 
1809. 
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unter der gemeinſamen ſpeziellen Leitung eines thaͤtigen und 
einſichtsvollen Studiendirektors ſtehend, hat ſich fortwaͤhrend 
ausgebildet, und gewaͤhrt jetzt eine ziemlich vollſtaͤndige Stufen⸗ 
folge des Unterrichts von den Knabenjahren an bis zum Alter 
des reifern Juͤnglings. Es wird von Angehörigen der Fatholis 
ſchen Schweiz und der angraͤnzenden franzoͤſiſchen Departemente 
zahlreich beſucht, und verſchafft der Stadt einen erwuͤnſchten 
Nahrungszweig. Am Ende des Studienjahres 1830 waren 10 
Profeſſoren angeſtellt, welche 10 Seminariſten, 20 Theologen, 
15 Philoſophie und Rhetorik Studierenden und 80 Schuͤlern 
der unteren Abtheilungen Unterricht ertheilten, den Kantons— 
Angehoͤrigen unentgeldlich; Aeußere, deren gegen 50 ſind, 
bezahlen jährlich eine Kleinigkeit (Fr. 30) an die Anſtalt, an 
welche die Regierung ſeit 1820 eine jaͤhrliche Summe von 
Fr. 4725 beitraͤgt, ) ungerechnet eine vor 5 Jahren bewilligte 
Zulage fuͤr deutſchen Sprachunterricht. — Das Kollegium zu 
Delsberg wetteifert mit demjenigen von Pruntrut, und zaͤhlte 
1830 über 80 Schuͤler;) der Zuſchuß aus der Staatskaſſe 
an daſſelbe betraͤgt Fr. 1350. — Das Gymnaſium zu Biel, 
in den erſten Jahren nach der Vereinigung eben ſo bluͤhend 
unter der Aufſicht einer Kommiſſion des Stadtmagiſtrats, an 
deren Spitze der Oberamtmann von Nydau ſteht, ſchien vor 
einiger Zeit minder befriedigende Ergebniſſe zu liefern, und iſt 
jetzt, nachdem die oberen Behoͤrden eine Unterſuchung veran— 


*) Der Beitrag beſteht feit 1817, war aber in den erſten Jahren geringer; 
auch Delsberg erhielt anfangs nur die Hälfte oder Fr. 675. Der Beiſchuß 
für Biel war 1817 und 1818 nur etwa Fr. 2300, ſtieg aber ſchon 
1820 auf Fr. 5000. Vgl. Beilagen S. 20. 


**) Die gedruckten Namensverzeichniſſe ſtehen in den Programmes de la dis- 
tribution des prix, von Pruntrut und Delsberg, 1830. 
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ſtaltet; in einer neuen Organiſation begriffen; es erhaͤlt jaͤhr— 
lich einen obrigkeitlichen Beiſchuß von Fr. 5025. — Die uͤbrigen 
Koſten der drei Anſtalten werden theils aus eigenen Fonds, 
theils aus den Stadtguͤtern oder durch Zuſatz-Centimen zur 
Grundſteuer beſtritten. — Den Urſulinerinnen, welche vor acht 
Jahren eine weibliche Erziehungs-Anſtalt zu Pruntrut gruͤnde—⸗ 
ten, wurden zu deren Errichtung Fr. 1500 gegeben. 

In der Hauptſtadt hätte die katholiſche Jugend, den Reli⸗ 
gionsunterricht ausgenommen, die unteren Stadtſchulen beſuchen 
koͤnnen; allein um jeder Beunruhigung des Gewiſſens bei Eltern, 
die Bedenklichkeiten hatten, zuvorzukommen, wurde die Errich⸗ 
tung eigener Schulen beguͤnſtigt, und durch die Thaͤtigkeit des 
katholiſchen Pfarrers kam eine Knaben- und eine Maͤdchenſchule 
zu Stande, von denen jene mit Fr. 160, dieſe mit Fr. 140, 
jährlich aus dem Kredit des Kirchenraths unterſtuͤtzt wird. 

Am meiſten aber wurde das Schuldepartement durch die 
Landſchulen in Anſpruch genommen, weil die große Zahl der— 
ſelben und ihre mancherlei Beduͤrfniſſe eine beſtaͤndige Aufmerk— 
ſamkeit erfordern. Die Zahl der Schulen belaͤuft ſich nahe an 
700, die der Schulkinder gegen 70,000.) 

Das erſte, worauf die Regierung hier ihr Augenmerk 
richtete, war das Lokal, wo die Kinder unterrichtet werden 
ſollten, denn es erzeigte ſich dabei viel Mangelhaftes. An vie⸗ 
len Orten ſind die Schulſtuben fuͤr die Kinderzahl zu klein, ſo 
daß kaum die Haͤlfte darin Platz hat, oder zu dunkel und zu 
niedrig; an einigen Orten find gar keine eigentlichen Schul; 
ſtuben, es wird fuͤr den Winter irgend eine in Zins genommen. 
Man ſuchte daher die Erbauung von zweckmaͤßigen Schulhaͤuſern 
zu befoͤrdern, ließ ſich die Plaͤne und Deviſe vorlegen, und 


*) S. Beilage Nr. VIII. 


20. Aug. 1810. 
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wenn jene dem Beduͤrfniſſe entſprechend, dieſe nicht übertrieben 
erfunden wurden, ſo leiſtete die Staatskaſſe einen Beitrag an 
die Koſten, der in der Regel auf den zehnten Theil, im Ver— 
haͤltniß der Armuth der Gemeinde aber auch hoͤher, oft bis auf 
den vierten Theil gieng. Seit 1814 iſt die Summe dieſer Bei⸗ 
traͤge auf Fr. 58,009 angeſtiegen, worin die Holzſteuern nicht 
begriffen find, die noch uͤberdieß an denjenigen Orten, wo obrig- 
keitliche Waldungen in der Nähe waren, angewieſen wurden.“) 

An mehrern Orten wurde auch die Trennung der bisher 
zu einer Schule gehoͤrenden Gemeinden befoͤrdert, ſo daß ſtatt 
einer Schule zwei verſchiedene errichtet wurden, damit die Kin⸗ 
der nicht mehr ſo weit zur Schule gehen muͤßten. Wo die 
Schulen mit Kindern uͤberladen waren, ohne daß man fie tren- 
nen konnte, wurde auf Anſtellung von Unterlehrern gedrungen, 
was an vielen Orten Gehoͤr fand, an andern aber, ungeachtet 
wiederholter Ermahnung und des dringenden Beduͤrfniſſes, nicht 
bewerkſtelligt werden mochte. 

Ein zweiter Gegenſtand der Aufmerkſamkeit des Schul⸗ 
departements war die Anſtellung tuͤchtiger Schulmeiſter, und hier 
iſt zu beruͤckſichtigen, was für die Prüfung der Bewerber um 
erledigte Schulſtellen, was fuͤr die Sicherung und Erhoͤhung 
ihres Gehalts, was endlich fuͤr die Bildung kuͤnftiger Landſchul⸗ 
lehrer geſchah. 

In jedem Oberamte war ein Schul-Commiſſair beſtellt, 
der die Bewerber um eine Landſchullehrerſtelle in Gegenwart 
des Ortspfarrers und der Gemeindsvorgeſetzten pruͤfte, und mit 
dieſen gemeinſchaftlich die zwei Faͤhigſten dem Oberamte vor— 
ſchlug, das ſtets den Erſtvorgeſchlagenen waͤhlte. Zu einiger 
Entſchaͤdigung für ihre Reiſen und Bemühungen bezogen die 


*) Den Detail dieſer Schulhausſteuern zeigt die Beilage Nr. IX. 
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Schul⸗Commiſſaͤre, je nach der Groͤße des Oberamtes, 25 bis 
50 Franken jährlich, was eine Geſammtausgabe von Fr. 800 
betrug. Um die Schulmeiſter in ihrer Beſoldung ſicher zu 
ſtellen und ihnen die mancherlei Verdrießlichkeiten und Streitig— 
keiten zu erſparen, die ſich bisweilen uͤber dieſelbe erhoben, 
drang der Kirchenrath darauf, daß uͤberall Urbarien errichtet, 
und in dieſelben das eigenthuͤmliche Vermoͤgen der Schule und 
ihre uͤbrigen Einkuͤnfte eingetragen werden. Wie langſam in: 
deſſen dieſem Beduͤrfniſſe durch die Gemeinden entſprochen wurde, 
erhellet daraus, daß ungeachtet wiederholter Ermaßnung, viele 
bis jetzt noch damit zuruͤckgeblieben ſind. 

Wegen gar zu geringer Beſoldung zeigten ſich oft keine 
faͤhigen Bewerber; das Schuldepartement ſuchte in dieſen Faͤllen 
die Gemeinde zu Erhoͤhung derſelben zu bewegen, und kann 
hier das erfreuliche Zeugniß ablegen, daß viele Gemeinden 
dieſen Aufforderungen entſprachen, ja daß mehrere unaufgefor— 
dert denſelben zuvorkamen, ſo daß, wenn alle ſeit ſechszehn 
Jahren verbeſſerten Schulanſtalten aufgefuͤhrt werden ſollten, 
eine lange Reihe hier anzubringen waͤre. Aber nicht bloß durch 
Zureden ſuchte man ſolche Verbeſſerungen zu bewirken, ſondern 
auch durch thaͤtige Mitwirkung. Bald gab die Regierung Bei— 
träge zur jährlichen Holzbeſoldung, bald Waldboden, welcher 
urbar gemacht und zum Schulgut gelegt wurde, bald Geldun⸗ 
terſtuͤtzungen, wie den Gemeinden des Laufenthales, Hauben und 
Freimettigen und andern, bald eine jaͤhrliche Zulage, wenn in 
gemiſchten Gemeinden der franzoͤſiſche Schulmeiſter auch deut: 
ſchen Sprachunterricht geben wuͤrde, wie zu Romont, Leubrin⸗ 
gen und Macklingen. Am liebſten gab ſie Beitraͤge, wenn ein 
Schulgut in Gemeinden geſtiftet wurde, die bisher keines gehabt 
hatten, oder doch ein unzulaͤngliches, um die Beſoldung des. 


Schulmeiſters daraus zu ſchoͤpfen; ſo z. B. war in Adelboden 
9 * 


12. April 1826. 


10. Febr. 1825. 
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ein ſchwaches Schulgut, die dortigen Schulmeiſter konnten kaum 
mit 12 bis 14 Kronen beſoldet werden; man bot der Gemeinde 
an, ſechs Jahre lang ihr jährlich Fr. 75 an daſſelbe zu feuern, 
wenn ſie dann eben ſo viel thun wolle, dieß wurde angenom— 
men, und ſpaͤter der obrigkeitliche Beitrag noch um drei Jahre 
verlaͤngert. So wurden in das auf dem Belpberg neu errich— 
tete Schulgut Fr. 100 geſtenert und andere aͤhnliche Beitraͤge 
gereicht; der groͤßte wurde dem Amtsbezirke Aarwangen, auf 
Verwendung des Oberamts bei einer beſondern Veranla ſſung 
zu Theil und betrug Fr. 13,951. Rp. 84, eine Summe die 
jetzt, durch aufgelaufene Zinſe vermehrt, ein bedeutendes Amts— 
ſchulgut bildet. 

Es wurde wohl auch die Frage angeregt, ob es nicht zweck— 
maͤßiger waͤre, wenn der Staat die Beſoldungen ſaͤmmtlicher 
Schulmeiſter uͤbernaͤhme, um dann dieſelben auf einen hoͤhern 
Fuß zu ſetzen; allein nach reifer Ueberlegung ſchien ein ſolches 
Unternehmen nicht angerathen werden zu ſollen; denn der Un— 
terhalt von 700 Schulen moͤchte, wenn auch jedem Schullehrer 
nur das Minimum von Fr. 100 angewieſen wuͤrde, dem Staate 
eine ſolche Laſt auflegen, daß man ſich wohl erſt nach neuen 
Huͤlfsmitteln, dieſelbe zu beſtreiten, umſehen muͤßte; man darf 
nicht vergeſſen, daß dem gegenwaͤrtigen bluͤhenden Zuſtande der 
Öffentlichen Finanzen ganz andere Zeiten vorhergingen, und daß 
erſt in den letzten Jahren der Ueberſchuß der Staatseinnahmen 
eine Reſerve bildete, die eine Mehrverwendung fuͤr das Land 
moͤglich machte. Es war auch zu beſorgen, daß die Gemeinden, 
wenn man ihnen als Compenſation ihre Schulguͤter abfordern 
wollte, dieſes mit Unwillen ſehen moͤchten, und wohl nicht ganz 
ohne Grund. Ueberdieß ſtand zu erwarten, daß wenn die 
Schulen der Sorge der Gemeinden abgenommen wuͤrden, dieſe 
alsdann gleichguͤltiger dagegen werden koͤnnten, und doch iſt die 
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lebendige Theilnahme der Vorgeſetzten und übrigen Gemeinds— 
genoſſen auf alle Weiſe anzuregen, wenn die Schule gedeihen 
ſoll. Es muͤſſen dieſe Beweggruͤnde auch anderwaͤrts eingeſehen 
worden ſeyn, denn in der ganzen Schweiz werden nirgends die 
Primarſchulen aus der Staatskaſſe erhalten; in Frankreich 
wurde im Laufe der Revolution dieß in einem Dekrete ausge: 
ſprochen, es kam aber nie zu Stand und die Folge war, daß 
es an vielen Orten lange gar keine Schulen mehr gab. Durch 
Vermehrung der Beitraͤge aber die Gemeinden je laͤnger je 
kraͤftiger zu unterſtuͤtzen und zu erleichtern lag allerdings in 
den Abſichten der Regierung. — Es bleibt nun noch uͤbrig zu 
zeigen, was fuͤr die Bildung kuͤnftiger Landſchulmeiſter geſchah. 

Das ganze Schulweſen iſt in unſern Tagen ſo weit vorge— 
ruͤckt, daß man nicht mehr, wie vor 30 und 40 Jahren, zum 
Schulmeiſter paßt, wenn man nur ſchreiben und leſen und die 
Kinder deutlich aufſagen laſſen kann; weit mehr wird nun 
erfordert, und um dieſes Mehrere leiſten zu koͤnnen, muß man 
wirklich zum Schulmeiſter gebildet werden. Dieß ward ſchon 
unter der Mediationsregierung gefühlt, und das Schuldeparte⸗ 
ment ermunterte mehrere Pfarrer, die mit dem Schulunter— 
richte vertraut waren, ſo wie mehrere ausgezeichnete Schulmei⸗ 
ſter, Juͤnglinge, die zum Schulmeiſterberufe Luſt und Faͤhigkeiten 
zeigten, dazu anzubilden. So entſtanden die Normalanſtalten, 
die Zoͤglinge wurden in den fünf Sommermonaten unterrichtet 
und im November und Dezember dem Kirchenrathe zur Pruͤ— 
fung vorgeſtellt, der ihnen nach Verhaͤltniß der an den Tag 
gelegten Kenntniſſe Praͤmien ertheilte und dem Lehrer eine 
Gratiftkation zuſprach, je nach der Zahl der Zoͤglinge und den 
Fortſchritten derſelben. Auf dieſem Wege fuhr das gegenwaͤr— 
tige Schuldepartement fort; es wurden in den Jahren 1814 
bis 1830, 642 Zoͤglinge geprüft und mit Examenzeugniſſen 
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entlaſſen, fo daß gegenwaͤrtig nur noch einige wenige, betagte 
Schulmeiſter im Kanton ſich angeſtellt befinden, die keinen Nor⸗ 
malkurs mitgemacht haben. Zu Erleichterung der Bildung der 
oberlaͤndiſchen Schulmeiſter, deren geringe Beſoldung ihnen 
keine Aufopferung zum Beſuch entfernterer Normalanſtalten 
erlaubte, wurden in den Jahren 1822 und 1823 zwei Normal⸗ 
kurſe durch den Pfarrer zu G'ſteig bei Interlacken veranſtaltet, 
und den bereits angeſtellten Schulmeiſtern, welche dieſelben 
beſuchten, ſo wie den andern Zoͤglingen zu ihrem Unterhalte 
während des Kurſes Taggelder bezahlt.) 

Da das Schuldepartement es fuͤr vorzuͤglich nuͤtzlich hielt, 
die Normalanſtalten mit Schulen zu verbinden, in welchen ſich 
die Zoͤglinge zugleich in Ertheilung des Unterrichts uͤben koͤnn⸗ 
ten, ſo ſuchte es dahin zu wirken, einige dem Schuldienſte ſich 
widmende junge Maͤnner ſo auszubilden, daß ſie als vorzuͤg⸗ 
liche Schulmeiſter und Normallehrer auftreten koͤnnten. Daher 
ſchickte es im Jahre 1823 zwei wohlbefaͤhigte Juͤnglinge in das 
bewaͤhrte Schullehrerſeminar zu Beuggen unweit Baſel, wo ſie 
waͤhrend ihres dreißigmonatlichen Aufenthalts ſich alle diejenigen 
Kenntniſſe ſammelten, welche dazu gehoͤren, eine Schulſtelle mit 
Erfolg zu bekleiden, und der eine von ihnen hat ſich ſeither 
als trefflicher Schul⸗ und Normallehrer allerdings ausgewieſen, 
wie weiter unten wird gezeigt werden. 

Inzwiſchen bot ſich der Behörde eine anderweitige vorzuͤg⸗ 
liche Gelegenheit dar, dem Schuldienſte tuͤchtige Subjekte zuzu⸗ 
führen. Der Pfarrer zu Wimmis, voll gemeinnuͤtzigen Eifers, 
erklaͤrte ſich bereit, einen Normalkurs zu eroͤffnen, in welchem 


9 1822 wurden an erfieve 1348 Taggelder A 7½ btz. und an letztere 393 
a 3 btz. ausgerichtet; 1823 betrug die Zahl der Taggelder für jene 
1897. 
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die Zoͤglinge ein ganzes Jahr bleiben ſollten, ſo daß zu hoffen 
ſtand, ſie wuͤrden auf dieſe Weiſe weit gruͤndlicher unterrichtet 
werden, als durch einen bloßen Sommerkurs. Um aber die 
Zöglinge für dieſe Zeit verkoſtgelden und die übrigen Koſten 
beftreiten zu koͤnnen, bedurfte es nach einem detaillirten Weber: 
ſchlage Fr. 1600, welche ihm auch zu dieſer Unternehmung be⸗ 
willigt wurden; denn es ſtimmte ganz mit den Anſichten des 
Schulrathes uͤberein, daß fuͤr den erſten Anfang, wo es noch 
keine vorbereitete Landſchullehrer in unſerm Kanton gab, die 
Sommerkurſe genuͤgen mochten, um ihnen einige Vorbereitung 
zu geben; daß aber nun, nachdem das dringendſte Beduͤrfniß 
befriedigt worden, auf eine gruͤndlichere Vorbereitung hingear- 
beitet werden muͤſſe. Wenn man bedenkt, mit welch geringen 
Vorkenntniſſen die Juͤnglinge im 15ten Jahre aus den Land⸗ 
ſchulen austreten, fo laͤßt ſich leicht die Unmöglichkeit entneh— 
men, in fuͤnf Monaten den noͤthigen Stoff zu ſammeln und in 
ſich zu verarbeiten, um dann aus dem angeeigneten Vorrathe 
Andern mittheilen zu koͤnnen, daher wirkte der Schulrath in den 
letzten Zeiten beharrlich auf Vervollſtaͤndigung der Schulmeiſter⸗ 
bildung durch jaͤhrige Normalkurſe. Der in Wimmis ertheilte 
Unterricht entſprach den gehegten Hoffnungen und beſtaͤtigte die 
Anſichten des Schulrathes. 

Zuerſt wurde nun der Normallehrer Muͤhlheim, ein aus⸗ 
gezeichneter Lehrer, einer von jenen zwei nach Beuggen gefand- 
ten, zu einem Jahreskurs bewogen. Hier ging man indeſſen 
dem Ziel noch um einen Schritt naͤher entgegen, nicht bloß die 
Verſtandesbildung, ſondern auch die ſittliche Bildung der Zoͤg— 
linge wurde ins Auge gefaßt; zugleich ſollten ſie, von der Wich— 
tigkeit ihres Berufs durchdrungen, durch einen Geiſt der Freund 
ſchaft und des gemeinſamen Strebens ſich unter einander ver— 
binden. Daher wurden ſie in der Normallehrer-Wohnung auf— 
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genommen, und waren Tag und Nacht unter des Lehrers Auf— 
ſicht. Die erfreulichſten Fruͤchte gingen aus dieſer Einrichtung 
hervor, die Zoͤglinge wurden ſittlicher, religioͤſer, das Gefuͤhl 
ihres ſchoͤnen Berufs erfuͤllte und hob ſie, ihre Kenntniſſe waren 
gruͤndlicher, und der Schulrath gewann die Ueberzeugung, daß 
er ſeinem Ziele bedeutend naͤher ruͤcke. Daher wurde eine zweite 
Anſtalt auf dem naͤmlichen Fuße eingerichtet, deren Vorſteher 
Schullehrer Balmer in Laupen iſt. Aus dieſen beiden Anſtalten 
werden dem Kanton viele tuͤchtige und wuͤrdige Schullehrer 
hervorgehen. Freilich erfordern dieſelben einen groͤßern Koſten⸗ 
aufwand, denn den Zoͤglingen muß ein Beitrag an ihr Koſtgeld 
gereicht werden, ohne welchen nur wenige im Stande waͤren, 
einen ſolchen Kurs mitzumachen, und der Lehrer verdient wegen 
dem außerordentlichen Anwachs von Muͤhe auch eine verhaͤltniß— 
maͤßige Entſchaͤdigung; allein der Erfolg entſpricht voͤllig den 
Ausgaben. Ueberhaupt find von 1814 bis 1830 den Normal: 
lehrern an Gratifikationen Fr. 12,482, den Zöglingen an Prä- 
mien und Koſtgeldern Fr. 11,750 ausgerichtet worden.“) Um 
die fernere Ausbildung der bereits angeſtellten Schulmeiſter 
durch das Leſen zweckmaͤßiger Buͤcher zu befoͤrdern, beguͤnſtigte 
die obere Schulbehoͤrde die Errichtung von Schulmeiſterbiblio— 
theken in den Oberaͤmtern durch Geldbeiſchuͤſſe; ſo wurden in 
den Aemtern Courtlary, Nidau, Ober-Simmenthal, Buͤren, 
Burgdorf und anderwaͤrts dergleichen Bibliotheken errichtet. 

Da die Schulmeiſter im gefaͤlligen Geſange groͤßtentheils 
noch zuruͤck waren, ſo wirkte das Schuldepartement gerne zu 
ihrer Ausbildung hierin mit, indem ihm ſowohl die Hebung 
des Kirchengeſangs, als die Verbeſſerung des Volksgeſangs ſehr 
wuͤnſchenswerth ſchien. Es unterſtuͤtzte zu dieſem Endzweck 


*) Die ſpeziellen Nachweiſungen liefert Beilage Nro. X. 
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mehrere Schulmeifter, welche die Weishauptſche Geſangſchule 
im Kanton Appenzell beſuchten, ſetzte durch Beitraͤge den um 
den Geſangunterricht in unſerm Kanton ſehr verdienten Helfer 
Muͤller zu Burgdorf in den Stand, die Schulmeiſter ſeiner 
Umgegend zu dieſem Zwecke zu vereinigen, theilte unter die 
Singvereine die Naͤgeliſchen Choralgeſaͤnge in betraͤchtlicher An⸗ 
zahl aus und half durch Beiſchuͤſſe die Schulmeiſter im Orgel— 
ſpiel unterrichten. 

Um endlich auch die Schulmeiſter zum Eifer in ihrem Be— 
rufe zu ermuntern, ertheilte das Schuldepartement denſelben 
Praͤmien, wenn ſie nach dem Berichte der Schulkommiſſarien 
ſich auszeichneten, ſo wie es den Alternden „ denen die Kraft 
zu gluͤcklicher Fortſetzung ihres Amtes fehlte, durch Gratifikatio— 
nen das Niederlegen deſſelben zu erleichtern ſuchte. An ſolchen 
Praͤmien und Gratifikationen an alte oder ausgezeichnete Schul— 
meiſter wurden von 1814 bis 1830 vertheilt Fr. 8880. 

In gleicher Abſicht unterſtuͤtzte die Regierung die im Jahre 
1818 von einigen verſtaͤndigen Schullehrern unternommene Er— 
richtung einer Schulmeiſterkaſſe zur Erquickung kranker oder zu 
Penſionirung alter Schulmeiſter; ſie ſchenkte derſelben gleich 
Anfangs, wo man noch nicht ſehen konnte, wie der Erfolg 
ſeyn werde, Fr. 300, ſpaͤter Fr. 3000, dann noch Fr. 800, 
und endlich, bei einem beſondern Anlaſſe, mittelſt theilweiſer 
Ueberlaſſung einer gefallenen Buße Fr. 5000, ſo daß nun das 
Kapital dieſer nuͤtzlichen Anſtalt durch obige Geſchenke, ſo wie 
durch die Gaben edler Menſchenfreunde und die Beitraͤge der 
Schulmeiſter ſchon auf Fr. 25,000 angewachſen iſt, und jaͤhrlich 
an Penſionen und Steuern uͤber Fr. 800 entrichtet. 

Um den Kindern beduͤrftiger Eltern, die nicht im Stande 
waren, denſelben die noͤthigen Schulbuͤcher anzukaufen, dieſe 
dennoch zu verſchaffen, ſandte das Schuldepartement von Zeit 


7. Nov. 1825. 
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zu Zeit auf Anmelden der Schul-Commiſſarien den Schulen die 
erforderlichen Buͤcher, damit alle des Unterrichts theilhaftig 
werden moͤgen. Der Geſammtbetrag der Ausgaben fuͤr dieſen 
Gegenſtand in den Jahren 1814 bis 1830 ſteigt auf Fr. 32,881. 
Außerdem wurden Knaben, die ſich durch Schreiben, Zeichnen, 
oder durch vorzuͤgliches Streben ſich zu unterrichten auszeichne— 
ten, mit beſondern Praͤmien bedacht, oder mit bedeutenden 
Steuern unterſtuͤtzt. 

Wohl moͤchte hier noch gefragt werden, warum die von 
der Regierung dem Schuldepartemente zur Abfaſſung aufgetra— 
gene Schulordnung fuͤr den Kanton noch nicht erſchienen ſey? 
Wirklich waren mehrere Entwuͤrfe einer ſolchen Schulordnung 
ausgearbeitet, dann aber, weil man etwas moͤglichſt Vollkom⸗ 
menes wollte, den Schul-Commiſſarien und andern Maͤnnern 
vom Fache mitgetheilt worden, um ihre Bemerkungen daruͤber 
zu ſammeln. Nicht nur gieng ob ſolchen Mittheilungen viele 
Zeit verloren, ſondern die Bemerkungen wuchſen, wie eben 
jeder, der mit einem Gegenſtande ſich beſchaͤftigt, ſein eigenes 
Syſtem, ſeine eigenen Anſichten hat, auch zu einer ſolchen 
Maſſe, daß ob deren Beruͤckſichtigung die Arbeit erlag. Die 
Sache hat allerdings ihre Schwierigkeit; die Einen verlangten 
von dem Schulgeſetze Allgemeinheit, die Andern beſondere Beruͤck— 
ſichtigung der verſchiedenen Landestheile; die Einen wollten, daß 
es nur in Hauptzuͤgen das Schulverhaͤltniß beſtimme, die An— 
dern, daß es in die Einzelnheiten eintrete und nichts unbeſtimmt 
laſſe „damit in allen vorkommenden Faͤllen eine feſte Wegwei— 
ſung ſich finde. Allgemeine Verordnungen in Schulſachen ſind 
in unſerm Kanton weit ſchwerer, als in andern, welche nicht 
eine fo große Verſchiedenheit der Lokalitaͤten und der Vermögens: 
umſtaͤnde darbieten. Man verlangte von einem Schulgeſetze, 
daß es ein Minimum der Lehrerbeſoldung aufſtelle, wie dieß in 
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andern Kantonen geſchah; allein eine Bergbaͤuert, die nur 
20 Kinder zaͤhlt, koͤnnte nicht, wie eine volkreiche Gemeine, eine 
Beſoldung von Fr. 100 zuſammenbringen; es ſollten, wie ander⸗ 
waͤrts, den im Schulbeſuche unfleißigen Kindern Bußen fuͤr 
jeden verſaͤumten Schultag auferlegt werden; aber in unſerm 
Lande, wo die Kinder oft Stunden weit uͤber Berge und durch 
Abgruͤnde zur Schule gehen, koͤnnte man im Winter bei ver— 
ſchneiten Wegen, bei ſtuͤrmiſchem Wetter nicht ſo ſtreng in der 
Forderung ſeyn, und muͤßte uͤbrigens den haͤuslichen Umſtaͤnden 
auch einige Rechnung tragen. Jede Gemeine ſollte in ihrer 
Mitte ein Schulhaus mit Schulmeiſterwohnung haben; dieß zu 
bewerkſtelligen wuͤrde ſo bald noch nicht angehen. Doch es waͤre zu 
weitlaͤuftig, hier alle Schwierigkeiten zu beruͤhren, die ſich einem 
allgemeinen Schulgeſetze in unſerm Kanton entgegen ſtellten. 
Unterdeſſen litt das Schulweſen wenig unter dieſer Verzoͤgerung; 
eine aͤltere, nur die Hauptzuͤge des Schulweſens umfaſſende 
Schulordnung iſt vorhanden, die, als Grundlage beobachtet, 
dennoch dem Schuldepartemente Raum geſtattete, mit Milde die 
Verſchiedenheit der Umſtaͤnde zu beruͤckſichtigen, und ohne an 
diejenige Strenge gebunden zu ſeyn, mit welcher neue Geſetze 
durchgefuͤhrt werden muͤſſen, ſeine Rathſchlaͤge dem Beduͤrfniſſe 
gemaͤß zu geſtalten. 

Zum Schluffe ſoll hier noch des im Jahre 1828 gefeierten 
Reformationsjubilaͤums gedacht werden, an welchem die Kirche 
wie die Schule, freudigen Antheil nahm, und deſſen Feier in 
dem ganzen Kanton, auch in den reformirten Gemeinden der 
angraͤnzenden Kantone die lebendigſte Theilnahme weckte, die 
ſich an vielen Orten durch Stiftungen und Beſchluͤſſe zum Be 
ſten der Kirchen und Schulen werkthaͤtig ausſprach. Zum Anz 
denken an dieſes Saͤkularfeſt wurden ſaͤmmtlichen Mitgliedern 
des Großen Rathes, den Pfarrern, der Akademie, den Schul: 
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meiſtern und ihren Gehuͤlfen, ſo wie auch allen in jenem Jahre 
zum heil. Abendmahle Admittirten ſilberne Medaillen, der 
Schuljugend Exemplare der gedruckten Reformationsgeſchichte 
ausgetheilt.“) 

Obſchon das Schuldepartement ſich mit Eifer ſeinem Ge— 
genſtande widmete, und von der Regierung bei jeder Gelegen— 
heit unterſtuͤtzt wurde, ſo muß es dennoch geſtehen, daß es 
noch bedeutend hinter feinen Wuͤnſchen zuruͤckgeblieben iſt; 
manches iſt noch zu entwickeln und zu vervollſtaͤndigen übrig. — 
Gott und die Freunde des Vaterlandes werden ferner helfen, 
aber die Erfahrung wird auch ferner zeigen, daß man nur 
allmaͤlig fortſchreiten kann, und daß nur die Zeit die Frucht 
zur Reife bringt. 


) Es bedurfte dazu 427 große Medaillen (mit dem Bilde der Münſterkirche), 
627 zweiter Klaffe, (mit dem Bildniſſe des Reformators Berchtold Haller), 
942 dritter Klaſſe (mit dem nämlichen Gepräge, aber etwas kleiner) und 
10,241 vierter Klaſſe (mit der aufgeſchlagenen Bibel); dann 20,000 Er: 
emplare der Reformationsgeſchichte in deutſcher und 3000 Exemplare in 
franzöſiſcher Sprache. Dazu waren von dem Großen Rathe Fr. 30,000 
bewilligt worden. 


Die ſämmtlichen Koften betrugen: St. Rp. 
1) Medaillen nach Abzug der übriggebliebenen . 17,531 11: 
2) Bücher und Druckſachen . SEEN. N). 30 
3) Muſtk und Einrichtungen in den Kirchen. . 2,494 25 
4) Büreauxkoſten und Abwärtr » 2 20 0. 465 13 
5 Griftkanenen n ET 900 Au 

Fr. 30,888 79 
Woran die Stadtverwaltung beigetragen „ 1,200 — 
Blieben Auslagen für die Regierung . 29,688 79 


wozu ſpäter noch Fr. 268 für nachträglich anbefohlene Stempel kamen. 


- — I — — 
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3. 


Justiz- und Polizei- Departement. 


Der Juſtiz- und Polizeirath ward durch die Fundamental— 
geſetze, welche hierin ganz das ſeit 1803 beſtandene Verhaͤltniß 
beſtaͤtigten, als vorberathende Behoͤrde fuͤr alle in den Wir— 
kungskreis des Kleinen Raths einſchlagenden Gegenſtaͤnde der 
Juſtizverwaltung und als Aufſichtsbehoͤrde über die Ausuͤbung 
der allgemeinen und Sicherheitspolizei bezeichnet. In letzterer 
Hinſicht waren ihm einige Geſchaͤftszweige zugetheilt, die nach 
einer andern Eintheilung in das Departement des Innern zu ge— 
hören pflegen; als eigentlicher Juſtizrath hatte er auch das Vor— 
ſchlagsrecht in Sachen der Geſetzgebung, mit der Befugniß, da— 
fuͤr auf die Niederſetzung eigener Commiſſionen anzutragen. 
Wegen der Menge und Verſchiedenheit der in dieſem Departe⸗ 
mente vorkommenden Arbeiten war ihm verſtattet, in Rechts— 
ſachen die Anſichten von Rechtsgelehrten einzuholen oder ſich 
der Huͤlfe eines Referenten zu bedienen; aus dem naͤmlichen 
Grunde erhielten ſeine zwei Beiſitzer aus dem Mittel des Gro— 
ßen Raths, gleich denen des Finanz-Departements, eine maͤ— 
ßige Entſchaͤdigung. Der Praͤſidentenſtelle, einer der beſchwer— 
lichſten in der Republik, wurde in den letzten Zeiten ohne eige— 
nes Nachwerben eine Gehaltszulage bewilligt. *) 


*) Sie beträgt Fr. 800, die Entſchädigung jedes der beiden Mitglieder 
Fr. 500, die Competenz zu Honoranzen für Rechtsgelehrte Fr. 1600 jähr— 
lich; letztere wurden ſelten oder nie ganz erſchöpft. 


Reviſion 
der Gerichts— 
ſatzung. 
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In dem Verwaltungsberichte des Juſtiz- und Polizei-De— 
partements wird den beiden Hauptabtheilungen dieſes letztern 
eine Darſtellung der Arbeiten im Fache der Geſetzgebung vor— 
ausgeſchickt, welche ihrer umfaſſenden Wichtigkeit wegen einen 
eigenen Abſchnitt verdienen. 


A. Geſetzgebung. 


— 


Getreu dem ſchon in der geſchriebenen Stadtſatzung von 
1539 ausgeſprochenen Grundſatze, daß „ kein herſchafft oder Re⸗ 
„giment one ordnungen vnnd ſatzungen beſtan mag,“ hatte die 
Regierung von den aͤlteſten Zeiten an die von ihr erlaſſenen 
Geſetze ſammeln, ordnen und vervollſtaͤndigen laſſen. Die erſte 
Sammlung wurde im XV. Jahrhundert veranſtaltet, ſpaͤter 
folgten die Reviſionen der Stadtſatzung in den Jahren 1539, 
1614 und 1761; ferner die verſchiedenen neuen Civilgeſetze, 
welche nebſt der Verordnung vom 21. Hornung 1794 den An⸗ 
hang zu der Gerichtsſatzung bildeten. Im Jahre 1787, wurde 
auch die noch zum Theil beſtehende Ehegerichtsſatzung promul— 
girt, welche ſeit 1528 ſieben verſchiedene Umarbeitungen erfah— 
ren hatte. 


Auch unter der Mediationsregierung beſchaͤftigten ſich ſo— 
wohl das Appellationsgericht als der Juſtizrath in den Jahren 
1808 bis 1811 ernſtlich mit Unterſuchung der Frage: ob eine 
Vervollſtaͤndigung der buͤrgerlichen Geſetzgebung nothwendig, und 
auf welche Weiſe dieſelbe eingeleitet und durchgefuͤhrt werden 
koͤnnte? Schon damals wurde der jetzige Redaktor in An— 
ſpruch genommen; allein derſelbe mußte ſich mit den erwaͤhnten 
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Behörden uͤberzeugen, daß politiſche Ruͤckſichten dieſe Arbeit bei— 
nahe unmoͤglich machten. Der Druck, welchen der Mediator 
ausuͤbte, die Unſicherheit unſeres politiſchen Zuſtandes waren 
allzugroß, die Tendenz, das Napoleoniſche Geſetzbuch allen ab— 
haͤngigen Voͤlkern aufzudringen, um ihre Verſchmelzung mit dem 
großen Reiche vorzubereiten, allzu auffallend, als daß man es 
haͤtte wagen duͤrfen, eine fo bedeutende Veränderung in unſern 
Öffentlichen Einrichtungen vorzunehmen. 

Bei Anlaß der neuen Auflage der Gerichtsſatzung im Jahr 
1810 verſuchte man jedoch, dieſelbe in den weſentlichſten Punk— 
ten zu vervollſtaͤndigen, und die nothwendigen neuen Satzungen 
zwiſchen die alten einzuſchieben. Als Probe wurde die Vor— 
mundſchaftsordnung auf dieſe Weiſe bearbeitet; allein man ſtieß 
auf ſolche Schwierigkeiten bei der Abfaſſung; man wurde ſo ſehr 
von der Ueberzeugung ergriffen, daß eine vollſtaͤndige Umarbei— 
tung allein zum Zwecke fuͤhren koͤnne, daß dieſe Arbeit unter— 
blieb, und bloß eine neue Auflage der Preſſe uͤberliefert ward. 
Das neue Geſetzbuch iſt alſo ausſchließlich eine Frucht der wie— 
derhergeſtellten Unabhaͤngigkeit des Vaterlandes und der im 
Jahr 1815 eingefuͤhrten Ordnung der Dinge. 

Die naͤchſte Veranlaſſung muß in der Vereinigung der 
leberbergiſchen Aemter geſucht werden. 

Dieſelben waren vor der franzoͤſiſchen Beſitznahme unter 
verſchiedenen beſondern Statuten und Geſetzgebungen geſtanden, 
welche alle den franzoͤſiſchen Geſetzen weichen mußten, die bis 
zum Einmarſche der Alliirten im Dezember 1813 einzige Regel 
bildeten. Damals hoben die proviſoriſchen Behoͤrden in dem pro— 
teſtantiſchen Theile des Landes die franzoͤſiſche Geſetzgebung von 
ſich aus groͤßtentheils auf, und ſtellten den alten Zuſtand der 
Dinge ſoviel als moͤglich her. Die ſpaͤteren Generalgouverneurs 
verordneten zwar eine Ruͤckkehr zum franzoͤſiſchen Geſetzbuche, 


26. Sehr. 1816. 
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ihre Befehle wurden aber unvollſtaͤndig befolgt, und die Stadt 
Biel wußte ſich beſonders in dem Beſitze ihrer alten Stadtſatzung 
zu behaupten. Unter dieſen Verhaͤltniſſen wurde im Artikel VI 
der Erklaͤrung des Wiener-Kongreſſes die Beſtimmung aufge— 
ſtellt: „Il sera conservé a la ville de Bienne et aux villages 
y ayant forme sa jurisdiction, les privileges municipaux com- 
„patibles avec la constitution et les reglemens generaux du 
„Canton de Berne,“ und diefe Vorſchrift diente vorzüglich der 
fpätern Redaktion des 14ten Artikels der Vereinigungsurkunde 
zur Grundlage, welcher auf Verlangen der Abgeordneten des 
Leberbergs auf folgende Weiſe feſtgeſetzt wurde: 

„Die Aufhebung der franzoͤſiſchen Geſetzgebung in denje— 
„nigen Theilen des Bisthums, wo ſie noch beſteht, wird als 
„Grundſatz angenommen; der Zeitpunkt dieſer Aufhebung wird 
„aber durch die Regierung beſtimmt werden. — Es wird durch 
„die Regierung eine Commiſſion von Rechtsgelehrten ernannt 
„werden, um eine auf die Rechte und Gewohnheiten des Lan— 
„des und auf die Berniſchen Geſetze als Subſidiarrecht gegruͤn— 
„dete Sammlung von Verordnungen zu veranſtalten, die dem 
„ ſouveraͤnen Rathe zur Genehmigung vorgelegt werden fol.“ 

Auf den Antrag des Geheimen Rathes, und um dieſen 
Artikel der Vereinigungsurkunde in Vollziehung zu ſetzen, er— 
nannte der Kleine Rath eine leberbergiſche Geſetzgebungs-Com— 
miſſion, die aus fünf Mitgliedern beſtand, ) und deren Sn: 
ſtruktion vorzuͤglich dahin ging: 

10 Eine Sammlung der Statuten und hinlaͤnglich beſchei⸗ 
nigten Gewohnheitsrechte des neuvereinigten Gebietes zu veran— 


*) Herr Appellationsrichter Tſcharner, geweſener Profeſſor der Rechte, v. Wat— 
tenwyl, Altlandvogt von Nydau, J. J. M. Delefils von Pruntrut und 
Daxelhofer von Biel; unter dem Vorſitze des Rathsherrn Freudenreich. 
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ftalten und zu unterſuchen, welche unter denſelben feit der Be— 
ſitznahme durch die Alüirten aufgefriſcht worden. 

I) Die Herftellung der ehemaligen wohlfeilen und fumma- 
riſchen fürftlichen Prozeßordnung zu bearbeiten. 

3) Auf ſchwankende, nicht geſchriebene Statutarrechte keine 
Ruͤckſicht zu nehmen. 

4) Keine neue Geſetzgebung abzufaſſen, da es nur um die 
Einleitung zur Abſchaffung der 1 iſchen Geſetzgebung zu 
thun ſey. 

5) Eine Ueberſetzung der Gerichtsſatzung zu veranſtalten. 

Dieſe Commiſſion ſchritt mit großer Thaͤtigkeit an die auf— 
getragene Arbeit und ihr erſter Plan gieng dahin: 

Alle Rechtsgrundſaͤtze und weſentlichen Civilgeſetze, die in 
geſchriebenen und gedruckten Sammlungen ſich vorfinden wuͤr⸗ 


den, ſo wie allgemein anerkannte Gewohnheiten in ein nach 


dem Syſtem der Gerichtsſatzung geordnetes Landrecht zu ſam— 
meln, und die Luͤcken durch die eigentlichen Berniſchen Geſetze 
zu ergaͤnzen, Biel, Neuenſtadt und den Teſſenberg aber bei 
ihren ehemaligen Statuten zu laſſen, und ſie nur ſubſidiariſch 
auf die Gerichtsſatzung zu verweiſen. 

Die unterdeſſen eingelangten Berichte der neu errichteten 
Oberaͤmter und Gerichtsſtellen zeigten aber der Regierung, daß 
man in dem groͤßten Theile des Landes nicht beſonders auf 
Herſtellung der Statutarrechte dringe. 

„Durch zwanzigjaͤhrige Unterbrechung,“ heißt es in einem 
Reſcripte des Kleinen Raths an die leberbergiſche Geſetzgebungs— 
Commiſſion, „find die leberbergiſchen Statutarrechte beſonders 
„bei der ſeither aufgewachſenen Generation in Vergeſſenheit 
„gerathen; die Erwartung der Einführung der hieſigen Civil; 
„Geſetzgebung bringt eine Unſicherheit im Verkehr und ein 


„Schwanken hervor, welchem ſobald möglich! ein Ende zu 
10 


20. Sept. 1816. 


20. November 
4816, 
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„machen es Noth thut.“ Deßwegen erhielt die Commiſſion den 
Auftrag, die Arbeiten, welche die Aufhebung der franzoͤſiſchen 


Geſetzgebung und die Einfuͤhrung der hieſigen in dieſer Land— 


ſchaft herbeifuͤhren koͤnnen, moͤglichſt zu beſchleunigen. Endlich 
ward beigefügt: „Dieſen Anlaß halten MeGdherren auch für 
„erwuͤnſcht, um die Umarbeitung oder wenigſtens die Vervoll— 
„ ſtaͤndigung der Berniſchen Gerichtsſatzung vorzunehmen; Hoch- 
„ dieſelben wollen darüber mit Beförderung Euere Anſichten und 
„Vorſchlaͤge erwarten, wem dieſe Arbeit aufgetragen werden 
y koͤnnte.“ 


Die große Mehrheit der leberbergiſchen Geſetzgebungs-Com⸗ 
miſſion theilte dieſe Anſicht mit Lebhaftigkeit, und antwortete 
dem Kleinen Rathe in einem am 1. November 1816 ausge: 
ſtellten Gutachten: es ſey ohne Zweifel die Gerichtsſatzung in 
verſchiedener Hinſicht hoͤchſt unvollſtaͤndig und undeutlich, fo 
daß wohl drei Viertel der Prozeſſe, das Ungluͤck und der Ruin 
vieler Familien, dieſen Mängeln zuzuſchreiben. Der Gerichts⸗ 
ſatzung ſey bereits ein bedeutender Anhang zugetheilt worden, 
welcher eine neue Verwirrung unter den aͤlteren Satzungen ver 
urſache. Die Reviſion ſey daher hoͤchſt zweckmaͤßig. 

Die Commiſſion rieth ferner, die Arbeit Herrn Fuͤrſprech 
Kuhn zu uͤbertragen, durch eine beſondere Standes-Commiſſion 
berathen, und endlich dem Großen Rathe nur zur Annahme 
oder Verwerfung im Allgemeinen vorlegen zu laſſen. Der fran⸗ 
zoͤſiſchen Ueberſetzung des neuen Geſetzbuches würde man dann die 
in den leberbergiſchen Aemtern beſtehenden und abweichenden 
Gewohnheiten und Statuten als Anhang beifügen und in Kraft . 
treten laſſen. 


Wegen dringender Geſchaͤfte verſchob indeſſen die Regierung 
die Behandlung der Hauptfrage uͤber die Reviſion der Geſetz— 
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gebung, und erneuerte bloß die früher der Commiſſion ertheil— 
ten Auftraͤge. 


Die Sammlung der Gewohnheitsrechte und der Sta— 
tuten wurde nunmehr im Laufe des Winters 1816 — 1817 
vervollſtaͤndigt, und es erzeigte ſich, daß ehemals wenigſtens 
fieben verſchiedene Land- oder Statutarrechte in dem neu ver: 
einigten Landestheile beſtanden.“) Das Hauptaugenmerk der⸗ 


*) Es beſaßen nämlich: 
1) Die Stadt Biel, eine geſchriebene Gerichtsſatzung von 1614, welche eine 
gewiſſe Zahl von Civilgeſetzen und mehrere Polizei-Verordnungen ent: 
hält, und vor der Umwälzung öfters durch Berniſche Geſetze ergänzt 
wurde. 

2) Die Stadt Neuenſtadt, einen Coutumier vom Jahr 1704 und ein 
ſogeheißenes Reglement économique, eine Sammlung verſchiedenartiger 
Civil⸗ und Polizei⸗Geſetze, deren Lücken durch fürſtliche Verordnungen 
und das römiſche Recht ausgefüllt wurden. 


* 


3) Der Teſſenberg, einen gedruckten Code vom Jahr 1776, durch den 
Fürſt Biſchof und die Regierung von Bern ertheilt, und einige politi— 
ſche Vorſchriften nebſt einer aus den Berniſchen Geſetzen und beſonderen 
Gewohnheiten hergeleiteten Sammlung von Civilgeſetzen enthaltend. 

4) Die Herrſchaft Ilfingen (Orvin), einen geſchriebenen, vom Für⸗ 
ſten im Jahre 1668 beſtätigten Coutumier, mehr politiſche als Civil— 
geſetze enthaltend. 


5) Die Herrſchaft Erguel, eine geſchriebene Sammlung von Fran- 
chises, Lois, Coutumes, Traités, Reglemens ecelesiastiques , verſchie— 
dene Declarations souveraines des Fürſten enthaltend, welche ſo wohl 
den politiſchen als den bürgerlichen Zuſtand des Landes begründeten und 
durch das römiſche Recht ergänzt wurden. 

6) Das Münſterthal, keine andere Geſetze als die römiſchen und 
einen ſogeheißenen alten Röle de la Prevote nebſt deſſen Beſtätigung vom 
Jahre 1652, nur einige politiſche Verordnungen und Polizei-Vorſchriften 
enthaltend. Im Jahre 1793 hatte dieſe Landſchaft nach der Entfernung 
des Landesherrn ein geſchriebenes bürgerliches Geſetzbuch aus alten Ge— 
wohnheiten, dem römiſchen Rechte und den Verniſchen Geſetzen zuſammen— 
getragen, entworfen. 

7) Das Baillage ou Pays d'Ajoye, eine unter dem Fürſten Simon 


* 


2. Mai 1817. 
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ſelben war aber auf die Sicherſtellung der Rechte der Unter— 
thanen und ihrer Verhaͤltniſſe zum Fuͤrſten gerichtet, ihr Haupt: 
inhalt alſo politiſcher Natur; fie enthielten auch eine nicht un: 
bedeutende Anzahl von Polizei- Vorſchriften, hingegen dem 
Verhaͤltniß nach ſehr wenige eigentliche Civilgeſetze. Dieſem 
Mangel wurde groͤßtentheils durch das roͤmiſche Recht abgeholfen. 


Es ſah ſich daher die leberbergiſche Geſetzgebungs-Com⸗ 
miſſion veranlaßt, von ihrem erſten Plane abzuweichen, und 
der Regierung anzurathen, fuͤr jene fuͤnf Oberaͤmter ein neues, 
vollſtaͤndiges Landrecht ausarbeiten zu laſſen, welchem das muͤn⸗ 
ſterthaliſche vom Jahre 1793 als das vollſtaͤndigſte zur Grund— 
lage gedient hätte. Dabei aber drang die Commiſſion wieder: 
holt auf eine vollſtaͤndige Reviſion der Gerichtsſatzung, indem 
ſie ihre Maͤngel weitlaͤufig entwickelte, und behauptete, es ſey 
unmoͤglich, ein ſo unvollſtaͤndiges Geſetzbuch als Subſidiarrecht 
einem Lande aufzudringen, welches deſſen Maͤngel kenne und 
zu wuͤrdigen wiſſe. 

Ehe der Kleine Rath hieruͤber einen endlichen Entſchluß 
faßte, verordnete derſelbe eine neue Abſendung zweier Mit- 
glieder der Commiſſion in die leberbergiſchen Aemter, mit dem 
Auftrage, auf Ort und Stelle ſelbſt die Behörden und rechts 
kundigen Einwohner uͤber die eigentlichen Beduͤrfniſſe des Landes 
zu vernehmen, und ihre Wuͤnſche uͤber die Auffriſchung der 
ehemaligen Statuten und Gewohnheiten, und die fruͤheren Ver⸗ 
haͤltniſſe in Hinſicht derſelben zu erfahren. 


Nikolaus verfertigte Sammlung ſeiner politiſchen und bürgerlichen Geſetze, 
in welchem Landestheile aber, ſo wie 
8) in den Freibergen beinahe ausſchließlich das römiſche Recht und 
die fürſtlichen Verordnungen zur Regel dienten. 
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Das Reſultat dieſes wichtigen Auftrags liegt in einem 
ausfuͤhrlichen Berichte der zwei Abgeordneten,“) welcher weſent⸗ 
lich dahin gieng: „Es herrſche allgemeine Ueberzeugung, daß 
„das Land ehemals keine vollſtaͤndigen Rechtsgewohnheiten oder 
„Statuten beſeſſen; eine Erneuerung derſelben werde daher 
„auch nicht gewuͤnſcht. Das Land habe vielmehr durch den 
„ Beſitz des franzoͤſiſchen Geſetzbuches die Wohlthaten einer voll: 
y ſtaͤndigen und ſyſtematiſchen Geſetzgebung erkannt, und man 
„rüge an derſelben nur gewiſſe Beſtimmungen, welche gar nicht 
„auf jenes Land berechnet ſeyen, verſchiedene allzuverwickelte 
„Vorſchriften, und eine in allzugroße Einzelnheiten ſich aus— 
„dehnende Bearbeitung. Es koͤnne dieſes Geſetzbuch aber durch 
y kein unvollſtaͤndigeres erſetzt werden, und die Herren Oberamt⸗ 
y leute ſeyen einmuͤthig der Anſicht, daß die Gerichtsſatzung, in 
y ihrem dermaligen Zuſtande, auch nicht als Subſidiarrecht 
„eingeführt werden dürfe.“ Es ſey daher vorerſt eine vollſtaͤn⸗ 
dige Reviſion der Gerichtsſatzung unumgaͤngliches Beduͤrfniß, 
und dieſem neuen Geſetzbuche koͤnne man diejenigen Modifika⸗ 
tionen anhaͤngen, welche die abweichenden Beduͤrfniſſe des neuen 
Landestheils erfordern wuͤrden, und deren Zahl keineswegs be— 
deutend ſey. Unterdeſſen aber muͤſſe man durchaus das ganze 
Gerichtsweſen in ſeinem dermaligen Zuſtande laſſen. 

Endlich ſchloſſen die Abgeordneten mit dem von der Com⸗ 
miſſion ſelbſt gebilligten Antrag, Herrn Profeſſor Schnell der 
Commiſſion als Mitglied beizuordnen. 

Der Kleine Rath pflichtete dieſen Anſichten bei, und ertheilte 
dem letztgenannten Gelehrten den Auftrag, dieſe Arbeit zu 


*) v. Wattenwyl v. Nidau, und Appellationsrichter Tſcharner. Letzterer, 
kurze Zeit vorher in die Commiſſton gewählt, wurde bald darauf Mitglied 
des Kleinen Rathes. ö 


16. Juni 1817. 


22. Jul. 1817, 


18. November 
1817 


28. November 
1817. 

19. Dezember 
1817. 
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unternehmen, und beſonders die Prozeßform in der erſten perio- 
diſchen Winterſitzung dem Großen Rathe vorzulegen. 

Allein die Commiſſion erblickte in dieſer allzugroßen Ber 
ſchleunigung weſentliche Nachtheile. Sie ſtellte vor, es ſey 
unumgaͤnglich nothwendig, daß der Große Rath vorerſt ſeine 


Anſichten uͤber die Ausdehnung der Arbeit, uͤber die Behand— 


lung und Sanktion derſelben ausſpreche, um mit einiger Zu⸗ 
verſicht ein ſo wichtiges Werk unternehmen zu duͤrfen. Die 
Gerichtsſatzung beduͤrfe zwar einer vollſtaͤndigen Umarbeitung, 
die Grundſaͤtze des vaterlaͤndiſchen Rechts hingegen, welche ber; 
ſelben zur Grundlage dienen, muͤſſe man ſorgfaͤltig beibehalten. 
Eine ſolche Reviſion ſey aber die Arbeit mehrerer Jahre, erfor— 
dere einen einzigen Redaktor, deſſen ganze Zeit in Anſpruch 
genommen werde. Auch ſey es zweckmaͤßig, daß der Entwurf 
nicht nur von einer einzigen Behoͤrde geprüft werde, ehe man 
ihn dem Großen Rathe vorlege. 


Auch dieſe Antraͤge wurden durch den Kleinen Rath ge— 
billigt, worauf ſofort der Große Rath mit 151 gegen 23 Stim⸗ 
men folgenden Beſchluß faßte: 


10 Der Kleine Rath ift beauftragt, von nun an und mit 
moͤglichſter Beförderung eine Reviſion und Vervollſtaͤndigung 
der Berniſchen Gerichtsſatzung zu veranſtalten, wobei jedoch die 
darin enthaltenen weſentlichen Grundſaͤtze des vaterlaͤndiſchen 
Rechts genau beibehalten werden ſollen. 


2) Zu dem Ende wird derſelbe unter Leitung und Aufſicht 
des Juſtizrathes eine beſondere Commiſſion ernennen, ihr die 
Bewerkſtelligung dieſes wichtigen Werkes uͤbertragen, und die— 
ſelbe begwaͤltigen, einen Redaktor zu beſtellen, der den Entwurf 
eines verbeſſerten Geſetzbuches ausarbeiten, und in Stand geſetzt 
werden ſoll, ſich dieſer wichtigen Arbeit ausſchließlich zu wid— 
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men, indem ihm in dieſer Ruͤckſicht eine angemeſſene Belohnung 
zugeſichert wird. 

3) Der Kleine Rath wird ſeiner Zeit den ausgearbeiteten 
Entwurf des verbeſſerten Geſetzbuches dem Großen Rathe vor— 
legen, und zugleich uͤber die Form der Berathung und Abſtim— 
mung uͤber bemeldten Entwurf Hochdemſelben ſein Gutachten 
erſtatten. 

4) Unterdeſſen, und bis zum Entſchluſſe des Großen Raths 
uͤber die Hochdemſelben vorzulegende Arbeit bleibt die definitive 
Exekution des J. 14. der Vereinigungsakte mit den leberbergi— 
ſchen Aemtern verſchoben. 

unmittelbar hierauf wurde die engere Civilgeſetzgebungs-Com⸗ 
miſſion“) niedergeſetzt, Herr Profeſſor Schnell als Redaktor 
des neuen Geſetzbuches beſtaͤtigt, und zugleich demſelben, ſo wie 
der Commiſſion ſelbſt, eine naͤhere Inſtruktion in dem Sinne 
des obigen Beſchluſſes ertheilt. Die leberbergiſche Geſetzgebungs— 
Commiſſion loͤste ſich auf; ihre uͤbrigen Verhandlungen gehoͤren 
nicht hieher. 

Man bearbeitete nun ee ein Neglement über die Form, 
in welcher die Arbeit eingeleitet und den Behörden vorgelegt 
werden ſollte. Durch dieſes Reglement wurde jeder bearbeitete 
Abſchnitt des Geſetzbuches von der engern Commiſſion einer 
groͤßern Commiſſion von zwanzig Mitgliedern vorgelegt, welche 
aus denjenigen Behoͤrden gewaͤhlt war, die ſich e mit 
der Rechtspflege befaßten. 

Um ferner die ſorgfaͤltigſte Beachtung auch der einzelnen 


*) Sie beſtand unter dem Vorſttze des Nathsherrn Tſcharner aus folgenden 
Mitgliedern: Altlandvogt v. Wattenwyl, Oberſtlieutenant Koch, Spital— 
verwalter Steck, Profeſſor Schnell. Am 3. Dezember 1818 wurde den: 
ſelben beigeordnet: Geheimrathſchreiber Fiſcher. Auch zwei der übrigen 


Mitglieder find ſeither wegen Tod und nachgefuchter Entlaſſung erſetzt worden 


31. Dezember 
1817 und 
30. Jan. 1818. 


30. Jan. 1818. 


10. Dez. 1818. 


Prozeß⸗Geſetz. 
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Verhaͤltniſſe zu erzwecken, und uͤberhaupt alle rechtskundigen 
Kantonsangehoͤrigen in den Stand zu ſetzen, ihre Anſichten 
und Wuͤnſche auszuſprechen; ſo wurden die gedruckten Entwuͤrfe 
in alle Oberaͤmter verſandt, und alle Angehörigen ohne Aus: 
nahme aufgefordert, ihre Bemerkungen einzuſenden, welche 
nebſt einem beſondern Gutachten der Geſetzgebungs-Commiſſion 
dem Großen Rathe vorgelegt wurden. N 

Um endlich nichts zu verſaͤumen, was das Intereſſe des 
Publikums rege machen, und demſelben zur Belehrung dienen 
konnte, wurde jedermann der freie Zutritt zu den Sitzungen 
der großen Geſetzgebungs-Commiſſion geſtattet. 

So ruͤſtete die Regierung den Gang dieſer Arbeit mit 
allen Huͤlfsmitteln aus, welche ihr Gelingen befoͤrdern mochten. 

Die Commiſſion bearbeitete zuerſt den Entwurf der Prozeß⸗ 
form, und hatte hierzu beſondere Gruͤnde, welche in ihren ver— 
ſchiedenen Gutachten entwickelt ſind. 

Die Prozeßform giebt allen Angehoͤrigen die Mittel an die 
Hand, ihre Rechte zu verfolgen; ohne feſte Vorſchriften in 
dieſer Hinſicht iſt kein Eigenthum ſicher geſtellt. Der groͤßte 
Theil der Civilgeſetze hingegen intereſſirt nur diejenigen, welche 
ihre Vertraͤge undeutlich oder fehlerhaft abgeſchloſſen haben, und 
ihr Heil in dem Geſetze ſuchen muͤſſen. Ueberdieß wird bei 
Anhebung eines Prozeſſes der Beklagte gewoͤhnlich gezwungen, 
ſein vermeintliches Recht dem Ausſpruche des Richters zu unter— 
werfen, und der Klaͤger laͤßt ihm durchaus keine Wahl uͤber 
die Art und Weiſe, wie dieſes geſchehen ſoll. Eine conventio— 
nelle Prozeßform iſt daher zwiſchen den ſtreitenden Partheien 
beinahe unerreichbar, und der Beklagte muß durch das Geſetz 
ſelbſt geſchuͤtzt werden. 

Die Prozeßform, wie ſie die Gerichtsſazung vorſchrieb, 
hatte auch im alten Kantone zu manchen Beſchwerden Anlaß 
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gegeben, indem fie die Partheien allzuſehr von den Anwaͤlden 
abhaͤngig machte, und nach Anhebung des Streites ihrer per— 
ſoͤnlichen Rechtlichkeit die Dauer des Prozeſſes, und daher den 
Betrag der Koſten uͤberließ. Daher auch die Regierung kurze 
Zeit vor der Umwaͤlzung im Jahre 1798 eine Reviſion derſel—⸗ 
ben wirklich angeordnet hatte. 

Ueberdieß mußten hier wieder die leberbergiſchen Aemter 
beruͤckſichtigt werden. 

Jede Prozeßform ſteht in inniger Verbindung mit der 
Organiſation des Juſtizweſens, und die franzoͤſiſche beſonders 
war mit unſerer Landesverfaſſung ſchwer zu vereinigen. Dabei 
trat der beſondere Umſtand ein, daß das ſranzoͤſiſche Prozeß⸗ 
geſetz kein felbftftändiges Geſetzbuch iſt, da es mit der koͤnig— 
lichen Ordonnanz von 1667, einer Reihe neuerer Verordnungen 
über die Polizei und Disciplin der Gerichtshoͤfe, über die Organi⸗ 
ſation des Advokatenſtandes, die Huiſſiers, Taxen u. ſ. w., 
und endlich mit einem Gerichtsgebrauche in Verbindung ſtand, 
deren Einführung oder Beibehaltung in unſerm Kanton um: 
moͤglich war. 

Wenn die leberbergiſchen Aemter alſo unter dem naͤmlichen 
Appellationsgerichte, unter den naͤmlichen Behörden ſtehen fol 
ten, fo mußte durchaus ein für den ganzen Kanton gültiges 
Prozeßgeſetz erlaſſen werden. 

Es iſt hier nicht der Ort, eine vollſtaͤndige Vergleichung 
zwiſchen der Gerichtsſatzung und den verſchiedenen Abſchnitten 
des neuen Geſetzbuches aufzuſtellen. Nur wenige Hauptpunkte 
moͤgen den Beweis leiſten, daß der Große Rath nicht nur 
eine Verbeſſerung der Geſetzgebung beabſichtigte, ſondern dieſelbe 
auch wirklich durchfuͤhrte: 

1) Das Geſetz vom 20. Juni 1803 hatte den Oberamt— 
maͤnnern die Pflicht auferlegt, die Partheien vor Anhebung 
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des Rechtsſtreites auszuſoͤhnen. Dieſes Amtes entledigten fie 
ſich auf eine ſolche Weiſe, daß die Gemeinden bis zum Jahre 
1830 keinen Gebrauch des ihnen im Art. 28. des naͤmlichen 
Geſetzes eingeraͤumten Rechtes, beſondere Friedensrichter zu for— 
dern, machten. Allein man glaubte dennoch in den groͤßern 
Bezirken die Zeit der Amtsleute zum Theil allzuſehr in Anſpruch 
genommen, zum Theil auch bei fehlgeſchlagenen Vermittlungs- 
verſuchen ihre Stellung als Richter vielleicht beeinträchtigt. Die 
Satzung 133 ertheilte daher den Amtleuten die Befugniß, den 
Partheien einen Vermittler vorzuſchlagen; dieſe Maßregel, 
fuͤr jedes beſondere Geſchaͤft eine paſſende Perſon aufzuſtellen, 
erreichte ihren Zweck vollkommen, und ſcheint eine eigentliche 
Loͤſung dieſer ſo ſehr beſtrittenen Aufgabe zu enthalten. 

2) Wurde früher mit dem Armenrechte haͤufig Mißbrauch 
getrieben, indem jeder ſtreitſuͤchtige Duͤrftige unter dem Schutze 
dieſes Rechtes die ihm verhaßten Mitbuͤrger plagen und denſel— 
ben bedeutende Auslagen verurſachen konnte, welche man auch 
dann nicht zuruͤckerhielt, wenn der Klaͤger ſpaͤterhin zahlungs— 
fähig wurde. — Ohne den Armen von feinem Rechte zu vers 
draͤngen, ſchrieben die Satzungen 56 und 60 ſolche Cautelen 
vor, daß dieſem Mißbrauche groͤßtentheils geſteuert wurde. 

3) Konnte man fruͤherhin nach erklaͤrter Reform waͤhrend 
zehn Jahren einen neuen Prozeß anheben, und ſo das Eigen— 
thum des Gegners unſicher machen; nun wird durch Satzun— 
gen 84 und 85 dieſe Friſt auf drei Monate beſchraͤnkt. 

40 Die koſtſpieligen Eliminationsbegehren wurden ganz 
beſeitigt, indem nach Satzung 83 das Gericht auf die Verſtaͤr— 
kung des faktiſchen Theiles der erſten Vortraͤge und Abaͤnde— 
rung der Schluͤſſe von Amtes wegen nie Ruͤckſicht nehmen ſoll, 
und zwiſchen den Partheien kein Schriftenwechſel mehr gedul— 
det wird. 
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5) Ein großes Unweſen wurde mit den Vorladungen 
getrieben, welche fuͤr jede Erſcheinung erlaſſen werden mußten, 
und die Koften ſehr vermehrten.“) Durch das neue Verfahren, 
welches die Satzung 94 vorſchreibt, ſind dieſe Gebuͤhren meiſt 
dahin gefallen, und nie iſt der Behauptung der Geſetzgebungs— 
Commiſſion widerſprochen worden, daß dadurch allein der vierte 
Theil der Prozeßkoſten aufgehoben wurde. 

6) Zugleich wurde das Contumazial-Verfahren auf gerech⸗ 
tere Grundlagen zuruͤckgefuͤhrt, und die Partheien fuͤr ein ein— 
ziges Ausbleiben am feſtgeſetzten Erſcheinungstage nicht mehr 
mit dem unwiderbringlichen Verluſte des ſtreitigen Gegenſtandes, 
er mochte auch noch fo hoch anſteigen, beftraft. 

7) Unter dem fruͤhern Geſetze wurden ſechs Hauptſchriften 
gewechſelt, indem der Beſcheid und der Gegenbeſcheid die Stelle 
der gegenwaͤrtigen Replik und Duplik in der Praxis eingenom⸗ 
men hatten, letztere Schriften aber am Ende des Prozeſſes als 
Schlußſchriften und Abhandlungen über das gegenfeitige Beweis— 
verfahren in der groͤßtmoͤglichen Ausdehnung gewechſelt wurden. 
Dieſe letztern Schlußſchriften wurden abgeſchafft, und die Hans 
ſchriften auf vier reduzirt. f 

Ueberdieß beſtimmt die Satzung 163, daß der Aktenbeſchluß 
ſogleich erfolgen ſolle, wenn die in der Klage angebrachten 
Thatſachen unverneint geblieben, und der Beklagte keine Schutz 
behauptungen angefuͤhrt. Und ſpaͤter wurden noch im Tarif 
alle Maßregeln ergriffen, welche die Beobachtung dieſer wohl— 

thaͤtigen Vorſchrift erzwecken konnten. Wenn alſo ſeither noch 


*) Für jede derſelben ſtiegen die Gebühren des Richters, des Advokaten und 

des Weibels auf 25 btz. und die Partheien mußten überdieß die Verſäumniſſe 
und Reiſekoſten ihrer Gegner und Rechtsfreunde für Abfaſſung, Bewilli— 
gung und Verrichtung bezahlen. 
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mit der Replik und Duplik Mißbrauch getrieben wird, fo hat 
wenigſtens das Geſetz keine Schuld daran. 


8) Wurde das ganze Beweisverfahren auf feſtere Grund⸗ 
lagen geſtuͤtzt, und der Beweis durch Sachverſtaͤndige aufge— 
nommen. — Ehemals war es auch geſtattet, die Zeugen ſechsmal 
abzuhoͤren; die Fragen mußten denſelben ſchriftlich drei Tage 
vor der Erſcheinung mitgetheilt werden, und ihre perſoͤn— 
liche Gegenwart bei der Abhoͤrung wurde nicht gefordert. 
Das neue Geſetz reduzirte die ſechs Abhoͤrungen auf vier, indem 
es jeder Parthei geſtattete, den Zeugen einmal Fragen und 
einmal Erlaͤuterungsfragen vorzulegen. Ueberdieß muͤſſen nun⸗ 
mehr die Zeugen perſoͤnlich erſcheinen, erhalten keine fruͤhere 
Kunde von den an ſie zu richtenden Fragen, muͤſſen dieſelben 
aus dem Gedaͤchtniſſe beantworten, und dem Richter wird es 
zur Pflicht gemacht, von Amtes wegen die ihm nothwendig 
ſcheinenden Erlaͤuterungsfragen anzubringen. 


9) Die Gerichtsſatzung kannte kein ſummariſches Verfahren. 
Dieſes befindet ſich in den Satzungen 293 bis 297 aufgeſtellt, und 
alle praͤparatoriſchen und Zwiſchengeſuche, ſo wie alle Sachen, 
die der Competenz der Amtsgerichte unterliegen, ſind von 
Amtes wegen in daſſelbe gewieſen, und da, wie man fpäter 
anfuͤhren wird, die Diktaturen nicht mehr nach der Seitenzahl 
tarirt werden, fo zeigt ſich auch hier eine bedeutende Reduktion 
der früheren Prozeßkoſten, und eine nicht geringere Beſchleuni⸗ 
gung des Verfahrens. Zugleich wurde in Satzung 297 die 
oberamtliche Competenz von Fr. 25 auf Fr. 50 erhoͤht, und in 
Bagatellſachen das Maximum der Koſten auf Fr. 16 feſtgeſetzt. 
Die Wohlthaten dieſer Vorſchrift, das ſchnelle und wohlfeile 
Recht, welches dieſelbe erzweckt, ſind bis in die neueſten Zeiten 
nicht mißkannt worden. 
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10) Die Motivirung der Urtheile, welche fruͤherhin bei 
dem Appellationsgerichte nicht uͤblich war, wurde bei allen 
Gerichtsſtellen eingefuͤhrt. 

11) Die Gerichtsſatzung enthielt nur für diejenigen Fälle 
ein Vollziehungsmittel, wo die unten gelegene Parthei zu einer 
Geldſumme verfällt worden. Das neue Geſetz aber ftellt 
für alle verſchiedenen Gegenſtaͤnde des Rechtes Vollziehungs⸗ 
mittel auf. 

Wohl darf alſo angenommen werden, daß durch alle dieſe 
und andere hier uͤbergangene Vorſchriften der neuen Prozeßform 
die Dauer und die Koſten der Rechtsſtreitigkeiten auf die Haͤlfte 
reduzirt wurden. 5 

Die leberbergiſchen Aemter beſchwerten ſich zwar von Anz 
fang her: das neue Geſetz erreiche nicht die Kürze des franzoͤ— 
ſiſchen Verfahrens, und bedauerten die Aufhebung deſſelben. 
Auch in den meiſten Bittſchriften des alten Kantons wurde 
letzthin eine kuͤrzere und einfachere Prozeßform und in einigen 
die Oeffentlichkeit der Gerichte verlangt. Was man eigentlich 
unter einer kuͤrzern und einfachern Prozeßform verſtehe, wurde 
nicht naͤher bezeichnet; wahrſcheinlich wollte man auf ein muͤnd⸗ 
liches Verfahren hindeuten. 

Es iſt aber Thatſache, daß die oͤffentliche Meinung ſich 
bei der Erlaſſung des neuen Prozeßgeſetzes mit der naͤmlichen 
Entſchiedenheit gegen ein muͤndliches Verfahren ausſprach, mit 
welcher es ſeither gefordert ward, und daß damals die 
Wuͤnſche der leberbergiſchen Aemter dem beſtimmten Willen 
des alten Kantons weichen mußten. 

Schon vor der engern Commiſſion war die Anſicht gefallen, 
ungefaͤhr das gegenwaͤrtige ſummariſche Verfahren zum ordent— 
lichen zu verwandeln. Allein wie dieſes Vorhaben bekannt 
wurde, ſo erhoben ſich beinahe alle praktiſchen Rechtsgelehrten 
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gegen daſſelbe; und als man in dieſer Hinficht nachgegeben, 
und ſpaͤter das entworfene ſummariſche Verfahren in ſeiner 
gegenwaͤrtigen Geſtaltung dem Publikum mittheilte, ſprach ſich 
gleichfalls in allen zahlreich eingelangten Denkſchriften die öffent: 
liche Stimme dagegen aus.) 


In Hinſicht der Oeffentlichkeit wird diejenige der Ver⸗ 
handlungen durch die Satzungen 123 und 291 vorgeſchrieben; 
die Partheien machen ihre muͤndlichen Vortraͤge in oͤffentlicher 
Sitzung, und das Urtheil ſoll gleichfalls öffentlich ausgeſprochen 
werden. Die engere und die größere Geſetzgebungs-Commiſſion 
waren im Jahre 1820 noch weiter gegangen, und hatten dem 
Großen Rathe einen Antrag vorgelegt, der dahin abzweckte, daß 
die Gerichtsbeiſitzer auch öffentlich ihre Meinung geben und ab- 
ſtimmen ſollten, und der in Satzung 2. des revidirten Entwur⸗ 
fes mit den Worten bezeichnet war: „Die Gerichte faͤllen ihre 
„Urtheile öffentlich nach der Stimmenmehrheit.“ Dieſer Bor: 
ſchlag hatte außerhalb des Bereiches des Großen Rathes groͤßern 
Beifall gefunden, als derjenige des ſummariſchen Verfahrens. 
Mehrere eingelangte Denkſchriften unterſtuͤtzten ihn mit Waͤrme; 
allein es fehlte auch nicht an entſchiedenen Gegnern. Beide 
Anſichten wurden ſo weitlaͤufig entwickelt, daß der Raum hier 
nicht geftattet, die wichtigſten Gründe, die man auf beiden Sei⸗ 
ten anbrachte, anzuhoͤren; ſie ſind in den Akten ſorgfaͤltig auf— 
gehoben. In der Mitte des Großen Rathes fand die uͤberwie— 
gende Mehrheit angemeſſen, eine ſolche bedeutende Veraͤnderung, 
von welcher eine nachtheilige Einwirkung auf die Freiheit und 
Unabhaͤngigkeit der richterlichen Amtsverrichtungen beſorgt wurde, 
nicht eintreten zu laſſen, und zwar um ſo da weniger, da der 


*) S. Beilage Nr. XI. 
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hieſige Gerichtsgebrauch mit der beinahe in allen Laͤndern beſte— 
henden Uebung uͤbereinſtimmt. 

Ueberhaupt unterließen die höheren Regier ungsbehoͤrden ſeit— 
her niemals, genaue Erkundigungen uͤber die Wirkung und Folgen 
der neuen Prozeßform einzuziehen, und die eingelangten Ant— 
worten lauteten in allen weſentlichen Theilen guͤnſtig, wie die 
unten anzufuͤhrenden Reſultate das Naͤhere ausweiſen werden. 

Im Jahre 1823 wurde der revidirte Entwurf des Perſonen— 
rechts dem Großen Rathe vorgelegt, welcher noch in hoͤherm 
Maße als die Prozeßform unſere bisherigen Geſetze vervoll— 
ſtaͤndigte. 

In dem Einleitungstitel mußte man ſogleich die wichtige 
Frage in Hinſicht der verſchiedenen Statutarrechte entſcheiden. 
Es ſcheint unzweifelhaft, daß dieſelben eigentlich bloße Geſetze 
ſind, welche die hoͤchſte Landesbehoͤrde einzelnen Gegenden ertheilt 
hat, und daher nur ſo lange in Kraft verbleiben, als die naͤm— 
liche Behoͤrde ſie nicht auf verfaſſungsmaͤßige Weiſe abaͤndert, 
welcher Grundſatz uͤbrigens bereits in der Gerichtsſatzung ausge— 
ſprochen iſt. Allein mehrere Bezirke ſetzten einen nicht unbedeu— 
tenden Werth auf dieſe Statutarrechte, und unter vielen viel— 
leicht ſchaͤdlichen und den Wohlſtand der Einwohner gefaͤhrdenden 
Vorſchriften moͤgen dieſelben allerdings einige fuͤr die beſondern 
Lokalitaͤten nuͤtzliche Beſtimmungen enthalten. Man wollte alſo 
die Statutarrechte nicht abſchaffen, ohne die Wuͤnſche der betref— 
fenden Landestheile angehoͤrt und gepruͤft zu haben; dabei war 
es aber nothwendig, durch das Geſetz einen Weg zu bezeichnen, 
wie jene ſchaͤdlichen Beſtimmungen aufgehoben werden konnten, 
indem ganz beſondere Vorſchriften die Aufhebung einiger der— 
ſelben unmoͤglich machen, wenn ſie auch die Einwohner der Be— 
zirke beinahe einmuͤthig verlangen wuͤrden. Da uͤberdieß die 
überwiegenden Vortheile eines allgemeinen Geſetzbuches nicht zu 


Perſonenrecht. 


Satzung XI. 
S. 422. 


Satz. 15. 
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verkennen ſind, ſo mußten den Statutarrechten moͤglichſt enge 
Schranken angewieſen werden. 


Allen dieſen Bedingungen ſuchte die Satzung 3. des Per- 
ſonen⸗Rechts zu entſprechen, und man hob nur die Polizeigeſetze 
in Hinſicht der Prozeßform und der Vormundſchaftsordnung 
auf, für deren Beibehaltung nicht die naͤmlichen Gruͤnde vor— 
handen ſind. 


Bisher galt in Hinſicht der Rechtsvermuthung uͤber den 
Tod eines Landesabweſenden eine einzige Vorſchrift; es mußte 
namlich ohne Ruͤckſicht auf fein Alter dreißig Jahre lang keine 
zuverlaͤſſige Nachricht von ſeinem Leben eingegangen ſeyn. Man 
vermehrte dieſe Vermuthung durch zwei neue Vorſchriften, wo⸗ 
von diejenige, daß man annehmen muͤſſe: „Die Perſon, die es 
„ betreffe, jey, wenn fie in einer nahen Todesgefahr geſtanden, 
„und ſeit dieſem Zeitpunkte fuͤnf Jahre lang vermißt worden, 
„in der Todesgefahr umgekommen,“ für manche Familien von 
der groͤßten Wichtigkeit war. So viele hieſige Angehoͤrige ſind 
waͤhrend den großen Kriegen beinahe in allen Laͤndern Europas 
umgekommen, ohne daß ein ordentlicher Beweis ihres Todes 
geleiſtet werden konnte, daß die Zahl der in den Haͤnden der 
Vormundſchaftsbehoͤrden, zur großen Beſchwerde dieſer letztern, 
liegenden Vermoͤgen ſehr bedeutend war. Seit dem neuen Ge— 
ſetze ſind nun 344 Verlaſſenſchaften von Verſchollenen an ihre 
geſetzlichen Erben gegen Stellung von Buͤrgſchaft ausgeliefert wor— 
den, welche dieſe Wohlthat groͤßtentheils jenen Vorſchriften zu 
verdanken haben. Es wurde auch eine einfachere Berechnungsart 
der Verwandtſchaft in Satzung 21. aufgeſtellt. 


Die Materie des Eherechtes wird, ſo viel den wichtigen 
neuen Maternitaͤts-Grundſatz betrifft, in einem andern Theile 
dieſes Berichtes beruͤhrt werden; man will hier alſo nur wenige 
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Punkte herausheben, welche mit dem Wirkungskreiſe des Ober— 
Ehegerichts nicht in fo naher Berührung ſtehen. 

Vorzuͤglich fielen uͤber einen andern Artikel dieſes Titels 
einige Bemerkungen, auf welche hier Ruͤckſicht zu nehmen iſt. 
Es wurde naͤmlich oͤfters von verſchiedenen Oberaͤmtern einbe— 
richtet, daß die Satzungen 94 — 98, die Schatzung des zuge— 
brachten Gutes betreffend, nicht vollzogen werden, und den Fa— 
milien aus dieſer Unterlaſſung eine bedeutende Gefahr obſchwebe. 
In mehreren Oberaͤmtern wurden beſondere Kreisſchreiben an 
die Vormundſchaftsbehoͤrden erlaſſen, allein man fand dennoch 
dieſe Satzungen ungenuͤgend und kein Mittel vorhanden, ſie 
allgemein zu vollziehen. 


Unter dem alten Geſetze waren die Ehefrauen in einer 
unguͤnſtigen Stellung; das ihren Ehemaͤnnern zugebrachte Gut 
wurde oft nicht vollſtändig inventoriſirt, oder es mangelten 
foͤrmliche Quittungen, ſo daß bei dem Ausbruch eines Geldtages 
die Mittel fehlten, um die gefriſtete Haͤlfte des Weibergutes zu 
reklamiren und den Betrag genau zu beſtimmen. Die Rechte 
der Ehefrau wurden ſo der Geldstagsbehoͤrde und den Glaͤubigern 
in manchem Falle preisgegeben. 


Allgemein fuͤhlte man das Beduͤrfniß, dieſe Rechte beſſer 
zu ſichern, und die Geſetzgebungs-Commiſſion glaubte dem Uebel 
durch den Vorſchlag gruͤndlich abzuhelfen, daß: 


„Die Ehefrau jedesmal, wenn ihr Vermoͤgen anfaͤllt, von 
„der Vormundſchaftsbehoͤrde mit einem Beiſtande verſehen wer: 
„den ſoll, der dafuͤr zu ſorgen hat, daß der Ehemann ihr die 
„Hälfte des Zugebrachten ſogleich verſichere.. .. Der Beiſtand der 
„Frau ſoll dafür ſorgen, daß das derſelben angefallene Vermoͤ— 
„gen dem Manne nicht ausgeliefert e ehe er Sicherheit 


„ geleiſtet hat.“ 
11 
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Zur Vollziehung dieſer Vorſchrift dann wurde das Wa 
waͤrtig beſtehende Verfahren aufgeſtellt. 

Die Geſetzgebungs-Commiſſion glaubte dieſen Vorſchlag 
auf das wahre und wohlverſtandene Intereſſe der Familien 
begruͤndet, und um ſo da leichter ausfuͤhrbar, als die naͤmliche 
Vorſchrift mit den, den Lokalitaͤten angemeſſenen Modiftkationen 
in andern Laͤndern ohne Schwierigkeit, und ohne Hemmung des 
freien Verkehrs oder der Erwerbsfaͤhigkeit des Ehemannes voll— 
zogen wird.) Auf dieſe Weiſe wuͤrden die Verſicherungs⸗ 
begehren, die gewoͤhnlich zu ſpaͤt und nur durch die Aufopferung 
des Familienfriedens angebracht werden, gröͤßtentheils vermie⸗ 
den, und die Vorrechte der Ehefrauen und Kinder auf das 
zugebrachte Gut in der Wirklichkeit begruͤndet. Auch die uͤbrigen 
Glaͤubiger haͤtten dabei an Sicherheit gewonnen. 

Allein man beſorgte in der Exekution allzugroße Hinder⸗ 
niſſe, man betrachtete den Vorſchlag als eine zu große Beſchraͤn⸗ 
kung des freien Willens und des Verkehrs, und er wurde ver— 
worfen; das Schatzungsverfahren hingegen zum Behufe der 
Aufſtellung eines guͤltigen Empfangſcheines beibehalten. 

Indem nun die vorgeſchlagene Hauptbeſtimmung dahin 


*) So z. B. ſchreibt das baieriſche Hypothekar-Geſetz §. 104, Art. 5 vor: 
„Den Eintrag der Hypothek der Ehefrauen kann nebſt dem Ehemann 
„und der Ehefrau, jeder Verwandte derſelben, wie auch das Gericht, 
„welches die Ehepakten aufgenommen hat, verlangen. Auch ſoll die 
Ehefrau, hinſichtlich ihrer Rechte auf den Eintrag in das Hypothekenbuch 
für ihre Forderungen, durch die den Ehevertrag aufnehmende Gerichts— 
behörde, oder durch den Richter des Wohnorts unterrichtet werden. Fer— 
ner ſind der Vormund ſo wie der Nebenvormund einer minderjährigen 
Braut, und die vormundſchaftliche Behörde bei eigener Haftung verbun— 
den, den Eintrag in das Hypothekenbuch auf das Vermögen des Bräu— 
tigams für das Heirathsgut und alle der Nutznießung oder der Admi⸗ 
niſtration des Ehemanns überlaſſene Illaten zu beſorgen. 
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gefallen iſt, ſo moͤgen allerdings die angefuͤhrten Satzungen 
ihrem Zwecke nicht ganz entſprechen. 

Durch die Aufſtellung des erſten Abſchnittes des dritten 
Titels, welcher uͤber die Rechtsverhaͤltniſſe zwiſchen Eltern und 
Kindern Vorſchriften enthaͤlt, die groͤßtentheils fruͤherhin man— 
gelten, wurde der Kleine Rath in gluͤcklicher Weiſe ſehr ſeltenen 
Faͤllen in den Stand geſetzt, auf geſetzliche Weiſe theils bedau— 
ernswerthe Eltern gegen ihre entarteten Kinder zu ſchuͤtzen, theils 
pflichtvergeſſene Eltern zur Ordnung zu weiſen. 

Der wichtigſte Abſchnitt des Perſonenrechts betrifft unſtrei— 
tig das Vormundſchaftsweſen, welches zugleich eine der ſchwie— 
rigſten Materien im Reiche der Geſetzgebung bildet. Von wel— 
cher Bedeutung dieſer Zweig der oͤffentlichen Verwaltung ſey, 
beweist der am 6. Dezember 1830 dem Großen Rathe von 
ſeinem Ehrenhaupte abgelegte Bericht, welchem zufolge die an— 
zahl der Vormundſchaften und Beiftandfchaften auf ſechsund— 
zwanzigtauſend, und das von ihnen verwaltete Kapital auf 
vierzig Millionen Franken anſteigt, die Vormundſchaften in den 
groͤßeren Staͤdten nicht eingerechnet. 

Unſer Tutelarweſen beruhte von jeher auf dem Grundſatze, 
daß die Regierung, als oberſter Vormund, alle Angehoͤrigen, 
welche unfaͤhig ſind, ihren eigenen Sachen vorzuſtehen, unter 
ihren beſondern Schutz nehme; auf dieſen Vorderſatz geſtuͤtzt, 
ſind unſere Voͤgte und Beiſtaͤnder eigentliche Beamte, welche 
unter der Aufſicht ihrer unmittelbaren Obern ſich befinden, und 
denſelben Rede und Antwort ſtehen muͤſſen. Die eigentlichen 
Verwaltungs-Behoͤrden aber ſind die Gemeinden, welche am 
meiſten betheiligt find, indem fie ihre verarmten Angehörigen 
beſteuern muͤſſen. Die Polizei und Controlle über diefe Be— 
hoͤrden und ihre Delegirten ſteht dem oberſten Beamten des 


Bezirkes, und endlich dem Kleinen Rathe zu. 
108 
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Dieſe Ausſcheidung der Polizei- und Verwaltungsbehoͤrden 
war in der Gerichtsſatzung nicht hinlaͤnglich durchgefuͤhrt; es 
fehlte der ganzen Einrichtung an einem feſten Stuͤtzpunkte, 
daher auch die Anſichten uͤber die Competenzen der Behoͤrden 
ſehr abweichend waren. Dieſes aber erſchwerte eine feſte Kon— 
trollirung ungemein. 5 

Eben ſo wenig kannte die Gerichtsſatzung die nothwendige 
Unterſcheidung der ordentlichen Vogtei von der Geſchlechts— 
beiftandfchaft und den außerordentlichen Beiſtandſchaften für 
Landesabweſende oder Anweſende, fuͤr welche nur gewiſſe ein— 
zelne Handlungen zu beſorgen ſind; eine Klaſſifikation, die ſich 
aus der Natur der Sache ſelbſt ergiebt, da die verſchiedenen 
Vormundſchaften ganz andere Pflichten und Obliegenheiten nach 
ſich ziehen. 

Das neue Geſetz ergaͤnzte die Maͤngel durch hoͤchſt einfache 
Vorſchriften. 

Ein Mißbrauch hatte auch in Hinſicht der verwandtſchaft⸗ 
lichen Vogteien ſtattgefunden, welche urſpruͤnglich fuͤr die Stadt 
Bern allein berechnet waren. — Durch eine allmaͤlige Uebung 
fanden ſie auch auf dem Lande Eingang, und da dieſe ver— 
wandtſchaftlichen Tutelen aller Kontrollirung von Seite der 
Behoͤrden enthoben waren, ſo wurden die Pflegbefohlenen bloß 
auf die Rechtlichkeit ihrer ſelbſt konſtituirten Vormuͤnder ange⸗ 
wieſen. Die Erfahrung lehrte, daß aus dieſer Einrichtung 
nachtheilige Folgen entſtanden, und wenn im Gegenſatze auch 
ruͤhmliche Beiſpiele von Rechtſchaffenheit und Uneigennuͤtzigkeit 
in bedeutender Zahl aufzuweiſen waren, ſo vermochten dieſelben 
die Gefahr der Einrichtung ſelbſt nicht zu heben. Ohne nun 
das Inſtitut der verwandtſchaftlichen Vogts-Konſtitution abzu⸗ 
ſchaffen, wurde es mit ſolchen Bedingungen verbunden, daß es 
in gewiſſen Faͤllen allerdings ſeine Vorzuͤge haben mag. 
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Der Grundſatz, daß Vormundſchaftsbehoͤrden und Voͤgte 
uͤber Gegenſtaͤnde ihrer Verwaltung, als Beamte behandelt und 
nicht vor dem Civilrichter belangt werden koͤnnen, wurde aus 
der Adminiſtrativ⸗Prozeßform ausgehoben und beſtaͤtigt, welche 
Vorſchrift jenen Beamtungen einen bedeutenden Schutz gewaͤhrt. 

Die Vorſchriften uͤber die Gruͤnde der Bevogtung von 
Mehrjaͤhrigen und das Verfahren bei derſelben fehlten in der 
Gerichtsſatzung ganz. Die Vormundſchaftsbehoͤrden mußten vor 
dem Civilrichter als Partei gegen den Verſchwender auftreten, 
mit demſelben oft einen langwierigen und koſtſpieligen Prozeß 
fuͤhren, und hatten bei einem unguͤnſtigen Reſultate noch eine 
Entſchaͤdigungsforderung von Seite des Beklagten zu gewaͤrti— 
gen, welcher ſich mit der Erſtattung der Prozeßkoſten nicht 
begnuͤgte. Die Behoͤrden befuͤrchteten dieſe Prozeſſe ſo ſehr, 
daß ſie nur in hoͤchſt dringenden Faͤllen, und wenn gewoͤhn— 
lich jede Vorſichtsmaßregel zu ſpaͤt eintrat, den Entſchluß faſſen 
konnten, ſolche anzuheben. 

Das neue Geſetz veraͤnderte dieſes ganze Verhaͤltniß; es 
gieng von dem Grundſatze aus, daß die Uebereinſtimmung der 
naͤchſten Verwandten und der Vormundſchaftsbehoͤrde ſchon an 
ſich einen hinlaͤnglichen Verdacht zur Bevogtung gruͤnde, und 
legt dem Beklagten die Pflicht auf, ſich von dem Verdachte zu 
reinigen. Das ganze Verfahren leitet der Oberamtmann von 
Amtes wegen, ohne Aktenwechſel, und der Beklagte kann keine 
Perſon zur Partei machen, von welcher der Antrag zur Be— 
vogtung herruͤhrt. 

Die Weigerung, eine Vogtei zu uͤbernehmen, wurde ehe— 
mals mit Leiſtung beſtraft, wodurch dem Pupillen wenig gehol— 
fen, der Vogt aber ſelbſt in ſeinen eigenen Sachen zuruͤck— 
geſetzt wurde. Die Satzung 251 ſchrieb daher wohl zweckmaͤßi— 
ger als Strafe die Ausſchließung von der Ehrenfaͤhigkeit und 
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den bürgerlichen Genuͤſſen, und die Stellung eines Vertreters 
auf Rechnung des Renitenten vor. 


Die bisherigen Vorſchriften uͤber die Verwaltung der Vogtei 
wurden genauer bezeichnet, und durch einige neue vermehrt, 
welche ſich von jeher als zweckmaͤßige Vorſchriften im taͤglichen 
Verkehr bewaͤhrt haben, ohne daß dadurch den Vormundſchafts— 
behörden benommen ward, in ungewöhnlichen Fällen die ange: 
meſſenen Mittel zu ergreifen. 

Das Verfahren gegen ſaumſelige Voͤgte wurde wirkſamer 
und ſchneller gemacht, und der fruͤher illimitirte Reviſionstermin 
fuͤr Vogtsrechnungen der gewoͤhnlichen Verjaͤhrungsfriſt, welche 
von der Entlaſſung von der Vogtei hinweg zu laufen beginnt, 
unterworfen. 

Die bisherigen Vorſchriften über die ordentliche Beiſtand— 
ſchaft wurden vervollſtaͤndigt, und die Rechte mehrjähriger 
Weibsperſonen in Hinſicht ihres Vermoͤgens naͤher bezeichnet. 


Endlich wurde nach alt-hergebrachter Uebung auch fuͤr 
huͤlfsbeduͤrftige Landesfremde geſorgt, da dem Fremden wie 
dem Einheimiſchen ſtets gleiches Recht galt. 

Gegen dieſe Vormundſchaftsordnung wurden gleichfalls 
mehrere Beſchwerden angebracht. Folgendes ſind die weſent— 
lichſten, in ſo weit ſie zur Kunde der hoͤheren Behoͤrden gelangten: 

10 Wurde im Allgemeinen die Vereinfachung und Abkuͤrzung 
derſelben gewuͤnſcht, ohne darzuthun, was überflüffig oder 
komplizirt ſey, ſo daß eine Wuͤrdigung dieſer Beſchwerde nicht 
wohl moͤglich waͤre. So weit die Kenntniß des Juſtizrathes reicht, 
zeigten ſich bei der Exekution keine erheblichen Schwierigkeiten, 
und die Parteien, welche ihr Recht vor dem Kleinen Rathe 
verfolgten, legten in ihren Schriften eine hinlaͤngliche Kunde 
der Geſetzesvorſchriften an den Tag. 
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Ueber den Emolumenten⸗Tarif wird weiter unten Auskunft 
gegeben. | 

2) Beſchwerten ſich verſchiedene Gemeinden ſchon fruher, 
daß man ihren Schreibern die Abfaſſung der Inventarien ent— 
zogen, und geſchwornen Schreibern uͤbertragen habe. — Dieſer 
Punkt hatte ſchon vor der hoͤchſten Landesbehoͤrde eine gruͤnd— 
liche Diskuſſion veranlaßt. Man fand damals, die Gemeind— 
ſchreibereien ſeyen in einem bedeutenden Theile des Kantons 
dermalen noch nicht ſo beſtellt, daß ihnen dieſer Auftrag uͤber— 
laſſen werden koͤnnte. Die Gerichtsſatzung ſchrieb unbedingt 
vor, daß kein Vogt ſein Amt antreten ſolle, es werde ihm denn 
ein Inventarium zugeſtellt; allein haͤufige Beiſpiele zeigten, daß 
ſelbſt bei ſehr bedeutendem Vermögen dieſe Vorſchrift ganz uͤber— 
gangen wurde, wo dann ſpaͤter keine ſichere Grundlage für die 
Rechnungen mehr zu finden, und einer Menge von Streitig— 
keiten der Weg gebahnt war. Es mußte daher nothwendig 
ſcheinen, daß bei dieſem wichtigen Akte ein beeidigter unpar— 
teiiſcher Mann die Feder fuͤhre, und zur eigenen Sicherheit 
der Vormundſchaftsbehoͤrden dieſe Verhandlung ihnen nicht aus— 
ſchließlich uͤberlaſſen werde. Durch Feſtſetzung ſehr maͤßiger 
Gebuͤhren ſuchte man auch zu verhindern, daß die neue Vor⸗ 
ſchrift nicht beſchwerlich für die Verlaſſenſchaft werde. — Se 
denfalls blieb dieß ein Punkt, der bei der Reviſion am Schluſſe 
des ganzen Werkes noch einmal unterſucht werden ſollte. 

3) Zeigten viele Vormundſchaftsbehoͤrden eine große Be— 
ſorgniß vor der ihnen auferlegten neuen Verantwortlichkeit. — 
Die Faͤlle, wo Verantwortlichkeit eintritt, wurden allerdings 
beſtimmt, und zwar auf Gefaͤhrde und Nachlaͤßigkeit beſchraͤnkt, 
waͤhrend dem ſie bisher aus der Natur der Sache ſelbſt hervor— 
gieng, ihrem Gebiete aber keine feſten Grenzen angewieſen 
waren. Es mußten die Vormundſchaftsbehoͤrden eben ſo ſehr 
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befürchten , für den ſchlimmen Erfolg einer Weiſung nachgeſucht 
zu werden, welcher nicht in ihrer Gewalt lag, als fuͤr ihre 
Gefaͤhrde und Nachlaͤßigkeit. Fuͤr die beiden letzteren wurden 
alle Behoͤrden in ihren Amtsverrichtungen verantwortlich ge— 
macht, und uͤbrigens jene Begriffe noch durch die Satzun— 
gen 962 u. f. naͤher erlaͤutert. Daß die Gemeinden fruͤherhin 
einer noch groͤßern Gefahr ausgeſetzt waren, bewieſen mehrere 
weitlaͤufige und koſtſpielige Prozeſſe. 

4) Beſchwerten ſich einige Gemeinden uͤber dle Abſchaf⸗ 
fung des zweiten Doppels der Vogtsrechnung und die anbefoh— 
lene Eintragung derſelben in die Mannale der Amtſchreibereien, 
wodurch ihnen jene Rechnungen ganz entzogen wuͤrden. — 
Dieſe Einrichtung wurde in der Mitte des Großen Rathes 
ſelbſt vorgeſchlagen, und zwar von Mitgliedern aus den Amts— 
bezirken, welche richtig bemerkten, es ſeyen die Rechnungs⸗ 
Doppel in den Gemeinden nicht immer ſorgfaͤltig aufbewahrt, 
und wenn dann zugleich das Doppel des Vogtes durch Zufall 
verloren gieng, ſo befand man ſich in der Unmoͤglichkeit, dieſes 
wichtige Aktenſtuͤck zu erſetzen. Die getroffene Einrichtung bez 
ſtand auch wirklich in einigen Oberaͤmtern ſchon fruͤher zur 
allſeitigen Zufriedenheit, indem die Einſicht diefer Akten den 
Betheiligten ſtets ohne Entgelt offen ſteht. Uebrigens wurde 
in andern Aemtern zweckmaͤßig angeordnet, daß die paſſirten 
Rechnungen von den Gemeinden inbehalten, den Voͤgten aber 
ſogenannte Vogtsentladniſſe zugeſtellt wurden, welche die wefent- 
lichen Beſtimmungen der Rechnungspaſſation enthielten, wodurch 
in der That die Voͤgte vollſtaͤndige Kenntniß der für fie wich 
tigen Punkte und hinlaͤngliche Sicherheit erlangten. 

Aus den vorhandenen amtlichen Berichten geht uͤberhaupt 
hervor, daß die heilſamen Folgen der neuen Vormundſchafts— 
ordnung nicht zu verkennen ſind, und daß dieſer wichtige Zweig 
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der Verwaltung, zumal in den unter Statutarrecht geſtandenen 
Landſchaften, zu einem fruͤherhin nie erreichten Grade von Ord— 
nung und zweckmaͤßiger Einrichtung gelangte. 

Im Jahre 1826 wurde der Entwurf des erſten Theiles 
des Sachenrechts, die dinglichen Rechte enthaltend, vollendet, 
und waͤhrend den erſten Monaten des Jahres 1827 von dem 
Großen Rathe in ſeiner gegenwaͤrtigen Geſtalt angenommen. 
Dieſer Abſchnitt fand uͤberhaupt einen groͤßern Beifall als die 
fruͤheren, weil dieſe wichtige Rechtsmaterie in der Gerichtsſatzung 
groͤßtentheils mit Stillſchweigen uͤbergangen war; nur das 
Pfand⸗ und das Erbrecht, und beſonders das letztere waren 
ziemlich vollſtaͤndig behandelt. Man hielt ſich ſtrenge an die 
beſtehenden Grundſaͤtze, und ſuchte nur die Vorſchriften logiſcher 
und ſchaͤrfer auszuſprechen. Im Pfandrechte beſonders wurden 
neue Beſtimmungen uͤber die Amortiſirung der Pfandforderungen 
aufgeſtellt, und den Glaͤubigern ein Nachſchlagungsrecht auf das 
an einer Gantſteigerung verkaufte Grundpfand eingeraͤumt. In 
dem Erbrechte befinden ſich unter andern Verbeſſerungen naͤhere 
Verfügungen über die Einſchießung des Vorempfanges, das Erb— 
recht der Großmutter, wenn ſie mit Großkindern zu Theil geht; 
die Erhebung des Zugebrachten bei der Erbſchaft eines Vaters, 
der Kinder aus verſchiedenen Ehen hinterlaͤßt, und uͤber das 
geſetzliche Erbrecht der Halbgeſchwiſter, wenn ſie mit Kindern 
von vollbuͤrtigen Geſchwiſtern konkurriren. Die Materie der 
Teſtamente und der amtlichen Guͤterverzeichniſſe wurde gleich⸗ 
falls vervollſtaͤndigt. 

Beinahe ganz neu ſind in dieſem Geſetzesabſchnitte der 
Einleitungstitel, die Titel uͤber den Beſitz, das Eigenthum 
und die Dienſtbarkeiten, durch welche die allgemeine Sicher: 
heit bedeutend gehoben wurde. Der Kuͤrze wegen mag nur 
noch der hoͤhern Wichtigkeit, welche die Fertigung ſeit dem 


Sachenrecht. 
I. Dingliche 
Rechte. 


Sachenrecht. 
II. Perſönliche 
Rechte. 
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Geldstagsgeſetze erhalten, und der Aufhebung der Verjaͤhrung 
als Erwerbsmittel von Dienſtbarkeiten erwaͤhnt werden. 

Endlich erfolgte am 18. Maͤrz 1830 die Promulgation des 
zweiten Theiles des Sachenrechts, die perſoͤnlichen Rechte ent— 
haltend, bei welchem ungefaͤhr die naͤmlichen Verhaͤltniſſe wie 
beim erſten Theile des Sachenrechts obwalteten. Die Bemer— 
kungen, welche gegen den Entwurf fielen, bezogen ſich nur auf 
einzelne Satzungen; das Syſtem ſelbſt und ganze Abſchnitte 
wurden nicht beruͤhrt. Allgemein ſchien man von der Noth— 
wendigkeit überzeugt, das fo weit vorgeruͤckte Werk zu vollen: 
den. Die Zeit, ſeit welcher das Geſetz in Kraft trat, iſt auch 
zu kurz, als daß die Erfahrung noch einen Ausſpruch haͤtte 
thun koͤnnen. Mit Ausnahme weniger Abſchnitte, wie z. B. 
der Beſtimmungen über die Gewaͤhr beim Viehhandel, uͤber den 
Guͤltbrief, die Buͤrgſchaft, das Zugrecht, und zum Theil uͤber 
die Verjährung, war die ganze Materie der Geſetzes-Abtheilung 
in der Gerichtsſatzung gar nicht beruͤhrt. Beſonders ſind die 
Titel über die Verträge überhaupt, uͤber den Schenkungsver⸗ 
trag, den Aufbewahrungsvertrag, das Darlehn, die Bevollmäch- 
tigung und die Geſchaͤftsfuͤhrung ohne Auftrag, uͤber den Kauf— 
vertrag, den Beſtandvertrag, uͤber die Verdingung von Arbeiten, 
den Geſellſchaftsvertrag, die Erbvertraͤge, uͤber den Erſatz des 
Schadens, uͤber die Umaͤnderung und das Aufhoͤren der Rechte 
und der Verbindlichkeiten, mit Ausnahme ſehr weniger Satzun— 
gen durchaus neu. Alle dieſe Titel reguliren diejenigen Berz 
haͤltniſſe, welche im taͤglichen Verkehr am haͤufigſten vorkommen. 

So ertheilte der Große Rath dem Kanton die Wohlthat 
eines vollſtaͤndigen buͤrgerlichen Geſetzbuches, welches in ſeinen 


wichtigſten Beſtimmungen rein aus vaterlaͤndiſchen Rechtsgrund— 


ſaͤtzen hervorgegangen iſt. 
Die fuͤnfte Abtheilung oder der Abſchnitt uͤber die Schuld— 
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a und Geldstagsſachen iſt von dem Redaktor bereits 
entworfen und der engern Kommiſſion vorgelegt. Nur die ein: 
getretenen Umſtaͤnde hemmten jedes weitere Fortſchreiten. 

Ueber das allgemeine Reſultat der neuen Geſetzgebung iſt 
bei den einzelnen Abſchnitten Einiges ſchon angefuͤhrt worden. 
Die vergleichende Aufzaͤhlung der in den Jahren 1803 bis 1830 
vor die hoͤchſte Inſtanz gebrachten Rechtsfaͤlle“) giebt ein eben fo 
guͤnſtiges Reſultat. — Wenn waͤhrend den zehn Jahren von 1803 
bis 1813, die Durchſchnittszahl dieſer Rechtsſtreitigkeiten auf 
133 jährlich anſteigt, und während den ſechs nachfolgenden 
Jahren unveraͤndert bleibt, ſo zeigen hingegen die Jahre 1820 
bis 1830 eine Durchſchnittszahl von 77 Rechtsfaͤllen, obſchon 
der Kanton um einen ganzen Landestheil vergroͤßert wurde. 
Und da dieſe Verminderung mit der Einfuͤhrung der neuen 
Geſetzesabſchnitte eintritt, fo kann wohl dieſe als eine Haupt— 
urſache jener anzunehmen ſeyn. 5 

In Hinſicht der leberbergiſchen Aemter insbeſondere iſt noch 
Folgendes hiſtoriſch zu bemerken: Die Vormundſchaftsordnung 
fand mit Ausnahme der Beſtimmungen über die Beiſtandſchaft 
der mehrjaͤhrigen Weibsperſonen Beifall, indem die Pupillen 
groͤßere Garantie fuͤr die treue Verwaltung ihres Vermoͤgens 
erlangt haben. Gegen die Einfuͤhrung des Berniſchen Erbrech— 
tes und unſerer Hypothekar-Ordnung find wichtige Bedenken 
erhoben worden. Allein alle dieſe Materien ſind ſo tief eingrei— 
fend, daß man ſich hier auf eine bloße Anzeige, ohne naͤhere 
Unterſuchung derſelben beſchraͤnken muß. 

Eine vollſtaͤndige Kenntniß der Wirkung dieſes Geſetzbuches 
iſt aber nicht ſo leicht erhaltbar. Sie wuͤrde die Unterſuchung 
aller friedensrichterlichen Verhandlungen und der gelungenen 


„) S. Beilage Nr. XII. 
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Ausſoͤhnungen erfordern, und dem Beobachter wird größten 
theils alles dasjenige entgehen, was zur Vermeidung der Pro— 
zeſſe im vertraulichen Verkehr geſchehen, oder zur Erreichung 
einer groͤßern Deutlichkeit und Sicherheit des Verkehrs im taͤg— 
lichen Geſchaͤftskreiſe beigetragen hat. In jedem Falle darf man 
behaupten, daß in Hinſicht der geſetzlichen Sicherheit des Eigen— 
thums unſer Land von keinem Staate uͤbertroffen wurde.“) 

Wie jede menſchliche Arbeit, wird die neue Geſetzgebung 
auch ihre Fehler haben. Die Regierung machte niemals auf 
Unfehlbarkeit Anſpruch, und bei dieſer wichtigen Arbeit erkannte 
ſie die Moͤglichkeit des Irrthums ſo wohl, daß der Große Rath 
von Anfang her die entſchiedene Abſicht ausſprach, nach Voll— 
endung des Werkes, und nachdem die Erfahrung die verſchie— 
denen Abſchnitte des Geſetzes beleuchtet, alle Behoͤrden und das 
ganze Publikum zum zweiten Mal aufzufordern, ihre nunmeh— 
rigen Anſichten uͤber das ganze Geſetzbuch der Regierung ein— 
zureichen. Nachdem der Große Rath uͤber dieſe Bemerkungen 
das Angemeſſene verfuͤgt, ſollte eine neue Auflage beſorgt, 
und derſelben die populäre Bezeichnung einer Gerichtsfakung 
fuͤr die Stadt und Republik Bern ertheilt werden. 

Die bisher dargeſtellten geſetzgeberiſchen Arbeiten beſchaͤf- 
tigten die oberſte Landesbehoͤrde in 77 Sitzungen, und veran— 
laßten einen Koſtenaufwand von beilaͤufig Fr. 70,000.) 


*) Von der polizeilichen Sicherheit wird unten Auskunft gegeben werden. 


5) Der Große Rath widmete: 


DEU DOREEN m „ ehe aa ie Era 16 Sitzungen, 
dem Perſonen- Rechte „ 25 4 

dem k. Theile Nes Sachen MAN, 5 
a 5 ER Re 14 4 


Zuſammen. .. 77 Sitzungen. 
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Endlich muß man hier noch einiger Verordnungen erwäh- 
nen, welche als Exekutions-Maßregeln fuͤr die neuen Geſetze 
erlaſſen wurden. Jeder neue Abſchnitt beſchaͤftigte natuͤrlich 
alle Behoͤrden, in deren Wirkungskreis er eingriff, und die Ein— 
führung konnte nicht ohne eine bedeutende Vermehrung der Ger 
ſchaͤfte geſichert werden. Einen bleibenden Charakter trugen 


hingegen: 
1) Das neue Geſetz über die Advokaten und Agenten. 


Die Koſten der Arbeit vertheilen ſich auf folgende Weiſe; 
a) Kanzlei⸗Koſten: Fr. Btz. Rp 
Beſtehend aus Copiſten-Löhnen, dem Druck 
der Geſetzes-Entwürfe und Gutachten, nebſt . 
der Verfertigung der Regiſteeeee er 8,795 3 — 
b) Beſoldungen und Gratififationen. 
Hr. Profeſſor Schnell, Fr. Btz. Rp. 
als Redaktor, vom Jahr 
1818 bis und mit dem 
Jahre 1831 zu Fr. 2400 
jährlich n 
Hr. Oberſtlieut. Koch, 
vom Jahre 1820 bis 
und mit 1831 die von 
Mud Hrn. u. Obern ihm 
jährlich ertheilte Gratift— 
kation von Fr. 1600. 19,200 — — 
Hr. Nizole, von Prun⸗ 
trut, die ihm ertheilten 
Gratifikationen . 3,800 — — 
Hr. Heilmann gleich⸗ 


33,600 — — 


. er LEE 
Beſoldungen und Gra— 
ktifik ationen eee ee e 58,000 — — 


e) Der Druck der promulgirten Geſetzesabſchnitte 2,403 3 — 

Sämmtliche Koften -. . Fr. 69,198 6 — 

mehrere in den Juſtiz- und Kanzlei- Rechnungen ſtehende Artikel nicht 
inbegriffen. b 


Vollziehungs— 
Anordnungen. 


14. Febr. 1825. 


28. Nov. 1825. 


3. Juli 1826. 
23. Juli 1827. 
1. Sept. 1827. 


16. Sept. 1828. 


20. Febr. 1829. 
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Es war in ſeinen Hauptbeſtimmungen auf das fruͤhere vom 
27. Dezember 1803 gegruͤndet, wurde aber in Hinſicht der 
Rechte und Pflichten der Anwaͤlde, ihrer Zahl und Pruͤfung, 
der Aufſicht, unter welcher ſie ſtehen, und des Verfahrens in 
Klagefaͤllen ganz neu umgeſtaltet. 

I) Das Promulgationsdekret zu der Vormundſchaftsordnung 
für die leberbergiſchen Aemter, welches die Folge einer ausges 
dehnten und gruͤndlichen Arbeit war. 

3) Die Aufſtellung der Obere kann zu Bern, 
Thun und Neuenſtadt. 

4) Das Kreisſchreiben des Kleinen Rathes, die Abfaſ— 
ſung der Akten-Roͤdel betreffend. 

5) Das Concordat mit dem Kanton Waadt in Betreff der 
Eheſcheidungsfaͤlle und der außerehelichen Schwangerſchaften. 

6) Das durch ein Kreisſchreiben des Juſtizraths erlaſſene 
Verbot der Fertigung von Concepten oder Aufſaͤtzen. 

7) Das Kreisſchreiben des Juſtizraths uͤber das Hypo— 
thekarweſen, wodurch die Form der notarialiſchen Akten, vor: 
zuͤglich in Bezug auf Eigenthumstitel und Rechte dritter Per⸗ 
ſonen, ferner diejenige der ſo wichtigen Nachſchlagungs⸗Zeugniſſe 
der Amtsſchreiber näher beſtimmt wurde. | 

8) Das Kreisſchreiben des Kleinen Rathes, die Verwendung 
der Beitraͤge fuͤr die Erziehung der unehelichen Kinder und die 
Heirathsſteuern betreffend. 

Die neuen geſetzlichen Vorſchriften uͤber das Pfandrecht 
mußten auch die Aufmerkſamkeit des Juſtizrathes auf die Hypo— 
thekar⸗Protokolle wenden, welche die Maſchine find, durch 
die das ganze Inſtitut in Bewegung geſetzt wird. 

Die Geſetze moͤgen noch ſo zweckmaͤßig ſeyn; unvollſtaͤndige 
oder unordentlich gefuͤhrte Grundbuͤcher werden alles in der 
Vollziehung ſcheitern laſſen. Es wurden daher eine bedeutende 
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Anzahl von Amtsſchreibereien neuerdings in Verbindung mit 
Sachverſtaͤndigen unterſucht, und das Ergebniß ſtellte die Noth— 
wendigkeit der Maßregel hinlaͤnglich an den Tag. Zu Aarberg, 
Buͤren, Nydau, und beſonders zu Erlach mußten weit aus: 
ſehende Arbeiten angeordnet werden, um den Glaͤubigern und 
Schuldnern diejenige Sicherheit zu gewaͤhren, welche unſere 
Geſetze beabſichtigen. Ohne hier in naͤhere Entwicklungen ein— 
zutreten, kann man ſich begnuͤgen, die Thaͤtigkeit der Behoͤrden 
anzudeuten, und auf die amtlichen Berichte ſelbſt hinzuweiſen. 


In enger Verbindung mit der Reviſion der Civilgeſetze 
ſteht die im Jahre 1818 promulgirte Prozeßform fuͤr Admini— 
ſtrativ-Streitigkeiten, welche vor der bürgerlichen Prozeßform 
haͤtte angezeigt werden ſollen, wenn es moͤglich geweſen waͤre, 
ohne den Faden des Berichtes zu unterbrechen. 

Die Vermittlungs-Akte trennte die Gerichtsbarkeit fuͤr 
Adminiſtrativ⸗Streitigkeiten von derjenigen für Civil⸗ und Cri⸗ 
minalfaͤlle, und uͤbertrug die hoͤchſtinſtanzliche Beurtheilung der 
erſtern dem Kleinen Rathe, die der letztern hingegen dem Appel: 
lationsgerichte. Dieſe Trennung ergiebt ſich ſchon aus der 
Natur der Sache, und eben ſo einleuchtend iſt es, daß die 
Rechtsverfolgung nicht ganz nach den naͤmlichen Vorſchriften 
geſchehen kann. Indeſſen mangelte eine Ausſcheidung des gegen— 
ſeitigen Geſchaͤftskreiſes, und es entſtanden zwiſchen dem Klei— 
nen Rathe und dem Appellationsgerichte Colliſionen, welche 
weder durch die zwiſchen dieſen Behörden ſtattgefundene Kor; 
reſpondenz, noch durch einige dem Großen Rathe vorgelegte, 
aber unvollſtaͤndig erfundene Geſetzes-Entwuͤrfe gehoben werden 
konnten. Es bildete ſich jedoch ein gewiſſer Gerichtsgebrauch, 


Prozeßfom für 
Adminiſtrativ⸗ 
Streitigkeiten, 


6. Juni 1818. 
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welchen man in Ermangelung eines feſtern Stuͤtzpunktes be 
folgte, und ſo die Epoche der Vereinigung der leberbergiſchen 
Aemter erreichte, wo dann auch dieſer Gerichtsgebrauch, der 
in dem neuen Gebiete unbekannt war, nicht mehr aushelfen 
konnte. | 

Der Suftize Rath legte daher dem Großen Rathe in feiner 
periodiſchen Sitzung im Brachmonat 1818 das gegenwaͤrtige 
Geſetz vor. | 

In demſelben wurde das von jeher unbefchränft beſtandene 
Recht, gegen alle Beamtungen bei ihren Obern Beſchwerden 
einzureichen, neuerdings anerkannt, und demſelben eine be— 
ſtimmte Form angewieſen; nie wurde auch nur von einem Verſuche 
gehoͤrt, auf irgend eine Weiſe dieſe Befugniß zu beſchraͤnken; 
der Wille der Regierung war ſo allgemein bekannt, daß ein 
Anwald oder Geſchaͤftsmann kein groͤßeres Bedenken trug, eine 
Beſchwerdeſchrift gegen einen Beamten abzufaſſen, mit welchem 
er in taͤglichem Verkehr ſtand, als ein anderes unbedeutendes 
Geſchaͤft zu beſorgen. Kein Beiſpiel iſt zur Kenntniß der Ne 
gierung gelangt, daß die Abfaſſung einer Beſchwerde der Anlaß 
des Ausbruches eines ſpaͤtern Grolles geweſen. Und dennoch 
wurde dieſe wichtige Befugniß nicht nur in vollem Maße 
gebraucht, ſondern, wie es nicht anders ſeyn konnte, auch bis— 
weilen mißbraucht.“) 

Durch das naͤmliche Geſetz wurden auch die Vormund— 
ſchaftsbehoͤrden und die Vormuͤnder in Hinſicht ihrer wirklichen 
Verwaltungen in die Stellung von Beamten verſetzt, und die 
Beſchwerden gegen dieſelben von dem Civilgerichte hinweg auf 
die Form fuͤr Beſchwerden gegen Beamte gewieſen. Wer die 


*) Einige nähere Angaben werden in dem nachfolgenden Berichte über die 
Juſtizpflege geliefert werden. 
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aͤltern verderblichen Prozeſſe kennt, die die Mißkennung dieſes 
Verhaͤltniſſes fruͤherhin veranlaßte, wird über die wohlthaͤtigen 
Folgen dieſer Verbeſſerung nicht im Zweifel ſtehen. 


In dem naͤmlichen Geſetze wurden ferner behandelt: das 
Verfahren bei Streitigkeiten zwiſchen Beamtungen; bei Streitig⸗ 
keiten uͤber oͤffentliche Leiſtungen, und endlich der ordentliche 
Adminiſtrationsprozeß, bei welchem, wie ſchon bemerkt, fruͤher— 
hin keine feſten Regeln, ſondern nur ein gewiſſer Gerichts— 
gebrauch vorhanden war. 


Gegen die erſten Abſchnitte des Geſetzes ſind der hoͤchſten 
Landesſtelle keine Bemerkungen bekannt worden. Dem ordent— 
lichen Verfahren in Adminiſtrationsſachen hingegen wirft man 
nicht ganz mit Unrecht vor, daß es ſich in mehreren wejent- 
lichen Punkten, zumal in den Vorſchriften wie die Rekurſe 
betrieben werden ſollen, ohne Noth von dem Verfahren in 
Civilrechtsſachen trenne, wovon indeſſen der Grund bloß in 
dem Unterſchiede des Datums beider Geſetze zu ſuchen iſt. 


Eben fo wurde die in §. 23 enthaltene Definition der Ge— 
genftände getadelt, welche dem Ausſpruche des Adminiſtrations⸗ 
richters unterliegen. — Schon in den Berathungen uͤber die 
Abfaſſung des Geſetzes war gewuͤnſcht worden, daß jene Deftni— 
tion deutlicher und in etwas engerm Sinne beſtimmt wuͤrde. 
Alle bekannten auswaͤrtigen Geſetzgebungen uͤber die Materie 
zeigten aber, wie ſchwer, ja faſt unmoͤglich es ſey, den Ge— 
ſchaͤftskreis des Adminiſtrationsrichters von demjenigen der bir: 
gerlichen Gerichte ganz ſcharf auszuſcheiden; indeſſen waͤre bei 
der endlichen Bearbeitung des buͤrgerlichen Geſetzbuches wahr— 
ſcheinlich der natuͤrliche Anlaß eingetreten, auch die allfaͤlligen 


Fehler der Adminiſtrativ-Prozeßform ſo viel als moͤglich aus— 
1 


peinliche Ge 


ſetze. 


13. Mai 1816. 
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zubeſſern. Allerdings koͤnnen einige Prozeſſe vor dem Admini⸗ 
ſtrationsrichter koſtſpieliger werden und laͤnger dauern, als vor 
dem ordentlichen Gerichtsſtande. 


Schon unter der ehemaligen Regierung, und ſpaͤter unter 
der Mediations-Regierung hatte man ſich ernſtlich mit der Ab- 
faſſung eines vollſtaͤndigen peinlichen Geſetzbuches beſchaͤftigt; 
beſonders ſeit der Einfuͤhrung des helvetiſchen, welches hoͤchſt 
mangelhaft, und nur aus einer augenblicklichen Veranlaſſung 
entſtanden war.) 

Im Jahre 1803 traf der Große Rath einige Modifikatio⸗ 
nen und Einrichtungen, welche, nebſt den durch den Kleinen 
Rath und das Appellationsgericht den Behoͤrden ertheilten In⸗ 
ſtruktionen, die proviſoriſche Beibehaltung des helvetiſchen Ge— 
ſetzes moͤglich machten; man glaubte aber, dieſes Proviſorium 
werde von ſehr kurzer Dauer ſeyn. Indeſſen verzoͤgerte ſich die 
Abfaſſung des neuen peinlichen Geſetzbuches bis zum Jahre 1811, 
wo ein Entwurf dem Großen Rathe vorgelegt wurde. Man 
hielt jedoch der Sache fuͤr angemeſſen, die Arbeit noch zweien 
Rechtsgelehrten zur Begutachtung vorzulegen. Dieſe fanden 


Anſtand, ſich dem ertheilten Auftrage zu unterziehen, und ſo 


blieb die Sache liegen, bis die leberbergiſche Geſetzgebungs— 
Commiſſion aufgeſtellt wurde. 
Dieſe Behoͤrde erhielt nunmehr von dem Kleinen Rathe 


*) Zur Abwendung eines Gewaltſtreiches gegen die gemäßigte Parthei in 
den damaligen Räthen fand man in dem fransöfifchen Geſetzbuche von 
1790 zweckmäßige Vorſchriften gegen ein ſolches Beginnen und veram 
ſtaltete daher in 2 Tagen eine deutſche Ueberſetzung dieſes Geſetzbuchs. 
Der Zweck wurde erreicht, ein Mehreres damals gar nicht beabſichtigt. 
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neuerdings den Auftrag, ein peinliches Geſetzbuch zu entwerfen; 
allein die erfolgte Aufloͤſung der Commiſſion geſtattete ihr nicht, 
dem Willen der Regierung zu entſprechen. 

Im Jahre 1818 wurden endlich die Profeſſoren Kuhn und 
Henke mit dieſer Arbeit beladen, und letzterer vollendete wirklich 
im Jahre 1820 den erſten Theil dieſes wichtigen Werkes. Der 
erſtere hielt jedoch für nothwendig, den Entwurf etwas mehr 
den Beduͤrfniſſen und Einrichtungen unſeres Kantons anzupaſſen. 
Er uͤbernahm dieſe Aufgabe; allein bald nachher wurde er von 
der traurigen Krankheit befallen, welche ihm einige Jahre ſpaͤter 
den Tod zuzog. Indeſſen waren die Arbeiten der Civilgeſetz— 
gebungs⸗Commiſſion ſo weit fortgeſchritten, daß man erwarten 
durfte, auch das peinliche Geſetzbuch durch den naͤmlichen 
Redaktor entworfen zu ſehen. Mehrere Antraͤge, welche in 
dieſem Sinne in der Mitte des Großen Rathes fielen, fanden 
ſtets Beifall, und man betrachtete es als eine angenommene 
Sache, daß nach Vollendung des buͤrgerlichen Geſetzbuches das 
peinliche bearbeitet werden ſollte. 

Dennoch begnuͤgte man ſich in dieſer wichtigen Sache nicht 
bloß mit der Anordnung kuͤnftiger Arbeiten. Ohne die ver— 
ſchiedenen Verordnungen, durch welche die Strafrechtspflege in 
den leberbergiſchen Aemtern geordnet wurde, namentlich at: 
zufuͤhren;“) ſoll hier auf zwei wichtige Geſetze hingewieſen wer: 
den, naͤmlich: auf das Geſetz uͤber den Kindermord, die Ab— 
treibung der Leibesfrucht und die Ausſetzung unbehuͤlflicher Kin— 
der; und auf das Geſetz zur Verhinderung betruͤgeriſcher 
Geldstage. 

Bei einem von dem Appellationsgerichte beurtheilten Cri— 
minalfalle waren Zweifel uͤber die Guͤltigkeit des ſogenannten 


) Vergl. Beilage Nr. III. S. 26 u. f. 5 
2 


Geſetz über den 
Kindermord— 


18. Febr. 1823. 
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Dirnenmandates vom 25. Wintermonat 1763 entſtanden, und 
der Juſtizrath erhielt den Auftrag, dem Großen Rathe einen 
Bericht und einen Antrag uͤber dieſe Materie, unſtreitig eine 
der ſchwierigſten des peinlichen Rechts, vorzulegen. Bei der 
Unterſuchung zeigte es ſich, daß der §. 1. jenes Dirnenmandates 
die Ausſetzung huͤlfloſer Kinder mit der Todesſtrafe bedrohe, 
ohne den Begriff des Verbrechens naͤher zu beſtimmen, oder den 
Richter auf die vielen mildernden Umſtaͤnde aufmerkſam zu 
machen, unter denen es begangen werden koͤnne; eben fo un: 
beſtimmt ſey in F. 2 eine That mit dem Namen des Kinder⸗ 
mordes bezeichnet und mit der gleichen Strafe bedroht, bei 
welcher weder der Thatbeſtand des Kindermordes, noch die ver⸗ 
brecheriſche Abſicht geradezu erwieſen zu ſeyn brauche. Der 
Beweis durch Anzeigen, den dieſer Artikel zu der Verhaͤngung 
der Todesſtrafe als zureichend erklaͤrte, machte eigentliche Juſtiz⸗ 
Morde wenigſtens moͤglich, da es von individuellen Anſichten 
abhing, eine That einmal mit dem Tode und ein andermal 
mit dem Zuchthauſe zu beſtrafen, die in beiden Faͤllen in 
einem bloßen Verſchulden ihren Grund haben konnte. Die 
naͤmlichen Bemerkungen paßten auch auf den J. 3., der die 
Abtreibung der Leibesfrucht zum Gegenſtande hatte, aber, ſeiner 
Strenge in andern Hinſichten ungeachtet, den abſichtlichen Ge⸗ 
brauch abtreibender Mittel, der ſeinen Zweck nicht erreichte, 
unbeſtraft ließ. Unter dieſen Umſtaͤnden glaubte der Juſtizrath 
durchaus nothwendig, ein neues Geſetz dem Großen Rathe 
vorzulegen, welches durch den Redaktor unſerer buͤrgerlichen 
Geſetzgebung verfaßt, die Polizei-Vorſchriften zu Verhinde⸗ 
rung des Kindermordes von den Criminalgeſetzen zu Beſtrafung 
deſſelben genau unterſcheidet, auf das Verhaͤltniß des Urhebers 
zu ſeinem Gehuͤlfen die behoͤrige Ruͤckſicht nimmt, und die 
Strafbeſtimmungen fuͤr ein vollſtaͤndig erwieſenes, im Gegen: 
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faße zu denjenigen für ein in Bezug auf Abſicht oder That: 
beſtand unvollſtaͤndiges Verbrechen ſorgfaͤltig abmißt. 

Die Vorkehren gegen betruͤgeriſche Geldstage hatten haͤufig 
die hoͤchſten Landesbehoͤrden beſchaͤftigt. Geſetzesentwuͤrfe, welche 
man fchon im Jahre 1803 dem damaligen Großen Rathe 
vorlegte, wurden verworfen; unterdeſſen ſtieg das Uebel immer 
hoͤher, und es ſchien ſich eine Art von Geſchaͤftsleuten zu bilden, 
die es ſich faſt zum Verdienſte anrechneten, den Schuldnern 
alle Kuͤnſte und Kniffe einer gewiſſenloſen Rechtspraxis zu 
verſchaffen, um dadurch ihre Glaͤubiger zu hintergehen. Eine 
große Zahl von Geldstagen zu Stadt und Land, von dem Ge— 
meinſchuldner unmittelbar nach einem Scheinverkaufe ſeiner 
ganzen Habe angerufen,“) war offenbar betruͤgeriſch; der ver- 
luſtige Glaͤubiger hatte das leere Nachſehen, waͤhrend ſein 
Schuldner nicht ſelten ein bequemes Leben ungeſcheut fortſetzte. 
Die Wirkung, welche ein ſolcher Zuſtand auf die Sittlichkeit 
und den Kredit des Landes ausuͤben mußte, war nicht zu ver⸗ 
kennen, und die Unſicherheit des letztern befoͤrderte als Gegen— 
wirkung das Entſtehen eines Wucherſyſtems, welches in ſeiner 
Ausdehnung den Ruin mancher rechtſchaffenen Familie nach ſich 
zog, die in einer augenblicklichen Verlegenheit gezwungen wurde, 
ſich in die Haͤnde von Spekulanten zu werfen, aus welchen 
ſie ſich nie loswinden konnte. 

Da faßte die Regierung den Beſchluß, durch kraͤftige Ab: 
ſchreckungsmittel den Kredit wieder ſicher zu ſtellen, und ſie 
erließ das Geldstagsgeſetz, welches ſeiner Natur nach tranſito— 
riſch war, von welchem aber mehrere Beſtimmungen bereits in 
dem neuen Pfandrechte aufgenommen ſind. 


*) Dieſe Scheinhandlungen werden in der Landesſprache mit dem kräftigen 
Ausdrucke von Bluttmachereien bezeichnet. 


Geldstags— 
geſetz. 


22. Dezember 
1822. 
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Den Grund der meiſten betrügerifchen Geldstage glaubte 
man zuverlaͤßig in der Unvollſtaͤndigkeit und Unbeſtimmtheit der 
damaligen Geſetze zu finden, die nur wenige ſichernde Formen 
enthielten, und dergleichen ſtrafbare Handlungen als bloße 
Polizeivergehen anſahen, welche deßwegen nur in ſeltenen Faͤllen 
von Amtes wegen unterſucht und beſtraft wurden. Die Artikel 
187 und 188 des peinlichen Geſetzbuches, welche den betruͤge⸗ 
riſchen Geldstager mit einer peinlichen Strafe bedrohten, waren 
theils durch das Geſetz vom 27. Brachmonat 1803 entkraͤftet, 
theils durch den Mangel an naͤheren Beſtimmungen unwirkſam 
gemacht, und die Satzung 3 Fol. 323, nach welcher der Gelds— 
tager, der betruͤgeriſche Handlungen begangen, angehalten 
werden konnte, fuͤr ſo lange auszuſchwoͤren, bis er ſich mit 
ſeinen Glaͤubigern abgefunden, kam nur ſelten in Anwendung, 
weil wenige Glaͤubiger ſich entſchließen konnten, ihren bereits 
erlittenen Verluſt durch die Koſten eines ungewiſſen Civil 
Prozeſſes zu vermehren, um gelingenden Falls eine 8 un⸗ 
fruchtbare Rache auszuuͤben. 

Es wurden daher in Artikel 8 die Veraͤußerungsvertraͤge, 
die bei dem Ausbruche des Geldstags noch nicht gefertigt ſind, 
aufgehoben, und durch Artikel 9 die Beweglichkeiten, die jemand 
unter dem Vorbehalte des Beſitzes und des Gebrauchs einem 
andern abgetreten, in dem Geldstage des Abtreters zu der 
Maſſe gezogen. Der erſtere Artikel enthielt eine Erklaͤrung des 
F. 5 der Inſtruktion für die Untergerichte, welcher die rechtliche 
Wirkung der gerichtlichen Zufertigung nicht ſcharf genug beſtimmt 
hatte, die ihrer Natur nach als die Uebertragung des dinglichen 
Rechts auf das zugefertigte Grundſtuͤck angeſehen werden mußte. 
Durch den Vertrag erlangte der Erwerber bloß ein perfünliches 
Recht gegen den Veraͤußerer; das dingliche konnte erſt durch 
die Fertigung auf ihn uͤbergehen; hieraus folgte, daß ein von 
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einer verſchuldeten Perſon verkauftes oder vertauſchtes Grund— 
ſtuͤck zu der Maſſe zu ziehen war, wenn der Geldstag derſelben 
erkannt worden, ehe es dem Kaͤufer oder Tauſcher zugefertigt 
war. Der Artikel 9 beruhte auf dem Grundſatze, daß zu einer 
Veraͤußerung, welche auch fuͤr dritte Perſonen verbindlich ſeyn 
ſoll, in der Regel ein aͤußeres in die Augen fallendes Merkmal 
erforderlich ſey, das nach der Analogie der aͤlteren Geſetze bei 
Beweglichkeiten in der koͤrperlichen Auslieferung der zu veraͤußern⸗ 
den Sache beſtehen muß. 

Umfaſſender noch waren die Strafdrohungen, durch welche 
man den allgemein verbreiteten Wahn zu heben ſuchte: daß ein 
freier Mann, ohne Ruͤckſicht auf ſeine Glaͤubiger, mit ſeinem 
Eigenthum und Kredit willkuͤhrlich ſchalten und walten koͤnne. 
Sie gründeten ſich auf eine moͤglichſt genaue Aufzählung ders 
jenigen Handlungen, durch welche die Glaͤubiger am haͤufigſten 
betrogen werden, und auf die das Geſetz jedesmal angewendet 
werden muß, wenn eine derſelben erwieſen iſt. 255 Auch der 
muthwillige Geldstager wurde mit einer verhaͤltnißmaͤßigen 
Strafe bedroht. — Die Kraft des neuen Geſetzes liegt uͤbrigens 
in der unbedingten Freiheit der Glaͤubiger, den Geldstager und 
ſeine Gehuͤlfen zur Manifeſtation anzuhalten, welches Recht 
ihnen die ältere Satzung nur in unvollſtaͤndigem Maße gewährte, 
und in der amtlichen Unterſuchung, welche bei jedem Geldstage 
über das Vorhandenſeyn gravirender Indizien angeordnet iſt.“) 

Obſchon das Geſetz Geldstage uͤberhaupt nicht zu verhindern 
vermochte, ſo iſt auffallend, daß ſeit Erſcheinung deſſelben die 
Verluͤſte im Allgemeinen bei den einzelnen Geldstagen geringer 
waren, als fruͤherhin, weil die Furcht vor der geſetzlichen 


*) Wie ausgedehnt leider der Vereich dieſes Geſetzes ſey, beweist die aus 
den publizirten Verzeichniſſen gezogene Beilage Nr. XIII. 


Satzung XVII. 
S. 300. 


Satzung IV. 
S. 269. 


Emolumenten⸗ 


Tarif. 


25. Mai 1813. 
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Strafe die Schuldner veranlaßte, ihr Vermögen früher als 
zuvor den Glaͤubigern abzutreten. Einzelne bedeutende Gelds⸗ 
tage machen natuͤrlich eine Ausnahme; doch iſt zu bemerken, 
daß diejenigen, welche auf die Hauptſtadt fallen, durch Thats 
ſachen herbeigefuͤhrt wurden, welche aͤlter ſind, als das Geſetz, 
auf welche es alſo nicht wirken konnte. Die Anzahl der Gelds⸗ 
tage uͤberhaupt hat ſich ſehr vermindert, und von den erwarte⸗ 
ten heilſamen Wirkungen des Geſetzes iſt, den eingelangten 
Berichten zufolge, keine ausgeblieben. 


Vor dem Jahre 1798 beſtanden in den verſchiedenen Thei⸗ 
len unſeres Kantons abweichende, von der Regiernng erlaſſene 
Emolumententarife. Im Dezember 1803 wurden dieſelben durch 
einen einzigen Tarif fuͤr den ganzen Kanton erſetzt, auf welchen 
nach ausgelaufener Probezeit von ſechs Jahren der neue, jetzt 
noch mit einigen Abaͤnderungen in aft beſtehende Emolumen⸗ 
tentarif folgte. 

Die durch dieſe verſchiedenen Tarife, zumal durch den letzten, 


vollſtaͤndigſten, beſtimmten Sporteln und Gebuͤhren waren von 


ungleicher Art. Einige ſetzten das Maß der Entſchaͤdigung 
gewiſſer Berufsſtaͤnde und Beamtungen feſt, welche fuͤr ihre 
Arbeiten ganz auf dieſe Gebuͤhren gewieſen waren, wie die 
Amtsſchreiber, Rotarien, Anwaͤlde, Gerichtsbeiſitzer, Vormuͤnder, 
und Weibel. Andere hatten zum Zweck, beſondere Verrichtungen 
einiger Beamten zu retribuiren und machten einen Theil ihrer 
Beſoldung aus; in dieſe Klaſſe gehören die Bewilligungs- und 
Beſiegelungstaxen fuͤr die Oberamtmaͤnner, Gerichtsſtatthalter 
u. dgl. — Noch andere, wie die Audienz- und Amtsgerichtlichen 
Sporteln, die Gebuͤhren fuͤr Niederlaſſung und Aufenthalt der 
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Fremden, für Naturaliſationen, für Scripturen der Staats: 
kanzlei, und beſonders die Staatsgebuͤhr bei Handaͤnderung von 
Grundſtuͤcken, werden der Regierung verrechnet und bilden einen 
nicht unwichtigen Zweig der Staatseinkuͤnfte. — Die ganze Ein⸗ 
richtung wurde von der Regierung bei ihrem Antritte vorge⸗ 
funden; Verbeſſerungen, Herabſetzung wo es thunlich war, Ent⸗ 
fernung aller Mißbraͤuche, blieben ſtets ein Hauptaugenmerk 
der oberen Behoͤrden, vorzuͤglich des Juſtizraths, in deſſen Ge⸗ 
ſchaͤftskreis der Emolumententarif gehoͤrte. Die neue Geſetz⸗ 
gebung lieferte hierzu folgende Anlaͤſſe: 

Zugleich mit dem neuen Geſetze uͤber die Advokaten und 
Agenten erſchien auch ein Tarif ihrer Gebuͤhren, der dieſelben 
der neuen Prozeßform anpaßte und im Ganzen naͤher beſtimmte. 
In dem ſummariſchen Verfahren wurden die Emolumente fuͤr 
die Aſſiſtenz und Diktatur eines weſentlichen Beſtandtheiles des 
Prozeſſes, die muͤndlich oder ſchriftlich zu Protokoll gegeben 
wird, heruntergeſetzt auf acht Franken; und wenn der Pro⸗ 
zeß von Anbringung der Klage bis zum Aktenbeſchluſſe bei 
einem einzigen Termine verhandelt wird, auf 16 Franken. 
Fruͤher bezahlte man die Rechtsſchriften und Diktaturen bei 
dieſen Verhandlungen, wie gewohnt, nach der Zahl der Seiten 
und uͤberdieß noch die Aſſiſtenz mit Fr. 8; und da nach Satzung 
293 des Prozeßgeſetzes faſt alle praͤparatoriſchen und Zwiſchen⸗ 
geſuche und alle Sachen, die von dem Amtsgericht endlich zu 
beurtheilen ſind, von Amtswegen, Sachen aber, die im wach⸗ 
fenden Schaden liegen, oder bei welchen eine oder beide Par: 
teien das Armenrecht genießen, auf Parteiantraͤge hin in das 
ſummariſche Verfahren gewieſen werden, ſo kann man leicht 
ermeſſen, wie ausgedehnt dieſe Reduktion war, welche nicht 
weniger als den ganzen Betrag des fruͤhern Schriftenwechſels 
umfaßt. Ferner wurde beſtimmt, daß die oberen Inſtanzen die 


14. Febr. 1825. 


23. Dez. 1825. 
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Advokaten anhalten ſollen, fuͤr jeden ordnungswidrigen Vortrag 
ihrer Partei die bezogene Gebuͤhr zu erſtatten, weßwegen auch 
dieſer Betrag auf allen Rechtsſchriften angezeigt werden ſoll. 
Dennoch find, um dem hier von jeher angeſehenen Advokaten— 
ſtande ein ehrenhaftes Auskommen zu verſchaffen, die Gebuͤhren 
der Rechtsanwaͤlde die ſtaͤrkſten in dem ganzen Tarife und koͤnnten 
vielleicht in einzelnen Anſaͤtzen modificirt werden.) 

Bald nach dem Tarife der Advokaten und Agenten wurde 
auch derjenige fuͤr Schuldbetreibungen, uͤber deſſen Koſtbarkeit, 
beſonders in geringeren Faͤllen, oͤftere Beſchwerden in den amt⸗ 
lichen Berichten enthalten waren, einer gaͤnzlichen Reviſion 
unterworfen. — Vergleicht man den neuen Tarif mit demjeni⸗ 
gen vom Jahre 1813, ſo erzeigt ſich vorerſt, daß die Beſtim— 
mung, laut welcher bei Anforderungen unter Fr. 25 nur die 
Haͤlfte der geſetzlichen Emolumente gefordert werden ſollte, auf 
Summen von Fr. 50 ausgedehnt ward, eine Erleichterung die 
um ſo fuͤhlbarer war, da die Betreibungen fuͤr kleine Summen 
bei weitem die zahlreichſten find. Ferner wurden die Gebühren 
fuͤr die Quittung uͤber die empfangenen Schriften, die Ein⸗ 
ſchreibung in das Controlenbuch, Abfaſſung der Koſtensnote, 
und Ruͤckgabe des Geſchaͤfts, die zuſammen für jeden Betrei— 
bungsfall 24 bis 25 Btzn. betrugen, ganz aufgehoben und die 
unpatentirten Procurirten, welche in der Regel die meiſten 
Koſten zu veranlaſſen ſuchten, von den Betreibungen entfernt; **) 
auch das Fuͤrbot zur Faͤllung eines Ganturkunds um einen 


*) Für die Verfechtung eines Rekursgeſchäfts ſammt Reiſekoſten konnte ein 
Fürſprecher von Pruntrut 7 Louisd'or berechnen. 


) Die Stelle eines Centralprokurators, welche für den Gläubiger ihre 
Vortheile hatte, aber die Koften für den Schuldner vermehrte, war 
ſchon früher aufgehoben worden. 
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Drittel herabgeſetzt. — Dieſe Reduktionen find auf die jetzt ber 


ſtehenden geſetzlichen Betreibungsformen ſo berechnet, daß man 
eher nachtheilige Folgen vorausſah, wenn man noch weiter haͤtte 


gehen wollen, zumal Beiſpiele aus andern Kantonen gezeigt 


hatten, daß allzu niedrige Taxen nicht immer Nutzen bringen. 
Hingegen waͤren allerdings durch die entworfenen einfacheren 
Betreibungsformen die Emolumente noch in mehrerm Maße 
reducirt worden. 

Der neue Emolumententarif fuͤr Vogts- und Waiſenſachen 


23. Jan. 1826. 


ſtuͤtzte ſich weſentlich auf den fruͤhern; doch mußten in den⸗ 


ſelben die Sporteln fuͤr die Aufnahme und Ausfertigung der 
Guͤterverzeichniſſe beſtimmt werden, welche Beſtimmung, wie 
ſchon oben bemerkt, ſo niedrig als moͤglich feſtgeſetzt und dafuͤr 
die Einſicht der Vogtsmanuale in den Amtſchreibereien von 
allen Gebuͤhren, die Vermoͤgen unter Fr. 2000 von allen Paſſa⸗ 
tions-Emolumenten enthoben wurden. Auch befreite man die 
Abſchrift der Rechnungen in den Protokollen von dem Stempel, 
welchen die zweiten Doppel fruͤherhin bezahlen mußten. 

Jeder, auch der am ſorgfaͤltigſten bearbeitete Tarif kann 
zu ungleichen Auslegungen und ſelbſt zu Mißbraͤuchen, wenn 
auch von geringem Belange, Anlaß geben, denen ſelbſt das in 
einer fremden Geſetzgebung eingefuͤhrte Mittel einer gerichtlichen 
Taxation der Schrift nicht immer abhilft. Der Juſtizrath machte 
es ſich zur Pflicht, auf jede Ueberſchreitung von Seite der Ber 
hoͤrden zu wachen, jede Anzeige zu unterſuchen und jedem bekann⸗ 
ten Mißbrauche zu ſteuern. Mehrere Kreisſchreiben und zahl— 
reiche Weiſungen wurden in dieſer Abſicht erlaffen 9 und zwei⸗ 


*) Z. B. Kreisſchreiben vom 16. Juni 1826, 14. April 1827, 27. Sehr. 
1829. — Ueber eigentliche Mißbräuche, zumal von Oberamtmännern oder 
obern Behörden, iſt nie geklagt worden. 


2, April1830. 
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felhafte Fälle in der Regel ſtets zu Ungunſten der Beamten 
entſchieden. 

Uebrigens konnte der Regierung die Nothwendigkeit nicht 
entgehen, daß nach Erſcheinung der neuen Geſetze auch der 
Emolumententarif vom Jahre 1813 gaͤnzlich umgeſtaltet werde; 


allein der natuͤrliche Zeitpunkt fuͤr dieſe nicht unbedeutende Ar⸗ 


beit trat bei der Vollendung der Reviſion der Gerichtsſatzung 
ein, und man wollte ihn nicht unbenutzt vorbeiſtreichen laſſen, 
ſondern der Juſtizrath ſtellte vor mehr als einem Jahre ) das 
Anſuchen an die Geſetzgebungs⸗-Commiſſion, mit dem letzten 
Theile des Geſetzbuches auch den Entwurf des neuen Tarifs 
und der Inſtruktion fuͤr die Untergerichte dem Großen Rathe 


vorzulegen. 


In den leberbergiſchen Aemtern mußte der Fortbeſtand 
der franzoͤſiſchen Geſetze in Verbindung mit einigen Theilen der 
berniſchen Geſetzgebung eine groͤßere Unbeſtimmtheit in Hinſicht 
des Emolumententarifs hervorbringen, zumal in den drei katho— 
liſchen Aemtern, wo die Einregiſtrirungsgebuͤhr beibehalten 
wurde. Zugleich beſchwerte man ſich in dieſen Aemtern uͤber 
den koſtbaren franzoͤſiſchen Betreibungsprozeß und die damit 
verbundenen uͤberfluͤſſigen Foͤrmlichkeiten. Die Regierung ſen⸗ 
dete im Laufe des letzten Jahres eine Commiſſion auf Ort und 
Stelle, welche durch Sachkundige einen Geſetzes-Entwurf ſo— 
wohl über die Vereinfachung des Betreibungsprozeſſes, als die- 
jenige der Sporteln entwerfen ließ; dieſes Geſetz ſollte dem 
Großen Rathe im Laufe des letzten Winters vorgelegt werden; 
die ganze Materie iſt verwickelt und ſchwierig, weil ſie in eine 
Menge von Geſetzen und Einrichtungen eingreift. 


*) S. Beilage Nr. XIV. 
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B. Juſtizpflege. 


Wie ſchon in der Einleitung zu dieſem Berichte ) bemerkt 
worden, blieben die Einrichtungen des Gerichtsweſens, wie ſie 
unter den Verhaͤltniſſen der Vermittelungsakte beſtanden hatten, 
unverändert. Der Wirkungskreis des Oberamtmanns als Ober: 
vormund, Friedensrichter, Richter in Bagatellſachen, erſte In⸗ 
ſtanz in Polizeifaͤllen und Adminiſtrationsſtreitigkeiten, und in⸗ 
ſtruirende Behörde in Civil- und Kriminalprozeſſen war aus⸗ 
gedehnt und nahm alle Kräfte eines thaͤtigen Mannes in An- 
ſpruch. Die Vereinigung dieſer Attribute in einer einzigen 
Beamtung gewaͤhrte aber die in einem kleinen Staate nicht zu 
uͤberſehenden Vortheile der Einfachheit, Oekonomie und beſon⸗ 
ders der Vermeidung von Colliſionen, welche unter coordinir— 
ten Behoͤrden nur allzuleicht eintreten und in Eroͤrterungen über 
Formen dem Huͤlfe- und Rechtſuchenden mindeſtens einen nam: 
haften Verluſt an Zeit und Muͤhewalt zufuͤgen. 

Die Veraͤnderungen, welche ſeit 1814 in Hinſicht der ober: 
amtlichen Geſchaͤftsfuͤhrung ſtatt gefunden, beſchraͤnken ſich we— 
ſentlich auf folgende: 

Die in der Natur der Sache liegende und in unſerer Ver— 
waltung ſtets anerkannte Verantwortlichkeit fuͤr rechtswidrige 
Handlungen wurde durch die Satzung 15 des Prozeßgeſetzes 
näher und dahin beſtimmt, daß „der Richter und die Gerichts: 
„ perſonen für jeden Schaden verantwortlich ſeyn ſollen, der dar: 
„ans entſteht, daß fie einer Perſon eine geſetzliche Rechtshuͤlfe 
u verweigert, oder eine geſetzwidrige geſtattet. 


*) Oben S. 4, 40, und 67 ff. 
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Die Satzung 297 des naͤmlichen Geſetzes erhoͤhte die Com— 
petenz des Oberamtmanns in Civilſachen um das Doppelte, 
durch Zutheilung des Rechts, „in Sachen, wo der Streitge— 
„genftand die Summe von fünfzig Franken nicht uͤberſteigt,“ 
ganz ſum mariſch und ohne Weiterziehung zu urtheilen. 

In Vormundſchaftsſachen wurde ſein Verhaͤltniß zu dem 
Amtsgerichte ſo ausgeſchieden, daß letzteres als der eigentliche 
Richter uͤber beſtrittene Faͤlle von Bevogtung oder Entvogtung 
aufgeſtellt und dagegen die oberamtliche Paſſation einer Vogts⸗ 
rechnung einem rechtskraͤftigen Urtheile gleichgeſtellt wird, uͤber 
welches alle darin betheiligten Perſonen und Behoͤrden vor den 
Kleinen Rath recurriren koͤnnen. 

Durch beſondere Vorſchriften wurden uͤberdieß die Stellver: 
treter des Oberamtmanns, in ſeiner und des Amtsſtatthalters 
Abweſenheit, naͤher bezeichnet, die geſetzlichen Beſtimmungen 
über die Vertheilung der Bußen ) wiederholt, und ſtatt der 
bisher gebraͤuchlich geweſenen Familienſiegel fuͤr die Beſieglung 
der Spruͤche und Urkunden eigene Amtsſiegel eingefuͤhrt. Eine 
ausfuͤhrliche, nicht ohne Berathung ſachkundiger Perſonen er— 
laſſene Inſtruktion fuͤr die Amtsſchreiber ſorgte fuͤr den richti— 
gen Geſchaͤftsgang dieſer fuͤr die weſentlichſten Landesintereſſen 
ſo wichtigen Beamtung und fuͤr die Ordnung der oberamtlichen 
Archive. 

Auch die Verrichtungen der untergeordneten Behoͤrden, der 
Gerichtsſtatthalter, Chor- und Fertiggerichte erhielten, theils 
durch die neuen Geſetze, theils Ju beſondere Vorſchriften 
mehrfache Vervollſtaͤndigung. 


*) Aus wohlmeinender Abſicht war hin und wieder ein geſetzlich zu einer 
andern Verwendung beſtimmter Bußenantheil einem Armengute oder ſonſt 
einer wohlthätigen Stiftung zugeſprochen worden. 
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Nach den Fundamentalgeſetzen waren dem Juſtizrathe, 
nebſt der Vorberathung der eigentlichen legislatoriſchen Arbeiten, 
über welche in dem vorhergehenden Abſchnitte Rechenſchaft ab— 
gelegt worden, vorzuͤglich folgende Gegenſtaͤnde der Juſtizpflege 
zugetheilt: 5 

1) Die Unterſuchung aller gegen ganze Gerichtsſtellen oder 
einzelne Beamte einlaufenden Klagen. — Das von jeher beſtan⸗ 
dene, durch die Verordnungen vom 25. September 1711 und 
23. Mai 1772 geſetzlich anerkannte, durch die Verordnung vom 
20. Juni 1803, und durch die Prozeßform in Adminiſtrations— 
faͤllen theils erleichterte theils regulirte unbeſchraͤnkte Klagrecht 
gegen alle Behoͤrden iſt ſchon in fruͤheren Stellen dieſes Be— 
richts berührt worden;) — daß von dieſem Klagrechte haͤn— 
figer Gebrauch gemacht, daß keine der eingekommenen Befchwer- 
den ununterſucht gelaſſen, vielmehr denſelben, wenn ſie irgend 
begründet waren, ohne Anſehen der Perſon ſtets Rechnung ge— 
tragen wurde, beweiſen die Protokolle des Kleinen Raths und 
des Juſtizraths. Im Laufe des Jahrs 1829 z. B. ſind von dem 
Juſtizrathe, ungerechnet die eigentlichen Rekurſe, 90 bei der 
Regierung eingelangte Klagen oder Beſchwerdeſchriften, nicht 
ſowohl gegen die Oberamtmaͤnner oder Gerichtsſtellen, als zum 
groͤßern Theil gegen Gemeinden, Vormundſchaftsbehoͤrden u. ſ. w. 
unterſucht, 38 derſelben ganz oder zum Theil begründet erfun⸗ 
den und 52 als grundlos abgewieſen worden. Nur wenn offen— 
bare Unwahrheiten in der Klagſchrift nachgewieſen werden konn⸗ 
ten, oder dieſelbe in ihrer Abfaſſung die Formen des Anſtands 
verletzte, erfolgte eine Ahndung gegen den Kläger, die gewoͤhn⸗ 
lich in einem Verweiſe, ſelten in einer Gefaͤngnißſtrafe von 
1 bis hoͤchſtens 3 Tagen beſtand. Wenn uͤbrigens mehrere 


*) ben S. 176 f. u. S. 67. 


Geſetz vom 
6. Juni 1818. 
§. 27. 
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Klagen den Charakter von Unbeſcheidenheit und Leidenſchaftlich— 
keit trugen, ſo verdient doch hier die Thatſache herausgehoben 
zu werden, daß niemals, in keiner einzigen der vielen Hun⸗ 
derte von Klagen, die ſeit 1814 eingekommen ſind, gegen irgend 
eine Behoͤrde, gegen irgend einen Beamten auf Beſtechung ge— 
klagt, oder auch nur ein Vorwurf von Beſtechlichkeit angebracht 
worden iſt, und daß ſich alſo der alte Ruhm der Berniſchen 
Juſtiz auch in dieſer Hinſicht unbefleckt erhalten hat. 

Alle Streitigkeiten, in welchen der Kleine Rath als 
Adminiſtrationsrichter in letzter Inſtanz abzuſprechen hat. Die⸗ 
ſelben waren oft langwierig, und betrafen weſentliche Intereſſen, 
beſonders wenn es ſich um verſchiedenartige Verhaͤltniſſe im 
Innern einer Gemeinde, oder von einer Gemeinde zur andern 
handelte. Hingegen hat die Zahl dieſer Streitigkeiten abgenom— 
men, und wo die Natur des Streitgegenſtandes es wuͤnſchbar 
machte, ſuchte man den Ausgang derſelben in ein Reglement, 
das mit Veränderung der Umſtaͤnde wieder modifizirt werden 
konnte, ſtatt in einen unabaͤnderlichen Spruch einzuleiten. — 
Kompetenz Streitigkeiten zwiſchen dem Gerichtsſtande des buͤr— 
gerlichen und demjenigen des Adminiſtrationsrichters ereigneten 
ſich hoͤchſt ſelten, und in den letzten Zeiten faſt nie mehr; auch 
zwiſchen Parteien wurde die Vorfrage des Gerichtsſtandes nur 
in wenigen einzelnen Faͤllen beſtritten, obgleich das Geſetz jedem 
Kläger geſtattete, ſich den Weg Rechtens für den Adminiſtrativ⸗ 
Prozeß eroͤffnen zu laſſen, und dann eine Civilklage zu fuͤhren, 
oder umgekehrt vor dem Adminiſtrationsrichter klagend aufzu— 
treten, wenn er die Rechtseroͤffnung fuͤr eine Civilklage erhal— 
ten hatte. 

3) Die Einleitung und Direktion aller Fiskalprozeſſe ge 
hoͤrte ebenfalls vor den Juſtizrath. In Verfuͤhrung der Crimi— 
nalproceduren und in Unterſuchung der meiſten Polizeivergehen 
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handelte der Richter von Amtswegen; nur in kleineren Frevel— 
faͤllen und Verbotsuͤberſchreitungen fand ein Parteiverfahren 
ſtatt. Oft aber ereigneten ſich Faͤlle zweifelhafter Art, wo von 
Privaten die fiskaliſche Einſchreitung der Behoͤrde anbegehrt 
wurde. In ſolchen Faͤllen hatte der Juſtizrath es ſich zur Re— 
gel gemacht, bei dem Vorhandenſeyn irgend naher Indizien die 
amtliche Unterſuchung ſtets anzubefehlen und ſie auch dann zu 
geſtatten, wenn der Klaͤger dieſelbe auf eigene Gefahr und 
Koſten verlangte. — Bei dieſem Anlaſſe kann noch bemerkt wer— 
den, daß ſchon unter der Mediations-Verfaſſung, als die In— 
ſtruktion fuͤr die Oberamtmaͤnner und Amtsgerichte uͤber das 
Verfahren in peinlichen Sachen berathen wurde, die Frage zur 
Sprache kam, ob eigene Fiskale fuͤr groͤßere Kriminalbezirke 
aufgeſtellt werden ſollen. Die Beſorgniß, daß dadurch nach— 
theilige Colliſionen und Competenzſtreitigkeiten mit den Ober— 
aͤmtern, ſo wie bedeutende Koſten ſowohl wegen Beſoldungen 
als dem neuen Bau von Gefangenſchaften, und endlich Verlaͤn— 
gerung der Unterſuchungen, verbunden mit groͤßerer Beſchwer— 
lichkeit fuͤr die Zeugen u. ſ. w., entſtehen koͤnnten, bewog die 
damalige Regierung, auf dieſen Vorſchlag nicht einzugehen, zu— 
mal fuͤr die Sicherheit der Verhoͤre durch die vorgeſchriebene 
Beiziehung zweier Beiſitzer am Amtsgerichte geſorgt und der 
Oberamtmann gewieſen war, in allen wichtigeren Faͤllen einen 
derſelben zum Fiskal zu beſtellen. In den letztverfloſſenen Jah—⸗ 
ren fiel ein neuer Antrag uͤber dieſen Gegenſtand vor dem 
Großen Rathe ſelbſt; es ward aber demſelben keine weitere 
Folge gegeben, theils aus den obangefuͤhrten Gruͤnden, und 
theils um einer kuͤnftigen Reviſion des Criminalweſens und 
Bearbeitung des peinlichen Geſetzbuchs nicht vorzugreifen. 

4) Vereint mit der Criminal-Commiſſion des Appellations— 
gerichts, hatte der Juſtizrath auch die Vorſchlaͤge uͤber Milde— 
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15. Febr. 1822. 
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rung oder Nachlaß von Strafurtheilen abzufaſſen; das gute 
Betragen der Straͤflinge in den Zuchtanſtalten, von denen im 
folgenden Abſchnitte die Rede ſeyn wird, kam hierbei vorzuͤg— 
lich in Betrachtung; doch hatte man die Regel angenommen, 
dergleichen Begnadigungsbegehren nur nach Verfluß von drei 
Vierteln der Strafezeit zu empfehlen. 

So wie die Aufſicht uͤber die geſchwornen Schreiber in 
ihren verſchiedenen Abſtufungen von Notarien, Amtsnotarien 
und Amtsſchreibern dem Juſtizrathe uͤbertragen war, ſo ſtand 
auch unter demſelben das Examinatoren-Collegium, welches die 
Aſpiranten zum Notariate zu pruͤfen, und ſowohl in einzelnen 
Faͤllen, wo die Befugniß zu einer Stipulation oder die Taxe 
derſelben in Zweifel gezogen wurde, als auch uͤber allgemeinere, 
in die Organiſation des Notariats einſchlagende Fragen ſein 
Gutachten abzugeben hatte. Seit Anfang des Jahres 1814 
waren von dieſem, aus vier erfahrnen Amtsſchreibern und 
Amtsnotarien unter dem Vorſitze eines Mitglieds des Juſtiz⸗ 
rathes beſtehenden Collegium 189 Bewerber gepruͤft worden. 

Zu Bethaͤtigung der ihm zugetheilten Aufſicht uͤber die 
Juſtizpflege ließ der Juſtizrath ſeit dem Jahre 1822 fich jährlich 
von allen Oberaͤmtern genaue Tabellen uͤber die im Laufe des 
Jahres vorgekommenen Civil, Polizei- und Criminal-Faͤlle 
vorlegen, und zugleich uͤber alle Zweige der Rechtspflege Be— 
richt erſtatten. Die Ueberſicht der daherigen Reſultate “) zeigt, 
wie ſchon fruͤher bemerkt worden, eine Abnahme der Civil— 
prozeſſe; hingegen hat in neuerer Zeit die Zahl der peinlichen 
und korrektionellen Rechtsfaͤlle bedeutend zugenommen. Die 
naͤmliche, keineswegs erfreuliche, doch vielleicht weniger fuͤr 


4) Beilage Nr. XV. A. B. C. 
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eine fortfchreitende Demoraliſation des Landes, als für die 
vermehrte Thaͤtigkeit der Polizeiaufſicht zeugende Erſcheinung 
wird auch in andern Staaten wahrgenommen.) 

Die zahlreichſte Klaſſe der korrektionellen Straffaͤlle bilden 
die Widerhandlungen gegen die Forſtpolizei und die vielen, 
meiſt geringen Holzfrevel, welche nach geſetzlicher Vorſchrift mit 
Geldſtrafen belegt, groͤßtentheils aber von Unvermoͤgenden mit 
Armuthsſcheinen bezahlt wurden. Bei Verhaͤngung dieſer und 
der uͤbrigen Bußen hatte der Richter wenigſtens die Beruhigung, 
daß fuͤr ihn keinerlei Intereſſe vorwalten konnte. Bekanntlich 
war das vor 1798 beſtandene Verhaͤltniß, welches dem Richter 
einen Antheil an den Bußen uͤberließ, ſchon ſeit 1803 ganz 
aufgehoben, und alle Geldſtrafen ohne Ausnahme wurden, in- 
ſofern ſie nicht dem Verleider oder einer gemeinnuͤtzigen Be— 
ſtimmung zuftelen, dem Staate verrechnet.“) Die daherige un— 
zweideutige Vorſchrift iſt in dem letzten Emolumententarife wieder: 
holt, und ſtets gewiſſenhaft beobachtet worden; ſie wirkte wohl— 


4 


*) Die Angaben über die progreſſive Zunahme der Straffälle in England 
ſind bekannt. In einigen Kantonen ſcheint ein umgekehrtes Verhältniß 
gegen die oben angeführten Reſultate zu beſtehen. Nach den Notizen, 
die Herr Prof. Bernoulli im zweiten Bändchen ſeines intereſſanten 
„Schweizeriſchen Archivs“ geliefert hat, vermehrte ſich im Kanton Zü— 
rich die Zahl der von dem Hbergerichte beurtheilten Civilfälle von 132 
auf 162, und die der Criminalfälle verminderte ſich von 43 auf 27. 
Im Kanton Thurgau vermehrten ſich jene in den genannten Jahren 
von 32 auf 46; doch wäre es wohl zu gewagt, auf ſolche einzelne That— 
ſachen allgemeine Schlußfolgerungen zu gründen. 


**) Bloß der Amtsſchreiberei wird von dem Betrage jeder eingehenden Buße 
eine Kleinigkeit (25 rp.) als Emolument für die Führung des Bußen— 
rodels zugeſtanden. Die Summe der dem Staate zufallenden Bußen— 
antheile beträgt nach einer Durchſchnittsberechnung von 12 Jahren 
Fr. 9400 jährlich; ſie hat in den letzten Jahren merklich abgenommen. 
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thaͤtig, ſo wie diejenige, daß dem geſtaͤndigen Frevler die in 
dem Geſetze beſtimmte Strafe ohne einige weitere Koſten, mit 
einziger Ausnahme der Vorladungsgebuͤhr des Weibels, diktirt 


werden ſollte. 


C. Polizeiſachen. 


Die dem Juſtiz- und Polizei-Departemente uͤbertragene 
Aufſicht in Polizeiſachen erſtreckte ſich uͤber die geſammte Cri— 
minal⸗ und Sicherheits-Polizei, inſofern letztere nicht dem Ge- 
heimen Rathe zugetheilt war, und namentlich uͤber die Central— 
Polizei-Direktion mit ihrem ganzen Perſonale, die ſaͤmmtlichen 
Gefangenſchaften, die Zuchtanſtalten, das Landjaͤger⸗Corps 
mit Inbegriff der uͤbrigen Polizeibeamten, die Fremdenpolizei, 
die Wirthſchaften ſammt Baͤcker- und a die Feuer⸗ 
anſtalten. 


10 Die Centralpolizei-Direktion bildete ſich nach und nach 
aus dem Verhoͤrrichter⸗Amte, welches ſchon 1803 aus dem da— 
maligen Mangel an brauchbaren Gefangenſchaften in einigen 
Amtsbezirken, und aus dem Beduͤrſniſſe einer ſolchen Stelle 
bei verwickelten oder uͤber mehrere Amtsbezirke ſich erſtreckenden 
Criminal-Unterſuchungen entſtanden war. Sie erhielt ihre 


Organiſation durch die Dekrete von den Jahren 1806 und 1807, 


und wurde im Jahre 1811 mit angemeſſener Beſtimmung der 
Beſoldungen beſtaͤtigt, worauf ſie im Weſentlichen ihrer Oblie— 
genheiten und Competenzen unveraͤndert fortbeſtanden hat, da 
der Nutzen dieſer Beamtung, welche in den meiſten uͤbrigen 
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Kantonen das Beiſpiel zu Ähnlichen Einrichtungen gab, fich 
hinlaͤnglich bewaͤhrte. 

Unter derſelben ſtehen, nebſt der eden Sicherheits— 
polizei und der Oberdirektion des Landjaͤgercorps, die Polizei 
uͤber die Fremden, welche nicht im Falle einer Niederlaſſung 


auf eigene Rechnung ſind, namentlich der Handwerksgefellen, 
das Paßweſen, die Beſorgung der Gefangenſchaften in der 


Hauptſtadt, die geſammte Markt- und Hauſierpolizei, welche 
letztere durch eine neue und vervollſtaͤndigte Verordnung letzthin 
regulirt worden iſt. Ueberdieß verfuͤhrt das Verhoͤrrichteramt 
die ihm von der Regierung in beſonderen Faͤllen zugewieſenen 
Criminalprozeduren, und durch ein neues Dekret ward ihm 
auch die Inſtruktion aller Criminalfaͤlle in dem Amtsbezirke 
Bern auf eine Probezeit von vier Jahren uͤbertragen.“) 

Eben dieſer Stelle, oder vielmehr der unermuͤdeten Thaͤ— 
tigkeit des derſelben vorſtehenden Centralpolizei-Direktors wurde 
bei der Vereinigung des Leberbergs, welche ohnehin ſeine Ge— 
ſchaͤfte vermehrte, die Einbuͤrgerung der daſelbſt vorgefundenen 
ſehr zahlreichen Klaſſe von Heimathloſen, ſo wie die Leitung 
eines Verſuchs, in Suͤdamerika eine Colonie unter guͤnſtigen 
Ausſichten zu ſtiften uͤbertragen. Von jener Einbuͤrgerung wird 
unten bei Anlaß der Fremdenpolizei etwas beruͤhrt werden. 

Ueber ſeine Verrichtungen erſtattete der Verhoͤrrichter und 
Centralpolizei-Direktor alljährlich einen ausführlichen Bericht. 
Eine aus dieſen Berichten gezogene Ueberſicht wird die verſchie— 


*) Im Jahre 1829 hatte das Verhörrichteramt 11 Criminalprozeduren in 
Folge ſpezieller Aufträge und 66 für das Oberamt Bern zu verführen; 
im Jahre 1830 belief ſich die Zahl jener auf 11, dieſer auf 56, und 
dieſe Prozeduren enthielten zuſammen bei 10,000 Seiten; die vielen auf 
dem Polizeiwege aufgenommenen Unterſuchungen ſind hier nicht in An— 
ſchlag gebracht. 


6. April 1829. 


5. Dezember 
1828. 


Gefängniſſe. 


2. Jau. 1823. 


25. Aug. 1823. 
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denen Leiſtungen der Behoͤrde, den Umfang ihres Wirkungs— 
kreiſes und die ſtete Zunahme der Geſchaͤfte am anſchaulichſten 
darſtellen.“) Die Koſten haben, wie aus der naͤmlichen Ueber: 
ſicht hervorgeht, nicht in demſelben Verhaͤltniſſe zugenommen; 
ſie betrugen im Durchſchnitte der letzten 10 Jahre nicht ganz 
Fr. 12,000, wozu aber die Staatskaſſe, mit Ausſchluß der Be— 
ſoldungen der oberen Beamten, nur den dritten Theil lieferte, 
indem das Uebrige aus der Einnahme von Paͤſſen, Markt⸗ und 
Hauſierpatenten und erſtatteten Gefangenſchaftskoſten beitrit- 
ten wurde. 

Die Comptabilitaͤt wird von einem Stellvertreter, die Cor: 
reſpondenz von einem Aktuar gefuͤhrt. f 

2) Die Gefangenfchaften, die in der Hauptſtadt, wie ſchon 
bemerkt, unter der ſpeziellen Aufſicht der Centralpolizei, in den 
Amtsbezirken unter derjenigen der Oberamtmaͤnner ſtehen, haben 
die Aufmerkſamkeit der obern Aufſichtsbehoͤrde wiederholt in 
Anſpruch genommen. Ueber ihren Zuſtand wurde durch Ver— 
anſtaltung des Juſtizrathes im Jahre 1823 genauer Bericht eins 
geholt, und das Reſultat der Regierung vorgelegt, welche hier— 
auf einen neuen Bau in Fraubrunnen und die noͤthigen Auss 
beſſerungen uͤberall veranſtaltete, in der Abſicht, daß in jedem 
Amtsſitze wenigſtens zwei ſichere, heizbare Gefangenſchaften ein— 
gerichtet werden ſollten; an den mehrſten Orten waren ſie in 
dieſer und noch groͤßerer Zahl wirklich vorhanden. Fuͤr den 
weitlaͤuftigen Amtsbezirk Konolfingen, wo die Lokalitaͤt zu Schloß 
Wyl beſondere Schwierigkeiten darbot, war in dem letzten 
Winter der Plan zu Aufführung eines neuen Gefangenſchaft— 
Gebaͤudes vollſtaͤndig bearbeitet, und ſollte im Hornung dem 
Großen Rathe unterlegt werden. 


*) S. Beilage Nr. XVI. 
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Für die geſunde Koſt und reinliche Haltung der Gefan— 
genen ſorgten ſchon die aͤlteren Vorſchriften; doch wurde im 
Jahre 1823 ein eigenes Reglement, welches zugleich die innere 
Polizei umfaßte, im Druck erlaſſen und zur Vollziehung in 
allen Gefaͤngniſſen angeſchlagen. | 

3) Die zu Enthaltung verurtheilter Gefangenen beſtimmten 
Strafanſtalten ſind theils in der Hauptſtadt ſelbſt, theils zu 
Pruntrut und zu Thorberg. 

Schon im Jahre 1615 beſtand zu Bern ein Schallenhaus, 
in welchem ohne Unterſchied Verbrecher, Bettler, Landſtreicher 
und Dirnen aufgenommen wurden, deren Arbeit in Saͤuberung 
der Straßen der Stadt beſtand. 1768 ward eine Soͤnderung 
der Gefangenen getroffen durch Errichtung des Zucht- oder ſo⸗ 
genannten Blauhauſes, zu Enthaltung der wegen geringeren 
Verbrechen oder Vergehen verurtheilten Perſonen beiderlei Ge— 
ſchlechts. Hierauf trug die Regierung einer eignen Commiſſion 
die Reviſion und gaͤnzliche Umarbeitung der verſchiedenen alten 
Verordnungen uͤber die Zuchtanſtalten auf, deren Reſultat ein 
zweckmaͤßiges und ſehr detaillirtes Reglement war, welches 1789 
im Druck erſchien, ſeither zwar verſchiedene Veraͤnderungen 
erlitten, aber dennoch bis jetzt durch kein anderes erſetzt worden, 
und daher noch immer wenigſtens die Grundlage der Verwal— 
tung und Hausordnung dieſer Anſtalt ausmacht. 

Sowohl die Bauart als die ganze Einrichtung des Schal— 
lenhauſes und des Arbeitshauſes zeigte, daß dieſelben aus einer 
Zeit datirten, da man ſich nicht fo viel mit Straf- und Belle 
rungs-Anſtalten beſchaͤftigte, wie heut zu Tage. Offenbar 
waren ſie auf eine kleinere Anzahl Zuͤchtlinge eingerichtet, als jetzt 
gewoͤhnlich darin enthalten ſind, oder wenigſtens auf den Umſtand 
berechnet, daß die Zuͤchtlinge groͤßtentheils zu Arbeiten außer 


dem Hauſe ſollten gebraucht werden. Das Schallenhaus, ein 


Zuchtanſtalten: 


in Bern. 
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altes morſches Gebäude, erwies fich in feiner ganzen innern 
Einrichtung als fehlerhaft; krumme Winkel und finſtere Gaͤnge; 
die Schlafſaͤle mit Beltſtellen, und die Arbeitszimmer mit Zuͤcht— 
lingen überfüllt. Eines der größten Zimmer mußte zum Eß⸗ und 
Arbeitszimmer fuͤr die Maͤnner und zugleich zur Hauskapelle dienen. 
Gefährliche Verbrecher konnten nur mit der größten Schwierig 
keit untergebracht und enthalten werden. An Klaſſifikation der 
Gefangenen war kaum zu denken, an Beſſerung derſelben noch 
weniger; aus demſelben Grunde war auch das Krankenzimmer 
faſt immer voll. — Im Arbeitshauſe war der Raum im Verhaͤlt— 
niſſe zur Anzahl der Enthaltenen noch enger, es war gewoͤhn— 
lich im eigentlichen Sinne des Wortes angefuͤllt bis unter das 
Dach, obwohl hier die Klaſſifikation der Gefangenen, deren eine 
große Zahl, beſonders weibliche, wegen liederlichem Lebweſen, 
verurtheilt waren, faſt noch noͤthiger geweſen waͤre. Ueberdieß 
war feine Lage noch weit unguͤnſtiger als diejenige des Schallens 
hauſes, indem es zwiſchen der Ringmauer und dem Stadt— 
graben eingedraͤngt, des noͤthigen Luftzuges und der Sonne 
entbehrte, und jede Ausdehnung unmoͤglich war. In einem 
Zeitraume von wenigen Jahren brach zweimal das Nervenfieber 
aus, deſſen Verbreitung nur mit Muͤhe verhindert werden konnte. 

Fremde und einheimiſche Beſucher der hieſigen Strafanſtalt 
bezeugten jedesmal ihre Verwunderung, daß Bern in dieſer 
Ruͤckſicht hinter andern Staaten und ſelbſt hinter einigen andern 
Kantonen zuruͤckbleibe. 

Seit langer Zeit ſchon, und je laͤnger je mehr, ward die 
Unzweckmaͤßigkeit und Unzulaͤnglichkeit der beſtehenden Gebaͤude 
gefuͤhlt; der reparations-beduͤrftige Zuſtand derſelben, die ge—⸗ 
ringe Sicherheit, welche ſowohl die Gebaͤude ſelbſt als deren 
Umgebungen zu Enthaltung von Verbrechern darboten, vor 
allem aber der mit der ſtets wachſenden Anzahl von Zuͤchtlingen 
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je laͤnger je fuͤhlbarer und dringender werdende Mangel an 
Raum, bewogen endlich den Juſtizrath, dieſen Gegenſtand bei dem 
Großen Rathe zur Sprache zu bringen, und mit dem Antrage 
zu begleiten, entweder die beſtehenden Gebaͤude zu erweitern, 
oder einen neuen Bau vorzunehmen. Da die bloße Erweiterung 
der beſtehenden Gebäude mit bedeutenden Koſten verbunden ge— 
weſen waͤre, ohne jedoch dem eigentlichen Zwecke viel naͤher zu 
kommen, ſo war man eher zu einem neuen Bau geneigt, wel— 
cher aber wegen der bald darauf eintretenden Reviſion des Fi— 
nanzweſens einſtweilen noch unterblieb; durch ein Geſetz uͤber 
Umwandlung der Zuchthausſtrafen ſuchte man einſtweilen die 
Ueberfuͤllung der Haͤuſer ſo viel moͤglich zu verhindern. 

In den Jahren 1823, 1824 und 1825, als die Finanzen 
in ein beſſeres Gleichgewicht gekommen waren, wurde der Ge— 
genſtand wieder vorgenommen, und von dem Juſtizrathe und 
der Baucommiſſion vielfaͤltig berathen. Es wurden Programme 
entworfen, und von hieſigen und auswaͤrtigen Baumeiſtern 
Plaͤne verfertigt; eine eigene Regierungs-Commiſſion mit 
Kunſtverſtaͤndigen beſichtigte die nach den Grundſaͤtzen des Poͤ— 
nitentiar⸗Syſtems neu erbauten Straf- und Beſſerungsanſtalten 
zu Genf und Lauſanne, und endlich ward im Fruͤhjahr 1826 
von dem Großen Rathe der auf 400 Straͤflinge berechnete, 
und auf Fr. 500,000 deviſirte Plan des hieſigen Architekten, 
Hrn. Oſterrieth, genehmigt; einſtweilen jedoch nur mit dem Bau 
des einen Fluͤgels der Anfang gemacht, und dafuͤr Fr. 280,000 
bewilligt; worauf dann, nachdem derſelbe vollendet und zweck— 
maͤßig befunden worden, auch der Bau des zweiten Fluͤgels, 
und ſomit die Vollendung des ganzen Gebaͤudes nach dem vor— 
gelegten Plane beſchloſſen, und die dazu erforderliche Summe 
von Fr. 270,000 bewilligt worden iſt. 

Da die Zweckmaͤßigkeit und Anwendbarkeit des erſt in 


1818. 


9. Juni 1819. 
und 

16. Dezember 
1820. 


1. Febr. 1819. 


24. Febr. 1826. 


8. Juni 1829, 


202 


neuerer Zeit aufgekommenen ſogenannten Poͤnitentiar- oder Beſſe⸗ 
rungs-Syſtems, durch gaͤnzliche Abſonderung aller Enthaltenen 
mittelſt eben ſo vieler einzelnen Zellen, bei einer ſo bedeutenden 
Strafanſtalt, wie die hieſige noch problematiſch ſchien; ſo ward 
bei dieſem neuen Bau ein Mittelweg eingeſchlagen, und in 
jedem der beiden Flügel nebſt den noͤthigen größeren und klei⸗ 
neren Schlaf- und Arbeitszimmern “) noch eine Anzahl von 56 
einſamen Zellen zu beſſerer Abſoͤnderung und Klaſſirung der 
Straͤflinge angebracht, welche Einrichtung nach der bisherigen 
obwohl noch kurzen Erfahrung ſich als hinlaͤnglich bewaͤhrt 
erzeigt hat. 

Gleichzeitig wurde die Aufſichts- und Verwaltungsbehoͤrde 
neu beſtellt, beſſer beſoldet und mit vollſtaͤndigeren Inſtruktionen 
verſehen. Sie beſteht aus einem Direktor, der in dem Gebaͤude 
wohnt, und deſſen ſpezieller Leitung und Verantwortung die 
ganze Anſtalt anvertraut iſt, einem Buchhalter, der die Deko: 
nomie beſorgt, einem Prediger, einem Arzte und einem Wund— 
arzte, nebſt 32 untergeordneten Angeſtellten beiderlei Geſchlechts. 


Im März des abgewichenen Jahres bezogen die Schallen— 
werk-Zuͤchtlinge den vollendeten Theil des neuen Gebäudes 
und im April wurden an deren. Stelle die Zuͤchtlinge des 
Arbeitshauſes in das unterdeſſen wohl ausgereinigte alte Schal— 
lenhaus verlegt, damit ſogleich durch Abbrechung des Arbeits— 
hauſes mit dem Bau der zweiten Haͤlfte des neuen Ganzen der 
Anfang gemacht werden koͤnne. Der Bau wird mit Thaͤtigkeit 
fortgeſetzt, und ſoll mit Ende Auguſts des laufenden Jahres 
unter Dach kommen. | 

Eine Ueberſicht der Hauptrubriken der letztjaͤhrigen Ein— 


*) Ungerechnet einige feſte Zellen für gefährliche Verbrecher. 
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nahmen und Ausgaben der Anſtalt, in Vergleichung mit den 
Reſultaten der früheren Jahre ſeit 1814, wird die näheren finan— 
ziellen Angaben liefern.“) Ein Auszug aus dem letzten Amts— 
berichte des Direktors“) giebt Auskunft uͤber die verſchiedenen 
Anordnungen, welche fuͤr die Behandlung der Straͤflinge, die 
innere Hauspolizei, und ganz vorzuͤglich fuͤr die Vervollkomm— 
nung der zwei bewaͤhrteſten Beſſerungsmittel, Arbeit und Unter— 
richt getroffen worden ſind. Schon gegenwaͤrtig kann die Anſtalt 
eine Vergleichung mit jeder andern in der Schweiz und in den 
angraͤnzenden Laͤndern mit Vortheil beſtehen. 

Die Zuchtanſtalt in Pruntrut nahm ihren Anfang im Jahr 
1817, bald nach der Vereinigung des Leberbergs, und ward 
vorzuͤglich zu Aufnahme der durch die Gerichte der leberbergiſchen 
Aemter zu Ketten- oder Zuchthausſtrafen verurtheilten Indivi— 
duen beſtimmt; indeſſen werden auch Zuͤchtlinge aus den Straf— 
anſtalten von Bern dahin verlegt und gleichſam deportirt, je— 
doch wird ſie nicht zur Enthaltung eigentlich gefaͤhrlicher und 
zu langjaͤhriger Einſchließung verurtheilter Verbrecher gebraucht. 

Das ehemalige Kloſter der Annunziaden in der Stadt 
Pruntrut ward zu dieſem Zweck beſtimmt, und koͤnnte in Hin— 
ſicht des Raumes wohl bei 80 Perſonen aufnehmen; die all— 
maͤhlig angewachſene Anzahl der Enthaltenen iſt aber ſelten 
uͤber 60 geſtiegen und betrug gewoͤhnlich 40 bis 50, wovon die 
groͤßere Haͤlfte maͤnnlichen Geſchlechts. 

Die Anſtalt ſteht unter der Aufſicht des Oberamts, das 
Verwaltungsperſonal beſteht in einem Inſpektor, einem Oeko— 
nom, und je nach Beduͤrfniß und im Verhaͤltniß der Anzahl 
der Gefangenen ungefaͤhr vier Unteraufſehern oder Zuchtmei— 


*) S. Beilage Nr. XVII. 


++) S. Beilage Nr. XVII. 
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ſtern. Die Tagesordnung des Hauſes, die Behandlung, Nah— 
rung und Arbeiten der Zuͤchtlinge ſind im Allgemeinen wie in 
den Strafanſtalten in Bern. 

Fuͤr die katholiſchen ſowohl als fuͤr die proteſtantiſchen Ge— 
fangenen wird von den zu Pruntrut ſtationirten Geiſtlichen jede 
Woche Gottesdienſt gehalten. 

Der Gang der Verwaltung dieſer Strafanftalt iſt im Gan— 
zen genommen und beſonders in oͤkonomiſcher Ruͤckſicht befrie— 
digend. 

Aus den vergleichenden Rechnungs-Ueberſichten ) erzeigt 

ſich: daß die groͤßte Zahl von Zuͤchtlingen auf das Jahr 1818. 
mit 70 Koͤpfen faͤllt, ohne Zweifel als Folge der Theurungs— 
Jahre. Die geringſte Anzahl war 38 im Jahre 1822. Die 
groͤßte Ausgabe betrug 1817, ſowohl wegen der erſten Einrich— 
tung der Anſtalt, als wegen der damaligen allgemeinen Theu— 
rung, im Ganzen Fr. 14,745 fuͤr kaum 43 Zuͤchtlinge, von 
welchen mithin jeder im Jahr Fr. 346 oder taͤglich be. 91%, 
koſtete. 

Die wohlfeilſten Jahre waren 1824 und 1826, wo jeder 
der 48 Zuͤchtlinge auf Fr. 116 jaͤhrlich, oder taͤglich rp. 32 zu 
ſtehen kam, wozu der Staat bloß etwa die Haͤlfte beitrug, in— 
dem der Verdienſt des Hauſes das Uebrige deckte“). 


7 S. Beilage Nr. XIX. 


**) 1825 waren in der Strafanſtalt im Oetenbach zu Zürich im Durchſchnitt 
148 Züchtlinge enthalten, welche Fr. 24,386 oder täglich per Kopf. 
rp. 45 koſteten. 1826 hatte die Strafanſtalt zu Baſel bei einer Durch: 
ſchnittszahl von 78 Perſonen eine Jahrsausgabe von Fr. 16,000 oder 
täglich per Kopf rp. 56. In Solothurn ward nur der Betrag der. 
bloßen Nahrung zu rp. 37 täglich per Kopf angegeben. (Verhandlungen 
der ſchweizeriſchen gemeinnützigen Geſellſchaft 1827.) In Genf, wo im 
Jahr 1825 die auf 56 Sträflinge berechnete Pönitentiaranſtalt vollendet 
worden, war im Jahr 1830 die Durchſchnittszahl der Enthaltenen auß 


205 


Der Mangel eines ſchicklichen Lokals nöthigte die Regie— 
rung, ſchon im Jahr 1807, bei Anlaß des bekannten Sektirer— 
Unfugs zu Rapperswyl, einige dieſer zur abgeſoͤnderten Ein— 
ſchließung Verurtheilten, nach Thorberg zu verlegen, woſelbſt 
folche in die leeren Pfruͤnderzellen untergebracht wurden. Da 
aber das Beduͤrfniß einer bleibenden Anſtalt zur Aufnahme von 
Perſonen, die zur Einſchließung verurtheilt ſind, ſich jedoch 
nicht zur Enthaltung in den eigentlichen Zuchthaͤuſern eignen, 
immer mehr gefuͤhlt wurde, ſo iſt im Jahr 1814 der ganze 
Kornboden auf dem Pfruͤnderhaus zu 16 Zellen eingerichtet und 
mit den nothwendigſten Effekten aus dem ehemaligen Militair— 
Spital verſehen worden; welche Einrichtung ohne die Effekten 
Fr. 5300 gekoſtet hat. 


Damit der Staat ſich mit keiner oͤkonomiſchen Adminiſtra— 
tion zu befaſſen habe, waren die Enthaltenen in dieſer Anſtalt 
Koſtgaͤnger des jeweiligen Schaffners, und bezahlten, je nach 
ihren Vermoͤgens-Umſtaͤnden, demſelben ein uͤbereingekommenes 
Koſtgeld von Fr. 150 bis 300, fuͤr die Unvermoͤglichen zahlte 
der Staat die erſtere Summe; uͤberdieß mußten die Vermoͤgli⸗ 
chen die Koſten des Gefangenwaͤrters tragen und dem Staat 
fuͤr Lokal⸗ und Effektenzins, jeder Fr. 50 jaͤhrlich entrichten. 

In die Anſtalt wurden aufgenommen: Perſonen, die ſich 


59 geſtiegen, welche per Kopf täglich auf Fes. de Fee. 1 cent. 35, mit 
hin 9 68. und nach Abzug der einen Hälfte ihres Verdienſtes (die andere 
Hälfte ſoll den Züchtlingen zu gut geſchrieben werden) auf Fes. 1 cent. 9, 
oder 7 btz. zu ſtehen kommen. In der ebenfalls Anno 1825 neu erbau— 
ten und auf 120 Sträflinge berechneten Enthaltungsanſtalt zu Lauſanne 
ſtieg in den vier letzten Jahren 1827 — 1830 die jährliche Durchſchnitts— 
zahl der Züchtlinge auf 130 Köpfe, und diejenige der Geſammtausgaben 
auf Fr. 29,869, was auf jeden Züchtling im Jahr Fr. 230 oder täglich 
rp. 63 bringt. 


Anſtalt zu 
Thorberg. 
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unnatuͤrlicher Laſter ſchuldig gemacht hatten,“) ferner Sektirer, 
Gemuͤthskranke, die ſich nicht ins Tollhaus eigneten, gefaͤhrliche 
Trunkenbolde, und ſodann auch ſolche Verurtheilte, welche aus 
Schonung fuͤr den fruͤher bekleideten Stand oder fuͤr ihre Fa— 
milien nicht mit den Straͤflingen in den groͤßeren Strafanſtal⸗ 
ten vermiſcht werden ſollen. 

Jeder hat feine eigene Zelle, genießt eine feinen Vermoͤ⸗ 
gensumſtaͤnden angemeſſene Nahrung, traͤgt ſeine eigene Klei— 
dung, und wird je nach ſeinen Faͤhigkeiten und Verhaͤltniſſen 
auf ſeinem Zimmer oder mit Landarbeit beſchaͤftiget. 

Im Jahre 1826 wurde, außer dieſer Enthaltungsanſtalt, 
um einem nicht minder gefuͤhlten Beduͤrfniß einigermaßen zu 
begegnen, annoch eine Aufſichtsanſtalt im Schloßgebaͤude, vor— 
zuͤglich fuͤr Perſonen eingerichtet, welche wegen unmoraliſcher 
Auffuͤhrung, Hang zur Trunkenheit und Schwelgerei, zwar 
noch keinem richterlichen Urtheil unterlegen, allein auf Begehren 
der Eltern oder Vormundſchaftsbehoͤrden unter angemeſſene 
Aufſicht geſetzt und eingeſchraͤnkt werden muͤſſen, ohne jedoch 
ihrer Freiheit gaͤnzlich beraubt zu werden. Dieſe ſind die Koſt— 
gaͤnger des Verwalters und erhalten die mit dem letztern con— 
venirte Nahrung und Beſorgung. | 

Bei dieſem Anlaſſe wurde zugleich auch die Enthaltungs⸗ 
Anſtalt einer gaͤnzlichen Reform unterworfen, im Weſentlichen 
dahin gehend: daß die Gefangenen nunmehr auf Koſten des 
Staats genaͤhrt werden, welcher dagegen die von demſelben be— 
ſtimmten Koſtgelder bezieht und alle uͤbrigen Koſten beſtreitet. 

Zu Verhuͤtung jedes Mißbrauchs in Beſchraͤnkung der per— 
ſoͤnlichen Freiheit, darf Niemand als Gefangener in die Ent⸗ 
haltungsanſtalt, ohne richterliches Urtheil, und als bloßer Koſt— 


*) Vergl. oben S. 70. u. f. 
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gaͤnger in die Aufſichtsanſtalt auch niemand ohne Autoriſa— 
tion des Juſtiz⸗ und Polizeiraths aufgenommen werden. Alle 


Jahre wurde dem Geheimen Rathe ein Spezial-Bericht uͤber 


die auf deſſen Verfügung Enthaltenen, dem Juſtiz- und Polizei— 
Rathe aber ein umſtaͤndlicher General-Bericht uͤber ſaͤmmt⸗ 
liche Gefangene abgelegt; ſo wie der letztere außerdem noch 
durch oͤftere Inſpektionen auf Ort und Stelle, aus ſeiner Mitte, 
den beiden Anſtalten ſeine beſondere Aufmerkſamkeit gewid— 
met hat. 

Die Nothwendigkeit und fo weit es die dermalige Lokalitaͤt 
und Einrichtung geſtattet, auch die Zweckmaͤßigkeit dieſer bei— 
den Anſtalten, ſcheint uͤbrigens ſchon dadurch bewaͤhrt, daß 
ſolche bis dahin, ſonderlich ſeit 1827, immer beſetzt waren und ber 
reits einige Gebeſſerte aus denſelben getreten ſind. Beide An— 
ſtalten ſind indeſſen fuͤr das Beduͤrfniß zu klein, weßwegen denn 
auch die weiblichen Gefangenen nicht genugſam von den maͤnn⸗ 
lichen getrennt werden koͤnnen; aus dem naͤmlichen Grunde kann 
die Aufſichtsanſtalt nur von der vermoͤglichern Klaſſe benutzt 
werden, welche Nachtheile jedoch mit einigen Koſten durch die 
Benutzung der Lokalitaͤt gehoben werden koͤnnten, womit ſich 
die obere Behoͤrde wirklich beſchaͤftigte. 

4) Das Landjaͤger⸗Corps, unter einem eignen Commandan⸗ 
ten, aber unter der obern Leitung des Central-Polizei⸗Direktors, 
iſt ausſchließlich zur Handhabung der oͤffentlichen Sicherheit und 
Ruhe im Innern des Kantons beſtimmt. Es ſteht unter mili— 
tairiſcher Disciplin und Subordination, und iſt ſowohl hiefuͤr 
als fuͤr den Dienſt uͤberhaupt, in Diviſionen und Sektionen 
eingetheilt. Seine dermalen noch beſtehende Einrichtung erhielt 
es im Jahr 1809, und beſtand derſelben gemaͤß damals aus 
126 Mann. Doch ſchon im Februar 1810 erhielt es eine Ver: 
ſtaͤrkung von 4, und im Juni 1812 von 2 Mann. Im Jahre 
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1815 ward es auf 141 Mann und nach der Vereinigung des 
Leberbergs mit dem Kanton Bern auf 180 Mann gebracht. 
Obwohl dieſe Zahl fuͤr den gewoͤhnlichen Dienſt kaum ausreichte, 
erlitt fie dennoch von 1820 —1825 aus rein oͤkonomiſchen Ruͤck⸗ 
ſichten, eine Reduktion auf 165 Mann. Allein im Jahre 1826 
ward es wieder auf ſeinen vollen Beſtand von 180 Mann ge⸗ 
bracht. Die jährlichen Koſten dieſes Corps für den Staat be 
laufen ſich im Durchſchnitt der Jahre 1814 1830 auf unge: 
faͤhr Fr. 76,000, und haben ſich unter anderm auch dadurch be⸗ 
deutend vermehrt, daß durch einen Beſchluß des Kleinen Raths 
den Gemeinden die ihnen bis dahin obgelegene unentgeldliche 
Einquartierung der Landjaͤger abgenommen, und die daherigen 
Koſten fuͤr Miethzinſe auf die Standes-Kaſſe verlegt wurden. 

Ueber die Leiſtungen des Landjaͤger⸗Corps, deren einzelne 
Aufzählung hier zu weitlaͤufig wäre, gibt eine detaillirte Zus 
ſammenſtellung“) nähere Auskunft; hier iſt noch zu bemerken, 
daß auf mehreren wichtigen Grenzpunkten die Grenzpolizei durch 
eigens inſtruirte Landjaͤger auf eine ſehr befriedigende Weiſe 
gehandhabt wird; ſo wie uͤberhaupt im Allgemeinen eine große 
Thaͤtigkeit und Dienſtbefliſſenheit bei der geſammten Mannſchaft 
herrſcht, und gute und ſtrenge Ordnung und Mannszucht ge⸗ 
handhabt werden; dieſe zu erhalten, ſind die Chefs ſtets bemuͤht, 
und bei jeder einzelnen Annahme in das Corps muͤſſen ruͤck⸗ 
ſichtlos die durch das Reglement geforderten Eigenſchaften auf— 
gewieſen und gepruͤft werden. Es beſteht daher fuͤr die Land⸗ 
jäger eine eigene Inſtruktion und zu ihrer Belehrung ein In 
ſtruktionenbuch, welches alles für den Polizeidienſt Wiſſens⸗ 
wuͤrdige, ſo wie alle dahin einſchlagenden Geſetze und Verord⸗ 
nungen enthaͤlt. Ein ſolches aͤlteres Inſtruktionenbuch von 


*) S. Beilage Nr. XX. 
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6 Bänden wurde in einer neuen Auflage umgearbeitet, und 
beſteht gegenwaͤrtig aus einem Band Inſtruktionen und drei 
Baͤnden Supplementen. Nachlaͤſſigkeit in Dienſtſachen, beſon⸗ 
ders ſchlechte Auffuͤhrung, werden ſtrenge geahndet und haben 
gewoͤhnlich die Entfernung aus dem Corps zur Folge. Eine 
eigene Kaffe, aus monatlichen Beiſchuͤſſen der Mannſchaft und 
jährlichen Beiträgen aus der Staatskaſſe gebildet, ſichert den 
Veteranen des Corps eine Soldzulage und den Invaliden, 
nach langen und untadelhaften Dienſtjahren eine Penſion; fo 
wie auch den Wittwen und unerzogenen Kindern der im Dienſte 
verungluͤckten Landjaͤger Unterſtuͤtzungen aus dieſer Kaſſe gereicht 
werden. 

Das Offtizier⸗Corps, anfangs nur aus einem Chef und einem 
Lieutenant beſtehend, iſt ſeit der Vereinigung des Leberbergs um 
eine Stelle vermehrt, und dieſe gegenwaͤrtig einem aus Frank— 
reich mit ehrenvollen Wunden und Auszeichnungen heimgefehr- 
ten Hauptmann aus jenem Landestheile anvertraut worden. 

5) Die Fremden-Polizei nahm die Thaͤtigkeit des Departe⸗ 


ments vielfach in Anſpruch, nicht in politiſcher Hinſicht, welche 


ihm fremd war, aber in polizeilicher und beſonders in Bezie— 
hung auf die Legitimationsſchriften der Fremden aus den be— 
nachbarten deutſchen Staaten, deren Geſetze ihren Angehoͤrigen 
nur ſehr bedingt einen auswaͤrtigen Aufenthalt geſtatteten und 
an eine uͤberſehene Formalitaͤt nicht ſelten die Verwirkung des 
jenfeitigen Bürger + und Landrechts knuͤpften. Da die Zahl der 
einſtroͤmenden Fremden, beſonders aus den unteren und Mit: 
telklaſſen, bei den Vortheilen, welche der Aufenthalt im Kan— 
ton gewaͤhrte, wo ſie nach erlangter Niederlaſſungsbewilligung 
den Einheimiſchen ganz gleich geſtellt waren und bei der Ab— 
weſenheit ſo mancher heimiſcher Laſten ſehr groß war, ſo mußte 


die Aufſicht deſto ſorgfaͤltiger ſeyn, um dem Lande nicht durch 
14 


Fremden⸗ 
Polizei. 


23, Auguſt 
1808, 


3. März 
1821. 
19. November 
1827. 


10. Jul. 1819, 


21. Dezember 
1816. 
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Entſtehung von Heimathloſen eine in andern Kantonen nur zu 
wohl bekannte und gefuͤhlte Laſt aufzubuͤrden. 


Man ſuchte ſich gegen dieſen Nachtheil durch Staatsver- 
traͤge fo viel möglich ſicher zu ſtellen. Mit dem Großherzog— 
thume Baden beſtand ſchon ſeit den Zeiten der Mediations⸗ 
Verfaſſung eine Uebereinkunft, welche die Foͤrmlichkeiten der 
wechſelſeitigen Heirathen aus dem einen Land in das andere, 
eine der ergiebigſten Quellen der Heimathloſigkeit, auf eine ge 
nuͤgende Weiſe beſtimmte. Mit Frankreich hatten die eingetre— 
tenen Veraͤnderungen die Guͤltigkeit der daherigen Artikel des 
Allianztraktats von 1803 zweifelhaft gemacht; es zeigten ſich, 
zumal bei der Vereinigung des Leberbergs, viele Schwierigkeiten, 
welche durch ein einſtweiliges Einverſtaͤndniß nur zum Theil 
gehoben wurden, bis endlich im Jahre 1827 eine neue Ueber⸗ 
einkunft über die gegenſeitigen Niederlaffungsverhältniffe zu 
Stande kam. Gleichzeitig wurde auch mit dem Koͤnigreich Sar⸗ 
dinien eine aͤhnliche Verkommniß abgeſchloſſen. Beide letztge⸗ 
nannte Vertraͤge waren vornaͤmlich von Bern aus unterhandelt 
worden. Zwiſchen den Kantonen ſelbſt galt ein Konkordat, 
welchem indeſſen nicht alle Staͤnde ſo unbedingt wie der hieſige 
beigetreten waren. 


Die nothwendigſte Vorſorge blieb aber immer die Polizei⸗ 
Aufſicht über die Fremden ſelbſt und die Aufſtellung einer deut- 
lichen Vorſchrift „ was dieſelben zu leiſten und was die Behoͤr— 
den ihrerſeits zu beobachten haben. Zu dieſem Ende wurden 
die verſchiedenen fruͤheren Verordnungen geſammelt, ergaͤnzt und 
in ein einziges Geſetz vereinigt, welches alle polizeiliche Ver— 
haͤltniſſe der Fremden, von ihrem Eintritt in den Kanton hin⸗ 
weg bis zu ihrer allfaͤlligen Naturaliſation, mit moͤglichſter 
Vollſtaͤndigkeit umfaßt und ſeither noch einige Zuſaͤtze erhalten 
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hat.“) Durch dieſes Geſetz werden die Fremden, je nachdem 
ſie ſich nur kurze Zeit hier aufhalten und keinen Beruf treiben, 
oder aber ſich auf eigene Rechnung anſaͤßig machen, oder im 
Dienſt eines hieſigen Meiſters arbeiten, einer Toleranz, oder 
einer Niederlaſſungsbewilligung, oder einem Aufenthaltsſcheine 
unterworfen, deren Ertheilung und alljaͤhrliche Erneuerung nur 
auf Berichterſtattung der Ortsbehoͤrden und genaue Unterſuchung 
der Schriften ſtatt finden. Die Regiſter des Juſtiz- und Po— 
lizeiraths weiſen gegenwärtig eine Zahl von 168 mit Toleran— 
zen und 520 mit Niederlaſſungsbewilligungen verſehenen Lands⸗ 
fremden, die der Central-Polizei⸗Direktion eine Zahl von 4021 
fremden Handwerksgeſellen und Dienſtboten auf. Die einge: 
fuͤhrte gute Ordnung der Regiſter und die ſtete Aufſicht der 
Behoͤrden erreichten ihren Zweck und bewahrten das Land vor 
den Folgen der Nachlaͤſſigkeit, ohne die Fremden ſelbſt zu be⸗ 
laͤſtigen. 

In dem Leberberge war, wie an einem andern Orte be 
richtet wird, die Aufnahme der Fremden durch die Verordnung 
uͤber die Buͤrgerrechte ſehr erleichtert worden. Indeſſen befan⸗ 
den ſich nach dem Auslaufe der fechsjährigen Friſt, welche eine 
allgemeine Beſtimmung des Pariſer Friedens den Einwohnern 
der von Frankreich getrennten Laͤnder für die Wahl ihres blei— 
benden Wohnſitzes geſtattet hatte, noch eine große Zahl von Perfo- 
nen, die theils von Frankreich nicht aufgenommen werden woll; 
ten, theils im Lande kein Bürgerrecht aufweiſen konnten. Die⸗ 
ſen mit obrigkeitlicher Beihuͤlfe eine buͤrgerliche Exiſtenz zu ver— 
ſchaffen, wurde der Central-Polizei-Direktor in der beſondern 


*) Kreisſchreiben des Kleinen Raths vom 29. Sept. 1817 wegen Fortwei— 
fung kriminaliſirter oder vergeldstagter fremder Einſaßen. Verordnung 
vom 19. Januar 1824 über die Juden im Leberberge. 


14° 
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14. April 1828. 
11. Jul. 1831. 
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Stellung eines Regierungs-Commiſſairs beauftragt. Es gelang 
ſeinen Bemuͤhungen, ſeit dem Anfange ſeiner Wirkſamkeit im 


Fruͤhjahre 1820 bis den 11 Brachmonat 1831, in den Gemein⸗ 


den des neuen Landestheils 886 heimathloſe Familien, zuſam⸗ 
men 2522 Köpfe zaͤhlend, einzubuͤrgern und 139 andern Fami⸗ 
lien, mit 559 Koͤpfen, zur Anerkennung des franzoͤſiſchen Buͤr⸗ 
gerrechts zu verhelfen, ſo daß in den leberbergiſchen Aemtern 
ſich keine Heimathloſe mehr befinden, einige wenige Individuen 
ausgenommen, deren Einbuͤrgerung wegen Alter und Kinder— 
loſigkeit nicht noͤthig gefunden wurde. Die Beitraͤge der Staats⸗ 
kaſſe zu dieſem gelungenen Geſchaͤfte ſtiegen auf Fr. 40,585 
Rp. 5.) — In dem alten Kantone ſtehen noch 77 heimathloſe 
Familien auf den Regiſtern des Juſtizraths; dieſelben zaͤhlen 
hoͤchſtens 150 Koͤpfe, groͤßtentheils alt und unverheirathet, auch 
mehrere landsabweſend. An ihrer Einbuͤrgerung auf dem Wege 
freiwilliger Uebereinkunft mit den Gemeinden wird thaͤtig gear— 
beitet. Noch unlaͤngſt hat fuͤr zwei Familien die Staatskaſſe 
einen Beitrag von Fr. 1550 geleiſtet. 


*) In dieſer Summe find einige Reiſegelder an Auswandernde und mäßige 
Kanzleikoſten mitbegriffen; der Regierungs⸗-Commiſſair arbeitete als ſolcher 


ganz unbeſoldet. Es wurden eingebürgert: 
Familien. Köpfe. 


In den Gemeinden des Amtsbezirks Nydau . 62 227 
Erlach 23 70 
Bit pie 11 43 
Court lau 64 218 
Miinſter 94 331 
Freibergen 67 175 
Deine 8 693 
Wert k 955 757 
Seftigen 1 2 
Wangees | 6 
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6) Die Gewerbspolizei im Allgemeinen, die Wirthſchaften⸗, 
Baͤcker- und Schalrechte insbeſondere, verdienen hier, als unter 
der Aufſicht des Departements ſtehend, ebenfalls kurze Erwaͤhnung. 

Beguͤnſtigung der induſtriellen Freiheit, inſofern ſie mit 
der guten Ordnung ſowohl als mit dem Fortbeſtande wohlerwor⸗ 
bener Rechte vertraͤglich ſeyn mochte, war im Allgemeinen die 
Anſicht, von welcher die Obere Behoͤrde ausgieng, ſo oft ſie 
den Anlaß hatte, dieſen ſchon in der urkundlichen Erklaͤrung 
ausgeſprochenen Grundſatz auf die vorkommenden Faͤlle anzu— 

wenden. Ein im Jahre 1820 von einer Spezial-Commiſſion 
bearbeiteter ausfuͤhrlicher Geſetzesentwurf über Handwerf- und 
Gewerbpolizei, welcher 46 zuͤnftige Handwerke aufzaͤhlte, und 
fuͤr die Fabrikation ein Patentſyſtem einfuͤhren wollte, konnte 


wegen beſorgter Schwierigkeiten in der Vollziehung, zumal auf 


dem Lande, nicht Beifall finden. Die Handwerke blieben, wie 
ſeit 1798, frei von allem Zunftzwange, und ſelbſt von jeder 


beſchraͤnkenden Polizeiaufſicht.“) Nur in der Hauptſtadt beftand- 


ein auf ſehr gemaͤßigten Grundſaͤtzen beruhendes Handwerks— 
reglement, und auch dieſes wurde durch einen Regierungs- 
beſchluß aufgehoben. 


Nur in Anſehung derjenigen Gewerbe, welche an eigene 
Lokalitaͤten gebunden ſind, und bei deren Ausuͤbung zum Theil 


auch hoͤhere Ruͤckſichten eintreten, wurde die von jeher beſtandene 
Ausnahme, welche dieſelben als Ehehaften anerkannte, und an 
obrigkeitliche Conceſſionen bedingte, auch jetzt noch beibehalten, 
um einerſeits die oft theuer erworbenen Rechte der Inhaber 
zu ſchirmen, und anderſeits fuͤr die Befriedigung der Beduͤrf— 


) Eine Arbeit des Herrn Lehen-Commiſſairs Wyß in dem „Bericht über 
„das Zunft und Innungsweſen in der Schweiz, 1829“ enthält hierüber 
nähere Angaben. 


Gewerbspoli— 
zei. 


1. Febr. 1830. 


24. Sept. 1804. 
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niſſe des Publikums, wie fuͤr die Beruͤckſichtigung hoͤherer In⸗ 
tereſſen freie Hand zu behalten. In dieſe Klaſſe gehoͤrten die 
Muͤhlen und andern Waſſerwerke, uͤber welche dem Finanzrathe; 
die Feuereſſen, Gerbereien und Faͤrbereien, uͤber welche der 
Landesoͤkonomie⸗Commiſſion die Vorberathung zuſtand; und 
endlich die Wirthſchaften⸗, Baͤcker⸗ und Schalrechte, welche in 
die Attribute des Polizei-Departements einſchlugen. 

Ueber die Ertheilung und Ausuͤbung der Wirthſchaftsrechte 


hatte eine Verordnung vom Jahre 1804 zweckmaͤßige Vorſchriften 


Beilagen 
S. 30. 


aufgeſtellt, und eine gleichzeitig mit Sorgfalt ausgefuͤhrte Re⸗ 
viſion der unter der helvetiſchen Regierung nach dem Patent⸗ 
ſyſteme neu entſtandenen Wirthſchaften die Zahl derſelben meiſt 
auf die der vormaligen Rechte zuruͤckgefuͤhrt, deren Werth da⸗ 
durch fuͤr die Eigenthuͤmer bedeutend vermehrt ward; ſo daß 
mit Grund eine gute Bedienung des Publikums erwartet werden 
konnte, wie ſie wirklich an den meiſten Orten in einem an⸗ 
derswo ſelten vorkommenden Maße angetroffen wird, — In 
dieſem Syſteme wurde fortgefahren, ſtreng auf die Wirthſchafts⸗ 
polizei gehalten, und wenn Unordnungen vorfielen, die Aus 
uͤbung des Rechts ſuſpendirt, auch wohl die Conceſſion gezuckt; 
aber in hoͤchſt ſeltenen Faͤllen, und nur, wo das Beduͤrfniß 
augenſcheinlich war, die Zahl der Wirthſchaften vermehrt. — 
Wie dieſe Zahl in dem Leberberge eine Reduktion von 931 
Wirthſchaften auf 240 erlitt,“) wird anderswo gemeldet; die 
Herabſetzung muß nicht nur verhaͤltnißmaͤßig, ſondern noch uͤber 
dem Verhaͤltniſſe mit dem alten Kantone erſcheinen, in welchem 


*) Dieſe Zahl vertheilt ſich auf die verſchiedenen Amtsbezirke folgenderma— 
ßen: Im Amtsbezirke Pruntrut wurden 63 Wirthſchaften beibehalten, 
Delsberg 48, Freibergen 20, Münſter 34, Courtelary 44, Büren %, 
Nydau (Biel) 17, Erlach 10. 
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die Reviſion von 1804 bloß 437 Wirthſchaftsrechte aller Art 
beſtaͤtigt hatte. 

Durch die veraͤnderten Einrichtungen in dem Bezuge des 
Ohmgelds war auch die ehemalige Scheidelinie zwiſchen dem 
jedermann freigegebenen Großverkaufe, und dem nur den Wir⸗ 
then und patentirten Fabrikanten geſtatteten Kleinverkaufe von 
Wein und andern geiſtigen Getraͤnken nicht mehr paſſend ge⸗ 
worden. Um zugleich mit einer dießoͤrtigen Beſtimmung die 
Concurrenz für den Verkauf zum Vortheil des Publikums, be 
ſonders auf dem Lande, ohne nachtheilige Folgen fuͤr die Po⸗ 
lizei zu beguͤnſtigen, erließ die Regierung vor einem Jahre eine 
ganz neue Vorſchrift uͤber die Betreibung des Weinhandels, 
der fuͤr den Großverkauf, durch Beſtimmung deſſelben auf das 
maͤßige Quantum von 50 Maß, eine bedeutende Erleichterung 
erhielt. Wie die Verordnung wirkte, kann hier, da die ſeither 
ver floſſene Zeit noch allzukurz iſt, nicht angegeben werden. 

Für den Fleifchverfauf war durch eine Verordnung vom 
Jahre 1811 geſorgt. Ueberhaupt walten gegen Errichtung neuer 
Schalen oder Fleiſchbaͤnke weit weniger Bedenken, als gegen 


die Vermehrung der Zahl der Wirthſchaften; doch wurde auch 


hier die Ertheilung von Conceſſionen weſentlich durch das Be⸗ 
duͤrfniß der betreffenden Gegenden bedingt. 

Die Ausübung des Baͤckerrechts wurde durch eine gleich⸗ 
zeitig mit jener uͤber den Fleiſchverkauf erſchienene Verordnung 
fehr erleichtert und, wenigſtens auf dem Lande, fo viel als 
frei gegeben; denn die unbedeutende Controllegebuͤhr des Baͤcker⸗ 
zeichens auf dem Oberamte, die Taxation des Brods und die 
Aufſicht über Feuerfeſtigkeit des Lokals, fo wie über die Rich— 
tigkeit des Gewichts, koͤnnen als bloß polizeiliche Vorſchriften, 
nicht aber als Beſchraͤnkungen gelten. Nur in den Städten, 
wo alte Ehehaften vorhanden waren, wurde denſelben ſo viel 


29. April 1811. 


8. April 1811. 


17. Dezember 
1817. 


4. Januar 
1830. 


18. März 
1322 und 
6 April 1829. 


Brand-Anſtal⸗ 
ten. 


25. Mai 1819. 
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thunlich Rechnung getragen. Der Erfolg rechtfertigte ganz die 
gehabten Erwartungen. Die Konkurrenz liefert im ganzen Lande 
gute Waare, zwar ohne großen Gewinn fuͤr den Baͤcker, und 
der Unterſchied gegen ehemals iſt allgemein fuͤhlbar. — Als 
Ergaͤnzung dieſer Vorſchriften wurde im Jahre 1817 aus Anlaß 
der damaligen Klagen uͤber die Brodtaxe, ein ganz neues Regle— 
ment uͤber die Beſtimmung dieſer Taxe nach der Berechnung der 
Mittelpreiſe des hieſigen Kornmarktes erlaſſen, und dieſer fuͤr 
den Verkehr nicht unwichtige Gegenſtand auf eine durchaus 
zuverläßige Weiſe, die auch anderwaͤrts Nachahmung gefun—⸗ 
den hat, ſicher geſtellt. — Da uͤber die Befugniß der Bir 
cker, ihr Brod auch außerhalb des ihnen angewieſenen Lokals 
zu verkaufen, Zweifel entſtanden, ſo wurden die daherigen Vor— 
ſchriften durch eine neue, den Grundſatz des freien Verkehrs 
moͤglichſt beguͤnſtigende Verordnung ergaͤnzt. 

Von der Markt⸗ und Hauſierordnung iſt ſchon oben die 
Rede geweſen; ſie iſt zweimal bearbeitet worden. Ihr Zweck 
gieng auf Regulirung dieſer Gewerbe, und auf Erleichterung 
der Polizeiaufſicht, beſonders über fremde, nicht im Lande an⸗ 
geſeſſene Kraͤmer, vorzuͤglich aber uͤber die Hauſierer, eine zwar 
auf dem Lande nicht ungern geſehene, aber nicht ſelten gefaͤhr— 
liche Menſchenklaſſe, durch welche nur zu oft Diebshehlerei be— 
guͤnſtigt und Entdeckung erſchwert wird. — Die neue Ver: 
ordnung hat ſich im Ganzen als zweckmaͤßig erwieſen, und we— 
nigſtens die Frequenz der Maͤrkte nicht beeintraͤchtigt, die viel— 
mehr von Jahr zu Jahr ſtaͤrker beſucht werden. 

7) Ueber die Loͤſchanſtalten zu Stadt und Land, dieſen fuͤr 
die allgemeine Sicherheit ſo wichtigen Zweig der Polizei, beſitzen 
wir eine allgemeine Feuerordnung, welche in Hinſicht ihrer 
Vollſtaͤndigkeit und Genauigkeit kaum etwas zu wuͤnſchen uͤbrig 
läßt, Allein eben wegen der großen Vollſtaͤndigkeit dieſer Ver 
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ordnung und der Menge der in derſelben enthaltenen, zum 
Theil in das größte Detail gehenden Vorſchriften iſt deren ge— 
naue Befolgung, beſonders auf dem Lande, kaum erhaͤltlich. 

Das Departement hat ſich daher oͤfters damit beſchaͤftigt, 
durch beſondere Verfuͤgungen und Anordnungen diejenigen Vor⸗ 
ſchriften auszuheben, welche vorzuͤgliche Aufmerkſamkeit verdie— 
nen, und auch leichter ausfuͤhrbar ſind. — Hieher gehoͤren 
namentlich die näheren Anordnungen über die jährlichen Muſte⸗ 
rungen der Feuerſpritzen, Loͤſchgeraͤthſchaften und Brandcorps, 
zu welchem Ende in allen Oberaͤmtern eigene Sachverſtaͤndige 
beſtellt, und mit Taggeldern aus der Staatskaſſe honorirt werden. 

Die 1828 zum erſtenmale auf dieſe Art abgehaltenen 
Muſterungen haben ſich als zweckmaͤßig erzeigt, und als ſolche 
auch faſt ohne Ausnahme Anerkennung gefunden. Es erſchienen 
damals an ſaͤmmtlichen Muſterungen des Kantons, zuſammen— 
genommen aus 406 Ortſchaften, 541 Feuerſpritzen, unter denen 
20 obrigkeitliche, und mit Ausnahme von 20, alle in gutem, 
wenigſtens brauchbarem Stande. Hierunter iſt die Hauptſtadt 
nicht begriffen, wo allein 54 Spritzen verzeigt wurden. 

Zu gleichem Zwecke ward die Verfuͤgung getroffen, daß die 
in der Hauptſtadt garniſonierende Mannſchaft jeweilen einen 
Tag lang, durch einen eigenen, vom Juſtizrathe honorirten In— 
ſtruktor in der Behandlung und Bedienung der Feuerſpritzen 
unterrichtet wird. 

Auch wird zur Aufmunterung der Gemeinden bei Anſchaf— 
fung neuer Feuerſpritzen, inſofern dieſelben durch einen Sach— 
verſtaͤndigen waͤhrſchaft erfunden worden, auf Anmelden jewei— 
len eine obrigkeitliche Beiſteuer, gewoͤhnlich 10 vom Hundert, 
an die daherigen, oft ziemlich bedeutenden Koſten ertheilt. Der 
Betrag dieſer ſeit dem Jahre 1819 aus der Staatskaſſe ertheil— 
ten Beiſteuern ſteigt im Ganzen auf Fr. 15,540. 


12. Nov. 1827. 
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Zum Schluſſe mag es vergoͤnnt ſeyn, ſich zum Beweiſe 
der zweckmaͤßigen Einrichtung der unter dem Juſtiz⸗ und Poli⸗ 
zeirathe ſtehenden Sicherheitspolizei, und beſonders ihrer thaͤtigen 
Handhabung durch die betreffenden Behoͤrden und Beamten, 
Centralpolizei, Oberaͤmter, Landjaͤger, nicht nur auf das Zeug⸗ 
niß des In⸗ und Auslandes, ſondern ganz beſonders auf die 
Erfahrung zu berufen. Ein einziges Beiſpiel kann genuͤgen. 
Als vor ſechs Jahren die beruͤchtigte Wendel'ſche Diebsbande 
einen großen Theil der mittlern Schweiz beunruhigte, und bei 
der zu Glarus und nachher zu Luzern gegen mehrere Glieder 
derſelben verfuͤhrten Unterſuchung, von allen den Verbrechen, 
welche ſie in dem hieſigen Kanton veruͤbt haben ſollte, ſich kein 
einziges erwahrte; wurden die Inquiſiten befragt, warum fie 
den Kanton Bern ſo ſorgfaͤltig vermieden und geſchont haͤtten? 
Die Antwort war: „wir wußten, daß dort die Polizei ſtreng iſt, 
„und die Diebe der Entdeckung und Strafe nicht leicht entgehen,“ 
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4. 


Departement des Kriegswesens. 


Unſere organiſchen Geſetze hatten ſchon vor der Revolution 
die Leitung des geſammten Kriegsweſens einem Kriegsrathe 
uͤbertragen, der geſetzlich von dem Haupte der Republik praͤſi⸗ 
dirt wurde. Unter der Mediationsverfaſſung war dieſes wich— 
tige Fach der Staatsverwaltung einer Militair-Commiſſion zu⸗ 
getheilt, die unter dem Staatsrathe ſtand; ſogleich nach der 
Wiedererlangung der Unabhaͤngigkeit unſers Vaterlandes erhielt 
auch der Kriegsrath wieder feine Stellung als eines der Haupt: 
eollegien. Alle im effektiven Dienfte des Kantons ſtehende 
Truppen wurden unter ſeinen Befehl geſtellt, von ihm die 
Aufgebote an dieſelben erlaſſen, und die Offtzierſtellen unter dem 
Hauptmannsgrade vergeben. Er hatte eine Kompetenz fuͤr die 
Beſtrafung militaͤriſcher Vergehen und fuͤr Geldausgaben. Unter 
ihm ſtanden die Zeughaus⸗Commiſſion und die Militaͤrſchule. 

Der gegenwaͤrtige Bericht uͤber die Leiſtungen dieſes De— 
partements zerfaͤllt in zwei Abtheilungen. Die erſte umfaßt den 
organiſchen und adminiſtrativen Theil der Kriegsverwaltung. 
Die zweite: den materiellen, oder die Leiſtungen des Zeughauſes. 
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A. Organiſation und Verwaltung. 


Die Mediationsakte ſchrieb der Schweiz vor, ein ſchlag⸗ 
fertiges Truppencorps von 15,000 Mann in Bereitſchaft zu hal⸗ 
ten, zu welchem der Kanton Bern 2292 Mann zu ſtellen hatte. 

Mit den erſten, zu Erfüllung dieſer eidgenoͤßiſchen Ver 
pflichtung erlaſſenen Kantonal-Militairvorſchriften, mit dem 
Geſetze vom 26. Mai 1804 ſchon, naͤher erlaͤutert durch die. 
Verordnung vom 18. Chriſtmonat gleichen Jahres, iſt diejenige 
Grundlage aufgeſtellt worden, aus welcher die meiſten ſpaͤteren 
Militaireinrichtungen hervorgegangen ſind. 


Im Gegenſatze mit der allgemeinen Volksbewaffnung, wie 
ſie bis in das Jahr 1798 beſtanden hatte, beſchraͤnkte man ſich 
damals auf das ſogenannte Auszuͤger-Syſtem, d. h. auf das 
Syſtem einer geringen Anzahl, dagegen aber wohl regulirter, 
ſoldatiſch gebildeter Milizen. Ihr Beſtand ſollte ſeyn: der eines 
doppelten eidgenoͤßiſchen Contingentes, oder 5500 Mann. Bis zum 
Jahre 1813 war indeſſen immer nur die Haͤlfte davon organiſirt. 
Fuͤr Bekleidung, Bewaffnung und Inſtruktion ſorgte eine Cen— 
tral⸗-Militairkaſſe, ſo daß dem Auszuͤger in dieſen Beziehungen 
keine Koſten oblagen. Gerecht war es uͤbrigens, die ſomit auf 
eine kleine Anzahl Staatsbürger fallende Auszuͤgerpflicht moͤg— 
lichſt zu erleichtern, angemeſſen der gaͤnzlichen Entbloͤßung des 
Landes an Waffen, die bekanntlich ein Raub der fremden Sie— 
ger geworden, keine Selbſtbewaffnung zu verlangen; klug, den 
Wehrſtand nicht zu vermehren, ſo lange eine Verwendung des— 
ſelben zu fremden Zwecken, von Seiten des maͤchtigen Ver— 
mittlers zu befuͤrchten ſtand; zeitgemaͤß, dem kleinen Heerhaufen 
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durch mehrere Bildung und innere Kraft zu erſetzen, was ihm 
an Zahl abgieng. 

Kaum geſchaffen, gaben der Zug vom Jahre 1804, zur 
Daͤmpfung innerer Unruhen in einem Mitſtande, und die 
Graͤnzbeſetzungen der Jahre 1805 und 1809 unbezweifelte Be⸗ 
weiſe der Zweckmaͤßigkeit des neuen Syſtems. Um fo fprechen: 
der fuͤr daſſelbe war der gute Geiſt der Truppen, als ſonſt 
bei allen Klaſſen Abneigung gegen Erfuͤllung der Militairpflicht 
bemerklich war. 

Obgleich alſo bewaͤhrt gefunden in ihren Grundlagen, erlitt 
jedoch die Militairverfaſſung vom Jahre 1804 einige Veraͤnde⸗ 
rungen durch das Geſetz vom 26. Mai 1812, naͤher beſtimmt 
durch das Dekret vom 2. Juni 1813. Von dieſen die weſent⸗ 
lichen Punkte anzugeben, wird hier erforderlich, indem ſie die— 
jenige Ordnung bildeten, welche ſich vorfand, als nach Auf— 
loͤſung der Mediationsakte die gegenwaͤrtige Regierung wieder 
eingeſetzt wurde. 

Der Kanton wurde durch jene Beſtimmungen in vier De— 
partemente eingetheilt, deren Organiſation und Verwaltung, 
unter Aufſicht des Kriegsraths, ein Muſterungs-Commiſſair 
leitete. Er beſorgte die Ergaͤnzungen. 

Die Zahl der Auszuͤger ward, wie vorher, auf 5500 Mann 
beſtimmt. Die Dienſtzeit der Stabsoffiziere erſtreckte ſich bis 
ins fuͤnfzigſte, die der übrigen Offiziere bis ins fuͤnfundvierzigſte 
Jahr Alters. Die Mannſchaft hingegen ſollte nicht laͤnger als 

neun Jahre dienen, und wurde in Ermanglung von Freiwilli— 
| gen durch's Loos bezeichnet, unter den Ledigen vom zwanzigſten 
bis zuruͤckgelegten dreißigſten Jahre Alters, oder aus den Ver— 
heiratheten vom zwanzigſten bis zuruͤckgelegten dreiundzwanzigſten 
Jahre Alters. 
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Eine Reſerve erſter Klaſſe bildeten die ausgedienten Aus: 
zuͤger, pflichtig in dieſer bis ins 50. Jahr Alters; ſie blieb 
aber bis ins Jahr 1814 unbewaffnet. Der Neferve-Pflicht was 
ren einzig die Dragoner enthoben, welche, nach 8 Jahren Aus⸗ 
zuͤgerdienſt, ganz militairfrei wurden. 

Als Reſerve zweiter. Klaffe waren eingeſchrieben: alle uͤbri⸗ 
gen waffenfaͤhigen ſchweizeriſchen Kantons⸗Einwohner, die ſich 
weder in den Auszuͤgern, noch in der Reſerve erſter Klaſſe 
befanden, vom zuruͤckgelegten 16. bis zum angetretenen 50. 
Jahr Alters. Sie waren aber ebenfalls unbewaffnet und wei- 
ters nicht organiſirt; hingegen ſollte doch, in der Zukunft, Je⸗ 
der, der ſich von angetretenem 24. bis zuruͤckgelegtem 34. Jahre 
Alters verheirathen wuͤrde, ein ordonnanzmaͤßiges Gewehr ſammt 
Patrontaſche ſich anzuſchaffen haben. Dieß der erſte Schritt 
zu Wiederanbahnung einer ausgedehntern Bewaffnung. 

Die noͤthige Bildung ſollten die Auszuͤger, wie fruͤher, in 
der Inſtruktionsſchule der Hauptſtadt erhalten und zu dieſem 
Ende ſowohl die jeweiligen Rekruten, als nach einer Kehrord— 
nung, ſaͤmmtliche Compagnien einberufen werden. 

Um die Bewaffnung, Bekleidung und Inſtruktion der Aus⸗ 
zuͤger zu beſtreiten, ward die Central Militair⸗Kaſſe beſtaͤtigt; 
jedoch mit einigen Abaͤnderungen. Die Gemeinden bezahlten in 
dieſelbe, fuͤr jeden Auszuͤger, den ſie zu ſtellen hatten, mit 
Ausnahme der Dragoner, Fr. 4 jaͤhrlich und eben ſo viel der 
Staat. Die Geſammtkoſten des Dragoner⸗Corps hingegen wur⸗ 
den jährlich, nach dem im Geſetz über die Fuhrungen aufge— 
ſtellten Verhaͤltniſſe, auf alle Gemeinden vertheilt. Zur Selbſt— 
ausruͤſtung waren einzig die Offiziere verbunden. 

Die empfangenen Kleidungsſtuͤcke konnte der Auszuͤger, der 
in die Reſerve trat, eigenthuͤmlich behalten; nicht aber die Waf⸗ 
fen, welche, unter Verantwortlichkeit der betreffenden Gemein— 
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den, Eigenthum des Staates verblieben. Den Torniſter und 
einfge andere Ausruͤſtungsſtuͤcke mußte der Auszuͤger in eige⸗ 
nen Koſten ſich anſchaffen. 

So waren, im Weſentlichen, die Militair⸗Einrichtungen 
beſchaffen, zur Zeit des Regierungswechſels, Ende Jahrs 1813. 

Nur bleibt noch zu bemerken, daß nebſt der allgemeinen 
Inſtruktions⸗Anſtalt noch eine beſondere Kantonal-Militairſchule 
beſtand, zu theoretiſcher Ausbildung der Offiziere, vorzüglich der: 
jenigen der Artillerie und des Genieweſens, und ein Corps 
ſtehender Truppen ſich vorfand, aus 40 Mann reitender und 
fahrender Artillerie und 80 Mann Infanterie zuſammengeſetzt, 
das gleichzeitig die noͤthigen Unter⸗Inſtruktoren fuͤr den Unter⸗ 
richt der garniſonierenden Milizen lieferte. 

Durch die Ereigniſſe von 1813 und 1814 ward der Kan⸗ 
ton Bern in eine ganz veraͤnderte Stellung, in eine Stellung 
verſetzt, welche ihm die Pflicht auflegte, ſeine Streitkraͤfte mit 
denjenigen anderer Kantone in ein angemeſſenes Gleichgewicht 
zu bringen. Eine neue Grundlage zu einer ausgedehnten, die 
Maſſe der dienſtfaͤhigen Mannſchaft in Anſpruch nehmenden 
Kantonal⸗Militair⸗Verfaſſung, war jetzt dringendes Beduͤrfniß; 
allein eben fo einleuchtend auch die Nothwendigkeit: das beſte⸗ 
hende Gute und Erprobte an Militair-Einrichtungen nicht 


zu zerſtoͤren; ſondern, in ſorgfaͤltiger Beibehaltung deſſelben, 


das einzufuͤhrende Neue damit moͤglichſt in Einklang zu bringen. 
Von ſolchen Anſichten geleitet, erließ der Große Rath, nach 
vorherergangenem Verbot der Ausfuhr von Munitions-Geweh⸗ 
ren, das erſte Militairgeſetz, wodurch verordnet ward: 

a. Die Verſtaͤrkung jeder Auszuͤger-Infanterie⸗Compagnie 
um 25* Mann und zwar ohne verhaͤltnißmaͤßige Vermehrung 


*) Die Total-Vermehrung betrug 900 Mann. 


25. Juli 1814, 
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der Auszuͤgergelder fiir die Gemeinden; ſondern ſaͤmmtliche da: 
herige Mehrkoſten dem Staate auferlegend; und | 
b. die Errichtung einer Landwehr, bewaffnet und gekleidet 
in eigenen Koſten. Sie ſollte beſtehen: aus Scharfſchuͤtzen und 
Infanterie; alle Mannſchaft der bisherigen Reſerve zweiter 


Klaſſe von angetretenem 20. bis zuruͤckgelegtem 30. Jahre, mit 


10. Aug. 1814. 


Dienſtverpflichtung bis ins angetretene 40. Jahr Alters beſchla— 
gen, nach welcher Zeit der Ruͤcktritt in die Reſerve zweiter 
Klaſſe erfolgte, und jaͤhrlich getruͤllt und gemuſtert werden. 
Die vorgeſchriebene Kleidung war auf die uͤbliche Landestracht 
berechnet, und die Anſchaffung der Waffen, an denen das Land 
noch ziemlich Mangel litt, mittelſt hinlaͤnglicher Friſten erleich— 
tert. Ueberhaupt lag es in der Abſicht der Obrigkeit, die ſo— 
mit erkannte neue Waffenpflicht, nach dem wahren Begriffe 
einer Landwehr, einfach und mindeſt beſchwerlich einzurichten. 
Ihre naͤheren Beſtimmungen erhielt ſie durch ein Regle— 
ment des Kleinen Raths. Es wurden durch daſſelbe die 4 De— 
partemente in 8 Kreiſe getheilt; jedem ein Oberſtlieutenant der 
Auszuͤger⸗Infanterie als Commandant und unmittelbarer Leiter 
der Militair-Adminiſtration vorgeſetzt; unter ihm eine Anzahl 
Truͤllmeiſter; die 12 Truͤllmuſterungen, wie ehedem, auf Sonn⸗ 
tage geordnet; Vor- oder Ergaͤnzungs- und Hauptmuſterungen 


wieder eingefuͤhrt; einige Dispenſations-Faͤlle bezeichnet und die 


Beſoldungen der Truͤllmeiſter, wie auch die Sorge fuͤr die In— 
ſtruktion der Tambouren, nach dem Vorbilde der ehemaligen 
Miliz⸗Verfaſſung, den Gemeinden zugewieſen. 

Die erſte Formation der Landwehr wuͤrdigte man auf 
8 bis 9000 Mann; während fie in Zeit von 10 Jahren auf circa 
20,000 Mann anſteigen ſollte. 

Ein ferneres Mittel zur Vermehrung des regulirten Wehr— 
ſtandes fand der Kriegsrath auch in der Reſerve erſter Klaſſe 
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oder den ausgedienten Auszuͤgern fruͤher weder bewaffnet noch 
organiſirt, wurden ſie nun beides und zeigten eine Maſſe von 
mehr als 2000 Mann. Die Reſerve-Infanterie bildete 4 Ba— 
taillone. | 

Ein inzwiſchen gemachter Verſuch zu Anſchreibung von 
Freiwilligen, ohne Ruͤckſicht auf militairpflichtiges Alter und 
bloß Behufs einer momentanen Landesvertheidigung, gewaͤhrte 
ein Ergebniß von 11,000 Mann, die dem daherigen Rufe aus 
eigenem Antriebe Folge geleiſtet haben. 

Innere Unruhen ſowohl im eigenen als in einem benach—⸗ 
barten Kantone; “) die Organiſations-Arbeiten der Landwehr; 
Truppenſendungen zu Beſetzung des vormaligen Bisthums Baſel 
und des Kantons Teſſin, hauptſaͤchlich aber die ernſthaften Rit- 
ſtungen angrenzender Kantone, hatten indeſſen fortwaͤhrend die 
Aufmerkſamkeit der Militairbehoͤrde beſchaͤftigt, als im Maͤrz 
1815, plöglich fie eine andere Richtung erhielt. 

Napoleons unerwartetes Erſcheinen im Herze Frankreichs, 
die Sicherheit der Schweiz hoͤchlich gefaͤhrdend, brachte auf ein— 
mal Endſchaft den inneren Zerwuͤrfniſſen und Einigkeit zum 
Handeln nach Außen. 

Die Tagſatzung beſchloß, zu Schirmung des Landes, die 
Aufſtellung eines dreifachen Contingents, nach der Scala der 
Mediations⸗Verfaſſung. Hiezu lieferte der Stand Bern an 
Auszuͤgern der verſchiedenen Waffengattungen 6257 Mann mit 
119 Munitions⸗Wagen, 31 Kanonen und Haubitzen und einer 


*) In den Ereigniſſen, welche ſich den 2. Junius und 12. November zu 
Solothurn zutrugen, erfolgte die Berniſche Hülfe, die großentheils aus 
Freiwilligen beſtand, eben ſo ſchnell als bereitwillig. Einige Truppen— 
abtheilungen, namentlich die Standes⸗Compagnie, blieben in der Stadt 
eine Zeitlang in Garniſon. 

25 
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Beſpannung von 457 Zugpferden; ſpaͤterhin annoch: Reſerve, 
ein Bataillon, von 500 Mann. 

Fuͤr Kleidung allein, und zwar keineswegs fuͤr die der vie— 
len Rekruten, ſondern ausſchließlich nur für die noͤthigen Ga: 
putroͤcke und Ermelweſten, ward eine Summe verbraucht von 
Fr. 94,210. 

Durch die Abſendung ſaͤmmtlicher Auszuͤger und ſogar ei- 
nes Theiles der Reſerve ins Feld, an diſponibeln Truppen ent⸗ 
bloͤßt, fand ſich der Kriegsrath veranlaßt: aus der Geſammt⸗ 
zahl der Landwehr eine Landwehr erſter Klaſſe ausziehen zu 
laſſen; ſey es zum Dienſte im Innern oder zur Abloͤſung oder 
Unterftügung der Reſerve. Sie wurde gewählt vorzuͤglich aus 
den vermoͤglicheren und denjenigen juͤngeren Maͤnnern, welche 
entweder geſetzlich oder kraft ihres Alters wahrſcheinlich des 
Auszuͤgerdienſtes enthoben waren. Abgetheilt in Scharfſchuͤtzen, 
wie ſolche übrigens das Landwehrgeſetz verlangte, und in Gre⸗ 
nadiere, ſtand ſofort, in kurzer Zeit, eine eben ſo ſchoͤne als 
willige Mannſchaft in Bereitſchaft. Die großen Anſtrengungen 
der Eidgenoſſenſchaft, die Urſachen und die Hoffnungen der all⸗ 
ſeitigen Ruͤſtungen, hatten mit der allgemeinen Theilnahme auch 
den alten kriegeriſchen Sinn wieder geweckt. Den Drang der 
Umſtaͤnde erkennend, brachte Jeder gerne ſeine Dienſte dem 
bedraͤngten Vaterlande und ſcheute nicht die Uniformierung auf 
eigene Koſten. 

Auf Ende Jahres 1815 waren bereits vorhanden: 


Grenadiere, 22 Comp. 5 g 5 Mann 1871 
Scharfſchuͤtzen, 8 Comp. 8 8 0 618 
0 2489 


Die Staͤrke der uͤbrigen Landwehr dann 
betrug damals. g : Mann 7918 
10,407 
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Dank dem ſichtbaren Schutze der Vorſehung, nahmen aber . 
auch dießmal die Bewaffnungen der Eidgenoſſen ein friedliches 
Ende. Die neugeſchaffenen Wehrmittel kamen nicht zur An⸗ 
wendung; ſondern konnten, zum Theil ſchon im Spaͤtjahr 1815, 
mittelſt Einberufung ſaͤmmtlicher Cadres der Landwehr erſter 
Klaſſe zur Inſtruktions-Schule, nach Erforderniß vervollſtaͤn⸗ 
digt werden. — In die gleiche Zeit fällt auch die geſetzliche An⸗ 
erkennung der Muſiken der Auszuͤger-Bataillone; deren die mei: 
ſten Bataillone eine mit im Felde gehabt hatten.“) 


Treu hatten, waͤhrend des verhaͤngnißvollen Jahres, alle 
eidgenoͤſſiſchen Stände das Ihrige geleiſtet und die Mehrzahl 
der Kantons⸗Contingente, Bern's — ohne Ruhmſucht — voran, 
des muſterhafteſten Betragens ſich befliſſen; allein — bedeut— 
ſam warnend, waren hingegen anderſeits große Luͤcken und 
Maͤngel zu Tage gekommen im eidgenoͤſſiſchen Kriegsweſen. 
Der Einfluß des Feldzuges war entſcheidend; ein durchgreifen— 
des eidgenoͤſſiſches Militair⸗Reglement als nothwendiges Beduͤrf— 
niß allgemein anerkennt; unerlaͤßlich um ſo mehr, als ohne ein 
ſolches keine Garantie ſich hoffen ließe fuͤr die, von den hohen 
alliirten Mächten den Schweizern neuerdings zugeſicherte Neu— 
tralitaͤt. Die Wichtigkeit dieſer Forderung fand Eingang. Es 
wurde auf die Grundlagen hin, welche bereits im Bundesver— 
trag aufgeſtellt, die Anzahl der eidgenoͤſſiſchen Armee und die 
Vertheilung derſelben auf die beitragenden hohen Stände unver: 
aͤnderlich beſtimmten, im Jahre 1816 das organiſche Militaͤr⸗ 
geſetz fuͤr die Eidgenoſſenſchaft entworfen und im Jahre 1817 
von der Tagſatzung in Bern einmuͤthig angenommen. 


) Beſchluß des Kleinen Raths vom 9. Okt. 1815. 
15* 
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Vermoͤge deſſelben verpflichtete ſich der Stand Bern 
zum erſten Bundes auszug. Mann 5824 
und zur Bundes⸗Reſervvte 1 35924 


Summa „ 11,648 


nach eidgenoͤſſiſchen Vorſchriften ausgeruͤſtet, ſtets vollſtaͤndig 
in Bereitſchaft zu halten und denſelben, im Falle der Noth des 
Vaterlandes, noch eine Landwehr folgen zu laſſen. 

Seit dieſem Zeitpunkte fing, in militairiſcher Beziehung, 
für die ganze Schweiz eine neue Periode an. 

Einen nochmaligen Zuwachs erhielt der hierſeitige Wehr— 
ſtand durch die Vereinigung des Leberbergs mit Bern im Jahre 
1816. Er ward, mit Ausnahme einiger Gemeinden, die zum 
erſten Departement geſchlagen wurden, als Ste Departement 
bezeichnet und zerfiel, wie alle uͤbrigen „in 2 Kreiſe. Auf eine 
Bevoͤlkerung von 65,000 Seelen, fanden ſich nicht mehr als 
2800 auszuͤgerpflichtige Maͤnner vor; ein Mißverhaͤltniß das 
ſeinen Grund hatte in den ſtarken Rekrutenaushebungen unter 
der franzoͤſiſchen Herrſchaft. Dieſen Umſtaͤnden gehoͤrige Rech⸗ 
nung tragend, wozu ſich noch ein gaͤnzlicher Mangel an Waffen 
geſellte, beſchraͤnkte man ſich Anfangs auf die Aushebung und 
Organiſation der Auszuͤger-Infanterie, und verſchob die der 
uͤbrigen Auszuͤger und der Landwehr auf ſpaͤtere Jahre. An 
Auszuͤger⸗Infanterie hatten die neuen Landestheile zu ſtellen 
12 Compagnien. Alle wurden noch im Laufe des Jahres 1816 
gekleidet, bewaffnet und inſtruirt; blieben aber bedeutend unter 
der geſetzlichen Staͤrke; ſie zaͤhlten nur 80 bis 90 Mann. 


Den Anlaß dieſer neuen Formation benutzend, wurde gleich— 
zeitig mit derſelben auch eine neue, mehr auf Anſtand, Dauer 
Bequemlichkeit und Oekonomie berechnete Kleidungs-Ordonnanz 
fuͤr die Auszuͤger eingefuͤhrt; indem der Felddienſt vom Jahre 
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1815 die damalige nicht als zweckmaͤßig ausgewieſen hatte. Den 
aufgeſtuͤlpten Hut vertauſchte man mit dem zweimal fo dauer: 
haften, bei den meiſten ſtehenden und Landwehr-Heeren einge: 
fuͤhrten Tſchako und die bisherige knappe, mit einer, mehr 
Schutz und Raum gewaͤhrenden Kleidung von beſſerem Stoffe. 
Dagegen fiel die Ermelweſte weg. 

Im Jahre 1816 wurden ferner die durch das Landwehr— 
Reglement anbefohlenen Vor- oder Ergaͤnzungs-Muſterungen 
zum erſten Male abgehalten; desgleichen die erſten Schieß⸗ 
Muſterungen mit obrigkeitlichen Gaben fuͤr die Scharfſchuͤtzen. 
Und endlich verdienen noch Erwähnung: ein Dekret des Klei— 
nen Rathes zu mehrerer Erleichterung des Militairdienſtes fuͤr 
den Kuͤherſtand, und der Beſchluß des Kriegsraths, kraft deſ— 
fen verordnet ward: es könne kuͤnftighin Niemand mehr vor 
dem 18. Jahre Alters als Offizier angeſtellt werden. 

Mit dem Jahre 1817 ward angefangen, die neu errichte⸗ 
ten Landwehr⸗Compagnien erſter Klaſſe zu einer kurzen In⸗ 
ſtruktion von 14 Tagen allmaͤlig einzuberufen; was fuͤr ihre 
Bildung und fuͤr Ordnung von Waffen und Kleidung uner— 
laͤßlich war, wenn ſie ihrem Zwecke entſprechen ſollten. 

Die reitende Artillerie wurde zu fahrender umgeſchaffen, mit 
der Standes⸗Compagnie in ein Corps vereinigt, und das Ganze 
auf 107 Mann mit 10 Pferden reduzirt. Die daherige Koſten— 
erſparniß betrug Fr. 10,364 jaͤhrlich. 

Wie ſchon weiter vorne bemerkt, erſchien ebenfalls im 
Jahre 1817 das neue eidgenoͤßiſche Militairreglement. Deſſen 
mehrere Forderungen ſowohl als verſchiedene Vorſchriften uͤber 
den Beſtand und die Eintheilung der Waffengattungen, abwei⸗— 
chend von den bisherigen Kantonal » Einrichtungen, mußten 
nothwendig eine gaͤnzliche Umgeſtaltung dieſer letzteren zur Folge 
haben; und da ohnehin einzelne Theile der beſtehenden Mili— 


12. April 1816. 


4. Juni 1818. 
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tairverordnungen eine Reviſion wuͤnſchen ließen, erkannte der 
Große Rath eine neue Militair-Verfaſſung, deren Grundzuͤge 
in Folgendem beſtanden: 

Jeder Kantonsangehoͤrige oder Schweizer, der im Kantone 
wohnt, ward vom angetretenen zwanzigſten Jahre bis zuruͤck— 
gelegtem neununddreißigſten Jahre Alters landwehrpflichtig er: 
klaͤrt, und die ganze bewaffnete Macht in 4 Klaſſen getheilt; als: 

1) Auszuͤger, zum eidgenoͤſſiſchen Bundesauszuge beſtimmt. 
Dieſe ſollten auf 8800 Mann gebracht, und, wie bisher, auf 
Koſten des Staates bewaffnet, bekleidet und inſtruirt werden. 

) Reſerve, beſtehend aus ausgedienten Auszuͤgern, vom 
Staate bewaffnet und verpflichtet, ihre als Auszuͤger empfan⸗ 
genen Monturen bis zu gaͤnzlichem Austritte aus der Reſerve, 
auf ihre Koſten zu unterhalten. 


3) Landwehr erſter Klaſſe, beſtehend aus Grenadieren und 
Scharfſchuͤtzen, in eigenen Koſten ordonnanzmaͤßig gekleidet und 
bewaffnet. Sie wurden auch in die Inſtruktionsſchule genom⸗ 
men, jedoch nur auf kurze Zeit. 

Die Landwehr erſter Klaſſe und die Reſerve ſollten zum 
Dienſte bei der eidgenoͤſſiſchen Bundesreſerve verpflichtet ſeyn. 

4) Landwehr zweiter Klaſſe, auf eigene Koſten bewaffnet, 
und vorgefchriebener Maßen gekleidet; inſtruirt an Truͤllmuſte⸗ 
rungen; beſtimmt, die Auszuͤger und die Landwehr erſter Klaſſe 
zu ergaͤnzen, und den Dienſt im Innern zu verſehen. 

Die Dienſtzeit wurde fuͤr die Auszuͤger von 9 auf 12 Jahre 
verlaͤngert, mit Ausnahme der Dragoner und Sappeurs; hin— 
gegen die der Reſerve auf 6, und die der Landwehr erſter Klaſſe 
auf 12 Jahre beſchraͤnkt, mit nachheriger gaͤnzlicher Dienft- 
befreiung; und die Dienſtpflicht der Landwehr zweiter Klaſſe 
beſtimmt bis zum zuruͤckgelegten neununddreißigſten Jahre Alters. 
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Die Dienſtzeit der Stabsoffiziere blieb unveraͤndert; die der 
übrigen Offiziere aber ward ausgedehnt bis zu zuruͤckgelegtem 
fuͤnfundvierzigſten Altersjahre. 

Der Grundſatz einer verlaͤngerten Auszuͤgerdienſtzeit hatte 


den doppelten Zweck: ungeachtet der Truppenvermehrung die 


Militairkoſten verhaͤltnißmaͤßig nicht zu ſteigern; hauptſaͤchlich 
aber mehr Bildung, Perſonalkenntniß zwiſchen Oberen und 
Untergebenen, und uͤberhaupt einen feſtern, innern Zuſammen⸗ 
hang in die Auszuͤger zu bringen. 

Ein jeder eintretende Offizier, der nicht in auswaͤrtigen 
Dienſten angeſtellt geweſen, ward angehalten, waͤhrend einer 
beſtimmten Zeit den Dienſt als Soldat, Corporal, Wachtmeifter, 
Furier und Feldweibel zu verrichten. 

Die Ergaͤnzungen ſollten geſchehen wie bisher. | 

Hingegen ward der Kanton, in Aufhebung der beftandenen 
5 Departemente, in 8 Kreiſe getheilt, jeder unter einem Kom⸗ 
mandanten mit einigen Adjunkten fuͤr die Adminiſtration; die 
Fuͤhrung der Roͤdel uͤber Auszuͤger, Reſerve und Landwehr erſter 
Klaſſe fernerhin dem Muſterungs⸗Commiſſaͤr belaſſen. 

Zu Eroͤffnung neuer Huͤlfsquellen endlich fuͤr die mehr als 
erſchoͤpfte Auszuͤger-Kaſſe, wurden dem Finanz- und dem 
Kriegsrathe Vorſchlaͤge abgefordert. . 

Für die Auszuͤger-Infanterie konnte im Jahre 1818 noch 
die neue Eintheilung, an eigenen Organiſations-Muſterungen, 
vollzogen werden; fuͤr die uͤbrigen Waffengattungen aber mußte 
ſie auf das folgende Jahr aufbehalten bleiben. 

Gleichem Jahre verdanken auch die Amtsſchuͤtzengeſellſchaf⸗ 
ten ihr Daſeyn. Der natuͤrlichen Anlage und der wieder er— 
wachten Neigung des Volkes zum Scharfſchießen, ſollte dieſe 
Inſtitution eine beſtimmte Richtung geben, als wirkſamſtes 
Mittel zu Begruͤndung einer nachdruͤcklichen Landesvertheidigung. 


25. Febr. und 
7. Juli 1818. 


Dekret vom 
13. Febr. 1819. 


Beſchlüſſe vom 

4. Mai und 

20. November 
1819. 
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Von Seiten des Staates wurden an jaͤhrlichen Schießpraͤmien 
ausgeſetzt Fr. 3400, ſpaͤter noch vermehrt bis auf Fr. 4544. 


Nachdem die reglementariſchen Beſtimmungen der ſodurch 
errichteten Anſtalten im Jahre 1825 einige zeitgemaͤße Abaͤnde⸗ 
rungen erlitten, zaͤhlen gegenwaͤrtig, im Jahre 1831, ſaͤmmt⸗ 
liche Amtsſchuͤtzengeſellſchaften des Kantons 2950 Mitglieder. 


In Vollziehung des neuen Militairgrundgeſetzes, welches 
fuͤr die Dragoner eine Vermehrung von 30 Mann gebot, erhielt 
dieſes Corps eine verbeſſerte und weniger koſtbare Organiſation, 
von der fruͤhern hauptſaͤchlich darin verſchieden, daß das Wart⸗ 
geld groͤßtentheils wegfiel, das Reitgeld beſchraͤnkt, und die 
Dienſtzeit auf 6 Jahre in den Auszuͤgern und 6 Jahre in der 
Reſerve feſtgeſetzt wurde. 


Eine nähere Organiſation ward auch den Scharfſchuͤtzen 
zu Theil. Die Ergaͤnzung der zum erſten Bundes-Contingent 
erforderlichen Auszuͤger-Scharfſchuͤtzen ſollte kuͤnftighin aus 
denjenigen der Landwehr ſtatt finden, unter beguͤnſtigenden Be- 
dingungen fuͤr die Uebertretenden. Fuͤr alle ordentlichen Schieß⸗ 
uͤbungen und Muſterungen aber machten ſie gleichwohl einen 
Beſtandtheil ihrer betreffenden Landwehr -Compagnien aus. 
Ueberhaupt durfte Niemand ins Corps aufgenommen werden, 
der ſich nicht als Schuͤtze erprobt haͤtte. 

Die vorgeſchriebenen zwei Sappeur-Compagnien, eine in 
dem eidgenoͤſſiſchen Heere faſt ganz fehlende Waffengattung, 
wurden neu errichtet, die Artillerie nebſt Train von 6 auf 8 
Diviſionen vermehrt, und ſaͤmmtliche Auszuͤger-Bataillone in 
ihrer neuen Form an Hauptmuſterungen zuſammengezogen, 
ſo daß mit Auslauf des Jahres 1819 der Uebergang von der 
alten Ordnung zur neuen vollſtaͤndig ausgefuͤhrt war. 

Hauptmuſterungen, obſchon bereits durch die Militair— 
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verordnung von 1813 vorgeſchrieben, hatten dennoch bis damals 
nicht ſtatt gefunden. 


Beſonders bemerkenswerth aber war im naͤmlichen Jahre 
das Zuſtandekommen und die Eroͤffnung der eidgenoͤſſiſchen Mi⸗ 
litairſchule in Thun; zunaͤchſt der Artillerie, dem Genie und 
dem Generalſtab gewidmet, und ſeither auch auf die uͤbrigen 
Waffenarten ausgedehnt. Noch wurde in dem Jahre 1819 eine 
laͤngſt gefühlte Luͤcke in der Kantonal⸗-Militair⸗Geſetzgebung 
durch ein Dekret ausgefüllt, vermoͤge deſſen als unwuͤrdig er: 
klaͤrt wurden, unter der Bernerſchen Fahne zu dienen: alle 
diejenigen, welche wegen grober Verbrechen, vom Kriminal- 
Richter in eine der beſtehenden oͤffentlichen Strafanſtalten ver⸗ 
urtheilt wuͤrden. 


Als der Große Rath, wie oben gemeldet, dem Finanz 
und dem Kriegsrath den Auftrag ertheilte, „Antraͤge zu brin— 
„gen über Eröffnung neuer Huͤlfsquellen für die Militairkaſſe“ 
beabſichtigte man ſchon damals, wo immer moͤglich, eine Auf— 
hebung ſowohl des Dragonergeldes, als der ohnehin mit der 
Militairverfaſſung in keinem richtigen Verhaͤltniſſe ſtehenden 
Auszuͤgergelder, deren Beziehungsart ſich fuͤr das Land, zumal 
fuͤr bevoͤlkerte aber aͤrmere Gemeinden, als laͤſtig gezeigt hatte; 
allein ſie ſollten auf angemeſſene Weiſe erſetzt werden, um 
keinen Ausfall in den damals noch nicht in das gehoͤrige Gleich— 
gewicht gebrachten Finanzen zu veranlaſſen. 

Das Ergebniß daheriger Unterſuche und Berathungen war: 
ein Geſetz, wodurch der Bezug der Auszuͤger- und Dragoner: 
Gelder abgeſchafft,) dagegen aber eine Abgabe eingeführt wurde, 


*) Die Auszügergelder betrugen für den alten Kanton jährlich Fr. 21,556 
und an Dragonergeldern hatte das Land während den Jahren 1814 


27. Sept. 1819, 


20. Dez. 1819. 
21. Febr. u. 
4. April 1820. 
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beides von 1820 hinweg, welche alle diejenigen zu entrichten 
haben ſollten, die nach erfolgter Reviſion der Dispenſations⸗ 
Faͤlle, ihre Militairpflicht nicht perſoͤnlich erfuͤllen wuͤrden; als 
billige Gegenleiſtung fuͤr die Beſchwerden und Gefahren, deren 
ſie, kraft der Dienſtdispenſation, uͤberhoben ſeyen. 

Dieſe letztere war entweder Militair-Dispenſation uͤber— 
haupt, wegen Amt, Beruf oder Untuͤchtigkeit, oder Dispenſa⸗ 
tion bloß vom Beſuchen der Truͤllmuſterungen, ohne deßwegen 
von der Bewaffnungs- und Wehrpflicht ſelbſt, oder vom Er⸗ 
ſcheinen an den jährlichen Inſpektions-Muſterungen zu befreien, 
und immerhin erſt nach zuruͤckgelegtem dreißigſten Jahre Alters 
erlangbar; mithin nicht fruͤher, als nachdem vorausgeſetzt war, 
man habe die noͤthige Uebung in den Waffen während der fruͤ— 
heren Jahre bereits erlernt. Eine beguͤnſtigende Ausnahme 
ruͤckſichtlich der Altersbedingung genoſſen einzig ſolche, welche in 
fremden Kriegsdienſten geſtanden waren. — Die uͤberhaupt 
dispenſirten ſollten alljährlich bezahlen von Fr. 4 bis 24; und 
die nur vom Truͤllen Losgekauften von Fr. 2 bis 5 jährlich. 

Daß zu jener Zeit der allgemeinen Verlegenheit uͤber den 
Ruͤckſchritt der Staats-Finanzen, die außerordentliche Standes: 
oͤkonomie⸗Commiſſion ganz beſonders das Kriegs-Departement 
in's Auge faſſen wuͤrde, uͤber deſſen Koſtbarkeit man ſo oft 
ſich beſchwerte, war nicht zu bezweifeln. Der Große Rath 
mußte ſich aber überzeugen, daß der beſtehenden Militair-Ver⸗ 
faſſung und den eidgenoͤßiſchen Verpflichtungen ohne Abbruch, 
mit Ausnahme einer Reduktion der ſtehenden Truppen, keine 


bis 1820 im Durchſchnitte jährlich Fr. 11,548 bezahlt; die Reitgelder 
vom Feldzuge des Jahres 1815 — im Betrag von Fr. 16,800 — nicht 
einmal inbegriffen; indem dieſe, mittelſt Uebernahme von Seiten der 
Staatskaſſe, durch die Obrigkeit den Gemeinden geſchenkt worden. 
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weſentlichen Erſparniſſe zu bezwecken ſeyen. Er beſchraͤnkte fich 12. Apr. 1820. 
alſo dahin, eine nochmalige Verminderung der Standeskompagnie 
bis auf 60 Mann zu erkennen; die Lieferung von zwilchenen 
Beinkleidern an die Auszuͤger abzuſchaffen „und den jeweiligen 
Garniſonsbeſtand zu beſtimmen, zufolge deſſen ſeither, nebſt ſo 
vielen Rekruten, als der Abgang erforderte, 12 Compagnien In⸗ 
fanterie und 2 Compagnien Artillerie, jaͤhrlich zur Inſtruktion 
einberufen wurden, was bei zwoͤlfjaͤhriger Dienſtzeit dem Aus⸗ 
zuͤger je im vierten Jahre eine Garniſonskehr brachte. Von 
da an hatte die Kehrordnung ihren geregelten Fortgang, und 
wurde ſogar ſpaͤterhin, zu Anfang jeden Jahres, oͤffentlich be- 
kannt gemacht; eine Maßregel, welche ſowohl die Vollzaͤhligkeit 
der Compagnien beim Einruͤcken befoͤrderte, als die Betreffen— 
den in Stand ſetzte, zeitig ihre Vorkehren auf die bevorſtehende 
Entfernung von Hauſe zu treffen. 

Im Jahre 1820 ward auch der Feuerſpritzen- Unterricht 
fuͤr die garniſonirenden Milizen eingefuͤhrt, eine verbeſſerte 
Truͤllbußenordnung herausgegeben, ein Mannſchafts-Contin⸗ 
gent“) nach dem erſten eidgenoͤſſiſchen Uebungslager abgeſandt, 
und in Verbindung mit Hauptmuſterungen die erſte eidgenoͤſſi⸗ 
ſche Inſpektion beſtanden. Beide Arten von Muſterungen wur— 
den in nachfolgenden Jahren, den dießoͤrtigen Vorſchriften ge⸗ 
maͤß, fortgeſetzt. 

So wie zwar der Große Rath hatte finden muͤſſen, daß 
die beſtehende Militair-Verfaſſung, ohne höhere Nachtheile, 
keine weitere Koſtenverminderung geſtatte, ſo waren hingegen 


*) 1 Bataillon Infanterie und 1 Scharfſchützen⸗Compagnie, zuſammen 311 
Mann. Da die eidgenöſſiſchen Lager vorzüglich zur Einübung der Cadres 
beſtimmt ſind, ſo wurden die Lager-Compagnien nur zu 50 Mann ver⸗ 
langt: 
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gleichzeitig gegen die Zweckmaͤßigkeit der Militair-Verfaſſung 
ſelbſt, ſo viele Zweifel und uͤber die Moͤglichkeit eines beſſern 
und minder koſtſpieligen Militair-Syſtems ſo manche Anſicht 
geaͤußert worden, daß in der naͤmlichen Sitzung der Beſchluß 
gefaßt wurde, dieſen Gegenſtand einer naͤhern Unterſuchung zu 
wuͤrdigen, welche Anfangs einer eigenen Commiſſion, nachher 
aber dem Kriegsrathe uͤbertragen ward. Die aufgeworfenen 
Fragen erregten allgemeine Theilnahme, und veranlaßten das 
Erſcheinen verſchiedener werthvoller Druckſchriften.“) Zu deſto 
gruͤndlicherer Erdaurung derſelben wurden ſie ſaͤmmtlichen Mit— 
gliedern des Großen Rathes ausgetheilt, woraufhin der Kriegs— 
rath unterm 18. Juni 1823 fein Gutachten vorlegte. Es ent: 
hielt 2 Hauptideen. Die erſte gieng von dem Grundſatze der 
allgemeinen Bewaffnung und perſoͤnlichen Dienſtleiſtung aus, 
der Bewaffnung und Kleidung auf eigene Koſten; als geſchicht— 
lich begruͤndet durch die Sitte der Vaͤter zum Schutze des eige— 
nen Herdes, als ſchonend die Kraͤfte des Staatsſchatzes, als 
ſicherſte Weiſe, Liebe und Ehre fuͤr Wehrpflicht und Vaterland 
zu pflanzen, Vertrauen in eigene Kraft und Achtung vor dem 
freien bewaffneten Volke beim Auslande zu erzeugen. Die fer— 
neren Vorſchlaͤge zur Ausfuͤhrung dieſes Syſtems giengen auf 
Vermehrung der Auszuͤgerzahl und Wiederannaͤherung an die 
ehemaligen Milizverhaͤltniſſe, alles auf den Hauptzweck berechnet, 


*) „ueber die Kriegsverfaſſung des Kantons Bern, von K. Koch, geweſenem 
„Oberſtlieutenaut, Bern 1823. — Anſichten über Veränderungen in der 
„Organiſation des Wehrſtandes des Kantons Bern, verfaßt von Raths— 
„herrn Bürki, ebendaſ. — Anſichten und Gedanken über die beiden im 
„Druck erſchienenen Schriften, den Bernerſchen Wehrſtand betreffend, 
„von R. v. Büren, Oberſtlieutenant, ebendaſ. — Etwas zu Gunſten 
„der allgemeinen Bewaffnung im Kanton Bern, von E. R. v. Tavel, 
„Hauptmann, ebendaſ. — Bemerkungen über die Kriegsverfaſſung des 
„Kantons Bern, von F. A. Wyttenbach, Oberſt, ebendaſ.“ ic. ꝛc. 


237 


für den Augenblick der Gefahr die größtmögliche Zahl dienſt— 
faͤhiger Mannſchaft bereit zu halten, in Friedenszeiten aber 
den Dienſt fuͤr die Staatskaſſe mindeſt laͤſtig zu machen. Die 
zweite Meinung hingegen hielt ſich, gleich wie eine dritte, ſich 
ihr ſehr naͤhernde Anſicht, an die erſt vor wenigen Jahren 
aufgeſtellten Grundgeſetze des Auszuͤgerdienſtes und Bekleidung 
und Bewaffnung der Auszuͤger auf obrigkeitliche Koſten. Sie 
brachte an, daß die Bewaffnung der Auszuͤger, der Reſerve 
und der Landwehr einer allgemeinen Bewaffnung ſehr nahe 
komme, und die Vorzuͤge der Selbſtbewaffnung bei der Land— 
wehr bereits ſich vorfinden, waͤhrend es nichts wie billig ſey, 
den ohnehin weit beſchwerlichern und zeitraubenden Auszuͤger— 
dienſt mittelſt Lieferung der Ruͤſtung zu erleichtern; daß Waf— 
fen und Kleidung, vornehmlich aber erſtere, fuͤr die Bundes— 
kontingente durchaus gut und gleichfoͤrmig ſeyn muͤſſen, was 
ſich bei Selbſtanſchaffung derſelben nie wuͤrde hinlaͤnglich errei— 
chen laſſen; daß die Selbſtausruͤſtung, ſo ehrenvoll ſie auch ſeyn 
moͤge, fuͤr den Aermern immerhin eine Laſt bleibe, fuͤr viele 
eine unerſchwingliche, und als ſolche hoͤchſt ungleich — ſey es 
nun Einzelne oder Gemeinden — treffe, was moͤglichſt vermieden 
und wenigſtens der Bundeskontingente Ausruͤſtung auf Koſten 
des Staates uͤbernommen werden ſollte; daß eine nochmalige 
Abaͤnderung der Militair-Organiſation und wiederholt neue 
Eintheilung der Truppen auf ihren Geiſt von uͤbelm Einfluſſe 
ſeyn koͤnnte, und endlich, daß denn doch die ehrenhafte Aus— 
zeichnung, welche den Bernertruppen in mehreren Grenzzuͤgen 
zu Theil geworden, wirklich auf Zweckmaͤßigkeit des Beſtehenden 
ſchließen laſſe. 

Der Große Rath entſchied: bei den im Jahre 1818 auf— 
geſtellten Grundſaͤtzen zu verbleiben, mit Auftrag an den 
Kriegsrath, denſelben die etwa noch fehlenden Entwickelungen 
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zu geben, und über allfällige Verbeſſerungen einzelner Theile 
zweckdienliche Antraͤge zu bringen. 


In den Jahren 1823 und 1824 wurde die Organiſation 
der Reſerve vorgenommen, erkannt durch Dekret des Kleinen 
Rathes vom 21. November 1823, nach den bereits durch das 
Militairgeſetz von 1818 aufgeſtellten Grundbeſtimmungen. Je 
zwei Kreiſe ſollten ein Reſerve-Infanterie-Bataillon und eine 
Reſerve-Artillerie-Compagnie zu liefern haben, die uͤberzaͤhligen 
Maͤnner aber als Stammreſerviſten ſtehen bleiben. Seit dem 
Jahre 1814 zwar bewaffnet, allein beinahe ohne Offiziere mehr, 
und durch die veraͤnderte Kreiseintheilung in ihrer fruͤhern 
Formation ganz aufgeloͤst, mußte eine genaue Muſterung uͤber 
geſammte Reſerve vorangehen. Dieſe fand ſtatt für die ſechs 
erſten Kreiſe im Jahre 1823. Die zwei letzten, als meiſtens 
aus neuen Gebietstheilen beſtehend, zählten erſt noch ſehr we: 
nige Reſerve. Nachher wurden ſaͤmmtliche Waffen zur Aus⸗ 
beſſerung ins Zeughaus eingezogen, im Fruͤhjahre 1824 wieder 
ausgetheilt, im Herbſte des naͤmlichen Jahres die neu errich— 
teten drei Bataillone, deren Montierungen infolge der verſchie— 
denen Feldzuͤge unbrauchbar geworden waren, mit blauen Ga: 
putroͤcken bekleidet, und fo einer eidgenoͤſſiſchen Inſpektion unter⸗ 
worfen, die nicht mehr laͤnger verſchoben werden durfte. Dieſe 
außerordentliche Bekleidung koſtete zwar den Staat die nicht 
unbetraͤchtliche Summe der Fr. 38,214, war aber eine uner— 
laͤßliche Pflicht ſowohl fuͤr die treu geleiſteten Dienſte, als fuͤr 
das militaͤriſche Ehrgefuͤhl der wackeren Veteranen. 


Als die ſchwaͤchſte Seite der Ausruͤſtung der Berner⸗Trup⸗ 
pen ruͤgten die eidgenoͤſſiſchen Inſpektoren ſtets die Torniſter. 
Die Aufſtellung patentirter Sattler in allen Kantonstheilen, 
verantwortlich, keine anderen als modellgemaͤße Torniſter an 
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das Militair zu verkaufen, machte dieſem Uebelſtande feit dem 
Jahre 1825, wenigſtens bei den Auszuͤgern, allmaͤlig ein Ende. 

Ein Konkordat vom Jahre 1825 mit dem hohen Stande 
Aargau, und ſpaͤter auch eines mit Waadt, beſtimmten die 
Militairverhaͤltniſſe gegenſeitiger Angehoͤrigen, welche in dem 
einen oder andern Kanton ſich aufhalten. 

Im naͤmlichen Jahre ward die Standescompagnie, noch—⸗ 
mals vermindert von ſechzig bis auf dreiundfuͤnfzig Mann, zu 
einer Artillerie-Diviſion umgeſchaffen. Weil ſie jedoch eine 
Vermehrung an Pferden erhielt von zehn auf vierzehn, und 
einige Verbeſſerung in den Kapitulationsgedingen, ſo gieng aus 
dieſer Abaͤnderung keine weſentliche Erſparniß hervor. 

Das Jahr 1826 rief zum zweitenmale ein hieſiges Kontin— 
gent in ein eidgenoͤſſiſches Uebungslager, ) und brachte eine neue 
Verordnung uͤber die Militairverfaſſung des Kantons Bern 
zur Reife. Gemaͤß dem ſchon 1823 ausgeſprochenen Willen 
des Großen Rathes ſollte ſie, in Beibehaltung aller weſentli— 
lichen Beſtimmungen der Grundgeſetze von den Jahren 1813, 
und 1818, dieſelben lediglich nach Beduͤrfniß vervollſtaͤndigen 
oder modifiziren, und demnaͤchſt die vielen einzelnen, in ver— 
ſchiedenen Zeitpunkten erſchienenen Verordnungen in ein gehörig 
geordnetes Ganzes zuſammenſtellen. Eigentliche Neuerungen 


*) An Bernertruppen befanden ſich im eidgenöſſiſchen Lager bei Thun: 


Cavallerie, 2 Compagniei s Mann 144 
Artillerie mit Train, 1 Im. 0 
Scharfſchützen, 2 Comp. w.... „ 100 
Infanterie, 3 Bataillon 482 

M. 1276. 


Die Artillerie⸗Compagnie war von der eidgenöſſiſchen Militair— 
Aufſichtsbehörde nicht verlangt worden. Weil aber das Lager mit ihrer 
Inſtruktionszeit zuſammentraf, ſo wurde ſie in Kantonalkoſten dahin 
abgeſendet. 


27. Febr. und 
18. Nov. 1826. 
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oder Abaͤnderungen des Beſtandenen enthielt fie in folgenden 
Punkten: 

1) Verlaͤngerung der Dienſtzeit der Dragoner von ſechs 
auf acht Jahre, ſowohl in den Auszuͤgern als in der Reſerve, 
Abſchaffung der Wartgelder und Beſchraͤnkung des Reitgeldes. 

Der haͤufige Wechſel im Corps, deſſen Vervollkommnung 
hemmend, verbunden mit oͤkonomiſchen Ruͤckſichten, hatte da 
etwas Zweckmaͤßigeres wuͤnſchen laſſen. 

2) Gleichſtellung der Sappeurs mit den uͤbrigen Auszuͤgern, 
bezuͤglich auf Dienſtzeit und Reſervepflicht. 

Wenn zwoͤlf Jahre Auszuͤgerdienſtes ſchon ziemlich lang 

ſo waren es vierzehn Jahre vollends zu ſehr, zumal bei 
einem Corps von Handwerksmaͤnnern, denen in aͤlteren Jahren 
Abweſenheiten von Hauſe weit beſchwerlicher fallen muͤſſen, als 
dem gemeinen Landmanne. Sie hingegen der Reſerve zu ent: 
heben, fand man keine Urſache. 

3) Aufhebung der Landwehr-Scharfſchuͤtzen und dagegen 
neue Organiſation und Vermehrung der Auszuͤger - 40 
ſchuͤtzen bis auf zehn Compagnien. 

Da ſich einerſeits die Ergaͤnzung der Landwehr-Scharf— 
ſchuͤtzen, theils aus wirklichem Mangel an guten Schuͤtzen, und 
theils wegen der Koſtbarkeit der Waffen, bisher ziemlich ſchwie— 
rig gezeigt hatte, folglich zu befuͤrchten ſtand, die Formation 
vom Jahre 1815 koͤnnte nicht erſetzt werden, und anderſeits 
die Landwehr⸗Scharfſchuͤtzen nach zwoͤlfjaͤhrigem Dienſte fuͤr 
das Militair ganz verloren giengen, während die hoͤchſte Schieß- 
fertigkeit gerade bei Maͤnnern reiferer Jahre gewöhnlich angetrof⸗, 
fen wird, auch die Organiſation der 200 Auszuͤger-Scharfſchuͤtzen, 
zerſtreut in allen zehn Landwehr-Compagnien, nicht frommen 
wollte, ſo ſchien es am angemeſſenſten, die Landwehr-Scharf— 
ſchuͤtzen aufzuheben, und dagegen die Auszuͤger-Scharfſchuͤtzen 
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in gleichem Verhaͤltniſſe zu vermehren. Zwar ſollten ſie in Ab— 
weichung von der Regel nicht vom Staate Bewaffnung erhal— 
ten — will ja der Schuͤtze ſeinen eigenen Stutzer haben — 
allein dafuͤr eine Verguͤtung von Fr. 40 in Geld und mehrere 
andere Verguͤnſtigungen, geeignet, die Rekrutierung des Corps 
zu befoͤrdern. Von der Zahl von zehen Compagnien glaubte 
man um ſo weniger abgehen zu duͤrfen, als die verſchiedenſten 
Anfichten uͤber die Militair- Einrichtungen doch alle darin 
uͤbereingekommen waͤren: viele Scharfſchuͤtzen ſeyen des Schwei⸗ 
zerlandes ſicherſte Wehre. 
4) Aufhebung der Landwehr-Grenadiere. 


Zur Bundes⸗Reſerve waren fie nicht mehr noͤthig, ſeitdem 
die Reſerve ſich organiſirt befand; nach 12 Jahren eines ſehr 
leichten Dienſtes, aller fernern Militairpflicht entzogen, thaten 
fie ſchon früher den Landwehrſcharfſchuͤtzen Abbruch; vereinig- 
ten dermaßen alle den Auszuͤgern oder den Scharfſchuͤtzen entgan⸗ 
gene, vermoͤglichere und gebildetere junge Mannſchaft in ſich, 
daß dadurch die Landwehr zweiter Klaſſe zu ſehr entbloͤßt wurde. 
Beſonders dieſer letztern aufzuhelfen, welche, immerhin die große 
Maſſe unſers Wehrſtandes bildend, volle Beruͤckſichtigung ver— 
dient, mußte demnach ihre Aufloͤſung erfolgen. Sie gewaͤhrte 
zudem den Vortheil: daß fortan es nur eine Klaſſe von Land- 
wehr gab; wodurch die Militair-Adminiſtration um vieles ver—⸗ 
einfacht ward. 


5) Freies Verfuͤgungs-Recht der Regierung uͤber alle Trup⸗ 
pen — als unbedingt nothwendiger Grundſatz zu Begruͤndung 
einer guten Militair-Verfaſſung. 


6) Aushebung der Auszuͤger nach dem Grundſatze von 
Burgerrecht und Grundeigenthum, als Sache der Billigkeit fuͤr 
ſolche Gemeinden, welche viele Hinterſaͤßen haben, und Ab— 

16 
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ſchaffung der begünftigenden Ausnahmen für die Verehlichten 
beim Looſe. 

7) Anſtellung der aus fremden kapitulirten Kriegsdienſten 
heimgekehrten Soldaten in der Reſerve; indem ſie ſich in allen 
Beziehungen beſſer dahin eignen, als zur Landwehr. 

8) Uebernahme der ſonſt den Gemeinden obgelegenen In- 
ſtruktions-Koſten der Landwehrtamboure von Seiten des Staats 
und Verbeſſerung der Beſoldungen der Kreisadjutanten und 
Truͤllmeiſter. 

9) Beſtimmtere Eintheilung der Landwehr-Fuͤſiliere in Ba: 
taillone und Compagnien. 

10) Feſtſetzung der Reſerve-Pflicht bis ins 40. Jahr Al⸗ 
ters, ohne Ruͤckſicht auf fruͤhern oder ſpaͤtern Eintritt, als 
nothwendige Uebereinſtimmung mit der Dauer der allgemeinen 
Dienſtpflicht. 

11) Geſetzliche Aufſtellung eines Chefs der Infanterie und 
eines Kriegs-Commiſſairs. 

129 Anwendung des eidgenoͤſſiſchen Straf-⸗Codex auf den 
Kantonaldienſt. Ya | | 

13) Beſchraͤnkung der zu weit ausgedehnt geweſenen Die- 
penſationsfaͤlle und Abſchaffung des Truͤll-Loskaufes, als haͤufig 
mißbraucht und den Geiſt der Landwehr laͤhmend, wie die Er— 
fahrung bewieſen hatte.“) 

10 Genuͤgend beſtandene Pruͤfungen in allen fuͤr die Of— 
fiziers der verſchiedenen Waffen erforderlichen theoretiſchen und 


*) Die Dispenſations-Gelder betrugen während den Jahrgängen 1820 bis 
und mit 1826 im Durchſchnitte Fr. 18,952, und ſeit Abſchaffung des 
Trüll⸗Loskaufes oder ſeit dem Jahre 1827 bis und mit 1830, beides 
incluſive, Fr. 9911 jährlich. Vergl. die Angabe derjenigen Summen, 
welche dieſe Gebühr erſetzen ſollte, auf S. 332 hievor. 
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praktiſchen Kenntniſſen, als unerlaͤßliche Bedingung zu Erlan— 
gung eines Auszuͤger⸗Ofſtziers⸗Patents. 

15) Beſtimmungen uͤber die Verpflegung und Loͤhnung an 
Muſterungen. 

16) Waffen⸗Inſpektionen im Spaͤtjahr; Verminderung der 
Truͤllen von 12 auf 10 jaͤhrlich und dagegen Uebungen in 
groͤßeren Zuſammenzuͤgen; einige Verminderung des Auszuͤger— 
Trains; Verbot gegen Anwerbungen in fremde Kriegsdienſte 
ohne vorher erhaltene Bewilligung dazu ꝛc. ꝛc. ıc. 

In unmittelbarem Zuſammenhange mit dieſer neuen Ver— 
ordnung, wurden dann auch die Inſtruktionen der Kreis-Com— 
mandanten, Kreis⸗Adjutanten, Kreis-Aerzte und Truͤllmeiſter 
revidirt und vervollſtaͤndigt. 

Unverkennbar ließ ſich von da an wahrnehmen, daß neues 
Leben und mehrere Uebereinſtimmung in alle Theile der 
Kriegs⸗Verwaltung gekommen. 

Die Organiſation der Landwehr wurde ohne Verzug, jedoch 
mit der noͤthigen Umſicht nicht in allen Kreiſen auf einmal ins Werk 
geſetzt. Sie beſchaͤftigte ſeither ununterbrochen den Kriegsrath. 

Das Eintheilungs-Prinzip war dasjenige der Auszuͤger— 
Stamm⸗Compagnien; mit Ausnahme einiger, durch Oertlich— 
keiten erforderlich geweſenen Abweichungen; ſo daß, beim Vor— 
handenſeyn von 4 Auszuͤger⸗Stamm⸗Compagnien in jedem Kreiſe, 
aus dem Bezirke einer jeden von dieſen, 3 Landwehr-Compagnien 
gebildet wurden, mithin 12 in einem Kreiſe; wovon die 6 er— 
ſten das erſte und die 6 letzten das zweite Fuͤſilier-Bataillon 
ausmachen. 

Beſondere Schwierigkeiten zeigte in verſchiedenen Landes— 
theilen die Auswahl der Offiziere; indeſſen find in mehreren 
Kreiſen die Cadres ſchon ziemlich vollzaͤhlig und 8 Bataillons— 


Commandanten bereits ernennt. 
16 * 
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Zu Verbeſſerung der Bewaffnung wurde dem ſo fuͤhlbar 
geweſenen Mangel an guten Buͤchſenſchmieden mittelſt Aufftel- 
lung im Zeughauſe erprobter und mit privilegirten Patenten 
verſehener Buͤchſenſchmiede, entgegengewirkt. Bis jetzt auf 38 
angeſtiegen, laͤßt ſich noch eine Vermehrung derſelben hoffen; 
da zu ihrer Aufmunterung und Begänftiguug Manches geſchieht. 

Fuͤr Vervollkommnung der Inſtruktion der Landwehr wird 
durch eine ſorgfaͤltigere Wahl und Ausbildung der Truͤllmeiſter 
das Moͤglichſte gethan. Eben fo durch die jetzt anbefohlenen 
größeren Zuſammenzuͤge Behufs von Manoͤuvres. 

Zu allmaͤhliger Bezweckung einer gleichfoͤrmigern Beklei⸗ 
dung, iſt den daherigen geſetzlichen Vorſchriften, ein blauer 
kurzer Rock nach militairiſchem Schnitte, als fakultative Uni⸗ 
form, von Seiten des Kriegsraths hinzugefuͤgt worden. 

Wie es die Einrichtungen der Landwehr nicht wohl anders 
erwarten laſſen, ſind derſelben Fortſchritte im Allgemeinen, 
ſehr verſchieden von einem Kreiſe, ſelbſt von einem Adjutantur⸗ 
Bezirke zum andern; an mehreren Orten aber wirklich vollkom⸗ 
men befriedigend und die Aufmerkſamkeit lohnend, welche ihr 
gegenwaͤrtig geſchenkt wird. 

Zu Erlangung einer richtigen Ueberſicht des Ganzen, dachte 
der Kriegsrath und hat in einem Kreiſe ſchon damit angefan- 
gen, über ſaͤmmtliche Landwehr- und Kreisadminiſtrationen durch 
eines ſeiner Mitglieder, unter Zuziehung des Muſterungs-Com⸗ 
miſſairs, eine General-Inſpektion abhalten zu laſſen. Dieſe 
wird um ſo noͤthiger, als ſonſt, in Ermanglung eines Miliz⸗ 
Inſpektors, wie ihn die meiſten übrigen Kantone haben, dieß⸗ 
orts keine unmittelbare Oberaufſicht ſtatt finden wuͤrde. 

Die Organiſation des Reſerve-Bataillons Nr. 4, fruͤher 
wegen Mangel ausgedienter Auszuͤger in den Leberbergen auf⸗ 
geſchoben, kam zu Stande im Jahre 1827 und ward ſogleich 
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der eidgenoͤſſiſchen Inſpektion unterworfen; ſomit hatte der 
Stand Bern diejenige Truppenzahl vorgewieſen, fuͤr welche er 
zu den beiden Bundes-Contingenten pflichtig iſt. 

Im Jahre 1829 wurden die Stellen eines Commandanten 
der Stadtgarniſon und eines Ober-Inftruftors in einer Per— 
ſon vereinigt. Fruͤher getrennt und in der Ausuͤbung ihrer 
Befugniſſe haͤufig ſich kreuzend, mußten ſowohl der Garniſons⸗ 
als der Inſtruktions-Dienſt mehr oder weniger unter dieſem 
Verhaͤltniſſe leiden. Die wohlthaͤtigen Folgen der Aufhebung 
deſſelben bewaͤhren ſich taͤglich. 

Im naͤmlichen Jahre ward auch ein Montierungs-Regle⸗ 
ment gedruckt; ein laͤngſt gefuͤhltes Beduͤrfniß zu genauerer 
Handhabung der beſtehenden Kleidungs-Ordonnanz. 

Die großen politiſchen Ereigniſſe Frankreichs im Jahre 
1830 veranlaßten die Ernennung eines Kriegs-Commiſſairs und 
die Bewilligung der bedeutenden Summe von Fr. 308,444 zu 
Ergaͤnzung des Vorraths an Kaputroͤcken fuͤr beide Contingente 
und Anſchaffung der noͤthigen Erſatzmonturen, ſowohl fuͤr die 
aͤlteren Auszuͤger als zu Bekleidung der Reſerve. 

In einem neu errichteten Kleidungs-Magazine werden ſie 
nun aufgehoben. Auch ſaͤmmtliche Feldapotheken und uͤbrige 
Zugehoͤrden des Medieinalweſens mußten vervollſtaͤndigt werden. 
Zur Fuͤrſorge wurde uͤberdieß eine Anzahl Torniſter und ande 
rer Ausruͤſtungsgegenſtaͤnde, welche eigentlich dem Soldaten 
anzuſchaffen obliegen, aufgekauft. Was fuͤr Munition, Ge⸗ 
ſchuͤtze und Kriegsfuhrwerke erkennt und geleiſtet worden, wird 
in der zweiten Abtheilung beruͤhrt werden. 

Den Beſchluͤſſen der hohen Tagſatzung ungeſaͤumt Folge 
zu geben, ſind in den erſten Monaten des laufenden Jahres 
beide Contingente hierſeitigen Standes neuerdings eidgenoͤſſiſch 
in Augenſchein genommen worden; das Perſonelle der Artillerie 
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und die Sappeurs des erſten Bundesauszugs einzig ausgenom— 
men; indem dieſe, als erſt kurz vorher eidgenoͤſſiſch gemuſtert, 
enthoben blieben. Die Sappeurs uͤbrigens ſind unterm 6. Maͤrz 
in den aktiven Dienſt der Eidgenoſſenſchaft eingetreten und erſt 
in den letzten Tagen heimgekehrt. 

Die Inſpektionsberichte der eidgenoͤſſiſchen Militairaufſichts⸗ 
behoͤrden ruͤgten bei den Auszuͤgern keine Gegenſtaͤnde von hoͤ— 
herm Belange; wohl aber bei der Reſerve, wo uͤber Mangel 
an Kleidung, guter Ausruͤſtung, ſorgfaͤltigem Waffenunterhalt 
und zum Theil auch an Uebung geklagt ward. 

Es iſt aber in erſteren Ruͤckſichten ſeither durch Anlegung 
zureichender Vorraͤthe geſorgt worden und in letzteren Beziehun⸗ 
gen wuͤrden, ohne Zweifel, wenige Tage Beſammlung genuͤgen, 
das Fehlende einzuholen. 

Wenn bei einzelnen Bataillonen damals noch Einiges am 
Mannſchaftsbeſtande mangelte, ſo iſt dieſes nicht mehr der Fall 
gegenwärtig.*) Ueberdieß find bereits die noͤthigen Anſtalten 
getroffen, daß die auf Ende dieſes Jahres zur Reſerve über- 
tretenden Auszuͤger gleichzeitig und vollſtaͤndig er ſetzt werden 
koͤnnen; indem, in Abweichung von ſonſt uͤblichem Verfahren, 
die betreffenden Erſatz-Rekruten ſchon zum voraus, im Laufe 
des Sommers, inſtruirt, bewaffnet und gekleidet werden. 

Anſehend die Mobilmachung der Landwehr, im Nothfalle, 
gemaͤß den Beſchluͤſſen der Tagſatzung vom 17. und 27. Jen⸗ 
ner und 9. Hornung d. J., ſo hat der Kriegsrath die dießorts 
angemeſſenen Vorkehren und Bekanntmachungen angeordnet. 

Zu Bildung des erſten Landwehr-Contingents, das an Zahl 
einem einfachen Mannſchafts-Contingente gleich kommen ſoll, 


*) Der in Beilage Nr. XXI. gelieferte Etat wird hierüber genügende Aus— 
kunft geben. 
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iſt in jedem der 6 erſten Militairkreiſe ein Landwehr-Marſch— 
Bataillon und zwar vorzuͤglich aus der Klaſſe der Unverehlich— 
ten, ausgehoben worden. Die betreffenden Kreis-Bataillone 
liefern dazu die noͤthigen Offtziere. 

Um die Quartiergebenden Kantons-Einwohner bei allfaͤlli⸗ 
gen Truppenaufſtellungen moͤglichſt zu erleichtern, hat der 
Kleine Rath letzhin noch erkennt: es ſolle kuͤnftighin jeder Ra— 
tions⸗Verguͤtung fuͤr genoſſene Verpflegung in Privathaͤuſern, 
1 btz. über den jeweiligen Tagpreis hinaus, zu Handen der 
Quartiergeber, zugelegt werden; für Kantonal-Truppen bezahl⸗ 
bar aus der Staats⸗Kaſſe; fir eidgenoͤſſiſche aber, wie die Ko— 
ſten uͤbriger Kriegslaſten, mittelſt gleichmaͤßiger Vertheilung des 
Betrages auf das ganze Land. 

Was endlich das Inſtruktionsweſen und die verſchiedenen 
Corps im Beſondern betrifft, ſo erhalten nach gegenwaͤrtiger 
Ordnung der Dinge die Auszuͤger-Rekruten aller Waffen in 
der Inſtruktionsſchule der Hauptſtadt, mit Ausnahme des Trains, 
welcher nur dreißig Tage da bleibt, einen erſten Unterricht von 
ſechs Wochen. x 

Nachher rüden fie mit ihren Compagnien zu den ordent- 
lichen Garniſonskehren ein. Davon ſind einzig enthoben: die 
Sappeurs, von denen jaͤhrlich ein Detachement von 24 Mann 
(fruͤher 36 Mann) zur eidgenoͤſſiſchen Militairſchule in Thun, 
abgeſendet wird. 

Die Cavallerie garniſonirt je im zweiten Jahre auf 14 Tage, 
die Artillerie je im vierten auf 6 Wochen. (Der Train wird 
nur fuͤr die Manoͤverzeit zugezogen.) Die Infanterie, je im 
vierten, auf 30 Tage. Die Scharfſchuͤtzen, erſt neulich organ i— 
ſirt und noch nicht vollzaͤhlig, wurden bis dahin nicht zum Gar— 
niſonieren einberufen, ſollen aber, laut Geſetzes, alle ſechs 
Jahre eine Garniſon paſſieren. 


23. Febr. 1831. 
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Die Milizen, indem fie fo die nöthige Inſtruktion empfau⸗ 
gen, verſehen zugleich den Garniſons- und Wachtdienſt der 
Hauptſtadt, in Folge deſſen die koſtbaren ſtehenden Truppen 
bis auf 53 Mann haben vermindert werden koͤnnen.“) 

Dieſe uͤbrigens liefern die noͤthigen Unterinſtruktoren fuͤr 
den Unterricht der Garniſons- und Inſtruktions⸗Truppen, gegen 
eine maͤßige Soldzulage fuͤr den Tag, ſo daß ſie das Halten 
eines eigenen Inſtruktoren-Corps erſparen, das dann, bei we⸗ 
niger haͤufigem Perſonalwechſel, als es bei der Standes-Com⸗ 
pagnie der Fall iſt, allmaͤhlig auch Penſi un und der⸗ 
gleichen mehr nach ſich ziehen wuͤrde. 

Als allgemeine Verbeſſerungen der neueren Zeiten duͤrfen 
erwaͤhnt werden: die gruͤndliche Inſtruktion der Kadetten, die 
Garniſons-Ausmaͤrſche zu praktiſcher Erlernung des Felddienſtes, 
die planmaͤßige Zeit⸗Eintheilung und Abwechſelung zwiſchen 
Exerzieren und innerm Dienſte, eine unmittelbare Folge der 
Vereinigung der Stellen des Garniſons-Commandanten und 
des Oberinſtruktors in einer Perſon; — der ſorgfaͤltige Unter: 
richt in Behandlung der Gewehre, im Zerlegen und Zuſammen⸗ 
ſetzen mit Benennung aller einzelnen Theile derſelben; die 
puͤnktliche Handhabung der Vorſchriften uͤber die Torniſter und 
deren Bepackung; die Vollſtaͤndigkeit der Ausruͤſtung uͤberhaupt, 
und die genauen Inſpektionen uͤber Stoff und Austheilung der 
neuen Kleidungsgegenſtaͤnde. 

Im Beſondern aber verdienen Beruͤckſichtigung die Veraͤn⸗ 
derungen, welche ſich bei der Artillerie und den Scharfſchuͤtzen 
zugetragen haben. 

Nach Maßgabe der damals herrſchenden Anſichten uͤber 


) Die Beilage Nr. XXII. enthält die Ueberſicht der 1814 — 4830 zur Ins 
ſtruktion einberufenen Auszüger-Rekruten. 
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die praktiſche Artillerie-Inſtruktion wurde in den fruͤheren Jah— 
ren dieſelbe zwar mit vieler Sorgfalt und einem bedeutenden 
Zeitaufwande, jedoch in einem ſehr beſchraͤnkten Gebiete betrie⸗ 
ben. Die Manöver, mit denen man ſich naͤchſt der Geſchuͤtz— 
Bedienung am meiſten beſchaͤftigte, fuͤhrten nicht zu jener prak— 
tiſch nuͤtzlichen Beweglichkeit, welche allein ihnen bei der An— 
wendung im Felde den eigentlichen Werth giebt. Im Ganzen 
wurde zu viel blind geſchoſſen, waͤhrend hingegen die vor allen 
wichtigſte Uebung des Scharfſchießens weder Zeit genug fand, 
noͤch in einem hiefuͤr aͤußerſt ungünftigen Lokal die noͤthige 
Entwickelung erreichen konnte. 

Wenn daher auch die in fruͤherer Zeit bisweilen abgehal⸗ 
tenen Lager mehrern Anlaß zur Belehrung darboten, ſo mußte 
es doch den einzelnen Offizieren, die durch eigenes Studium 
oder durch angehörte Vorträge ſich theoretiſche Kenntniſſe erwor- 
ben hatten, ſchwer fallen, ihre praktiſche Ausbildung daran zu 
knuͤpfen. 

Nach der erſten Verbeſſerung der Laffetten „ ohngefaͤhr im 
Jahre 1813, begann der Manoͤvrier- Unterricht mit beſpann⸗ 
tem Geſchuͤtze, und darauf die theilweiſe Organiſation und Bil— 
dung des Trains, und da dieſes bei den Bewegungen der Ar— 
tillerie die wichtigſte Rolle ſpielt, ſo konnten nun die Letztern 
ihrem Zwecke näher gebracht, und für die Anwendung nüuͤtz⸗ 
lich werden. 

Mit einigen Vorſchriften uͤber das Train— Materiell er folgte 
auch in jener Zeit der Unterricht der Trainſoldaten, welcher 
letztere ruͤckſichtlich der ſtets zur Verfuͤgung ſtehenden Pferde der 
Standes - Compagnie im hieſigen Kanton mit ungleich wenigerm 
Koſtenaufwand zu erhalten war, als anderswo; daher auch das 
hieſige Train ſich durch gehoͤrige Einuͤbung der Offiziere wie der 
Mannſchaft, von jenem Zeitpunkte an, vortheilhaft auszeichnete. 
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Mit Entſtehung der im Jahre 1819 zu Stande gekomme— 
nen eidgenoͤſſiſchen Militairſchule in Thun erweiterte ſich die 
Anſicht uͤber das Gebiet des Artillerie-Unterrichts, doch unter 
ſorgfaͤltiger Feſthaltung der Schranken der Anwendbarkeit im 
Vaterlande. Man wurde dort ungleich vielſeitiger mit den Er— 
forderniſſen und dem Umfange deſſelben bekannt, und ſo wurde 
Manches zum entſchiedenen Nutzen der Artillerie auf die hieſige 
Kantonal⸗Inſtruktion uͤbergetragen. Da ferner vermittelſt jener 
Schule die Offiziere und Unteroffiziere außerhalb der gewoͤhn⸗ 
lichen Inſtruktion Anlaß zur Ausbildung bekamen, und zugleich 
die Bildung der Rekruten von den gewoͤhnlichen Compagnie— 
Garniſonen abgeſondert worden war, ſo wurde es moͤglich, die 
Dauer der Letzteren zur Erſparniß und zu einer fuͤr die prima 
plana billigen Erleichterung abzukuͤrzen, obgleich man vielleicht 
auch darin in der Folge zu weit gegangen iſt. 

Indeß war es je laͤnger je deutlicher eingeſehen worden, 
daß bei dem beſchraͤnkten Raume, und vorzuͤglich der Lage des 
Wylerfelds, der nothwendigſte und weſentlichſte Theil des Unter— 
richts, nämlich das Scharfſchießen, immerhin dürftig und un: 
vollkommen bleiben muͤſſe, indem dort die Abwechslung von 
den kleinen zu den groͤßern Entfernungen, ſo wie die einer 
jeden eigene Art der Richtung unmoͤglich zur Anſchauung gebracht 
und gelehrt werden kann. Nach umſtaͤndlicher Entwickelung dieſer 
angedeuteten Gruͤnde wurde daher im Jahre 1830 der Beſchluß 
gefaßt, daß vorlaͤufig zu einem Verſuche die zwei alljaͤhrlich in 
Garniſon kommenden Artillerie-Compagnien zuſammen einbe— 
rufen werden, und auf der Allmend bei Thun waͤhrend der 
fuͤr die Felduͤbungen angewieſenen 14 Tage ein Lager beziehen 
ſollen; welches im verfloſſenen Sommer mit vielem Vortheile 
fuͤr die Inſtruktion zu Stande kam, und ein ſicheres Mittel 
an die Hand giebt, den Nutzen der Letztern außer allem Ver— 
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haͤltniß mit demjenigen, was auf dem Wylerfelde geleiftet wer⸗ 
den kann, zu heben; denn nur auf einem ſolchen ausgedehnten 
Raume bleibt es möglich, die Manoͤvrier-Uebungen mit dem 
Scheibenſchießen in Verbindung zu ſetzen, und die Aufmerkſam— 
keit der Mannſchaft, die ſich ſonſt gerne einer bloß mechaniſchen 
Bewegung hingibt, auf dem wichtigſten Punkte ihrer Dienſt— 
verrichtung, naͤmlich das genaue Richten, Laden und Schießen 
feſtzuhalten, und endlich mit der Anwendung der verſchiedenen 
Caliber und Geſchuͤtzarten bekannt zu machen. 


Fuͤr den theoretiſchen Unterricht beſtand ſeit langem die 
hieſige Militairſchule, die ſich zu verſchiedenen Zeiten vorzuͤg— 
licher Lehrer erfreute, und wo abwechſelnd uͤber verſchiedene 
Faͤcher der Kriegswiſſenſchaft, als Artillerie, bleibende und Feld— 
befeſtigung, Taktik und Felddienſt, ſo wie uͤber die darauf ſich 
beziehenden Theile der reinen und angewandten Mathematik, 
als Trigonometrie, Mechanik, Wurflehre oder Balliſtik geleſen, 
hin und wieder praktiſche Uebungen in topographiſchen Auf— 
nahmen und dergleichen damit verbunden, naͤchſtdem der Unter: 
richt in militaͤriſchen Zeichnungen ertheilt wurde, waͤhrend dem 
eine noch in der juͤngſten Zeit anſehnlich vermehrte Bibliothek 
dem Privatſtudium offen ſtand. Da indeß in einzelnen, 
zumal in den letztern Jahrgaͤngen der Zuwachs an Kadetten oder 
jungen Offizieren der Artillerie nicht betraͤchtlich geweſen war, 
ſo fanden jene Vortraͤge nicht immer gleich zahlreiche Zuhoͤrer, 
und deßhalb beſonders war eine veraͤnderte Organiſation der 
Militairſchule bereits vielſeitig beſprochen und zur Bearbeitung 
reif geworden, deren Erfolg um ſo ſicherer zu erwarten ſtand, 
als die noͤthigen Huͤlfsmittel, je nach Bedarf, jeder Zeit reichlich 
und bis auf Fr. 3000 im Jahre angewieſen wurden. 


Die Bewaffnung der Scharfſchuͤtzen dann iſt ſeit der neuen 
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Organiſation dieſes Corps, welche — beilaͤufig bemerkt, den 
erwuͤnſchten Zudrang gebracht hat, dermaßen vervollkommnet 
worden, daß ſie kuͤnftighin nebſt der ihr fruͤher abgegangenen 
Dauerhaftigkeit fuͤr den Felddienſt, beinahe eine doppelte Wir⸗ 
kung gewaͤhren ſoll. Befriedigend abgelegtes Probeſchießen als 
unerlaͤßliches Beding zur Aufnahme ins Corps und verbeſſerte 
Inſtruktion, ganz berechnet auf den wahren Zweck der Scharf— 
ſchuͤtzen und ihre Anwendung vor dem Feinde, geben denſelben 
einen Grad von Brauchbarkeit, den man von dieſer Waffe ehe⸗ 
dem weder kannte noch forderte. 


Einzig bleibt zu bedauern, daß die Verfertigung der neuen 
Ordonnanz-Stutzer ſo ſchwierig, und in Folge deſſen nur erſt 
eine geringe Anzahl davon vorhanden iſt. Indeſſen hat der 
Kriegsrath Fuͤrſorge getroffen, daß in kurzem 200 Stuͤcke fertig 
geſtellt werden koͤnnen. 


Einen wichtigen Theil noch der Inſtruktionsmittel bilden 
die Hauptmuſterungen. Fuͤr die Cavallerie und die Infanterie 
kehrten ſie in der Regel alle zwei Jahre wieder, da von 
letzterer jedes Jahr die Haͤlfte aufgeboten wurde. Fuͤr die 
Scharfſchuͤtzen jaͤhrlich, weil ſie nicht in Garniſon kamen. Wo 
die Auszuͤger, muſterten mit ihnen die betreffenden Reſerven. 


Die Cavallerie, mit ihrer Reſerve zwei Escadronen bildend, 
wurde da in groͤßern Manoͤvern geuͤbt, worin ſie eine bei Mi— 
lizen ſeltene Fertigkeit erlangt hat; die Infanterie meiſtens zu 
mehreren Bataillonen vereint, in den Bataillons- und Linien⸗ 
CEvolutionen und eigentlichen Kampfmanoͤvern; die Scharfſchuͤtzen 
hingegen hauptſaͤchlich im Zielſchießen auf verſchiedene Diſtanzen 
und auf bewegliche Gegenſtaͤnde. 

So oft es ſich ohne zu große Koſten thun ließ, wurden 


253 


auch Landwehr und Artillerie zugezogen; alle verſchiedenen 
Waffen zu vereinigen, hatten bisher die Umſtaͤnde nie erlaubt.“) 

Nichts deſto weniger war der Nutzen ſolcher groͤßeren Zu— 
ſammenzuͤge fuͤr Obere und Untergebene unverkennbar, weil 
vermittelſt derſelben nachgeholt wurde, was in der Inſtruktions— 
ſchule aus Mangel hinlaͤnglicher Truppenzahl nicht gezeigt und 
gelehrt werden kann.) 


B. Kriegs Makteriell. 


1. Artillerie. 
Nach der Theilung der noch vorhanden gebliebenen, oder 
von Frankreich zuruͤckgegebenen, Berner-Geſchuͤtze mit den Kan— 
tonen Aargau und Waadt war dem hieſigen Zeughauſe eine 


*) Angewandte Manöver wurden vorzüglich bei folgenden Truppenzuſam— 
menzügen ausgeführt: 

Im Jahre 1824 bei Bern, mit 2 Bataillonen Reſerve-Infanterie 
und 1 Compagnie Scharfſchützen, verei— 
nigt mit den damaligen Garniſons— 
Truppen. 

1 „ 1825 „ Fraubrunnen, mit 1 Bataillon Reſerve- und 
2 Bataillonen Auszüger-Infanterie und 
1 Diviſton Artillerie. 

> „ 1827 „ Biel, mit 1 Bataillon Reſerve- und 2 Batail⸗ 
Ionen Auszüger- Infanterie und einer 
Abtheilung Landwehr. 

5 „ 1828 „ Thun, mit einem Bataillon Reſerve- und 
2 Bataillonen Auszüger- Infanterie, 
einer Abtheilung Landwehr und der Ar— 
tillerie der eidgenöſſiſchen Militärſchule. 

In den Jahren 1829 und 1830 mußten die Hauptmuſterungen we⸗ 

gen der ſchlechten Witterung abgeſagt werden. 


**) ueber die Koſten unſers Kriegweſens, ſ. Beilage Nr. XXIII. 


Geſchütz und 
Fuhrwerke. 
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nicht unbetraͤchtliche Zahl feiner alten Geſchuͤtze von verſchiede— 
nem Caliber anheim gefallen; es waren dieſes einige Sechszehn— 
pfuͤnder, lange Zwoͤlfpfuͤnder und Sechspfuͤnder ausſchließ⸗ 
lich als Poſitionsgeſchuͤtz; ferner kurze Zwoͤlfpfuͤnder und. 
Sechspfuͤnder, vorzuͤglich Vierpfuͤnder und Zweipfuͤnder nebſt 
Vierundzwanzigpfuͤnder- und Zwoͤlfpfuͤnder-Haubitzen, theils 
ausſchließlich als Feldgeſchuͤtz, theils zu beiderlei Gebrauch 
geeignet. 


Bei der Reorganiſation des hieſigen Militairs war man 
zunaͤchſt auf die Infanterie und deren Bewaffnung bedacht; fuͤr 
die Artillerie ſchien nach Maßgabe der damals noch unvollkom— 
menen Ausruͤſtung nicht nur genugſam, ſondern über den Ber 
darf vorhanden zu ſeyn, und ſo war man bei den damaligen 
beſchraͤnkten Huͤlfsmitteln zu der Maßregel geſchritten, eine 
Anzahl grober Geſchuͤtze, deren Gebrauch man nicht vorher ſah, 
als Metall zu veraͤußern, um ihren Geldwerth fuͤr die Infan⸗ 
terie-Bewaffnung verwenden zu koͤnnen. 


Dieſer Verminderung der groben Geſchuͤtze geſchah dennoch 
Einhalt, nachdem die Regierung aufmerkſam gemacht worden, 
daß man nicht nur den Bedarf an Feldgeſchuͤtz, ſondern auch 
denjenigen an Wall⸗ und Poſitions-Geſchuͤtz ins Auge faſſen 
muͤſſe, um einen richtigen Maßſtab fuͤr den Zeughausvorrath 
aufzuſtellen, und es hat ſich ſpaͤter, namentlich im gegenwaͤrti— 
gen Zeitpunkte, die Zweckmaͤßigkeit dieſer Betrachtung bewaͤhrt. 


Vom Jahre 1810 an hatte man, aufmerkſam auf die 
Fehlerhaftigkeit der alten Laffetten, die Gribeauvalſche Bauart, 
ſo wie es einige Kantone ſchon vor der Revolution gethan, fuͤr 
die Feldgeſchuͤtze angenommen, wobei mit der Beſpannung meiſt 
am Langtau manoͤvrirt wurde, und die nur auf ganz kleine 
Entfernung anwendbare, unzweckmaͤßige und im Felde nutzloſe 
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Bewegung der Geſchuͤtze durch die Mannſchaft ſelbſt, vermit— 
telſt Zugſtraͤngen, wegftel. 

Mit Muͤhe hatte man es im Jahre 1815 dahin gebracht, 
daß die damals ins Feld gefuͤhrten Vierpfuͤnder mit jenen ver— 
beſſerten Laffetten verſehen worden, waͤhrend die andern Caliber, 
naͤmlich Zwoͤlfpfuͤnder, Zweipfuͤnder und Haubitzen ihre alten 
noch behalten hatten. 

Ebenſo fehlte es noch groͤßtentheils an ſoliden, guten Mu— 
nitionswagen; Feldſchmieden waren gar keine vorhanden. 

Die Erfahrungen des Jahres 1815 hatten indeß die Unzu— 
laͤnglichkeit der ſchweizeriſchen Artillerie-Einrichtungen fuͤr einen 
thaͤtigen Feldzug um ſo auffallender bewieſen, als man, durch 
die Eile in hohem Grade gedraͤngt, das Materiell ſo nehmen 
mußte, wie es ſich vorfand. Durch das darauf folgende allge— 
meine Militair-Reglement des Jahres 1817 wurde zu wichti— 
gen Verbeſſerungen im Artillerieweſen der Grund gelegt. Es 
wurden die ſo vielartigen, materiellen Erforderniſſe ungleich 
vollſtaͤndiger bezeichnet und genauer berechnet. Indem dadurch 
die Beitraͤge der Kantone an Ausdehnung und Inhalt zu— 
nahmen, wurde ihre Vertheilung auf einzelne Staͤnde durch die 
Beſtimmung der Batterien zu vier Stuͤcken Geſchuͤtz, anſtatt 
ſechs, wie ſie fruͤher waren, ſehr vereinfacht, und waͤhrend 
ſie dadurch an Beweglichkeit und Leichtigkeit der Fuͤhrung ge— 
wannen, wurde vorzuͤglich dem großen Nachtheile vorgebogen, 
den die Aufloͤſung der Batterie in kleinere Detaſchemente mit 
ſich fuͤhrt. 

Indeß uͤberzeugte man ſich ferner, daß das Caliber des 
Feldgeſchuͤtzes, welches in großer Mehrzahl vorwaltete, naͤmlich 
der Vierpfuͤnder, gegen dasjenige aller andern Staaten zuruͤck— 
ſtehe, und die ſchweizeriſche Artillerie im nachtheiligſten Miß— 
verhaͤltniſſe mit derjenigen anderer Heere ſich meſſen wuͤrde, 
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von denen die einen zum größern Feldcaliber zurückgekehrt wa— 
ren, und die andern es nie verlaſſen hatten. Die bereits im 
eidgenoͤſſiſchen Militair-Reglement angedeutete Einfuͤhrung der 
Sechspfuͤnder als hauptſaͤchliches Feldgeſchuͤtz, beruhte auf vie— 
lerlei Erfahrungsgruͤnden, welche die Beobachtung in den gro- 
ßen europaͤiſchen Kriegen an die Hand gegeben. 

Obſchon man, den oͤkonomiſchen Verhaͤltniſſen Rechnung 
tragend, dieſe Verbeſſerung nicht ſogleich gebieteriſch zu fordern, 
ſondern eher zu empfehlen anfieng, ſo bot doch der Stand Bern, 
gewohnt in der treuen Erfuͤllung ſeiner Bundespflichten eine 
Ehre zu ſuchen, am erſten die Hand zu derſelben, und ſie war 
um ſo wichtiger, da die alten in Bern verfertigten Geſchuͤtze, 
ruͤckſichtlich des Metalls von ſehr guter Beſchaffenheit, ruͤckſicht⸗ 
lich ihrer Bohrung weit hinter derjenigen Genauigkeit zurück 
ſtehen, welche fuͤr die Sicherung einer regelmaͤßigen Weite und 
Wirkſamkeit des Schuſſes nothwendig iſt, und einige derſelben, 
namentlich die Haubitzen, weſentliche Fehler haben, die von den 
ehemals angenommenen falſchen Dimenſionen abhaͤngen. 

Durch die Ordonnanz vom Jahre 1819 wurde die eidge⸗ 
noͤſſiſche Artillerie auf zwei Haubitz- und zwei Kanonen⸗Caliber 
zuruͤckgefuͤhrt, die von den fruͤhern hieſigen gleichnamigen Cali— 
bern in einigen aͤußern Maßen, und vorzuͤglich darin abwei— 
chen, daß ſie weniger Spielraum darbieten, doch ſo, daß 
deſſen ohngeachtet die vorraͤthigen Kanonenkugeln zum groͤßten 
Theil fuͤr die eidgenoͤſſiſchen Geſchuͤtze benutzt werden konnten. 

Mit der Einfuͤhrung eines Feldcalibers, das in den Zeug— 
haͤuſern nicht vorhanden war, verband ſich von ſelbſt die Ver— 
beſſerung der neu zu machenden Laffetten, und ſo wurde all— 
maͤlig die engliſche Bauart eingefuͤhrt, deren wichtigſte Vorzuͤge 
in ihrer Einfachheit, Soliditaͤt, Beweglichkeit, leichter Wend— 
barkeit, in der Gleichheit der Raͤder, ſo wie aller Protzwagen 
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bei Geſchuͤtzen und Caiſſons, in der hievon abhaͤngenden Mög: 
lichkeit, die der erſteren, wenn ſie leer geworden, mit denen der 
letzteren zu vertauſchen, in der Mitfuͤhrung eines betraͤchtlichen 
Munitions⸗Quantums in jedem Protzkaſten, und endlich darin 
beſtehen, daß, wo es auf ſchnelle Bewegung ankommt, die 
Mannſchaft aufſitzen kann, und eine fahrende Batterie bildet. — 
Dieſe wichtigen und unverkennbaren Vorzuͤge werden am deut— 
lichſten durch den Umſtand nachgewieſen, daß jene Bauart ſchon 
in vielen Staaten, zuletzt noch in Frankreich, Nachahmung 
gefunden hat. 


Von dem Zeitpunkte an, wo die Einfuͤhrung der eidgenoͤſ⸗ 
ſiſchen Caliber und engliſchen Laffettierung beſchloſſen worden, 
hatte die Regierung fortwaͤhrend Anordnung dazu getroffen, 
und war im Verhaͤltniß ihrer Verpflichtung allen andern Kan⸗ 
tonen vorangeruͤckt, wobei, zumal in den Anfaͤngen, die Leitung 
des Oberſten Herbort, der alle neuern Ordonnanzen bearbeitet 
hatte, vom groͤßten Nutzen war, und die Ausfuͤhrung im Zeug— 
hauſe, unter der forgfältigen und genauen Aufſicht des Haupt— 
manns Hofmann, ſich den Beifall der Kenner erwarb. 


Aus dem Metall der am meiſten beſchaͤdigten oder entbehr— 
lichen Altern Geſchuͤtze wurden die neuern eidgenoͤſſiſchen um: 
gegoſſen; bei der gegenwaͤrtigen Wohlfeilheit und der vorzuͤglich 
guten und genauen Arbeit in der Gießerei zu Aarau, ferner 
der verhaͤltnißmaͤßigen Beſchraͤnktheit des Geſchuͤtzbedarfs, konnte 
es aber nicht im oͤkonomiſchen Intereſſe der Regierung liegen, 
dieſe Fabrikation auf eigene Rechnung betreiben zu laſſen, wie 
dieſes vormals, unter ganz verſchiedenen Umſtaͤnden, vielleicht 
ohne große Vermehrung des Aufwandes, geſchehen war. 


Gleichen Schrittes mit dem Guſſe neuer Kanonen erfolgte 


die Erbauung ihrer Laffetten und Munitionswagen, deren Zahl 
17 


1822. 
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bis zur eidgenoͤſſiſchen Inſpektion im Jahre 1829 bedeutend 
angeſtiegen war. Dieſe von Herrn Oberſt Hirzel abgehaltene 
Inſpektion gab einem ungemein lehrreichen Berichte uͤber den 
geſammten Beſtand und die Erforderniſſe des hieſigen Zeug— 
hauſes die Entſtehung, und auf dieſe zuverlaͤßige Grundlage 
hin, hatte ſich der Artillerieſtab im Jahre 1830 mit dem An— 
trage beſchaͤftiget, wie nun der Geſammtbedarf an Artillerie 
Materiell aller Art bis zum bundesmaͤßigen Beſtande auf eine 
Reihe der naͤchſtfolgenden Jahre, in gleichmaͤßigen Budget⸗ 
anſaͤtzen vertheilt werden koͤnne, als die großen auswaͤrtigen 
Ereigniſſe zu der ſchnellen Maßregel noͤthigten, dieſe Anſchaffung 
ſo viel moͤglich auf ein Jahr zuſammenzuziehen und ſo weit 
durchzufuͤhren, als das Artillerie-Contingent des Standes Bern 
es bedarf. Nach Vollendung der ſchon fuͤr 1830 auf dem Bud⸗ 
get geweſenen 12 neuen Sechspfuͤnder, wurde eine engliſche 
Batterie Zwoͤlfpfuͤnder, die erſte in der Eidgenoſſenſchaft, zu 
Stande gebracht, ſofort neue Haubitz⸗ und Sechspfuͤnder⸗Vor⸗ 
rath⸗Laffetten; während gleichzeitig die noch fehlenden 3 Feld⸗ 
ſchmieden, alſo im Ganzen 8 fertig wurden. Zur Ergaͤnzung 
von Ruͤſtwagen benutzte man aͤltere Caiſſons, verſah dieſe 
mit einem Vorrathsrade, und den ſaͤmmtlichen nach erneuerter 
Vorſchrift noͤthigen Geraͤthſchaften. 

Die Reihe von Artillerie-Anſchaffungen, die ſeit 1822 ſtatt 
fanden, hat dieſemnach ſeit einem Jahre einen ſtarken Zuwachs 
erhalten, und da durch die eingetretene Veraͤnderung die Vier— 
pfuͤnder und Zweipfuͤnder wegfielen, und die Sechspfuͤnder 
an ihre Stelle traten, wobei jedoch die Zahl der Feldbatterien 
auf 8 feſtgeſetzt bleibt, ſo wurde mit den eidgenoͤſſiſchen Be— 
hoͤrden die nothwendige Modifikation der im Militair-Regle⸗ 
ment enthaltenen Aufſtellung der Geſchuͤtze und Kriegsfuhrwerke 
des hieſigen Standes verabredet, wonach alſo 
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4 Zwoͤlfpfuͤnder, 
22 Sechspfuͤnder, 
6 Zwoͤlfpfuͤnder⸗Haubitzen, 
zuſammen 32 Feldgeſchuͤtze, 
alle mit engliſchen Laffetten ſammt aller ordonnanzmaͤßigen Zu: 
behoͤrde, an Caiſſons, Ruͤſtwagen, Feldſchmieden, Vorraths⸗ 
Laffetten und Ergaͤnzungsgeſchuͤtzen geſtellt werden koͤnnen, und 
zwar ſo, daß die ſaͤmmtlichen beſpannten Munitionswagen, 
naͤmlich diejenigen, welche nach dem Reglement in die Linie 
und in die Reſerve⸗Parks kommen, von engliſcher Bauart find, 
wie die Geſchuͤtze.“) 


Bei den Munitionswagen fand nicht das gleiche Verhaͤltniß 
ſtatt, wie bei den Geſchuͤtzen, daß nämlich aͤltere bloß wegen feh⸗ 
lerhafter Bauart beſeitigt und durch neue erſetzt wurden, ſon— 
dern es fanden ſich derſelben uͤberhaupt viel zu wenig fuͤr die | 
Verpackung des vorſchriftmaͤßigen Munitionsbedarfs und alle 
neugebauten waren vielmehr unentbehrlich nothwendig. Da die 
Caiſſons für Infanterie-Munition mit denjenigen der Artillerie, 
wie ſie fruͤher waren, voͤllig gleichartig ſind, ſo ergiebt ſich von 
ſelbſt, daß diejenigen der letzteren, welche durch neue engliſche 
erſetzt werden, vermittelſt der Patronen-Kiſtchen fuͤr die In⸗ 
fanterie⸗Munition dienen koͤnnen, und alſo dem Caiſſonsbedarf 
der letzteren zu gut kommen. — Auf dieſe Weiſe ſind 21 Ar- 
tillerie-Wagen nach der franzoͤſiſchen Ordonnanz für Infanterie 
verfügbar und werden mit den vorhandenen 45 neuen Halb— 
Caiſſons, die das Reglement fordert, ferner 1 neuen und 5 aͤl⸗ 
tern, die behoͤrige Zahl von 26 ganzen Wägen für die Infan— 
terie liefern; wonach immer noch mehr als 40 alte Caiſſons zu 


*) S. Beilage Nr. XXIV. 


Poſitions-Ge⸗ 
ſchütz. 
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verſchiedenem Gebrauch, insbeſondere zum Transport von Mu⸗ 
nition zum Poſitions-Geſchuͤtze uͤbrig bleiben; wofuͤr, wie fuͤr 
mehreres andere, gewiß das Reglement betraͤchtlichere Forderun— 
gen aufgeſtellt haben wuͤrde, wenn man nicht beſorgt haͤtte, 
die Staͤnde damals durch allzu große Beitragsbeſtimmungen ab— 
zuſchrecken. 

In obiger Berechnung der Infanterie-Wagen iſt jedoch fuͤr 
die Landwehr gar nichts gerechnet. Nach dem Maßſtabe des 
Reglements wuͤrde ſie fuͤr 6 Bataillone, die einem einfachen 
Bundes⸗Contingent gleich kommen, 36 Halb-Caiſſons erfordern. 
Für die Scharfſchuͤtzen werden 4 vorhandene Halb⸗-Caiſſons der 
Infanterie beſtimmt, da die eigene Ordonnanz dafuͤr nicht 
fruͤher erſchienen und aus dieſem Grunde eines derſelben ſchon 
lange unvollendet iſt. 

Bei dem aus 3 Zwoͤlfpfuͤnder- und 4 Vierundzwanzigpfuͤn⸗ 
der⸗Haubitzen beſtehenden contingentsmaͤßigen Poſitions-Ge⸗ 
ſchuͤtze wurde keine Veraͤnderung weder im Guß noch im Laffet⸗ 
tenwerk getroffen. Bei den Zwoͤlfpfuͤndern waͤre dieſes unnoͤ— 
thig und bei den Vierundzwanzigpfuͤnder-Haubitzen die Erneue⸗ 
rung von Geſchuͤtz und Granaten nur in langer Zeit ausfuͤhr— 
bar geweſen. a 

Nichts deſto weniger wird die Umgießung der fehlerhaften 
Vierundzwanzigpfuͤnder-Haubitzen und nach dieſer die Errichtung 
neuer Laffetten erforderlich. 

Die an verſchiedenen Punkten der Schweiz im Jahr 1831 
errichteten Befeſtigungswerke hatten indeß die eidgenoͤſſiſchen 
Militair-Behoͤrden auf das ſehr betraͤchtliche Erforderniß an 
Poſitions-Geſchuͤtzen aufmerkſam gemacht, das ihre Armierung 
erheiſcht; da ſich beim erſten Blick die Unzulaͤſſigkeit der Con⸗ 
tingents⸗Artillerie zu jenem Zwecke ergab. Wie man vernahm, 
hatten ſich die Stände, die dergleichen beſitzen, und ſelbſt ſolche, 
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die ſonſt zu keiner Artillerie-Stellung verpflichtet find, bereit: 
willig erflärt, nach ihren Kräften beizutragen; auch an den 
hieſigen Stand erging ein Anſuchen dieſer Art mit der Frage, 
wie viel Poſitions⸗Geſchuͤtz er über fein Contingent zu liefern 
geneigt wäre. Es wurde nach Mitgabe des Vorraths die Lie— 
ferung von 10 Zwoͤlfpfuͤndern, 10 Sechspfuͤndern und 5 Vier⸗ 
undzwanzigpfuͤnder-Haubitzen zugeſagt, und bei dieſem Anlaß 
an den vorhandenen 6 langen Zwoͤlfpuͤndern das Holzwerk der 
gaͤnzlich morſchen Laffetten erneuert. Wobei zu bemerken iſt, 
daß dieſe Lieferung dem Kanton weniger beſchwerlich faͤllt, weil 
dieſe Geſchuͤtze unbeſpannt, ohne dabei bleibende Munitionswa⸗ 
gen, und endlich mit einem viel geringern Quantum von Mu⸗ 
nition geliefert werden, und namentlich auch ſolche Kartaͤtſchen 
dienen koͤnnen, die nicht ganz ordonnanzmaͤßig ſind. 


Nach den vorſtehenden Angaben befindet ſich nun der volle 
Contingentsbetrag an Geſchuͤtz und Artillerie-Fuhrwerken voll— 
ſtaͤndig, und wenn die engliſche Bauart bei den letztern ohne 
Ausnahme ſich vorfinden ſoll, fo wären nur noch neue Ruͤſt⸗ 
wagen erforderlich, welche nach einem erſt ſeit einigen Mona⸗ 
ten erſchienenen Modell in verſchiedenen Kantonen erbaut 
worden, im hieſigen aber, bei der Weitlaͤufigkeit anderer An⸗ 
ſchaffungen, und da die alten vorhandenen ohne wichtigen Nach⸗ 
theil gebraucht werden koͤnnen, vorerſt aufgeſchoben wurden. 


Zur gaͤnzlichen Vervollſtaͤndigung, damit naͤmlich die Con⸗ 
tingents-Geſchuͤtze unbeſchaͤdigt im Zeughauſe bleiben, wäre noch 
eine engliſche Sechspfuͤnder⸗Manoͤvrir⸗ oder Inſtruktions⸗ 
Batterie erforderlich geweſen, fuͤr welche Beſtimmung die aͤlteſte 
der vorhandenen, deren mechaniſche Vorrichtung ohnehin weni— 
ger gut iſt, als die folgenden, ſich geeignet, und eine neue an 
ihre Stelle hätte treten koͤnnen. 


Artillerie-Mu⸗ 


nition. 
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Freilich iſt, bei einer bloß dem Contingentsbedarf entſpre⸗ 
chenden Berechnung, auf den Kriegsabgang in ſo fern nicht 
Ruͤckſicht genommen, als — wenn dieſer erfolgt — der Erſatz 
nur durch Geſchuͤtz von geringerm Caliber oder weniger guter 
Beſchaffenheit geſchehen koͤnnte. In dieſer Hinſicht waͤre es 


alſo ſehr rathſam geweſen, allmaͤhlig weiter zu gehen, und nach 


einem auch bei der Infanterie⸗Bewaffnung zur Anwendung ge⸗ 
kommenen Grundſatze, den Vorrath an ordonnanzmaͤßigem Ge⸗ 
ſchuͤtz über den Contingentsbedarf auszudehnen. Deßwegen 
wuͤrde auch eine in vorzuͤglich gutem Stande befindliche, im 
Jahr 1819 nach franzoͤſiſchem Syſteme erbaute Zwoͤlfpfuͤnder⸗Bat⸗ 
terie nicht zum Poſitions-Geſchuͤtz verwendet, ſondern als Re⸗ 
ferve » Batterie zuruͤckbehalten worden ſeyn. 

Die aͤltere vorhandene Eiſen⸗Munition wich zum Theil von 
den Vorſchriften ab, die ſeit dem Jahre 1819 fuͤr die geſammte 
eidgenoͤſſiſche Artillerie-Munition aufgeſtellt wurden; theils hat— 
ten mehrere der Projektile Fehler, die von dem Umſtande her⸗ 
ruͤhren, daß in aͤltern Zeiten nicht diejenige Genauigkeit beob⸗ 
achtet wurde, die noͤthig iſt, um ſowohl die vollſtaͤndige Wir⸗ 
kung des Schuſſes zu ſichern, als auch das Geſchuͤtz vor um- 
noͤthiger Verderbniß zu bewahren. Aus beiden Gruͤnden war 
es ſchon lange nothwendig, die vorhandene Munition einer ge— 
nauen Durchſicht zu unterwerfen. An Kugeln fuͤr Zwoͤlfpfuͤn⸗ 
der und Sechspfuͤnder fanden ſich ſo viele vor, daß nachdem 
man ſie durch Faßrollen gereinigt, ruͤckſichtlich ihrer ſichtbaren 
Fehler, Loͤcher, Gußnaͤthe und Unebenheiten genau erleſen, ſo— 
dann calibrirt und gewogen hatte, weil mehrere, die aͤußerlich 
vollkommen ſchienen, doch inwendig betraͤchtliche hohle Blaſen—⸗ 
raͤume verriethen, — ſich, an voͤllig guten Kugeln, dennoch 
ein bedeutender Ueberſchuß über den Bedarf ergab. Dieſe durch—⸗ 
aus reglementsmaͤßigen Kugeln wurden, wie es jetzt an vielen 
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Orten uͤblich iſt, mit Firniß vor dem Roſte geſchuͤtzt und im 
Innern des Zeughauſes auf Haufen geſetzt; andere weniger 
gute, doch noch brauchbare, und fuͤr den etwas groͤßern Berner— 
Caliber paſſende, davon abgeſoͤndert und diejenigen, welche 
zu groß oder zu klein waren oder Gußfehler hatten, gaͤnzlich 
ausgeſchieden, um als altes Eiſen verkauft zu werden. 

Die Haubitzgranaten aus älterer Zeit find faſt alle fehler⸗ 
haft, in verſchiedenen Dimenſionen, namentlich der Beſchaffen⸗ 
heit des Brandlochs. Für die Vierundzwanzigpfuͤnder Poſitions— 
Haubitzen mußte man ſie dennoch vorlaͤufig beibehalten, weil 
es unmoͤglich geweſen waͤre, dieſe Projektile in derjenigen Zeit, 
wo man ihrer für einen allfälligen Feldzug zu beduͤrfen glaubte, 
durch neue zu erſetzen. 

Mit der Anſchaffung von Zwoͤlfpfuͤnder⸗Haubitz⸗Granaten 
hatte man hingegen ſchon ſeit einiger Zeit angefangen, und iſt 
gegenwärtig mit einem Vorrathe von neuen, ſehr ſchoͤnen, bei 
nahe für den vollſtaͤndigen Bedarf verſehen, während die neue 
Fuͤllung und Anfeuerung der einen und andern mit Sorgfalt 
vor ſich gegangen iſt. Viele in fruͤherer Zeit und vielleicht bei 
uͤberhaͤufter Arbeit gefuͤllte Granaten fanden ſich hierbei in un⸗ 
brauchbarem Zuſtande. In den einen war zu viel Pulver, in 
den meiſten aber zu viel geſchmolzener Zeug; hingegen konnte 
der letztere, da er ſich gut und unverdorben befand, durchge⸗ 
hends wieder gebraucht werden. | 

Weit ſchlimmer als mit den groben Geſchoſſen ſtand es 
mit den Kartaͤtſchen, deren im Verhaͤltniß zum Bedarf nur eine 
geringe Zahl vorhanden war. Dieſes ruͤhrt von dem Umſtande 
her, daß vor der Revolution fuͤr die kleinern Caliber meiſt oder 
durchgehends nur bleierne Kartaͤtſchen gebraucht wurden. So 
lange die Vierpfuͤnder als Contingents-Geſchuͤtz galten und keine 
Vorſchrift hieruͤber beſtand, brauchte man ſich bei dem betraͤcht⸗ 
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lichen alten Vorrath nicht um andere Kartaͤtſchen zu bekuͤmmern. 
Als aber mit der eidgenoͤſſiſchen Geſchuͤt Ordonnanz eine Vor⸗ 
ſchrift über die Eiſen⸗Munition erſchienen, und die Sechspfuͤn⸗ 
der zum Contingents⸗Geſchuͤtz wurden, mußte die Anſchaffung 
ihrer Kartaͤtſchen beginnen. 


Die in verſchiedenen Artillerien beſtandene Uebung, in glei⸗ 
chen Buͤchſen zweierlei Kartaͤtſchkugeln zu haben, — groͤßere 
in kleinerer Zahl und auf groͤßere Schußweiten, — kleinere in 
groͤßerer Zahl auf kleinere Entfernung, und wobei die letzteren 
von Blei ſeyn konnten, iſt aus denen in der eidgenoͤſſiſchen 
Ordonnanz angefuͤhrten Gruͤnden zweckmaͤßiger Vereinfachung, 
weggefallen; fuͤr jedes Caliber giebt es nur einerlei Kugeln, 
alle von Eiſen. 


Bei den Haubitzen und Zwoͤlfpfuͤnder⸗Kanonen hatten viele 
alte Buͤchſen ſchlechte, verſchobene Kugeln und allerlei Eifen- 
ſtuͤcke, nur wenige in neuerer Zeit verfertigte, enthielten gehoͤ⸗ 
rige Kugeln und auch dieſe nicht immer in der jetzt vorgeſchrie⸗ 
benen Zahl. Fuͤr die Sechspfuͤnder war ein gewiſſes Quan⸗ 
tum bleierner Kartaͤtſchen vorhanden, die aber nicht fuͤr den 
Feldgebrauch, ſondern nur auf kleinere Schußweiten beim 
Poſitions⸗Geſchuͤtz dienen koͤnnen; und etwa, Y, des Totalbedarfs 
enthielt zwar gute, geſchmiedete, eiſerne Kugeln, aber derſelben 
eine Lage zu wenig. | 


Sofort mußten ſaͤmmtliche Kartaͤtſchbuͤchſen geleert, die 
brauchbaren Kugeln calibrirt, ſortirt und in vorſchriftmaͤßige 
Buͤchſen gelegt werden; ſo erſt ergab ſich der ſehr betraͤchtliche 
Totalbedarf an Buͤchſen, Spiegeln, Spuͤnden und neuen Ku⸗ 
geln, die zwar von ſehr guter Beſchaffenheit aber etwas koſtbar 
und langſam von den Eiſenwerken im Kanton Solothurn gelie— 
fert werden. Auf dieſe Weiſe verſchwinden alſo von den Zeug⸗ 
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haus⸗Inventarien eine Menge Munitions-Gegenſtaͤnde, die zwar 
der Zahl nach ſeit langen Jahren vorhanden geweſen und von 
einem zum andern uͤbergetragen, jedoch ihrer Beſchaffenheit nach, 
bei der dießjaͤhrigen genauen Unterſuchung, als gaͤnzlich unbrauch⸗ 
bar anerkannt und verworfen wurden. 

Mit der Verfertigung von Geſchuͤtzpatronen, deren es für 
jedes Feldgeſchuͤtz 600, fuͤr das Poſitions-Geſchuͤtz die Haͤlfte oder 
den Viertel, und im Ganzen 25,000 bedarf, beſchaͤftigte man 
ſich gleichzeitig in dem ſeit Anfang des Jahres eingerichteten 
Laboratorium. Oeftere Unterſuchungen bei der Ablieferung ins 
Magazin zeigten, daß dieſe Patronen ſehr genau abgewogen, 
hart und ſorgfaͤltig verbunden waren. Auch Schwefelkerzen und 
Braͤnderchen wurden, fo viel noch erforderlich, verfertigt.*) 

Es muß hier bemerkt werden, daß die im Zeughaus vor⸗ 
raͤthig geweſenen Geſchuͤtzvatronen der, erſt ſeit einigen Jahren 
nach vielen Verſuchen, eidgenoͤſſiſch feſtgeſetzten Ladung nicht ent⸗ 
ſprochen, und deßwegen alle umgearbeitet werden mußten, weil 
man naͤmlich ehemals fuͤr jedes Geſchuͤtz mehrerlei und viel 
ſchwaͤchere Ladungen hatte; waͤhrend jetzt bei den Kanonen nur 
eine Feldladung, und bei den Haubitzen drei, unveraͤnderlich anz 
genommen worden, worauf ſich die Schußtafeln und Geſchuͤtz 
aufſaͤtze beziehen. 

Schon lange vor der Einrichtung der engliſchen Laffetten 
und Caiſſons war die Nothwendigkeit anerkannt worden, eigene 


Traingeſchirre anzuſchaffen, ehe noch eidgenoͤſſiſche Ordonnanzen 


darüber erſchienen, fo daß fie bei neuer Beſtellung verſchiedent⸗ 
lich verbeſſert wurden. Indeß war vor einem Jahre von dem 


*) ueber die Geſammtzahl der Munition für die oben verzeichnete contin— 
gentsmäßige Geſchütz-Aufſtellung giebt die dieſem Berichte beigelegte Le 
berſicht (Beilage Nr. XXV) nähere Auskunft. 


Pferdgeſchirre. 


Waffen der 
Infanterie. 
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Totalbedarf der 600 für ſaͤmmtliche Artillerie- und Infanterie 
Fuhrwerke, noch kaum die Hälfte vorhanden, und da alle eng: 
liſchen Fuhrwerke eigens dafuͤr eingerichtete Deichſelgeſchirre 
erfordern, ſo ward fuͤr dieſen Gegenſtand, vor allen uͤbrigen, 
im Oktober 1830 eine beſondere Summe ausgeſetzt, aus dem— 
jenigen außerordentlichen Credit, den der Große Rath im Au— 
guſt dem Kriegsrathe angewieſen hatte. Die damals beſtellten 
192 Stuͤcke ſind geliefert, und eine nachtraͤgliche Lieferung von 
106 iſt in voller Arbeit.“) 

Die Ausruͤſtung der Ruͤſtwagen, fo wie ſaͤmmtlicher Ge 
ſchuͤtze wurde gleichzeitig mit allen obigen Anſchaffungen vervoll⸗ 
ſtaͤndigt, und dabei auf die ganz kuͤrzlich erſchienene Vorſchrift 
gehoͤrige Ruͤckſicht genommen. 


2. Waffen der Infanterie, Scharfſchuͤtzen und 
Ca vallerie. 


Es iſt ſchon in der erſten Abtheilung des Berichts uͤber 
das Kriegsweſen gemeldet worden, daß in der Abſicht, die Aus— 
zuͤger- und Reſerve-Mannſchaft zu erleichtern, ihr die vom 
Staat unentgeldlich und in ſehr gutem Stande gelieferten Flin⸗ 
ten waͤhrend der ganzen Dienſtzeit gegen die Verpflichtung, ſie 
bei dem Austritt aus der Reſerve wieder in gutem Stande ab— 
zuliefern in Haͤnden gelaſſen wurde. Nach den gemachten Er— 


*) Die eigentliche Organiſation des Trains zog außer den Geſchirren und 
Sätteln beſonders noch ſeit 1814 die Anſchaffung einer beträchtlichen. 
Zahl verſchiedenartiger Gegenſtände nach ſich, die zum ordentlichen Train— 
dienſt unentbehrlich ſind, wie Unterdecken, Kopf- und Futterſäcke, Stricke, 
Putzzeug, Mantelſäcke u. ſ. w., wie ſich dieſes aus dem Etat ergiebt, 
und die zum Theil noch einiger Vervollſtändigung bedürfen. 
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fahrungen ift nicht in Abrede zu ſtellen, daß dieſes Syſtem auf 
der einen Seite dem Staate bedeutende Reparatur: Auslagen 
verurfacht, und auf der andern dem Zwecke einer fortwährend 
dienſttuͤchtigen, guten Ausruͤſtung nicht ganz entſpricht. Denn 
auf dieſe Weiſe leidet die Flinte faſt mehr außer dem Dienſt, 
wenn ſie ſchlecht verwahrt herumliegt, als im Dienſt, wo ſie 
doch einer Aufſicht unterworfen iſt; der Mann, der ſie in gutem 
Stande oder ganz neu aus dem Zeughaus empfangen, liefert ſie 
beim Austritt meiſt ſchadhaft wieder ab, und beſonders haͤuft ſich 
zur Zeit von Feldzuͤgen die Reparatur-Arbeit in der Werkſtaͤtte 
zum Uebermaß, anſtatt daß vor allem der Zweck feſtgehalten 
werden ſollte, den ganzen Feldbedarf an Flinten in vollkommen 
dienſtfaͤhigem, unverdorbenem Zuſtande vorraͤthig zu haben. 


Bis zum Jahre 1819 beſtand geſetzlich die Vorſchrift, daß 
dem Auszuͤger am Ende ſeiner Dienſtzeit ſeine Flinte oder ſein 
Stutzer nebſt uͤbriger Bewaffnung, um einen feſtgeſetzten Preis 
wieder abgekauft wurde, wenn er nicht vorzog ſie zu behalten. 
Auf dieſe Weiſe war die Ruͤckgabe weniger regelmaͤßig als jetzt, 
wo ſie ohne Entgelt aber allgemein verbindlich iſt. 


Im Zeughaus wurden auch zu beſtimmten Preiſen auf 
Verlangen an Partikularen ſowohl ganze Armaturen, als ein— 
zelne Stuͤcke von alten, wie Bajonete, Ladſtoͤcke u. dgl., ferner 
mehrere tauſend alte Patrontaſchen, Baudriers, und uͤber 400 
hölzerne Landwehr: Trommeln verkauft. 


Unentgeldlich wurden den brandbeſchaͤdigten Auszuͤgern und 
Reſerviſten die zu Grunde gegangenen Waffen durch neue 
erſetzt. Auf ſolche Weiſe erlitt der Waffenvorrath auch einige 
Veraͤnderung. 

Mit dem Anfange des Jahres 1814 fand ſich vor: 

an Infanterie-Flinten .. . . 7276, 
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an Artillerie-Flintenn 423, 

e e 506 
ſeit jenem Zeitpunkte ſind angeſchafft worden: 

an Infanterie-Flinten .. . . 12,961, 

„ Artillerie-Flinten .., 36, 

„ Schuͤtzen⸗Flinten 1,543, 

„ Süßen 51. 


Die große Mehrzahl der angekauften Flinten war ganz 
neu, etwa %, derſelben beſteht aus Altern, jedoch in ſehr gutem 
Stande befindlichen Flinten, die man vorzuͤglich deßwegen an⸗ 
ſchaffte, um ſie in billigen Preiſen der Landwehr verkaufen zu 
koͤnnen. So lange die ſehr gute Gewehrfabrik zu Pont -d'Able 
im Oberamt Pruntrut beſtand, ließ ſich die Regierung ange— 
legen ſeyn, ſo weit der Bedarf reichte, ſich dort zu verſehen, 
wie auch dieſelbe den andern Kantons⸗Regierungen nachdruͤcklich 
zu empfehlen, weil es im Intereſſe der ganzen Schweiz zu lies 
gen ſchien, eine inlaͤndiſche Fabrik durch Zuſicherung der Ab: 
nahme im Gang zu erhalten. Da indeſſen in Frankreich die 
von den Fabriken gelieferten Waffen einer ſehr ſtrengen Unter— 
ſuchung unterworfen waren, ſo kamen dort viele Flinten in 
den Ausſchuß, die bloß mit unweſentlichen, kaum bemerkbaren 
Fehlern behaftet, nichts deſto weniger brauchbar, und dabei 
wohlfeiler am Preiſe waren, ſo daß ſie in der Schweiz, vor— 
zugsweiſe vor den inlaͤndiſch verfertigten Abſatz fanden, deren 
Preiſe bei ſehr guter Arbeit nicht ſo herabgedruͤckt werden konnten. 


Wenn man zu denen am 1. Januar 1814 dem Staate 
Fenn x; 7,699 Flinten 
noch die ſeither angekauften 14,540 rechnet, 


ſo ergiebt ſich eine Totalzahl von.. 22,239, von denen 
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Transport 22,239 


ſich auf 1. Juni i un ern 10,016 in den Haͤn⸗ 
den der Auszuͤger und Reſerve befanden, 
und al „„ 12,229 uͤbrig blei⸗ 


ben, welche mehr als eine zweite Bewaffnung der beiden Con— 
tingente ausmachen. 

Die 1543 Schuͤtzenflinten wurden zu einer Zeit verfertigt, 
wo man mit dem Gedanken beſchaͤftigt war, die Schuͤtzen mit 
eigenen, etwas kuͤrzeren, und wo moͤglich leichteren Flinten zu 
verſehen, die dennoch richtiger ſchießen ſollten, als die gewoͤhn— 
lichen Infanterie-Flinten. Dieſe Vorſchrift gieng von der eid— 
genoͤſſiſchen Behoͤrde aus, auf deren Anſuchen im Jahre 1822 
ſolche Modellflinten im hieſigen Zeughauſe verfertigt, und an 
ſaͤmmtliche Kantone verſendet wurden, von denen einige ſie 
zum Gebrauche der Schuͤtzen⸗-Kompagnien einfuͤhrten. Seither 
iſt man freilich von der Anſicht zuruͤckgekommen, daß es zweck 
maͤßig ſey, die leichte Infanterie mit einer Flinte zu bewaffnen, 
die zum genauen Schießen auch langſameres Laden und Zielen 
erfordert, und beſonders daß die geraden Zuͤge zu jener Wir— 
kung beitruͤgen. Aus dieſem Grunde unterblieb die allgemeine 
Einfuͤhrung dieſer Bewaffnung in den meiſten Kantonen. 


Man hat dieſen Schuͤtzenflinten vorgeworfen, daß ſie ſtark 
ſtoßen — und es kann nicht gelaͤugnet werden, daß ſie ſchwaͤ⸗ 
chere Patronen erfordern, als die gewoͤhnlichen; unter dieſer 
Vorausſetzung aber wird von Sachkundigen und geuͤbten Schuͤ⸗ 
tzen behauptet, daß ſie ohne Nachtheil und mit guter Wirkung 
gebraucht werden koͤnnen — wie denn im Uebrigen ihre Bauart 
zweckmaͤßig, und die Arbeit ſehr ſorgfaͤltig ausgefuͤhrt iſt. 


Da auf eine Zeit viel weniger brauchbare Stutzer im 
Lande vorhanden geweſen, als jetzt, wo dieſe National-Uebung 


’ 


Waffen der 
Scharfſchützen. 


Waffen der 


Dragoner tc. 


Infanterie⸗ 
Munition. 
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vielfach belebt, und eine große Theilnahme daran, zumal unter 
den Bewohnern des alten Kantons, geweckt worden, ſo hatten 
bereits vor dem Jahre 1814, 500 und im Jahre 1815 noch 
51 Stutzer angeſchafft werden muͤſſen; ſeither aber wurden ſie 
ungeacht der Zunahme des Scharfſchuͤtzen⸗-Corps nicht vermehrt, 
weil nun das Syſtem der eigenen Bewaffnung durchgefuͤhrt 
werden konnte. Nach umfaſſenden Verſuchen und Nachfor- 
ſchungen iſt ſeit einem Jahre eine verbeſſerte Ordonnanz uͤber 
die Bauart des Militair-Stutzers zu Stande gekommen, ver— 
mittelſt welcher dieſes Gewehr fo eingerichtet worden, daß nun— 
mehr mit großer Zweckmaͤßigkeit gaͤnzliche Gleichfoͤrmigkeit und 
Sicherheit des Schußeffekts ſich verbinden laͤßt, welche erſtere 
Eigenſchaft aber immerhin nur inſofern durchgefuͤhrt werden 
kann, als der Mann feinen Stutzer, nach ſorgfaͤltiger Unter— 
ſuchung und Pruͤfung, kaufsweiſe vom Staate erhaͤlt, woran 
ihm nach Mitgabe des Geſetzes eine Beiſteuer von Fr. 40 ertheilt 
wird. Da dieſe neuen Stutzer Bajonete haben, ſo wurden auch 
die Waidmeſſer, die fruͤher meiſt zum Aufpflanzen eingerichtet 
waren, veraͤndert, und ihrer eigentlichen Beſtimmung gemaͤß 
verfertigt. 

Die Piſtolen fuͤr Dragoner, ſo wie die Sabel fuͤr alle 
Waffen wurden ſeit 1814 im Verhaͤltniß mit den Flinten ver⸗ 
mehrt. Ebenſo die Patrontaſchen, Haberſaͤcke, das N 
Endlich die Fahnen, Trommeln, Trompeten. — 

An Infanterie-Patronen wurden in den Jahren 1814 und 
1815 eine große Anzahl uͤber den Contingents-Bedarf verfer— 
tigt, und ebenſo befinden ſich immer ein betraͤchtliches Quan— 
tum Exerzier-Patronen vorraͤthig; — beide erleiden von Jahr 
zu Jahr eine Veränderung, weil, derſelben zur Infanterie— 
Inſtruktion abgeliefert, und gelegentlich durch neue erſetzt wer— 
den, wogegen denn jene den Ausgaben fuͤr die Inſtruktion 
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zur Laſt gefchrieben, und dem Zeughauſe in ihrem Preiſe erſetzt 
werden. Die Staͤrke derſelben wurde jedoch erſt ſpaͤter von der 
eidgenoͤſſiſchen Militair-Aufſichtsbehoͤrde endlich beſtimmt, und 
genauere Vorſchriften uͤber die Beſchaffenheit des Papiers und 
die Verpackung feſtgeſetzt, ſo daß allerdings ein Theil jener 
Patronen den daherigen Forderungen nicht entſpricht. 

An Blei wurden ſeit 1. Jan. 1814, 1772½ Zentner ange 
kauft — noch im verfloſſenen Winter 500 Zentner zu einem weit 
wohlfeilern Preiſe, als es vorher noch je geſtanden. 


Der Geſammt-Vorrath an Blei betraͤgt: 
in 2,264,513 fertigen Infanterie-Patronen . Zut. 1191 Pfd. 84 
in Zungen, Kloͤtzen und Kugeln. 30 
zuſammen nt. 2107 Pfd. 34 


Der Bedarf beider Contingente betraͤgt fuͤr vier 
Compagnien Scharfſchuͤtzen Int. 53 Pfd. 50; 
fuͤr Infanterie und andere 
Waffen, 1,470,920 Flinten⸗ 
Paten 8 „ 774 5 16; 
rechnet man dazu fuͤr vier 
andere Compagnien Scharf⸗ 
T e e 
für 5000 Mann Landwehr 400 „ — 


ann Znt. 1281 Pfd. 16 
ſo findet ſich ein Ueberſchuß von Znt. 826 Pfd. 18 


Was das Pulver betrifft, ſo waͤre es nicht zweckmaͤßig, 
deſſen Vorrath zu vermehren, da bereits ſo viel an fertigen 
Geſchuͤtz- und Flinten-Patronen vorhanden iſt, und jederzeit 
aus den Magazinen der Pulverhandlung weit mehr bezogen 
werden kann, als man bedarf. 


Ausgaben für 
Krieg! : Mate: 
viell. 
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Ein Auszug aus den Zeughaus-Rechnungen ſeit 18149 
zeigt, daß die Summe der ſaͤmmtlichen Ausgaben ſowohl fuͤr 
den Betrieb des Zeughauſes ſelbſt und die in demſelben verfer— 
tigten, als fuͤr die außerhalb verfertigten Geſchuͤtze und Kriegs— 
fuhrwerke, ſo wie die anderswo angekauften Waffen und Aus— 
ruͤſtungs⸗Gegenſtaͤnde aller Art, auf Fr. 1,177,037 Btz. 5. Rp. 4 
anſteigt. 

Indeß fuͤhrt das Zeughaus mit verſchiedenen Gegenſtaͤnden, 
namentlich allem, was zur Bewaffnung der Landwehr gehoͤrt, 


einen Handelsverkehr. Ebenſo wurden von demſelben zu ver— 


ſchiedenen Zeiten Modellſtuͤcke einzelner Kriegsfuhrwerke oder 
Waffen und Geraͤthſchaften, fuͤr Rechnung der Eidgenoſſenſchaft 
oder anderer Staͤnde“ ) geliefert. Nebſt dem wurde die Inſtruk— 
tions-Munition dort bezogen, und in feinen Werkſtaͤtten ver- 
ſchiedene Arbeiten fuͤr die Garniſon und Kaſerne verfertigt. 
Fuͤr alle dieſe Gegenſtaͤnde bezog das Zeughaus in obiger Zeit 
einen Erlös von zuſammen Fr. 225,476 Btz. 5 Rp. 2, wo: 
nach die Summe der eigentlichen Ausgaben fuͤr den Staat ſich 
in 18 Jahren auf Fr. 994,587 Btz. 8 Rp. 3, alſo durchſchnitt— 
lich im Jahr auf Fr. 55,254 Btz. 1 Rp. G beläuft. 

Die Nachweiſung der Geſammtſumme aller Zeughaus: Aus- 
lagen findet ſich: 

1) In der, dem Verzeichniß der Vorraͤthe angehängten 
Werthung derjenigen Gegenſtaͤnde, um welche ſich das Zeug— 
haus ſeit 1. Jan. 1814 vermehrt hat..) 


*) S. Beilage Nr. XXVI. 


**) Die gute Beſchaffenheit dieſer an Genf gelieferten Modelle hat in den 
Verwaltungsberichten des dortigen Staatsraths verdientes Lob erhalten. 


*) S. Beilage Nr. XXVII. 
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2) In der Reparatur ſaͤmmtlicher Waffen, ſowohl der in 
Garniſon kommenden Mannſchaft, als die ſonſt im Dienſt beſchaͤf— 
tiget worden, fuͤr welchen Gegenſtand gewoͤhnlich eine Werkſtaͤtte 
von fünf Buͤchſenmachern beſchaͤftigt iſt. 


3) In den Arbeiten der angeſtellten Tagloͤhner, denen der 
gewoͤhnliche Zeughausdienſt, als die Beſorgung, Reinigung der 
Vorraͤthe, die Ablieferung und Ausruͤſtung, Abnahme aller Ge— 
ſchuͤtze, Waffen, Geraͤthſchaften, Munition u. f. f. obliegt. 


4 In der Anſchaffung der für die laufenden Arbeiten 
erforderlichen Materialien. 


5) In den allgemeinen Aufſichtskoſten, die jedoch gar nicht 
betraͤchtlich ſind, beſonders wenn man bedenkt, daß die Beam⸗ 
ten an keinem Tag mehr als eine einzige Stunde uͤber Mittag 
frei haben, und alſo ohne Vergleichung gebundener ſind, als 
jeder andere Angeſtellte. Nach Mitgabe der Rechnung betrugen 
die Beſoldungen und ſaͤmmtliche Tagloͤhne Fr. 155,213, alſo 
durchſchnittlich im Jahr Fr. 8622 Btz. 9 Rp. 4. 

Wenn man nun die Werthſumme der ſeit 1814 hinzugekom⸗ 
menen Vorraͤthe mit der oben angezeigten Summe der Auslagen 
vergleicht, ſo ergibt ſich, daß ſchon die erſtere allein, ohne die 
vier folgenden Artikel, den Betrag der Auslagen bedeutend über- 
ſteigt. Es loͤst ſich aber dieſer anſcheinende Widerſpruch durch den 
Umſtand, daß unter den veraͤußerten Gegenſtaͤnden, deren Er— 
trag von der Totalſumme der Auslagen abgezogen worden, auch 
ſolche begriffen ſind, die bereits vor 1814 vorraͤthig waren, z. B. 
gegen Fr. 28,000 an Exerzier⸗Munition für Infanterie u. dgl.; 
um dieſemnach die Ergebniſſe der Rechnungen ganz ſcharf auf: 
zuſtellen, haͤtte man jene, den alten Vorraͤthen zur Veraͤußerung 
enthobenen Gegenſtaͤnde ausſoͤndern, und deren Erloͤs bei der 


Summe der Auslagen ſtehen laſſen muͤſſen, was aber beim 
1 
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Mangel an hierauf bezuͤglichen Angaben durchaus unmöglich 
war. | 

Vermittelſt der beträchtlichen Summen, welche vorzuͤglich 
ſeit 1814 auf das Kriegsmateriell aller Art verwendet worden, 
iſt das Zeughaus von Bern in einem Zuſtande, wie es ſeit 
1798 nicht war, und wie verhaͤltnißmaͤßig kein anderes in der 
Schweiz. 
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5. 


Finanz ⸗ Departement. 


Der Finanzrath, unſtreitig eine der wichtigſten obern Bes 
hoͤrden in einem Staate, deſſen Verwaltung in ruhigen Zei— 
ten mit einem wohlgeordneten Haushalte viel Aehnliches hat, 
behielt den ihm 1803 angewieſenen Geſchaͤftskreis faſt unver⸗ 
aͤndert. Es war weſentlich derjenige der ehemaligen Venner— 
kammer, nur mit neuen Attributen vermehrt. 

Als Finanzrath hatte er alle Zweige der Staatseinkuͤnfte 
unter ſeiner Aufſicht; die verſchiedenen, denſelben unmittelbar 
vorgeſetzten, Collegien und Beamtungen ſtanden unter ihm; nament⸗ 
lich die Salzkammer, die Muͤnz⸗Commiſſion, die Forſt⸗Commiſſion, 
der Bergrath, die Jagd⸗Commiſſion, die Ohmgeldner, die Stem: 
pel⸗Direktion, die Pulver: und Salpeter⸗Handlung, die Verwaltung 
des obrigkeitlichen Zinsrodels, die Holzſpeditions⸗Anſtalt. Auch das 
Zollweſen und die Poſtverwaltung, obgleich in den Fundamen— 
talgeſetzen nicht mit obigen aufgezaͤhlt, ſtanden doch wirklich in 
ſeinem Bereiche; ihm gehoͤrte geſetzlich der Entſcheid in erſter 
Inſtanz über alle den Loskauf von Zehnten und Grundzinſen ber 
treffende oder zwiſchen abziehenden obrigkeitlichen Schaffnern 
und Paͤchtern und ihren Nachfolgern entſtehende Streitigkeiten. 
Er leitete den Verkauf der Naturalien, ordnete die Vermeſſung 
und Ausmarchung der Domainen und ernannte die untergeord— 


neten Beamten der Salzhandlung. 
18* 
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Als Rechnungskammer hatte der Finanzrath alle Staats⸗ 
rechnungen zu pruͤfen und diejenigen, welche die hoͤheren Be— 
hoͤrden ſich nicht ausdruͤcklich vorbehalten, endlich zu paſſiren. 

Wegen ſeiner vielen Geſchaͤfte war der Finanzrath durch 


ein beſonderes Vorrecht auf einen Tag in jeder Woche von den 
Rathsſitzungen dispenſirt. — Nebſt ſeinem eigentlichen Sekre⸗ 


tariate, der Seckelſchreiberei, gehoͤrten noch zu ſeiner Kanzlei 


Vermögens⸗ 
Etat beim An: 
tritt der Regie⸗ 

rung. 


das Lehen⸗Commiſſariat und die Standes-Buchhaltung. 


Der nachfolgende Bericht wird zuerſt eine kurze Geſchichte 
unſerer Finanzen uͤberhaupt enthalten, um nachher zu einer 
ſpeziellern Darſtellung der verſchiedenen Staatseinkuͤnfte und 
ihrer Verwaltung uͤberzugehen. 


A. Allgemeine Finanzgeſchichte. 


Als die gegenwaͤrtige Regierung Anfangs des Jahrs 1814 
die Verwaltung des Landes uͤbernahm, fand ſie laut vorhande⸗ 
nen Rechnungen vor: Folgendes 


Staats⸗Vermoͤgen in Gelde, Naturalien und Zinsſchriften. 


A. Wirkliches Vermoͤgen. 
Fr. Rp. 
1) Caſſa-Reſtanzen und ausſtaͤndige 
Anforderungen 464,025. 17 
2 Naturalien. Getreide-Vorraͤthe 
46,093 Muͤtt 5 Maͤs 3 Immi ver⸗ 
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Fr. Rp. 
Transport 464,025. 17 
Fr. Rp. 
ſchiedener att 465,349. 3 
ae A 274. 25 
Wein Vorraͤthe 47,788 Maß. 9557. 60 
475,180. 88 


3) Muͤnzfonds. In vorhandenem Gelde, Mer 
064.62 
4) Handelsfonds. Holz-Spedi⸗ 
eat 27,446. 58 
Salz handlung 1,072,532. 24 
Pulver- und Salpeterhandlung 186,749. 88 
// 32,308.26 
1,324,036. 96 
5) Zinsroͤdel. In direkter Ver⸗ 
FFC 138 
In Verwaltung der Pfarrer . 169,550. 70 
463,379. 83 
6) Verſchiedene Anſprachen 
mit Einſchluß der Anſprache von Fr. 106,517. 15 
an die Auszuͤger⸗Caſſa laut Standesrech⸗ 
n 


Summa . 2920,251. 97 


B. Schulden. 


Fr. Rp. 
10 Der Standes⸗Caſſa mit Einſchluß der 


Fr. 176,194 Rp. 93 welche ſie der Do⸗ 
mainen⸗Caſſa ſchuldig warn 527,622. 5 
2) Domainen-Caſſa. Reſtanz— | 
liche Schulden für angekaufte 
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Fr. Rp. 
Transport 527,622. 53 
Domainen, Zehnten und Zoll— 


gerechtig keiten. . 406,296. 17 


Fr. Rp. 
Anforderung an Pri— 
Menn 
Anforderung an die 
Standes⸗Caſſa . 176,194. 93 _ | 
344,648. 3 61,648. 14 


Summa. . 589,270. 67 


C. Das uͤbernommene Staatsvermögen 
in Geld, Naturalien und Zinsſchriften betrug 
daher reine 2%dù,, , ᷑ n 


Summa. . 2,920,251. 97 


In obigem Etat find nicht enthalten: 

1) Das ganze unbewegliche Staatsvermoͤgen mit Einſchluß 
der Bodenzinſe, Zehnten, Primizen und angekauften Zollgerech— 
tigkeiten, deren, übrigens beſtaͤndigen Schwankungen unterwor; 
fener, und verſchiedener Verhaͤltniſſe wegen aͤußerſt ſchwer zu 
beſtimmender Capital⸗-Werth bis dahin nie berechnet worden war. 

2) An beweglichem Staatsvermoͤgen denn, die ſaͤmmtlichen 
Kriegsvorraͤthe, die Vorraͤthe für obrigkeitliche Bauten, Goch⸗ 
bau, Straßen- und Waſſerbau) alle zum Staatshaushalt und 
der Staatsverwaltung gehoͤrigen obrigkeitlichen Effekten, und 
die wiſſenſchaftlichen Sammlungen; alles Gegenſtaͤnde, die zwar 
inventoriſtert, aber nie nach ihrem Geldwerth angeſchlagen 
wurden. 

3) An Staatsſchulden, die auf obrigkeitlichen Beſitzungen 
haftenden Bodenzinſe und verſchiedenartigen Beſchwerden. 

In jenem Zeitpunkte des Regierungsantritts befanden ſich 
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faſt alle Mächte Europas in einem verheerenden Kriege begrif— 
fen, in welchen zuletzt auch die Schweiz hineingeriſſen wurde. 
Die außerordentlichen Koſten, welche dadurch dem Staats— 
Schatze aufftelen, und in welchen diejenigen fuͤr die hieſige 
Garniſon, Bewaffnung, Kleidung und Inſtruktion der Trup— 
pen, und die uͤbrigen gewoͤhnlichen Militairausgaben, die zu— 


Kriegslaſten 
von 1814 und 
1815. 


ſammen in 1814 und 1815, ohne die Gemeindsleiſtungen, 


Fr. 716,346 Btz. 6 erforderten, nicht enthalten ſind, beliefen 
ſich auf die Summevon p. 
N 1,788,379. 35 
und hierbei iſt alles abgezogen worden, was dem 
Staate durch die nachherige Ausgleichungsſteuer 
erſetzt wurde. 
Zu einiger Deckung derſelben wurden 1814 
und 1815 außerordentliche Kriegsſteuern auf ver⸗ 
ſchiedene Weiſe ausgeſchrieben, deren Ertrag 1814, 
1815 und 1816 folgender war: 
Fr. Rp. 
Viſa⸗Gebuͤhren der Zinsſchriften. 184,074. 91 
Auflagen auf die Beſoldungen 32,020. 10 
u „ Handel u. Gewerbe 87,414. 7 
2 doppelte Kriegsſteuern . . 379,491. 52 
683,000. 60 


Reſtanzlicher Betrag der außerordentlichenKriegs— 
laſten von 1814 und 1815 mit Einſchluß der⸗ 
jenigen, welche zwar dem Winter 1813 ange⸗ 
hoͤrten, aber erſt in 1814 zur Zahlung und 
V „ 75 


In dieſer Summe ſind aber, wie ſchon geſagt, die oben 
bemerkten Fr. 716,346 Rp. 60 fuͤr die Ausruͤſtung und In⸗ 


Reſtitution der 
engliſchen Gel— 
der; Erftattuns 
gen von Frank⸗ 
reich; Abzah⸗ 
lung der helve— 
tiſchen Schuld. 
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ſtruktion unſerer Truppen und die hieſige Garniſon in den Jah— 
ren 1814 und 1815 nicht enthalten, und eben fo wenig alle 
diejenigen Koſten, welche durch die Speiſung der . 
der⸗Caſſa den Gemeinden direkt auffielen. 


Durch die Stipulationen des Wiener-Rezeſſes von 1815 
wurde dem Stande Bern wieder gegeben: das Capital der vor 
1798 in England angelegten Gelder, wie ſolches im Jahre 1803 
zur Zeit der Aufloͤſung der helvetiſchen Regierung beſtanden, 
ſammt Zinsgenuſſe vom 1. Januar 1815 an, aber mit der 
Verpflichtung, aus den ſeit 1798 bis und mit 1814 aufgelau⸗ 
fenen Zinſen, in Verbindung mit dem Stande Zuͤrich, der un⸗ 
ter gleichen Bedingungen ſeine engliſchen Staatseffekten zuruͤck— 
erhalten hatte, den (in dem Bundesvertrage auf Fr. 3,118,336 
angenommenen) Capitalbetrag der helvetiſchen Nationalſchuld zu 
bezahlen. Der allfaͤllige Mehrbetrag dieſer Schuld ſollte von 
den uͤbrigen Kantonen getragen, ſo wie der allfaͤllige Ueberſchuß 
jener Zinſe zwiſchen Bern und Zuͤrich, nach dem Verhaͤltniß 
ihres beſitzenden Capitals vertheilt werden. 

Die Vollziehung dieſer Stipulationen wurde angeordnet 
durch den Tagſatzungs-Beſchluß vom 30. Auguſt 1815, die Con⸗ 
vention mit dem Praͤſidio der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft 
vom 13. 14. und 27. November 1815, und die Uebereinkunft 
zwiſchen Bern und Zuͤrich vom 14. und 27. November 1815, 
und dieſe gaben fuͤr Bern folgende Reſultate. 

Am 5. März 1798 hatte Bern in den St. Liy. s. d. 
engliſchen Fonds ein Nominal-Capital von 401,310. 16. 10 
davon veraͤußerte die helvetiſche Regierung 109,350. — — 


Es blieben alſo . . . St, Liv. 291,960, 16. 10 
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St. Lv. s. d. 
| Transport 291,960. 16. 10 
Durch aufgelaufene Zinſe, Marchzinſe 
und Erſtattungen kamen hinzu . . . . 150,017. 19. 11 
| Summa Nominal- Betrag 441,978. 16. 9 
Dieſes Nominal⸗Capital wurde nach und nach zu den vers 
ſchiedenen damaligen Curſen verkauft, und daraus laut den vor— 
handenen Rechnungen im Ganzen erlöst, 
F Fr. 333 25 p 70 
Hiezu kamen noch im Jahr 1822 die 
vom Haufe Gerard und Joſus Vannek in 
London von ruͤckſtaͤndigen Zinſen erhaltenen Fr. 121,983 Rp. 75 
Der Stand Bern hat alſo von den 
engliſchen Fonds, welche feiner fruͤhern Re⸗ 
gierung angehört hatten, erhalten. . Fr. 5,453,229 Rp. 45 
Dagegen fiel dem Stande Bern nun, wie oben erwaͤhnt, 
in Verbindung mit Zuͤrich die Bezahlung der helvetiſchen Schul— 
den auf. Beide Staͤnde vertheilten ſie unter ſich im Verhaͤltniß 
ihrer gegenſeitig in den engliſchen Fonds gehabten Summen, 
aus deren Ertrag eben dieſe Liquidation ſtatt finden ſollte, 
und Bern bewerkſtelligte feine Liquidation in vier Terminen“) 
in den Jahren 1816, 17, 18 und 19, wobei durch Escompti⸗ 
rung eines Theils der ſpaͤtern Termine Fr. 93,936 Rp. 44 dem 
Staate erſpart wurden. In gedachten vier Terminen wurde 
nach Abzug dieſer Erſparniß mit Einſchluß der Koſten baar 


„) Durch eine uebereinkunft, welche der um dieſe ganze Angelegenheit hoch 
verdiente Rathsherr A. E. v. Haller ſel. Namens der Stände Zürich 
und Bern mit den Bevollmächtigten der übrigen, für ihre Angehörigen 
in der helvetiſchen Nationalſchuld betheiligten Stände abgeſchloſſen, 
hatten einerſeits jene zwei Stände ſtch als Schuldner anerkannt, und 
anderſeits vier jährliche Termine ohne Zins zu Abtragung der Schuld 
ausgewirkt. 
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bezahlt: in Bern direkt Fr. 1,433,803, 38 Ny. 

an Zuͤrich der hierſeitige Antheil an 

den dort ſtattgefundenen Zahlungen .Fr. 318,898. 87 Rp. 

f Fr. 1,752,702. 25 Rp. 

Ausſtehend waren damals noch geblieben Fr. 16,047. 05 Rp. 
Da von dieſen Fr. 16,047. 05 Rp. 

der damaligen Ausſtaͤnde ſeither alles bis auf 

einen werthlos gewordenen Reſt von Fr. 1,670. 10 Rp. 

getilgt worden iſt, ſo hat die Liquidation | 

der helvetiſchen Schuld dem Stande Bern 

wirklich und baar gekoſteeeee . .. Fr. 1,767,079. 20 Rp. 


In Folge der auf den Pariſer Frieden ſich gruͤndenden 
Liquidations⸗Vertraͤge ſollte Frankreich an den Stand Bern ver— 
güten 13% derjenigen Summen, welche Frankreich nach feinen 
eigenen Rechnungen in 1798 aus den obrigkeitlichen Kaſſen des 
hieſigen Standes ſich zugeeignet hatte. So erhielt Bern fran— 
zoͤſiſche Francs 46,967 Renten 5%, welche damals im Curs 
von 70% und im Geldwerth von 40 Francs fuͤr 27 Schwei⸗ 
zerfranken werth waren Fr. 469,529. 90 Rp. 

Wie der groͤßte Theil des ehemaligen Bisthums Baſel an 
Bern gekommen, iſt in der hiſtoriſchen Einleitung zu dieſem 
Verwaltungsberichte bereits erzaͤhlt worden.“) Bei der Ueber— 
gabe des Landes forderten die vereinigten hohen Maͤchte von 
dem Stande Bern die baare Bezahlung oder die Einkaſſierung 
zu ihren Handen von allen ihren ruͤckſtaͤndigen Anforderungen 
an die Bewohner des Leberbergs. Bern mußte dieſer Anfor— 
derung ein Genuͤge leiſten und dafuͤr an die Bevollmaͤchtigten der 
vereinigten Maͤchte bezahlen eine Summe von Fr. 694,634. 16 Rp. 


*) Oben S. 23 u. f. 
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Davon find dem Stande Bern an einkaſſierten Ruͤckſtaͤnden 
wieder eingegangen, in Folge Rechnungen der Herren von Eſcher, 
v. Jenner und v. Grandvillers bis Ende 1820 Fr. 305,673 Rp. 83 
durch die von Herrn v. Andlaw bezogenen, 
aber nicht hieher verrechneten Summen, — 
welche in Bezahlung obiger Fr. 694,634 
Rp. 16 abgerechnet wurden 5 5a 64 
Am 1. Jan. 1821 blieben noch zu beziehen „ 4,616 „ 60 

„ 367,964 „ 07 


Der Staatsſchatz hat daher auf dieſer Liqui⸗ 
TCC „ 32,670 „. 09 


Bilanz Fr. 694,634 Rp. 16 


Die Jahre, welche die Standeskaſſe mit dieſen außerordent— 
lichen Ausgaben beladen hatten, waren noch nicht voruͤbergegan— 
gen, als der gaͤnzliche Mißwachs in 1816 und 1817 den Staat 
zu neuen Opfern noͤthigte. f 

Die Kriegsjahre von 1813, 1814 und 1815 hatten alle 


*) Die gemachten Verlüſte auf der leberbergiſchen Liquidation waren 


folgende: Fr. Rp. 
Nachlaß ſämmtlicher Conſcriptionsbußen . . 151,030. 73 
. 5 Deſertionsbußen e eee TE 
5 des Sechstels auf dem Bezug einiger 
Summen % Men ines aen EHER : 
kachläſſe verſchiedener alt. K aan 2,628. 14 
Schenkungen aus obrigkeitlicher Mache . ‚36 
Verlüſte durch angebliche Mittelloſigkeit der 
„%%% òũ .... Nennen 20149 57 
Verlüſte wegen irrig befundener Anforderung 27,098. 85 
5 „ vorgeblich enthebender Berufsänderung 473. 46 
3 „  beftrittener Bezahlung ece0.. 177 


Summa der Verlüſte des Staats auf der leberbergi— 
ſchen Liquidation n SDEMRLUN >07 


Hilfsanftalien 

in den Then: 
rungs-Jahren 
1816 und 1817. 
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fruͤhern Vorraͤthe erſchoͤpft, und dieß vermehrte nun die große 
Noth, welche ein zweijaͤhriger, darauf unmittelbar folgender, und 
uͤber einen großen Theil von Europa verbreiteter Mißwachs 
verurſachte, eine Noth, welche wohl noch in jedermanns Ange— 
denken liegen wird. Die Regierung ſuchte pflichtgemaͤß das 
eingebrochene Elend, ſo viel ſie vermochte, zu mildern. Sie 
ließ daher große Getreidevorraͤthe und andere Nahrungsmittel 
aus dem Auslande herbeiſchaffen, errichtete verſchiedenartige 
Huͤlfsanſtalten, verkaufte ihren Angehörigen ſowohl das ange 
ſchaffte, als auch das von Zehnten und Grundzinſen eingehende 
Getreide, in Dinkel, Mehl, Brod, Haberkernen, weit unter 
den Marktpreiſen, und ließ die Beduͤrftigſten auf mannigfaltige 
Weiſe unterſtuͤtzen. 


Den vorhandenen Rechnungen zufolge verwandte die Ne: 
gierung dazu außerordentlich in Gelde . Fr. 779,390 Rp. 49 
an eigenen Kornvorraͤthen nach den jedes⸗ 
maligen Marktpreiſen berechne. „ 426,769 „ 47 

„1,206,159 „ 96 


davon hat ſie zuruͤckerhalten: Ertrag von 
verkauften Lebensmitteln 

u. Ausfuhrgebuͤhren . Fr. 596,277 Rp. 99 
Kaſſa⸗ und Fruchtreſtanzen, 

letztere nach ihrem Werth am 


Schluß der Rechnungen Fr. 129,853 Rp. 07 
3 ne den 


Verluſt auf den Huͤlfsanſtalten Fr. 480,028 Rp. 90 


Hiezu kam denn noch ein Verluſt auf den 
Beſoldungen, welcher dadurch entſtand, daß 
dasjenige Getreide, welches geſetzmaͤßig im 
Preiſe von Fr. 10 per Muͤtt Dinkel einen Theil 
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Transport Fr. 480,028. 90 Rp. 
der Beamten-Beſoldungen ausmachte, nun 
einen Mehrwerth von Fr. 591,376 erreichte 
der ihnen verguͤtet werden 
mußte, waͤhrend die Re⸗ 
gierung wegen dem abſicht⸗ 
lich niedrigern Verkaufe 
nur einen Mehrwerth von 
Fr. 430,556 erhielt 
und fo folglich hier verlor Fr. 160,820 — Rp. 


Die Huͤlfsanſtalten in den Theurungs⸗ 
jahren haben daher der Regierung außer: 
ordentlich gekoſttte Fr. 640,848. 90 Rp. 
Alles ohne die durch den Mißwachs verminderte Getreide— 
Einnahme, die uͤbrigen Fr. 430,556 des geſetzlich bezahlten Ge— 
treide-Mehrwerths an die Beamten und die ordentlichen Ar— 
menſteuern und Unterſtuͤtzungen hier in Anſchlag zu bringen.) 


Die ſaͤmmtlichen, hievor kuͤrzlich beruͤhrten außerordentlichen 
Koſten, verbunden mit den in Folge der erwaͤhnten Verhaͤltniſſe 
vermehrten Ausgaben fuͤr mehrere Zweige der gewoͤhnlichen 
Staatsverwaltung und gleichzeitig verminderten Huͤlfsmitteln 
zwangen die Regierung, da die Summen in England erſt im 
Jahr 1818 erhoben werden konnten, zu bedeutenden Geldanlei— 
hen, unter denen die wichtigſten waren: 

Anlehn vom November 1813 von Fr. 500,000, auf welches 


*) Die Beilage XXVIII giebt eine ueberſicht der damals unter andern Hülfs⸗ 
anſtalten in dem ganzen Lande errichteten Brodſchalen; Nr. XXIX zeigt 
die im Mai 1817 beſchloſſene wöchentliche Vertheilung des Getreides 
auf die Amtsbezirke. Die Noth war damals am höchſten geſtiegen und 
nahm glücklicher Weiſe nach der Erndte wieder ab. 


Stagats-Schul⸗ 
den. Finanz⸗ 
Reviſton im 
Jahr 1820. 
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aber nur erhoben wurden. . . Fr. 492,000 
Zwei Anlehn des Stadtraths von Bern von 
1813 und 1814 von ( a ING 
Ein drittes Anlehn vom Juli 1815 „ 200000 
Ein Anlehn zu Baſel im Jahre 1815. „ 400,000 
Ferner mehrere temporaͤre Vorſchuͤſſe und Anleihen ver— 
ſchiedenen Betrags von Partikularen, welche alle nach und nach 
zuruͤckbezahlt wurden und endlich die großen N ven Vor⸗ 
ſchuͤſſe der Domainen⸗Caſſe. 
Von allen dieſen Anlehn waren nach geſchehenen theilwei— 
ſen Abzahlungen im Jahre 1820 noch uͤbrig: Fr. Rp. 
Von den zinsbaren Anlehn von 1813 und 1815 799,875 — 
Von unzinsbaren Vorſchuͤſſen der Domainen- 
Faſ ee 171 
1,398,091. 71 
Dieſe Vermoͤgens-Verminderung und das auf den Standes— 
Rechnungen ſich alljaͤhrlich zeigende Defizit bewogen die Re— 
gierung in ihren Winter-Sitzungen vom Anfange des Jahres 
1820 auf die ſchicklichen Mittel bedacht zu ſeyn, um die Staats- 
Finanzen zu verbeſſern und die entſtandenen Schulden nach 
und nach abzuzahlen. Die daherigen Beſchluͤſſe des Großen 
Raths theilten ſich in drei Hauptzweige, naͤmlich in die Re— 
duktion der Ausgaben und Beſoldungen auf allen Zweigen, wo 
ſich dieß thun ließ; in Creation neuer Huͤlfsquellen fuͤr den 
Staatsſchatz und in die Verbeſſerung der Finanz-Verwaltung. 
Die hauptſaͤchlichſten Verbeſſerungen in der Finanz-Verwal⸗ 
tung waren: 
1) Die Einführung jaͤhrlicher, dem Großen Rath vorzule⸗ 
gender Voranſchlaͤge oder Buͤdgets uͤber die muthmaßlichen Ein⸗ 
kuͤnfte und Ausgaben des Staats. Ihr Zweck war die 
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Beſchraͤnkung der zu bewilligenden Ausgaben innert die Gren— 
zen der Staatshuͤlfsquellen, im Allgemeinen, und ihre zweck— 
maͤßige Vertheilung auf die verſchiedenen Zweige der Staats— 
verwaltung, im Beſondern. 

2) Die Aufſtellung jaͤhrlicher eigener Standes⸗Commiſſio⸗ 
nen zur Pruͤfung der Standes-Rechnungen und daherige unmit— 
telbare Berichterſtattungen an den Großen Rath, anſtatt daß 
dieſe Pruͤfung bisher nur durch den Finanzrath geſchehen war. 

3) Die Aufſtellung einer Schuldentilgungs-Caſſa unter der 
Verwaltung einer eigenen Commiſſion. 

Die hauptſaͤchlichſten Beſoldungs-Reduktionen fielen auf die 
Salzbeamten, die Zolldirektionen, die deutſchen Oberamtleute, 
deren 6jaͤhrige Beamtung zu Fr. 3000 für ein Jahr in eine 
gjaͤhrige Beamtung zu Fr. 2500 verwandelt wurde, und auf die 
ſaͤmmtlichen Getreide-Beſoldungen, welche bisher, wenn hohe 
Kornpreiſe eintraten, den Staatsſchatz ſehr belaͤſtigten, und in 
deren Betreff nun feſtgeſetzt wurde, daß bei allen Beſoldungen, 
welche bisher zu 24 in Getreid und 1, in Geld zu zahlen wa: 
ren, kuͤnftighin umgekehrt 73 in Gelde und nur J in Getreide 
bezahlt werden ſollten. 

Die neu geſchaffenen Huͤlfsquellen des Staats waren: 

1) Zwei außerordentliche Auflagen, deren reiner Ertrag 
direkt in die Schuldentilgungs⸗Caſſa floß; naͤmlich: 

a) Eine Conſumo-Steuer auf den zum Verbrauch in den 
Kanton eingefuͤhrten Kaufmanns-Waaren, mit Ausnahme von 
Getreide und dem Ohmgeld unterworfenen Getraͤnken. Dieſe 
Abgabe betrug im Anfange 10 Batzen vom Zentner, das Dop— 
pelte fuͤr Tabakblaͤtter, und das Fuͤnffache fuͤr fabrizirten Tabak; 
letzteres jedoch mit Einſchluß der bisherigen, darauf gelaſteten 
Abgabe von 7½ Batzen vom Zentner; allein dieſe Anſaͤtze wur— 
den nach und nach in den folgenden Jahren durch mehrere 


©. 233. f. 


Separat⸗ 
Fond. 
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ſucceſſive Verordnungen in vielen ihrer Theile ſehr gemildert; 
theils um ihren Einfluß auf die Induſtrie zu ſchwaͤchen, theils 
um den Wuͤnſchen mehrerer Kantone dabei nachbarliche Rech— 
nung zu tragen. 

b) Eine erhöhte Stempeltaxe; dieſe beſtand in der Erhö- 
hung des Oktavblaͤttchens von Rp. 5 auf Btz. 1, des Quart-⸗ 
blatts von Btz. 1 auf Kr. 6, des kleinen Doppelfolio von Btz. 3 
auf Btz. 4, und der Einführung eines zweiten großen Doppel— 
folio zu Btz. 10; auch wurden die hieſigen Wechſel einer pro— 
greſſiven Stempelgebuͤhr von Btz. 1, Btz. 2 und Btz. 4 unterworfen. 

Dieſe beiden außerordentlichen Auflagen wurden bis Ende 
Jahrs 1830 bezogen, wo ſie durch Beſchluß des Großen Rathes 
vom 6. Dezember gleichen Jahres wieder aufgehoben wurden. 
Ihr Ertrag findet ſich in der Schuldentilgungs- Rechnung.“) 

2) Eine außerordentliche Steuer auf allen Beſoldungen 
mit Ausnahme der Geiſtlichkeit, der oͤffentlichen Lehrer und der 
ganz geringen Gehalte. Dieſe Steuer, von 5 à 10%, wurde 
im Maͤrz und April 1820 anbefohlen, und am 21. Februar 
1822 wieder aufgehoben; ſie lieferte in dieſer Zeit im Ganzen 
einen Ertrag von Fr. 52,875 Btz. 4. Rp. 2. 

3) Wurden gleichzeitig die bisherigen Dragoner- und Aus⸗ 
zuͤgergelder aufgehoben, und an ihre Stelle eine Dispenſations— 
Steuer eingefuͤhrt. Von dieſer iſt ſchon oben in dem Berichte 
uͤber das Kriegsweſen gehandelt worden. 

Als im Jahre 1798 die franzoͤſiſchen Heere in Bern ein— 
ruͤckten, und kurz darauf ihre Führer unſere ſaͤmmtlichen Staats: 
kaſſen in Beſchlag nahmen, gelang es einigen damaligen Magi— 
ſtraten und Beamten, oͤffentliche Gelder vor der vorausgeſehenen 


*) S. Beilage Nr. XXX. 
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und nachher auch wirklich erfolgten Caſſenwegnahme in Sicher 
heit zu bringen. Dieſe Gelder nebſt dem Mehrerloͤſe auf Zins— 
ſchriften, welche die helvetiſche Regierung verkauft hatte, wur— 
den unter Aufſicht ſo lange verwaltet, bis ſie mit den davon 
bezogenen Zinſen der Regierung wieder zuruͤckgegeben werden 
konnten, welches nun im Fruͤhjahre 1821 geſchah, wo die Rech⸗ 
nungen durch eine Standes-Commiſſion unterſucht, anerkannt, 
und die Gelder daraufhin abgenommen wurden. Sie betrugen 
dazumal im ganzen eine Summe von Fr. 642,959 Btz. 9 Rp. 6, 
welche zum Theil im Lande, zum Theil außer demſelben an 
Zins gelegt, zum Theil in baarem Gelde oder Wechſeln vor— 
handen waren. 

Die Beſchluͤſſe des Großen Raths vom Februar, Maͤrz 
und April 1821 bildeten aus dieſen Geldern einen beſondern, 
zu allgemeinen, dem Staate nuͤtzlichen Zwecken beſtimmten 
Fonds, und wiefen einſtweilen und bis zur gaͤnzlichen Schulden: 
tilgung aus den Zins-Ertragenheiten eine jaͤhrliche Summe von 
Fr. 20,000 zu letztgedachtem Zwecke an. Dieſe Zahlungen ge— 
ſchahen regelmaͤßig bis Ende 1830, und der Ueberreſt der Zinſe 
wurde zum Kapital geſchlagen. 

Die Veranlaſſung und der Ausgang des ſogenannten Re— 
torſions⸗Konkordates ſind ſchon in dem Berichte des Geheimen 
Rathes beruͤhrt worden; daſſelbe bedarf alſo hier nur einer 
kurzen Erwaͤhnung in Hinſicht auf die finanziellen Reſultate, 
die es während feiner nicht ganz zweijährigen Dauer geliefert 
hat, und die eigentlich unter den Beweggruͤnden, welche den 
hieſigen Stand zum Beitritte vermochten, nur eine untergeord⸗ 
nete Stelle einnahmen. 

Von den im Leberberg bezogenen Retorſions-Abgaben auf 
den Getraͤnken wurde wegen ſeiner beſondern Lage den dortigen 
Gemeinden, nach Abzug des gewoͤhnlichen Ohmgeldes, die Haͤlfte 

19 


Retorſtons⸗ 
Anſtalten. 
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uͤberlaſſen, welche für dieſen Landestheil auf Fr. 39,743 Btz. 7 
Rp. 8½ anſtieg; die Retorſions-Abgaben für das dort ver— 
brauchte franzoͤſiſche Getreide fielen ihm ganz zu; der Staat 
ſeinerſeits erhielt im Ganzen an Retorſionsgebuͤhren, nach Ab— 
zug aller — bedeutend geweſenen Koſten — reine Fr. 76,220 
Btz. 5 Rp. 6, welche laut Beſchluͤſſen in den amen 
fonds geworfen wurden. 

Seit der Reviſion von 1820 hatten ſich die Finanzen durch 
die Einkuͤnfte aus den wieder angefallenen fremden Staatspa— 
pieren, durch die Huͤlfsquellen eines groͤßern Gebiets bei gleich— 
gebliebenen Beſoldungen der obern Behoͤrden und andern Koſten 
der Centralverwaltung, durch die in dieſem Zeitraume friedli— 
cher Ruhe geſtattete Verminderung der Militairausgaben, durch 
den mit dem Flor des Landes ſteigenden Ertrag der maͤßigen 
indirekten Abgaben und endlich auch durch eine treue und ſorg— 
faͤltige Adminiſtration in ein guͤnſtiges Gleichgewicht geſetzt. 
Beſonders in den letzten ſechs Jahren vermehrte ſich das Staats— 
vermoͤgen alljaͤhrlich durch einen Ueberſchuß der Einnahmen, 
welcher die Regierung in den Stand ſetzte, koſtbare Bauten im 
Intereſſe des ganzen Landes auszufuͤhren, und mit jedem Jahre 
mehr auf gemeinnuͤtzige Gegenſtaͤnde zu verwenden, ohne beſor— 
gen zu muͤſſen, durch Aufopferung einer angemeſſenen Reſerve— 
Summe, bei jedem groͤßern Unfall, bei jeder nothwendigen 
Kriegsruͤſtung in die Nothwendigkeit zu kommen, dem Lande 
neue Laſten aufzulegen.“) 


*) Die vergleichende Zuſammenſtellung der Hauptrubriken der drei letzten 
Standesrechnungen von 1827, 1828 und 1829 gewährt eine deutliche 
Ueberſicht des ganzen Finanzzuſtandes und kann zugleich als Beleg für 
das oben Geſagte dienen. S. Beilage Nr. XXXI. 
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B. Ueberſicht der Hauptzweige der Stagats— 
finanzen und der Finanz-Verwaltung. 


a. Grund» Eigenthbum des Staats mit Ausſchluß 
der Forſten. 


Das Grund-Eigenthum des Staats, mit Ausſchluß der 
Forſten, beſteht einerſeits in angebauten und unangebauten 
Laͤndereien verſchiedener Art, und andererſeits in einer bedeu— 
tenden Anzahl von Gebaͤuden. 


Ein Theil der Gebaͤulichkeiten und Grundſtuͤcke iſt den 
Beduͤrfniſſen der Staatsverwaltung gewidmet. Hieher gehoͤren: 


10 Für die allgemeine Staats- und Gerichtsverwaltung: 
die ſaͤmmtlichen Amtsſitze mit allen ihren Zugehoͤrden, die Amts— 
ſchreibereien, und in Bern das Rathhaus, die Kanzleigebaͤude 
und Archive, das Tagſatzungsgebaͤude, das Chorhaus und an— 
dere Verſammlungsgebaͤude, fo wie einige Wohnhaͤuſer für ob— 
rigkeitliche Beamte. 


2) Zur Juſtizverwaltung: die Zucht⸗, Straf- und Polizei⸗ 
anſtalten, Gefangenſchaften, Landjaͤger-Wohnungen u. dgl. 

3) Zu den kirchlichen und Schulverhaͤltniſſen: die Pfrund— 
haͤuſer mit ihren Gaͤrten und einigem Pflanzlande in den pro— 
teſtantiſchen Gemeinden, mit Ausnahme der Collaturen und 
einiger Pfrundgebaͤude, die den Kirchgemeinden und Ortſchaften 
gehoͤren. Ferner die Gebaͤude der Akademie und Schulen in 
Bern, mit mehrern Schullehrer- und Profeſſor-Wohnungen, 
und den Gebaͤuden der Reitbahn und Veterinaͤr-Anſtalten. 


4) Zum Kriegsweſen: die Kaſernen, Arſenaͤler, Pulver— 
19 * 
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magazine, Wachthaͤuſer, Thore, mehrere Magazine und Beam— 
tengebaͤude. 


5) Zur Finanz⸗ Verwaltung: die Oekonomie-Gebaͤude, 
unverpachteten Grundſtuͤcke, die Zehntſcheunen, Kornmagazine, 
Rebhaͤuſer und Schaffner-Wohnungen; die zur Zolladminiſtration 
gehörenden Kauf, Wag⸗ und Zollhaͤuſer, mit zugehoͤrendem 
Erdreich, deſſen Benutzung meiſtentheils zum Einkommen der 
Zollbeamten gehoͤrt; ferners die Muͤnzſtattgebaͤude, ſaͤmmtliche 
Gebaͤude der Salzhandlung, und der Pulver- und Salpeter— 
handlung, die Gebäude, Gruben, Gruͤnde und Moͤoͤſer der 
Bergwerk-Adminiſtration, und endlich die Gebaͤude der als 
Armenanſtalten wirkenden Pfruͤndereien. 


Die übrigen Gebäude gehören als Wohnungen und Deko- 
nomiegebaͤude zu den verpachteten Laͤndereien, oder find abge: 
ſondert verpachtet. In letztere Klaſſe gehoͤren einige Radwerke, 
Wirthſchaften und Privathaͤuſer, in erſtere dagegen die Schloß⸗ 
Pfrund⸗ und Wirthſchaftsgebaͤude, und die Gebäude der Privat- 
pachten, Weiden und Bergguͤter. 


Von den Ländereien iſt ein Theil in fixer Pacht den Pfar⸗ 
reien uͤbergeben; der andere Theil hingegen wird entweder an 
die Oberamtsleute und Schaffner, oder an Privatperſonen ver— 
pachtet, und nur in einzelnen Faͤllen, wo die Verpachtung nicht 
ſtatt finden konnte, werden fie für Rechnung des Staats bear- 
beitet. Nach einer oberflächlichen Berechnung halten erſtere 
(die Pfrundguͤter) im Ganzen ungefaͤhr 1901 Jucharten und 
1016 Weid⸗ und Bergrechte; zuſammen angeſchlagen auf 
Fr. 1,281,636; letztere beilaͤufig 2566 Jucharten Wieſen, Aecker 
und Reben, 394 Kühe Fruͤhlings- und Herbſtweiden, und 709 
Kuͤhe Sommerweiden und Bergrechte, alles zuſammen ge— 
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ſchaͤtzt auf e Fr. 1,8, 
die Gebaͤude ſind aſſekurirt für 14786585 
die Ehehaften denn angeſchlagen auf.. „ 146,700 

zuſammen . Fr. 3,487,998 
Ihr beiderſeitiger Pachtertrag kann in den ben ſtehenden 
Rechnungen erſehen werden. 


In der Regel beſorgt das Bau-Departement die Errich—⸗ 
tung und den Unterhalt der Gebaͤude, die alle auf ſeinen Re— 
giſtern ſtehen, und der Finanzrath die uͤbrigen Dominialkoſten 
der verpachteten Liegenſchaften, ſo wie die Bearbeitung der— 
jenigen, die nicht verpachtet werden konnten. Indeſſen finden 
doch nicht ſeltene Ausnahmen hierbei wegen beſonderen Verhaͤlt— 
niſſen ſtatt. Das Zoll-Departement errichtete Waghaͤuſer und 
Schoͤpfe aus dem Zollertrage, die Pulver- und Bergwerks- 
Adminiſtrationen mehrere ihrer erforderlichen Gebaͤulichkeiten 
ebenfalls aus ihren Ertragenheiten; ferners liegen nach den 
allgemeinen, bei Verpachtungen und Wohnungs-Anweiſun⸗ 
gen uͤblichen Grundſaͤtzen einige Theile des Unterhalts der Ge⸗ 
baͤude und Laͤndereien den Paͤchtern und Hausbewohnern ob, 
ſo wie endlich Mehreres, was die Unterhaltung gewiſſer, ein— 
zelnen Departementen uͤberlaſſener, Gebaͤude betrifft, in die 
Rechnung dieſer Departemente faͤllt. 


Um alle dieſe verſchiedenartigen Staats⸗Domainen in ein 
Ganzes zuſammenzufaſſen, und ihren wirklichen Werth zu be— 
ſtimmen, befahl der Große Rath im Jahre 1820 die Errichtung 
eines Dominial⸗Lagerbuchs. Dieſe Arbeit rückt bereits ihrer 
Beendigung entgegen; aber, wenn auch von hohem Intereſſe, 
fo wird fie doch den beabſichtigten Zweck nicht ganz erfuͤllen 
koͤnnen; denn dazu wäre die genaue Vermeſſung aller Liegen: 
ſchaften, und ſowohl fuͤr Grundſtuͤcke als Gebaͤude eine eigene 


Forſtweſen 
im alten Ram 
ton. 
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und genaue Ausmittlung ihres reellen oder relativen Werthes 
noͤthig geweſen; was alles aber ſo große und den endlichen Vor⸗ 
theil der dadurch zu erhalten geweſenen Reſultate weit uͤberwie⸗ 
gende Koſten nach ſich gezogen haͤtte, daß man zu ihrer Er— 
ſparung einen Weg einſchlagen mußte, welcher nun freilich keine 
vollkommene, ſondern bloß annaͤhernde Ergebniſſe gewaͤhren 
kann, die indeſſen immerhin von weſentlichem Nutzen ſeyn werden. 


b. Forſt verwaltung. 


Das Waldweſen im Allgemeinen wurde fuͤr den alten Kan— 
ton nach der Forſtordnung vom Jahre 1786, fuͤr den Leberberg 
nach einer eigenen, im Dezember letzthin aber umgearbeiteten 
Forſtordnung beſorgt. | 

Die erftere war berechnet, die Waldungen in ihrer Aus⸗ 
dehnung ohne obrigkeitliche Erlaubniß nicht vermindern zu laf- 


fen, eine zweckmaͤßige Bewirthſchaftung derſelben anzuordnen, 


9. Jul. 1817. 


7. Jan. 1824. 


das Weidrecht billig zu beſchraͤnken, den Genuß des Holzes dem 
Lande im Allgemeinen und im Beſondern zu ſichern und endlich 
durch angemeſſene Strafbeſtimmungen dem Frevel zu wehren. 
Naͤchſt dieſer Forſtordnung waren noch im Jahr 1817 zwei ber 
ſondere Verordnungen noͤthig erachtet worden; die eine in Feſt⸗ 
ſetzung einer Buße gegen die uͤberhandnehmenden Waldausreu— 
tungen und die andere gegen die Theilung von Rechtſamen und 
Burgerwaͤldern ohne obrigkeitliche Erlaubniß. Eine dritte Ver— 
ordnung endlich vom Jahr 1824 ſchreibt in Ausdehnung einer 
fruͤhern vom Jahr 1811 vor, daß Holzſchlaͤge zum Verkauf in 
Gemeinen⸗ und Rechtſamewaldungen uͤberhaupt; in Privatwal⸗ 
dungen dann, in ſo fern ſie zum Wegfloͤßen aus dem Amtsbe⸗ 
zirke, oder zum Holzhandel und Ausfuhr aus dem Kanton be— 
ſtimmt ſind; ferner alle Holzfloͤßungen uͤberhaupt nur alsdann ſtatt 
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finden follen, wenn nach ergangener Bekanntmachung keine Op— 
poſition eingelangt, und nach erfolgter Unterſuchung ſich erzeigt, 
daß es der Deckung des Holzbeduͤrfniſſes des Verkaͤufers unbe— 
ſchadet geſchehen koͤnne und keine naturſchaͤdlichen Folgen veran⸗ 
laſſen werde. Die beiden erſtern Verordnungen beruhen auf 
dem Grundſatze, daß bei dem nachtheiligen Verhaͤltniß, in wel— 
chem der Wald zu urbarem Grundeigenthum in Ruͤckſicht ſeiner 
Rente ſteht, deſſen Uebergang in das Privateigenthum und denn— 
zumal erfolgende Ausreutung nothwendig allmaͤhlig eine unver: 
haͤltnißmaͤßige, unſerm hoch und kalt gelegenen Lande nachthei— 
lige, Verminderung der Waldflaͤche zur Folge haben muͤßte, und 
demnach der Wald beſondern geſetzlichen Schutzes beduͤrfe; zu 
welchem Behuf ohne obrigkeitliche Erlaubniß der gemeinſame 
Wald weder vertheilt, noch uͤberhaupt Wald ausgereutet wer— 
den ſoll. Deſſen ungeachtet wurden Ausreutungen bewilligt, 
wenn das betreffende Waldſtuͤck durch ſeine vorſpringende Lage 
in das urbare Land dieſem zum Nachtheil gereichte, oder der 
Eigenthuͤmer eine gleiche Ausdehnung abgelegenen Landes zu 
Wald aufwachſen ließ; ſo wie auch verſchiedene Waldtheilungen | 
geftattet wurden, durch deren Reglemente für Sicherſtellung 
und gute Beſorgung des zu vertheilenden Waldes moͤglichſt 
Sorge getragen worden war; obgleich offenbar dieſer Zweck bei 
unvertheiltem Wald und Beobachtung zweckmaͤßiger Vorſchriften 
weit leichter und beſſer erreicht werden kann. 

Die Verordnung uͤber die Holzſchlaͤge und Floͤßungen or, 
wie oben berührt, vorzüglich im Auge, fich zu verfichern, daß 
die höher gelegenen Gegenden, wo die Zufuhr beinahe unmoͤg— 
lich waͤre, ſo wie die betreffenden ſelbſt ſich nicht gaͤnzlich von 
ihrer Beholzung entbloͤßen, die Holzſchlaͤge im Gebirge nicht 
naturſchaͤdliche Ereigniſſe veranlaſſen und nebſt dem noch An— 
ſtalten für ihre Wiederbeſaamung oder Bepflanzung getroffen 
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werden koͤnnen, im Fall die erſtere nicht von fich ſelbſt erfolgen 
ſollte. 


Die Handhabung dieſer Verordnung, fo nothwendig fie für 
den zweiten und dritten Punkt iſt, wird fuͤr den erſten Punkt 
ſehr ſchwierig, und ihre Anwendung auf denſelben ſchwer aus— 
zumitteln. Aus dieſem Grund tft fie ſchon lange einer Revi— 
ſion unterworfen worden, aber bei der Schwierigkeit, die Rechte 
des Waldeigenthuͤmers mit den Anforderungen des allgemeinen 
Wohls in Bezug auf die letztern Punkte in Uebereinſtimmung 
zu bringen, iſt dieſelbe bis jetzt noch zu keinem endlichen Re⸗ 
ſultate gelangt. | | 


Die Holzausfuhr aus dem Kanton iſt durch die Forftord- 
nung ohne Bewilligung verboten. Laͤngs den Grenzen der Kan⸗ 
tone Freiburg, Neuenburg, Solothurn und Aargau findet eini⸗ 
ger gegenſeitiger Holzverkehr ſtatt. Bedeutender iſt die Holz⸗ 
ausfuhr aus dem Emmenthal, einerſeits an Bau- und Sag⸗ 
holz nach dem Aargau, anderſeits dann an Brennholz aus die— 
ſem und dem Saanenthal nach den ſolothurniſchen Eiſenwer⸗ 
ken. Obgleich ſie dermal nicht ſo ſtark iſt, wie zur Zeit, als 
der Holzhandel bis nach Frankreich ſich ausdehnen zu wollen 
ſchien: ſo jedennoch hegen verſchiedene Gegenden Beſorgniſſe 
uber dieſen Verkehr. Das Amt Interlacken und Oberhasle 
waren geneigt, Maßregeln dagegen, ſelbſt gegen den uͤbrigen 
Kanton, zu ergreifen; der deutſche Theil des Amtes Erlach, 
die Gemeinden Frutigen, Saanen und Lauenen, die Gemeinde 
Lenk und verſchiedene Gewerbsbeſitzer aus dem Amt Aarwanz 
gen haben Vorſtellungen dagegen eingegeben. Da indeſſen der 
Verkehr mit Landeserzeugniſſen innert der Eidgenoſſenſchaft durch 
die Bundesakte gewaͤhrleiſtet iſt, ſo erachtete die obere Behoͤrde, 
daß eine Beſchraͤnkung der Holzausfuhr nur konkordatspeiſe fix 
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diejenige nach dem Auslande eingeleitet werden koͤnnte. An 
Gebuͤhr wird bloß ein Zoll auf der Emme entrichtet. 


Auf eine andere als die hier angezeigte Weiſe ſchritt die 
Regierung weder in die Beſorgung der Gemeinds- noch der 
Partikularwaͤlder ein, wie in andern benachbarten Kantonen 
geſchehen iſt; ſondern ſie uͤberließ dem Gutfinden eines jeden 
Eigenthuͤmers, ſeinen Wald ſo zu behandeln, wie er es fuͤr ſeine 
Intereſſen am zweckmaͤßigſten hielt. Einzig im Fall von Strei— 
tigkeiten zwiſchen den Antheilhabern, oder bei Errichtung von 
Reglementen, handelte fie als Adminiſtrativbehoͤrde durch Schlich- 
tung der Anſtaͤnde oder Sanktionierung der entworfenen Re— 
glemente, nach ſtattgefundener Unterſuchung. 


Ueber den Zuſtand derjenigen Waldungen, auf welche die 
Regierung keinen unmittelbaren Einfluß ausuͤbte, laͤßt ſich kein 
allgemeines Urtheil faͤllen. Ihre Ausdehnung, obgleich die 
Forſtkommiſſion bemuͤht war, ſich Data daruͤber zu verſchaffen, 
iſt zum groͤßten Theil unbekannt. Ihr Holzbeſtand haͤngt von 
ſehr verſchiedenartigen Umſtaͤnden ab. Unter der Verwaltung 
ſorgfaͤltiger Vorgeſetzter, ſo wie bei angemeſſen feſtgeſetzter und 
beobachteter Holzabgabe, oder in den Händen beguͤterter Par— 
tikularen kann derſelbe in der Regel als gut angenommen wer⸗ 
den; waͤhrend unter entgegengeſetzten Verhaͤltniſſen und nament⸗ 
lich auch unter ſtreitigen Benutzungsumſtaͤnden, deren es im 
Kanton nur zu viele giebt, oder in denen ſich ein Mißverhaͤlt— 
niß in Vergleichung des Ertrags der Wälder mit der Bevoͤlke⸗ 
rung, die auf dieſen Anſpruch macht, geſtellt, das Gegentheil 
ſtatt findet; in welchen Verhaͤltniſſen ſich wohl der groͤßere Theil 
dieſer Waͤlder befinden duͤrfte. 


Die obrigkeitlichen Waͤlder insbeſondere ſtanden einzig un— 
ter mehr oder minderer Leitung der Regierung, je nach der Art 
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und Weiſe, wie ſich ihre Eigenthums- und Benutzungsverhaͤlt— 
niſſe von langer Zeit her ausgebildet hatten. Urſpruͤnglich be— 
ruhten ſie alle auf dem Lehenverhaͤltniſſe, welches durch die Re— 
volution von 1798 in ſeinen Grundlagen ſchon ſo erſchuͤttert 
wurde und namentlich in die Waldverhaͤltniſſe eine ſolche Un— 
beſtimmtheit brachte, daß ihre Auseinanderſetzung auf guͤtlichem 
oder rechtlichem Wege eine der ſchwierigſten und muͤhſamſten 
Aufgaben der Forſtadminiſtration ſchon zur Zeit der Mediations— 
regierung und auch ſeither ausgemacht hat. Mehrere Prozeſſe 
waren bereits angehoben, wurden aber auf dem Wege guͤtlicher 
Unterhandlung mittelſt ſogenannten Kantonnementen beſeitigt; 
durch welche die Regierung einen verhaͤltnißmaͤßigen Theil des 
Waldes zu ausſchließlichem unbeſchwertem Eigenthum fuͤr ſich 
behielt und den Reſt den Berechtigten ebenfalls zu aus— 
ſchließlichem Eigenthum abtrat. In 34 verſchiedenen Waldungen 
wurden dergleichen Kantonnements abgeſchloſſen und dadurch zu 
Handen der Obrigkeit 2667 / freie Sucharten *) erlangt. 

Durch Aufhebung der Brachwirthſchaft und Einfuͤhrung der 
Stallfuͤtterung war die Waldweide weniger Beduͤrfniß geworden, 
wurde doch aber, zwar groͤßtentheils von der minder beguͤterten 
Klaſſe, zum Nachtheil des Waldes ausgeuͤbt; welches Veranlaſ— 
ſung ward, durch Abtretung von Waldboden die Waldweide los— 
zukaufen, auf welche Weiſe bei 2000 Jucharten zur Urbarma⸗ 
chung an Weidabtauſchland von den obrigkeitlichen Waldungen 
abgetreten worden ſind. 

Es waͤre allerdings in den Wuͤnſchen der Forſtverwaltung 
gelegen, daß dieſe Arten von Bereinigungen, mehr noch als ge— 
ſchehen, haͤtten gefoͤrdert werden moͤgen. Allein dieſelben konnten 


*) Die Juchart iſt in dieſem Berichte überall, wo nicht etwas anders be: 
merkt iſt, zu 40,000 Quadratſchuh berechnet. 
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nicht wie anderwaͤrts durch Geſetze aufgedrungen, ſondern 
es mußte zu ihrer Abſchließung, nach den Grundſaͤtzen aͤchter 
Freiheit, das freiwillige gegenſeitige Einverſtaͤndniß der Par— 
teien erfordert werden, ſo daß ſie deßhalb bei den ſich widerſtrei— 
tenden Intereſſen ſehr ſchwer zu Stande zu bringen geweſen ſind. 

Nach Abſchluß dieſer Kantonnemente und Weidabtaͤuſche 
verbleibt noch an obrigkeitlichen Waldungen, über deren Holz 
abgabe der Forſtcommiſſion Rechnung abgelegt wird, eine Aus— 
dehnung an vermeſſenem Wald von 51,265 Jucharten, und 
unter dieſen 7856 Jucharten Domaineuwaͤlder, die mit gar 
keinen oder nur geringen Berechtigungen dritter Perſonen be— 
ſchwert ſind. Naͤchſtdem koͤnnen die nicht vermeſſenen obrigkeit⸗ 
lichen Waͤlder, jedoch nur ſehr unbeſtimmt, zu einer Ausdehnung 
von beilaͤufig 24 à 25,000 Jucharten, und mithin die ſaͤmmtlichen 
obrigkeitlichen Waͤlder zu 75,000 Jucharten angenommen werden. 

Aus dieſen ſaͤmmtlichen obrigkeitlichen Waldungen wird nach 
einem mittlern Geldanſchlage jaͤhrlich an Holz abgegeben: ) 

Zu obrigkeitlichen Handen, an Brenn» und Fr. Rp. 

VVV 33,182. 50 

An Berechtigte, Brenn- und Bauholz. . 161,081. 55 

An Steuern und andern Bewilligungen. 36,955. 45 

Summa. 231,119. 50 

die kein foͤrmliches Geldeinkommen bilden, ſondern lediglich als 
Natural-Leiſtung aufgeführt werden. 

Nebſt dieſem wurde noch auf diejenigen Waͤlder, welche 
über dieſe Praͤſtationen hinaus eine Holzabgabe ertragen mod): 
ten, ein Geldetat gelegt, der vor 1819 geringer war als ge— 
genwaͤrtig. Zu jener Zeit wurde der Ueberſchuß der Ausgaben 


*) Die Beilage Nr. XXXII enthält die Specification dieſer Holzabgaben in 
dem Jahre 1829 nach dem Holzertrage. 
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der Forſtadminiſtration, in Beruͤckſichtigung des zu obrigkeitli— 
chen Handen gelieferten Holzes, durch Anweiſungen auf die 
Standes⸗Caſſa gedeckt. Im Jahr 1819 aber wurde beſchloſſen, 
es ſolle die Forſtadminiſtration, unabhaͤngig von dem zu obrig— 
keitlichem Gebrauch gelieferten Holz, ihre Ausgaben aus ihren 
eigenen Huͤlfsquellen ohne Beihuͤlfe der Standes-Caſſa be— 
ſtreiten. 


In Vergleichung des fruͤhern Zeitpunktes mit dem gegen— 
waͤrtigen, hatte im Jahr 1814, nach Abzug der Rechnungsreſtanz 
und der Zuſchuͤſſe aus der Standes-Caſſa, das Einnehmen der 
Forſt⸗Caſſa betragen. . Fr. 11,685 Rp. 17% 
zu denen noch aus der Standes-Caſſa | 

beigefchoffen werden mußten. „ 15,099 „ 82 
um das Ausgeben zu decken, welches 

CCC „C ˙ 
Im Jahr 1829 hingegen betrug das Ein— 

nehmen der Forſt-Caſſa fuͤr den 

Alten Kanten 


Das Ausgeben, unter dem jedoch ein 
Weidrechtsloskauf von Fr. 1030 
Pegreen iſtt e 
Mithin erzeigt ſich ein We von „ 13,439 „ 
welcher in die Standes-Caſſa abgefuͤhrt wurde. 


5 


S 
— 


Im Jahr 1829 betrug bloß der Holz 

Gif „ 
ahr 1814 hingegen niir Zul 
mithin im Jahr 1829 mehrt. . . „ 26,561 „ 88 
welches aber nicht nur dem verſtaͤrkten Holzverkaufe, ſondern 
auch den geſtiegenen Holzpreiſen zuzuſchreiben iſt. 
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Unter den Ausgaben betrugen die Ber 

ſoldungen und Reiſekoſten im Jahr 

8 Fr. 18,882 Rp. 13 
im Jahr 1814 hingegen. . „ 17,581 „ 79 
und haben ſich mithin ſeither vermehrt um „ 1,300 „ 34 


Ueber den Zuſtand der obrigkeitlichen Waͤlder laͤßt ſich im 
Allgemeinen ſagen, daß verhaͤltnißmaͤßig ſehr wenige Bloͤßen 
in denſelben vorkommen; wo dieſes aber der Fall iſt, durch 
Saaten und Pflanzungen mit zweckmaͤßigen Holzarten nachge⸗ 
holfen wird und verſumpfte Stellen abgegraben werden. In 
Ruͤckſicht auf ihren Beſtand ſind viele derſelben durch eine, in 
Folge nicht auszuweichender Umſtaͤnde, allzuſtarke Holzabgabe 
geſchwaͤcht; in der Regel jedoch koͤnnen die auf dem reinen 
Rechtſameverhaͤltniſſe beruhenden Waͤlder als die beſſern, hin— 
gegen diejenigen, deren Benutzung auf dem Burgerrechtsver— 
haͤltniſſe oder einem mit jenem gemiſchten Verhaͤltniſſe beruhen, 
als die mindern angeſehen werden. Die Domainenwaͤlder ſind, 
weil die meiſten derſelben zugleich als Bauholzreſerven angeſe— 
hen werden, geſchont und deßhalb mit Holz in der Regel noch 
wohl beſetzt. 


Das leberbergiſche Waldweſen wurde nach Vereinigung 
dieſes Landestheils ſo eingerichtet, wie es zur Zeit des Fuͤrſten 
in einigen Aemtern und zur Zeit der franzoͤſiſchen Verwaltung 
in dem ganzen Landestheile der Fall geweſen war; daß naͤmlich 
den Gemeinden das Jahrholz aus ihren Waldungen durch obrig— 
keitliche Forſtbeamte ausgezeichnet wurde. Nebſt dem war die 
Waldausreutung und Theilung, ſo wie die Holzausfuhr, ohne obrig— 
keitliche Erlaubniß verboten, der Holzverkauf aus Partikular— 
waͤldern einer Aufſicht unterworfen. Fuͤr die bewilligte Ausfuhr 
dann mußte eine Gebuͤhr entrichtet werden. Die Forſtordnung, 


Leberbergiſches 
Waldweſen. 


20. Febr. 1824. 
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welche dieſe Beſtimmungen enthielt, war auf eine Probezeit von 
ſechs Jahren erlaſſen worden, nach deren Auslauf ſie theils den 
gemachten Erfahrungen, theils den eingelangten Wuͤnſchen gemaͤß 
umgearbeitet und im Dezember vorigen Jahres in den hienach 
folgenden Hauptpunkten in Kraft erkennt wurde. Den Gemein- 
den iſt die Verwaltung ihrer Waͤlder, mit Ausnahme des Holz⸗ 
verkaufs, unter Vorbehalt obrigkeitlich zu ſanktionierender Re⸗ 
glemente, uͤberlaſſen, der Holzverkauf aus Partikularwaͤldern 
frei gegeben, das Verbot der Holzausfuhr ohne obrigkeitliche 
Bewilligung auf Brennholz beſchraͤnkt, die daherige Gebuͤhr auf⸗ 
gehoben, und das Verbot der unbewilligten Ausreutung und 
Gemeindwaldtheilung beſtaͤtigt worden. 

Die leberbergiſchen Gemeindswaͤlder ſind in der Regel noch 
wohl beſetzt, und mehrere derſelben in der letzten Zeit durch An— 
wendung der bis dahin daſelbſt beinahe ganz unbekannt geweſenen 
Durchforſtungen, ſo wie uͤberhaupt einer regelmaͤßigern Behand— 
lung in einen beſſern Zuſtand geſetzt worden. Ihre Ausdehnung 
betraͤgt 74,428 Jucharten zu 30,000 Pariſer Quadratſchuh ohne 
die beholzten Weidgaͤnge, und aus denſelben wurden jaͤhrlich an 
10,500 Haushaltungen 50,500 Klafter und 16,600 Stämme 
Bauholz verabfolgt. i 

In den Partikularwaͤldern wurden ſehr viele Holzſchlaͤge 
zum Verkauf angelegt, und jene dadurch wohl im Ganzen ſtaͤrker 
angegriffen, als es haͤtte geſchehen koͤnnen, wenn man ihren 
nachhaltigen Ertrag hätte beruͤckſichtigen wollen. Von Zeit und 
Umſtaͤnden wird es abhaͤngen, inwiefern die Partikularwaͤlder 
eine Huͤlfsquelle für das Land bleiben werden oder nicht. 

Ihr Inhalt betraͤgt 27,799 Jucharten 277 Ruthen zu 
30,000 Pariſer Quadratſchuh. In einzelnen Jahren betrug bloß 
der Verkauf aus denſelben bei 23,000 Klaftern und 9000 Stuͤck 
Sag⸗ und Bauholz. 
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Die obrigfeitlichen Wälder des Leberbergs halten im Gan— 
zen 10,947 Jucharten zu 30,000 Pariſer Quadratfuß, oder 
10,075 Jucharten zu 40,000 Berner Quadratfuß. Bei der 
Vereinigung des Leberbergs fand die dermalige Verwaltung die— 
ſelben, nach dem auf die Ebenen Frankreichs berechneten Syſtem 
kahler, auf Stockausſchlag angelegter Schlaͤge behandelt, wel— 
ches auf Hochwaͤlder meiſt im Gebirge, und nicht einmal 
nach den gewohnten Regeln der Forſtwirthſchaft angewendet, 
große Bloͤßen oder mit Weißholz uͤberzogene Bezirke erzeugte. 
In der erſten Zeit der hierſeitigen Verwaltung, bis ſich dieſelbe 
eine genauere Kenntniß dieſer Waͤlder und ihrer Altersverhaͤlt— 
niſſe verſchafft hatte, gieng ſie maͤßig zu Werke, und ſchlug 
jaͤhrlich nicht mehr als 4500 Klafter, ſtieg dann auf 5600 
Klafter, und in den letzten Jahren, als ſie dazu gelangt war, 
den etwas muͤhſamen Durchforſtungen Eingang zu verſchaffen, 
und ſie ſich uͤberzeugt hatte, daß mehrere uͤberſtaͤndige, von 
ehemaligen Kloͤſtern herruͤhrende Waldbezirke, einige wegen er— 
folgtem Nachwuchs des Abtriebs, andere hingegen bloß der 
Reinigung bedurften, wurde darauf angetragen waͤhrend eini— 
gen Jahren das doppelte Quantum zu ſchlagen, welches nicht 
nur dem Walde unbeſchadet, ſondern in Ruͤckſicht der fruͤher 
geringern Holzſchlaͤge und des durch die Durchforſtungen zu 
gewaͤrtigenden beſſern Zuwachſes der Waͤlder zu ihrem großen 
Vortheil geſchehen kann; ſo daß ſchon dermal, mehr aber noch 
in einigen Jahren, nach ausgeführten nothwendigen Durchforftun: 
gen, die obrigkeitlichen Waͤlder des Leberbergs in einem ſehr 
bluͤhenden und fuͤr die Staatscaſſe erſprießlichen Zuſtande ſich 
befinden werden. Kantonnemente wurden zwei abgeſchloſſen, 
durch welche der Regierung 379 Jucharten zu 30,000 Pariſer 
Quadratſchuh zugefallen ſind. Mit vier Gemeinden werden 
noch Unterhandlungen gepflogen. 


Holzipeditiond: 
Anſtalt in 
Bern. 
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Im Jahre 1829 betrug das Forſteinnehmen des Leberbergs 
in Summe bei gewohntem Holzverkauf Fr. 53,607 Btz.7 Rp. 3½ 
Das Ausgeben „n RE 
Mithin das Nettveinnehmen .. Fr. 28,275 Btz. 2 Rp. 7 

Unter obigem Einnehmen betraͤgt der Holzverkauf einzig 
fuͤr beilaͤufig 6000 Klafter Brenn- und Bauholz Fr. 45,851, 
Btz. 5 Rp. 7, und wird in Zukunft mit den Frevelgeldern von 
c. Fr. 740 das einzige Einnehmen ausmachen, da die bisherigen 
Beiträge der Gemeinden mii . Fr. 3850 
die Holzausfuhrgebuͤhren mit... . 53624 
und die Harzpatentgebuͤhren mit. 5 246 
in allem mit beilaͤufiꝝ g Fr 20 
nicht mehr erſcheinen werden. 

Unter den Ausgaben betragen die Beſoldungen, Reiſekoſten 
und Holzanzeichnungs-Gebuͤhren Fr. 12,171 Btz. 5. Dieſe wer: 
den aber dadurch, daß die Regierung der Aufſtellung eines 
Perſonals fuͤr die Beſorgung der Gemeindswaͤlder enthoben iſt, 
und daſſelbe auf die obrigkeitlichen Waͤlder beſchraͤnken kann, 
allmaͤhlig bedeutend vermindert werden koͤnnen, ſo daß auch in 
dieſer Beziehung die obrigkeitlichen Waͤlder des Leberbergs ein 
groͤßeres Einkommen gewaͤhren werden. 

Die Holzſpeditions-Anſtalt im Aarziehle, welche ihren Vor— 
rath theils von Partikular-Lieferanten, theils durch Ankauf aus 
obrigkeitlichen Waldungen bezieht, bezweckt vorzuͤglich die Be— 
holzung der obrigkeitlichen Behoͤrden, des Rathhauſes, der Aka— 
demie und Schulen, der Garniſon und der Gefangenſchaften 
der Hauptſtadt; — naͤchſtdem aber dient fie in polizeilicher Ruͤck⸗ 
ſicht gegen den Fuͤrkauf des Holzes, und um zu verhindern, 
daß bei Stockung der Zufuhr auf dem Holzmarkte durch un 
vorhergeſehene Umſtaͤnde, wie ſchlechte Witterung, kleines Waſſer 
oder Zufrieren der Aar, die Holzpreiſe nicht ploͤtzlich über Ver⸗ 
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haͤltniß hinaufgetrieben werden. Es hat demnach dieſe Anſtalt 
weder einen commerziellen Charakter, nach welchem das darin 
befindliche Kapital ſeine Intereſſen tragen ſollte; noch ſoll ſie 
dazu dienen, die Holzpreiſe außer Verhaͤltniß zum Nachtheil 
des Waldeigenthuͤmers hinunterzudruͤcken; ſondern eigentlich um 
Gleichmaͤßigkeit in die allmaͤlig immer ſteigende Bewegung der 
Holzpreiſe zu bringen, indem die Anſtalt ſelbſt genoͤthigt iſt, 
den ſich feſtſtellenden Preiſen des Holzmarktes zu folgen; weil, 
wenn ſie darunter bliebe, der Holzplatz ſo ſchnell geleert wuͤrde, 
daß dieſelbe nicht anders als mit ihr unmoͤglichen Aufopferun⸗ 
gen ſolchen wieder mit Holz verſehen koͤnnte. 

Das Vermoͤgen der Anſtalt beſtund im Fr. Btz. Rp. 
77 [P . 
20,24. 2 2% 
und hat ſich mithin in dieſer Zeit vermindert um 7,618. 2. 3%, 
welches von einer koſtbaren Laͤndtereparation und einer ſolchen 
an der ſogenannten Turbenhuͤtte, ſo wie von einem Verluſte 
herruͤhrt, der durch Abſchluß eines Holzlieferungsakkords unter 
unguͤnſtigen Umſtaͤnden und nachherigem Sinken der Holzpreiſe 
verurſacht wurde. 


c. Zehnten, Bodenzinſe, Ehrſchaͤtze, Primizen und 
Gemeindsbeitraͤge zu den Pfarreien. 


Der Staat beſitzt eigenthuͤmlich eine bedeutende Menge der 
im hieſigen Kanton beſtehenden Zehnten und Lehensgerechtigkeiten 
und neben den hieſigen beſitzt er auch einige wenige außenher 
dem Kanton. Beide mit einander vereint, bilden eine ſeiner 
wichtigſten Einnahmen, wovon ein Blick auf die angehaͤngten 
Rechnungsauszuͤge uͤberzeugen wird. 

Allgemein bekannt ſind die Verhaͤltniſſe der Bodenzinſe und 
Ehrſchaͤtze, erftere als jährliche Pachtzinſe, oder auch, bei dem 

20 


306 


ſogenannten Guͤltekauf, als eigentliche Darlehnzinſe; letztere als 
Entrichtungen bei Handaͤnderungen, beides als vertragsmaͤßiger 
Gegenwerth der in fruͤhern Zeiten in Erbpacht gegebenen Lie⸗ 
genſchaften oder des Zinſes eines Guͤltekaufs. 

Eben ſo allgemein bekannt ſind die Verhaͤltniſſe der im 
Mittelalter ihren meiſt kirchlichen Urſprung findenden Zehnten; 
ſie haften jetzt als abloͤsliche Grundlaſten auf einem Theil der Lie⸗ 
genſchaften des alten Kantons und werden auch als ſolche in 
allen daherigen Transaktionen behandelt. 

Der fruͤhern Unabloͤslichkeit der Zehnten iſt es beizumeſſen, 
daß dieſe Grundlaſten ſich bis auf unſere Zeiten erhalten haben; 
ſo wie die Fortdauer der Bodenzinſe und Ehrſchaͤtze in dem Um— 
ſtand zu finden iſt, daß ſie den vertragsmaͤßigen Gegenwerth 
fuͤr die dafuͤr erhaltenen Liegenſchaften ausmachten, und daher 
nicht ohne Aufloͤſung des Vertrags, d. h. durch Zuruͤckgabe der 
Güter aufzuheben waren, und daß in den aͤlteren Verboten“) 
der Guͤltekaͤufe die wirklich errichteten „alten ewigen Boden⸗ 
guͤlten“ vorbehalten worden. 

Im Verfolge der Zeit haben ſowohl die belaſteten Liegen⸗ 
ſchaften, als die Forderungstitel durch Erbſchaften und Trans— 
aktionen jeder Art mannigfaltig Hand geaͤndert, und ſich dabei 
eben ſo vielfaͤltig zerſtuͤckelt; auch ſind ſeit 1803 von ſehr vielen 
Gutsbeſitzern dieſe auf ihren Liegenſchaften gehafteten Grund— 
laſten abgekauft worden. Von den gegenwaͤrtig noch beſtehen— 
den Zehnten und Bodenzinſen befindet ſich ein großer Theil in 
Haͤnden von Privaten, Gemeinheiten, milden Stiftungen jeder 
Art, viele in Haͤnden auswaͤrtiger Privaten und Kloͤſter. Einen 
andern großen Theil derſelben beſitzt, wie ſchon geſagt, die 
Regierung, den ſie entweder angekauft, oder bei der Reformation 


*) Ordnung von Zinskäufen von 1543 , Ordnung von 1628 und 1731, 
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durch die Sekulariſierung der Kloͤſter und Aufhebung der katholiſchen 
Stiftungen, auch bei der Uebernahme der urbariſirten Einkuͤnfte 
der Geiſtlichkeit erhalten hat. Seit 1804 kaufte fie für Fr. 495,208 
1 Btz. 3½ Rp. Zehnten und Bodenzinſe an, die ſie ungefaͤhr in den 
Preiſen, welche das gegenwaͤrtige Loskaufsgeſetz beſtimmt, erſtand; 
und gleichzeitig kaufte ſie fuͤr Fr. 71,118 Rp. 35 an Boden⸗ 
zinſen und Zehnten, welche auf Staats-Domainen hafteten, los. 

Die Mediations⸗Regierung hatte die Unabloͤslichkeit der 
Zehnten und vieles in den bisherigen Lehenverhaͤltniſſen aufge— 
hoben und in Befolgung der in Bern ſtets gewalteten Regie— 
rungsmaxime, vorzüglich für Sicherheit der Perſonen und des 
Eigenthums zu ſorgen, dabei die gegenſeitigen Rechte der Glaͤu— 
biger und Schuldner moͤglichſt gleich zu bewahren geſucht. 

Die Hauptgrundſaͤtze, auf welchen das Loskaufsgeſetz beruht, 
find: die Abzahlung des Kapitalwerths der loszukaufenden Lei⸗ 
ſtungen; hierbei denn die Berechnung des Kapitalwerths im Ver— 
haͤltniß von 30% Abtrag für Bodenzinſe, 4% für große Zehnten 
und 5% für kleine Zehnten; die Berechnung des Abtrags, nach 
einem jährigen Durchſchnitte oder nach Schatzung für Zehnten, 
und des Getreidepreiſes, nach 20jaͤhrigen Durchſchnitten aus 
den Marktpreiſen fuͤr Zehnten und 21 fuͤr Bodenzinſe. 

Neben obigen Bodenzinſen und Zehnten und den gewoͤhn— 
lichen Bodenzins⸗Ehrſchaͤtzen “) beſtehen noch die Ehrſchaͤtze von 
Mannlehen und beſondern ehrſchatzpflichtigen Gütern, welche 
nach einem ſpaͤtern Geſetze mittelſt Bezahlung von 1½ Ehrſchatz 
loskaͤuflich ſind; in den Rechnungsauszuͤgen ſteht ihr Ertrag 
für den Staat mit den gewöhnlichen Bodenzins⸗Ehrſchaͤtzen ver⸗ 
miſcht und vereint angegeben. Es beſtehen ferners die Pri— 
mizen, Feuerſtatt⸗Abgaben, Lande und Pfluggarben ꝛc. alles 
*) Wo nur ein zweiter Zins verfällt, und deren Loskauf im Vodenzins⸗ 


Loskaufe begriffen iſt. 
20 * 


Oben S. 78. 


2. Jul. 1803. 


18. Mai 1804. 
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urbarmaͤßige Schuldigkeiten, welche durch gleiches Geſetz von 
1804 zum Abtrag von 4%, capitaliſirt, loskaͤuflich find, fo weit 
ſie nicht, als gerichtsherrlichen Urſprungs, aufgehoben wurden. 
Was der Staat an ſolchen Primizen beſitzt, faͤllt faſt aus— 
ſchließlich in die kirchlichen Beſoldungen, und wird von den 
Pfarrern bezogen; ihren Ertrag zeigen die Rechnungsauszuͤge. 

Des Bezugs wegen mit den Bodenzinſen in den Rechnun— 
gen des Staates vereint, obſchon von jenen ſehr verſchiedener 
Natur, erſcheinen endlich die Auflagen auf Ehehaften. Es ſind 
ſehr geringe Gefaͤlle fuͤr einen bedeutenden Werth, den die Be— 
treffenden von der Regierung mittelſt der ihnen ertheilten Ehe— 
haften erhielten. Sie ſind nicht loskaͤuflich, waͤhren ſo lange als 
die Ehehaften, und erloͤſchen mit denſelben. 

Aus den drei letzten Rechnungen ergibt es ſich, daß in 
drei Jahren die Zehnten im Durchſchnitte Fr. Rp. 
abgeworfen haben . 330,206 88 

wovon abgehen fuͤr Schatzungs Hinleihungs 
und Einſammlungskoſten. 95,750 52 
reiner Zehnt-Ertrag, und zwar nach Abzug | 


des Hagelfchadend. 2: . lat WA 8 
die Bodenzinſe ertrugen in Heben drei Sb 5 

ren im Durchſch itt 91 
dien Ehrſchatze 1 Asa nl X , e 
die Primzen . ee e RE 


die Gemeindsbeitraͤge zu en Pfarreien N i 
zuſammen . 478,660 89 

Die Zehnten, Bodenzinſe und Ehrſchaͤtze werden durch die 
Schaffnereien und Oberaͤmter bezogen, die Primizen und Pfrund— 
beitraͤge durch die Pfarreien. Der Finanzrath iſt beſtaͤndig be— 
reit geweſen, die wandelbaren Zehnten in fixe Leiſtungen zu 
verwandeln, und war in deren Berechnung immer ſo nach— 
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ſichtig, als feine Pflichten es ihm erlaubten. Dem ungeachtet 
gelang es ſelten genug; der Landmann ſchien meiſtens Leiſtun— 
gen im Verhaͤltniß der Erndten den, bei guten aber auch 
ſchlechten Jahren fich immer gleich bleibenden, Sackzehnten vor— 
zuziehen. In der naͤmlichen Abſicht, die Pflichtigen zu erleich- 
tern, ward auch faſt alljaͤhrlich ein Anſchlagspreis fuͤr die ver— 
ſchiedenen Getreidarten feſtgeſetzt, und den Pflichtigen die Wahl 
gelaſſen, nach demſelben ihre Leiſtungen in Geld, ſtatt in Na— 
turalien zu entrichten. Dieſes Verfahren gewaͤhrte dem Staate 
einige Erſparniß an Unkoſten, hatte aber oͤfters fuͤr denſelben 
den Nachtheil, daß in den Gegenden, welche Korn von guter 
Beſchaffenheit erzeugten, die Schuldigkeit in Geld bezahlt, in 
den anderen aber das leichte und geringe Getreide geliefert 
wurde. 

Neben den in vorſtehender Berechnung ſchon abgezogenen 
Zehntſchatzungs⸗, Hinleihungs⸗ und Einſammlungs-Koſten, fie⸗ 
len noch folgende Koſten auf obige Einkuͤnfte. 

10 Abgang: hiefuͤr admittirte der Staat feinen Schaffnern 
und Oberamtleuten fuͤr das neu eingeſammelte Getreide im erſten 
Jahre 3% vom Haber und 2% von andern Kornarten; vom 
alten Getreide in den folgenden Jahren 1½ % vom Haber, 1% 
von den andern Sorten. Fuͤr den Wein wurde der Abgang ver⸗ 
rechnet, ſo wie er ſich wirklich fand. Dieſer Geſammtabgang hat 
in obigen drei Jahren fuͤr Zehnten, Bodenzinſe, Ehrſchaͤtze, für 
die Fruͤchte die von Staatsdomainen als Pachtzins bezogen 
wurden, und fuͤr die Vorraͤthe aus fruͤheren Jahren im Durch— 
ſchnitte betragen Fr. 17,472 Rp. 3. Es iſt aber ein Theil die— 
ſer Abrechnung nicht als reell anzuſehen, da bekanntlich neues 
Getreide zwar anfangs ziemlich eintrocknet, das eingetrocknete 
dagegen aber auch verhaͤltnißmaͤßig am Werthe gewinnt. 

2) Die Beſorgung der Korn- und Weinvorraͤthe, Geſchirre, 
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Trotten und deren Erneuerung, die Scripturen und Rechnungen, 
Geldportos und Botenloͤhne ꝛc. der Schaffner koſteten im Durch⸗ 
ſchnitte in obigen Jahren Fr. 12,213 Rp. 8. 

3) Die Bauten an Kornhaͤuſern und Zehntſcheunen koſte⸗ 
ten beilaͤufig Fr. 2,916 Rp. 6. 

4) Die Proviſion der Oberamtleute und Schaffner, und die 
Gratifikationen und fixen Gehalte der letztern koſteten zuſammen 
im Durchſchnitte Fr. 17,575 Rp. 88. 

Alle Unkoſten betrugen alſo zuſammen Fr. 50,177 Rp. 5. 

Dabei iſt nicht außer Acht zu laſſen, in Bezug auf die 
Bauten zum Unterhalt der Kornhaͤuſer, daß dieſe nicht bloß 
fuͤr Zehnten und Bodenzinſe, ſondern auch fuͤr die Pachtguͤter 
als unerlaͤßlich da ſind; einige derſelben, beſonders in Bern, 
zum Gebrauch des Kriegsdepartements dienen, oder ſich ver— 
pachtet befinden; und in Bezug auf die Gehalte und Provi— 
ſionen der Schaffner, welche uͤbrigens zum großen Theile den 
Unterſchaffnern auf dem Lande zu ſtatten kommen, daß ſie die 
Bezugskoſten der Zehnten, Bodenzinſe, Ehrſchaͤtze und Pacht—⸗ 
zinſe bilden. Nun haben die Pachtzinſe im Durchſchnitt obiger 
drei Jahre Fr. 69,302 Rp. 13 abgeworfen, und folglich wurden 
im Ganzen fuͤr Fr. 535,330 Rp. 92 (denn Primizen und Ge⸗ 
meindsbeitraͤge fallen hier weg) Fr. 17,575 Rp. 88 Bezugskoſten 
bezahlt, was alſo faſt 373 % beträgt. Die obigen Geſammt⸗ 
koſten von Fr. 50,177 Rp. 5 auf die ſaͤmmtlichen Fr. 535,330 
Rp. 92 vertheilt, geben nicht mehr als 9½ % an Koſten und 
Abgaͤngen für jede Art der hievor angegebenen Einkünfte; wo- 
gegen aber, wie oben ſchon erwaͤhnt, das nun trockene Getreide 
einen mehrern Werth erhalten hat, als es bei der Erndte hatte. 
In allen obigen Berechnungen iſt das Getreide immer im Nor: 
malpreis berechnet. Dieſer Normalpreis iſt eine unveraͤnderlich 
angenommene Rechnungstaxe der Getreidarten, eine reine Rech- 
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nungsſache, um mittelft einer Jahr für Jahr immer fir alles 
gleich bleibenden Werthung der Naturaleingaͤnge dieſelben mit 
den Geldverhandlungen gleicher Cathegorie in den Rechnungen 
vereinigen zu koͤnnen. Es koͤnnte zwar ſcheinen, daß die Marft- 
Mittelpreiſe richtigere Reſultate haͤtten geben muͤſſen, als ein 
ſolcher, beſtaͤndig ſich gleich bleibender Anſchlag. Allein bei 
deren beſtaͤndigem Schwanken und ihrer Verſchiedenheit nach den 
Gegenden, ſo wie denn auch wegen der aͤußerſt verſchiedenen 
Qualitaͤt des erhaltenen Getreides, waͤre eine ſolche Berechnung 
unmoͤglich geweſen, und deßwegen mußte für dieſe reine Rech— 
nungsſache obiges Verfahren vorgezogen werden.“) 

Bei dem Verkaufe des Getreides hängt der Erlös aber nicht 
von den obigen Normalpreiſen, ſondern von den Marktpreiſen 
ab; uͤberſteigen dieſe den Normalpreis, wie es, ohne nur der 
außerordentlichen Preiſe von 1816 und 1817 zu gedenken, waͤh⸗ 
rend der ganzen Zeit der franzoͤſiſchen Kriege der Fall war, 
und jetzt wieder der Fall iſt, ſo tragen auch die Getreide— 
Vorraͤthe mehr als ihre Normalſchatzung ab; — bleiben aber 
die Marktpreiſe darunter, ſo kann auch der Staat keine hoͤhern 
Preiſe erlangen, als jeder Landmann, und erhaͤlt alſo von ſei⸗ 
nen Vorraͤthen minder, als ihre Schatzung betrug. 

Um das Verhaͤltniß des wahren Erloͤſes, welchen der Staat 
bei feinen Getreid-Verkaͤufen erhält, zu würdigen, mag fol— 
gende Vergleichung dienen: 8 

5 1827. 1828. 1829. 
Dinkel: Durchſchnitt des Erloͤſes Btz. R. Btz. R. Btz. R. 

für ein Muͤtt 71. 9. 89. 9. 96. 4 


*) Die Normalpreiſe find: Dinkel, der Mütt 100 btz.; Haber 70 btz.; 
Nyterkorn 60 btz. Kernen, das Mäß 20 btz. Roggen und Gerſten 1257 bi. 
Miſchel⸗ und Mühlekorn 15 bu. Paſchi 14 bu. Anken 5 bu. per Pfund; 
Käſe 2½ btz. Wein 2 bg. die Maß. 
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Btz. R. Btz. R. Btz. R. 
Durchſchnitt der Markt⸗ | 
Mittelpreiſe im ganzen 
Jahre . 8. ET, 


Haber. Durchſchnitt des Erloͤſes | 
für den Mitt . . . . 58. 6. 75. 2. 84.— 
Durchſchnitt der Markt⸗ 
Mittelpreiſe im ganzen 
)õͤ ĩ ͤ ͤÄdͥm« N STR er er 


Dieſe Darſtellung zeigt, daß der Staat im Ganzen aus 
ſeinen Getreid-Verkaͤufen etwas, obſchon ſehr wenig, minder 
als die jaͤhrlichen Markt-Mittelpreiſe bezieht, und dieſes iſt 
ſchon deßwegen nie zu vermeiden, weil die Markt⸗Mittelpreiſe 
diejenigen von Bern ſind, und haͤufig diejenigen mehrerer Lan⸗ 
desbezirke übertreffen, in welchen ſich große obrigkeitliche Getreide⸗ 
vorraͤthe befinden, ſo daß man denn von dieſen Vorraͤthen die 
Marktpreiſe von Bern nicht erhalten kann. 

Die Rechnungs-Auszuͤge zeigen, daß waͤhrend obigen drei 
Jahren der Mindererloͤs vom verkauften Getreide gegen den 
Normalpreis, mit den wirklichen Marktpreiſen Schritt hielt; 
er betrug im Jahre 18277. Fr. 128,420 Rp. 98 

5 h CE WENN ELISE 
„ IE N ̃ BR 


d. Capital-Veraͤnderungen des Dominial-Vermoͤ⸗ 
gens (Domainen-Caſſa). 


Nach den beſtehenden Grundgeſetzen des Staats ſollte das 
Dominial⸗Vermoͤgen, d. h. die dem Staat gehörenden Piegen- 
ſchaften, Zehnten und Lehengerechtigkeiten, in ihrem Capital: 
Werthe nie vermindert und alſo alle Summen, welche fuͤr 
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veraͤußerte Liegenſchaften und losgekaufte Zehnten und Boden⸗ 
zinſe eingehen, wieder zu Dominial⸗Aquiſitionen verwendet wer⸗ 
den. Damit nun dieſe Capital-Verhandlungen ſich nicht mit 
den übrigen Caſſa⸗Geſchaͤften des Staats vermiſchen möchten, 
wurde dafuͤr beſondere, von der uͤbrigen Staatshaushaltung 
abgeſonderte, Rechnung zu fuͤhren befohlen, — und dieß iſt 
die ſogenannte Domainen-Caſſa. Die Verhandlungen der Do— 
mainen⸗Caſſa von ihrem Urſprung in 1804 an bis auf Ende 
1830 ſind folgende geweſen: Fr. Rp. 
Verkaufte Liegenſchaften . 359,702. 61 
Zehnt⸗Loskaͤuſee . . 1,545,176. 68 
Loskauf von Bodenzinſen und | 
Ehrſchaͤtzen. 478,779. 85 
Ueberſchuß mehr bezogener Zinſe 30. 85 


283,689. 99 
Ankaͤufe von Liegenſchaften 809,900. 98 


1 „ Zehnten und Bo: a 

fen 495,208. 13 
Ankaͤufe von Zolfgerechtigteiten 774,208. 35 
Entſchaͤdigung der gerichtsherr⸗ 

TCC 
Loskaͤufe von Zehnten und Bo⸗ 

denzinſen, die der Staat 

ſchuldig war b 71,118. 35 
Kauf⸗ und Schreibgebübren a 792. 07 
Entledigungen, Entſchaͤdigun⸗ 

gen, Mehrbetrag bezahl— 


e eee sur ee 146,00 0 
8 


) Die Rechte der Patrimonial-Gerichtsbarkeit waren durch die Revolution 
von 1798 zerſtört und durch die Mediations-Verfaſſung, deren Grund— 


Veräußerun⸗ 
gen. 


Aquiſitionen. 


314 


Mehrbetrag des veräußerten Staats-Eige - Fr. Rp. 
e e eee 232,735, 


Dieſe vorſtehende Summe fand ſich auf Ende 1830 in Fol- 
gendem: 
Anforderungen an Privaten und i. 
Korporationen 74,571. 94 


Schulden der Domainen⸗Caſſa 72,404. — 
. 2,167. 94 


Vorſchuͤſſe an die Standes-Caſſa, welche fie der 
Domainen-Caſſa noch reſtanzlich zu erſtatten 
hat RA RUND EEE 

Summe der noch für Dominial-Aquiſitionen zu 
verwendenden Gelder 299385. 72 


ſätze hierin ganz auf den damaligen Verhältniſſen Frankreichs beruhten, 
nicht wieder hergeſtellt worden. Vielmehr hatte das Geſetz vom 18. Mai 
1804. S. 2 und 26 alle Gefälle und Leiſtungen gerichtsherrlichen Ur: 
ſprungs als unentgeldlich aufgehoben erklärt. Bald nach dem Ende des 
Mediationszuſtandes meldeten ſich mehrere Eigenthümer ſolcher Rechte 
um Herſtellung derſelben oder um Entſchädigung. Ein Rathsbeſchluß vom 
8. Dez. 1817 ſetzte eine Spezial⸗-Commiſſton nieder, um den Gegenſtand 
gründlich zu unterſuchen und am 21. Dezember 1822 erfolgte ein De 
kret der oberſten Landesbehörde, wodurch die Frage der Herſtellung die— 
ſer Rechte beſeitigt, aber der Grundſatz der Entſchädigung für diejenigen 
Berechtigungen und Gefälle, welche dem Staate, mittelbar oder unmit— 
telbar, angefallen waren, wie die Bußen, Sporteln, Jagdgerechtigkei— 
ten u. dgl., nach einem auf Berechnungen gegründeten Maßſtabe von 
Fr. 140 jährlich für 1000 Seelen Bevölkerung des Gerichtsbezirks, zum 
25fachen Werthe kapitaliſtrt, und mit Zuſchlag der Zinſe dieſes Ka— 
pitalbetrags vom 1. Jan. 1814 bis 31. Dez. 1822, ausgeſprochen wurde. 
Mehrere Berechtigte fanden indeſſen dieſe Enſchädigung zu niedrig und 
nahmen dieſelbe nicht an. — Die infolge des angeführten Dekrets be 
zahlten Summen wurden aus Rückſicht auf den Umſtand, daß der Staat 
jene Gefälle beziehen laſſe und alſo die Berechtigten gewiſſermaßen aus: 
kaufe, der Domainen-Caſſe zur Laſt geſchrieben. 
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E. Grundſteuer im Leberberg. 


Dieſe Grundſteuer bildet nach Maßgabe der Vereinigungs— 
Urkunde einen verhaͤltnißmaͤßigen Gegenwerth für diejenigen Ein: 
kuͤnfte, welche der alte Kanton aus ſeinen Domainen, Zehnten 
und Lehengerechtigkeiten bezieht. Bei ihrer Berechnung wurde 
der reine Ertrag obiger Einkuͤnfte ſo genau als moͤglich ausge— 
mittelt, und nun das Verhaͤltniß der Grundſteuer zu dieſer er- 
haltenen Summe nach der ohngefaͤhren gegenſeitigen Bevoͤlke⸗ 
rung beider Landestheile, d. h. auf 1 zu 4 feſtgeſetzt; fie be- 
trägt fo gegenwärtig Fr. 160,171. — Im Anfange war fie 
nur auf Fr. 141,750 berechnet worden; der Unterſchied beider 
Summen koͤmmt daher, daß die fruͤhere kleinere Summe die 
Werthung der Natural-Einkuͤnfte nach den Normalpreiſen, die 
ſeitherige groͤßere aber ihre Werthung nach dem Durchſchnitt 
der Marktpreiſe in den 30 naͤchſten Jahren vor der Vereini— 
gung zur Grundlage hat. Da die Berechnung uͤbrigens auf 
ganz reinen Ertragenheiten des alten Kantons beruht, ſo ſoll 
auch die Grundſteuer eben ſo rein eingehen, und deßwegen wer— 
den die Bezugskoſten neben der Steuer ſelbſt durch Zuſatzrappen 
erhoben. Indeſſen geht ſie doch nicht ganz rein ein. Der Staat 
zahlte z. B. im Jahre 1828 fuͤr ſeine Waͤlder und Domainen 
ſelbſt daran . ae . Fr. 2,208 Rp. 80 

die Grundſteuer⸗Roͤdel und Aufſeher koſte⸗ 


„„ en RE AD TBB" AS 
die Kadaſter⸗Aufſichkhttte „ 1,000 „ — 
und endlich der Ober-Einnehmer an Beſol⸗ 

dung und Bureaukoſten „ 2,000 „ — 


Fr. 7,995 Rp. 24 


Durch ein Dekret vom Jahre 1816 wurden dem neuen 
Landestheile, der Zeitumſtaͤnde wegen, einſtweilen 24,800 fran⸗ 


14. März 1816. 


22. Dezember 
1818. 
14 — 29. Dez. 
1819. 
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zoͤſiſche Franken auf der Grundſteuer erlaſſen, wodurch fie auf 
Fr. 125,010 herabſank, neben welchen er aber noch Fr. 36,450 
an Militair- und geiſtlichen Penſionen (in welchen letztern die 
des geweſenen Biſchofs und ſeiner Capitularen nicht begriffen 
waren) ferners denn Fr. 4,400 Beitraͤge an die Schulanſtalten 
von Pruntrut, Delsperg und Biel und endlich noch die erfor— 
lichen Summen fuͤr dortige Krankenanſtalten zu zahlen hatte. 


Endlich wurde die Grundſteuer vom 1. Januar 1820 hin⸗ 
weg auf Fr. 160,171, wie oben geſagt, feſtgeſetzt; dem Leber⸗ 
berg aber die geiſtlichen Penſionen, die Beiträge an die Lehr 
anſtalten von Pruntrut, Delsperg und Biel, und diejenigen 
fuͤr die Krankenanſtalten abgenommen, und auf die Staats⸗ 
Caſſen gelegt. Es blieben ihm nun noch aus Zuſatzrappen zu 


beſtreiten: 5% Bezugskoſten, 5% für Hagelentſchaͤdigungen, die 


Cadaſterkoſten und die Militairpenſionen, welche damals noch 
etwa Fr. 16,000 betrugen. Letztere wurden ihm ſeither vom 
1. Januar 1831 an ebenfalls abgenommen und betragen jetzt 
noch gegen Fr. 13,500, welche nun auf den Staats -Schatz 
fallen, aber ſich jaͤhrlich vermindern werden. 


Viele Bewohner des Leberbergs haben zu verſchiedenen Zei— 
ten die Beſtimmung der Grundſteuer zu hoch berechnet gefunden, 
weil ſie die angeſetzte Werthung unſerer Getreid-Einkuͤnfte als 
zu hoch betrachteten. Sie war wie geſagt Anno 1818 und nach 
den Durchſchnittspreiſen der 30 Jahre, welche der leberbergi— 
ſchen Vereinigung vorher giengen, gemacht worden; man ſollte 
ſie alſo richtig glauben, da damals niemand vorausſehen konnte, 
daß nun 12 Jahre folgen wuͤrden, in welchen, was noch nie 
geſchehen war, die Getreidepreiſe faſt immer unter dem Nor— 
malpreiſe und zuweilen ſehr tief darunter blieben. Allem An— 
ſchein nach, duͤrfte ſich aber nunmehr fuͤr die kuͤnftigen Jahre 
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dieſes, bisher fir den Leberberg allerdings unguͤnſtig ande 
Verhaͤltniß ganz umkehren. 

Wenn man die Vergleichung anſtellen will, in welchem 
Verhaͤltniſſe der Leberberg zu den allgemeinen Einkuͤnften bei- 
traͤgt, ſo mag folgende Notiz dazu dienen. 

Der Leberberg traͤgt alle indirekten Abgaben mit dem alten 
Kanton gleich; er giebt ſeine Grundſteuer als Compenſation der 
Dominial⸗Einkuͤnfte, Zehnten und Bodenzinſe. Seine Waldun: 
gen tragen nach dem hievor enthaltenen Berichte der Forſtverwal⸗ 
tung etwas mehr ab, als ſie im Verhaͤltniß von 1 zu 4 gegen 
den alten Kanton eintragen ſollten; und bisher gab er noch an 
Holzausfuhrgebuͤhren ungefaͤhr Fr. 3700 jaͤhrlich, die der alte 
Kanton nicht gab. Dagegen lieferte der alte Kanton ausſchließ⸗ 
lich und ohne Compenſation des Leberbergs: die Zinſe ſeiner, 
wie oben gezeigt worden, ſehr bedeutenden Geld-Capitalien; und 
die Zinſe, nicht die Benefizien des Salzfonds, und der 
uͤbrigen Handelsfonds; ſo wie denn auch die leberbergiſche Li— 
quidation, mit ihrem Verluſt ganz von dem alten Kantone be— 
ſtritten worden iſt. Uebrigens denn fielen durch die leberbergi— 
ſche Vereinigung die jaͤhrlichen Penſionen des Fuͤrſt-Biſchofs 
von Baſel und feiner Capitularen der Staats⸗Caſſa auf; dieſe 
betrugen Anno 1821 Fr. 45,140 Rp. 17, im Jahre 1827 noch 
Fr. 43,881 Rp. 5. Sie haben ſich ſeither durch das in 1828 
erfolgte Ableben des Fuͤrſten und mehrerer Capitularen bis 
Ende 1829 auf Fr. 16,753 Rp. 62 reduziert. 


f. Fiſcherei und Jagd. 


Mit Ausnahme derjenigen Fiſchereirechte, welche der Staat 
als Privat-Eigenthum befist, find dieſe beiden Zweige der Staats— 
Einkuͤnfte landesherrliche Nutzungen. Die Fiſchereien werden 
auf uͤbliche Weiſe verpachtet; diejenigen ausgenommen, die 


17. März 
1821. 
28. März 
1821. 
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entweder nach Titelsrechten gegen fixe Geldleiſtungen daherigen 
Berechtigten gehoͤren, oder aber den Oberamtmaͤnnern als 
Benefizium uͤberlaſſen ſind. 

Fuͤr die Jagden werden nach den vorhandenen Landesge— 
ſetzen Patente durch den Finanzrath ertheilt. Der Hauptzweck 
beider Benutzungs-Einſchraͤnkungen iſt die Erhaltung beider 
Nutzungen fuͤr alle Landesbewohner, mittelſt der Sicherſtellung 
des Gewildes und der Fiſche vor einer unordentlichen und zweck— 
loſen Eroͤdung. Ihren Ertrag zeigen die Rechnungs-Auszuͤge; 
fie betrugen im Durchſchnitte der 12 Jahre 1815 — 1826 

die Fiſcherei- Pachten. . Fr. 1,938 
n Jagdpaten en 
zuſammen alſo .. Fr. 7,569 
und ſind ſeither im Steigen begriffen. N 
G. Zinsbare Staats-Kapitalien. 

Als die durch den Wiener-Rezeß ausgeſprochene Zuruͤck— 
gabe der vor 1798 in England angelegten Gelder, und die durch 
den zweiten Pariſer Frieden angeordnete Liquidation der Anfpra- 
chen an Frankreich die Regierung wieder in den Beſitz von an— 
ſehnlichen Summen in auswaͤrtigen Staatspapieren geſetzt hatte, 
hielt fie für angemeſſen, die Verwaltung dieſer Gelder mit der— 
jenigen des innern Zinsrodels oder der dem Staate zuſtaͤndigen 
inlaͤndiſchen Kapitalbriefe zu vereinigen, und dafuͤr eine eigene 
Beamtung zu beſtellen. Dieſes geſchah im Jahre 1821, und 
ſpaͤter wurde dem Verwalter noch ein zweiter Angeſtellter bei— 
gegeben. Beide erhielten eine mit Sorgfalt mehrmal umgearbei— 
tete Inſtruktion, und eine nach Verhaͤltniß der Groͤße der zum 
Verkehr in ihre Haͤnde gelegten Summen maͤßige Beſoldung.“) 


*) Der erſte Beamte Fr. 1000 jährlich, der zweite Fr. 500. Außerdem von 
den Zinſen der ausländiſchen Kapitalien 74 Prozent, von denen der in— 
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Zugleich wurde erkannt, es folle der reine Ueberſchuß der 
Zinſe der auslaͤndiſchen Staatspapiere über den landesuͤbli— 
chen Zinsfuß von 4%, fo wie der Mehrerloͤs bei dem Ver— 
kaufe oder der Ruͤckzahlung der Kapitalien beſonders berech— 
net, und wo möglich im Lande angelegt werden, um allfällige 
kuͤnftige Verluſte auf dieſem zwar ſehr eintraͤglichen, aber dafuͤr 
auch weniger ſichern Theile des Staatseigenthums zu decken. 
1) Aeußere Gelder. 

Es war unmöglich, die Summe von Fr. 5,331,245 Rp. 70, 
welche, wie hievor angegeben worden, als Ertrag der verkauf— 
ten engliſchen Gelder eingieng, ſogleich wieder im Lande an Zins 
zu legen. a 

Ihre damalige Verwendung war folgende: 

Zuſchuß zu den außerordentlichen Kriegs p. 

W 678,541. 91½ 
Zuſchuß zu Huͤlfsanſtalten 1816 und 1817 659,586. — 
Reſtitution an die helvetiſche Liquidations⸗ 


W 316,266. 07% 
Abzahlung von Staatsſchuldnn » 426,414. — 
In den Salzfonds wurde gelegt. . . 238,252. 81 
Im Lande an Zins gelegte. 156,547. 40 


Zum Ankauf fremder Fonds angewieſen . 2,855,637. 50 


— 


Zuſammen . 5,331,245. 70 
Es wurden alſo zum Ankauf fremder Fonds 


S Ao o 2,855,637. 50 
Dazu kommen nun die im Lande an Zins 


C 156,547. 40 


ländiſchen Kapitalien des Reſervefonds 2% und 400 von denen des Pfrund— 
und Stift⸗Zinsrodels; dieſe Provifionen zwiſchen beiden Beamten à 2 und 
17 getheilt. Inſtruction vom 4. Juli 1827. 
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Fr. Rp. 
Transport 3,012,184. 90 


Fl. 84,650 in zwei nuͤrnbergiſchen Obliga⸗ 
tionen, angeſchlagen nach ihrem lau⸗ 
fenden Curſe bei ihrer Wiedererhaltung 
zu 65% und SL IL fur Fr. 16 80,032. 72 
Francs 46,967 franzoͤſiſche Renten 5% 
zu 70% und 40 Fr. für Fr. 27 469,529. 90 
Dieſe kamen aus der vorerwaͤhnten 
Reſtitution von Frankreich. 
Kapitalbeſtand im Jahre 1820 3,561,747. 52 
Seitdem kamen noch hinzu: 
1822. Die Ruͤckerſtattung von engliſchen 
Zinſen aus dem Hauſe Van Neck in 


Lern 8 121,983. 75 
1824. Die Reſtitution der 1816 in den 

Salzfonds gelegtenmnmnm a 238,252. 81 
1825. Aus der Standeskaſſe erhoben, um 

an Zins zu legen 8 280,00. — 


Gewinn auf der Umſetzung fremder Fonds 
bis Ende 1830, im Ganzen. . 264,333. 16 

Ueberſchuß der Zinſe fremder Fonds uͤber 

den abgelieferten Zins von 4%, des 
angewandten Kapitals. . 727,102. 16 
Beſtand der aͤußern Gelder, Ende 1830 5.193,419. 40 


Der Zinsuͤberſchuß von Fr. 727,102 Rp. 16 vertheilte ſich, 
wie folgt. 
Im Jahre 1820 haben die Zinſe der frem⸗ 
den Staatseffekten uͤber das an die 
Standeskaſſe abgelieferte 4% des 
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angewandten Kapitals hinaus, und 


nach Abzug aller Verwaltungskoſten Fr. Rp. 

:i:ßj?jßßß 12a ae 531,373. 87 
a ER 37,303. 66 
„%%% N 73,598. 64½ 
35Wà33FàFCCC ER, 55,970. 17%. 
::: ara N 76,128. 35%, 
IRRE RR ß 79,632. 22 
CCC 53,081. 99 
S ES eee. 65,306. 821% 
JÿI. 2 83,029. 31 
. 8 74,537. 9 
Vn 77,140. 2 


Zuſammen . 727,102. 16 


Ein Theil des obigen Beſtandes der aͤußern Gelder bildet, 
in Gemaͤßheit daheriger Beſtimmungen, den ſogenannten Re— 
ſervefonds, deſſen Beſtand ſich auf Ende des Jahres 1830 fol— 
gendermaßen ſtellt: Fr. Rp. 

1 Obige Zinsuͤberſchuͤſſe von. 727,102. 16 
2) Gewinne auf dem Umſatze der Fonds 264,333. 16 
3) Fruͤhere vor 1820 gemachte Gewinne 116,922. 54 

Zuſammen . 1,107,922. 54 


welche Summe in dem hievor verzeigten Geſammtbeſtande der 
aͤußern Gelder mitbegriffen iſt, und ausweist, daß im Gan— 
zen auf den fremden Fonds, uͤber den Kapitalzins von 40% und 
alle Bezugskoſten hinaus, noch Fr. 1,107,922. Rp. 54 gewon⸗ 
nen worden ſind. 


Dieſe Erſparniſſe, welche zugleich eine Vermehrung des dis— 
ponibeln Staatsguts, und eine Verbeſſerung unſerer Handels— 
bilanz ausmachten, nach der urſpruͤnglichen Abſicht, im Lande 

f 21 
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ſelbſt an Zins zu legen, war, wie ſchon bemerkt, nicht thunlich 
geweſen; mit Einſchluß der gleich anfangs im Lande einſtweilen 
angewandten Fr. 156,547. Rp. 40 haben nur Fr. 495,374 auf 
dieſe Weiſe angelegt werden koͤnnen. 
Dieſe letzte Summe iſt der Betrag desjenigen inlaͤndiſchen 
Zinsrodels, welcher als ein Beſtandtheil des Reſervefonds der 


aͤußern Gelder vorkommt. 
Ende 1830 fand ſich der vorerwaͤhnte Kapitalbeſtand der 


aͤußern Gelder, wie folgt: Fr. Rp. 
Fremde Fonds, nach ihren Ankaufspreiſen 4,709,408. 84 
Inlaͤndiſche Zinsſchrifteeee n. 495,374. — 


Zuſammen 5,204,782. 84 
Davon geht ab der Paſſivſalde. .. 11,363. 44 
Bleiben die vorſtehenden . 5,193,419. 40 


2 In laͤndiſche Zinsroͤdel. 
Ende 1813 enthielt der obrigkeitliche Zins⸗ 

rodel, mit Einſchluß des Stifts-Zins⸗ 

rodels, zuſammen einen Kapitalbeſtand 

JVVVFFFVVVCVCCC uno. 293,829. 13 
1816 wurden ſaͤmmtliche auf den verſchie⸗ 

denen Pfruͤnden des Kantons bisher 

verzinste Zinsſchriften zuſammengezo— 

gen und unter dem Namen des Pfrund⸗ 

zinsrodels vereinigt. Sie betrugen an 

Kapital, nach Abzug einiger werth— 

loſen Schriften er n 169,550. 70 
1826 wurde hinzugefuͤgt: die von den pro: 

teſtantiſchen Pfarreien im Leberberg 

herruͤhrenden Zinsſchriften von Kapital 53,348. 32 

Summe. 516,728. 15 
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Durch Abloſung und Veraͤußerung kleiner 
Zinsſchriften haben ſich dieſe Kapi⸗ Fr. N 
talien vermindert um 67,263. 81 
Stand dieſer Zinsroͤdel auf Ende 1830 . 449,464. 34 
naͤmlich die alten obrigkeitlichen und Stift⸗ 
zinsroͤdel .. Fr. 270,484 Rp. 86 
Pfrundzinsrodel . „ 178,979. „ 48 
Fr. 449,464 Rp. 34 


Die ausſtehenden Zinſe dieſer Kapitalien betrugen auf obi— 
gen Zeitpunkt Fr. 21,171 Rp. 97, und ſind in obiger Summe 
nicht inbegriffen, ſo wenig als die Caſſareſtanz von Fr. 12,637 
Rp. 21½. 


3) Separat-Fonds. 
Dieſer aus den beſondern geretteten Geldern 

laut der hievorſtehenden Darſtellung ge— 

bildete Fonds beſtand 1821 bei ſeiner Fr. Rp. 

Uebergabe aus 642,959. 96 
Seither kamen hinzu aus 2 en 16,080 72½ 
20,000 Fl. Wiener Bank-Obligationen 

, 0 SIE: 
3132 Fl. baar Geld à 174% . . . 5449. 70 
Endlich betrug vom 14. Februar 1821 bis 677,018. 28%, 

31. Dezember 1830 der zum Kapital 

geſchlagene Ueberſchuß der Zinſe, nach 

Abzug der jährlich in den Schulden— 


*) Dieſe zwei letzten Summen rühren von Geldern her, welche ebenfalls 
noch von der alten Regierung zu Wien angelegt worden waren. Sie wurden 
1828 bei Anlaß des Falliments eines Wechſelhauſes in Wien durch Hrn. 
v. Effinger von Wildegg, eidgenöſſiſchen Geſchäftsträger in Wien, wieder 
aufgefunden und dem hieſigen Stande zugeſtellt. 

21 
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en Fr. Rp. 
Transport 677,018. 38½ 
tilgungsfonds gelieferten Fr. 20,000, 
ert an. 63 
Der Separatfonds betrug Huber Ende 1830 775,959. ART 
Eine Ueberſicht der geſammten fremden Staatspapiere weist 
am deutlichſten ſowohl den Beſtand derſelben als die Ankaufs— 
preiſe und den Zinsertrag nach, und wird daher gegenwaͤrtigem 
Berichte beigefitgt.”) 
h. Staatsſchulden. 
1) Verhandlungen des Schuldentilgungs- Fonds. 
Wie ſchon hievor angegeben worden, betrugen im Jahre 
1820 die dem neu errichteten Schuldentilgungs-Fonds zur Ber 
zahlung uͤberwieſenen Staatsſchulden: e 
a) von zinsbaren Anlehn von 1813 und 1815 799,875 — 
b) von unzinsbaren Vorſchuͤſſen von der 
Domainen⸗Caſſ 39826 71 
Zuſammen . 1,398,091 71 
Waͤhrend dem Beſtande des Schuldentilgungs-Fonds 7 
das heißt von 1820 bis Anfangs 1831, hat derſelbe zufolge der 
dieſem Berichte fruͤher beigefuͤgten Ueberſicht“) eingenommen: 
An Conſumo⸗Gebuͤhren. . Fr. 721,492 Rp. — 
An Exkras Stempelgebuͤ hren 10 
Von Zinſen aus dem Separatfonds . . „ 200,000 „ — 
An Retorſionsgebuͤhren .. ee „ 6 
An Vorſchuͤſſen aus der Standescaſſa zu 
ſchnellerer Abloſung der zinsbaren Ka— 
pitalien zur Erſparniß der Zinſe . „ 250,000 „ — 
Zuſammen Fr. 1,492,404 Rp. 96 


*) S. Beilage Nro. XXXIII. 
e) S. Beilage Nro, XXX. 
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Dagegen hat der Schuldentilgungs-Fonds in gleicher Zeit 
bezahlt. 

Abloſung zinsbarer Schulden. .. Fr. 799,875 Rp. — 

Abloſung von Vorſchuͤſſen an die Domainen⸗ 

Ga : iet 73 

(So daß alſo bei Aufhebung ben Schul: 
dentilgung von den uͤberwieſenen Fr. 598,216 
Rp. 71 noch ungetilgt übrig blieben: Fr. 286,014 
Rp. 98, welche nunmehr in die Rechnung 
zwiſchen der Standes- und Domainen⸗Caſſa 
gefallen ſind.) 

rn 13 

Verwaltungs-Koſten l 10 

Ruͤckerſtattete Vorſchuͤſſe der Standes⸗ Caſſa „ 250,000 „ — 

Fr. 1,492,404 Rp. 96 

Der gegenwaͤrtige reſtanzliche Betrag der Summen, welche 
die Standescaſſe noch an die Domainencaſſe zu erſetzen hat, und 
welche in erſterer baar vorraͤthig ſind, iſt hievor unter dem 
Abſchnitte der Domainencaſſe angezeigt. 

) Schuldigkeiten, welche auf den Staatsdomainen 
haften, oder auf Titeln und Vertraͤgen be— 
ruhen. 

Hieher gehören die Fr. 764 Rp. 91, welche unter der Nur 
brik der Paſſiv⸗Zins⸗, Zehnt⸗ und Bodenzins-Schuldigkeiten 
in der Standesrechnung von 1829 als jaͤhrliche Entrichtungen 
an verſchiedene Anſprecher vorkommen. 

Neben dem moͤgen aber auch hieher gehoͤren: mehrere der ver⸗ 
ſchiedenen Summen, welche der Staat fuͤr kirchliche und Schul— 
verhaͤltniſſe bezahlt, und die in den Rechnungen unter den Rubri— 
ken der Ausgaben an Collaturen, aͤußere Geiſtliche, geiſtliche 
Corporationen, Communionsbeitraͤgen, Sigriſten und Schul— 


Holzſpeditions— 
Auſtalt. 
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meiſter vorkommen, und endlich koͤnnten vielleicht auch noch 
einige derjenigen Entrichtungen, welche jaͤhrlich unter dem Titel 
der firen Steuern an Gemeinheiten und Armenguͤter verrechnet 
werden, hiehin zu rechnen ſeyn. 

Die Abloſung aller dieſer abloͤslichen Schuldigkeiten waͤre 
fuͤr den Staat vortheilhaft, und fuͤr das Rechnungsweſen, als 
vereinfachend, ſehr wuͤnſchbar; dieſelbe ward aber aus dem 
Grunde unterlaſſen, weil man glaubte, ſie moͤchte den meiſten 
der Betreffenden in jeder Beziehung unerwuͤnſcht ſeyn. 

Indeſſen waͤre dieſes ganze Geſchaͤft allerdings einer neuen 
Unterſuchung und Verfuͤgung werth. 


» Staatshandlungen. 


Unter dieſem Namen erſcheinen in den Standes-Rechnun⸗ 
gen vier verſchiedene Zweige der Finanzverwaltung, naͤmlich: 
die Salzhandlung, die Schießpulverhandlung, die Holzſpeditions⸗ 
Anſtalt zu Bern und die Bergwerke. Alle dieſe Handlungen 
werden mit eigenen Fonds betrieben. 

1) Ueber die Holzſpeditions-Anſtalt iſt ſchon vorn bei 
der Forſtverwaltung Bericht gegeben worden. Es iſt bei dieſer 
Anſtalt nicht auf Handelsgewinn, ſondern auf Beholzung eines 
Theils der Hauptſtadt, beſonders wegen dem dortigen ſtarken 
Bedarf der Regierung, abgeſehen. Ein kleiner Gewinn findet 
ſich zwar alle Jahre dabei, indeſſen bildet derſelbe nur einen 
ziemlich ſchwachen Zins des darin liegenden Capitals. Im Jahr 
1829 hat die Anſtalt 245 Klafter Buchen- und 1135 Klafter 
Tannenholz in den Verbrauch der Stadt abgegeben, und vom 
Capital der Fr. 18,641 Rp. 98, welches anfangs 1829 in der 
Anſtalt lag, einen Gewinn oder Zins von Fr. 651 Rp. 27 
abgeworfen. Ende 1829 beſaß die Anſtalt ein Vermoͤgen von 
Fr. 19,293 Rp. 25. 
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2) Die Schießpulver-Handlung, oder die Salpeter- und Schießpulver 
Pulverbereitung und der Verkauf dieſer Erzeugniſſe wird mit 1 
einem Capitale betrieben, das auf Ende 1829 noch Fr. 175,606 
Rp. 43 betrug; eine Summe in welcher die Gebaͤulichkeiten 
nicht begriffen ſind. Dieſer Fonds beſtand damals aus folgen— 
den Theilen: 

Schießpulver (ohne die Zeughaus-Vorraͤthe, Fr. Rp. 

die nicht hieher gerechnet werden). . 102,623. 5 

Salpeter, Schwefel und Pottaſche .. 68,063. 8 

Caſſa und laufende Rechnungen.. 4,920. 30 

| 175,606. 43 

Ende 1830 betrug der Fonds nur noch Fr. 170,717 Rp. 77 ½, 

weil nach einem Beſchluſſe des Großen Raths derſelbe nach und 

nach auf Fr. 150,000 reduziert werden ſoll, und daher jaͤhrlich 

einige tauſend Franken vom Capital an die Standes-Caſſa ab; 
geliefert werden. 

Im Ganzen genommen wirft dieſe Handlung den landesuͤb— 
lichen Zins von ihrem Capital⸗Fonds ab; da aber der Unter⸗ 
halt ihrer Gebaͤude auf die Handelskoſten faͤllt, ſo kann es auch, 
wie in 1829, Jahre geben, in welchen fie ihre 4% Zinſe nicht 
vollſtaͤndig herausbringen kann, was aber durch den Gewinn 
der andern Jahre ſich wieder ausgleicht. Die Bauten, die ihr 
ſeit 1814 auffielen, waren hauptſaͤchlich eine neue Pulvermuͤhle, 
Scheune, Pulverkoͤrnle, und Arbeitsſchopf zu Worblaufen, an 
Platz der zerſprungenen; und Arbeiten in der Salpeterſiederei. 

Die Handlung traͤgt zwar nicht mehr ſo viel ein als fruͤ— 
her, wo ſie einen auswaͤrtigen Abſatz hatte, den aͤußere Konkur— 
renz ſeither verminderte. Dieſer verminderte Abſatz, eine Folge 
der auswärtigen fo ſehr vervollkommneten und mit großen Ca: 
pitalien und neuen Einrichtungen unterſtuͤtzten Pulverbereitun— 
gen; die Herabſetzung aller hieſigen Verkaufspreiſe, und die Be— 


Bergwerke. 
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zahlung des Brennholzes, das fruͤher die Handlung unentgeldlich 
aus den obrigkeitlichen Waͤldern bezog, ſind die Gruͤnde dieſer 
Ertragsverminderung. Die Preiſe aller Materialien und Fa: 
brikate haben daher von 1813 bis 1830 eine namhafte Herab— 
ſetzung erlitten. ) 


Im Ganzen laͤßt ſich behaupten daß die Fabrikation dieje⸗ 
nigen Fortſchritte gemacht hat, die mit den ihr zu Gebote 
ſtehenden Huͤlfsmitteln ſich erreichen ließen. 

Als Finanzquelle iſt dieſe Handlung, wie man ſieht, un— 
bedeutend; allein ſie liefert dasjenige Material welches zu jeder 
Kriegsruͤſtung, jeder Landesvertheidigung unentbehrlich iſt, und 
um hierin nicht vom Auslande abzuhaͤngen, wurde ſie bisher 
beibehalten. 


3) Wie faſt in allen Staaten ſind auch im Kanton Bern 
die in der Erde liegenden Mineralien als Eigenthum des Lan— 
desherrn betrachtet worden,“) und zu ihrer Gewinnung traf die 
Regierung entweder ſelbſt Anſtalten, oder ſie concedierte dieſelbe 
an die ſich dazu meldenden Privaten und Gewerkſchaften. 
Bergbau erfordert Kenntniſſe, Gluͤck und viel Geld; er kann 
nur unter dem Schutze der Regierung beſtehen; denn der Un— 
ternehmer muß vor Beeintraͤchtigungen ſicher ſeyn; und dieß 
kann er nicht bei gaͤnzlicher unbedingter Freigebung, ſondern 
nur bei dem Syſtem der Conzeſſionierungen, das aber dann 


*) Dieſe Erniedrigung iſt folgende: Pulver von 70 auf Rp. 58; Schwefel 
von 41 auf Rp. 15; Potaſche von 42 auf Rp. 34; raffinierter Salpeter 
von 69 auf Rp. 44 ½; geläuterter Salpeter von 59 auf Ny. 36; roher 
Salpeter von 45 auf Rp. 28½. 


*) Die Verordnung vom 3. März 1804 beſtätigte hierin nur die ältern, 
ſchon auf die Gewohnheitsrechte des Mittelalters gegründeten Vor— 
ſchriften. 
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freilich nicht die Vermehrung der Staatseinkuͤnfte, ſondern vor— 
zugsweiſe die Beförderung der Landes⸗Induſtrie im Auge haben 
muß. 5 a 

Die Regierung laͤßt auf eigene Rechnung einen Schiefer— 
bruch bei Muͤhlenen bearbeiten. Lange Jahre kam hier bloß 
Verluſt heraus; Mangel an Kenntniſſen bei den Arbeitern, und 
aͤußerſt muͤhſamer Abſatz dieſes fruͤher bei uns nicht bekannten 
Dachmaterials; wohl auch zuweilen einige Mißgriffe, waren 
Schuld daran. 

Die Regierung ließ ſich aber durch einen erlittenen Verluſt 
von beilaͤufig Fr. 17,000 nicht abſchrecken, da die Gewinnung 
und Verbreitung dieſer Dachbedeckungen an Platz der waldver⸗ 
wuͤſtenden Ziegelbrennereien zuletzt doch allgemeinen Nutzen her— 
vorbringen mußte. Sie ſcheint auch nach und nach ihren dabei 
gehabten Zweck zu erreichen, denn die Bedachung mit Schiefern 
verbreitet ſich zuſehends und die Beſtellungen vermehrten ſich ſo 
ſehr, daß man ſie oft nur mit Muͤhe befriedigen konnte. 

Die Dachſchiefer⸗Anſtalt arbeitet jetzt ohne Verluſt; fie deckt 
ungefaͤhr die Zinſe ihres Ende 1829 Fr. 19,413 Rp. 28 betra⸗ 
genden Capitals, indem ſie auf dieſen Zeitpunkt Fr. 923 Rp. 6 
Vermoͤgens⸗Vermehrung darbot, und beſchaͤftiget gegen 60 Ar— 
beiter. 

Die Verordnung vom 11. Dezember 1828 uͤber die Beda— 
chungen veranlaßte den Bergrath auf eine groͤßere Ausdehnung 
der Dachſchieferanſtalten bedacht zu ſeyn. Sowohl von Mühle: 
nen her, wo ein dritter Stollen eroͤffnet wurde, als aus andern 
Gegenden, wo neue Schieferlager unterſucht und abgedeckt wur— 
den, laͤßt ſich nun dieſes Dachmaterial in ſolcher Quantttaͤt 
beziehen, daß fuͤr den Bedarf des Kantons und fuͤr die Befrie— 
digung der ſich ſtets vermehrenden Nachfragen aus benachbar— 
ten Kantonen hinlaͤnglich geſorgt iſt. 
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An conceſſionierten Schieferbrüchen beſtehen 2 zu Frutigen, 
1 zu Wimmis und 1 hinter Lenk; und da man im Oberhasle 
3 gute Schieferlager gefunden hat, ſo wird auch deren Bear— 
beitung unternommen werden koͤnnen, wenn das zunehmende 
Beduͤrfniß ſie fordern ſollte. 

Im Amt Erlach ſuchte man auf verſchiedene Weiſe dem 
Torfgraben hauptſaͤchlich durch Privaten und Korporationen 
Eingang zu verſchaffen; um durch Benutzung eines dort in 
großer Menge, obſchon von ſehr verſchiedener Güte, ſich vorfin— 
denden Brenn-Materials den Folgen des Holzmangels abzuhel— 
fen. Nach langjaͤhrigen Anſtrengungen und Opfern ſcheint auch 
dieß nunmehr gelingen zu wollen; — eine Finanzquelle ſuchte 
man nicht darin; vielleicht kann indeſſen die kleine Abgabe da— 
von, die in 1829, nach Abzug der Koſten, Fr. 273 Rp. 25 ab- 
warf, nach und nach die fruͤhern Koſten erſetzen. 

Die Eiſenwerke im Leberberg ſind die wichtigſten Berg⸗ 
werke unſeres Kantons, und tragen der Regierung eine maͤßige 
Abgabe von Fr. 1594 Rp. 54 ein; die Werke von Undervil- 
liers, Bellefontaine, Courrendelin und Reuchenette ſind Pri— 
vat⸗Eigenthum, die von einer ſolothurniſchen Gewerkſchaft bei 
Corcelle bearbeiteten Eiſengruben ſind in 1825 auf 10 Jahre 
conceſſioniert worden. Durch eine Verordnung vom 18. Febr. 
1829 ſuchte endlich die Regierung die Nachtheile zu vermindern, 
welche das Erzwaͤſchen fuͤr den Landbau der dortigen Gegenden 
darbieten kann. 

Dagegen iſt der Bergbau auf Eiſen bei Muͤhlethal, ſo 
wie derjenige auf ſilberhaltigen Bleiglanz in Lauterbrunnen, be— 
reits unter der helvetiſchen Regierung mit bedeutendem Verluſt 
eingeſtellt worden. Die Gewerkſchaft, welche den letztern betrieb, 
ſuchte man im Jahre 1800 durch eine Conceſſion auf die Stein: 
kohlenlager auf Beatenberg und bei Boltigen zu entſchaͤdigen. An 
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erſterm Orte iſt der Bergbau bereits ſeit vielen Jahren wegen 
Erſchoͤpfung der wenig maͤchtigen Lager eingeſtellt worden. Bei 
Boltigen wird er mit unbedeutendem Gewinn, von welchem 
nichts in die Staatscaſſe fließt, ſchwach fortgeſetzt. 

Durch die Zunahme des Gebrauchs harter Steine aufmerk— 
ſam gemacht, ſuchte die Regierung auch die Gewinnung dieſes 
Materials, durch Anordnung geeigneter Nachforſchungen durch 
Sachverſtaͤndige und vorlaͤufige Zurichtung der aufgefundenen 
Bruͤche, moͤglichſt auszudehnen. Ein Steinbruch auf ſogenann⸗ 
ten Solothurner Bauſtein ward im Jahre 1820 bei Lengnau 
eroͤffnet. Mehrere Bruͤche ſind am oͤſtlichen Ufer des Thuner— 
ſees, theils neu abgedeckt, theils erweitert und durch Unter— 
ftüßung der Steinbrecher in beſſern Betrieb geſetzt worden. 

Von der Huppert⸗Erden⸗Grube zu Lengnau, fuͤr welche die 
Regierung unter Reſervation von i des Gewinnes die dortige 
Gemeinde conceſſionierte, erhaͤlt die Standes-Caſſe in Folge 
Uebereinkunft jaͤhrlich Fr. 1000. 


Für Guͤltſtein, Hupyert-Erde, Gyps, Kalk, ſogenannten 
Merligerſtein, Golzwyl⸗Platten, andere Bauſteine und Stein: 
kohlen beſtehen verſchiedene conceſſionierte Gewerkſchaften, die 
man, wo es noͤthig war, durch Vorſchuͤſſe und 1 Vor⸗ 
theile zu ermuntern fuchte, *) 


Im Ganzen zieht die Regierung nur aͤußerſt wenig aus 
dem Bergbau; allein nach und nach kann er dagegen fuͤr die 
Privat⸗Induſtrie wichtig werden. 


*) Einige dieſer Gewerkſchaften, namentlich für die Schieferbrüche zu Golz 
wyl und die Sandfteingrufen in der Stokern, ſtehen unter der Aufficht 
der Baucommiſſion, welche von der Regierung für erſtere einen unzins⸗ 
baren Vorſchuß von Fr. 2000 und für letztere von Fr. 12,000 bewirkt 
hat; dieſe werden nach und nach aus Grubenloſungen rückbezahlt. 


als: Hand: 
fung. 


Salztraktate. 
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4) Die Salz handlung bildet einen der wichtigften und ergie— 
bigſten Zweige unſerer Staatseinkuͤnfte und verdient daher in 
dem gegenwaͤrtigen Finanzberichte eine etwas ausfuͤhrlichere Dar— 
ſtellung. 

Schwerlich duͤrfte in der Geſchichte unſerer Finanz-Verwal⸗ 
tung eine Epoche aufgewieſen werden koͤnnen, welche in Hin— 
ſicht eines einzelnen Zweigs des Staats-Einkommens intereſſan⸗ 
tere Reſultate darboͤte, als diejenige, welche der Zeitraum des 
gegenwaͤrtigen Berichts in ſich faßt, in Bezug auf die waͤhrend 
demſelben abgeſchloſſenen Salztraktate und die dadurch erhalte— 
nen Vortheile. / | 

Zu Anfang des Jahres 1814 beſtanden zwei auf mehrere 
Jahre hin abgeſchloſſene Salzlieferungs-Vertraͤge; der eine mit 
Frankreich fuͤr Centn. 40,000 cum obligo und Centn. 10,000 
sine obligo, zum Preis von Fr. 12 franz. franco nach Wan⸗ 
gen oder Nidau geliefert, der andere mit Baiern, fuͤr Faß 5500 
cum obligo und Faß 2000 sine obligo, franco Bregenz oder 
Lindau, zum Preis von Fl. 23 Kr. 15 fuͤrs Faß, zu 515 Pfd. 
ſporco Wiener-Gewicht. — In Folge dieſer Vertraͤge, welche 
beide mit dem Jahre 1815 ihr Ende erreichten, kam das Salz 
in Wangen und Nidau auf circa Btz. 81 der Centner Markge— 
wicht zu ſtehen. — Seit dieſem Zeitpunkte wurden mit den 
beiden genannten Contrahenten, noch verſchiedene Vertraͤge theils 
auf mehrere, theils aber bloß auf einzelne Jahre abgeſchloſſen, 
in denen es beinahe jedesmal den hierſeitigen Behoͤrden gelang, 
die Preiſe um etwas tiefer zu ſetzen, bis endlich die Entdeckung 
und Benutzung der ſo reichhaltigen Steinſalzlager im Wuͤrtem— 
bergiſchen und Badiſchen, im Jahr 1824, auch zu Unterhand— 
lungen mit dieſen Staaten fuͤhrten; welche Unterhandlungen 
mit Wuͤrtemberg durch Herrn Buͤrgermeiſter Herzog von Effin— 
gen eingeleitet, durch die wohlwollenden Geſinnungen Sr. Maj. 
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des Königs zu einem für hieſigen Stand ſehr guͤnſtigen Pe 
ſultate fuͤhrten, und die Konkurrenz dermaßen vermehrten, 
daß nach Abſchluß mehrerer vortheilhafter Traktate endlich in 
den im Laufe des Jahres 1830 mit Wuͤrtemberg, Baiern, Frank— 
reich und Baden abgeſchloſſenen Vertraͤgen ſolche Bedinge erhal— 
ten werden konnten, zufolge denen nunmehr das Salz auf fol— 
gende Preiſe“) zu ſtehen koͤmmt, als: 


Der Centner Markgewicht. 
Murgenthal. Wangen. Delsperg. Pruntrut. 
Bitz. Rp. Bitz. Rp. Btz. Rp. Btz. Rp. 
Wuͤrtemberg. Salz . 36. 9. 36. 9. 42. 7. — — 


VVV 
Franzoͤſiſches ) — — — — 22. 9. 40. 5. 
o . RE ͤ .. at 


Die K. K. oͤſterreichiſche Salinen-Adminiſtration in Hall, 
mit welcher in fruͤhern Zeiten der hieſige Kanton ebenfalls in 
ſelten unterbrochenen Verbindungen ſtand, und mit welcher noch 
fuͤr die Jahre 1818 bis und mit 1820 ein nicht eben guͤnſtiger 
Vertrag abgeſchloſſen wurde, konnte zu den neuern Preiſen die 
Konkurrenz nicht ferners aushalten, daher einſtweilen die Un— 
terhandlungen mit dieſem Contrahenten abgebrochen werden 
mußten.) 

In fruͤhern Jahren war uͤber den jeweiligen Beſtand des 
Salzvorraths nichts Beſtimmtes vorgeſchrieben. Je nach den 
mehr oder minder guͤnſtigen Gelegenheiten, die ſich zum Abſchluſſe 


*) Es iſt kaum nöthig zu bemerken, daß dieſe Preiſe durch die Fuhrkoſten 
im Innern des Kantons, beſonders in die oberländiſchen Gebirgsgegen— 
den, eine bedeutende Vermehrung erhalten. 


) Die Beilage XXXIV liefert eine Ueberſicht der von 1814—1830 beſtan 
denen Salztraktate und in denſelben bedungenen Salz⸗Lieferungen. 


Salz⸗Vorrath. 


Salzverbrauch. 
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von Salztraktaten zeigten, wurde derſelbe hoͤher oder niederer 
geſetzt, daher die bedeutende Verſchiedenheit, die in dieſer Hin— 
ſicht auf den Etats zum Vorſchein kommt. I — Auf den Anz 
trag der außerordentlichen Standes-Commiſſion wurde endlich 
im Jahre 1821 von UnGHHrn. und Obern der Beſchluß ge 
nommen: „daß der jeweilige Salzvorrath ſich auf circa Cent— 
ner 100,000 belaufen ſolle.“ Obſchon nun ſeither in den 
Salztraktaten und bei den jaͤhrlichen Beſtellungen von sine 
obligo Salz, dieſe Vorſchrift ſtets im Auge behalten wurde, 
ſo war es jedoch nicht immer moͤglich, ſelbige puͤnktlich zu be— 
folgen, und zwar einerſeits, weil eine allzu aͤngſtliche Beobach— 
tung derſelben, oͤfters nachtheilig auf die Negotiationen bei 
Salz⸗Ankaͤufen wirken muͤßte, anderſeits aber, weil der Salz— 
bedarf niemals zum voraus genau beſtimmt werden kann. — 
Theils um den auf Ende 1830 nur Centn. 88,400 betragenden 
Vorrath wieder auf das vorgeſchriebene Quantum zu bringen, 
theils aber um jeder Verlegenheit vorzubeugen, in die man ſich 
ſpaͤterhin durch allfaͤllige politiſche Ereigniſſe und damit verbun⸗ 
dene Unterbrechung der Spedition verſetzt finden duͤrfte, hat die 
Salz» Direktion ihre Salz-Beſtellungen für das laufende Jahr 
im Ganzen auf Centn. 140,000 feſtgeſetzt. 


Im Durchſchnitte hat der Salzverbrauch in den letzten 15 
Jahren Ent. 93,600 betragen, woraus ſich, da ſolcher in fruͤ— 
hern Jahren auf hoͤchſtens Ent. 75,000 angenommen werden 
kann, ergiebt: daß derſelbe durch die im Jahre 1815 erfolgte 
Vereinigung des Leberbergs, um Ent. 18 à 19,000 geſtiegen iſt. 
Im Allgemeinen haͤngt der groͤßere oder kleinere Salzverbrauch 
von Umſtaͤnden ab, die ſich nicht leicht angeben laſſen. Bloß 
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wurde bemerkt, daß in theuern Jahren, fo wie auch, wenn die 
Heuerndte ſchlecht ausfaͤllt, mehr Salz gebraucht wird, als ſonſt, 
und daß ſeit der Herabſetzung des Preiſes der Verkauf zugenom— 
men hat. 


Der Abgang iſt in dem Zeitraum der letzten 17 Jahre auf 
Ent, 21,300 angeſtiegen, was allerdings bedeutend ſcheint, jedoch 
auf dem Ankaufsquantum der Ent. 1,575,400 nicht ganz 1½ 0% 
betraͤgt. Hieruͤber iſt zu bemerken, daß neben den uͤbrigen Vor— 
theilen, welche die neuabgeſchloſſenen Salztraktate darbieten, 
fuͤr die Zukunft das deutſche Salz, mit Ausnahme des verhaͤlt— 
nißmaͤßig geringen Quantums, das zu Beſalzung eines Theils 
der leberbergiſchen Aemter in Baſel abgenommen wird, ſtatt, 
wie in den mit dem Jahre 1830 zu Ende gelaufenen Traktaten 
ſtipulirt war, nach Brugg, franco nach Murgenthal geliefert 
werden muß, wodurch der jederzeit ſehr bedeutende Abgang, der 
ſich auf dem Transport von Brugg bis Wangen und Murgen— 
thal erzeigt hat, gaͤnzlich wegfallen wird. 


Das Salzhandlungs-Capital findet ſich auf 31. Dezember 
1830 aus folgenden Beſtandtheilen zuſammengeſetzt, als: 

1) Salzvorrath in koſtendem Preis . Fr. 390,282 Btz. 5 Rp. — 

2) Reſtanz des Salzhandlungs— 
re . 5 548,749 „— „ 8½ 

3) Reſtanzen der uͤbrigen Salz 
beamten und Faktoren . „ 37,616 „3 „ 7% 

4) Exſtanzen der oberlaͤndiſchen 
eee . „ 96,007 „— „5% 

5) Exſtanzen der untern Aus- 

VF 5 3,57% „4 „ 5 

Zuſammen en 1,078,227 Btz. 4 RY.6%% 

Abzug des Sal do zu Gunſten des 


Abgang, 


Salzhand⸗— 
lungs⸗Capital. 
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Transport Fr. 1,078,227 Btz.4 Rp. 6 ½ 
koͤniglich baieriſchen Salz— 
amtes . a Nö 
Bleibt . Fr. 1,057,770 Btz.6 Rp. 4½ 


Dieſe Specifikation wurde hier nothwendig erachtet, um zu 
zeigen, daß das Capital, welches ſeit dem Jahre 1814 bloß 
um Fr. 19,761 Btz. 5 Rp. 8 vermindert wurde, obſchon der 
koſtende Preis des zufaͤlliger Weiſe gleich hoch anſteigenden 
Salzvorraths eine Herunterſetzung von Fr. 340,405 Btz. 2 Rp. 6 
ausweist, durch Abnahme eines Theils der fo bedeutenden Re— 
ſtanz der Salzhandlungs-Verwaltung fuͤglich um einige 100,000 
Franken reduziert werden koͤnnte. — Durch die bei der Erhoͤhung 
der Salzauswaͤger-Loͤhne, wovon hiernach die Rede ſeyn wird, 
getroffene Maßnahme: „viele Erhöhung nur denjenigen Aus— 
„ waͤgern zufließen zu laſſen, die auf Ende jeden Jahres, ihre 
„Reſtanzen baar ausbezahlt haben wuͤrden,“ ſind die Exſtanzen 
der untern Auswaͤger, welche auf 1. Januar 1814 nur auf 
denjenigen des Bern-Lagers Fr. 107,077 Btz. 4 Rp. 6 betrugen, 
auf Fr. 5572 Btz. 4 Rp. 5 herunter gebracht worden. Eine 
gleiche Reduktion der oberlaͤndiſchen Exſtanzen konnte aus dem 
Grunde nicht bewirkt werden, weil nur eine geringe Zahl dieſer 
Auswaͤger ſich jenem Beding unterwerfen wollte; alle uͤbrigen 
aber, wegen den denſelben geſtatteten guͤnſtigen Zahlungstermi— 
nen, vorzogen, ſich mit dem geringern Salzauswaͤgerlohn zu ber 
gnuͤgen, und ihre Exſtanzen ſtehen zu laſſen. | 

Indeſſen betrugen dieſe Exſtan— 
zen auf 1. Januar 1814 . Fr. 194,968 Btz. 5 Rp. 8 
Auf 1. Januar 1831 nur noch. „ 96,007 „ — „ 5½ 


So daß ſich auch auf denſelben 
eine Reduktion erzeigt von . Fr. 98,961 Btz. 5 Rp. 2½ 
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Bis und mit dem Jahre 1824 wurde das Salz zum Preis 
von Fr. 12 fuͤr den Centner verkauft. In Beruͤckſichtigung der 
um dieſe letztere Zeit fo guͤnſtig abgeſchloſſenen neuen Salz 
traktate erkannte der Große Rath am 23. Dezember 1824 eine 
Herabſetzung dieſes Preiſes vom 1. Januar 1825 an auf Fr. 10 
fuͤr den Centner. Es erwahrte ſich hier wieder, daß in Finanz⸗ 
ſachen eine Verminderung der Anſaͤtze nicht immer eine verhaͤlt⸗ 
nißmaͤßige Verminderung des Ertrags zur Folge hat, ſo wenig 
als eine Erhoͤhung der Anſaͤtze den Ertrag im Verhaͤltniß der 
Erhöhung ſteigert. Ungeachtet nämlich der Salzerloͤs von 1825 
hinweg nicht mehr auf die in den Theuerungsjahren erreichte 
Hoͤhe von Fr. 1,200,000 ſtieg, ſo fiel er doch von 1824 auf 
1825 nur um %ı, während die Herabſetzung des Preiſes ½ 
betrug, und hob ſich in den vier letzten Jahren in ſtets zuneh- 
mendem Verhaͤltniſſe, ſo daß er gegenwaͤrtig dem Erloͤs von 
1824 faſt gleich kommt. Dieſer betrug Fr. 1,011,455 Btz. 4, 
und der Erloͤs von 1830 Fr. 1,003,373 Btz. 9. 

Die Transport⸗ und Verwaltungskoſten ſteigen im Durch⸗ 
ſchnitt der 17 Jahre auf mehr als Fr. 204,000 jahrlich.) Die 
ſelben umfaſſen alle Transportkoſten des Salzes, von den auf 
den Etats bezeichneten Abnahmspunkten hinweg, bis in die hier- 
ſeitigen verſchiedenen Magazine, und von da bis zu den ein— 
zelnen Salzbuͤtten; ferners alle Magazin⸗ und Bureauauslagen, 
und endlich alle Beſoldungen ſowohl der Salzbeamten, als aber 
der 214 Auswaͤger. — Ungeachtet der bedeutenden Reduktionen, 
die in den letzten Jahren auf den Koſten der großen Salz— 
ſpedition gemacht wurden, erſcheint verhaͤltnißmaͤßig von einem 
Jahre zum andern keine weſentliche Veraͤnderung auf dem Ge— 
ſammtbetrage der Unkoſten, und zwar hauptſaͤchlich aus dem 
Grunde, weil nach den im Jahre 1824 abgeſchloſſenen, und 


*) S. Beilage Nro, XXXVI. 
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mit dem Jahre 1830 ausgelaufenen Salztraktaten das bedeu— 
tendſte Salzquantum, ſtatt, wie fruͤherhin, nach Wangen und 
Nidau, bloß nach Brugg geliefert, mithin die Transportkoſten 
von dieſem Orte hinweg bezahlt werden mußten, und ſo in der 
vorliegenden Rubrik erſcheinen; ein Verhaͤltniß, das ſich in den 
kuͤnftigen Rechnungen guͤnſtiger ſtellen wird. — Die im Jahre 
1820 herabgeſetzte Beſoldung der Salzbeamten und Faktoren 
beſteht theils in einem Fixum in Geld, theils in einem kleinen 
Antheile an dem Handelsgewinne; ſie beruht dermalen auf dem 
Beſchluſſe der oberſten Landesſtelle vom 9. April 1823, ſo wie 
hingegen die Auswaͤgerloͤhne durch Beſchluß dieſer oberſten Be- 


hoͤrde vom 3. Februar 1830, in Beruͤckſichtigung der bedeutenden 


Einbuße, welche die Auswaͤger bei Herunterſetzung des Salz— 
verkaufspreiſes durch Verminderung der ihnen auf ihrer Ein— 
nahme admittirten Proviſion erlitten, vom 1. Januar des naͤm⸗ 
lichen Jahres an, fuͤr diejenigen derſelben, die jeweilen auf 
Ende Jahrs, das ihnen im Laufe deſſelben gelieferte Salz aus- 
bezahlt haben wuͤrden, auf Btz. 7½ von jedem verkauften Cent⸗ 
ner Salz erhoͤht worden ſind. 

Unter der Rubrik von Extraordinarien kommen ſowohl im 
Einnehmen als Ausgeben der Salzrechnungen einige Artikel vor, 
die zwar in der angehängten Ueberſicht“) vollſtaͤndig ſtehen, 
uͤber deren bedeutendſte aber hier einige Erlaͤuterungen in moͤg⸗ 
lichſter Kuͤrze zu ertheilen ſind. Die Verluſte auf dem Curſe 
der zu Bezahlung der Salzkaͤufe erſtandenen auswaͤrtigen Wechſel 
ſtiegen 1814 bis 1830 auf Fr. 63,703 Btz. 6 Rp. 4; eine Summe, 
die auf den erſten Anblick auffallen kann, woruͤber indeſſen zu 
bemerken iſt, daß beſonders zu der Zeit, wo die ſtaͤrkſten Salz- 
zahlungen an Frankreich geleiſtet werden mußten, die obwalten⸗ 


*) Beilage Nr. XXXV. 
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den Verhaͤltniſſe der Salzhandlung keineswegs guͤnſtig waren, 
indem damals der Wechſelcurs auf Paris jederzeit ſehr hoch 
ſtand. Minder unguͤnſtig dürften in Folge der durch die neneften 
Muͤnzoperationen“) bewirkten Verbeſſerung unſers Muͤnzfußes, die 
daherigen Reſultate fuͤr die Zukunft ausfallen; was ſchon daraus 
hervorgeht, daß ein im Einnehmen verrechneter Gewinn von 
Fr. 1497 Rp. 7 ausſchließlich von den im Jahre 1830 ſtatt gefun⸗ 
denen Wechſelankaͤufen herruͤhrt. In Geldstagen von Beamten, 
Auswaͤgern u. ſ. w. iſt ein Betrag von Fr. 29,358 Btz. 2 Rp. 8 
zu Verluſt gegangen; wenn dabei der bedeutende Geldverkehr 
der Salzhandlung, ſo wie die große Anzahl von Unterbeamten, 
die ſich damit zu befaſſen haben, in Betrachtung kommen, ſo 
wird auch dieſer Artikel zu keiner ſtrengen Ruͤge Anlaß geben. 
Die Entſchaͤdigung von Fr. 59,000 an die Stadt Biel beruht 
auf einer ſchon anderwaͤrts beruͤhrten Uebereinkunft, als Folge 
der in der Vereinigungs-Urkunde vom Jahre 1815 ertheilten 
Zuſicherung; die mit Fr. 22,735 Rp. 89 angeſetzten Zinſe von 
angeliehenen Kapitalien, auf dem durch Beſchluß des Großen 
Rathes vom 20. April 1820 zu Beſtreitung der damaligen gro: 
ßen Salzankaͤufe angeordneten außerordentlichen Anlehn. Die 
ebenfalls kraft der Beſchluͤſſe dieſer oberſten Landesbehoͤrde vom 
9. April 1828 und 18. Dezember 1829 fuͤr den Landankauf und 
den Bau des neuen Salzmagazins in Murgenthal verwendete 
Summe von Fr. 16,207 Rp. 38 dürfte durch die bedeutenden 
Vortheile, welche die daherige Einrichtung der Salzhandlung 
ſchon gebracht hat und ferners noch bringen wird, bereits zum 
groͤßern Theil wieder in ihre Caſſe gefloſſen ſeyn. Nach der 
fruͤhern Einrichtung mußte naͤmlich der bedeutendſte Theil des 
in den Kanton gelangenden Salzes von der Hauptſtraße ab, 


*) Ueber dieſelben wird in dem nachfolgenden Abſchnitte berichtet werden. 
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nach Wangen; und derjenige, ſo zu Verſorgung der laͤngs der 
nordoͤſtlichen Grenze gelegenen Ortſchaften beſtimmt war, von 
da wieder zuruͤck gebracht werden; da hingegen nunmehr durch 
die an der aͤußerſten Kantons-Grenze errichtete Ablage in Mur⸗ 
genthal, das Salz mit bedeutender Erſparniß auf den Trans⸗ 
portkoſten von da aus in allen Richtungen vorwaͤrts ins Innere 
des Landes verſendet werden kann. Dem Ankauf einer Liegen: 
ſchaft in Pr untrut, welche Fr. 5354 Btz.7 gekoſtet, lag nicht 
ſowohl ein pekuniaͤrer Vortheil, als vielmehr die Verhuͤtung von 


unbeliebiger Berührung mit dem an die Salzfaktorei anſtoßen⸗ 


den Eigenthuͤmer zum Grunde. 

Als Schluß zu dem gegenwärtigen Berichte ber die Salz— 
handlung mag bemerkt werden, daß, obſchon auf der Darftel- 
lung des reinen Ertrags, ſo wie ſie in der beigefuͤgten Ueberſicht 
geliefert wird, der jeweilige Zinsbetrag des in der Salzhandlung 
gelegenen Kapitals nicht abgezogen worden iſt, derſelbe nicht 
deſto weniger, beſonders durch den Umſtand, daß dieſer Zweig 
des Staatseinkommens ſeit 1822 von Jahr zu Jahr zugenom⸗ 
men, und endlich im Jahre 1830 mit einem Handlungsfonds, 
der, wie bereits gezeigt worden, ohne Inkonvenient bedeutend 
reduziert werden koͤnnte, auf Fr. 423,992 Btz. 3 angeſtiegen iſt, 
ein ſehr erfreuliches Reſultat darbietet. Durch die im Jahre 
1824 erkannte Herunterſetzung des Verkaufspreiſes, auf einem 
zu 100,000 Centner berechneten Salzverbrauche iſt dem Lande 
eine jaͤhrliche Erleichterung von Fr. 200,000 verſchafft worden, 
und die neueſten, erſt mit dem laufenden Jahre ihren Anfang 
nehmenden Salztraktate laſſen, durch die darin ausbedungenen 
weſentlichen Vortheile, auch fuͤr die Zukunft einige Zunahme 
des Ertrags erwarten. 

k. Muͤnzregale. 
Die Geſchichte des Muͤnzweſens in der Schweiz zeigt ſeit 
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Jahrhunderten die Verwickelungen und Schwierigkeiten, welche 
aus Mangel an Uebereinſtimmung und feſten Grundſaͤtzen uͤber 
dieſen wichtigen Zweig der Staatsverwaltung die Aufmerkſam— 
keit der oberſten Bundesbehoͤrden und der einzelnen Staͤnde ſo 
oft und meiſt fo fruchtlos in Anſpruch genommen, und fo vie 
len Anlaß zu Unzufriedenheit, in aͤlterer Zeit ſelbſt zu offener 
Fehde gegeben haben. Bald wurden fremde Muͤnzſorten zu hoch 
oder ungleich gewuͤrdigt, und wenn ſie in ihrer Heimath eine 
Herabſetzung oder gar Entwerthung erlitten, nicht ſchnell genug 
durch eine verhaͤltnißmaͤßige Taxation verdrängt oder unſchaͤd⸗ 
lich gemacht; bald ließen ſich einzelne Kantons-Regierungen 
durch den Gewinn, welchen die Ausmuͤnzung der geringhaltigen 
kleineren Silber⸗ und Kupferſorten darbot, zu Operationen ver— 
leiten, die, weit uͤber den Bedarf hinausgehend, in Kurzem ein 
Uebermaß von Scheidemuͤnzen herbeifuͤhrten, deſſen nachthei— 
lige Folgen das Publikum belaͤſtigten, und zuletzt von den Nez 
gierungen ſelbſt große Aufopferungen zur Abhuͤlfe erforderten. 
Auch in dem Kanton Bern waren Erſcheinungen dieſer 
Art nicht ſelten geweſen. Die Verordnung von 1652, wodurch 
ſeine Scheidemuͤnzen auf die Haͤlfte des Nennwerths herunter— 
geſetzt, und nur drei Tage Friſt fuͤr deren Abnahme in den 
oͤffentlichen Caſſen geſtattet wurden, bildete einen Hauptpunkt 
unter den Beſchwerden der damaligen Unruheſtifter. Noch im 
Laufe des abgewichenen Jahrhunderts mußte 16 Jahre lang an 
der Einwechslung uͤbermaͤßiger Scheider und Kupfermuͤnzen ge⸗ 
arbeitet werden;”) auch die Werthung der fremden, beſonders 
der franzoͤſiſchen Gold⸗ und Silberſorten beſchaͤftigte die Behoͤr⸗ 
den zum oͤftern. — Indeſſen befand ſich das Berniſche Muͤnz— 
weſen in dem letzten Jahrzehend vor der Revolution in einem 


1740 — 1756. Ueber das Münzweſen im Kanton Bern, 1787, S. 48. 
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wohlgeregelten Zuſtande; die Regierung konnte, bei damals 
durch die Zeitumſtaͤnde beguͤnſtigten Ankaͤufen von betraͤchtlichen 
Parthien edler Metalle, jährlich feinhaltige grobe Gold- und 
Silberſorten in hinreichenden Quantitaͤten ausmuͤnzen, und ſelbſt 
die gar nicht ſparſam ausgepraͤgte Scheidemuͤnze, beſonders in 
ihren kleinſten Fraktionen, war im Auslande ſehr beliebt. 


Die helvetiſche Regierung benutzte das Muͤnzregale als 
eine Finanzquelle, und vermehrte durch unzeitige Auspraͤgungen 
die umlaufende geringhaltige Scheidemuͤnze. Auch nach 1803 
folgten viele Kantonsregierungen dieſem Beiſpiele; ſelbſt Bern 
ließ zu verſchiedenen Malen von dieſen geringern Geldſorten 
ohne eigentliches Beduͤrfniß ausmuͤnzen.“) So vermehrte ſich 
nach und nach das Uebermaß der Scheidemuͤnze, und in dem— 
ſelben Verhaͤltniſſe begannen die groben Sorten in- und aus⸗ 
laͤndiſchen Gepraͤges im Preiſe zu ſteigen, oder zu verſchwinden. 
Letztere wurden uͤberdieß in den einzelnen Kantonen, je nach 
den dort beſtehenden Rechnungsmuͤnzen und Lokalverhaͤltniſſen 
ungleich gewuͤrdigt.“) Das Uebel ſtieg mit jedem Jahre höher, 
und erzeugte laute Klagen. Vergeblich waren alle Bemuͤhungen 
der Tagſatzung, welche 1804 einen ſchweizeriſchen Muͤnzfuß 
aufgeſtellt hatte, der auf das franzoͤſiſche Syſtem berechnet war, 


„) Fr. 337,337 ink kleinern Münzſorten als das Frankenſtück; Waadt hatte 
noch mehr, nämlich Fr. 345,592 btz. 3; Aargau, Fr. 190,597 btz. 2 in 
ſolchen Sorten ausprägen laſſen, deren Totalſumme in allen Kantonen 
laut den Etats, welche der Tagſatzung im Jahre 1811 vorgelegt wurden, 
auf Fr. 2,170,447 btz. 2 anſtieg. Die Ausprägungen in Sorten von 
dem Frankenſtück aufwärts waren verhältnißmäßig unbedeutend; ſie wur— 
den damals auf Fr. 141,261 angegeben. 


*) Ein gehaltreicher Aufſatz über das ſchweizeriſche Münzweſen in der ſchwei— 
zeriſchen Monats-Chronik, Febr. 1830, weist 6 — 7 ſolcher verſchiedenen 
Werthungen nach. N 
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aber nie zur Ausführung kam.“) Nach einer Reihe von all 
jährlich wiederkehrenden, zu keinem Reſultate führenden Be⸗ 
rathungen mußte die oberſte Bundesbehoͤrde ſich im Jahre 1812 
begnuͤgen, den Staͤnden die Abſchließung von Muͤnzkonkordaten 
zu empfehlen. — In dieſer unguͤnſtigen Lage befand ſich unſer 
Muͤnzweſen bei dem Antritte der gegenwaͤrtigen Regierung. 
Ihre Beſtrebungen giengen ſofort dahin, dem Uebel zu 
ſteuern. Da die Abſchließung eines Konkordats mit andern 
Kantonen lange nicht gelingen wollte, ſo machte ſie zuerſt den 
Verſuch, ob der Kanton Bern ſich allein helfen koͤnne. Es war 
richtig berechnet worden, daß Bern nicht am Uebermaß eigener 
Scheidemuͤnze leide, ſondern an dem Eindrang der in andern 
Kantonen, beſonders in den oͤſtlichen, vom Fuͤnfbatzenſtuͤcke ab⸗ 
waͤrts ausgepraͤgten Sorten, welche in ihrer Heimath ſelbſt, 
weil ſie nicht zu dem dortigen Reichsguldenfuß paßten, nicht 
beliebt waren, hier aber mit Vortheil umgeſetzt werden konnten, 
und daher aus Spekulation eingebracht wurden. Dieſe aus⸗ 
waͤrtige Scheidemuͤnze zu verdraͤngen, war der Zweck der im 
Jahre 1816 erlaſſenen Muͤnzverbote. Bis zum 1. Auguſt des⸗ 
ſelben Jahres konnte ſie in den obrigkeitlichen Caſſen ausge⸗ 
wechfelt werden,“) auf ſpaͤtere Ausgabe ſtand Confiscationsſtrafe, 
die nachwaͤrts bis auf eine Buße vom zehnfachen Werthe des 
ausgegebenen Betrags verſchaͤrft wurde. Eine neuere Verord— 
nung hob jedoch dieſe Buße wieder auf, und beſtellte dagegen 
eigene Auswechsler, welche die verbotenen Sorten gegen einen 
verhaͤltnißmaͤßigen Abzug in Empfang nehmen, und aus dem 


*) 127 19%) Gr. f. S. für einen Schweizerfranken, oder 1 Fr. = 1½ franzd- 
ſiſche Franken. 1 Mk. f. S. — Fr. 3614. 


**) Es wurde damals für eine Summe von Fr. 366,342 Rp. 91 Scheidemünze 
eingewechſelt und theils an die Abtragung der helvetiſchen Schuld verwendet. 


Münzverbote. 


3. Juni 1816. 


3. März 1817. 


25. Juni 1823. 


Ausmünzun⸗ 
gen ſeit 1814. 
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Lande ſchaffen ſollten. Alle dieſe Verfuͤgungen gewaͤhrten einige 
augenblickliche Erleichterung, vermochten aber das Uebel nicht 
zu heben, weil der Hauptgrund, die allzugroße Menge von 
Scheidemuͤnze, fortbeſtand, und weil der Kanton einzig, be— 
graͤnzt von ſieben Mitſtaͤnden, welche nicht die naͤmlichen An⸗ 
ſtalten getroffen hatten, durch den taͤglichen Verkehr beinahe in 
die Unmoͤglichkeit verſetzt war, das Verbot genau zu befolgen; 
daher auch die Handhabung deſſelben von Seite der Behörden 
ſehr ſchwierig wurde, und zu mancherlei Beſchwerden Anlaß gab. 

Unterdeſſen war auf der Tagſatzung am 14. Heumonat 
1819 eine neue, den beſtehenden Verhaͤltniſſen angemeſſenere 
Beſtimmung uͤber den ſchweizeriſchen Muͤnzfuß verabredet wor⸗ 
den,“) deren Befolgung ſich die Muͤnzeommiſſion bei den hier⸗ 
ſeitigen Ausmuͤnzungen ſtets zur Pflicht machte. Dieſe Aus⸗ 
muͤnzungen beſtanden zum groͤßten Theil in Goldſtuͤcken, als 
doppelten, einfachen und halben Duplonen, vierfachen, doppelten 
und einfachen Dukaten, die ausſchließlich zu Praͤmien bei den 
jaͤhrlichen Viehſchauen und bei andern Anlaͤſſen, Kunſt⸗ und 
Induſtrie⸗Ausſtellungen, Ermunterungen inlaͤndiſcher Fabrika⸗ 
tionszweige u. dgl. verwendet wurden; die in Silber ausgepraͤg⸗ 
ten Vierfrankenſtuͤcke hatten gleiche Beſtimmung, und alle dieſe 
Sorten gehoͤrten eher in die Claſſe der Medaillen, ſo wie ihre 
Auspraͤgung der Regierung keinen Gewinn brachte, ſondern mit 
Zubuße von Koſten verbunden war. In kleineren Silberſorten 
wurde von Zeit zu Zeit auf das ausdruͤckliche Begehren von 
Gemeinden, welche zum Behuf der Schulpreiſe fuͤr ihre Kinder 
neues Geld zu erhalten wuͤnſchten „oder der Baͤckermeiſter, 
welche ſich uͤber Mangel an Rappen beklagten, eine kleine Aus⸗ 


) 1251543000 Gr. f. S. auf 1 Schweizerfranken, nach dem Verhältniſſe von 
‘ 
2 Fr. ZZ 3 livres tournois. Das Konkordat befteht unter 19 Ständen. 
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muͤnzung veranftaltet, die theils gar nicht in den Verkehr kam, 
theils nur deſſen Befoͤrderung bezweckte. Laut einer genauen 
Ueberſicht“) betrugen die Ausmuͤnzungen, von 1814 bis und 
mit 1830 | 
n ed ee eee eine ir, 
in Silber, an Vierfrankenſtuͤcken. . „ 36,692, 
h „ Frankenſtuͤcken „ 947, 
5 N » Akleineren Sorten. . „ 75,202 Btz. G. 
Zuſammen Fr. 206,713 Btz. 6. 
Außer dieſer eigentlichen Geldfabrikation lieferte die Muͤnz⸗ 
ſtatt noch fuͤr einen Werth von Fr. 62,751 Rp. 28 verſchie⸗ 
dene Sorten von Medaillen, als Sechszehner-Pfenninge, Schul— 
praͤmien, akademiſche Preiſe, Verdienſtmedaillen, und von ganz 
neuem Gepraͤge: die bei Anlaß der Reformationsfeier ausgetheil— 
ten kleinern Medaillen mit dem Bildniſſe Berchtold Hallers 
und mit der aufgeſchlagenen Bibel, und die auf Veranſtaltung 


des Juſtizrathes geſchlagene große Medaille mit der Umſchrift: 


„Dem Retter eines Menſchenlebens.“ ) 

Endlich, nachdem die Tagſatzung wiederholt zu Bildung 
von Muͤnzvereinen zwiſchen gleich betheiligten Staͤnden aufge— 
fordert hatte, traten im April 1825, nicht ohne thaͤtige Ein⸗ 
wirkung des unlaͤngſt verſtorbenen Rathsherrn von Mutach, Abs 
geordnete der Staͤnde Bern, Freiburg, Solothurn, Baſel, Aar— 
gau und Waadt zuſammen, und vereinigten ſich zu einem Kon: 
kordate, deſſen weſentliche Grundſaͤtze folgende ſind: 


*) S. Beilage Nro. XXXVII. 


**) Bei den in unſerm Lande ſehr häufigen Unglücksfällen wird dieſe Medaille, 
je nach den Umſtänden, ſtatt der ſonſt üblichen Geldbelohnungen, ausge: 
theilt. Sie ward letzthin einem hieſigen Stadtbürger zu Theil, der ſchon 
mehrere Kinder aus der Aar gerettet und aus Beſcheidenheit nichts da— 
von gemeldet hatte, bis es bei einem neuen Anlaß zur Kenntniß der 
Behörde gelangte. 


Münz ⸗Konkor⸗ 
dat. 


Münzſchmel⸗ 


zungen. 
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1) Als Muͤnzfuß wird der von der Tagſatzung im Jahre 
1819 aufgeſtellte ſchweizeriſche Muͤnzfuß anerkannt. 

2) Die Werthung aller einheimiſchen und fremden Gold- 
und Silberſorten ſoll nach dieſem Muͤnzfuß feſtgeſetzt werden. 

3) Die konkordirenden Staͤnde verpflichten ſich, dem Tag⸗ 
ſatzungs-Concluſum vom Juli 1824 gemäß, binnen einem Zeit: 
raum von 20 Jahren ſich der Auspraͤgung von Scheidemuͤnzen 
unter dem Franken zu enthalten. 

4) Dieſelben verpflichten ſich ferner, an helvetiſcher Münze 
nach dem Antheile der konkordirenden Staͤnde an dem auf 
Fr. 320,000 angenommenen Betrage dieſer Münze Fr. 180,792 
an eigener Münze . . . ae M8, 00 
jene zu % Silber 7 Kupfer, dieſe zu 1 80 Silber und / Kur 

pfer in 5 Jahrzielen, aus dem Umlauf zu ziehen, und einzu⸗ 
ſchmelzen. | 

5) Der Muͤnzbedarf des Konkordatskreiſes von Fr. 3,816,000, 
welcher nach der Bevoͤlkerungsſcala vom Jahr 1817, und nach 
dem Maßſtabe von Fr. 5 fuͤr den Kopf ausgemittelt worden, 
ſoll mit einem gemeinſamen Konkordatsſtempel umgepraͤgt 
werden. 

6) Alle dem Konkordatskreiſe fremde Scheidemuͤnze iſt ver⸗ 
boten. 

Die Leiſtungen, welche dem hieſigen Stande in Folge die⸗ 
ſes Konkordats aufftelen, waren allerdings bedeutend, wie der 
nachfolgende Bericht uͤber die Einſchmelzungs⸗ und Umpraͤgungs⸗ 
Operationen zeigen wird. | 

An helvetiſcher Münze hätte der Antheil Berns nach der 
eidgenoͤſſiſchen Scala von 1803 betragen. . . Fr. 59,710 
die Einſchmelzung ſtieg aber wegen des Zudrangs, 

ſich dieſer Münze zu entledigen, auf. „104,360 
uͤberſtieg alſo das hierſeitige Contingent um . 79 44,650 
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Bei dem Verkauf erzeigte ſich gegen den Nominalwerth ein 
Verluſt von beilaͤufig 11 Procent auf den Silberſorten, und 
von 40 bis 46 Procent auf der Kupfermuͤnze, je nach der 
mehrern oder mindern Abgeſchliffenheit der Muͤnze bei jeder 
Schmelzung, ſo wie nach dem Verhaͤltniſſe, in welchem ſich ganze 
oder halbe Batzen dabei vorfanden. 

Wenn die von der Tagſatzung beſchloſſene und eingeleitete 
Liquidation der geſammten helvetiſchen Muͤnzmaſſe beendigt ſeyn 
wird, fo iſt zu erwarten, daß obiger Ueberſchuß von denjeni⸗ 
gen Staͤnden, welche zu wenig eingeſchmolzen, werde verguͤtet 
werden. Da ſich aber eben bei dieſer eidgenoͤſſiſchen Liquida⸗ 
tion eine viel größere Muͤnzmaſſe erzeigt hat, als die der fon- 
kordatmaͤßigen Scala zum Grund gelegte Summe von Fr. 320,000, 
ſo koͤnnte ſich jener Ueberſchuß auf eine geringe Summe redu⸗ 
ciren. 

An Berniſcher Münze betrug das hierſeitige Fr. Rp. 

e A ͤ ey .. 346,000. — 

Es ſind aber bis Ende 1 

1830 eingeſchmolzen wor⸗ Fr. Rp. 

den: an Silbermuͤnze . 237,827. 50. 
Kupfermuͤnze . 267,282. 93. 
2 305,110. 43 

alſo mehr als das Contingenkt . . 159,110. 43 

Dieſer Mehrbetrag beſteht ausschließlich in Silbermuͤnze. 

So wie naͤmlich Muͤnze in die Muͤnzſtatt floß, ward die— 
ſelbe ſorgfaͤltig ſortirt. Was umpraͤgungsfaͤhig war, ward zu 
dieſem Endzweck auf die Seite gelegt, und nur derjenige 
Theil in den Tiegel geworfen, welcher aus abgeſchliffenen, un— 
brauchbaren Stuͤcken beſtand. Bei dieſer Sortirung zeigte ſich 
nun ſchon im Anfang eine viel groͤßere Menge abgeſchliffener 
Silbermuͤnze, als man vermuthet hatte. 


Umprägung. 
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Nach genauer Nachfrage bei den Muͤnzſtaͤtten Frankreichs 
und Deutſchlands, wo das aus dieſen Schmelzungen hervorge— 
gangene Metall am vortheilhafteſten abgeſetzt werden koͤnnte, 
ward das Silber mit einer Einbuße von 11 / % und das Ku— 
pfer mit einer Einbuße von 25 bis 31 %, das erſtere nach 
Paris, das zweite in die Muͤnzſtaͤtten von Carlsruhe, Muͤn⸗ 
chen und Stuttgart verkauft. 


Da der Staat nicht im Fall ſeyn konnte, eine Ausmuͤn⸗ 
zung grober Silberſorten im Großen unter den jetzigen Muͤnz⸗ 
verhaͤltniſſen, wo ſie nicht ohne Verluſt zu bewerkſtelligen waͤre, 
zu veranſtalten, und da er durch das Konkordat ſich jeder Aus— 
praͤgung von Scheidemuͤnze auf eine Reihe von Jahren zu ent⸗ 
halten gebunden iſt, ſo hatte die Regierung vorgezogen, das 
Produkt aller dieſer Muͤnzſchmelzungen von nun an, wenn auch 
mit einigem Verluſte, zu verwerthen, anſtatt daſſelbe, als ein 
ſehr betraͤchtliches todtes Capital in nn Gewoͤlben der a 
ſtatt aufbewahren zu laſſen. 


Von den Fr. 3,816,000, welche als der ausgemittelte Muͤnz⸗ 
bedarf, nach Ablauf der fuͤnf Konkordatsjahre im Konkordats⸗ 
kreiſe in Cirkulation verbleiben ſollen, fallen auf Bern, im 
Verhaͤltniß feiner Bevoͤlkerung nach der angenommenen eidge⸗ 
noͤſſiſchen Scala von 291,000 Seelen, à Fr. 5 Fr. Rp. 

für den; Fp eng re e 4000. 
welche nach den Konkordatsbeſchluͤſſen zur Haͤlfte 

in Silber und zur Haͤlfte in Kupfer umge⸗ 

praͤgt werden ſollen. Auf Ende Jahrs 1830 

befanden ſich umgepraͤgne .. . 759,394. 40 
fo daß noch umzupraͤgen bleiben.. 696,605. 60 


Die Fortſchritte der Umpraͤgung waren langſamer „als die 
der Einſchmelzung, weil eines Theils eben wegen der groͤßern 
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Menge der abgeſchliffenen Sorten, die eingeſchmolzen werden 
mußten, und andern Theils wegen der wirklichen Verminderung 
der umlaufenden Scheidemuͤnze, ſowohl der Geldwechſel mit den 
uͤbrigen konkordirenden Staͤnden, als die Sortierung in den 
obrigkeitlichen Caſſen von Jahr zu Jahr weniger umprägungs- 
faͤhige Muͤnze in die Muͤnzſtaͤtte abliefert. Indeſſen wird die 
Sortierung, eben der reſtanzlichen Umpraͤgung wegen, noch fort 
geſetzt, und eben ſo die Einſchmelzung des noch immer zum 
Vorſchein kommenden unbrauchbaren, unkenntlichen Geldes; denn 
die Regierung hielt es fuͤr ihre Pflicht, alle ſolche Muͤnze, 
welche durch die Zeit in ihrer Eigenſchaft ſich verſchlechtert hat, 
und nicht mehr ihren Nennwerth repraͤſentirt, aus dem oͤffent⸗ 
lichen Umlaufe zu ziehen. 


Die Koſten beider Operationen ſind folgende: 


A. Sortierung: 


Fuͤnfbatzen⸗ und Zehnkreuzerſtuͤcke / Procent 
Batzen und Halbbatzen . % 5 


B. Umpraͤgung, 


worunter das Ausgluͤhen, Weißſieden, Cordonnieren, ſammt 
Stempel und Gravuͤre begriffen: 
der Fuͤnfbatzenſtuͤcke. . 1½ 0 Procent 
„ Zehnkreuzerſtuͤcfte 120400 in 
dees 00 5 
„ halben Batzen 58/00 5 
alſo im Durchſchnitt 159831 Procent. 


Nach einem genauen Auszug aus den Rechnungen belaufen 
ſich auf Ende Jahrs 1830 die auf den Stand Bern durch obige 
Muͤnzoperationen gefallenen Geſammtkoſten oder Verluſte: 
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Im Jahre 1827 auf Fr. 75,966. Rp. 04 
5 5 41828 5„ t » 39,001. „ 05 
5 9 1829 „ ln „ 40,241. „ 74 
ur. e eee 
alſo zuſammen auf. 5„ 170,484. „ 03 
So bedeutende Opfer beduͤrfen einer Nachweiſung der 
Gruͤnde, warum ſie geleiſtet worden; welches am beſten durch 
eine kurze Darſtellung der Zwecke des Muͤnzkonkordats, der 
Mittel zu ihrer Erreichung, und endlich der daraus hervorge— 
gangenen Vortheile geſchehen mag. 
Die Urſache der großen Unordnung in unſerm Muͤnz⸗ 
weſen lag, wie ſchon bemerkt worden: 
10 in der außer allem Verhaͤltniß mit dem Beduͤrfniß im 
Umlauf befindlichen Maſſe der Scheidemuͤnze; 
V in der dadurch herbeigefuͤhrten allzuhohen Werthung der 
groben Geldſorten. 
Die einzig richtigen Mittel, dieſen Uebeln zu ſteuern, 
waren, nach den gemachten vielfaͤltigen Erfahrungen: 
a) Aufſtellung eines moͤglichſt guten, unſern Beduͤrfniſſen 
entſprechenden Muͤnzfußes; 
b) Verminderung der Scheidemuͤnzmaſſe auf den Bedarf; 
c) Werthung der groben Sorten nach jenem Muͤnzfuß. 
Unbezweifelt ſchien nun derjenige, 1819 von 19 Ständen ange: 
nommene Muͤnzfuß den Vorzug zu verdienen, welcher den 
Schweizerfranken zu 125154000 Gran fein Silber zur Baſis 
hatte, weil er mit dem gegenwaͤrtigen Muͤnzfuße Frankreichs, 
von welchem Lande die weſtlichen Kantone der Schweiz die meiſten 
groben Sorten beziehen, in einem Verhaͤltniß ſteht. 27 Schwei— 
zerfranken ſind bekanntlich gleich 40 franzoͤſiſchen Franken, oder 
4 Schweizerfranken find gleich 6 livres tournois. In einem 
noch naͤhern Verhaͤltniſſe waͤre zwar derjenige, oben bezeichnete, 
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um 1½ 0% ſchwerere Muͤnzfuß geſtanden, welchen die Tagſatzung 
unter dem gewichtigen Einfluß des Mediators angenommen 
hatte. Allein die Erfahrung hatte gezeigt, daß dieſer Muͤnzfuß 
fuͤr die Schweiz zu ſchwer ſey, und uͤberhaupt nicht fuͤr ihre 
Muͤnzverhaͤltniſſe paſſe; daher auch die Tagſatzung an ſeine 
Stelle denjenigen zum ſchweizeriſchen Muͤnzfuß feſtgeſtellt, 
welcher nunmehr auch von dem Konkordate angenommen worden iſt. 

Nur Gold⸗ und Silbergeld beſtimmt, wie allgemein bekannt, 
den eigentlichen Capitalwerth aller Dinge; die Scheidemuͤnze iſt 
ein Ausgleichungszeichen. Es muß demnach in einem Staat 
ein Verhaͤltniß zwiſchen der Menge des Silbergeldes zu der 
Scheidemuͤnze beſtehen. Dieſes Verhaͤltniß wird auf eine fuͤr 
Capitalzahlungen und fuͤr den Handel mit dem Auslande nach⸗ 
theilige Weiſe geſtoͤrt, wenn zu viel Scheidemuͤnze vorhanden. 

Da Letzteres nun bei den konkordirenden Kantonen der 
Fall war, mußten ſie auf Verminderung derſelben auf den Bedarf 
bedacht ſeyn. Dieſer iſt nach den Umſtaͤnden verſchieden. Das 
Konkordat hat den Maßſtab von Franken 5 fuͤr den Kopf nach 
einer Berechnung angenommen, welche der im Geldverkehr am 
meiſten Erfahrung beſitzende Stand Baſel lieferte, und deren Re— 
ſultat dieſem Maßſtabe gleich kam, nach welchem dann auch die 
Summe des einzuſchmelzenden Muͤnzguts iſt beſtimmt worden. 

Was die Werthung der groben Sorten betrifft, ſo ſind 
die einheimiſchen nach ihrem Schrot und Korn folgerecht mit 
dem angenommenen Muͤnzfuß ihrem Nennwerthe gleich gewuͤr— 
digt worden. Die auslaͤndiſchen groben Sorten aber mußten, 
in Befolgung der naͤmlichen Grundſaͤtze, etwas niedriger gewerthet 
werden, als der Curs, zu welchem ſie vor der Muͤnzverbeſſe— 
rung in Umlauf waren, namentlich der franzoͤſiſche Sechs⸗ 
franken⸗Thaler auf 39 ſtatt 40 Btz. Nach der naͤmlichen Be: 
rechnung beträgt der Werth des franzoͤſiſchen Fuͤnffranken⸗Stuͤcks 
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nur 33 Btz. 7%, Rp. und des Kronen- oder ſogenannten Bra⸗ 
baͤnder⸗Thalers 38 Btz. 5 Rp.) | 

Die Hauptmotive, warum die fremden groben Sorten nicht 
hoͤher gewerthet worden, ergeben ſich zum Theil ſchon aus dem 
vorher Geſagten; ſie ſind kurz folgende: 

1) Es iſt ein durchgängig angenommener monetariſcher 
Grundſatz, daß in einem wohlgeordneten Muͤnzſyſtem die groben 
Geldſorten dem Korn und Schrot, d. h. ihrem innern Werth— 
gehalte nach, einem gleichen Gewichte des edeln Metalls, aus 
dem ſie gemuͤnzt ſind, moͤglichſt gleichkommen ſollen. Um dieſem 
Erforderniß zu entſprechen, mußten dieſe groben Sorten folge— 
recht mit dem oberwaͤhnten Muͤnzfuße taxirt werden, da derſelbe 
als Baſis einen angemeſſenen Feingehalt aufſtellt, und wie 
bereits gemeldet worden, ſich insbeſondere dem weſtlichen Theil 
der Schweiz nach den darüber angeſtellten ſorgfaͤltigſten Unter⸗ 
ſuchungen und Erfahrungen am meiſten empfiehlt. 


x) Konkordatsmäßige Werthung der groben Sorten. 
Schrot. Titre. Korn. Gewerthet zu 
Gran. Loth. Kar. Gran. f. Fr. Rp. 
Doppelter ſchweizeriſcher Louisd'or 288. 21197. 259. 32. — 


Einfacher 8 5 144, id. 129 ½. 16. — 
Doppelter franzöſiſcher 1 286. id. 252% 856 
Einfacher 2 0 143. id. 129 ½. 15. 90 
Franzöſiſches 40 Frankenſtück. . 242. ot 21823. 27. — 
e 20 R 21 id. 10913. 13. 50 
5 5 1 id. 424. 3, 3714 
Schweizeriſcher Neuthaler .. 552. 14½ Lth. 501. 4. — 
Franzöſiſcher „ od. Sechslivſtck. 542. id. 488. 3. 90 
Schweizeriſches Zweifrankenſtück . 276. id. 2302. 2. — 
1 Einfrankenſtück. . 138. id. 125. 1. — 
Oeſterreichiſcher 
5 Kronthaler 564. 14. 484. 3. 85 
Würtembergiſcher. 


Badenſcher .. 
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2) Verfehlt ein Staat gegen dieſen Grundſatz und ſetzt 
einen hoͤhern Nennwerth der groben Sorten feſt, als ihnen nach 
obigen Beſtimmungen zukaͤme, ſo greift eine ſolche Maßregel 
gewaltſam in das Eigenthum ein, indem ſie den Glaͤubiger um 
einen Theil feiner Anſprache zu Gunſten des Schuldners ver; 
kuͤrzt. Der Werth aller Capitalien und Grundſtuͤcke wird um 
ſo viel verringert. Alle Beduͤrfniſſe aus dem Ausland muͤſſen 
theurer bezahlt werden, weil eine ſchlechtere Valuta oder Zah— 
lungsart eingefuͤhrt worden. 

3) Findet einmal eine Erhoͤhung des Nennwerths der 
groben Sorten ſtatt, ſo iſt, wie die Erfahrung lehrt, keine 
Schranke mehr, daß in Kurzem nicht eine neue Erhöhung herz 
beigefuͤhrt wird; und das Capital-Vermoͤgen bleibt dergeſtalt 
immer zunehmender Verſchlechterung ausgeſetzt. 

Wenn es alſo, um dieſen Uebeln zu entgehen, in der 
Pflicht der Regierung lag, eine richtige Wuͤrdigung der groben 
Sorten in dem angedeuteten Sinn auch geſetzlich aufzuſtellen, 
fo wird hingegen immerhin in unſerm Lande, neben dem Capi⸗ 
talz oder geſetzlichen, noch ein Current- oder conventioneller 
Fuß auf einige Zeit beſtehen. 

Die Scheidemuͤnzmaſſe iſt noch nicht ganz auf denjenigen 
Betrag herabgeſunken, daß ſie geſucht wird, und daß z. B. 
39 Btz. fo gern genommen werden, wie ein Brabaͤnter⸗Thaler. 
Im Handel wird es immerhin Sache des Kaͤufers und Ver— 
kaͤufers ſeyn, die groben Sorten nach derjenigen Valuta abzu— 
nehmen, um welche ſie uͤbereingekommen. Ein ſolches Agio 
wird, je nach dem mehrern oder mindern Begehren oder Aus- 
bieten einer groben Sorte zus oder abnehmen. — Die geſetzliche 
Werthung endlich einiger Sorten enthaͤlt Bruͤche, welche die 
Bequemlichkeit leicht in eine runde, meiſt hoͤhere Zahl auszu— 
gleichen verführt wird. 
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Allein dieſer Unterſchied zwiſchen dem gefeglichen und Cur— 
rentfuße muß ſich immer mehr ausgleichen, und zuſammenfallen, 
ſo wie durch Beendigung der konkordatmaͤßigen Muͤnzſchmelzun— 
gen im ganzen Konkordatskreiſe die Maſſe der Scheidemuͤnze 
dergeſtalt ſich vermindert haben wird, daß ſie ſich auf den aus— 
gemittelten Muͤnzbedarf beſchraͤnken, in ein richtiges Verhaͤltniß 
zu den groben Sorten kommen, und mithin dieſelben in ſolcher 
Menge herbeiziehen wird, daß ſie nicht mehr gelten werden, 
als die geſetzliche Valuta. 

In unſerm Kanton iſt die Werthung der groben Sorten, ſo 
wie ſie die obſtehende Konkordatstabelle ausweist „ allbereits ge— 
ſetzlich eingefuͤhrt, mit Ausnahme des Fuͤnffrankenſtuͤcks und des 
Brabaͤnterthalers, welche nach Mitgabe der dießorts durch einen 
Artikel des Muͤnzkonkordats den Staͤnden eingeraͤumten Be⸗ 
fugniß einſtweilen noch, erſteres zu Btz. 34, und letzterer zu 
Btz. 39 gewerthet ſind. Dieſe von dem Großen Rathe am 5. 
Februar 1830 angenommene Werthung iſt auch diejenige, welche 
in den Kantonen Freiburg, Solothurn, Genf und Wallis be— 
ſteht; nur Baſel iſt bei ſeiner niedrigern, Waadt aber bei ſeiner 
hoͤhern geblieben.“) 

Es iſt unſtreitig, daß, wenn auch aus den angefuͤhrten Ur— 
ſachen der Zweck des Muͤnzkonkordats noch nicht vollſtaͤndig in 
Erfuͤllung gegangen, doch ſeine wohlthaͤtigen Folgen im ganzen 
Lande ſchon verſpuͤrt werden. f 


*) Die einfache Annahme des franzöſiſchen Münzfußes, unſtreitig die gründ— 
lichſte Entwirrung unſerer monetariſchen Verhältniſſe, wurde in der 
letztjährigen Conferenz neuerdings beſprochen, aber wegen der weitaus: 
ſehenden Folgen nicht auf den Daherigen Vorſchlag eingetreten. Bern 
und Solothurn hatten für denſelben geſtimmt. Vorſchläge zur Ausfüh— 
rung findet man in Hrn. Münzmeiſters Fueter „Gedanken zu einem 
„Münzſyſtem,“ Bern 1823. N i 
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Vor allem aus iſt daſſelbe nicht mehr mit dem Ueberſchwall 
von Scheidemuͤnze belaͤſtigt, welcher noch vor wenigen Jahren 
das Land uͤberſchwemmte, jede Zahlung erſchwerte, die groben 
Sorten entweder verdraͤngte, oder ihnen einen Mehrwerth bei— 
legte, welcher mit ihrem innern Metallwerthe nicht im Ver⸗ 
haͤltniſſe ſtand. 

Die helvetiſche Muͤnze, eine heimathloſe und geringhaltige 
Geldſorte, iſt ganz aus dem Umlauf verſchwunden; man koͤnnte 
das Gleiche von der ſchlechten Scheidemuͤnze der oͤſtlichen Schweiz 
ſagen, waͤre es beſonders den Ortſchaften an der Grenze gegen 
Luzern, welcher Stand dem Konkordate zum großen Bedauern 
der konkordirenden Kantone noch nicht beigetreten iſt, nicht faſt 
unmöglich, bei ihrem täglichen Verkehr ſtrenger an der Vor: 
ſchrift des Konkordats zu halten, welches ihnen zwar geſtattet, 
die luzerniſche Muͤnze abzunehmen, ihnen aber unterſagt, die— 
ſelbe weiter ins Innere unſers Kantons zu werfen. 

Statt der zum großen Theil abgeſchliffenen eigenen Scheide⸗ 
muͤnze wird in Kurzem nur eine Auswahl der beſterhaltenen 
Sorten, und zwar nur in dem ausgemittelten Muͤnzbedarf die 
Umlaufsmaſſe bilden. Sie iſt, gleich derjenigen der uͤbrigen 
konkordirenden Staͤnde, mit einem eigenen Gepraͤge verſehen 
worden, damit ſie leicht von dem verbotenen Muͤnzgut unter— 
ſchieden werden koͤnne, und das Einſchwaͤrzen des letztern ver: 
hindere. 

Die groben Sorten erſcheinen wieder in vermehrter Zahl 
in der Circulation, und das Agio auf denſelben iſt bedeutend 
herabgeſunken. | 

Es iſt mithin der bisherigen großen Zerruͤttung unſers 
Muͤnzweſens Einhalt gethan, und alle Vorbereitungen find ge— 
troffen, um unſer Land der anerkannten großen Wohlthat eines 
guten Muͤnzſyſtems wieder theilhaftig zu machen. 
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Es ſoll auch nicht vergeſſen werden, mit welcher Bereits 
willigkeit das Land bei Einfuͤhrung des Konkordats zu der mit 
Verluſt begleiteten Auswechslung der außer Curs geſetzten 
Scheidemuͤnze“) aus den nicht konkordirenden Kantonen ſich 
verſtanden, und ſeither uͤberhaupt, im richtigen Gefuͤhl des 


jetzigen beſſern Zuſtandes, dem Eindrang dieſer verrufenen Scheide⸗ 


Vorkehren ge 

gen die franzö⸗ 

ſiſchen Neu⸗ 
thaler. 


12. Sept. 1810. 


4. Jan. 1813. 


muͤnze widerſetzt hat. 

Ein letzter Gegenſtand, welcher die Muͤnzbehoͤrde vielfach 
beſchaͤftigte, war die Vorkehr wegen der franzoͤſiſchen Sechs— 
livresſtuͤcke oder Neuthaler, die bis dahin den größten Beſtand— 
theil des Geldumlaufs in hieſigem Kanton ausgemacht hatten. 

Dieſelben waren ehemals in Frankreich 6 livres tournois 
oder 592½ neue Centimen gewerthet, ſpaͤter aber von ihrem 
fruͤhern Werthe nach dem neuen Muͤnzfuß auf 580 Centimen, 
oder um etwas mehr als 2% herabgewuͤrdigt. 

Dieſe Herabwerthung einerſeits, die große Abnutzung der 
Neuthaler anderſeits hatte ſchon im Jahre 1813 die Regierung 
zu der Verordnung bewogen, daß bloß diejenigen dieſer Geld— 
ſtuͤcke, die wenigſtens 542 Gran ſchwer ſind, zu Btz. 39 ange⸗ 
nommen werden, die leichtern aber außer Curs geſetzt ſeyn ſollen. 

Am 2. Juli 1816 verordnete die Regierung, „um diejenigen 
„zu ſichern, welche mit Vorſicht jene Münze angenommen hatten, 
„ſo wie auch um der durch Spekulationen bewirkten Unordnung 
„eines fortdauernd hoͤhern Currentfußes derſelben gegen den ge 
„jeglichen zu ſteuern:“ Diejenigen Stuͤcke, welche 545 Gran und 
mehr wiegen, ſollen mit einem Stempel verſehen werden, und 


*) Die helvetiſche Silber: und Kupfermünze und diejenige der nicht konkor⸗ 
direnden Stände wurden von den obrigkeitlich beſtellten Auswechslern zu 
5%, Verluſt für die Silber- und 10% für die Kupfermünze abgenommen. 
Der ausgewechſelte Betrag ſtieg in Bern einzig über Fr. 100,000, der Vor 
ſchuß der Standescaſſe an die Auswechsler auf Fr. 86,000. 
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einen geſetzlichen Curs von Btz. 40 haben; im Uebrigen ver 
bleibe es bei der fruͤhern Verordnung vom Jahre 1813. In 
Folge dieſer Verfuͤgung wurden 660,000 Stuͤcke geſtempelt. — Alle 
dieſe Verfuͤgungen blieben indeſſen Palliativmittel, und durch 
die Ermaͤchtigung an die Standescaſſe, auch ungeſtempelte Stuͤcke, 
inſofern ſie 545 Gran wiegen, zu Btz. 40 anzunehmen, fand 
ſelbſt ein Ruͤckſchritt ſtatt. 

Die Erſcheinung der franzoͤſiſchen Ordonnanz vom 2. Juni 
1829, laut welcher die Sechslivresſtuͤcke bis zum 1. Juli 1834 
noch in ihrem jetzigen Nennwerth, naͤmlich zu 580 Centimen 
geſetzlichen Curs haben, allein von jenem Zeitpunkt an ent⸗ 
werthet, und nur noch um ihren feinen Silbergehalt angenom— 
men werden ſollen, machte die Ergreifung zeitgemaͤßer, kraͤfti— 
ger Maßregeln von Seiten des Konkordats-Kreiſes nothwendig. 

So wie bei der hieſigen, ſo ſprach ſich bei allen dabei be— 
theiligten Konkordatsregierungen die Ueberzeugung aus: der franzoͤ⸗ 
ſiſche Neuthaler ſey eine Muͤnze, welche durch den ſtarken Ge— 
brauch ſchon ſeit Langem um mehr als 2 % abgenommen; das 
dadurch nothwendig gewordene Waͤgen ſey mit den groͤßten Un— 
bequemlichkeiten verbunden: nunmehr habe er ſogar durch die 
angefuͤhrte Ordonnanz in ſeinem Mutterlande die Eigenſchaft 
einer Muͤnze verloren, und werde in Kurzem zur Waare herab— 
ſinken. Werde nicht ſchleunige Abhuͤlfe getroffen, ſo ſtehe zu 
befürchten, daß in Folge jener Ordonnanz die weſtlichen Kan⸗ 
tone des Konkordatskreiſes mit einer Menge derſelben, und 
zwar zum groͤßten Theil leichter Stuͤcke werden uͤberſchwemmt 
werden, welche nur mit Verluſt wieder ins Ausland abgeſetzt 
werden koͤnnten, alſo ihnen zur Laſt bleiben, und alle bisheri— 
gen Anſtrengungen, grobe Geldſorten nach einer richtigen Wer— 
thung zu erhalten, fruchtlos machen wuͤrden. 

Aus allen dieſen Ruͤckſichten vereinigte ſich die im Chriſt— 


9. Jul. 1819. 


monat 1829 zuſammengetretene Conferenz der konkordirenden 
Staͤnde zu folgenden Schlußnahmen: 


5 In Uebereinſtimmung mit der Werthung der andern 
„groben Sorten ſoll das franzoͤſiſche Sechslivresſtuͤck von 542 Gran 
„Gewicht noch einen einſtweiligen Curs von Btz. 39 haben.“ 

2) „Seine Außer⸗Cursſetzung auf einen dem franzoͤſiſchen Ver: 
„rufungstermin auf angemeſſene Zeit vorhergehenden Zeitpunkt 
„wird jetzt ſchon als Grundſatz anerkannt. Dieſer Zeitpunkt 
„ſoll ſpaͤteſtens an der Conferenz vom Frühjahr 1831 berathen 
y und feſtgeſetzt werden.“ 

„Einſtweilen verpflichten ſich die H. Staͤnde hierin keine 
„vereinzelten Verfuͤgungen zu treffen, ſondern gemeinſchaftlich 
„zu handeln.“ 

Den neueſten Ereigniſſen iſt zuzuſchreiben, daß die Muͤnz⸗ 
Conferenz ſeither nicht mehr zuſammen trat, um dieſe Beſchluͤſſe 
in Vollziehung zu ſetzen. Im Geiſte derſelben traf ihrerſeits die 
hieſige Regierung die geeigneten Maßnahmen, um die heimath⸗ 
loſe Muͤnze allmaͤhlig aus dem Lande zu entfernen. 

Ein dießoͤrtiges Dekret vom 6. Maͤrz 1830 ſchreibt vor: 

10 Die franzoͤſiſchen Neuthaler von 542 Gran und mehr Ge⸗ 
wicht, ſollen allein noch bis zum 1. April des naͤmlichen Jahrs an 
den obrigkeitlichen Caſſen zu Btz. 40 an Zahlungsſtatt abgenom⸗ 
men werden. N 

Dieſe Vorſchrift iſt ſeither puͤnktlich gehandhabt worden. 

2) Um dem Publikum die Entledigung der ungewichtigen, 
allbereits durch mehrere Verordnungen wiederholt außer Curs 
geſetzten Stuͤcke beſtmoͤglichſt zu erleichtern, wurden im ganzen 
Lande Bureaur errichtet, in welchen dieſelben gegen andere geſetz— 
liche grobe Sorten, nach ihrem Metallwerth ausgewechſelt 
werden konnten. 
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Von dieſem Auswechſel iſt nur in den erſten Tagen und 
fuͤr kleinere Summen Gebrauch gemacht worden. 

3) Die in hieſiger Muͤnzſtatt geſtempelten Stuͤcke ſollen wie 
bis dahin einen geſetzlichen Curs von Btz. 40 haben. 

Die in den obrigkeitlichen Caſſen vorhandenen Neuthaler 
wurden auf die moͤglichſt vortheilhafte Weiſe vermittelſt Wech— 
ſeloperationen nach Frankreich verkauft. 

Ein bei der Haupt⸗Caſſe übrig gebliebener Reſt ward bis 
auf das letzte Stuͤck zerſchnitten und nach Paris verſilbert. 

Dieſe, freilich fuͤr den Staat mit Aufopferungen verbun— 
denen Maßnahmen haben ihren Zweck erreicht, und es hat ſich 
das franzoͤſiſche Sechslivresſtuͤck, vordem beinahe unſere ausſchließ— 
liche grobe Sorte, im oͤffentlichen Umlauf ſehr betraͤchtlich ver— 
mindert; ſo daß zu erwarten ſteht, ſeine Außer-Cursſetzung, 
deren Nothwendigkeit uͤbrigens immer dringlicher heranruͤckt, 
werde leicht und ohne Nachtheil zu bewerkſtelligen ſeyn. 

Die Angabe des Betrags der auf gemeldte Weiſe aus dem 
Lande geſchafften Summen in Neuthalern wird erſt in der bei 
Abfaſſung dieſes Berichts noch nicht abgelegten Standesrechnung 
erſcheinen, kann alſo dermalen nicht genau und offiziell ange— 
geben werden.“) 


l. Poſtregale. 

Die Poſten im Kanton Bern wurden im Jahr 1678 unter 
vielen Schwierigkeiten und Aufopferungen, durch Herrn Beat 
Fiſcher eingeführt. Seither hat die Regierung ſtets nach Aus— 
lauf einer Pachtzeit, den maͤnnlichen Nachkommen des Stifters 
das Poſtregale aufs neue anvertraut. In dieſem langen Zeit— 
raume machte die Regierung ein einziges Mal, von 1702 bis 


) Aus der Standescaſſe einzig wurden 1829 und 1830 über 200,000 Stück 
fortgeſendet. 


30. Juni 1824. 
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1708 den Verſuch, die Poſten unter obrigkeitliche Verwaltung 
zu nehmen; allein ſie fand ſich nach dieſer Erfahrung bewogen, 
wieder den Weg der Verpachtung vorzuziehen. Von dieſer Zeit 
an iſt fie dabei verblieben, und zwar um fo eher, da vermit- 
telſt gleichzeitiger Pachtungen anderer ſchweizeriſcher, und ſelbſt 
auslaͤndiſcher Poſten durch die Berniſchen Paͤchter, dem hieſigen 
Poſtweſen Vortheile und Erleichterungen zu ſtatten kamen, welche 
ohne dieſe nuͤtzliche Verbindung nimmer in gleichem Maße er⸗ 
haͤltlich geweſen waͤren. In dieſen Geſinnungen ward die Ver⸗ 
pachtung auch von der Mediations-Regierung fortgeſetzt und 
dafuͤr, nach Lostrennung des Aargaus und der Waadt, noch 
ein jaͤhrlicher Canon von 40,000 Franken an die Staats⸗Caſſe 
entrichtet. Wegen Vereinigung des Leberbergs und in Beruͤck— 
ſichtigung des hergeſtellten Weltfriedens, ward im Jahre 1818, 
bei Verpachtung der Poſten fuͤr neue 12 Jahre von 1820—1832, 
der Zins auf Fr. 65,000 jaͤhrlich erhoͤht, auf dieſem Fuße dann 
letzthin der Vertrag noch um 4 Jahre, bis 1. Auguſt 1836 ver⸗ 
laͤngert. | 

Das Poſtreglement und Tarif von 1824 enthält, nebſt dem 
Porto fuͤr den Leberberg, uͤberhaupt die fruͤhern Vorſchriften 
und Taxen. Man glaubte mit Aenderungen, beſonders denn 
mit Verminderungen nur behutſam verfahren zu ſollen, weil 
die aͤußern Poſtaͤmter ſogleich davon, zum Nachtheil des hie⸗ 
ſigen Regals, Nutzen zu ziehen wiſſen wuͤrden. Hingegen hat 
ſich die Poſtverwaltung angelegen ſeyn laſſen, in freiwilliger 
Modifikation des Tarifs, durch Verminderung des Porto von 
Paquets, von Geldtransporten und Paſſagiers⸗Taxen, dem 
Publikum nicht unbedeutende Erleichterungen zu verſchaffen. 
Beſonders haben die Poſtbeſteher waͤhrend der gegenwaͤrtigen 
Pachtzeit ſich bemuͤht, den ihnen von oberer Behoͤrde mitgetheil— 
ten Wuͤnſchen des Publikums zu entſprechen, und zu Befoͤrde⸗ 
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rung des Verkehrs moͤglichſt beizutragen. Ihren Unterhandlun⸗ 
gen ſind folgende Reſultate zu verdanken: 

In Bezug auf das Ausland: 

1) Vertraͤge mit der franzoͤſiſchen Poſtadminiſtration, wo⸗ 
durch der laͤſtige Frankaturzwang aufgehoben, fuͤr das ſuͤdliche 
und noͤrdliche Frankreich eine taͤgliche Poſt veranſtaltet, dieje⸗ 
nige uͤber Befort um einen Tag fruͤher als vorher erzielt, ein 
Nachlaß von 20 % auf der franzoͤſiſchen Correſpondenz, und 
fuͤr diejenige mit England, den Niederlanden, Spanien und 
den Colonien, auch bedeutende Erleichterung und Befoͤrderung; 
endlich die Transporte durch die koͤnigliche Meſſagerie fuͤr ſchwere 
Sachen in 4—5 Tagen um ſehr billige Preiſe erhalten worden. 

2) Ein Vertrag mit dem Fuͤrſten Staatskanzler von Oeſt⸗ 
reich, wodurch die hieſige Correſpondenz mit Italien in 3 Ta⸗ 
gen Mailand erreicht. 

3) Ein Vertrag mit Piemont, in Folge deſſen die Briefe 
auf der Graͤnze gratis ausgewechſelt werden und eine vierte 
Poſt woͤchentlich von Genf nach Chambery ſtatt findet. 

In Bezug auf die Schweiz, Vertraͤge mit den betreffen— 
den Poſtaͤmtern, wodurch erzielt worden: 


Nach Lauſanne, ſtatt vorher viermal wöchentlich, jetzt taͤg⸗ 
liche Curſe der Diligence und zwar auf der doppelten Straße 
uͤber Freiburg und Murten; dreimal woͤchentlich die Meſſagerie 
in 1 Tag, ſtatt vorher nur einmal in 2½ Tagen. Statt woͤ⸗ 
chentlich 20 Paſſagiers-Plaͤtzen zu Fr. 16, jetzt 70 Plaͤtze zu 
Fr. 12, und 24 in der Meſſagerie zu Fr. 10. 

Nach Aarau: taͤgliche Poſt auf zwei Straßen, ſomit taͤg⸗ 
liche Verbindung mit Zuͤrich und Schaffhauſen, ſtatt vorher fuͤr 
Briefe viermal, fuͤr Reiſende zweimal woͤchentlich; jetzt 70 Plaͤtze 
fuͤr letztere, ſtatt fruͤher 16. 


Zollweſen im 
Allgemeinen. 
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Nach Baſel, ſtatt der vormaligen vier Verbindungen für 
die Woche, jetzt eine taͤgliche uͤber Delsberg und dreimal durch 
eine große Meſſagerie uͤber Balſtall in 1 Tag. e 59 Paſ⸗ 
ſagiers-Plaͤtze, ſtatt der bisherigen 16. 


Nach Neuenburg, ſtatt viermal woͤchentlich, jetzt taͤgliche 
Diligence. 

Nach Luzern, ungerechnet der Poſt durch das Aargau, 
noch zweimal woͤchentlich Diligence uͤber Zell, in Verbindung 
mit der Poſt uͤber den Gotthard. 

Die dadurch im Innern des Kantons vermehrten Kommu— 
nikationen hatten noch durch beſondere Anſtalten einen fernern 
Zuwachs erhalten.“) 

Indem man die Preiſe der Beduͤrfniſſe ſo wie die Schwie— 
rigkeiten des hieſigen Poſtareals in billige Betrachtung zieht, 
wird man den Leiſtungen der Poſtbeſteher, wie es von Seite 
der obern Poſtbehoͤrde geſchehen, um ſo mehr Gerechtigkeit wie— 
der fahren laſſen und daraus, für den öffentlichen Dienſt, auch 
fernerhin gute Vorbedeutung ſchoͤpfen. 


Zollweſen, Bruͤcken-, Straßen- und Lizenzgel⸗ 
der, Kaufhausgebuͤhren. 


Das Zollweſen hat wegen dem laͤngſt gefuͤhlten Beduͤrfniß 


*) Mit Thun täglich zweimal, mit Interlacken im Sommer durch ein Schiff, 

für Hin⸗ und Rückreiſe, täglich. 

Mit Zweiſimmen, ſtatt zwei Fußboten wöchentlich, jetzt ein Suhrs 
werk zu drei Curſen. 

Mit Sumiswald fünfmal wöchentlich durch die Luzerner Poſt oder 
beſondere Fuhrwerke. 

Von Herzogenbuchſee nach Wangen fünfmal möchentlich. 

Von Delsberg nach Saignelegier dreimal. 

Mit Büren viermal durch Fuhrwerk von Viel auf Solothurn. 


363 


einer verbefferten Organiſation fortwährend die beſondere Ob: 
ſorge der Regierung in Anſpruch genommen. 

Einige vorlaͤufige Bemerkungen uͤber die Natur und die 
Verhaͤltniſſe dieſes ziemlich verwickelten Adminiſtrations⸗Zweiges 
mögen dazu dienen, die einer jeden durchgreifenden Verbeſſe— 
rung an demſelben ſich bisher entgegengeſtellten Hinderniſſe an⸗ 
ſchaulich zu machen. 


Gleich den meiſten andern Einrichtungen unſers Kan— 
tons, hat ſich auch das Zollweſen nach und nach und ganz hiſto⸗ 
riſch ausgebildet. Als erſtes Hauptfundament deſſelben iſt da 
her noch immer das Prinzip bloßer Lokal-Zollrechte vor; 
herrſchend, welche in ziemlich bedeutender Anzahl, aber ihrem 
Urſprung und Wirkungskreiſe nach ganz verſchieden, ſchon in 
fruͤheren Jahrhunderten durch die damaligen Landesherrn einge— 
ſetzt und entweder ſelbſt ausgeuͤbt, oder aber Geſchenks- oder 
Vertragsweiſe an beſondere Gemeinheiten uͤbertragen wurden. 


Mit der allmaͤhligen Erwerbung der einzelnen, den nach— 
maligen Kanton bildenden, Landestheile durch die Stadt Bern, 
geſtaltete ſich gleichmaͤßig auch das obrigkeitliche Zollweſen aus 
den in dieſen Landestheilen ſich vorgefundenen herrſchaftlichen 
Zoͤllen; waͤhrend den betreffenden Korporationen ihre beſitzenden 
Zollrechte, nebſt ihren uͤbrigen Privilegien, als wohl erworbe— 
nes titelfeſtes Eigenthum gewaͤhrleiſtet wurden. 


Die obrigkeitlichen Zoͤlle wurden Jahrhunderte hindurch ein 
jeder fuͤr ſich, als ein beſonderes Ganzes, nach ſeinen urſpruͤng— 
lichen Befugniſſen ausgeuͤbt und erſt im Jahre 1713, nebſt dem 
Straßen⸗Departement, unter die gemeinſame Leitung einer eige— 
nen Behoͤrde — Zolldirektion — geſtellt, mit dem Auftrag, unter 
beiden Ruͤckſichten von Zoͤllen und Straßen, dem ſtarken Auf: 
ſchwung von Handel und Gewerbe, durch angemeſſene Verbeſ— 
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ferungen noch mehrere Nachhuͤlfe und Aufmunterung zu ver 
ſchaffen. | 

Von dieſer Zeit her datiren ſich auch die erſten nahmhaf- 
ten Straßen⸗Correktionen und das Hinſtreben nach einer allge— 
meinen ſyſtematiſchen Zollordnung in Anwendung des obrig⸗ 
keitlichen Zoll⸗Regal⸗Rechtes. 

Damals aber lag ſchon das Haupthinderniß in der beſon— 
dern Vorliebe, mit welcher die betreffenden Gemeinheiten an 
ihren Spezial-Zollrechten hiengen, und ſolche der guͤnſtigen 
Kaufsangebote ungeachtet zu entaͤußern ſich weigerten. 

Erſt nach vielen fruchtloſen Verſuchen mußte die Regierung 
ſich entſchließen, die vorhabenden Zollerleichterungen auf ihre 
einzelnen zur Zeit beſeſſenen Zollrechte zu beſchraͤnken, und 
ſolche wenigſtens, ſo gut es ſich thun ließ, einer ſyſtematiſchern 
Ordnung entgegen zu fuͤhren. So kam endlich, nach der ſorg— 
faͤltigſten Prüfung der wahren Beduͤrfniſſe des Handels, der 
ſogenannte Allgemeine Land-Zoll-Tarif fuͤr die deut— 
ſche Botmaͤßigkeit von 1743 zu Stande, welcher als das 
zweite Hauptfundament unſeres Zollweſens anzuſehen iſt, und 
durch die große Einfachheit ſich auszeichnet, mit welcher er 
eben diejenigen Grundſaͤtze ausſpricht, die noch heut zu Tag 
als die entſprechendſten, ſelbſt durch die eidgenoͤſſiſche Zollrevi⸗ 
ſion anempfohlen werden, naͤmlich: 

1) Bloß einmalige Verzollung einer Ladung für die ganze 
Route auf der erſtbetretenen Zollſtatt; in Ausmeidung des fruͤ— 
hern oͤftern Anhaltens und langen Aufenthalts bei jeder Zoll— 
ſtatt zu jedesmaliger neuer Unterſuchung und Verabgabung. 

2) Gleichfoͤrmiger Gewichtzoll nach dem maͤßigen Anſatz 
von Einem Kreuzer fuͤr den Centner fuͤr jede zu betretende 
Zollſtatt ohne Ruͤckſicht auf die Art der Waaren; wodurch der 
großen Unbeſtimmtheit der urſpruͤnglichen, meiſt veralteten Taz 
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rife abgeholfen, den immerhin laͤſtigen und viele Zeit raubenden 
Nachforſchungen nach dem Gehalte der einzelnen Verpackungen 
vorgebogen, und der Laͤnge der zu befahrenden zollpflichtigen 
Straßenſtrecken behoͤrige Rechnung getragen wurde. 


3) Fixe Geleitabgabe, je nach der Eigenſchaft des Waaren— 
transportes als innerer Verkehr, Tranſit, Einfuhr oder Aus⸗ 
fuhr auf 1 oder 3 Kreuzer fuͤr den Centner feſtgeſetzt; welche 
Gebuͤhr ihrem Urſprung nach das dem Landesherrn fuͤr die von 
dieſem gewaͤhrleiſtete Sicherheit der Landſtraßen zu entrichtende 
Entgeld bildet, und mittelſt obiger Modiftkation, wenn auch 
nur in ſchwachem Maße, die mehrere oder mindere Beguͤnſti⸗ 
gung der verſchiedenen Arten des Verkehrs in ſtaatswirthſchaft— 
licher Hinſicht ausſpricht. 


Die naͤchſte Folge dieſes allgemeinen Zolltarifs war, daß 
in moͤglichſter Vereinbarung deſſelben mit dem bereits aufge— 
faßten Zweck einer allgemeinen, ſyſtematiſchen Kantonal-Zoll⸗ 
ordnung, ſo wie zu weſentlicher Erleichterung des innern Ver— 
kehrs, die urſpruͤnglichen darunter begriffenen Zollpoſten groͤß⸗ 
tentheils aufgehoben, und auf neue, moͤglichſt nahe an den 
Kantonsgrenzen, auf den Einmuͤndungen der zollpflichtigen 
Straßenzuͤge aufgeſtellte Zollſtationen verlegt wurden, welche 
mit der Erhebung des für jeden Straßenzug beziehenden Cumu⸗ 
lativzolles beladen waren. Dieſe Einrichtung erleichterte auch 
die Ausführung namhafter neuer Straßenbauten oder Straßen: 
korrektionen, hauptſaͤchlich in den zollpflichtigen Bezirken, wo 
fruͤher die befuͤrchtete Abfahrung des Zolles ein bedeutendes 
Hinderniß dargeboten haͤtte. 


Dieſe Geſammtclaſſe von Zoͤllen nun, welche dem Tarif 
von 1743 unterworfen find, bilden den ſogenannten Kantons- 
zoll im Gegenſatz mit den noch beſtehenden Spezial-Zollgerech— 
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tigfeiten, die entweder ſpaͤter zu obrigkeitlichen Handen ange: 
kauft worden, oder fortwaͤhrend noch Privateigenthum ſind. 

Durch gleichfoͤrmige reglementariſche Vorſchriften uͤber den 
Zollbezug, uͤber gegenſeitige Controllierung, uͤber die Comptabi⸗ 
litaͤt u. ſ. w. mußten nun die obrigkeitlichen Zölle in immer 
naͤhere Verbindung treten, und nach und nach das Anſehen 
einer eigentlichen ſyſtematiſchen Zollordnung um ſo mehr ge— 
winnen, als ſpaͤterhin der Zolladminiſtration noch einige uͤber 
den ganzen Kanton ſich erſtreckende Anordnungen, wie das 
Tratten⸗ und Ausfuhrgeld von Pferden und Viehwaaren und 
der Tabakeinfuhr-Impoſt von Btz. 7½ für den Centner zur 
Exekution uͤbertragen wurden, welche mittelſt beſonderer Grenz— 
inſpektionen vollzogen werden mußten. An der allgemeinen 
Durchfuͤhrung des Syſtems fehlt indeſſen noch vieles, indem 
noch große Bezirke im Innern des Kantons, wie von Alters 
her, fortwaͤhrend ganz zollfrei geblieben ſind, die Bezirke der 
Spezial-⸗Zollrechte in Berechnung des Kantonal-Zolles nicht in 
Anſchlag kommen, und große Grenzſtrecken, wie von Huttwyl 5 
als Filial von Langenthal, um das ganze Oberland, Frutigen, 
Saanen, Schwarzenburg und Laupen herum, bis wieder nach 
Guͤmminen, von jedem eigentlichen Kantons-Zollpoſten entbloͤßt f 
ſich befinden. 

Aus den beiden vorerwaͤhnten Hauptfundamenten war nun 
das Zollweſen zuſammengeſetzt, als es vorerſt durch die Staats— 
umwaͤlzung von 1798 auf einige Zeit unterbrochen, nachwaͤrts 
wieder in ſeinem vorigen Beſtande hergeſtellt, und gleich nach 
Einfuͤhrung der Mediations-Verfaſſung durch die Tagſatzung 
im Jahre 1803 im Ganzen ſanctionirt wurde. 

Die Beſchleunigung, mit welcher damals die hierſeitigen 
Zollberechtigungen zum Behufe dieſer durch die Mediationsakte 
vorgeſchriebenen Beſtaͤtigung der Bundesbehoͤrde vorgelegt wer— 
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den mußten, verhinderte, daß dieſelben zum voraus einer Ne 
viſion unterworfen, und gleichzeitig auch die noͤthig gewordenen 
Verbeſſerungen an denſelben anempfohlen werden konnten, deren 
Dringlichkeit bald darauf ſich offenbarte. 

So hatte ſelbſt der allgemeine Zolltarif wieder einen hohen 
Grad von Unbeſtimmtheit erreicht, weil die einzige in demſelben 
aufgeſtellte Norm zu Berechnung der Zollanſaͤtze, naͤmlich 1 
Kreuzer vom Centner fuͤr jede zu betretende Zollſtatt, durch die 
Verſchmelzung oder Verſetzung dieſer Zollſtaͤtte verwickelt worden 
war. Zwar hatte ſich von Anfang her fuͤr die damals ge— 
brauchten Straßen eine auf den eigentlichen Beſtand gegruͤndete 
Vorſchrift erhalten. Fuͤr die als Folge allgemeinerer Straßen— 
verbeſſerung ſich bedeutend vermehrten Waarenzuͤge nebſt ihren 
mannigfaltigen Verzweigungen mußten aber nach und nach be— 
ſondere Weiſungen nachhelfen, welche je nach den vorherrſchen— 
den Anſichten auch zu verſchiedentlichen Anwendungen fuͤhrten. 

Ferner war der gedachte Tarif nur auf den groͤßern 
Waarenverkehr oder das Frachtfuhrweſen berechnet, und verwies 
alle übrige, mehrentheils artikelsweiſe zu verzollende Gegen— 
ſtaͤnde, auf die jeden Orts beſtehenden beſondern Tarife. Dieſe 
Geſammtclaſſe von Tarifen aber, ſo wie diejenige der beſon— 
dern Zollrechte uͤberhaupt, waren großentheils veraltet, in Vie— 
lem auf die heutigen Verhaͤltniſſe nicht mehr anwendbar, das 
Studium derſelben durch vielfache beſondere Weiſungen erſchwert, 
und immerhin noch Manches unbeſtimmt gelaſſen. Gleiche, zu 
vielerlei Streitigkeiten fuͤhrende Unbeſtimmtheit herrſchte in den 
mannigfaltigen Befugniſſen und Verpflichtungen der einzelnen 
Zollrechte uͤberhaupt, woruͤber in den alten vorhandenen Titeln 
nicht mehr genugſame Auskunft gefunden werden konnte, und 
welche nach und nach zu vielen richterlichen Ausſpruͤchen uͤber 
Spezialfaͤlle fuͤhrten. 
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Aus dieſen Hauptruͤckſichten alſo find ſchon in den erſten 
Jahren der Mediations-Verfaſſung die erſten, ſeither ſo oft 
wiederholten Reviſions-Auftraͤge für das geſammte Kantonal- 
Zollweſen hervorgegangen. 

Mehrjaͤhrige Unterſuchungen und fruchtloſe Vorarbeiten 
mußten endlich zu der Ueberzeugung fuͤhren: „daß eine bloße 
„anf die urſpruͤngliche Grundlage der Lokal-Zollrechte geſtuͤtzte 
„Reviſion und Regulierung des Zollweſens einerſeits wegen den 
„vielen bereits ſtattgefundenen Veraͤnderungen, und der daraus 
„entſtandenen Sachverwickelung, fo viel als unausfuͤhrbar, und 
„anderſeits, wegen der weit mehreren an das Zollweſen in 
„neuerer Zeit gemachten Anſpruͤche durchaus ungenuͤgend waͤre; 
„daß ſowohl die gefuͤhrten Klagen uͤber den jetzigen Zollbeſtand, 
„namentlich die Beſchwerden uͤber allzugroße Belaͤſtigung des 
„innern Verkehrs durch oͤftere allzuhohe Verzollung und damit 
„verbundene Foͤrmlichkeiten, welche in Beguͤnſtigung der Landes— 
„ induſtrie alle Beruͤckſichtigung verdienen, als auch die verſchie— 
„dentlichen Forderungen, wie diejenigen der mehrern Erleich— 
„terung des Tranſits und Frachtfuhrweſens überhaupt, ſaͤmmt⸗ 
„lich dem urſpruͤnglichen Prinzip der Lokalzoͤlle widerſtreiten { 
„und einzig durch ein allgemeines Kantonal-Zollſyſtem angez 
„meſſen erledigt werden koͤnnen; daß alſo nur in einer auf das 
„Prinzip eines ausſchließlichen obrigkeitlichen Zollregal-Rechtes 
„gegründeten vollſtaͤndigen Umgeſtaltung des Zollweſens die 
5 wuͤnſchenswerthe Abhuͤlfe ſich finden laſſe.“ 

Von Seite der Regierung wurde nichts unterlaſſen, was 
dieſen einmal als wohlthaͤtig anerkannten Zweck haͤtte befoͤrdern 
koͤnnen. Wenn aber ſchon im verfloſſenen Jahrhunderte ein 
aͤhnliches Hinſtreben hauptſaͤchlich an den Hinderniſſen der be— 
ſonderen Lokalverhaͤltniſſe ſcheiterte, welche jetzt noch großen— 
theils vorherrſchen, ſo ward nun die Aufgabe durch die weit 
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bindenderen Verhaͤltniſſe zu der Eidgenoſſenſchaft noch weit 
ſchwieriger, welche fuͤr ſich allein genuͤgend ſind, die bisherige 
Unausführbarfeit derſelben zu erklaͤren. 


Als Folge des gegenſeitigen Intereſſes naͤmlich, welches 
die eidgenoͤſſiſchen Stände zu Sicherung des Verkehrs unter ſich 
vor allzugroßen Belaͤſtigungen, natuͤrlicher Weiſe an den Zoll— 
einrichtungen innerhalb der Schweiz nehmen muͤſſen, wurde 
ſchon durch die Mediationsakte, und nachwaͤrts auch durch den 
eilften Artikel des Bundesvertrags die Verpflichtung ausgeſtellt, 
„daß die beſtehenden von der Tagſatzung genehmigten Zoͤlle, 
„Weg- und Bruͤckengelder in ihrem Beſtande verbleiben, und 
„ohne Einwilligung der Tagſatzung weder neue errichtet, noch 
„die beſtehenden erhöht werden ſollen.“ 


Da nun keine neue Zolleinrichtung im Sinne einer gleich 
foͤrmigern Vertheilung der Anſaͤtze gedenkbar iſt, ohne mit 
theilweiſen neuen, oder mit Erhoͤhung einzelner bereits beſtehen— 
der Anſaͤtze verbunden zu ſeyn, wenn ſchon die Geſammtheit 
der bisherigen Anſaͤtze eher ermaͤßiget als erhoͤht wuͤrde, ſo muß 
auch die Sanktion der Tagſatzung als erſtes Beding zu Aus⸗ 
führung derſelben ſich darſtellen. Das beſondere Kantonal-In⸗ 
tereſſe muß mittelſt deſſen dem gemeineidgenoͤſſiſchen weichen; 
es konnte ſich nicht mehr vorzugsweiſe darum handlen, was dem 
Kanton als abgeſondertes Ganzes am Beſten haͤtte zuſagen koͤn— 
nen, ſondern mehr darum, was erforderlich ſey, um dem ge— 
meinſchaftlichen eidgenoͤſſiſchen Zoll⸗Intereſſe zu entſprechen. 
Nun iſt bekannt, daß ſchon in den erſten Zeiten der Media— 
tions⸗Verfaſſung von der Tagſatzung eine Reviſion des ſchwei— 
zeriſchen Zollweſens uͤberhaupt angeordnet wurde, um, in Folge 
des allgemein anerkannten und ausgeſprochenen Beduͤrfniſſes, 


daſſelbe auf gleichfoͤrmigere, einfachere und den Verkehr erleich— 
| 24 
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ternde Grundlagen zurückzuführen. Durch dieſe zu gewaͤrtigenden 
allgemeineren Grundlagen mußte natuͤrlicher Weiſe auch die fer— 
nere Geſtaltung unſerer eigenen Kantonal-Zoͤlle bedingt werden, 
und, ſo wie unter der Mediations-Akte auch unter der jetzigen 
Verwaltung, das fortgeſetzte Beſtreben der Regierung haupt: 
ſaͤchlich auf Unterſtuͤtzung und Foͤrderung des wohlthaͤtigen 
Zweckes der ſchweizeriſchen Zoll⸗Reviſion gerichtet ſeyn; unter 
behoͤriger Einwirkung, daß das endliche Ergebniß auch mit den 
eigenen Kantonal-Intereſſen und mit unſern beſondern Verhaͤlt— 
niſſen in genuͤgendem Einklang ſich befinde. 


Lange Zeit hindurch mußte aber auch dieſe allgemeine Zoll— 
Reviſion beinahe hoffuungslos gegen alle die beſondern ſich zum 
Theil widerſtreitenden Intereſſen und hemmenden Lokal-Inſti⸗ 
tutionen ankaͤmpfen und nach beinahe jährigen fruchtloſen Be: 
muͤhungen, einen allgemeinen gleichfoͤrmigen Zollplan fuͤr die 
ganze Schweiz durchzuſetzen, endlich, wie ſchon nach aͤhnlichen 
Bemuͤhungen fuͤr das Muͤnzweſen geſchehen war, auf den Ver— 
ſuch theilweiſer Vereinbarung einzelner Staͤnde, vorerſt uͤber 
die wichtigſten Zollverhaͤltniſſe ſich beſchraͤnken; in der Abſicht, 
dieſem nachwaͤrts die uͤbrigen Beſtandtheile des Zollweſens nach— 
folgen zu laſſen, und die daraus hervorgegangenen, anfaͤnglich 
durch einzelne Staͤnde genehmigten Grundſaͤtze allmaͤlig auch 
bei den übrigen Kantonen in moͤglichſter Gleichfoͤrmigkeit beliebt 
zu machen. | 


Indeſſen mochte auch der erſte durch den eidgenoͤſſiſchen 
Zoll⸗Reviſor in dieſem Sinne ſorgfaͤltig ausgearbeitete und gruͤnd— 
lich motivierte Antrag, naͤmlich der Konkordats-Entwurf zu Er⸗ 
leichterung des Tranſit- und Fracht-Fuhrweſens auf der Haupt: 
Commerzial⸗Straße von Rorſchach nach Genf und auf den noͤrd— 
lichern ſchweizeriſchen Straßenzuͤgen, — obgleich von Bern ohne 
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Ruͤckſicht auf eigenen Vortheil unterftügt — wegen des Nicht 
beitritts einiger dabei betheiligten Graͤnz-Kantone auf der Tag⸗ 
ſatzung von 1827 nicht gelingen. Allein durch das fortgeſetzte 
thaͤtige Einſchreiten der Bundesbehoͤrde und die raſtloſen Be— 
muͤhungen des Zoll⸗Reviſors wurde ein neuer mit dem fruͤhern 
im Allgemeinen uͤbereinſtimmender Konkordats-Entwurf, unter 
Auslaſſung der ſich abgeneigt gezeigten Staͤnde und Beſchraͤn— 
kung auf die Handelsſtraße von Rorſchach bis Baſel und uͤber 
Neuenburg bis Verrieres nebſt den darin benannten noͤrdlichen 
Einmuͤndungen, feither fo weit gefördert, daß ſolcher auf der 
letztjaͤhrigen Tagſatzung, durch die betheiligten Stände, Bern, 
Zuͤrich, Solothurn, Appenzell a. R., St. Gallen, Aargau und 
Neuenburg, nicht aber durch Baſel, bereits ratifiziert worden 
iſt, und unter Vorbehalt näherer Verabredung uͤber gleichfoͤr— 
mige Vollziehungs-Vorſchriften mit dem 1. April dieſes Jahres 
in Anwendung treten ſollte. 


In dieſem Konkordate find diejenigen gleichfoͤrmigen Vor— 
kehren enthalten, welche nach den ſorgfaͤltigſten Unterſuchungen 
am geeignetſten ſich erzeigten, dem Fracht-Fuhrweſen auf den 
darunter begriffenen Straßen die benoͤthigten Erleichterungen zu 
verſchaffen, ganz vorzuͤglich aber, dem Tranſit durch die Schweiz 
wieder aufzuhelfen, oder wenigſtens doch denjenigen Theil deſ— 
ſelben, der ihr bis jetzt noch verblieben, auch ferner zu erhalten, 
bevor er in Folge der immer guͤnſtigeren Einrichtungen in den 
benachbarten Staaten ſich noch mehr von unſern Straßen ent— 
ferne. 


Die Mittel dazu zerfallen in zwei Haupt-Claſſen: 
1) In eine Herabſetzung der Zoll-, Weg- und Brücken: 


gelder auf circa einen Drittheil der gegenwaͤrtigen Anſaͤtze fuͤr 


den Tranſit durch die Schweiz und fuͤr die direkte Ausfuhr aus 
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einem der konkordirenden Stände nach dem Auslande; ferner 
in gleichfoͤrmigere und herabgeſetzte Beſtimmung der Kaufhaus— 
Gebühren, Abſchaffung der Fuhr⸗Lizenz-Gebuͤhren u. |. w. 


2) In erleichternde Vorſchriften durch einfachere Tarife, 
Bezugs- und Verwaltungs-Einrichtungen uͤberhaupt. 

Die fuͤr unſern Kanton auf beilaͤufig Fr. 16,000 berech⸗ 
nete Einbuße für die Staats⸗Caſſa, die aus den angetragenen 
Zoll⸗Reduktionen ſich erzeigen koͤnnte, ſchien, ob ſchon bedeu⸗ 
tend, doch keineswegs den hierſeitigen Beitritt und fernern 
thaͤtigen Antheil an der Verwirklichung dieſes erſten Verſuchs 
behindern zu ſollen, in Betrachtung des überwiegenden Vor— 
theils, den er, beſonders bei der verhofften allmaͤhligen Ver⸗ 
vollſtaͤndigung und Ausdehnung über noch mehrere Kantone, 
fuͤr den ſchweizeriſchen Handelsverkehr im Allgemeinen, nament⸗ 
lich aber fuͤr die Ausfuhr aus dem eigenen Kantone nach dem 
Auslande darbieten wuͤrde. 

Ueberdieß befinden ſich durch die in dieſem Konkordat auf⸗ 
geſtellten Grundſaͤtze die hauptſaͤchlichſten gegenſeitigen Zoll⸗In⸗ 
tereſſen der Kantone beruͤckſichtiget. Sie ſtimmen im weſentli— 
chen ganz mit demjenigen uͤberein, was auch fuͤr eine hierſeitige 
abgeſonderte Zollordnung haͤtte als entſprechend anempfohlen 
werden koͤnnen. Sie konnten demnach als der zuverlaͤſſigſte 
Leitfaden zu nunmehrigem ungeſaͤumtem Entwurf eines beſon— 
dern Kantonal⸗Zoll⸗Syſtems angeſehen werden, welches auf 
jeden Fall, zu behoͤriger Vollziehung des obigen Zoll-Konkorda⸗ 
tes, gleichzeitig mit dieſem hätte zur Exekution gefördert wer— 
den ſollen. 

Unter ſolchen Verumſtaͤndungen wurde unterm 6. Januar 


1830 durch die Zollverwaltung ein Entwurf neuer Zollordnung 
an die obere Behörde eingegeben, welcher, nach reiflicher Vorbera⸗ 
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thung und Beruͤckſichtigung der auf der letztjaͤhrigen Tagſatzung 
ſtatt gefundenen Verhandlungen in Zollſachen, dem Großen Rathe 
in ſeiner periodiſchen Winterſitzung vorgelegt werden ſollte. 


Auf ein einfaches vollſtaͤndiges Grenz-Zoll-Syſtem gegruͤn— 
det, ſollte dieſer Entwurf, durch mäßige Zoll⸗Anſaͤtze und voll— 
ftändiges Anſchließen an die durch die eidgenoͤſſiſche Zoll-Nevi- 
fion vorgeſchlagenen Erleichterungen, ſowohl dem gemeinſamen 
ſchweizeriſchen Intereſſe entſprechen, als auch durch eine mit 
ziemlicher Einbuße für die Staats-Caſſa verbundene vollſtaͤndige 
Aufhebung aller übrigen bisher beſtandenen Zoll-Gefaͤlle, dem 
Lande ſelbſt die laͤngſt bezweckte Beguͤnſtigung des innern Ver— 
kehrs, in billiger Beruͤckſichtigung der mit dem Straßen-Unter⸗ 
halte verbundenen großen Beſchwerden, in vollem Maße ge— 
waͤhren. 

Die ſeitherigen Ereigniſſe haben ſowohl die Ausfuͤhrung des 
Konkordats als auch die Berathung des projektirten neuen Zoll— 
geſetzes verhindert. Bei der letztern wuͤrde die Frage, ob all— 
faͤllig ein Waarenzoll, oder ein Syſtem von Einfuhrgebuͤhren, 
nach Art der Waaren, wie ſolches im Kanton Waadt beſteht, 
dem angerathenen bloßen Gewichtzolle vorzuziehen oder mit dem 
ſelben zu verbinden ſey, einer gruͤndlichen Eroͤrterung beduͤrfen. 


Neben der Umgeſtaltung des Zollweſens im Allgemeinen, 
welche hier wegen ihrer Wichtigkeit und mannigfaltigen Bezie— 
hungen eine etwas ausfuͤhrlichere Darſtellung veranlaßte, ver— 
dienen noch folgende ſpeziellere Verfuͤgungen eine Stelle in dem 
gegenwaͤrtigen Berichte. 


Zu allmaͤhliger Beſeitigung des aus den beſtehenden Pri— 
vatzoͤllen der Durchführung eines allgemeinen Zoll⸗Syſtems ſich 
entgegenſtellenden Hemmniſſes, ohne zu einer, zwar durch das 
Geſetz fuͤr dergleichen Faͤlle ſanktionirten Zwangsmaßnahme zu 
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ſchreiten, war das ſtete Augenmerk der Regierung auf den An⸗ 
kauf ſolcher Gerechtigkeiten gerichtet, ſobald die beſitzenden Kor— 
porationen ſich mit ihren Forderungen den hierſeitigen vortheil— 
haften — auf der Baſis einer Capitaliſierung des Mittel-Er⸗ 
trags der zehn letzten Jahre zu hundert fuͤr drei beruhenden — 
Kaufs⸗Antraͤgen annaͤherten. 

So wie bereits unter der Mediations-Verfaſſung im Jahr 
1808 und 1809 die Zollgerechtigkeit der Stadt Bern um 
Fr. 470,000, und in den Jahren 1812 und 1813 die Zollge⸗ 
rechtigkeit der Stadt Burgdorf um Fr. 133,000 auf ſolche Weiſe 
angekauft worden, ſo kam auch nach langen Unterhandlungen 
im Jahre 1818 der Ankauf der Zollgerechtigkeit der Stadt Bir 
ren mit einer Capital-Summe von Fr. 160,000 zu Stande. 

Der Ankauf dieſes Zollrechtes war fuͤr das Frachtfuhrwe— 
ſen uͤberhaupt, ſo wie fuͤr die dortige Gegend im Beſondern, ſehr 
wichtig, indem er zu Ausbeſſerung der fruͤher vernachlaͤſſigten 
Verbindungs-Straße zwiſchen Solothurn und Aarberg ermun— 
terte, die ſeither, hauptſaͤchlich fuͤr den Tranſit, eine der befah— 
renſten Handelsſtraßen des Kantons geworden iſt. 

Gleiche Kaufs-Unterhandlungen wurden zu verſchiedenen 
Malen auch mit den Stadt-Gemeinden Thun — wo der Zoll 
nur zur Hälfte dem Staate angehört — Biel und Huttwyl an: 
gehoben, und mit beiden erſtern namentlich noch im verfloſſe— 
nen Jahre fortgeſetzt, ohne daß eine gewuͤnſchte Annaͤherung 
daraus hervorgegangen waͤre. : 

Neben den vorbemerkten find im Lande noch einige andere Pri— 
vat⸗Zoll⸗Rechte vorhanden, die, von weit geringerm Belang, 
keine bedeutende Hinderniſſe fuͤr die Acquiſition dargeboten haben 
wuͤrden, oder aber meiſt nur ſpezielle oͤrtliche Verhaͤltniſſe be— 
treffend, der Ausführung einer neuen Zoll-Einrichtung keinen 
merklichen Eintrag gethan haͤtten. 
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Die fo angekauften Zollrechte koͤnnen in Betrachtung der 
großen darauf verwendeten Capital-Summen als Beſtandtheile 
des eigentlichen Dominial⸗Vermoͤgens angeſehen werden; fie wur; 
den ſeither jedes für ſich nach feinen titelfeſten Befugniſſen aus- 
geuͤbt und bilden mit einigen andern, ihrer ſpeziellen Beſtim— 
mung wegen, wie Bruͤckengelder u. dgl. nicht unter dem Tarif 
von 1743 begriffenen aͤltern Zollrechten, die in der Rechnung 
aufgenommene Rubrik von innern und beſondern Zollgerechtig— 
keiten. Sie ſind als Hauptgegenſtand der neueren Beſchwerden 
uͤber allzu große Belaͤſtigung des innern Verkehrs anzuſehen, 
denen aber, außer einzelnen Modifikationen der Tarife, billiger 
Weiſe erſt dann angemeſſene Rechnung haͤtte getragen werden 
koͤnnen, wenn die daherigen Verfuͤgungen ſich auch auf die uͤb— 
rigen Privat⸗Zollrechte gleicher Natur hätten anwenden laſſen, 
und die gleichzeitige Einfuͤhrung eines allgemeinen Zollſyſtems 
die Moͤglichkeit eines etwelchen Erſatzes, fuͤr die, mit einer vor— 
eiligen Aufhebung dieſer ſpeziellen Rechte verbundene allzu große 
Finanz⸗Einbuße dargeboten hätte. 

Nach erfolgter Vereinigung der ehemaligen bijchofzbafel- 
ſchen Landestheile mit dem Kanton, mußte auch daſelbſt, da 
die alten Zoͤlle unter der franzoͤſiſchen Adminiſtration verſchwun⸗ 
den waren, fuͤr eine angemeſſene neue Zoll-Einrichtung geſorgt 
werden, welche zu dem Zoll-Ertrag im alten Kanton in billi⸗ 
gem Verhaͤltniß ſtehe. Der erſte Verſuch eines Weg- oder 
Chauſſée⸗Geldes war nur von kurzer Dauer, und mußte dem 
Grenz⸗Zoll⸗Syſtem fuͤr die fuͤnf leberbergiſchen Aemter weichen, 
welches vorerſt durch die Verordnung vom 13. Dezember 1816 
eingeführt, und nachwaͤrts mit den noͤthig befundenen Modifi— 
kationen, als Folge gegenſeitiger Vereinbarung mit den angren— 
zenden Ständen durch die beſtehende Verordnung vom 20. Herbft- 
monat 1820 definitiv geordnet wurde. Dieſes durch die ſeithe— 
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rige Anwendung ſich vollkommen bewährte Syſtem hat auch 
dem neuen Zoll⸗Ordnungs⸗Entwurfe für den geſammten Kanton 
als Vorbild gedient. Es wird in demſelben die Zollpflichtigkeit 
durch das Ueberſchreiten der Grenzen gedachter fuͤnf Aemter be— 
dingt; der innere Verkehr innert denſelben frei gegeben; fuͤr 
Tranſit, Ein- und Ausfuhr, ein fixer Gewicht-Zoll, naͤmlich: 

für Waaren überhaupt zz.. 8 Kr. vom Ent. 

„Getreide, Mehl zu s per 

„ Wein und uͤbrige geiſtige Getraͤnke zu. 4 „ &„ 5 
vorgeſchrieben. Einzig fuͤr das Eiſen wurde zu Beguͤnſtigung 
dortiger großer Eiſenwerke im Tarif eine Modifikation dahin 
gemacht, daß der Tranſit gleich den übrigen Waaren 8 Kreuzer, 
die Einfuhr aber 12 Kreuzer, und die Ausfuhr nur 4 Kreuzer 
vom Centner zu entrichten habe. | 


Alle übrigen Artikel wurden, unter etwelcher Modifikation 
des Tarifs zu Gunſten der dortigen Induſtrie und Beduͤrfniſſe, 
maͤßigen Zollanſaͤtzen vom Stuͤck Vorſpann unterworfen; Salz, 
Erdaͤpfel und Gemuͤſe, fo wie unter Vorbehalt des Gegenrech—⸗ 
tes, auch die von jenſeitigen Grenzbewohnern auf ihren dieß— 
ſeits gelegenen Guͤtern eingeerndteten Produkte, und was fuͤr 
ihren Hausgebrauch ein- oder ausgefuͤhrt wird, zollfrei erklaͤrt. 


Fuͤr die gegenſeitige Verbindung der neuen Landestheile mit 
dem alten Kanton endlich, wird zu Sonceboz auch von den 
Waaren nur der kleine Zoll vom Stuͤck Vorſpann bezogen, ſo 
wie gleichmäßig zu Nidau dieſelben von Entrichtung der Geleits— 
gebuͤhr fuͤr den alten Kanton enthoben ſind. 


Einzig zu Pruntrut, von wo aus mehrere große und viele 
kleine Straßen⸗Ausmuͤndungen gegen Frankreich ausgehen, und 
woſelbſt, der Natur des dortigen Handels gemaͤß, die ankom— 
menden und zur Ausfuhr beſtimmten großen Waarenladungen 
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ſich in ſehr viele kleinere an der Grenze ſelbſt ſchwer zu beauf— 
ſichtigende Transporte vertheilen, wurde durch Dekret vom 
30. Herbſtmonat 1818 die Anordnung eines Kaufhauſes und 
obrigkeitlichen Waarenniederlage zum Behuf genauerer Control: 
lierung und Verzollung getroffen, gegen welches erſt in juͤng⸗ 
ſter Zeit beſchwerende Vorſtellungen und Anträge zu Wieder: 
aufhebung von Seite der Handelſchaft daſelbſt eingelangt ſind. 

Die leberbergiſche Zollordnung gehoͤrt uͤbrigens ihrer Natur 
nach als allgemeine obrigkeitliche Verordnung unter die Claſſe 
der Kantonalzoͤlle. 


Die in Anlage enthaltene Ueberſicht erzeigt, wie hoch der 
Ertrag derſelben von Jahr zu Jahr ſich belaufen hat.“) 

Da die Friſt von 10 Jahren, auf welche die Zuſtimmung 
der Tagſatzung zu dieſem leberbergiſchen Zolltarife bedingt war, 
nunmehr verfloſſen iſt, ſo waͤre auch der Zeitpunkt eingetreten, 
die Erneuerung derſelben nachzuſuchen. 


Zu den bereits beſtandenen aͤlteren Bruͤckenzoͤllen iſt unter 
der bisherigen Staatsverwaltung ein einziger neuer hinzugekom— 
men, naͤmlich der von der Tagſatzung im Jahre 1820 zu 
Deckung der Koſten des neuen Bruͤckenbaus auf zehn Jahre ge— 
nehmigte Tarif für den Bruͤckenzoll zu Büren. Die Koſten die⸗ 
ſes Bruͤckenbaus find angeſtiegen auf. . . Fr. 34,353 Rp. 95 
Der Bruͤckenzoll hat vom 1. Januar 1822 
hinweg, wo er in Wirkung getreten iſt, bis 
Ende Jahrs 1830 im Ganzen abgeworfen nur „ 3,020 „ 41 
ſo daß der Ueberſchuß der Baukoſten damals 
noch betragen hae Fr. 31,333 Rp. 54 


*) S. Beilage Nro. XXXIX. 
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Die Weggelder ſind unter der bisherigen Staatsverwal— 
tung entſtanden, und beruhen auf zwei beſondern Tarifen. 
Dieſe ſind: 

1) Das durch die Tagſatzung 1818 auf zehn Jahre bewil— 
ligte Weggeld fuͤr die neue Straße uͤber den Suſtenberg, welche 
in dem Berichte uͤber die Straßenbauten des Naͤhern zum Vor⸗ 
ſchein kommen wird. | 

Diefes Weggeld hat vom 24. Juni 1818, als dem Zeit: 
punkte ſeiner Einfuͤhrung hinweg bis Ende Jahrs 1830, nach 
Abzug von Fr. 528 Rp. 21 Bezugskoſten mehr nicht als Fr. 881 
Rp. 54 an reinem Ertrag abgeworfen. 


2) Das durch die Tagſatzung von 1821 auf zehn Jahre 
zu Deckung der Koſten bewilligte Weggeld fuͤr die Laubeckſtraße, 
welches zur Haͤlfte der Landſchaft Oberſimmenthal fuͤr die ſelbſt 
beſorgten Arbeiten, und zur Hälfte der Regierung als allmaͤ— 
lige Vergütung des dazu gelieferten Bor: 
ſchuſſes von 8 
dienen ſoll. Vom Jahre 1821 bis und 
mit 1830 hat nun dieſes Weggeld an rei— 
nem Extrage geliefert. tft 
ſo daß noch an reſtanzlichem Vorſchuß ver— 
bein REIT, 

Zu obigen, im engern Sinne die eigentlichen Zollgefaͤlle 
bildenden Beſtandtheilen ſind noch einige auf allgemeinen Re— 
gierungsdekreten beruhende Anordnungen dem Zolldepartemente 
zur Vollziehung beigegeben worden. 


Die Auflage auf den Tabak ſchreibt ſich noch von aͤlteren 
Zeiten her, wo der Tabak als ſchaͤdlich fuͤr die Geſundheit und 
bloßer Luxusartikel vorerſt ganz verboten, nachwaͤrts mit hohen 
und nur allmaͤlig gemilderten Impoſten belegt wurde. Die ge— 
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genwaͤrtige Auflage von Btz. 77) für den Centner auf der Ein: 
fuhr dieſes Artikels iſt noch aus dem verfloſſenen Jahrhundert 
auf unſere Zeiten übergegangen, und gleichzeitig mit den Zoͤllen 
ſelbſt im Jahre 1804 wieder beſtaͤtigt worden. 


Das auch aus früheren Zeiten herſtammende Tratten⸗ und 
Ausfuhrgeld fuͤr Pferde und Viehwaare wurde durch die Ver— 
ordnungen von 1745 und 1746 genauer beſtimmt, und unter 
der Mediationsverfaſſung durch ein eigenes Dekret beſtaͤtigt, 
zufolge welches, neben dem gewohnten Zoll, von Pferden fuͤr 
die Ausfuhr aus dem Kanton Btz. 15 vom Stuͤck, für den Tranſit 
durch denſelben, mit Ausnahme des Hausgebrauchs in der 
Eidgenoſſenſchaft Btz. 7% vom Stuͤck, von der Viehwaare für 
die Ausfuhr außerhalb der Eidgenoſſenſchaft je nach der Art 
und Alter Btz. 7%, 5 oder 2% vom Stuͤck zu entrichten war. 


In Betrachtung aber, daß dieſe Auflage nachtheilig auf 
den Viehhandel einwirke, der beſonders auch durch die neuern 
franzoͤſiſchen hohen Einfuhrzoͤlle uͤbermaͤßig belaͤſtiget worden, 
demnach hierſeitiger moͤglichſter Erleichterung beduͤrfe, wurde 
durch Verordnung vom Jahre 1823 nicht nur das bemeldte 
Tratten⸗ und Ausfuhrgeld ganz aufgehoben, ſondern gleichzeitig 
auch die Ausfuhr von Pferden und Viehwaaren von jeglicher 
Zollentrichtung und Anmeldung auf den Grenzpoſten befreit, 
welches im Ganzen fuͤr die Staatskaſſe nach dem gemachten 
Voranſchlag eine Einbuße von Fr. 12,000 bis 13,000 betra— 
gen mochte. 


Um die Landſtraßen vor der ſchaͤdlichen Einwirkung allzu— 
großer, auf einem Wagen concentrirter Laſten ſicher zu ſtellen, 
wurde ſchon durch das unterm 1. Februar 1804 wieder beſtaͤ— 
tigte Fuhr- und Lizenzmandat von 1788 das Gewicht der Ladun— 
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gen bedingt, naͤmlich fuͤr die Guͤter- und Bagagewagen mit 
Inbegriff des Wagens auf 52 Centner, und fuͤr die Weinwagen 
auf 800 Maß, unter Verſtattung jedoch, gegen Entrichtung 
einer Gebuͤhr von 1 und 2 Kreuzer fuͤr jede Stunde Wegs, 
von jedem Centner oder Saum der Mehrladung, dieſelbe bis 
auf das Maximum von 64 Centner fuͤr die Waaren und 1000 
Maß fuͤr die Weinfuhren erhoͤhen zu duͤrfen. 1819 wurden dieſe 
Ladungs⸗ Bewilligungen bis auf 82 Centner für die Waaren, 
und 1200 Maß für den Wein, gegen eine progreſſive Mehr- 
gebuͤhr fuͤr die gewöhnlichen ſchmalſchienigen Wagen verſtattet, 
dieſe Gebuͤhr aber um einen Drittheil fuͤr die den Straßen weit 
vortheilhafteren breitſchienigen Wagen herabgeſetzt. 


Um das allgemeine Aufkommen dieſer breitraͤdrigen Fuhr⸗ 
werke, deren Vorzuͤglichkeit ſich durch die Erfahrung immer mehr 
bewaͤhrte, noch kraͤftiger zu befoͤrdern, und ihnen gegen die 
ſchmalſchienigen Wagen einen entſcheidenden Vorzug zu geben, 
wurde ſpaͤter die Laſt für einen Wagen mit 7 franzoͤſiſchen zoll— 
breiten Radſchienen auf 120 Centner, und fuͤr fuͤnfzoͤllige Raͤ⸗ 
der auf 100 Centner ausgedehnt, unter Gleichſtellung der Wein⸗ 
fuhren mit den Guͤterfuhren, und endlich durch die letzterneuerte 
Fuhrlizenz-Ordnung die allzuhoch ſich ausgewieſene Gebuͤhr fuͤr 
ſiebenzoͤllige Raͤder ganz nachgelaſſen, fuͤr fuͤnfzoͤllige nur von 
85 Gentner hinweg beibehalten, für die ſchmalſchienigen aber 
bei der fruͤhern Vorſchrift belaſſen. Durch den merklichen Ein⸗ 
fluß dieſer letzten Verfuͤgung auf die fortwaͤhrende Ueberhand— 
nahme breitſchieniger Frachtwagen, hat ſie dem dabei vorgehab— 
ten Zwecke bisher vollkommen entſprochen, als natuͤrliche Folge 
aber den durch die fruͤheren Anordnungen allmaͤlig bis auf 
Fr. 30,000 geſteigerten Lizenz-Geldertrag wieder auf den Ertrag 
unter dem erſten Mandate von beilaͤufig Fr. 11,000 zuruͤck⸗ 
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gebracht, wie folches auf der dieſem Berichte angebogenen Ueber: 
ſicht des Zollertrags von 1815 bis 1830 erſichtlich iſt. ) 

Der ſchon in dem allgemeinen Finanzberichte berührte Con⸗ 
ſumo⸗Impoſt, oder die im Jahre 1820 erkannte außerordent⸗ 
liche Eintrittsgebuͤhr von den in den Kanton eingefuͤhrten, und 
daſelbſt zum Verbrauch oder Verkauf beſtimmten Waaren bildete 
eine der Huͤlfsquellen zu allmaͤliger Abbezahlung der Staats— 
ſchulden, und zu Wiederergaͤnzung des zu dieſem Zwecke ange— 
griffenen Staatsvermoͤgens. Dieſer Impoſt iſt demnach von 
einer dem Zollweſen ganz fremdartigen Natur, und nur in ſo 
weit im Fall hier angeregt zu werden, als er der Zoll-Admi⸗ 
niſtration neben ihrem eigentlichen Penſum und unter abgeſon— 
derter Comptabilitaͤt zur Vollziehung uͤbertragen worden iſt. 
Die in Anlage enthaltene tabellariſche Ueberſicht“) zeigt, wie 
viel dieſe außerordentliche Waarenbelegung vom Jahre 1820 
hinweg bis zum 31. Dezember 1830, mit welchem ſie laut Dekret 
des Großen Rathes vom 6. Dezember ganz aufgehoͤrt, von Jahr 
zu Jahr bei den ſtattgefundenen vielfachen Modifikationen der— 
ſelben abgeworfen hat. 

Dem von dem Commerzienrathe ausgegangenen Antrag ent— 
ſprechend, zu richtigerer Beurtheilung des Handels und der 
Induſtrie im Kanton genauere Angaben uͤber den Betrag der 
jährlichen Einfuhr und Ausfuhr mit Spezifikation der Haupt— 
Handelsartikel einzuziehen, wurde, in Folge alljaͤhrlich erneuer— 
ten Auftrags des Kleinen Rathes, vom Jahre 1826 hinweg 
eine ſolche Waaren-Controllierung durch die Grenz⸗Zollbeamten 
in Verbindung mit den Kaufhaͤuſern beſorgt, durch die Zoll— 


*) S. Beilage Nro. XL. 
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verwaltung alljaͤhrlich auf eine Geſammttabelle zuſammengezogen 
und an Behoͤrde abgegeben. 

Wenn ſchon die Beamten im Allgemeinen ihr Moͤglichſtes 
zur Genauigkeit dieſer Controllierung beigetragen haben, ſo muß 
indeſſen der zu wuͤnſchenden Vollſtaͤndigkeit derſelben noch Man: 
ches abgehen, weil nur auf die Hauptelaſſen der vorzuͤglichſten 
Handelsartikel Ruͤckſicht genommen werden konnte, weil die 
Spezifikation der Artikel nur auf den in den Fuhrbriefen ent— 
haltenen Angaben beruht, und endlich, weil die Kantonsgrenzen 
nicht vollſtaͤndig und genau beaufſichtigt werden, auch nament⸗ 
lich die wichtige Viehausfuhr des Anmeldens bei den Grenz— 
poſten enthoben iſt. Die in Anlage enthaltene Tabelle liefert 
das Ergebniß dieſer Waaren-Controllierung der fuͤnf letzten 
Jahre, waͤhrend welcher ſie ſtatt gefunden.“) Derſelben ſind 
in einer unmittelbar darauf folgenden Anlage die Hauptſummen 
des gleichzeitig kontrollierten Waarentranſits durch den Kanton 
beigefuͤgt, und zeigen, daß ſich letzterer, ungeachtet der ſo oft 
geruͤgten mangelhaften Einrichtung keineswegs vermindert hat.“) 


Die in der Verordnung vom 18. Jenner 1749 fuͤr jegliche 
Zollfrevel ausgeſprochene Confiscations-Strafe mußte ſeit lan— 
gem ſchon unpaſſend erfunden werden, einerſeits weil ſie ſelbſt 
fuͤr die bedeutenderen und grelleren Faͤlle allzuſcharf und außer 
allem Verhaͤltniß zu dem bei durchgehends niedrigen Zollanſaͤtzen 
auch nicht ſehr betraͤchtlichen Defraudationsbetrag vorkam; an— 
derſeits aber, weil eben aus dieſem Grunde die Strafe nur 
ſelten und immer mit Widerwillen angewendet, und in Erman— 
gelung mildernder Vorſchriften viele geringere Vergehen mit 
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allzuwenigem Nachdruck geahndet wurden. Dieſem Uebelſtande 
abzuhelfen, wurde bereits im Jahre 1818, und ſechs Jahre 
ſpaͤter durch die jetzt beſtehende vervollſtaͤndigte Verordnung, 
welche zugleich die noͤthigen Exekutions-Vorſchriften näher be; 
ſtimmte, die Conſtskations⸗Strafe für Zollvergehen abgeſchafft, 
und durch eine Bußvorſchrift von hoͤchſtens ſechzig, mindeſtens 
zwanzig Franken erſetzt, ſo daß bei ſeitheriger Anwendung das 
Minimum von zwanzig Franken beinahe durchgaͤngig zur Regel 
diente, und nur bei recidiven oder groͤberen Vergehen der Rich— 
ter von der hoͤhern Strafkompetenz Gebrauch machte. 

Unter der Mediations-Regierung, und noch einige Jahre 
ſpaͤter, war die Zollcommiſſion, wie vor 1798, zugleich mit 
der Sorge fuͤr den Straßenbau beauftragt, weil dieſer, wie 
oben bemerkt worden, ſich aus den Verbeſſerungen des Zoll— 
ſyſtems gebildet hatte. 

Da aber das aus ſo verſchiedenen Hauptbeſtandtheilen zu— 
ſammengeſetzte Zollweſen einer immer ſich mehrenden und umfaſ— 
ſendern Aufſicht bedurfte, und auch die Obliegenheiten des Straſ— 
fen» Departements gleichmäßig zugenommen, fo wurde die Tren— 
nung dieſer beiden bisher vereinigten Adminiſtrationen erkannt, 
und erſtere der Leitung einer eigenen unter dem Finanzrath 
ſtehenden Behoͤrde — Zoll-Commiſſion — uͤbertragen. Bei der 
Schwierigkeit unter den obwaltenden Umſtaͤnden, die angemeſ— 
ſenen allgemeineren Verbeſſerungen auszufuͤhren, mußte die Auf— 
gabe der Behörde vorzüglich darin beſtehen, den hergebrachten 
Beſtand getreulich aufrecht zu erhalten, auf Abhuͤlfe der ein— 
zelnen Maͤngel, ſo viel es ſich thun ließ, einzuwirken, und 
dem Verkehr uͤberhaupt, die mit der beſtehenden Einrichtung 
vereinbaren Erleichterungen zu verſchaffen. 

Die jetzigen Zölle koͤnnten allerdings beſſer vertheilt ſeyn; 
druͤckend koͤnnen ſie nicht genannt werden. Aus der durch den 


30. Januar 
1818. 


7. Jan. 1824, 


Zoll⸗Admini⸗ 
ſtration. 


8. April 1818. 


Hievor S. 288. 
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eidgenoͤſſiſchen Zollreviſor veranſtalteten Berechnung der jetzigen 
Zoͤlle auf den Straßenzuͤgen zwiſchen Rorſchach und Genf er: 
giebt ſich, daß die Anſaͤtze auf den Straßen des hieſigen Kan— 
tons, im Verhaͤltniß zu den Stundenlaͤngen, noch etwas weni— 
ges unter dem Mittel des geſammten ſchweizeriſchen Zollbetrags 
auf dieſen Straßen verblieben ſind. 

Die ſchon hievor angezogene Tabelle zeigt, wie der Zoll 
ertrag nach ſeinen Hauptbeſtandtheilen vom Jahre 1815 bis 
und mit 1830, von Jahr zu Jahr zugenommen hat, und von 
Fr. 76,567 Rp. 30 bis auf Fr. 170,623 Rp. 90 angeſtiegen iſt, 
welches neben dem hinzugekommenen Ertrage des leberbergiſchen 
und des Buͤrenzolles, und neben dem Einfluß einer ſorgfaͤltigen 
Beaufſichtigung und Controllierung, hauptſaͤchlich der in dieſem 
Zeitraume der Ruhe und des Friedens auffallenden Zunahme 
des Handelsverkehrs zugeſchrieben werden muß. 6 

Zur Vollſtaͤndigkeit endlich wird in einer beſondern Anlage 
verzeigt, wie die geſammte Zolleinnahme vom Jahre 1830 ſich 
aus dem Ertrage der einzelnen Zollpoſten geſtaltete, welche 
ſaͤmmtlich nach der angenommenen Claſſifikation aufgezaͤhlt ſich 
befinden.“) 


n. Stempeltaxe. 

Sowohl das von der Mediations⸗Regierung den 22. Mai 
1805 erlaſſene Stempelgeſetz als die nachher uͤber daſſelbe noch 
herausgekommenen näheren Beſtimmungen und Erläuterungen 
wurden im Jahr 1814 unveraͤndert beibehalten und beſtanden 
bis den 1. Juli 1820 in Kraft: 

Im Fruͤhjahr 1820 fand ſich die Regierung, wie ſchon 
oben gemeldet worden, auf den Rapport der wegen Verbeſſerung 


*) S. Beilage Nro. XLIV. 
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der Staats: Finanzen außerordentlich niedergeſetzten Standes: 
Commiſſion bewogen, zum Behufe der Verzinſung und all— 
maͤhligen Tilgung der Staatsſchulden, zugleich mit der Con— 
ſumo⸗Gebuͤhr, eine Erhöhung der Stempeltare einzuführen, 
welche den 1. Juli 1820 ihren Anfang genommen; jedoch mit 
der beſtimmten Erklaͤrung, daß dieſelbe nur ſo lange beſtehen 
ſolle, bis die ſaͤmmtlichen Staatsſchulden getilgt ſeyn werden; 
der erhoͤhete Stempelbetrag wurde daher von den gewoͤhnlichen 
Stempel⸗Einkuͤnften getrennt, und ſtatt an die Staatscaſſe, an 
den zu Abbezahlung der Staatsſchulden beſtimmten Tilgungs— 
fonds abgeliefert. 


Obſchon zwar die unzinsbare Staatsſchuld noch nicht gaͤnz— 
lich getilgt iſt, ſo wurde dennoch in Folge Beſchluſſes vom 
6. Dezember 1830 der erhoͤhte Stempel, ſo wie die Conſumo— 
Gebuͤhr mit dem 1. Januar 1831 aufgehoben, und bis zu Er— 
laſſung eines neuen Stempelgeſetzes die Verordnung von 1805 
fuͤr einſtweilen wieder in Kraft gerufen. Wegen den ſeither ein— 
getretenen Umſtaͤnden, iſt aber die Behandlung eines neuen, 
im Entwurfe bereits ausgearbeiteten und neue Erleichterungen, 
zumal eine Ausdehnung der von der Gebuͤhr zu enthebenden 
Gegenſtaͤnde vorſchlagenden Stempelgeſetzes unterlaſſen worden, 
ſo daß bis auf fernere Verfuͤgung die Verordnung von 1805 in 
Vollziehung bleibt. 


Nach der Beſtimmung des Stempelgeſetzes von 1805 wurde 
der Preis des Stempelpapiers folgendermaßen feſtgeſetzt, als: 


Großdoppelfolio der Bogen zun n Bz. 8 


Klein „ n Ne een I3 
Einfachfolio N Sn an 
Quart 1 e eee ee e 
Octav 5 ee eee 
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für Druckſachen, als Zeitungen, Wochenblaͤtter, Ankuͤndigun⸗ 
gen, ſo im Kanton gedruckt und ausgegeben werden: 
n ve N ER 
und die kleineren Blaͤtter .. 4 „ 1 


Fuͤr die außer dem Kanton gedruckten Zeitungen und Jour⸗ 
nale, die in den Kanton gebracht werden, werden nach ihrem 
Format und der Zahl der woͤchentlichen Erſcheinung von Fr. 4 
bis Btz. 2% per Quartal an Stempelgebuͤhren erhoben, und 
endlich iſt jedes Kartenſpiel einer Stempeltaxe von Btz. 1 un⸗ 
terworfen, und daher der Verkauf derſelben dem Stempelamt 
zu den durch das Geſetz beſtimmten Preiſen uͤbertragen. 


Ueber den Gebrauch des hoͤhern oder geringern Stempel⸗ 
papiers enthaͤlt die Verordnung von 1805 eine einzige Beſtim⸗ 
mung, daß naͤmlich die geſchwornen Schreiber zu Ausfertigung 
aller Arten von Contrakten und Inſtrumenten, Obligationen, 
Vergabungen und Teſtamenten, von dem Großdoppelfolio à 5 Btz. 
gebrauchen ſollen, fuͤr alle andern, durch das Geſetz dem Stempel 
unterworfenen Gegenſtaͤnde, iſt jedem uͤberlaſſen, ſich desjenigen 
Stempelpapiers zu bedienen, das er vonnoͤthen hat. 


Das nunmehr wieder aufgehobene Stempelgeſetz von 1820 
enthielt über den Gebrauch von Stempelpapier im Weſentlichen 
die naͤmlichen Beſtimmungen, wie dasjenige von 1805; nur in 
Betreff der Ausfertigungen von Transaktionen und Schuldver⸗ 
ſchreibungen mit Zinsverpflichtungen, ſo wie fuͤr die Wechſel 
war daſſelbe bedeutend ſtrenger; ſonſt beſtand die Veraͤnderung 
des Geſetzes mehr in der Erhoͤhung der Taxe als in einer groͤ— 
ßern Ausdehnung, da auch die Rechnungen und Quittungen von 
Fr. 20 und darunter dem Stempel enthoben blieben; ſtatt der 
fruͤhern Preiſe wurden dieſelben folgendermaßen beſtimmt: 


38% 


Großdoppelfolio der Bogen zu Btz. 10 u. Btz. 5 


Klein „ 5 1 » 2.392 Au 
Einfachfolio 2 
Quart 5 n 11% 
Octav 5 WI 9.0 1 


Die Taxen der Druckſachen, Zeitungen und Kartenſpiele 
blieben unveraͤndert. 


Wie hingegen das fruͤhere Geſetz bloß die geſchwornen 
Schreiber verbindlich machte, für alle Transaktionen und Schuld⸗ 
verſchreibungen mit Zins⸗Verpflichtungen, von dem hoͤhern Stem— 
pelpapier zu gebrauchen, ſo wurde durch die ſpaͤtere Verordnung 
dieſe Vorſchrift auch auf die Partikularen ausgedehnt, und 
zwar mit folgender Beſtimmung, daß für alle Schuld⸗Verſchrei⸗ 
bungen uͤber Fr. 1000 an Werth, zehnbatziger, und fuͤr dieje— 
nigen von Fr. 1000 und darunter bis Fr. 20 fuͤnfbatziger 
Stempel gebraucht werde. 

Die Wechſelbriefe und Aſſignationen waren folgender Stem⸗ 
peltaxe unterworfen: 

Von Fr. 20 bis unter Fr. 300 BE. 1 

% „ Fern 1000%% 2 

„ „ 1000 und darüber nd 
Gegenwärtig werden fie nun wieder ohne Unterfcheid des Wer; 
thes mit dem 5 Rp. Stempel wie ein Octavblatt verfehen. 

So wie nun das Stempelgeſetz gegenwaͤrtig beſteht, iſt es 
weder für den Geſchaͤfts -oder Handelsmann noch fuͤr den Land— 
mann druͤckend; und wenn daſſelbe ſchon waͤhrend zehn Jahren 
ſowohl wegen feiner Ausdehnung als der Taxe bedeutend ſtren— 
ger war, ſo blieb es auch damals unter dem Verhaͤltniß in 
Vergleichung mit andern Stempelgeſetzen der Eidgenoſſenſchaft, 
z. B. des Kantons Waadt, wo nach den dortigen Beſtimmun— 


gen vom Jahre 1829 alle Sqhuldverſchreibungen, fie mögen 
2 


S. 63 u. f. 
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verzinsbar oder unverzinsbar ſeyn, nach dem Betrag der Summe 
auf Stufen⸗Stempelpapier ausgefertigt werden muͤſſen: 
als von Fr. 20 à Fr. 100 auf Stempel à Btz. 1 


n 5 100 5 200 5 7 2 
„ RED * n 
FFF „ 4 
„ „„ OO EI 2 8 
5 7 600 „» 1000 „ 5 a Fr. 1 
ee 2000 „ » 294 22 


und ſo weiters je fuͤr Fr. 1000 einen Franken mehr, ſo daß fuͤr 
eine Obligation von Fr. 50,000 an Stempelgebuͤhr Fr. 50 be⸗ 
zahlt werden muß, waͤhrend dem hier fuͤr eine gleiche nach der 
erhoͤhten Taxe nie mehr als Fr. 1 bezahlt wurde und jetzt nur 
noch Btz. 5. Auch ſind im Kanton Waadt alle Regiſter der 
otarien und die Handelsbuͤcher dem Stempel unterworfen. 


Aus der Ueberſicht der Stempel-Einkuͤnfte vom Jahr 1814 bis 
1830 *) erſieht man, daß während den 17 Jahren der wirkliche 
Stempelertrag ſich uf . . . Fr. 1,025,877 Rp. 97%, 
belaͤuft oder im Durchſchnitt per Jahr auf „ 60,345 „ 76 
worunter aber der erhöhte Stempel, welcher auf Fran— 
ken 247,129 Rp. 5 ſich belaͤuft, nicht begriffen iſt. 


% „O h mg eld. 


Die ſtaatsrechtlichen Verhandlungen uͤber das Ohmgeld 
find bereits in dem Berichte des Geheimen Rathes beruͤhrt wor— 
den. Hier iſt alſo nur dasjenige nachzuholen, was zur Kennt- 


niß dieſer Staatsabgabe als Zweig der Finanzverwaltung dienen 


kann. Anfangs 1814 beſtand nach den damaligen Verord— 


*) S. Beilage Nro. XLV. 
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nungen“) als Ohmgeldabgabe bezogen: Rp. 3 pr. Maß vom 
Schweizerwein; eben ſo viel vom Kantonswein, ſobald er den 
Ort ſeiner Erzeugung verließ; Rp. 10 pr. Maß von allen 
fremden Weinen, mit beguͤnſtigender Ausnahme fuͤr Biel und 
Neuenburg; Rp. 3 vom Bier; Btz. 2½ vom Branntwein, und 
Btz. 5 vom Weingeiſt. 

Die Belegung des inlaͤndiſchen Gewaͤchſes war Folge der 
Mediationsakte geweſen; durch das erhoͤhte Ohmgeld von frem— 
den Weinen hatte man vorzuͤglich die Hebung des inlaͤndiſchen 
Weinbaues bezweckt. Allein es zeigte ſich bald, daß dieſe Maß— 
regel mehr den Rebgelaͤnden der benachbarten Kantone, als 
den unſrigen zu ſtatten komme; daß ferners das einzige Unter— 
ſcheidungsmittel, die Urſprungsſcheine, jeden Handel aus zweiter 
Hand empfindlich laͤhme, und doch hoͤchſt unſicher ſey; und daß 
endlich dieſe Verfuͤgung den Wein fuͤr die große Zahl ſeiner 
hieſigen Conſumenten vertheuere, deren Intereſſe man doch 
vorzugsweiſe vor demjenigen der aͤußern und innern Rebgelaͤn— 
der zu beruͤckſichtigen hatte. Von der ſo hohen Abgabe auf den 
gebrannten Waſſern erwartete die Regierung keine beſondern 
finanziellen Vortheile, da ſie wohl wußte, daß hohe Abgaben 
nicht zu großen Einnahmen führen. Ihr Zweck war ausſchließ— 
lich die Hemmung des uͤberhand genommenen Branntwein-Ver— 
brauchs, den man fuͤr ſchaͤdlich hielt. 


Nach Aufloͤſung der Mediations-Akte erließ nun die Ne 
gierung eine neue Verordnung, welche, um den Ohmgeld-Ertrag 
durch die Enthebungen nicht zu vermindern, die Weinabgabe 
auf Rp. 5, den Branntwein auf Btz. 3, und den Weingeiſt auf 


*) Verordnungen vom 6. Mai 1805, 2. Oktober gleichen Jahrs, 23. Mai 
1807, 19. Oktober 1808, 15. März und 7. April 1829, zu welchen noch 
einige ſpeziellere Vorſchriften kamen. 


24. Mai 1815. 


26. Nov. 1823. 
7. Jan. 1824. 
19. Sept. 1827. 
9. Juni 1830. 
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Btz. 6 erhoͤhte, aber dagegen auch das Ohmgeld von allem in— 
laͤndiſchen Wein und Bier, ſo wie jeden Unterſchied in der Be⸗ 
legung der auswaͤrtigen Weine aufhob. Dieſe Verordnung wurde 
ſpaͤter zu Gunſten der inlaͤndiſchen Waſſerbrenner und zu Gun⸗ 
ſten des Weinhandels in mehreren Punkten modifizirt oder ver⸗ 
vollſtaͤndiget. Sie beſteht in dieſer Form noch jetzt; denn die 
Retorſionsanſtalten in den Jahren 1822, 1823 und 1824 mach⸗ 
ten eine bloße Epiſode in dem vor- und nachher gleich einfachen 
Gange der Ohmgeldgeſchaͤfte. Bei Aufhebung der Retorſion 
war eine neue Ohmgeld-Erhoͤhung für nicht ſchweizeriſche Weine 
vorgeſchlagen worden; allein zu den Gruͤnden, die im Jahre 
1815 die Aufhebung dieſer damals beſtandenen verſchiedenen 
Belegung aͤußerer Weine bewirkten, war ſeither noch die Ver- 
einigung des Leberbergs als neues Hinderniß hinzugekommen, 
da der neu vereinigte Landestheil ſeinen Weinbedarf faſt ganz 
aus Frankreich ziehen muß; und daher durch eine ſolche Maß⸗ 
regel entweder auffallend benachtheiliget, oder aber zum Theil 
davon enthoben, und in Folge deſſen eine den innern Handel 
hindernde Mauthlinie zwiſchen beide Landestheile gelegt werden 
muͤßte. 


Die Rechnungen zeigen den Ertrag des Ohmgelds wie folgt: 


1814 .Fr. 110,534 1822 . Fr. 204,775 
1815 . „ 102,385 1823 5 197222 
1816, ...0.,6495,094 1824 . 5 270,924 
„ 1825 . „ 252,896 
i 1826 „ 258,709 
100 1 1827 . „ 270,351 
1820 5 297,513 1828 . . 350,147 
1821 222,364 1829 5 343,593 


Jede Auflage iſt zwar eine Belaͤſtigung der Landesange— 
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hoͤrigen, und ſo auch das Ohmgeld; — allein, als Auflage 
betrachtet, mußte die Regierung daſſelbe in ſeiner gegenwaͤrti— 
gen Geſtaltung, welche durch Erſtattung des bezahlten Ohm— 
gelds bei der Wiederausfuhr des Weins, und durch Anweiſung 
der Kaufhaͤuſer zu Entrepots dem Weinhandel weſentliche Er: 
leichterung gewaͤhrt, allen billigen Erforderniſſen einer zweck— 
maͤßigen Finanzverwaltung ziemlich entſprechend finden; denn 
nach allgemeinen finanziellen Grundſaͤtzen iſt bei Erhebung von 
Abgaben diejenige vorzuziehen, die bei verhaͤltnißmaͤßig gering⸗ 
ſten Bezugskoſten und wenigſten Belaͤſtigungen am meiſten ein⸗ 


traͤgt, und der Induſtrie am wenigſten ſchadet. Dieſen Erfor⸗ 


derniſſen durch eine andere Abgabe beſſer zu entſprechen, als es 
das Ohmgeld thut, duͤrfte keine leichte Aufgabe ſeyn, obſchon 
auch die jetzige Einrichtung deſſelben vielleicht noch in einigen 
Punkten, namentlich mittelſt Herabſetzung der Auflage auf die 
Einfuhr gebrannter Waſſer, zumal des Weingeiſts,“) ſich ver— 
beſſern laſſen wird. 


p. Handaͤnderungsgebuͤhren, Kanzlei-, Polizei— 
und Gerichts-Sporteln. 


Dieſe Gebuͤhren beruhen hauptſaͤchlich auf dem Emolumen⸗ 
ten» Tarife von 1813, von welchem ſchon hievor in dem Be— 
richte über die Geſetze die Rede geweſen. Inſofern fie zu Han⸗ 
den des Staats verrechnet werden, find die hauptſaͤchlichſten 
derſelben: 


a) Die Handaͤnderungsgebuͤhren, welche an die Stelle der 
ehemaligen progreſſiven Siegelgelder getreten, und jaͤhrlich un— 


*) Die hohe Einfuhrgebühr reizte zu Defraudationen und hat ſchon zu man 
chen unbeliebigen Unterſuchungen gegen ſonſt wohlbeleumdete Perſonen 
Anlaß gegeben. 


Oben S. 184. ff. 
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gefaͤhr Fr. 40,000 abtragen; fie werden von allen Liegenſchafts⸗ 
handaͤnderungen, mit Ausnahme der geldstaglichen Liquidatio— 
nen, Notherbſchaften und Theilungen bezogen, und betragen 
15 % des Capitalwerths oder des Kaufpreiſes. 

b) Die Kanzlei-Emolumente und Patent-Gebuͤhren, von 
jaͤhrlich ungefaͤhr Fr. 18,000 Ertrag. 

c) Die Sporteln des Ober⸗Appellationsgerichts von bei— 
laͤufig Fr. 4300 pr. Jahr. | 

d) Die Ober-Ehegerichts-Sporteln, welche zur Beſoldung 
des Ober-Ehegerichtsſchreibers, der Bezahlung feiner Bureau— 
Koſten, der Beſoldung des Offtzials, und zu einer kleinen Zu— 
lage für den Praͤſidenten“) direkt angewieſen find, und daher 
ſo wenig als obige dadurch gedeckten Koſten in der Staats— 
rechnung erſcheinen. 


e) Die Sporteln der oberamtlichen Audienzen und Amts— 
gerichte zuſammen von c. Fr. 4,000 pr. Jahr. 

Neben dieſen eigentlichen Einnahmen des Staats genießt 
derſelbe aber noch indirekt bedeutende Vortheile von denjenigen 
Sporteln und Stipulationsgebuͤhren, welche den Amtsſchreibe— 
reien und Oberamtleuten angewieſen ſind. 


Die Amtsſchreibereien ſind die Kanzleien der Oberaͤmter, 
aber der Staat liefert ihnen nur die Wohnung, beſoldet da— 
gegen weder die Amtsſchreiber“) noch ihre Angeſtellten, und be— 
zahlt ſogar nur einen Theil ihrer Auslagen fuͤr die oberamt— 
liche Kanzlei. 


*) Die aber jährlich nicht auf Fr. 300 anfteigt. 


*) Unter beſondern umſtänden erhalten einige Amtsſchreiber, zumal in den 
oberländiſchen Aemtern, jährlich kleine Gratifikationen. 
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Sie ſind fuͤr ihr ganzes Honorar ſammt Koſten auf die 
obgedachten, ihnen uͤberlaſſenen Stipulationsgebuͤhren und Spor⸗— 
teln angewieſen, welche alſo dem Staate indirekt eben ſo viel 
eintragen, als ihm die Amtsſchreibereien ohne das koſten wuͤrden. 

Auch die oberamtlichen Sporteln gewaͤhren dem Staate 
indirekten Ertrag. Sie machen einen Theil der oberamtlichen 
Beſoldung aus, und bei Abweſenheiten oder Krankheit des 
Oberamtmanns bildet ihre Ueberlaſſung an den ſeine Stelle 
vertretenden Amtsſtatthalter, deſſen Remuneration fuͤr ſeine 
Verrichtungen, weßwegen auch die Amtsſtatthalter als ſolche 
keinen beſondern Gehalt beziehen. 

Ausnahmen von obiger Einrichtung machen die drei Aem— 
ter von Pruntrut, Delsberg und Freibergen. Hier beſtehen 
groͤßtentheils noch die franzoͤſiſchen Geſetze und die mit denſelben 
in enger Verbindung ſtehende Regiſterſteuer. Letztere iſt eine 
ziemlich produktive Abgabe, welche die gedachten drei Aemter 
zu ihren eigenen Handen erhoben, und um deren Beibehaltung 
ſie die Regierung wiederholt erſucht haben. Da nun diejenigen 
Handlungen und Vertraͤge, auf welchen der Staat in den uͤbri— 
gen Aemtern ſeine Handaͤnderungsgebuͤhren bezieht, oder deren 
Sporteln und Stipulationsgebuͤhren er den Amtsſchreibern als 
Honorar anweist, hier durch dieſe Regiſter⸗-Steuer belegt werden, 
und dieß nach einem weit hoͤhern Tarife, wie denn z. B. die 
Handaͤnderungen daſelbſt 2 % bezahlen, fo konnte der Staat 
nicht neben dieſen hohen Gebuͤhren noch cumulativ ſeine Hand— 
aͤnderungsgebuͤhr und die Amtsſchreiberei-Einkuͤnfte beziehen, 
und mußte vielmehr die Beſoldung der drei dortigen Amtsſchrei— 
ber uͤbernehmen. Dagegen erhebt er den vierten Theil der Re— 
giſter Steuer von den naͤmlichen Handaͤnderungen, die im 
übrigen Kanton % % Handaͤnderungsgebuͤhr bezahlen, wonach 
dieſes Verhaͤltniß demjenigen im alten Kanton in Ruͤckſicht auf 


Oben S. 233. 


Brand: Alles 
kuranz. 
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die Staatseinnahme genau gleichgeſtellt wird. Die Beſoldung 
der drei Amtsſchreiber beträgt ohne die Wohnung . . Fr. 6985 
und die Beſoldung der beiden Amtsſchreiber von Prun⸗ 
trut und Delsberg, als Sekretaͤrs der dortigen Amts— 
gerichte, mit Einſchluß ihrer fixen Bureaukoſten . . » 2079 
Zuſammen . Fr. 9064 
Als Erſatz fuͤr dieſe Koſten, welche dem Staate 
bloß als Folge der Beibehaltung der Negifter-Steuer 
auffallen, bezieht er von derſelben 1,4, ihres reinen 
Ertrags, was in den Jahren 1827, 1828, 1829 im 
Durchſchnitt abtruauaugg .. „ 258 
Der Staat verliert alſo jaͤhrlich 1 die Beibehal⸗ 
tung dieſer Einrichtunnnnn z Fr. 6606 


d. Militaͤr-Dispenſationsgelder. 

Fuͤr dieſe Gebuͤhren, welche im Jahre 1820 gegen Auf⸗ 
hebung der Auszuͤger- und Dragoner-Gelder eingefuͤhrt wurden, 
bezieht man ſich hier auf den Bericht des Kriegsdepartements. 
Ihren Ertrag zeigen die Auszuͤge der Standesrechnung. 


r. Verhaͤltniſſe des Staats mit den Brand- und 
Hagel-Aſſekuranz-Anſtalten. 

Zufolge der Verordnung uͤber die Brandverſicherungs-An⸗ 
ſtalt, von welcher weiter unten in einem beſondern Abſchnitte 
die Rede ſeyn wird, hat der Staat alle feine Gebäude in die- 
ſelbe einſchreiben laſſen, und inſoweit ſteht er gegen dieſelbe im 
gleichen Verhaͤltniſſe, wie jeder verſicherte Privatmann; uͤber⸗ 
dieß aber gewaͤhrt er der Anſtalt noch Unterſtuͤtzung in der 
Verwaltung. Die Staatscaſſen bezahlen alle auf Anweiſung 
der Brandaſſekuranz-Kammer zu leiſtenden Verguͤtungen, und 
erhalten dagegen ebenfalls die von der Brandaſſekuranz-Kammer 
jährlich ausgeſchriebenen Beiträge, Halbjaͤhrlich rechnet die Staats⸗ 
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caffe mit der Brandaſſekuranz⸗Kammer ab, wobei es fich gewoͤhn⸗ 
lich findet, daß ſie fuͤr dieſelben Caſſen in mehr oder minder 
großem Vorſchuſſe bleibt. So hatte Ende 1827 die Staatscaſſe 
reſtanzlich herauszufordererern . Fr. 67,658 Rp. 45 
1828 ee eee eee eee „85 
1800 III en ee 0 „ 29 

Die Hagelaſſekuranz iſt eine beſondere Geſellſchaft mehrerer 
Kantone und der Regierung inſofern fremd. Indeſſen hat die 
Regierung dem Wunſche der Geſellſchaft gemaͤß und zu Unter⸗ 
ſtuͤtzung der Anſtalt ihre Domainen und Zehnten durch dieſelbe 
verſichern laſſen. Sie hat dabei faſt alle Jahre verloren, und 
muß verlieren, weil die Geſellſchaft bloß die bezogenen Beitraͤge 
auf die Hagelſchaden vertheilt, ſo weit ſie reichen moͤgen, aber 
vorerſt die ſehr bedeutenden Koſten abzieht, und alſo das Land 
im Durchſchnitt nur die bezahlten Summen nach Abzug der 
als reiner Verluſt erſcheinenden Verwaltungskoſten zuruͤckerhaͤlt. 

Allerdings iſt alſo dieſe Verſicherung dem Staatsſchatze 
nachtheilig, auch wurden in den 3 Jahren 1827, 1828 und 


1829 Fr. 6567 Rp. 74, alſo im Durchſchnitte Fr. 2189 Rp. 25 


im Jahr eingebuͤßt, und der erlittene Hagelſchaden bleibt 
dennoch ungedeckt auf dem Ertrag der Zehnten und Domainen 
abgezogen. Man glaubte, die Anſtalt koͤnne, wenn ſchon nicht 
fuͤr die Regierung, doch fuͤr die einzelnen Privaten vortheilhaft 
ſeyn, und ſey alſo einer Unterſtuͤtzung von Seite der Regie— 
rung werth. 

s. Lehen-Commiſſariat.“) 


Das deutſche Commiſſariat wurde 1786 nach dem Vorbilde 
des viel aͤltern waadtlaͤndiſchen, fuͤr die Beſorgung aller Herr— 


*) Dieſer Abſchnitt hätte ſchicklicher oben nach demjenigen über die Zehent— 
und Bodenzinsgefälle eingeſchaltet werden können, wenn nicht, ſo viel 


Hagelaſſeku⸗ 
ranz. 
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ſchafts⸗, Lehen, Bodenzins⸗, Zehnt⸗ und Domainen-Angelegen⸗ 
heiten, und fuͤr die Aufbewahrung aller obrigkeitlichen Titel 
und Urkunden errichtet. Die Arbeiten dieſer neuen Beamtung 
waren in Bereinigung der Bodenzinſe nach einem neuen, voll— 
ftändigen, aber zugleich koſtſpieligen Syſtem, und in Ordnung 
des Archivs ſchon weit vorgeruͤckt, als die Revolution fie unter: 
brach. Die Mediations- Regierung ſtellte das Commiſſariat, be— 
ſtehend aus einer obern, einer untern und einer jetzt eingegan⸗ 
genen Archivarſtelle, wieder her; es hatte die Vollziehung der 
neuen Geſetze uͤber die Loskaͤuflichkeit der Zehnten, Bodenzinſe 
und uͤbrigen abloͤslichen Gefaͤlle, die Bereinigung der beibehal— 
tenen, die Planimetrationen und Vermeſſungen der Lehenguͤter 
und Domainen, die neue Urbariſirung der Pfarrguͤter und da- 
mit verbundenen Gefaͤlle, und endlich die Fortſetzung der archi— 
variſchen Arbeiten zu beſorgen; ſein Geſchaͤftskreis war, beſon— 
ders in den erſten Zeiten, wo alles nen begründet werden 
mußte, ſehr muͤhſam, und erforderte die volle Thaͤtigkeit der 
damit beauftragten Beamten, deren einer noch uͤber jene Ar— 
beiten hinaus, das Archiv mit einer urkundlichen Geſchichte 
des Kantons und der Stadt bereichert hat.“) 

Was nun in dieſen verſchiedenen Geſchaͤftszweigen seit 
1814, und befonders feit 1816, in welchem Jahre der jetzige 
Lehencommiſſair ſeine Stelle angetreten, geleiſtet worden iſt, 
macht den Vorwurf der nachfolgenden gedraͤngten Darſtellung aus. 


möglich, die Rubriken der Standesrechnung wären befolgt worden, 
unter welchen das Lehen-Commiſſariat natürlich nur im Ausgeben 
erſcheint. 


*) Die Arbeit des verftorbenen Hrn. Unter -Commiſſärs Ryhiner beſteht aus 
4 Foliobänden Geſchichte des Kantons Bern bis 1414 und aus 5 Folio— 
bänden Geſchichte der Stadt Bern bis 1475, 


397 


Das Commiſſariat iſt Referent des Finanzraths uͤber alle 
Streitigkeiten und Eroͤrterungen, welche Kantonsgrenzen, Do: 
mainen, mit Ausſchluß der Waldungen, Zehnten, Lehen, Grund: 
zinſe betreffen; Berechnung und Entwerfung aller Loskaͤufe, 
Sackzehnten, Verſtuͤckelungs- und Land-Conceſſionen; Kaufan⸗ 


träge von Collaturen, Zehnten, Bodenzinſen; Loskaufſtreitigkei-⸗ 


ten zwiſchen Partikularen, die der Finanzrath beſpruͤchet; Be— 
lehnungsbriefe fuͤr Mannlehen; und alle nachfolgenden beſon— 
dern Gegenſtaͤnde. Hiezu kam in neuſten Zeiten, die Bericht— 
erſtattung über die Vorſchlaͤge und Meldungen des leberbergi— 
ſchen Obereinnehmers uͤber das Cataſterweſen des Jura. — Diefer 
wichtigſte Geſammtzweig der Commiſſariatsgeſchaͤfte veranlaßt 
jaͤhrlich etwa 450 Berichte und Projekte, und iſt uͤbrigens ſei— 
ner Natur nach keiner naͤhern Auseinanderſetzung faͤhig. 

Die Aufſicht uͤber das Archiv fuͤhren nun die beiden Le— 
hen⸗Commiſſarien, ohne eigenen Archivar. Eine Inſtruktion 
vom 28. April 1821 umfaßt dieſen Theil ihrer Geſchaͤfte. Jaͤhr— 
liche oder etwas ſeltenere Reviſionen; Einlegung neuer Titel, Buͤ— 
cher, Plaͤne; Einſchreibung aller neuen Aktenſtuͤcke, Verbale, Ti— 
tel und Anmerkung an geeignetem Orte; theilweiſe neue Ord— 
nungen; Nachfuͤhrung aller Regiſtraturen; Fuͤhrung der Con— 
trolle über Ausgabe und Ruͤckempfang u. a. m. beſchaͤftigen fort: 
dauernd. 

Das eigentliche Titelarchiv wurde ſchon von 1804 an, den 
Aemtern nach geordnet, mit Amtsinventarien und alphabetiſchen 
197 Bände fuͤllenden Perſonal- und Realregiſtern verſehen. 
Dieſe Arbeit iſt nun vervollſtaͤndigt und vor einigen Jahren 
noch revidirt worden, ſo daß dieſer Theil des Archivs, welcher 
immer neuen Zuwachs erhaͤlt, nun als gaͤnzlich geordnet ange— 
ſehen werden kann. 

Nach dem gleichen Syſtem wurden auch die Vertraͤge mit 


Verichterſtat— 


tung. 


Archiv. 


Bezugs⸗Etat. 
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der Eidgenoſſenſchaft, andern Kantonen und fremden Staaten, 
ganz neu, nach den jetzigen politiſchen Laͤndereintheilungen ge⸗ 
ordnet und die Reviſion aller Amtsarchive beſorgt, ſo weit ſie 
das Lehen⸗Commiſſariat beruͤhren; auch die Maſſe alter, nun 
noch bloß hiſtoriſches Intereſſe darbietender Correſpondenz, ſuchte 
man nach Laͤndern, Kantonen und fuͤrs Innere nach Materien 
zu ordnen. Wenn aber auch die beiden Commiſſarien dieſem 
Theil ihres Geſchaͤftskreiſes mehr Zeit widmen koͤnnten, ſo waͤre 
noch auf lange Zeit Arbeit vorhanden, die ſich indeſſen fuͤr den 
Geſchichtsforſcher reichlich lohnen duͤrfte, wie die Benutzung der 
zahlreichen bis in das fruͤhe Mittelalter hinaufgehenden, und 
meiſt wohlerhaltenen Urkunden, ſchon gezeigt hat. 

Die geſammten Bureau⸗Auslagen betragen ſeit 1803 durch⸗ 
ſchnittlich jaͤhrlich, ohne die Gehalte der Commiſſarien, Fr. 3900. 
In den letzten Jahren jedoch nur noch be. . . „ 3300. 

Vor 1798 ſollte der deutſche Ober-Commiſſair jährlich die 
ſaͤmmtlichen Amts⸗ und Schaffnerei-Rechnungen einſehen, und 
prüfen, ob die Grundgefaͤlle richtig verrechnet feyen. Wenige 
Jahre vor 1816 fieng das Commiſſariat an, der Buchhalterei 
einen jährlichen Etat der Veränderungen der Gefälle, zur Rech⸗ 
nungspruͤfung, zu uͤbergeben. Die neuen Bodenzinsheiſchroͤdel 
wurden nach genauer Vergleichung mit den Urbarien im Lehen⸗ . 
Commiſſariate gemacht. Auch wurden Zehntrödel, die den 
Zehntertrag ſeit 1803 Aemterweiſe enthalten, zuſammenzutra⸗ 
gen angefangen. 

Dieſer Zweig des Lehen-Commiſſariats hat nun folgende 
Verbeſſerungen erhalten. Alle Oberaͤmter und Schaffnereien 
beſitzen jetzt gleichfoͤrmige Zehntroͤdel, welche im Lehen⸗Commiſ⸗ 
ſariat und auf den Oberaͤmtern und Schaffnereien jaͤhrlich nach— 
gefuͤhrt werden. Rechnungen und Urbarien ſind dadurch in 
genaue Verbindung gebracht, und fuͤr Loskaͤufe, Sackzehnten 
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und ſelbſt für einen Capital⸗Etat können jeden Augenblick die 
Durchſchnitte des Ertrags ſeit 1803 berechnet werden. Die Bo: 
denzinsheiſchroͤdel aller Schaffnereien ſind revidiert und genau 
mit den Urbarien verglichen worden; von jedem iſt eine ſpeci— 
ficierte Bodenzinstabelle fuͤr alle Oberaͤmter und Schaffnereien 
im Lehen⸗Commiſſariat. Am Ende jeden Jahrs wird, vermit— 
telſt der Controlle uͤber alle Einſchreibungen und Anmerkungen, 
jede Veränderung, Vermehrung und Verminderung in Zehnt— 
roͤdel⸗ und Heiſchroͤdel⸗Tabellen eingetragen. Endlich wird hie⸗ 
mit zuſammenhaͤngend, und mit viel groͤßerer Sicherheit als 
früher geſchah, die jährliche Veraͤnderungs-Controlle der Ge 
fälle verfertigt, und alles mit der Buchhalterei fo erörtert, daß 
die Rechnungen und obige Tabellen immer gleichfoͤrmig bleiben, 
und alſo nie mehr Irrthum einſchleichen kann, was fruͤher ſo 
leicht und oft geſchah. 


So wie der Bezug der Mannlehen-⸗Ehrſchaͤtze nur periodiſch, 
etwa alle 5 oder 10 Jahre revidiert werden kann, ſo iſt hin— 
gegen vor einigen Jahren der Bezug der Ehrſchaͤtze im Emmen— 
thal und Ober⸗Aargau, durch ein neues Reglement, und durch 
genaue Unterſuchung, welche Urbarien und welche Lehenguͤter 
ehrſchatzpflichtig feyen, neu geregelt worden. 


Die Kantonsgrenzen ſind nun nach und nach gemeinſchaft— 
lich mit Frankreich und mit den angrenzenden Kantonen ge: 
nauer feſtgeſetzt, überall wo es noch fehlte mit Steinen bezeich- 
net, durch neuere zuſammenhaͤngende Verbale und zum Theil 
auch durch Plaͤne geſichert worden. Noch ſind bloß die Strei— 
tigkeiten mit Wallis auf Gemmi und Sanetſch und mit Frei— 
burg auf dem großen Mooſe zu beſeitigen, und zuſammenhaͤn⸗ 
gende Verbale fehlen nur noch gegen Wallis und Luzern. 


Ueber die Domainen der Schloͤſſer und uͤbrigen Pachtguͤter 


Renovationen. 
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wurden einige Domainen-Urbarien, zum Theil mit Plänen, aufge 
nommen, ſo wie Veranlaſſung dazu da war; ſo von Erlach, Nidau, 
Buͤren, Aarberg, Frienisberg, Fraubrunnen, Aarwangen, Burg— 
dorf, Thorberg, Signau, Wimmis, Blankenburg. Es wuͤrde 
wenig fehlen, dieſe Domainen-Bereine vollſtaͤndig zu machen. 

Auf gleiche Weiſe wurden Pfarrguͤter-Urbarien aufgenom— 
men, da wo es aus beſondern Gruͤnden verlangt ward. Nur 
in den Amtsbezirken Thun und Interlacken ward die Maßregel 
ſchon früher und in Saanen unter der jetzigen Beamtung gene: 
raliſirt. 

Bei Gelegenheit der Errichtung der Zehntroͤdel wurden nach 
und nach alle Zehnten, welche bisher keine guten Verbale be— 
ſaßen, gruͤndlich ausgemarchet, ſo daß nun ſaͤmmtliche Zehnten 
des Staates entweder aͤltere oder neuere Verbalien beſitzen. Seit 
1816 wurden Zehnturbarien der Aemter Wangen, Aarwangen, 
Trachſelwald, Signau, Schwarzenburg, Wimmis, Laupen, 
Buͤren, Nidau, Erlach, verfertigt oder angeordnet. | 

Die Bodenzinſe wurden, mochten die Urbarien auch noch 
ſo alt ſeyn, ſelten anders als auf Verlangen der Traͤger be— 
reinigt, in welchem Falle der Staat etwa % an die Koſten 
zu bezahlen pflegt. Nur im Seelande ward wegen großer Ver— 
ſtuͤckelung und Unordnung ein Generalberein noͤthig. Ein wich 
tiges neues Syſtem ward in Bezug auf die Bodenzinſe erſt ganz 
neulich einzufuͤhren angefangen. Es ſollen naͤmlich Aemterweiſe 
die Traͤgerroͤdel erneuert, oder da wo ſie ganz fehlen, neue er— 
richtet, und zum Nachfuͤhren eingerichtet werden. Iſt es moͤg— 
lich bei dieſer Gelegenheit die Beſchreibungen der Bodenzinsguͤ— 
ter auf Parcellair-Plaͤne zu ſtuͤtzen, ſo wird es nicht unterlaſ— 
ſen. Eine Inſtruktion ſchreibt die Nachfuͤhrung dieſer Traͤger— 
roͤdel ſo vor, und unterlegt ſie der Controlle der Fertiggerichte, 
daß ſie ganz garantiert iſt. Die Verſtuͤckelung wird ſodann, 
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bis auf ein Minimum von etwa einer halben Juchart freigegeben. 
Dieſes Syſtem kann ſehr bald auf alle Oberaͤmter angewandt 
werden. Es befreit die Finanzbehoͤrde von der zeitraubenden Be— 
handlung der einzelnen Lehenverſtuͤckelungs-Geſuche, ſichert den 
Traͤgern den richtigen Bezug der Bodenzinſe, und wird alle 
kuͤnftigen Bodenzinsbereine überflüffig machen. 


Die Direction dieſer Vermeſſungs⸗, Marchungs⸗ und Re⸗ 
novations⸗Arbeiten und die genaue Unterſuchung der Pläne 
und Renovations-Aufſaͤtze iſt ein Hauptgeſchaͤft des Lehen⸗Com⸗ 
miſſariates, fuͤr welches es mit ſeinen Arbeitern und den Ober— 
aͤmtern in Correſpondenz ſteht. 


Die jährlichen. Koſten hiefuͤr find im Voranſchlage auf 
Fr. 4000 berechnet; im Durchſchnitte betrugen ſie ſeit 1803 jaͤhr⸗ 
lich Fr. 5300; ſeit 1823 betrugen fie jedoch Fr. 5000 bis 
8000. 

Es waren aber hierin außerordentliche Auslagen für Stem— 
pelung aller neuen Urbarien, und diejenigen für die Kantons— 
grenzen (mit Ausnahme derjenigen gegen Frankreich), endlich 
alle Marchungen und Vermeſſungen, welche die Oberaͤmter ſelbſt 
anordneten, begriffen. 

Ein ganz neuer Zweig der Commiſſariatsgeſchaͤfte war ſeit 
1809 die Landesvermeſſung. Herr Profeſſor Trechſel begann 
dieſe Arbeit mit einer auf die 44516 Fuß lange Baſis auf dem 
Chablais⸗Mooſe gegründeten großen Triangulation, welche vor— 
zuͤglich die Punkte Sugiez, Roͤthifluh, Napf, Bantiger, Gur— 
ten, Hohgant, Nieſen, Bern umfaßte. An dieſe große Tri— 
angulation wurden Secundair-Triangulationen im Seelande, 
am Thuner⸗ und Brienzerſee, im Oberhasle und in den Amts— 
bezirken Bern und Laupen geknuͤpft. Endlich wurden Cultur— 


Maſſen-Plaͤne der Kirchgemeinden des Amtsbezirkes Bern be— 
5 26 


Landesvermeſ— 
fung: 
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gonnen, bis dieſe Arbeiten durch die Grenzzuͤge einige ‚Unter: 
brechung erlitten. Der Maßſtab war 1 Koͤnigszoll auf 800 Bernſchuh. 

Seit 1816 wurden nun die Sekundar-Triangulationen, 
und zur beſſern Begruͤndung dieſer die Aufnahme einiger Haupt⸗ 
dreiecke, in alle uͤbrigen Theile des alten Kantons ausgedehnt, 
ſo daß der ganze deutſche Theil des Kantons vollſtaͤndig trian— 
gulirt iſt. Viele Berechnungshefte wurden nachgerechnet, un: 
vollkommene der erſten Sekundar-Triangulationen verbeſſert. 
Alle trigonometriſchen Punkte wurden mit Steinen oder Pfaͤh⸗ 
len verſichert. Jedoch wird die ganze Triangulation durch all- 
maͤliges Verſchwinden dieſer Punkte zu Grunde gehen, wenn 
man ſie nicht benutzt, oder ſonſt fuͤr die Erhaltung der 
Steine ſorgt. 


Die Planimetration des Amtsbezirkes Bern wurde nach 
dem angenommenen Maßſtabe fortgeſetzt und beendigt. Von 
jeder Kirchhoͤre iſt ein ſchoͤner Kulturmaſſenplan in einem oder 
mehrern Blaͤttern da, und ein ſehr ſchoͤner Generalplan des 
Amtsbezirkes in zwei Blaͤttern. 


Die Vermeſſung koſtete von 1809 bis 1828: 
Triangulation ü,ð.rð 
Planimetration 2 „ 29,312 5 95 
| Zuſammen Fr. 68,042 Rp. 75 

Es ſtanden jaͤhrlich dafuͤr auf dem Staatsbudget Fr. 6000, 
welche aber ſeit 1818, da man uͤber die Fortſetzung der Arbeit 
unentſchloſſen war, nie ganz gebraucht worden ſind. 


Man glaubte nämlich bald zu beobachten, daß die Plani- 
metration des Amtes Bern nicht auf richtigen Grundſaͤtzen be— 
ruhe. Schon das Taggelder-Syſtem war oͤkonomiſch verwerflich, 
indem allzu koſtbare Arbeit herauskam, welche nicht einmal 
irgend einer Verifikation unterlag. Sodann war der Zweck 
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diefer Landes + Vermeffung nicht beſtimmt ausgemittelt; man 
konnte alfo nicht wiſſen, ob und nach welchem Syſtem fortge— 
fahren werden ſollte. Endlich waren Maßſtab und Meßinſtruk⸗ 
tion gegen einander im Widerſpruch; fuͤr den Detail, welchen 
die Inſtruktion zu meſſen befahl, war der Maßſtab zu klein, 
nicht nach der wahren Groͤße beſtimmt, nicht ein einfaches 
Bruchverhaͤltniß. 

Statt auf Fortſetzung anzutragen, legte das Commiſſariat 
daher dem Finanzrathe im Jahre 1823 ein weitlaͤufiges Me⸗ 
morial uͤber die Landesvermeſſung vor, welches aber ſehr wi— 
derſprechende Meinungen rege machte, und ohne Erfolg blieb. 
Ein zweites, die auf jenes erſtere erfolgten Finanzrath- und 
Rathsmeinungen beruͤckſichtigendes Memorial von 1828 konnte 
ſeither noch nicht behandelt werden. Und ſo gerieth die Landes— 
vermeſſung in Stocken. 

Das Commiſſariat gieng von dem Grundſatze aus, eine 
Landesvermeſſung muͤſſe entweder ſeyn eine geographiſch⸗militai⸗ 
riſche, um eine ſehr genaue Detailcharte eines Landes zu erhal— 
ten, mit allen Vorzuͤgen, welche die Ingenieurkunſt bisher auf 
ſolche Vermeſſungen, in ſtaͤter Vervollkommnung, angewandt 
hat. Ein beſſerer und kleinerer Maßſtab, und eine ganz ver— 
aͤnderte Inſtruktion, nebſt ſehr bedeutender Koſtenreduktion, 
haͤtten unſere Meſſung zu einer ſolchen machen koͤnnen, deren 
militairiſchen und geographiſchen Nutzen man klar vor Augen 
gehabt haͤtte. Oder ſie muͤſſe ſeyn eine Meſſung nach Cultur— 
Maſſen, wie die Idee wirklich vorgeſchwebt zu haben ſcheint, 
und wie fie viel beſſer für den Cataſter im Jura ausgeführt 
ward; hiezu war nun beſonders der Maßſtab zu klein, und die 
Inſtruktion ungenuͤgend. Oder endlich eine Parcellairvermeſſung, 
welche die einzelnen Grundſtuͤcke umfaßt, und daher viel höher 


zu ſtehen koͤmmt. 
26 * 


Kleiner Rath. 
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Das Memorial gieng ferner vom Grundſatze aus, eine 
Meſſung nach Culturmaſſen koͤnne nie in den Zwecken der Re⸗ 
gierung liegen, weil im alten Kanton kein Staatscataſter ber 
arbeitet wird, und Maſſenplaͤne fuͤr die Gemeindscataſter nicht 
paſſen; auch weil fuͤr Staatscataſter Maſſenplaͤne als eine halbe 
Maßregel zu betrachten ſind. Es ward alſo vorgeſchlagen, 
entweder bloß geographiſch-militairiſche Meſſung, zur Benutzung 
der ſonſt ganz vergeblichen Triangulation und zu beſtimmt vor 
Augen liegenden Zwecken in kleinem Maßſtabe. Oder Parcel— 
lair⸗Vermeſſung fuͤr Staat und Gemeinden zugleich, auf halbe 
Koſten, zum Zwecke der Gemeindscataſter, des Bodenzinsweſens, 
des Hypothekarweſens und vieler anderer Nebenzwecke. 


Zugleich wurde auf Einfuͤhrung eines Syſtems examinier⸗ 
ter, patentierter, geſchworner Feldmeſſer, und eines eigenen 
Verifikators angetragen, damit Ordnung und Zuverlaͤßigkeit 
in dieſem Fache eingefuͤhrt werden. 


Dieſem Berichte uͤber das Vermeſſungsweſen iſt nur noch 
beizufuͤgen, daß Doppel der Maſſenplaͤne der Gemeinden des 
Jura im Lehencommiſſariate aufbewahrt ſind. 


t. Beſoldung der Beamten. 


Da die Einruͤckung eines vollſtaͤndigen Beſoldungsetats der 
ſaͤmmtlichen Regierungsbeamten feiner Weitläufigfeit wegen un⸗ 
moͤglich wird, ſo folgen hier bloß die Beſoldungen der oberſten 
Behoͤrden. 


Der Amtsſchultheiß erhaͤlt nebſt freier Wohnung Fr. 5000 
Der nicht regierende Schultheiß „ 5 „ 2600 
Der Seckelmeiſter „ine x „ 2200 
Jedes andere Rathsglied „ 5 5 „ 1000 


® 
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Zulagen erhalten die Präfidenten des Appellations— 
gerichts, des Juſtizraths und der Akademie, jeder Fr. 800 
Der Amtsſchultheiß, wenn er Dei ident der Tag⸗ 


ſatzung iſt . „ 8000 
Jeder Appellations⸗Richter erhält ee nern 800 Appell. Gericht. 
VDbor⸗Ehe richter . „ 300 Ehegericht. 


Die Oberamtmaͤnner zu Saanen und Sberhasle gr. 1000, alle Die Oberamt— 
andern des alten Kantons Fr. 2500, zu Pruntrut Fr. 6000, N 
zu Delsberg Fr. 5000, zu Freibergen, Courtlary und Muͤn⸗ 
ſter Fr. 4000, nebſt Wohnung und Beholzung. 

Die Amtsrichter erhalten je nach der Groͤße des Amtsgerichte. 
Anit e; n Fr. 200 = Fr. 300 

Die Amtsrichter von Freibergen, Muͤnſter und Courtelary 

jeder Fr. 270. 

1 5757 von Delsberg und Pruntrut jeder Fr. 600. 
fuͤr die Amtsſchreiber wird auf den vorhergehenden Artikel Amtsſchreiber. 

uͤber die Sporteln hingewieſen. 

Die Gerichtsſtatthalter im alten Kanton nach der Bevoͤlkerung Gerichtsſtatt— 
ihrer Gerichtsbezirke in 4 Claſſen zu Fr. 100, 125, 150 und 200. dater, 
Im Leberberge von Fr. 60%, bis Fr. 230. 

Bei allen obigen und mehreren andern Beſoldungen, ſo 
wie bei den Beſoldungen der proteſtantiſchen Geiſtlichkeit, beſteht 
% in Getreide; d. h. wenn der Marktmittelpreis des Dinkels 
um Martini Fr. 10 per Muͤtt oder darunter iſt, ſo bleibt die 
Beſoldung unveraͤndert; iſt aber gedachter Getreidepreis hoͤher, 
ſo wird den Beamten von einem Drittel ihrer Beſoldung, fuͤr 
je Fr. 10 ein Muͤtt Dinkel, nach obigem Marktpreiſe in Geld 
bezahlt. 


u. Staats-Budget und Standes- Rechnungen. 
Den geſetzlichen Vorſchriften gemäß ſoll allemal im Spaͤt⸗ Budget. 
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jahre ein Budget über die muthmaßlichen Einnahmen und Aus— 
gaben des kuͤnftigen Jahres entworfen, und dem Großen Rathe 
zur Genehmigung vorgelegt werden. Die verſchiedenen Depar- 
temente bearbeiten jedes ihr Fach, und die Buchhalterei fuͤgt 
ihren Eingaben die Faͤcher der allgemeinen Staats⸗ und Ge⸗ 
vichts- Verwaltung und aller übrigen allgemeinen Gegenſtaͤnde, 
die wichtigſten Theile des Kirchendepartementes und das Fach 
des Finanzdepartements bei. Die in ein Ganzes vereinigten 
Budgets werden nun von dem Finanzrathe mit feinen Bemer— 
kungen begleitet, vor Großen Rath gebracht, und wenn das 
Budget die oberſte Sanktion erhalten hat, ſo wird jedem De— 
partement von der Annahme oder Abaͤnderung ſeiner Vorſchlaͤge 
Kenntniß gegeben, und den ausgebenden Departementen die 
ihnen bewilligten Credite inner den Grenzen der geſetzmaͤßi⸗ 
gen Befugniſſe eroͤffnet und uͤbertragen. Bei den nachherigen 
Rechnungsablagen werden denn die effektiven Ertragenheiten 
und Verwendungen mit ihren daherigen Budgets-Anſaͤtzen ver— 
glichen, und die Gruͤnde, welche die Unterſchiede herbeifuͤhrten, 
mit moͤglichſter Genauigkeit herausgehoben. 

So wie ſich im Privatleben jede Haushaltung nach ihren 
Huͤlfsmitteln einrichten muß, um nicht in Verfall zu kommen, 
ſo iſt dieß auch mit der Staatshaushaltung der Fall. Der 
Staat muß ſeine Ausgaben nach ſeinen Huͤlfsmitteln einrichten, 
oder aber, wenn er dieß nicht kann, ſich neue Huͤlfsquellen 
eröffnen, um die erforderlichen oder ſonſt beabſichtigten Mehr— 
ausgaben damit zu decken. In beiden Faͤllen wird eine vor— 
laͤufige Berechnung und Ausgleichung der muthmaßlichen Ein— 
kuͤnfte und Ausgaben des Staats erforderlich, ohne welche die 
Erreichung des gedachten Zwecks nicht denkbar ſeyn kann. Dieſe 
Arbeiten find es, welche unter dem Namen der Staatsbudgets 
gegenwaͤrtig in allen konſtitutionellen Staaten beſtehen. Sie 
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ſind eine weſentliche Verbeſſerung in der Verwaltungs-Theorie 
der Staatsfinanzen, und wurden deßwegen im Jahre 1820 auch 
bei uns eingeführt. Hier haben nun die Budgets allerdings 
mehrere der Vortheile gewaͤhrt, welche man ſich von ihnen ver— 
ſprach; fie haben aber auch die ganze Finanz⸗Verwaltung und 
manche Theile der uͤbrigen Staatsverwaltung bedeutend erſchwert 
und verwickelt, und eine finanzielle Abſonderung unter die De— 
partemente gebracht, die dem Staatsintereſſe nicht immer guͤn— 
fig war. Ihre auffallenden Unzuverlaͤßigkeiten in vielen Be: 
ziehungen, uͤber welche man ſich faſt alle Jahre beklagte, hat— 
ten unſere Staatsbudgets uͤbrigens mit den Budgets aller 
Staaten und den Vorausberechnungen aller Privaten gemein. 
Alle Moͤglichkeiten und Verhaͤltniſſe laſſen ſich nicht immer zum 
voraus richtig beurtheilen, und was denn gar noch die einer 
verſchloſſenen Zukunft aufbehaltenen Begebenheiten betrifft, ſo 
laſſen ſich dieſelben nur nach Wahrſcheinlichkeitsgruͤnden, und 
oͤfters gar nicht berechnen. Die Voranſchlagungen von Einnah— 
men und Ausgaben fallen daher, auch bei dem beſten Willen, 
bald zu hoch, bald zu niedrig aus, und alles dieſes muß denn 
natuͤrlich auch die Departemente bewegen, ſich auf alle Weiſe 
jo einzurichten, daß die Einnahmen nicht unter ihre Voran— 
ſchlaͤge fallen, und die Ausgaben nicht darüber gehen mögen. 
Daher kam es denn, daß die Reſultate der Budgets und der 
nachherigen Rechnungen der gleichen Jahre nicht beſſer zuſam— 
mentrafen, und die Rechnungs⸗Reſultate durchgehends weit guͤn— 
ſtiger waren, als die Budgets. 

Die Standesrechnung, welche jaͤhrlich unter dem Namen 
des jeweiligen Seckelmeiſters in der Buchhalterei verfertigt wird, 
iſt nicht die Caſſarechnung eines einzelnen Beamten, da weder 
der Seckelmeiſter noch der Buchhalter Caſſen fuͤhren, und alſo 
auch keine Rechnungen fuͤr eigene Geldverhandlungen abzulegen 


Standesrech— 
nung. 
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haben; fie iſt nichts anders, als die Vereinigung aller dem 
Staate von den Beamten und Departementen abgelegten, und 
vom Finanzrath paſſierten Jahresrechnungen, eine Darſtellung 
der Nefultate der finanziellen Staatsverwaltung, in welchen 
alles dasjenige, was ſich in den zahlreichen Jahres-Rechnungen 
zerſtreut befindet, in ſyſtematiſchem Zuſammenhange geordnet 
erſcheint. 

Es ergiebt ſich hieraus, daß ſie erſt verfertigt werden 
kann, wenn alle die zahlreichen und weitlaͤufigen Rechnungen, 
deren Geſammtinhalt fie eben darſtellen ſoll, eingelangt, ge 
pruͤft und paſſiert ſind, was ſich alles nie vor dem Spaͤtjahre 
beendigen laͤßt, und daß folglich auch die Standesrechnung erſt 
nach dieſem Zeitpunkte erſcheinen kann. Ihre Verſpaͤtung liegt 
daher in der Natur der Sache ſelbſt; ſie iſt bei der gegenwaͤr⸗ 
tigen Einrichtung des Rechnungsweſens unvermeidlich, und dieß 
iſt auch der Grund, warum bei gegenwaͤrtigem Berichte die 
Rechnung des Jahres 1830 noch nicht aufgenommen, und nur 
bei einzelnen Zweigen deſſelben ihrer Erwaͤhnung geſchehen konnte. 

Der Finanzrath verfuͤgt die Pruͤfung der Standesrechnung 
durch ihre Vergleichung mit ſaͤmmtlichen in ihr ſubſtanzlich ver: 
einigten Jahresrechnungen der Beamten, worauf denn dieſelbe 
ſucceſſive den Paſſationen des Finanzraths, des Kleinen Raths 
und des Großen Raths unterliegt. Vor letztern gelangt ſie 
begleitet von einem ausfuͤhrlichen Berichte des Finanzraths; aber 
außerdem noch mit dem Berichte einer eigenen, alle Jahre neu 
erwaͤhlten Standescommiſſion, welche die Rechnung in ihren 
verſchiedenen Beziehungen unterſucht. Letztere Inſtitution hat 
ſich im Ganzen als ſehr zweckmaͤßig bewaͤhrt, und iſt eine der 
ſchaͤtzbarſten Verbeſſerungen, welche 1820 in der Finanz-Ver⸗ 
waltung vorgenommen worden ſind. 

Was ubrigens die Sorgfalt und Genauigkeit der Abfaſſung 
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der Standesrechnung betrifft, jo hat dieſelbe ſtets von den 
Unterſuchungs-Commiſſionen das verdiente Lob erhalten. Ihre 
Form iſt durch fortwaͤhrende Verbeſſerung zu einem ſolchen Grade 
von Deutlichkeit und leichter Ueberſicht gebracht worden, daß 
ſie weſentlich nicht mehr viel gewinnen kann. 

Zum Schluſſe dieſes Finanzberichts folgt hier der Ver— 
moͤgens⸗Etat am Schluſſe des Jahres 1829. 

Mit Ausſchluß derjenigen Vermoͤgens-Beſtandtheile, welche 
im Etat vom 1. Januar 1814 ebenfalls nicht enthalten, und 


dort als ſolche namentlich benennt ſind, betrug das Vermoͤgen 


des Staates an Geld, Naturalien, Zinsſchriften und Exſtanzen 
am Schluſſe des Jahres 1829 folgende Summen: 


A. Aktiva. 
Caſſa-Reſtanzen und Ausſtaͤnde .. Fr. 1,847,557 Rp.39 
Naturalien, Getreid- und Wein- Vor⸗ 
— 73021 „ 2 
Handelsfonds: 
Holzſpeditions-Anſtalt Fr. 19,293 Rp.25 
Salzhandlung . . „ 1,055,823 „ 21 
Pulverhandlung . „ 175,606 „ 43 
„ 136 14 
Zuſammen . 51,277,859 „ 03 
Zinsroͤdel: b 
Obrigkeitlicher Pfrund-Zinsrodel und in- 
laͤndiſche Capitalien, die zu den aͤußern 
Geldern gehören Fr. 1,020,962 Rp. 56 
Auslaͤndiſche Fonds „ 4,712,144 „ 62 
Separatfond. . „ 699,788 „ 83 
enen „ 6,432,896 5 01 
.. 20,831 „ 92 


Fr. 10,533,265 „ 77 


Vermögens⸗ 
Etat 1829. 


410 


Transport Fr. 10,533,265 Rp. 77 
B. Pa ff sn. 
Schuld an die Domainen-Caſſa und das 
kleine ſogenannte Glasholzer ⸗-Capi⸗ 
taal!!! F. 8,81 Rp. 72 
Abzug der unzinsbaren 
Anſprachen . „ 197,377 „ 39 
Zuſammen 241,164 „ 33 
Vermoͤgens-Beſtand auf Ende 1829 
Summa. Fr. 10,292,101 Rp. 44 
Der Vermoͤgens⸗ Etat vom 1. April 1814 | 
betrug. e NE 97 
Es hat ſich alfo feither vermehrt um . %r.7,371,848 Rp. 47 
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6. 


Appellations = Gericht. 


Die Organiſation dieſes oberſten Gerichtshofes war, wie 
ſchon in der Einleitung gemeldet, faſt unveraͤndert derjenigen 
unter dem Mediationszuſtande entnommen, welche hinwieder die 
Einrichtung der mit Recht allgemein verehrten deutſchen Appel⸗ 
lationskammer vor 1798 zum Vorbilde hatte. Die um zwei 
vermehrte Zahl der Beiſitzer war auf die Vergrößerung des Kan— 
tons ſeit 1815 berechnet; es hielt ſchwer, bei der Menge von 
Arbeiten und der ſehr maͤßigen Beſoldung, Mitglieder aus dem 
neuen Landestheile zur Annahme dieſer Stellen zu bewegen, 
auch wenn ihnen, wie es gewoͤhnlich geſchah, eine Zulage zuge— 
ſichert wurde; doch zaͤhlte das Appellationsgericht zu verſchiede⸗ 
nen Zeiten mehrere verdienſtvolle leberbergiſche Magiſtratsper— 
ſonen in ſeiner Mitte. 

Der Geſchaͤftsgang war folgender: 

Fuͤr die eigentlichen Civil⸗Prozeſſe wurden durch das Tri⸗ 
bunal jeweilen, der Kehr nach, ein Referent und ein Correfe— 
rent ernennt, welche nach der muͤndlichen Verfechtung, wozu 
in Ermangelung der Parteien ſelbſt, nur die Fuͤrſprecher be— 
fugt waren, uͤber das Geſchaͤft ſchriftlich rapportierten, uͤber 
dieſes, fo wie auch über alle vorkommende Vorfragen, zuerſt um 


Oben S. 40. 
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ihre Meinung befragt wurden und auch den allfälligen Ober- 
augenſchein abzuhalten hatten. Die Akten mußten immer in 
einer geſetzlich beſtimmten Friſt vor dem Abſpruchstage zum 
Umlauf bei ſaͤmmtlichen Mitgliedern eingegeben werden. Der 
Austritt der Richter fand, in Ausdehnung der urſpruͤnglichen 
Vorſchrift des Geſetzes, in der Blutsverwandtſchaft bis in den 
fuͤnften Grad ſtatt. Zu einem guͤltigen Urtheilsſpruche wurden 
wenigſtens zehn Mitglieder nebſt dem Praͤſidenten erfordert, und 
in Fällen eines zahlreichen Austritts , nebſt den vier Supplean⸗ 
ten, noch andere rechtserfahrne Standesglieder bis auf obige 
Zahl einberufen. Da das Tribunal in ſeiner Geſammtheit keine 
Schiedsrichterſpruͤche ausfaͤllte, ſo wurden, wenn Parteien auf 
einen abſolut ſchiedsrichterlichen Spruch compromittirten, drei 
Mitglieder der Kehr nach zu der Uebernahme dieſes Amtes be—⸗ 
zeichnet. 


Drei von dem Appellations-Gerichte aus feiner Mitte ge⸗ 
waͤhlte Commiſſionen, jede aus drei Mitgliedern beſtehend und 
von dem Geſetz ausdruͤcklich als obrigkeitliche Behoͤrde anerkannt, 
vertheilten unter ſich die Geſchaͤfte, welche nicht rein civilrecht⸗ 
licher Art waren. 


1) Eine Criminal⸗Commiſſion leitete den Gang der Crimi⸗ 
nalproceduren, und das Verfahren des inquirierenden Richters, 
pruͤfte die Vollſtaͤndigkeit der Akten und hatte in allen Faͤllen, 
deren Beſtrafung die oberamtliche Competenz uͤberſtieg, die wich- 
tige Vorfrage, ob der Fall nach den Criminal-Geſetzen, oder als 
Frevel zu behandeln und zu beurtheilen ſey, nicht nur zu unterſu— 
chen, ſondern, wenn ſie einſtimmig war, auch zu entſcheiden. Nur 
bei getheilten Meinungen holte ſie den Entſcheid des ganzen Tri— 
bunals ein, bei welchem fie überhaupt die Stelle eines Refe⸗ 
rendars vertrat. — Wenn bei einer mangelhaften Geſetzgebung, 
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das Reſultat unferer Criminaljuſtiz dennoch befriedigend genannt 
werden kann, wenn kein Beiſpiel bekannt iſt, daß ein Unſchul⸗ 
diger geſtraft, oder gegen einen Schuldigen das geſetzliche Straf— 
maß uͤberſchritten worden, ſo iſt dieſes wohl großentheils den 
Bemühungen der Criminal-Commiſſion zuzuſchreiben, welche im 
Durchſchnitte jaͤhrlich 156 Proceduren zu erdauern hatte.“) We— 
gen dieſer ſtarken Beſchaͤftigung waren ihre Mitglieder von der 
Verpflichtung, in Civilrekursfaͤllen der Kehr nach zu referiren, 
ſo wie von der Uebernahme des abſolut ſchiedsrichterlichen Offi— 
ciums enthoben. Gehaltszulage hatten ſie keine, ſo wenig als 
die Mitglieder der uͤbrigen Commiſſionen. 


Eine Juſtiz-Commiſſion war mit der Unterſuchung aller 
von den unteren Inſtanzen recurrirten Streitigkeiten, deren Erz 
oͤrterung nicht nach der gewoͤhnlichen Prozeßform ſtatt findet, 
beauftragt und rapportirte als Polizei-Commiſſion uͤber alle 
Strafpolizeifaͤlle, welche auf dem Wege des Recurſes oder der 
Reviſion einkamen. | 


3) Eine Obermoderations-Commiſſion beſtimmte die Ko— 
ſtenverzeichniſſe, deren urſpruͤnglicher Belauf die Summe von 
einhundert Franken uͤberſtieg und uͤber welche von der oberamt— 
lichen Moderation appellirt wurde. Sie beurtheilte ferner die Re 
curſe uͤber Entſchaͤdigungsforderungen, welche nicht die Summe 
von zweihundert Franken uͤberſtiegen und erſtattete uͤber die 
hoͤher ſteigenden den Vortrag an das Tribunal. 


Vom 1. Januar 1814 bis Ende Heumonats 1831 beur⸗ 
theilte das Appellationsgericht 1846 Criminalproceduren, 1099 


*) Vom 1. Januar 1815 bis Ende Juli 1831 wurden durch die Criminal: 
Commiſſion 1735 Proceduren dem peinlichen Richter, und 880 dem Po— 
lizeirichter zur Beurtheilung zugewieſen. 
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correktionelle Straffälle,”) 2069 Civilrecurſe, und füllte 53 ab- 
ſolut ſchiedsrichterliche Sprüche. | 

In dem naͤmlichen Zeitraume patentirte es 112 Anwälde, 
naͤmlich 12 Fuͤrſprecher, 25 Procuratoren und 75 Rechtsagen⸗ 
ten. Entſetzt wurden 1 Fuͤrſprecher und 8 Agenten; eingeſtellt 
2 Procuratoren, 6 Agenten; und in 22 Fällen Anwaͤlde zurecht: 
gewieſen. | 

Ueber die im Jahre 1830 beurtheilten Rechtsfaͤlle aller 
Art giebt die beigefuͤgte Ueberſicht“) jede naͤhere Auskunft und 
auch die Vergleichung mit den acht vorhergegangenen Jahren. 


) Seit Erlaß des Strafumwandlungsgeſetzes vom 1. Februar 1819 wurden 
dieſe Straffälle in weit größerer Anzahl als früher vor die obere In— 
ſtanz gebracht. In den 5 Jahren 1814 — 1818 beträgt der jährliche 
Durchſchnitt nur 24 und ſteigt hingegen in den 12 Jahren 1819—1830 
auf 78. 


** S. Beilage Nro. XLV. 
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7. 


Ober ⸗Chegericht. EConsistorial= Gesetze. 


Bei der Reformation gelangte, nach dem Beiſpiele Deutfch- 
lands, mit andern Rechten der biſchoͤflichen Gewalt, auch die 
biſchoͤfliche Gerichtsbarkeit an die Regierung, und wurde ſogleich 
einem aus geiſtlichen und weltlichen Beiſitzern zuſammengeſetzten 
Ehegerichte delegirt. 


Die Verloͤbniſſe und Eheſtreitigkeiten und die Ruͤge der 
Sittenvergehen, beſonders der Unzuchtfehler, endlich die Stan⸗ 
desbeſtimmung der unehelichen Kinder, bildeten vorzuͤglich den 
Geſchaͤftskreis des Ehegerichts, dem in den Gemeinden die Chor— 
gerichte als untergeordnete Behoͤrden mit einer kleinen Straf— 
competenz für Sitten vergehen“) beigegeben wurden. In den 
erſten Zeiten urtheilte das Ehegericht als einzige und hoͤchſte 
Inſtanz; ſpaͤter ward eine Appellation an den Kleinen Rath, 
als damaligen obern Criminal- und Polizeirichter eingefuͤhrt. 


*) 3 Tage Gefangenſchaft, Geldſtrafen bis 10 Pfd. Verbot der Wirthshäu— 
fer. Die Competenz des Ehegerichts war: 20tägige Gefangenſchaft, 
100 Pfd. Buße und 1 Jahr Zuchthausſtrafe. Ehegerichtsſatzung 
Seite 86, 91. 


Hievor S. 4. 


20. Nov. 1820. 


416 


Die helvetiſche Geſetzgebung uͤbertrug dieſen Geſchaͤftszweig 
an die ordentlichen Civilgerichte; allein die Veraͤnderung wollte 
bei der Mehrzahl unſerer Landleute nicht Beifall finden, und 


zeigte ſich nicht als vortheilhaft fuͤr die ſittliche und religioͤſe 


Wohlfahrt des Landes. Unter der Mediationsregierung wurde, 
wie ſchon in einem andern Abſchnitte bemerkt worden, das alte 
Verhaͤltniß wieder hergeſtellt, nur mit dem Unterſchiede, daß 
die Recurſe nicht mehr an den Kleinen Rath, ſondern an das Appel⸗ 
lationsgericht giengen; und ſo wurde es auch 1814 beibehalten. 

Das Ehegericht ſtand ſeither der Leitung der Ehe- und 
Vaterſchaftsprozeſſe unter Beihuͤlfe der ihm untergeordneten 
Chorgerichte vor. Es beurtheilte die Verloͤbniß⸗und Eheſtrei— 
tigkeiten und den Stand der außerehelich gebornen Kinder in 
erſter Inſtanz; es beſorgte den Briefwechſel mit den eidgenoͤſ⸗ 
ſiſchen Behoͤrden, wie mit den Befehlshabern der ſchweizeriſchen 
Truppen in auswärtigen Dienſten, in allen Sachen feines Be⸗ 
reiches; es leitete die daherigen Prozeſſe, welche nach beſtehen— 
den Verkommniſſen und Uebungen vor aͤußere Gerichte gehoͤr⸗ 
ten, zu Erſparung mancher beſchwerlichen Praͤliminarformen 
und Reiſekoſten für die Parteien daſelbſt ein; es empfteng die 
dießoͤrtigen Weiſungen und Vorladungen zur ſchnellen Mitthei— 
lung an die intereſſirten Perſonen und fuͤhrte zugleich bei der 


Regierung das begutachtende Wort, wenn es um Beilegung von 


Mißverſtaͤndniſſen und Dunkelheiten oder Luͤcken in den Stan⸗ 
desvertraͤgen u. dgl. zu thun war, fo wie es auch durch Cir— 
kularweiſungen die Chorgerichte uͤber ihr Verhalten in vorkom— 
menden Rechtsſachen und Gegenſtaͤnden der Sittenpolizei be⸗ 
lehrte. Ueberdieß hatte das Ehegericht die Bearbeitung neuer 
Geſetzes-Entwuͤrfe ſeines Faches auf ſich, deren es ſeit 1814 
bis heute mehrere, theils fuͤr beſondere Zweige, theils auch zum 
Behufe ganzer und vollſtaͤndiger Sammlungen und Reviſionen 
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beſorgt hat, und von welchen namentlich zwei im Drucke, ) 
zwei bloß handſchriftlich der oberſten Behoͤrde vorgelegt worden 
ſind. Unter den groͤßern Entwuͤrfen und Gutachten, wobei eine 
Menge, unter gebildetern Theilen des Volkes mittelbar ver— 
nommener Anſichten und Wuͤnſche, foͤrmlich eingeholt, benutzt 
und nachmals der Geſetzgebungs⸗Commiſſion zum Gebrauche bei 
der Abfaſſung unſers gegenwaͤrtigen Perſonenrechts uͤbergeben 
wurden, ſoll hier namentlich diejenige ehegerichtliche Vorarbeit 
in Erinnerung gebracht werden, welche im Jahre 1817 in zwei 
entgegengeſetzten Meinungen der Regierung vorgelegt ward, und 
auf die Einfuͤhrung des Grundſatzes fuͤhrte, daß die außerehe— 
lich gebornen Kinder den Muͤttern Namens und Heimath halber 
folgen; zu ihrem Unterhalt aber bis nach dem 17. Altersjahre 
den Vätern jährliche Beiträge und uͤberdieß eine Entſchaͤdigung 
von Fr. 50 bis 500 an die Heimathgemeinde der Mutter auf— 
erlegt werden ſollen, unter Vertretungspflicht der Gemeinde des 
Vaters fuͤr jene jaͤhrlichen Beitraͤge. Da dieſer Beſchluß ſolche 
Beſtimmungen unſerer aͤlteren Geſetze weſentlich abaͤnderte, die 
in alle Verhaͤltniſſe tief eingreifen, ſo kann eine Darſtellung des 
ganzen Hergangs der Sache hier nicht ohne Intereſſe ſeyn. 

In unſerer aͤlteſten Ehegerichtsſatzung, von 1529, waren 
hieruͤber in Beſtaͤtigung der althergebrachten Uebungen folgende 
Vorſchriften aufgeſtellt, welche auch die ſpaͤteren Satzungen bis 
1667 beinahe woͤrtlich wiederholen: 

1) Ein Maͤdchen, das ſich mit einem Ehemanne vergieng, 
hatte gegen denſelben kein Aktionsrecht, weder auf die uͤbliche 
Morgengabe, noch, wie es ſcheint, wegen der Paternitaͤt.“) 


*) Entwurf eines Geſetzbuchs über Eheſachen und Unzuchtfälle. 1818 u. ſ. w. 


**) „Soll der Thäter nüt anderſt denn ein Paar Schuh für den Blumen 
„ verfallen ſeyn;“ find die Ausdrücke des Geſetzes. 
97 
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2) Bei Perſonen ledigen Standes trat folgender Unterſchied 
ein: | 

a. Einem unbeſcholtenen Mädchen, das unter erweislichem 
Eheverſprechen zu Fall gebracht worden, gebuͤhrte ein 
Aktionsrecht gegen den Verfuͤhrer auf Erſtattung der 
Morgengabe, und, wie es ſcheint, auch auf Ueber— 
nahme des Kindes. Die vorher fuͤr dieſen Fall vorge— 
ſchriebenen Zwangsehen wurden jedoch durch daſſelbe 
Geſetz aus triftigen Gruͤnden aufgehoben. 

b. In allen andern Faͤllen war, ſo viel aus dem Zu⸗ 
ſammenhange und der Tendenz des ganzen Geſetzes 
ſich abnehmen laͤßt, dem Maͤdchen keine Aktion ge 
ſtattet, weder auf Entſchaͤdigung, noch auf Ueber— 
nahme des Kindes. Der Baſtard fiel, gemaͤß der aͤl— 
tern Sitte, der Mutter auf, wenn der Vater ſich des- 
ſelben nicht freiwillig belud, und durch foͤrmliche An— 
erkennung ſeinen Stand und Familiennamen auf ihn 
uͤbertrug. 

Es ergiebt ſich ferners aus der Satzung von 1667, daß wegen 
der Vaterſchaft keine Einmiſchung des Richteramtes ſtatt fand, und 
daß die Weibsperſon blos gehalten war, ihr außerehelich er— 
zeugtes Kind dem Vater innerhalb Jahr und Tag zu uͤberant— 
worten. Beides ſetzt aber die freiwillige Uebernahme und An— 
erkennung des Kindes von Seite des letztern voraus. 

Dieſe Grundſaͤtze mußten in der erſten Haͤlfte des acht— 
zehnten Jahrhunderts der groͤßern Strenge weichen, die ſich in 
allen damaligen kirchlichen und Sittengeſetzen ausſpricht. Es 
ward voraus geſetzt, da jedes uneheliche Kind einen Vater 
habe, ſo muͤſſe derſelbe nothwendig ausgemittelt und beſtraft 
und ihm das Kind zugeſprochen werden koͤnnen. Als Mittel 
zu dieſem Zwecke wurde vorgeſchrieben: 
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1) Die Verpflichtung jeder außerehelich geſchwaͤngerten 
Weibsperſon zur gerichtlichen Verzeigung des Vaters vor der 
Genißt. 

2) Die Beſtehung eines Examens waͤhrend derſelben; und 

3) Wenn die Mutter dabei auf ihrer Angabe beharrte, 
der Beklagte aber laͤugnete, die gerichtliche e des Letz⸗ 
tern zum Reinigungseide. 

Die Ehegerichtsſatzungen von 1712 und 1743 enthalten 
alſo die Grundzuͤge der Ehegerichtsſatzung von 1787, wobei dem 
Ehegerichte das Recht eingeraͤumt war, die Mutter zur Ueber— 
nahme der Haͤlfte oder des Drittels der Erziehungskoſten zu 
verpflichten. Das letztere Geſetz beſchraͤnkte endlich die Zeit der 
Angabe des Vaters fuͤr die Weibsperſon auf die ſieben erſten 
Monate ihrer Schwangerſchaft, ſetzte das Ehegericht in die Be⸗ 
fugniß, zu Vervollſtaͤndigung des Beweiſes, je nach den Um⸗ 
ſtaͤnden, entweder der Klaͤgerin den Erfuͤllungs⸗Eid, oder dem 
Beklagten den Reinigungseid anzuvertrauen, und legte dem ger 
richtlich ausgemittelten Vater die Pflicht auf, das Kind Na⸗ 
mens, Heimath und Erhaltungs halb, von dem erſten Augen⸗ 
blicke ſeiner Exiſtenz an, zu uͤbernehmen. 

Dieſes neue, ſtrengere Syſtem vermochte ſeinen Zweck 
nicht lange zu erreichen, denn die Zahl der unehelichen Ge- 
burten vermehrte ſich bald in ſtets zunehmendem Verhaͤltniſſe 
gegen die der Bevoͤlkerung. 

Im Jahre 1724 wurden 46 uneheliche Kinder geboren. 

77 77 1750 77 160 77 97 
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Zugleich mit dieſer großen Zunahme der Unehelichen ver— 


aͤnderten ſich auch die Anſichten und Geſetze uͤber die letztern 
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und über die gezwungenen Ehen; überdieß wurde es faktiſch un⸗ 
moͤglich, die Strafbeſtimmungen der Ehegerichtsſatzung von 
1787 anzuwenden, und ſtatt derſelben trat ein ſchwankender 
Gerichtsgebrauch ein. 

Schon die Mediations-Regierung ſchenkte dieſem wichtigen 
Gegenſtande eine ernſte Aufmerkſamkeit. Im Jahre 1810 wurde 
dem Großen Rathe ein erſter Entwurf, und der jetzigen ober- 
ſten Landes behoͤrde im Jahre 1818 ein zweiter Entwurf einer 
neuen Ehegerichtsſatzung vorgelegt; es erzeigte ſich bei naͤherer 
Unterſuchung: 

10 Eine uͤberhandnehmende Menge der Vergehen, der 
Brandſchatzung, und des Vater- und Maͤnnerkaufes. 


2) Daß die Ehen, alſo die geſellige Ordnung, durch wirk— 
liche oder angedrohte Vaterſchaftsklagen von Seite verworfener 
Dirnen in hoͤchſtem Grade, und 


3) daß durch die Stellung, in welche das Geſetz das kla— 
gende Maͤdchen und den beklagten Mann verſetzte, das wich— 
tige Rechtsmittel des Eides und die Sittlichkeit und Religioſi— 
taͤt in eben dem Maße gefaͤhrdet wurden. 


4) Daß bei der gegenwaͤrtigen Ausartung der verderb— 
lichen Sitte des Kiltganges, derſelbe als Mittel gebraucht ward, 
um durch Anlockungen aͤußerer und wohlhabender Juͤnglinge die 
Ehre zweideutiger Dirnen zu retten; unter Benutzung des Ge— 
ſetzes, welches dem ſchwangern Mädchen nur den halben Be⸗ 
weis für die Conſtatirung eines Eheverſprechens auflegte. 


5) Eben ſo augenſcheinlich lagen endlich die verderblichen 
Folgen der Zwangsehen am Tage. 


Unter dieſen Verhaͤltniſſen hielt es die Regierung fuͤr ihre 
heilige Pflicht, die erſten Urſachen des Unweſens zu erforſchen. 
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Zwar konnte man nicht hoffen, die Sittenloſigkeit durch ein 
Geſetz zu heben. Allein es ſchien auffallend, daß die oben be— 
ruͤhrten nachtheiligen Erſcheinungen wenigſtens zum Theil aus 
den Wirkungen der Ehegerichtsſatzung hervorgegangen und vor— 
zuͤglich der im Jahr 1712 erfolgte Uebergang vom Maternitaͤts— 
zum Paternitaͤtsgrundſatze zweckwidrig geweſen ſey. Daher mußte 
der Gedanke entſtehen, auf dieſem verhaͤltnißmaͤßig neuen Rechts 
grundſatze nicht laͤnger zu beharren; und zwar um ſo da we— 
niger, da einige Kantone der Schweiz, die in den oͤſtreichiſchen 
Staaten geſchoͤpfte Erfahrung, und das Zeugniß desjenigen 
Theiles des Kantons, welcher unter dem franzoͤſiſchen Geſetze 
geſtanden, den Maternitaͤtsgrundſatz ein guͤnſtiges Zeugniß ab— 
legten. Die Regierung zog nun vorerſt alle Männer und Behör- 
den zu Rathe, die ſich ihres Amtes wegen mit Conſiſtorialge— 
ſchaͤften befaßt hatten; das Ergebniß ihrer Anſichten wurde ge— 
druckt und oͤffentlich bekannt gemacht. Hierauf ſetzte der Große 
Rath eine außerordentliche Standes-Commiſſion nieder, in wel— 
cher mehrere Mitglieder aus den Oberaͤmtern ſaßen, welche die 
entgegengeſetzten Anſichten pruͤfte und dem Großen Rathe einen 
Bericht abſtattete. Das Ergebniß war folgendes: 

Daß unſer Kanton, in Betreff der Anzahl der unehelichen 
Kinder, faktiſch gegen alle uͤbrigen Kantone, mit denen er ſo— 
genanntes Gegenrecht uͤbte, in einem hoͤchſt nachtheiligen Ver— 
haͤltniſſe ſtand. Die Kinder, welche durch dieſes Gegenrecht 
den Vaͤtern anderer Kantone zugeſprochen wurden, vermochten 
die Zahl derjenigen, die auf gleiche Weiſe unſerm Lande auf— 
fielen, in keinem billigen Maße auszugleichen, weil eine Menge 
kantonsfremder Weibsperſonen mit Kantonsangehoͤrigen in Bas 
terſchaftshaͤndel geriethen, und ſich ihrer Buͤrde durch Kindes— 
zuſpruͤche zu entledigen wußten. Dagegen befanden ſich nicht ſo 
viele hieſige Weibsperſonen in andern Laͤndern, und ſelbſt die— 
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jenigen, welche hier zu Lande mit fremden Maͤnnern Kinder 
erzeugten, wurden ſehr oft durch ihre eigenen Gemeinden und 
Vormuͤnder von einer koſtſpieligen Rechtsverfolgung außerhalb 
des Kantons abgeſchreckt. Da beſonders unter der aͤrmern 
Klaſſe die mehreſten Paternitaͤts-Prozeſſe obwalteten, ſo mußten 
die Koſten fuͤr die Reiſen vor die kantonsfremde Gerichtsbarkeit 
den Gemeinden auffallen, und man fuͤhrte nicht ſeltene Bei⸗ 
ſpiele an, wo ſolche Auslagen auf tauſend Franken anſtiegen 
und dennoch fruchtlos blieben. Daher dieſe Rechtsverfolgung 
ſtets ſeltener, und die Kinder dem Kanton ausſchließlich an⸗ 
heimgeſtellt blieben. Man fand alſo vortheilhafter, jedem Kan⸗ 
ton ſeine unehelichen Kinder zu uͤberlaſſen, und die Anſprache 
an den Vater in eine rein perſoͤnliche Anſprache zu verwan⸗ 
deln, welche vor den Gerichten des Kantons eingeklagt werden 
konnte. 

Es lehrte ferners, wie ſchon bemerkt, die Erfahrung, daß 
bei dem Eide in Paternitaͤtsſtreitigkeiten ein empoͤrendes Spiel 
mit Vorbehaͤlten, verdrehten Worten und Saͤtzen getrieben 
wurde.) Man hoffte aber, daß das Weib, ſobald es ſich des 
Kindes nicht gaͤnzlich entheben konnte, vor der Verſuchung zum 
Meineide größtentheils geſichert ſeyn werde. 


Auch die Beſorgniß, dem maͤnnlichen Geſchlecht alle An⸗ 


*) „Wie man, ſagt das Gutachten des Ober-Ehegerichts, die Klägerin 
„befragte, ob der anweſende Beklagte der einzige Mann ſey, mit 
„dem ſie ſich in verbotenen Umgang eingelaſſen habe, ſo lautete ihre 
„Antwort gewöhnlich: „er iſt der Vater des Kindes,“ und ſtarrſinnig 
„beharrte ſie in der Regel auf dieſer Fügung ihrer Worte. Wurde der 
»Beklagte befragt: ob er mit der Klägerin verbotenen umgang gepflo⸗ 
„gen? fo konnte man ſelten eine andere Antwort herausbringen als 
„die: „Ich bin nicht der Vater des Kindes.“ — Beide Ausſagen ſtütz⸗ 
„ten ſich auf einen geheimen Rückhalt und der Eid mußte erfolgen.“ 
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griffe auf weibliche Zucht und Ehrbarkeit zu erleichtern, fand 
ſich bei naͤherer Pruͤfung unbegruͤndet. Die Erfahrung des 
Ehegerichts zeigte naͤmlich, daß die Reichen gewoͤhnlich mit 
Huͤlfe des Geldes ſich frei gemacht, daß aber der Geſchlechts— 
name des Kindes eine unwiderſtehliche Verſuchung erregte, mit 
Geld das Stillſchweigen der Mutter zu erkaufen, bis der fa— 
tale Termin zur Anzeige voruͤber war. Eben aus dieſem Grund 
entſtanden die Umtriebe, Beſtechungen, Brandſchatzungen, Er— 
kaufung angeblicher Väter, und dergleichen Unthaten mehr, wos 
durch alle religioͤſe und ſittliche Gefuͤhle untergraben, alle ge— 
ſetzliche Vorſchriften umgangen wurden und die wahrlich eben 
ſo große Laſter waren als die Unzucht ſelbſt. 


Fuͤr die aͤrmern Maͤnner war ein Kindeszuſpruch, der oft 
mehr der Gemeinde als dem Vater zur Laſt fiel, und die ge— 
woͤhnlich elende Beſorgung dieſer Kinder keine größere Abſchrek— 
kung als ein bedeutender Geldbeitrag. In beiden Syſtemen 
hatten die Gemeinden faktiſch die naͤmliche Vertretungspflicht, 
und einigen Schutz gewaͤhrten ihnen die beſondern Vorſchriften 
der Armenverordnung. 


Und wenn wirklich auf die Schwaͤngerungen unfreiwillige 
Ehen eintraten, ſo zeigten wieder die Protokolle des Ehegerichts, 
welche Reihe von haͤuslichen Zwiſten und Mißhandlungen, welche 
Menge von boͤslichen Verlaſſungen, von Ehebruͤchen und Che: 
ſcheidigungen die Folgen ſolcher Ehen waren, die ohne gegen— 
ſeitige Achtung und Neigung, oft mit Argwohn und Wider: 
willen, auf Geheiß der Eltern und Gemeinden, zwiſchen den 
Parteien eingegangen wurden, um einen Fehltritt wieder gut 
zu machen, und dafür auf Zeitlebens ungluͤcklich zu werden. 
Legitimationsheirathen, welchen ein aͤchtes Ehrgefuͤhl zum Grunde 
lag und aus reinen Geſinnungen floſſen, wurden auch durch 
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den Maternitaͤtsgrundſatz und die Aufhebung der ee 
nicht verhindert. 

Offenbar war es ferners, daß die ausgeartete Sitte des 
Kiltganges durch den Leichtſinn beguͤnſtigt wurde, mit welchem 
das weibliche Geſchlecht auf dem Lande der ſichern Hoffnung 
ſich hingab, in Schwangerſchaftsfaͤllen, mittelft unſchwerer Beob— 
achtung einiger Vorſchriften, den Kilter zur Ehelichung oder 
doch zu gaͤnzlicher Uebernahme der Leibesfrucht anzuhalten. — 
Fuͤr die Kinder aber, welche laut dem alten Geſetze von den 
Vaͤtern nach einem halben Jahre gegen Erlag von Fr. 15 Am— 
menlohn zur alleinigen Verpflegung übernommen werden muß— 
ten, wurde durch den Maternitaͤts-Grundſatz im Ganzen beſſer 
geſorgt, indem er ihnen wenigſtens die Pflege der Mutter zu⸗ 
ſicherte. 

Endlich wurde dargethan, daß die Gemeinden unter dem 
Paternitaͤtsgrundſatze nicht geringere Laſten zu tragen hatten; 
die Prozeßkoſten vor fremden Gerichten und die ausſchließliche 
Unterhaltung der Kinder von Kantonsfremden ſind bereits an— 


geführt worden; ihre armen Angehörigen mußten ſie ſtets für 


die Erziehung der unehelichen Kinder unterſtuͤtzen; wenn nunmehr 
die Gemeinde der Mutter dieſe wegen des einheimiſchen Kindes 
und die des Vaters dieſen wegen des Unterhaltungsgeldes ver: 
treten muß, ſo iſt die Laſt wenigſtens nicht groͤßer, als wenn 
ſie ungetheilt unter dem alten Geſetze auf eine einzige Gemeinde 
fiel. Dieſe Gruͤnde uͤberzeugten beinahe alle Gegner des Ma— 
ternitaͤtsgrundſatzes von feinen Vorzuͤgen, und er wurde nach 
einer wiederholten gruͤndlichen Berathung durch eine bedeutende 
Majoritaͤt des Großen Rathes ausgeſprochen. In dem Per— 
ſonen-Rechte wurden einige Jahre ſpaͤter die Zwangsehen auf: 
gehoben, und der Conſiſtorial-Prozeß in einiger 13 ver⸗ 
einfacht und naͤher beſtimmt. 
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Noch iſt zu bemerken, daß in den Berathungen uͤber den 
Maternitaͤts-Grundſatz auch der Einwurf beruͤckſichtigt worden 
iſt, „die Buͤrgerſchaft der Hauptſtadt habe den groͤßten Nutzen 
„von dem neuen Grundſatze, wegen der unverhaͤltnißmaͤßi— 
„gen Mehrzahl der dort zu Fall gebrachten Maͤdchen aus 
„den Landgemeinden, denen alſo dadurch eine Laſt aufgelegt 
„werde, welche nach dem alten Syſtem auf jener haftete und 
„noch ferners haften ſollte.“ 

Dagegen wurde aus den Akten des Ober-Chegerichts ge— 
zeigt, daß unter dem Paternitaͤtsgrundſatze dieſe Laſt für die 
Buͤrgerſchaft von Bern ganz unbedeutend geweſen, und alſo 
in keine Betrachtung kommen koͤnne. Es wurden naͤmlich ge— 
boren: 


Im Jahre. Uneheliche Kinder. Davon fielen auf die 
ö Bürgerſchaft von Bern. 
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Die Mittelzahl dieſer Jahre iſt alſo fuͤr den Konton 354, 
und fuͤr die Stadt 7, welches mithin zwei vom Hundert aus— 
wirft, und dem numeriſchen Verhaͤltniſſe der Stadtbuͤrgerſchaft 
zu der Bevoͤlkerung des ganzen Kantons ziemlich nahe kommt.“) 


*) Die Verzeichniſſe der unehelichen Geburten während den Jahren 1807 — 
1810 wurden zufällig nicht ausgefertigt. 


*) Aus den oberehegerichtlichen Protokollen geht hervor, das die Zahl der 
außerehelichen Schwangerſchaften in der Hauptſtadt allerdings, der Po: 
lizeiaufſicht ungeachtet, von jeher bedeutend war, daß aber der größte 
Theil derſelben Fremden, zumal Handwerksgeſellen, der Garniſon u. ſ. w. 


426 


Die feitherigen Erfahrungen beftätigen dieſes angegebene 
Verhaͤltniß. Unter dem Maternitaͤtsgrundſatze wurden der Bur— 
gerſchaft von Bern zugeſprochen: 

Im Jahre. Uneheliche Kinder. 
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Da übrigens die Geſellſchaften der Stadt wie alle Gemeinz 
den die Pſticht haben, ihre Angehoͤrigen in Hinſicht ihrer ſchul— 
digen Unterſtuͤtzungen zu vertreten, ſo kann die geringe Diffe— 
renz, welche ſich zu Gunſten der Stadt erzeigen mag, dem 
Lande faktiſch keine neue Laſt verurſachen. 


Eben ſo bemerkenswerth iſt die Thatſache, daß im Jahre 
1823, als der Maternitaͤts-Grundſatz in dem Entwurfe des 
Perſonenrechts beibehalten und entwickelt, der Entwurf ſelbſt 
publizirt, ausgetheilt, und das ganze Land aufgefordert wurde, 
ſeine Bemerkungen einzureichen, zwar viele Denkſchriften an die 
Geſetzgebungs-Commiſſion gelangten, welche die Eheſachen um— 
ſtaͤndlich behandelten; daß aber unter dieſen ſich zwei einzige 
Abhandlungen aus dem Oberamte Saanen befanden, in wel— 


zuzumeſſen iſt, und daß die große Mehrzahl dieſer unehelichen Gebur— 
ten, man mag ſie dem Vater oder der Mutter zuſprechen, nicht auf die 
Hauptſtadt ſelbſt fallen. 


) Auf der Juſtiztabelle von 1826 wurden die der Burgerfchaft von Bern 
zugefallenen Kinder aus Verſehen nicht von den dem Amtsbezirke zugefal— 
lenen ausgeſchrieben. 
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chen die Herſtellung des alten Grundſatzes, und zwar nur be 
dingt, gewuͤnſcht wurde.“) 


In den erſten Monaten des Jahres 1830 reichte auch das 
Oberamt Trachſelwald eine Vorſtellung ein, in welcher vorzuͤg— 
lich die Herſtellung des Paternitaͤts-Grundſatzes, oder wenig— 
ſtens eine angemeſſene Beruͤckſichtigung des Geſetzes in Hinſicht 
der für die Gemeinden feſtgeſetzten Entſchaͤdigungs-Summen 
verlangt wurde. Dieſer Bittſchrift konnte nicht entſprochen 
werden, weil in Hinſicht des zweiten Theiles derſelben das Ehe— 
gericht in ſeinem Gegenberichte einige Irrthuͤmer bezeichnete, 
und in Hinſicht der Hauptſache die Regierung, wie ſchon hie 
vor gemeldet worden, den Entſchluß gefaßt hatte, nach voll— 
endeter Reviſion der Geſetzgebung noch einmal die Bemerkungen 
und die Wuͤnſche des Landes einzuholen, ſo daß man nicht 
zweckmaͤßig fand, vor dem Eintritte der damals als nahe be— 
trachteten Reviſionsepoche eine fo bedeutende Veränderung vor: 
zunehmen. 

Zur Vollſtaͤndigkeit ſoll noch über einige Wirkungen des 
ſeit 1820 aufgeſtellten neuen Syſtems Bericht erſtattet werden, 
ſo weit dieſes nach den Erfahrungen von zehn Jahren moͤglich 
iſt. Und hier iſt vornehmlich die Frage zu beruͤckſichtigen, ob 
der Maternitaͤts⸗Grundſatz die Anzahl der unehelichen Geburten 
bedeutend vermehrt habe. Hieruͤber iſt zu bemerken: 

1) Daß unter dem aͤltern Geſetze die Kinder den geſtaͤn⸗ 


„) Der in einer dieſer Denkſchriften ausgeſprochenen Beſchwerde über den 
Verluſt jedes Klagrechts, welchen dortige Weibsperſonen in dem Kanton 
Waadt ſeit der Einführung des neuen Grundſatzes erlitten, wurde ſo— 
fort durch Anbahnung von Unterhandlungen mit dieſem Nachbarſtande 
und endliche Abſchließung des Konkordats vom 23. Juli 1827 abge— 
holfen⸗ 


Hievor S. 172. 
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digen Vätern bereits vor ihrer Geburt als Leibesfrucht zuge: 
ſprochen wurden. Das Beweisverfahren, wenn kein geſtaͤndiger 
Vater ſich darſtellte, wurde hingegen erſt nach der Geburt an— 
gehoben. Starb nun das Kind bei der Geburt, oder vor An— 
hebung des Prozeſſes, ſo erfolgte keine Standesbeſtimmung, 
und das Kind erſchien nicht auf den Verzeichniſſen des Ehe— 
gerichts. Die auf Veranſtaltung des Sanitaͤtsraths aufgenom— 
menen Geburtsliſten, ſo wie die den ehegerichtlichen Akten ſeit 
1822 enthobenen Auszüge”) zeigen aber, daß die Anzahl der 
vor der Taufe geſtorbenen unehelichen Kinder bedeutend ſeyn 
muß, da ihnen vorzuͤglich die nothwendige Pflege gebricht. Auf 
allen Verzeichniſſen des Ehegerichts uͤber die unter dem Pater: 
nitaͤtsgrundſatze außerehelich gebornen Kinder fehlt alſo eine 
unbekannte, allein reelle und nicht geringe Anzahl derſelben. 


2) Gewoͤhnlich wurde das Verhaͤltniß der außerehelichen 
Geburten zu der Anzahl der im Laufe des Jahres uͤberhaupt 
gebornen Kinder unberuͤckſichtigt gelaſſen. Nun erzeigt ſich in 
Hinſicht der letztern eine auffallende Progreſſion. 


So wie in dem proteſtantiſchen Theile des Kantons 

im Jahre 1817 uͤberhaupt 8612 Kinder, und 

5 1818 5 8889 5 geboren wurden, 
ſo zeigt „ 1819 97 11173 79% Geburten, 

„ % 820 5 11321 5 5 9 


) S. Beilagen Nro. XLVI und XLVII. 


*) Man mußte ſich bei dieſer Darſtellung auf die vier letzten Jahre des 
Paternitäts-Grundſatzes beſchränken, weil früherhin der proteſtantiſche 
Theil des Leberberges nicht zum Kanton gehörte, die Elemente alſo nicht 
ganz die nämlichen waren, auch keine regelmäßigen Juſtiztabellen, wie 
schon bemerkt, geführt wurden. Auf den katholiſchen Theil des Leber: 
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Eben ſo auffallend iſt unter jenem angeführten vier Jahren 
das Jahr 1818, in welchem ſich vielleicht die Folgen der Theu— 
rung von 1817 durch eine ungewoͤhnlich kleine Zahl unehelicher 
Geburten fuͤhlen ließen. 


Wenn man dieſes Jahr nicht beruͤckſichtigt, fo findet man 
unter dem Paternitaͤtsgrundſatze auf 100 Geburten 57% 00, 
alſo beinahe 5%, unehliche Kinder; mit Einſchluß jenes Jahres 
aber 51255 uneheliche Kinder. Hiebei fehlt, außer der unvoll— 
ſtaͤndigen Anzeige der todtgebornen oder vor dem Abſpruche ge: 
ſtorbenen, diejenige der von aͤußern Gerichten dem hieſigen Kan— 
ton zugeſprochenen, oder in ſolchen Laͤndern gebornen uneheli— 
chen Kinder, in welchen kein Klagerecht beſteht. Ueber dieſe 
Kinder wurde erſt von 1822 hinweg ein beſonderes Verzeichniß 
geführt. 


Zugleich ergiebt ſich die merkwürdige Thatſache, daß unter 
dem Paternitaͤts-Grundſatze mehr als J der außerehelichen 
Kinder bereits den Muͤttern zugeſprochen werden mußten, die 
denn von den Vaͤtern in der Regel keine Unterſtuͤtzung erhiel— 
ten. So erfolgten im Jahre 1820 388 Kindes-Zuſpruͤche an 
Väter, und 268 an Muͤtter, zuſammen 656 Kindes-Zuſpruͤche. 


3) Das beigefuͤgte Verzeichniß der unehelichen Geburten 
in den Jahren 1822 bis 1827 ſtellt hingegen dieſes Verhaͤltniß 
unter dem Maternitaͤts-Grundſatze ganz vollſtaͤndig dar. Alle 
im reformierten Theile des Kantons gebornen außerehelichen 


bergs konnte die Unterſuchung nicht ausgedehnt werden, weil dort nach 
den fransöfifhen Geſetzen kein Klagrecht in Paternitätsſachen beſteht; 
auch find dort in den eingeſandten Geburtsliſten die unehelichen Ge 
burten nicht ausgeſchieden. 
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Kinder, die Mütter mochten einheimiſch oder fremd feyn, wur: 
den aufgezeichnet, und in den ſechs obigen Jahren ergiebt ſich 
auf 100 Geburten eine Durchſchnittszahl von 57 außereheli— 
chen Kindern. Als Reſultat dieſer Unterſuchung ergiebt ſich 
alſo die Thatſache, daß das Verhaͤltniß der ehelichen zu den 
außerehelichen Geburten unter dem Maternitaͤts - Grundſatze 
wenigſtens unverändert geblieben iſt. Eine progreſſive Vermeh⸗ 
rung der Anzahl der unehelichen Kinder an ſich erzeigt ſich aber 
nicht nur ſeit dem Maternitaͤts-Grundſatze, ſondern die ſchon 
fruͤher erwaͤhnten Zahlen fuͤhren dieſelbe auf den Anfang des 
letzten Jahrhunderts zuruͤck. 

In Hinſicht der oͤfters geruͤgten unzureichenden Entſchaͤdi⸗ 
gungen an die Gemeinden hat das Ehegericht ſich bemuͤht, das 
ihm durch Geſetz und Uebung zugetheilte freie Ermeſſen mit 
moͤglichſter Umſicht und Billigkeit zu benutzen. In der Regel ver: 
faͤllte es die der Vaterſchaft Geſtaͤndigen oder Ueberwieſenen zu 
Fr. 16 Kindbettkoſten, und zu Fr. 32 alljaͤhrlichen Kindesunter⸗ 
halts auf die geſetzlichen ſiebenzehn Jahre, ſelten zu mehr, weil 
dieſe Leiſtungen den Muͤttern ſelbſt groͤßtentheils zukamen, 
die man durch höhere Verfaͤllungen leicht zu neuen Ausſchwei⸗ 
fungen verſucht haͤtte. Dagegen wurden, wo es ſich immer 
thun ließ, die Armenguͤter ihrer Gemeinden reichlicher bedacht. 
Wenn dieſe nach Satz. 170 u. f. je auf das Vermoͤgen und die 
Erwerbsfaͤhigkeit der Beklagten bedingten Entſchaͤdniſſe gleich- 
wohl nicht ſehr haͤufig das Minimum von Fr. 50 uͤberſtiegen, 
ſo lag die Schuld nicht in dem Willen des Tribunals, ſondern 
in der Beſchaffenheit der Umſtaͤnde. Denn die große Mehrzahl 
der Beklagten beſtand ſtets, ſo viel ſich aus den oft hierin un— 
vollſtaͤndigen Angaben der Chorgerichte ausmitteln ließ, aus 
unbemittelten, oft ſchon beſteuerten Dienſtboten, Tagloͤhnern 
und Arbeitern vom niedrigſten Verdienſte; hingegen ſtiegen die 
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Entſchaͤdniſſe bei wohlhabenden Vätern hoͤher, beſonders wenn 
Verfuͤhrung oder Mißbrauch hausherrlicher Gewalt ſich zeigte. 
Uebrigens hinderte das Ober-Ehegericht keine redlichen Ver; 
gleiche unter den Betheiligten; aber es ließ ſich jede Abfindung 
zur Einſicht vorlegen, und mancher Bedraͤngte hat wohl in die⸗ 
fen Verfahren einen Stuͤtzpunkt gefunden, wie umgekehrt viel⸗ 
leicht manche bedenkliche Machenſchaft ob der Scheu vor der 
nachherigen Pruͤfung unterblieben iſt. 


Sehr wenige Gemeinden machten Gebrauch von der aͤlter— 
lichen Gewalt uͤber die unehelichen Kinder, welche ihnen das 
neue Geſetz ertheilte. In den Gemeinden der Aemter Konol— 
fingen, Wangen, Aarwangen, wo die Erziehung der uneheli— 
chen Kinder beſonderer Aufſicht unterlag, wo man ſie den Muͤt⸗ 
tern entzog, wenn ſie ihre Pflichten nicht erfuͤllten, und nur 
fo viel von den Alimentations-Geldern gebrauchte, als die 
Erziehung wirklich erforderte, den Ueberſchuß aber auf den Na⸗ 
men der Kinder in Erſparnißcaſſen zinsbar anlegte, da 
fühlten die Gemeinden heilſame Folgen von dieſen Einrichtun⸗ 
gen, und werden ſie noch mehr in Zukunft fuͤhlen. Allerdings 
hingegen war in den Gemeinden, wo man die Alimentationg- 
Gelder den Muͤttern einhaͤndigte, ohne ſich um ihre Anwendung 
zu bekuͤmmern, dieſes Geld oft ſchlechten Dirnen eine Aufmun— 
terung, ihren Lebenswandel fortzuſetzen. 


Es darf ferner nicht unbeachtet bleiben, daß dem Mater— 
nitaͤts⸗Grundſatze noch gaͤnzlich die Strafbeſtimmungen und 
die polizeilichen Maßregeln fehlten, die daſſelbe begleiten 
ſollten. 


Ein neuer Entwurf dieſes Strafpolizei-Geſetzes lag, nach— 
dem die Regierung einem fruͤhern Entwurfe nicht beigepflichtet 


Satz. 204. 
Kreisſchreiben 
vom 
20. Febr. 1829. 
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hatte, wirklich bei der Geſetzgebungs-Commiſſion in der Be— 
rathung, und hatte eine ſchwierige Aufgabe zu loͤſen. 


Eine genaue Darſtellung und Vergleichung der finanziellen 
Laſten, welche die Gemeinden unter beiden Grundſaͤtzen zu er— 
tragen hatten, koͤnnte nur durch eine ſehr muͤhſame Unter— 
ſuchung der Gemeindrechnungen waͤhrend einer laͤngern Reihe 
von Jahren ausgefuͤhrt werden. Offenbar werden nunmehr die 
außerehelichen Kinder beſſer beſorgt und erzogen, und dieſer 
Umſtand, welcher den Gemeinden zur Ehre gereicht, muß ſchon 
an ſich größere, Auslagen nach ſich ziehen. 


Die Regierung hat ſich ehren Berichte uͤber den Erfolg 
des Geſetzes durch das Ehegericht ablegen laſſen. Einem dieſer 
Berichte wird hier folgende Stelle enthoben: 


„Von Verwahrloſung der Kinder durch die Mütter, wie 
„fie ehemals durch die Väter ſtatt fanden, iſt in dem Jahre 
„1822 auch nichts zum Vorſchein gekommen. Der Vortheil, 
„Die Gerichtsbarkeit im Lande zu behalten, und nicht, wie ehe⸗ 
„mals, die Privat- und Gemeindguͤter an auswaͤrts verfuͤhrte 
„Vaterſchafts-Prozeſſe oft fruchtlos verſplittert zu fehen 5 muß 
y ſich ferner bewaͤhrt haben. Er mag den Beſchwerden vieler 
„Gemeinden uͤber vermehrte Armenſteuern wegen vaterloſen 
„Kindern gewiß zum beſten Gegenſatze dienen; aber er wird 
„wenig oder gar nicht geachtet; an die verſchwundenen Nach— 
„theile, die wahre negative Vortheile des neuen Geſetzes find, 
„erinnert man ſich ſelten, und hat nur die etwaigen neuen 
„und poſitiven Laſten im Auge, weil ſie unmittelbar in die 
„Sinne fallen.“ 


Und noch jetzt legt das Ehegericht das Zeugniß ab, daß es 
auch ſeither weniger Eide gegeben, daß die fruͤher vor Gericht 
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ſo oft angebrachten Beſchuldigungen der beklagten Väter wegen 
verſuchter Antriebe zu geheimen Verbrechen; wegen ſogenannter 
Maͤnnerkaͤufe, wegen Beſtellungen von Deckmaͤnteln merklich 
ſeltener gehoͤrt worden, daß die oͤftern Anzeigen fruͤherer Zeit 
uͤber empoͤrende Behandlung oder Verwahrloſung der Kinder 
durch die erzwungenen Vaͤter bei der nunmehrigen (freilich auch 
noch mangelhaften) Fuͤrſorge der zweifelloſen Muͤtter unter der 
einſchreitenden Aufſicht der Gemeinden in weit geringerer Anzahl 
vorgekommen. 


Dennoch ſind die Laſten der Gemeinden groß, und laſſen 
ſich nicht weglaͤugnen, noch durch bloße Vernunftgruͤnde erleichtern. 
Ueber dieſen wichtigen Gegenſtand wird in dem Berichte uͤber 
das Armenweſen ein Mehreres geſagt werden; hier war bloß die 
Frage zu eroͤrtern, ob jene Laſten durch das neue Maternitaͤts⸗ 
Syſtem vermehrt wurden. 


Ein anderer wichtiger Geſchaͤftszweig des Ehegerichts beſtand 
in den Prozeſſen uͤber Eheſcheidungen. Die Ueberſicht von ſechs 
Jahren“) zeigt den Erfolg der Verhandlungen des Tribunals, 
woraus ſich ergiebt, daß waͤhrend dieſes Zeitraums auf 100 
geſchloſſenen Ehen 2½ gaͤnzliche Scheidigungen und 1½ tempo⸗ 
raire Soͤnderungen gezaͤhlt werden, ein Verhaͤltniß, das nicht 
unguͤnſtig genannt werden kann. 


Ueberhaupt fertigte dieſes ohne alle Ferien woͤchentlich zum 
mindeſten einmal, unter einem unbeſoldeten zugleich die unter⸗ 
chorgerichtlichen Funktionen in Bern beſorgenden, mithin viel— 
fach beſchaͤftigten Praͤſidio verſammelte Tribunal, mit Beihuͤlfe 
zweier Sekretairs, in jeder Sitzung an Erkanntniſſen, Wer 
ſungen, gutachtlichen Vortraͤgen und auswaͤrtiger Correſpondenz 


*) S. Beilage Nro. XLVIII. 
28 


Eheſcheidun— 
gen. 


Hievor S. 392. 
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in maͤßigem Durchſchnitte bei vierzig (mitunter ſelbſt bis ſieben⸗ 
zig) Nummern, die gemeiniglich uͤber ſiebenzig (zuweilen uͤber 
120) Expeditionen auswarfen, über welchen Geſchaͤftskreis uͤbri— 
gens die Juſtiztabellen naͤhere Auskunft ertheilen.“) Von ſeinen 
Erkanntniſſen pflegten nur ſehr wenige vor die oberſte Inſtanz 
appellirt zu werden.“) 


*) S. Beilage Nro. XV. 
*) S. Beilage Nro. XLV. 


—— . — 
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8. 


Dettentliche Arbeiten. 


In der Ausfuͤhrung der zu oͤffentlichen Zwecken beſtimmten 


Werke hatte ſich die Berniſche Regierung von jeher ausgezeich⸗ 


net. Die Kirchen, Spitaͤler und Kornmagazine der Hauptſtadt, 
die Landſtraßen nach dem Aargau und durch die Waadt, der 
neue Lauf der Kander und der Limpach⸗Canal zeigen, was in 
den verſchiedenen Faͤchern des Bauweſens, dem Hoch⸗, Straßen: 
und Waſſerbau vor 1798 geleiſtet worden. Auch unter dem 
Mediationszuſtande wurden dieſe Leiſtungen mit Eifer und Er— 
folg fortgeſetzt, und zumal auf die Einrichtung der Amtsſitze 
und Pfarrwohnungen, ſo wie fuͤr die Verſchoͤnerung des obern 
Theils der Hauptſtadt und die Oeffnung neuer Gebirgspaͤſſe 
anſehnliche Summen verwendet. 

In den nachfolgenden Blaͤttern ſoll nun von demjenigen 
Rechenſchaft gegeben werden, was ſeit 1814 in den drei ge— 
nannten Faͤchern, deren jedes unter der beſondern Leitung einer 
Regierungs⸗Behoͤrde ftand, *) gethan worden iſt. 


*) Schon 1821 war der Antrag gefallen, die Attribute der Bau-, 
Straßen: und Schwellen -Commiſſtonen, wegen der nahen Ver— 
wandſchaft der Arbeiten, welche nicht ſelten, beſonders bei Fluß— 
und Brückenbauten in einander greifen, zu vereinigen, und unter eine 


Rus 


Stellung. 


Geſchäftskreis. 


30. Sept. 1829. 
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A. Eigentliche oder Hochbauten. 


Das Bauweſen wurde ſeit 1814, wie fruͤher unter der 
Mediations⸗Verfaſſung, durch eine beſondere, direkt unter der 
Regierung ſtehende, vorberathende Verwaltungsbehoͤrde, unter 
dem Namen Bau⸗Commiſſion beſorgt. 

Der dieſer Behörde angewieſene Geſchaͤftskreis war fol- 
gender: 

1 Beaufſichtigung, Unterhalt, Ausbeſſerung, Herſtellung 
und Erneuerung der obrigkeitlichen hienach naͤher bezeichneten 
Gebaͤude ſammt deren Zubehoͤrden, und der auf den Haupt⸗ 
ſtraßen gelegenen, dem Staate zu unterhalten obliegenden 
Bruͤcken; Anordnung, Leitung und Beaufſichtigung der vom 
Kleinen oder vom Großen Rath erkannten neuen Bauten. 

2) Leitung und Beaufſichtigung des Betriebs durch conceſ⸗ 
ſionirte Meiſter der, im Jahre 1818 zum Beſten des Publi- 
kums von der Regierung an ſich gekauften vorzuͤglichen Sand⸗ 
ſteinbruͤche auf der Stockeren, Gemeinde Bolligen, zu welchen 
zu dieſem Ende, eine bequeme Fahrſtraße angelegt wurde. Fer— 
ner: Leitung und Beaufſichtigung des errichteten Kalkſchiefer— 


einzige obere Behörde zu ſtellen. Man hoffte von einer ſolchen Einrich— 
tung größere Einfachheit und Schnelligkeit des Geſchäftsganges und ſelbſt 
Erſparniß der Koften in Hinſicht der, in der Regel zwar nicht zahlreichen, 
Commiſſtonal-Reiſen. 1829 wurde diefer Antrag, verbunden mit der 
Aufſtellung eines topographiſchen Büreaus, erneuert und von der Regie— 
rung beifällig aufgenommen, welche eine Unterſuchung durch Ausge— 
ſchoſſene der drei Commiſſtonen anordnete. Die Unterſuchung zeigte 
nicht unerhebliche Schwierigkeiten in der Ausführung, war jedoch ziem— 
lich weit vorgerückt, als die Zeitereigniſſe ſie unterbrachen. 
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plattenbruches zu Goldswyl am Brienzerſee und des Tuffitein- 
bruches zu Leuzigen, Oberamts Büren. 

3) Aufſicht uͤber die Comptabilitaͤt des Bau-Departements, 
Unterſuchung und Paſſation der jaͤhrlichen oberamtlichen Bau— 
rechnungen und der jährlichen General⸗Baurechnung ihres Caſſa⸗ 
und Rechnungsjuͤhrers. 

Die Bau⸗Commiſſion beftand aus einem Praͤſidenten, je- 
weilen Mitglied des Kleinen Rathes und aus vier Mitgliedern, 
wovon in der Regel auch wenigſtens eines im Kleinen Rathe 
ſaß. Ihren Sitzungen wohnte mit berathender Stimme der 
obrigkeitliche Bau⸗Inſpektor bei. Bedient ward ſie durch einen 
Sekretair, der zugleich Caſſafuͤhrer für die Bauauslagen obrig⸗ 
keitlicher Gebaͤude in der Stadt Bern und Rechnungsgeber uͤber 
die ſaͤmmtlichen Bauauslagen des Kantons war. 


Zu Eingabe der nicht durchaus dringenden Gegenſtaͤnde 
von den Oberaͤmtern, waren durch das Baureglement zwei 
Epochen beſtimmt; nämlich der Monat März für die geringfuͤ⸗ 
gigeren, über die ſofort verfügt werden konnte, und der Mo: 
nat Auguſt fuͤr die bedeutenderen Bauarbeiten, die eine naͤhere 
Unterſuchung erforderten und uͤber welche der Bau-Commiſſion 
Koſtens halber der Entſcheid nicht zuſtand. 

Zu gehoͤriger Beaufſichtigung der obrigkeitlichen Gebaͤude 
und zu Unterſuchung der eingegangenen Baubegehren war der 
ganze Kanton in fuͤnf Bau⸗Departemente eingetheilt und jedem 
Mitgliede der Bau⸗Commiſſion eines derſelben ſpeziell uͤber— 
tragen. 

Dieſe Departemente waren: 

1) Die Stadt Bern, jeweilen unter der Aufſicht des Praͤ— 


ſidenten. 
2 uechtland und Seeland, enthaltend die Oberaͤmter Bern, 


Einrichtung. 


8. Jan. 1806. 
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ohne die Stadt, Laupen, Seftigen, Schwarzenburg, den Theil 
des Oberamts Thun auf dem linken Aarufer, Aarberg, Erlach 
und Buͤren. 


3) Emmenthal und Oberaargau, beſtehend aus den Ober- 
aͤmtern Konolfingen, Trachſelwald, Signau, Fraubrunnen, 
Burgdorf, Wangen und Aarwangen. 


4) Oberland, beſtehend aus dem Theil des Oberamts Thun 
auf dem rechten Aarufer, Nieder- und Ober-Simmenthal, 
Saanen, Frutigen, Interlacken und Oberhasle. 


5) Leberbergen, beſtehend aus den Oberaͤmtern Nidau, 
Courtlary, Muͤnſter, Delsberg, Pruntrut und Freibergen. 


Im Verlaufe von vier Jahren ſollten ſaͤmmtliche obrigkeit⸗ 
liche Gebäude wenigſtens einmal vom betreffenden Departements⸗ 
Committirten beſichtiget und unterſucht werden; und damit alle 
Mitglieder ſaͤmmtliche bedeutendere Gebaͤude kennen lernten, 
wechſelten ſie nach Verlauf von vier Jahren Departement. 


Alle Baubegehren von Seiten der Bewohner und Nutznieſ— 
ſer obrigkeitlicher Gebaͤnde wurden, ausgenommen zu Bern, 
wo fie direkt an die Bau⸗Commiſſion gelangten, nicht anders als 
von den Oberaͤmtern und in Form von Deviſen abgenommen. 
Ueber die kleineren wurde ſofort verfuͤgt, nachdem die Deviſe 
durch den Bau⸗Inſpektor hinſichtlich der Zweckmaͤßigkeit der 
betreffenden Arbeiten, der Quantitaͤt der Materialangaben und 
der Billigkeit der Preisanſaͤtze unterſucht worden. Mit den 
groͤßeren, uͤber bedeutende Arbeiten, in der Hand, unterſuchten 
die Committirten die betreffenden Gebaͤude ihres Departements 
und erſtatteten der Bau-Commiſſion Bericht, worauf hin ent⸗ 
weder Beſchluß genommen oder der Antrag an hoͤhere Be— 
hoͤrde Beſchluß gemaͤß gemacht wurde. | 

Die Bauarbeiten wurden, weit aus des größten Theils, 
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verdingsweiſe an die betreffenden Handwerker hingegeben, bei 
neuen Gebaͤuden aber Konkurrenz eroͤffnet; bei der Wahl aus 
den Konkurrenten fuͤr die verſchiedenen Arbeiten indeß, mehr 
noch auf Zuverlaͤſſigkeit des Arbeiters als auf die Niedrigkeit 
der Preiſe Ruͤckſicht genommen. Die Bau⸗Commiſſion hat auch 
den Verſuch gemacht, neue Bauten durch Minderſteigerung an 
den Wenigſtfodernden ganz zu verdingen. Sie hat ſich dabei 
aber nicht wohl befunden und dieſes Verfahren ſpaͤter ganz auf— 
gegeben, weil wegen der Unmoͤglichkeit gehoͤriger Unterſuchung 
und wegen allzugroßer Nachſicht meiſtentheils ſchlechte Arbeit 
heraus kam, und nach wenigen Jahren noch viel zugeſetzt wer- 
den mußte, ohne jedoch die Soliditaͤt ſolcher Gebaͤude zu errei⸗ 
chen, die unter ihrer unmittelbaren Aufſicht verdingsweiſe aus— 
gefuͤhrt wurden. Keine, einigermaßen bedeutende Bauarbeit 
wurde ausbezahlt, ſie ſey denn zuvor von dem Bau-Inſpektor 
oder von andern Sachverſtaͤndigen abgenommen und gut er- 
kannt worden. Schlecht erfundene Arbeit mußte erſt gut ge— 
macht werden. 

Zu ſaͤmmtlichen Bauten, wo es die Umſtaͤnde und die Na⸗ 
tur der Sache geſtatteten, wurde das erforderliche Holzwerk aus 
den obrigkeitlichen Waldungen bezogen, und dabei, ſo wie bei 
Beziehung der übrigen Baumaterialien, fo viel möglich, jeder: 
zeit auf Schonung der Fuhrpflichtigen Ruͤckſicht genommen. Bei 
bedeutenden Bauten erhielten letztere meiſtens auf Nachwerben 
von der Regierung anſehnliche Steuern an die Fuhrkoſten. Zum 
neuen Zuchthausbau uͤbernahm der Staat die Fuhrungen ganz. 

Soliditaͤt, Nothwendigkeit, Zweckmaͤßigkeit, Anſtaͤndigkeit 
ohne Pracht, billige wohlwollende Beruͤckſichtigung beſcheidener 
Wuͤnſche fuͤr angenehme Wohnungen, aber Zuruͤckweiſung jeder 
Anſpruͤche auf Luxus und eiteln Aufwand; alles mit ſteter Be— 
obachtung moͤglichſter Oekonomie, war das Hauptaugenmerk der 


S. 199, 


440 


Bau⸗Commiſſion und der Regierung bei ihren Verhandlungen 
und Verfuͤgungen in Bauſachen. Dieſe Tendenz beurkundet ſich 
dem Auge des aufmerkſamen Beobachters der obrigkeitlichen Bau⸗ 
werke, der unſern Kanton bereiſet. 


Ueber Anordnung von gewöhnlichen Bauarbeiten und grö- 
ßern Bauten waren den verſchiedenen Behoͤrden folgende Com⸗ 
petenzen zugetheilt: 

1) Die Oberamtmaͤnner waren befugt und angewieſen, den 
gewoͤhnlichen Unterhalt der Dachungen und Brunnen von ſich 
aus anzuordnen und zu beſtreiten, uͤberdieß jaͤhrlich auf den 
Amtsſitz und deſſen Zubehoͤrden Fr. 50, fuͤr die uͤbrigen Ge— 
baͤude aber Fr. 25 zu verwenden. Höher gehende Bauerforder— 
niſſe mußten ſie, mit Angabe der allfaͤlligen fuͤr das betreffende 
Gebäude bereits verwendeten Competenzauslagen, an die Bau⸗ 
Commiſſion zur Verfuͤgung weiſen. 

2) Der Bau-Commiſſion ſtand die unbedingte Verfügung 
über alle bedeutenderen Dach- und Brunnarbeiten und die An⸗ 
ordnung aller Bauarbeiten zu, die für einen Satz zuſammenge⸗ 
hoͤrender Gebaͤude Fr. 200 nicht uͤberſtiegen. Was hoͤher gieng 
mußte, mit Beifuͤgen der in demſelben Jahre fuͤr das naͤmliche 
Gebände oder den naͤmlichen Gebaͤudeſatz getroffenen Verfuͤgun⸗ 
gen, dem Kleinen Rathe zum Entſcheid vorgetragen werden. 

3) Der Kleine Rath verfuͤgte fruͤher uͤber alle Bauſachen, 
welche die Summe von Fr. 2000 fuͤr einen neuen Bau und von 
Fr. 4000 fuͤr Reparationen nicht uͤberſtiegen; ſpaͤter, nach den 
Fundamentalgeſetzen, uͤber alle Ausgaben bis auf Fr. 6000. Was 
daruͤber gieng wurde dem Großen Rathe vorgetragen. 

Seit Einführung des Budgets im Jahre 1819 wurden alljaͤhr⸗ 
lich Fr. 120,000 für den gewöhnlichen Bedarf des Bau-Departe⸗ 
ments ausgeſetzt, worin alle ſeitdem ausgefuͤhrte und hiernach ſpe— 
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zifizirte größere Bauten, mit einziger Ausnahme des Aar— 
bergerthor- und des Zuchthausbaues begriffen waren. Dieſer 
Voranſchlag blieb gewoͤhnlich uͤber dem Betrage der wirklichen 
Ausgaben, welche im Durchſchnitte jaͤhrlich, obige Ausnahmen 
ungerechnet, nicht hoͤher anſtiegen als Fr. 111,000. 

Gegen unbefugte nicht autoriſirte Anordnung von Bauarbei— 
ten, ſey es durch die Nutznießer obrigkeitlicher Gebaͤude ſelbſt, ſey 
es durch die Behoͤrden und gegen Ueberſchreitung der Competenz 
durch dieſe letztern, war ſchon urſpruͤnglich durch das Bauregle— 
ment, und wurde ſpaͤterhin wiederholt durch Verordnungen der 
Regierung, Vorſehung gethan, ſo daß Nutznießer wie Behoͤr— 
den die daherigen Auslagen, wo nicht ganz doch zum Theil, zu 
tragen oder laͤngere Zeit an ſich zu behalten hatten. Dieſe Ver— 
ordnungen wurden um ſo ſtrenger gehandhabt, je hoͤher die 
widerhandelnde Perſon oder Behoͤrde ſtand. 

Für ihre Arbeit und Verantwortlichkeit war die Bau⸗-Com⸗ 
miffion unbeſoldet; jedes Mitglied und der Bau-Inſpektor be; 
zogen für jeden vollen Reiſetag in Angelegenheiten des Depar— 
tements ein Taggeld von Fr. 16. — Der Bau⸗-Inſpektor, ſeit mehr 
als dreißig Jahren in dieſem Fache angeſtellt und demſelben durch 
ſeine Kenntniſſe, wie durch ſeine Erfahrung, vollkommen gewachſen, 
erhielt aus dem jaͤhrlichen Credite des Departements eine Beſoldung 
von Fr. 2400; ihm war unterſagt fuͤr eigene Rechnung zu arbeiten. 
Seit dem Zuchthausbau mußte noch ein zweiter Inſpektor mit 
einem Gehalte von c. Fr. 1000 angeſtellt werden. — Der Sekretair 
und Caſſafuͤhrer war aus der Standescaſſa mit Fr. 1000 jaͤhr⸗ 
lich beſoldet; ihm hatte, ſo wenig als den uͤbrigen Beamten, 
der Zuwachs von Geſchaͤften durch die Vergroͤßerung des Kan— 
tons keine Gehaltszulage verſchafft. 

Das Bau⸗Departement bezog ſeinen Geldbedarf durch die 
Oberamtmaͤnner fuͤr die Bauten auf den Oberaͤmtern; durch 


5. März 1824. 


Bauwerke. 
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den Sekretair fuͤr die Bauten in der Stadt Bern direkt aus 
der Standes⸗Caſſa. Den Oberamtmaͤnnern wurde der Aus— 
gebensbetrag ihrer Baurechnungen — Einnehmen hatten 
dieſelben keines als zufaͤlliges von verkauften Gebaͤuden oder 
Baumaterialien — nach Paſſation ihrer Baurechnungen ver— 
mittelſt einer Anweiſung der Bau-Commiſſion auf die Standes⸗ 
Caſſa verguͤtet. Nach Paſſation der General-Baurechnung durch 
den Finanzrath wurde der Definitiv⸗Saldo bilanzirt. | 


Unter diefer einfachen Verwaltung wurden in den fiebzehn 
Jahren von 1814 bis 1830 im Ganzen fuͤr Baukoſten aus der 
Staatscaſſa ausgelegt: Fr. 2,358,741 Rp. 96 ½, oder durchſchnitt⸗ 
lich auf ein Jahr Fr. 138,750. Von 1 Geſammtſumme 
fallen auf die ſogenannten: 


Totale. Durchſchnitt pr. Jahr. 
1) Civilbauten 2555 1,674,359 Rp. 12½ Fr. 98,491 Rp. 80 
D Auf Bauten an Kir⸗ 
chen und Pfarrge- 
banden „ 358,165 73 932,833 „60 
Direkte Baukoſten . Fr. 2,232,524 Rp. 85½ „131,325 Rp. 40 


3) Auf die Rubrik der 
indirekten Bauko⸗ 
ſten, als da ſind Be⸗ 
ſoldungen und Va⸗ 
cationen der Werk⸗ 
meiſter, Taggelder 
der Baucommiſſion, 
Plaͤne und Bureau⸗ 
keſten n ]] en 60 

Totalſumme . Fr. 2,358,741 Rp. 96 % Fr. 138,750 Rp. — 
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Die Summe der direkten Baukoſten von Fr. 232,524 


Rp. 85 ½, oder jährlich Fr. 131,325 Rp. 40 vertheilt ſich auf 
beilaͤufig 1600 Firſten und andere Gebaͤude.“) 
Von neuen Bauten waren in eben dieſem Zeitraume die 
betraͤchtlichſten: “) 
1) Die erſte Hälfte, und ein großer Theil der zweiten, des neuen 
Zuchthauſes zu Bern, uk Fr. 328,000 
2) Das Aarbergerthor zu Bern, um.. . „ 90,000 
3) Die Veterinair-Anſtalt zu Been . „ 23,895 
J ¼ Büren 2 20... „ 3000 
5) Die Emmenbruͤcke zu Baͤtterkinden . . „ 12,000 
W²3˙u• n Wangen 95» C 15,037 


7) Das Pfarrhaus zu Hindelbannkn 2 . . „ 17,287 


8) Das Pfarrhaus zu Buͤrglen . . „ 14,638 
99) Die Amtsſchreiberei zu Frutigen „ 15,702 

Der Stadt Thun wurde fuͤr Bauten an dortiger Krellgüſſe ein 
Vorſchuß von Fr. 31,250 zinsbar zu 1% auf 20 Jahre gemacht. 

Die Ausbeſſerungen der beſtehenden Gebaͤude waren zum 
Theil ſehr koſtſpielig. Die meiſten Gefaͤngniſſe ſind menſchlicher und 
zumal ein großer Theil derſelben heizbar gemacht, die Kleine 
Schanze zu Bern zur Promenade umgewandelt, das Denkmal 
der im Kampfe fuͤr das Vaterland 1798 und ſpaͤter Gefallenen 
im Muͤnſter zu Bern errichtet, und alle Gemeinden und Cor— 
porationen, welche fuͤr eigene Rechnung Arbeiten zu oͤffentli— 
chen Zwecken ausfuͤhrten, mit reichlichen Beiſteuern unterſtuͤtzt 
worden. 


*) Die Beilage Nro. XLIX enthält ein Verzeichniß der größern obrigkeit— 
lichen Gebäude. 


*) Eine nähere ueberſicht, nach den verſchiedenen Klaſſen der Gebäude, ge— 
währt die Beilage Nro. L. 


23. Dez. 1824. 
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Im Bau begriffen iſt die Amtsſchreiberei zu Aarwangen 
und die Helferei zu Waſen, und bereits erkennt, aber wegen 
der eingetretenen Zeitumſtaͤnde noch nicht angehoben: der Bau 
einer Amtsſchreiberei zu Burgdorf, einer Kirche und Helferei zu 
Heimiſchwand im Buchholterberg, und einer Kirche zu Lauter— 
brunnen. 


Vorhabend war auf die naͤchſte Zeit der Bau eines Pfarr: 
hauſes zu Gſteig bei Saanen, und im Projekt lagen auf einen 
Zeitraum von 20 bis 30 Jahren hinaus: 


Erbauung von neuen Pfarrhaͤuſern zu Bremgarten, Ober— 
balm, Kallnach, Teuffelen, St. Stephan und Schwarzenegg. 


Erbauung von Amtsſchreiberei-Gebaͤuden für die Amts 
bezirke Aarberg, Courtlary, Konolfingen, Muͤnſter, Nidau, 
Pruntrut, Seftigen, Oberſimmenthal. 

Erneuerung der Zihlbruͤcke zu St. Johannſen, einer der 
Aarbruͤcken zu Unterſeen, der Scherzligen- und Sinnibruͤcken 
zu Thun, der Zulgbruͤcke bei Thun. 

Der Bau eines Fluͤgels an das Zeughaus zu Aufnahme 
der Bureaur der Militairbehoͤrden, eines neuen Kaufhauſes, 
einer neuen Kaſerne. Verbeſſerung des untern Stadteinganges 
zu Bern. 

Endlich der Bau eines neuen Rathhauſes zu Bern, wel— 
cher Bau durch die bereits vorhandenen zahlreichen Vorarbeiten 
weſentlich erleichtert, nicht bloß der Würde der Republik ange 
meſſen, ſondern ſogar in mancher Hinſicht wahres Beduͤrfniß 
geweſen waͤre, und vieles zur Befoͤrderung der Regierungs— 
geſchaͤfte beigetragen haͤtte, dennoch aber dem hoͤhern und drin— 
gendern Beduͤrfniſſe beſſerer Zuchtanſtalten nachgeſetzt wurde; 
fuͤr die zu letzteren erforderlichen, zum groͤßern Theil bereits, 

Hievor S. 202. wie anderswo gemeldet, ausgefuͤhrten und bewohnten, zum 


445 


kleinern Theil aber im Bau begriffenen Gebäude, iſt eine 
Summe von Fr. 550,000 ausgeſetzt, und davon, wie oben an— 
gegeben, bis Ende 1830 verwendet worden Fr. 328,062. 


B. Straßenbau. 


Es iſt ſchon in dem Berichte uͤber das Zollweſen gemeldet Straßenweſen 
worden, daß die Straßen unter der Aufſicht der Zollkammer 'r 1814. 
ſtanden, welche auch in letzter Inſtanz uͤber Zoll⸗ und Straßen⸗ 
ſachen urtheilte. Ihre Aufficht erſtreckte ſich indeſſen nur über 
die ſogenannten Heerſtraßen, deren Unterhaltung ganz den Ge 
meinden oblag, und im Verhaͤltniß der urbariſirten Lehenguͤter 
bezirksweiſe vertheilt war. Die Regierung erleichterte die Pflich— 
tigen, indem ſie den Ankauf der Griengruben ganz oder zum 
Theil bezahlte, bei Errichtung von Bruͤcken und bei namhaften 
Verbeſſerungen die Auslagen fuͤr das Material verguͤtete, eigene 
Straßenaufſeher beſtellte, und endlich, im Jahre 1787, auf den 
Hauptſtraßen Wegknechte aufſtellte, deren Beſoldung auf %& 15,000 22. Juni 1737, 
anſtieg, und auf das gleichzeitig eingefuͤhrte Lizenzgeld angewie— 
fen war. Neue Landſtraßen wurden auf obrigkeitliche Koften 
gebaut, mit Benutzung der Fuhrpflicht und Handarbeit der Ge 
meinden. Fuͤr den gewoͤhnlichen Straßenunterhalt wurden ge— 
meiniglich & 24,000 ausgeſetzt, für die Stadt und den Stadt: 
bezirk insbeſondere % 10,000. Die Nebenſtraßen ſtanden unter 
der Aufſicht der Amtleute und Freiweibel. 


Unter der helvetiſchen Verfaſſung war das Bauweſen mit 
dem Straßenweſen vereinigt, wurde aber 1803 wieder getrennt, 


26. Sept. 1804. 


Neue Organi⸗ 


ſation. 


Vgl. Beilagen 


S. 18. 


12. Jan. 1818. 


11. März 1818. 
Hievor S. 383. 


446 


und die alte Einrichtung hergeſtellt; zugleich ein neues, meiſt 
auf dasjenige von 1774 gegruͤndetes Straßenreglement erlaſſen, 
und eine Eintheilung der Straßen in drei Claſſen feſtgeſetzt, 
je nachdem ihre Beaufſichtigung den Oberamtmaͤnnern aus⸗ 
ſchließlich, oder gemeinſchaftlich mit der Zollkammer, oder ein- 
zig dieſer letztern uͤbertragen war. Damals waren 47 obrig- 
keitliche Wegknechte angeſtellt, deren Beſoldung jaͤhrlich Fr. 6205 
Rp. 36½ koſtete; nach und nach kamen noch 14 einſtweilige 
Anſtellungen hinzu mit Fr. 812; fuͤr Stadt und Stadtbezirk 
waren Fr. 1600 ausgeſetzt. Ueberhaupt wurden in dieſem Zeit⸗ 
raume bis 1814 die unter der helvetiſchen Regierung ziemlich 
in Verfall gekommenen Straßen wieder in einen beſſern Stand 
geſetzt, auch einige Korrektionen und neue Straßenzuͤge, ſo viel 
es die beſchraͤnkten Huͤlfsmittel geſtatteten, theils eingeleitet, 
theils wirklich ausgefuͤhrt. 

Die Vereinigung des Leberbergs, deſſen Straßenſyſtem durch 
Einfuͤhrung des hieſigen Reglements mit einigen Modifikationen, 
durch Aufſtellung von 42 Wegknechten mit einer zu Rp. 6 für 
zehn Laufſchuh berechneten Beſoldung von Fr. 6300, und durch 
Anweiſung anſehnlicher Summen fuͤr Straßen-Verbeſſerungen 
gleich von Anfang her die Thaͤtigkeit der Regierung in Anſpruch 
nahm, wurde auch die Veranlaſſung zu einer neuen Organi- 
ſation der Straßenbehoͤrde. In Folge eines der Zollkammer 
abgeforderten Berichts uͤber die ganze Einrichtung unſers Straſ— 
ſenweſens verhaͤngte ein Regierungsbeſchluß die Trennung der 
Zollſachen von dem Straßenbau, und die Niederſetzung einer 
beſondern, direkt unter dem Kleinen Rathe ſtehenden Straßen: 
Commiſſion. Die fuͤr die unmittelbare Leitung der Kunſtarbei— 
ten ſo weſentliche Stelle eines Straßen-Inſpektors wurde erkannt, 
und, nachdem ſich die Unterhandlungen mit einem geſchickten, 
ſeither verſtorbenen neuenburgiſchen Ingenieur zerſchlagen hat— 
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ten, an einen jungen Mann vergeben, welcher durch ſeine 
Kenntniſſe, Thaͤtigkeit und ſorgfaͤltige Benutzung der vorhande— 
nen Huͤlfsmittel das Zutrauen ſeiner Obern gerechtfertigt hat. 
Endlich erfolgte, um dem Beduͤrfniſſe einer unausgeſetzten oͤrt— 
lichen Aufſicht uͤber die Wegknechte abzuhelfen, die Aufſtellung 
von 28 Amtsinſpektoren auf eine Probezeit von 6 Jahren. — 
Beide Einrichtungen haben ſich vollkommen bewaͤhrt, und, ver— 
bunden mit den Bemuͤhungen der Commiſſion ſelbſt, welche ihre 
fruͤhere Eintheilung in Straßen⸗Departemente aufgegeben, aber 
ſich die jährliche vollſtaͤndige Bereiſung der unter ihrer Aufficht 
ſtehenden Straßenftrede von 159 Wegſtunden zur Pflicht ge 
macht hatte, das Straßenweſen in unſerm Kanton von Jahr 
zu Jahr verbeſſert; ſo daß jetzt nicht nur die Hauptſtraßen, 
ſondern auch viele Nebenſtraßen, zumal in den Gebirgsgegen— 
den und in dem Leberberge, ſich in einem befriedigenden Zu 
ſtande befinden, und theilweiſe ſelbſt die Vergleichung mit den 
| Straßen eines benachbarten Kantons beſtehen koͤnnen, welcher 
ſeit 28 Jahren den ganzen Ertrag ſeiner ſtarken Zoͤlle auf den 
Straßenbau verwendet, und darin wirklich Großes geleiſtet hat. 
Jene Anſtellungen, ſo wie die von Zeit zu Zeit mit der Ueber— 
nahme neuer Straßenzuͤge auf das Verzeichniß der obrigkeitli— 
chen Landſtraßen eintretende Vermehrung der Zahl der Weg— 
knechte, und die den Gemeinden durch Ankaͤufe von Grien⸗ 
gruben und Beiſteuern an die ihnen ausſchließlich obliegenden 
Straßenſtuͤcke und beſondere Arbeiten gereichten Unterſtuͤtzungen, 
konnten freilich nicht ohne Koſtenvermehrung beſtritten werden. 

In den 11 Jahren des Mediationszuſtandes wurde jaͤhr⸗ 
lich im Durchſchnitt eine Summe von Fr. 15,000 fuͤr die ge— 
woͤhnlichen Straßenarbeiten, mit Ausſchluß der Suſtenſtraße 
und aͤhnlicher Unternehmungen, verwendet. Im Jahre 1823 
wurde der Credit der Straßen-Commiſſion auf Fr. 34,000, 


1. Juni 1820. 


2. Feb. 1829. 


Leiſtungen im 
Straßenweſen. 
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zwei Jahre ſpaͤter auf Fr. 40,000 und ſeit 1828 auf Fr. 50,000 
jährlich beſtimmt, worin gleichfalls die für größere Arbeiten 
außerordentlich angewieſenen Summen nicht begriffen waren. 
Die Geſammtſumme der Ausgaben der Straßen-Commiſſion 
ſeit Einfuͤhrung der Voranſchlaͤge oder Straßenbudgets 1819 
bis 1830 beläuft ſich aut. .. Fr. 458,469 Rp. 64 

Rechnet man hiezu die in dieſem Zeit— 
raume außerordentlich und durch den Raths— 
credit angewieſ enen 1 e 45 
und die Ausgaben fuͤr das Straßenweſen in 
den Jahren 1814 bis 1818 mit 5 157,808 „ 32 
jo ergiebt fich eine Geſammtausgabe von“) Fr. 746,014 Rp. 53 

Eine vergleichende Ueberſicht der Landſtraßen, welche 1804 
mit obrigkeitlichen Wegknechten verſehen waren, mit denjenigen, 
welche gegenwaͤrtig in dieſer Claſſe ſich befinden, zeigt, daß 
die Zahl der Straßenzuͤge ſich von 7 auf 44, wovon 11 im 
Jahre 1828, und S in dieſem Jahre übernommen worden 
ſind, die Zahl der Wegknechte dann von 47 auf 131 ver⸗ 
mehrt hat.“) 

Unter den theils ganz neu angelegten, theils durch betraͤcht— 
liche Korrektionen verbeſſerten Straßenſtrecken, moͤgen hier nur 
die wichtigſten, und zwar der Deutlichkeit wegen nicht in chro— 
nologiſcher, ſondern in topographiſcher Ordnung kuͤrzlich beruͤhrt 


*) Die Beilage Nro. LI zeigt einerſeits die 1819 — 1830 eröffneten Credite 
und wie viel davon verwendet worden, anderſeits den Durchſchnitt der 
einzelnen Rubriken der Straßenrechnung in dieſem Zeitraum. — In 
obigem Zuſammenzuge, der mit der Standesrechnung übereinſtimmt, 
ſind die Büreaukoſten der früheren Jahre nicht inbegriffen, hingegen 
einige Beiſteuern für Brücken u. dgl. eingerechnet, die nicht eigentlich in 
das Straßen-Departement gehören— 


**) S. Beilage Nro. LI. 
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werden. Ein genaues Verzeichniß, der Zeitfolge dieſer Arbeiten 


nach, mit beigefuͤgter Angabe der Maße und der Unkoſten, 
wird dem gegenwaͤrtigen Berichte als Beleg beigefuͤgt, und 
weist an Zahlungen aus der Standescaſſa und aus den jaͤhr— 
lichen Crediten der Straßen-Commiſſion, fuͤr dergleichen groͤßere 
Arbeiten eine Geſammtausgabe von Fr. 352,910 nach.“) 


In dem Oberlande ſind vorzuͤglich zwei neue Straßenzuͤge 
bemerkenswerth; der eine uͤber den Suſtenberg, der andere von 
Thun nach Zweiſimmen. f 


Die Anlage einer Saum- und Fahrſtraße von Meyringen 
und Gadmen uͤber den an der oͤſtlichen Kantonsgrenze im Amt 
Oberhasle gelegenen Suſtenpaß und das Maythal nach Waſen 
wurde, gemeinſchaftlich mit dem Nachbarſtande Uri, ſchon im 
Jahre 1810 alſo zu einer Zeit unternommen, wo der Simplon 
zu Frankreich gehörte und mit einer franzoͤſiſchen Mauthlinie 
geſperrt, es mithin fuͤr den hieſigen Kanton wichtig war, ſich eine 
direkte Verbindung mit der Gotthardſtraße und durch dieſelbe 
nach Italien zu eroͤffnen. Der Suſtenpaß, um faſt 1000 Fuß 
niedriger als derjenige über die Grimſel ) und daher 10 Wochen 
bis 3 Monate im Jahr laͤnger offen, ſchien die natuͤrlichſte 
Linie fuͤr dieſe Verbindung darzubieten und ſollte nach einem 
weitumfaſſenden, in der Ausfuͤhrung auf eine lange Reihe von 
Jahren berechneten Plan, den Endpunkt eines Straßenzugs bil— 
den, welcher von der nördlichen Grenze gegen Frankreich hin— 
weg in einer Laͤnge von 50 Stunden durch den Kanton gefuͤhrt 
haben wuͤrde. Wohlwollende Ruͤckſichten fuͤr die Bewohner des 


*) S. Beilage Nro. LIII. 


**) Die Höhe des Grimſelſpitals iſt 7887, des Suſtenpaſſes 6981 Fuß über 
der Meeresfläche. 
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Suſtenpaß. 


15. Okt. 1810. 


7. Mai 1316, 
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Haslethals, denen nebſt dem mannigfachen Verdienſt an den 
auf Staatskoſten auszufuͤhrenden Arbeiten, der Gewinn einer 
Erſparniß von Fr. 4 vom Centner auf ihrer Molken⸗Ausfuhr 
durch die Eroͤffnung des neuen Paſſes zugedacht war, hatten 
viel zu dem Eifer beigetragen, mit welchem die Arbeit in den 
erſten Jahren betrieben wurde. So war, vom hoͤchſten Punkte 
abwärts 1811 — 1814 eine Summe von Fr. 107,641 auf die 
Anlage einer eigentlichen Kunſtſtraße von 12 Fuß Breite mit 
einem Gefälle von 10, theilweiſe hoͤchſtens 13% verwendet 
worden; ungerechnet 25,556 Tagwerke der Landſchaft und einen 
Beitrag der Stadt Thun von Fr. 3000. In dem Jahre 1815 
wurde die Arbeit unterbrochen, 1816, als es ſchien, daß die 
Simplonſtraße in Verfall gerathen duͤrfte, wieder vor die Hand 
genommen und auch im folgenden Jahre betrieben, bis die ver— 
aͤnderten Umſtaͤnde „ mehr noch als die Schwierigkeiten des Ter⸗ 
rains, eine neue Unterbrechung veranlaßten, welche bis jetzt ge— 
dauert hat. Zwar erfolgte noch 1821 ein Antrag des Straßen⸗ 
inſpektors auf Herſtellung der beſchaͤdigten Theile der wirklich 
gemachten Straße und Fortſetzung derſelben bis zu dem Dorfe 
Meyringen; fuͤr jenes war der Koſtenanſchlag auf Fr. 2100, 
für letzteres auf Fr. 10,197 Rp. 50) berechnet. Die Gemein— 
den der Landſchaft hatten ſich bereit erklaͤrt, den kuͤnftigen 
Unterhalt zu uͤbernehmen. Es erhoben ſich aber Zweifel gegen 
die Ausfuͤhrbarkeit dieſer Vorſchlaͤge fuͤr eine verhaͤltnißmaͤßig 
ſo geringe Summe, und die Regierung trug Bedenken, neue 


*) Vornämlich: 1) von der Aarbrücke durch den Hasleboden bis hinter das 
Dorf Winkel, eine Strecke von 1950“ Länge und 16“ Breite, um Fr. 585. 
2) um das Dorf Winkel bis an den Kirchet, 1430“ um Fr. 429. 
3) Längs und durch die Felswand bis auf die Höhe zum Kreuz auf 167 
Breite um Fr. 4850; und 4) vom Kreuz oder über den Kirchet gegen Wil— 
ligen und der Aarbrücke, auf 8490“ Länge und 16“ Breite um Fr. 3396, 
mit Inbegriff aller Kunſtarbeiten. . 
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Koften auf ein Werk zu verwenden, deſſen Nutzen bei der Rich— 
tung, die der Handel nach Italien durch die Simplon und 
Gotthardſtraßen genommen hatte, problematiſch ſchien. Man 
begnuͤgte ſich alfo mit dem Befehl, die bisherige Arbeit vor 
gaͤnzlicher Degradation zu ſchuͤtzen und zu unterſuchen, ob es 
nicht eher der Fall waͤre, den Bruͤnigpaß fahrbar zu machen. 
Ein neuer Verſuch, im Mai des abgewichenen Jahrs, die Sache 
wieder in Anregung zu bringen, blieb ebenfalls fruchtlos. Die 
ganze Arbeit hat bis 1824 dem Staate gekoſtet: Fr. 192,476 
Rp. 13, ungerechnet Fr. 29,000 in Beitraͤgen der Aemter 
Oberhasle und Interlacken und der Stadt Thun, in Tagwerken 
und Geld. Sie iſt in einer Laͤnge von beilaͤufig ſechsthalb 
Stunden oder 99,000 Fuß auf der Berniſchen Seite ausgefuͤhrt; 
auf der Seite von Uri, welchem L. Stand eine Summe von 
Fr. 6000 vertragsweiſe entrichtet wurde,“) als Saumſtraße zu 
z vollendet, freilich mit ſtellenweiſem Gefaͤll von 15%. 
Einen gluͤcklichern Erfolg hatten hingegen die Straßen— 
Unternehmungen im Simmenthal, welche ganz in die Zeiten 
der gegenwaͤrtigen Regierung fallen. Ihr Anfang war in den 


8. Mai 1822. 


24. Mai 1830. 


Simmenthal⸗ 
ſtraße. 


Theurungsjahren 1816 und 1817, als auf die Betreibung des 


damaligen Oberamtmanns zu Blankenburg eine Strecke durch 
den obern Thalgrund bei Weißenbach, von 3920 Fuß Laͤnge 
auf 18 Fuß Breite durch die aͤrmere Claſſe der dortigen An— 
gehoͤrigen, als Unterſtuͤtzungsmittel, — daher auch die Bezah— 
lung in Brod und andern Lebensmitteln, ſtatt in Geld, ſtatt 
fand, — mit einem Koſtenaufwande von Fr. 17,491 theils 
verbeſſert, theils ganz neu angelegt wurde. — Zwei Jahre ſpaͤter 
folgte die neue Anlage des Straßenſtuͤcks von der Garſtatt bis 


*) Ohne die Abſteckungskoſten, welche Fr. 816 Rp. 27 und die Lieferungen 
von Sprengpulver, welche Fr. 880 betrugen. 
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Zweiſimmen, welches in Korrektion der ſteilen Abhaͤnge des Lau— 
beck⸗ und Hohenkreuzſtaldens, den Fuß der Gebirgshalden mit 
einem Gefälle von hoͤchſtens 6 % (von der Haubenwaldbruͤcke 
aufwaͤrts) laͤngs der Simmen verfolgt, und durch eine freie 
Schutthalden geſichert iſt. Dieſe Straßenſtrecke, von dem neuen— 
burgiſchen Ingenieur Matile als Unternehmer angefangen, von 
dem jetzigen Straßeninſpektor ausgefuͤhrt, iſt eigentlich ein Werk 
der Landſchaft, woran die Regierung die groͤßere Haͤlfte der 
Koſten mit Fr. 25,000 beitrug. — Die Straße um den Straͤtt— 
ligenhuͤgel, der auf 120 Fuß ſenkrechter Hoͤhe und 30 Fuß 
Breite abgegraben wurde, und wozu die Regierung mit Fran— 
ken 15,000 nur die kleinere Haͤlfte der Unkoſten beitrug, oͤffnete 
den Eingang in das Thal; die verſchiedenen in den Jahren 1820 
bis 1827 bewerkſtelligten Correktionen durch das Niederfimmen- 
thal bis an die Bunſchenbruͤcke bei Weißenburg verwandelten die 
ehemals kaum 10 bis 12 Fuß breite, an mehreren Stellen um 
15 0% anſteigende Gaſſe zu einer faſt ganz ebenen, durchgaͤngig 
16 Fuß breiten Straße, und endlich wurde die Fortſetzung die— 
ſer Straße bis Boltigen mit einem regelmaͤßigen Steigen, das 
nirgends über 3% geht, vermittelſt 6 groͤßern und 40 kleinern 
in der Fahrbahn angebrachten Bruͤcken und auf 5600 Fuß Laͤnge 
durch Steindaͤmme gegen den Fluß geſichert, in den Jahren 
1826 bis 1828 ausgefuͤhrt. — Alle dieſe Arbeiten, in einem Zeitz 
raume von 12 Jahren vollendet, bilden eine Straßenlaͤnge von 
beinahe 7 Stunden und erforderten einen Koſtenaufwand von 
Fr. 150,135, woran die Regierung Fr. 97,501 bezahlte; 
ungerechnet eine Summe von Fr. 3000, welche der durch die 
neue Straße abgefahrenen Gemeinde Oberwyl zum Behuf der 
noͤthigen Verbindungswege und einer andern von Fr. 1000, die 
fuͤr eine Rectifikation der Straße von Zweiſimmen nach Lenk 
aus der Standes⸗Caſſe entrichtet wurden. 
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Um der Thalfchaft Interlacken, welche in der neueſten Zeit 
von Fremden ſo zahlreich beſucht wurde, die Verbeſſerung ihrer 
verſchiedenen Verbindungswege zu erleichtern, bewilligte die Re— 
gierung von 1824 an, mehrere zuſammen auf Fr. 2976 anſtei— 
gende Summen und ſeit 1828 fuͤr eine neue Fahrſtraße nach 
Habkern Fr. 2910. 


Die Straßen im Leberberg haben von dem Zeitpunkte der 
Vereinigung dieſes Landestheils bis auf die gegenwaͤrtigen Zei— 
ten ſolche Verbeſſerungen erhalten, daß ſich daſelbſt ein ganz 
neues Straßenſyſtem zum großen Vortheil des Landes ausgebik— 
det hat. Dieſer Vortheil war den dortigen Gemeinden ſo fuͤhl— 
bar, daß ſie aus dem Ertrage der Regiſterſteuer und andern 
Huͤlfsquellen, auch ohne große Beitraͤge der Regierung mehrere 
ganz neue Straßenzuͤge unternommen und ausgefuͤhrt haben. 
So die drei Aemter Muͤnſter, Courtlary und Freibergen, die 
uͤber 3 Stunden lange Straße von Dachsfelden auf Tramlin— 
gen und Saignelegier; die Aemter Delsberg und Freibergen, 
die bei 30,000 Fuß lange Straße von Glovelier nach St. Braix; 
an jene ward ein obrigkeitlicher Beiſchuß von Fr. 4000, an 
dieſe von Fr. 2400) gereicht. Auf eigene Koſten machte die 
Stadt Delsberg das Straßenſtuͤck bis Courtetelle mit einem Auf— 
wande von Fr. 3319 und das Amt Pruntrut die ganz neue 
Straße der Caquerelle längs dem Gebirgskamme bis St. Brair, 
welche bei Fr. 26,000 koſtete.— Die Regierung ihrerſeits hatte 
durch die ſchwierige und nicht auf den erſten Verſuch gelungene 
neue Anlage der Straße von Boͤzingen den Berg hinauf nach 


*) Sie wurden auf die Herſtellung eines eingeſtürzten Straßenſtücks und 
beſonders auf Sprengung der überhängenden, 160 Fuß hohen Felswand 
verwendet, die jetzt einen Durchgang, ähnlich dem Felſenthor von Pierre— 
pertuis, gewährt. 


24. Juni 1831. 


Leberbergiſche 
Straßen. 
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Frinvilier das Beiſpiel gegeben; fie wurde nach der Ausſteckung 
des Ingenieurs Matile als eigentliche Kunſtſtraße auf einer 
Strecke von 9035 Fuß Laͤnge zu 30 Fuß Breite erbaut und 
koſtete dem Staat Fr. 26,245, ohne die auf Fr. 8000 berech⸗ 
neten Leiſtungen der Gemeinden. Einige Jahre ſpaͤter fand die 
Erweiterung der Straße auf der entgegengeſetzten Seite jener 
Anhöhe bis an die Grenzen des Amts Courtelary von 12—16 
durchgehends auf 18 Fuß, alles in Kalkfelſen, mit einem ganz 
aus der Standes⸗Caſſe beſtrittenen Koſtenaufwande von Fr. 2111 
und noch ſpaͤter die Nectiftfation der Fortſetzung dieſer Straße 
durch die unteren Felſen des Muͤnſterthals ſtatt. Letztere Ar— 
beit, in der Laͤnge einer vollen Stunde, mit vielen Erweiterun⸗ 
gen, alle in Kalkfelſen, und mit Umgehung von fuͤnf mehr oder 
weniger ſteilen Partien alle Vortheile einer bequemen Straße 
gewaͤhrend, erforderte die verhaͤltnißmaͤßig geringe Summe von 
Fr. 7100, nebſt einem nicht auf den vierten Theil dieſer Summe 
anſteigenden Beitrage der Gemeinden. — An dem oͤſtlichen Ende 
dieſes naͤmlichen Straßenzugs, bei Grellingen und Augenſtein, 
und am erſtern Orte über 1000 Fuß lang in den Kalkfels ein: 
geſchnitten, kamen bedeutende Verbeſſerungen in den Jahren 
1823 — 1827 zu Stande, die ganz von der Regierung mit 
Fr. 5298 beſtritten wurden. — Auf der weſtlichen Grenze des 
Leberbergs, von Renans auf die Ciburg wurde 1820 und 1824 
der fruͤhere, bald fallende bald ſteigende ſehr ſteile Straßenzug 
an dem Gebirgshange mit einer maͤßigen Anſteigung aufwaͤrts 
geführt; eine Verbeſſerung, die den Verkehr nahmhaft erleich- 
terte, und zu welcher die Regierung Fr. 8000, die Gemeinden 
Fr. 5500 beigetragen haben. Zu Cornol, auf der Straße nach 
Pruntrut, jenſeits des Rebetſch, erhielt die Fahrbahn Er— 
weiterung und Sicherſtellung durch den Bau von Stuͤtzmauern, 
welche auch in dieſem gegenwaͤrtigen regneriſchen Sommer ſich 
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gehalten haben, waͤhrend die uͤbrigen daſelbſt vorgefundenen 
großentheils eingeſtuͤrzt ſind. Auch hier trug der Staat zwei 
Drittel der auf Fr. 4235 anſteigenden Koſten; diejenigen der 
Rectiftkation der kuͤrzeſten Verbindungsſtraße des St. Immer: 
thals mit Neuenburg uͤber die Pontins, uͤbernahm er ganz mit 
Fr. 1384 im Jahre 1827, nachdem die Gemeinden der Thalſchaft 
dieſe Straße neu gemacht, aber waͤhrend einer Reihe von Jah— 
ren vernachlaͤſſigt hatten.) 

Vermittelſt dieſer in einer Reihe von 14 Jahren ausgefuͤhr⸗ 
ten Arbeiten befindet ſich nun das Straßenſyſtem im Leberberge ſei— 
ner Vollendung ziemlich nahe. Neben der Hauptſtraße, die von 
Baſel herkommend dieſen Landestheil in ſeiner ganzen Laͤnge 
durchſchneidet, iſt die Verbindung mit Neuenburg auch mittelſt 
der kuͤrzern Straße durch die Freiberge erleichtert, in welche 
von Delsberg diejenige von Glovelier, von Pruntrut diejenige 
der Caquerelle fuͤhren. Von einigen im Entwurfe liegenden 


Straßenzuͤgen, welche eine kuͤrzere Verbindungslinie mit Frank⸗ 


reich und eine andere durch den Kanton Solothurn mit dem 
Aargau bezweckten, wird unten die Rede ſeyn. 

Neben den bis jetzt aufgezaͤhlten Straßenbauten verdienen 
hier noch folgende erwaͤhnt zu werden. 

In dem Seelande wurde die Straße von Siſelen nach 
Bargen, welche auf der Landſtraße von Bern nach Neuenburg 
eine halbe Stunde abkuͤrzt, in gerader Richtung eine weite 
Strecke lang durch das große Moos geführt, und gewährt durch 
die Einfachheit ihrer Anlage — leichtes Steinbett mit hinlaͤng— 
lichen Abzugsgraͤben zu beiden Seiten der Bahn — und durch 


*) Zwei in dem laufenden Jahre zu Verbindungswegen in den Freibergen 
angewieſene Beiträge von Fr. 1000 werden hier nur der Vollſtändig— 
keit wegen erwähnt. 


Andere Stra⸗ 
ßenbauten. 
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die geringe Beſchwerde ihrer Unterhaltung den Beweis, daß die 
Schwierigkeiten der Moosſtraßen in früheren Zeiten uͤberſchaͤtzt 
worden. Von den Fr. 20,284, welche dieſe Straße koſtete, uͤber⸗ 
nahm die Regierung zwei Drittel, und ließ 1830 die Straße im Dorfe 
Siſelen ſelbſt mit Fr. 1626 Rp. 54 auf 20 Fuß erweitern. Die 
Arbeiten auf der Dozigenſtraße, zu Fr. 4600 berechnet, wurden 
um dieſen aus der Standes-Caſſe bezahlten Betrag von der Ge— 
meinde uͤbernommen und dienten weſentlich, fo wie die neue Bruͤcke 
uͤber den Lyßbach, zu Verbeſſerung der jetzt fo befahrenen Haupt⸗ 
ſtraße von Aarberg nach Buͤren. Von letztgenaunter Stadt aus 
wurde, nach Herſtellung der Bruͤcke, die Verbindung mit Pie 
terlen durch eine ganz neue, der ſchwierigen Zufuhr des Mar 
terials wegen mit nicht geringer Beſchwerde zu Stande gebrachte 
Straße eroͤffnet, deren Koſten zur groͤßern Haͤlfte mit Fr. 4113 
auf den Staat fielen. Zwiſchen Ins und Erlach betrug die 
Anſteigung des ſogenannten St. Sodel-Stußes 15 93 vermittelſt 
der in den zwei letzten Jahren mit Fr. 5857 — wovon Fr. 4001 
aus der Standes-Caſſa — bewerkſtelligten Correktion beträgt fie 
jetzt nirgends über 5 0%. 

In dem Amte Schwarzenburg war die einzige Verbindungs— 
ſtraße mit der Hauptſtadt uͤber das Schwarzwaſſer kaum ohne 
wirkliche Gefahr zu gebrauchen; bei einer Breite von 10 Fuß 
hatte ſie in kurzen Wendungen an einigen Stellen ein Gefaͤll 
von 23 0%. Als in den Jahren 1822 und 1823 dieſe Straße 
auf 16 Fuß erweitert und das Gefaͤll auf 10 % reducirt wurde, 
mußte die neue Anlage uͤber die Haͤlfte ihrer Laͤnge von 6078 
Fuß auf ihrer ganzen Breite in Sandſtein eingeſchnitten wer— 
den. An dem Koſtensbetrage von Fr. 11,690 trug die Regie⸗ 
rung Fr. 6861 und ſteuerte 5 Jahre ſpaͤter dieſer wenig beguͤ— 
terten Landſchaft, fuͤr die Arbeit auf zwei Verbindungsſtraßen 
mit Thun und Albligen Fr. 1300. Wie fuͤr den Bau einer 
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neuen ſteinernen Bruͤcke uͤber das Schwarzwaſſer in den letzten 
Zeiten alle Kunſtarbeiten mit einer anſehnlichen Summe uͤber— 
nommen worden, hat der Bericht des Baudepartements bereits 
nachgewieſen. 

In dem Amtsbezirke Konolfingen fand eine Erweiterung 
der Straße von Großhoͤchſtetten nach Thun auf einer Laͤnge 
von drei Stunden ſtatt, ganz auf obrigkeitliche Koſten; im 
Amt Wangen eine koſtſpielige Rectifikation zu Wietlisbach, mit 
unbedeutenden Gemeindsbeitraͤgen und eine andere auf der Ver: 
bindung von Herzogenbuchſee und Oberoͤnz mit der Kaſtenſtraße; 
alle drei Arbeiten koſteten dem Staate Fr. 13,953. 

Unter den vielen Beiſteuern und Anordnungen, welche der 
biedern Dorfſchaft Frutigen ihren großen Brandſchaden in etwas 
erleichterten, ließ ſich die Regierung auch die Verbeſſerung der 
Straße durch das Dorf angelegen ſeyn. Zu Verhuͤtung von 
kuͤnftigen Ungluͤcksfaͤllen iſt dieſelbe durch Ankauf mehrerer Haus— 
plaͤtze auf eine Breite von 42 Fuß, wovon 30 fuͤr die Fahr— 
bahn und 6 fuͤr den Fußweg zu jeder Seite derſelben erweitert, 
ferner, gleich den beiden neuen Nebengaſſen in gerader Rich— 
tung, zuſammen bei 1500 Fuß Laͤnge abgeſteckt und ausgefuͤhrt, 
und zuletzt der Dorfgemeinde an die Pflaſterung dieſer 44,282 [J 
meſſenden Straßen und Gaſſen ein Beitrag entrichtet worden. 
Die Geſammtausgabe des Staats fuͤr dieſe Gegenſtaͤnde ſtieg auf 
Fr. 5632. 

Beilaͤufig iſt hier auch des, der Stadt Burgdorf für einen neuen 
Straßenbau auf 10 Jahre zum Zinsfuß von 1% entrichteten 
Darlehns von Fr. 40,000 zu gedenken. | 

Für das laufende Jahr waren aus dem ordentlichen De— 
partements⸗Credite auszufuͤhren beabſichtigt: Berichtigungen der 
Straße zwiſchen Aarberg und Ins; im Weißbrodgraben unter— 
halb Weißenburg; am Gark- und Seckiſtutz ob Reidenbach und 


Beilage L. 
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am Fluͤhlishubel ob Boltigen; nach einem Voranſchlage von 
Fr. 2680. Die durch die haͤufigen Gewitterregen entſtandenen 
Straßenbeſchaͤdigungen verhinderten aber dieſe Arbeiten; doch 
verdienen erwaͤhnt zu werden: die Verbeſſerung der Schwarz— 
waſſerſtraße durch weitere Einſchnitte in den Felſen und Stuͤtz— 
mauern; die Pflaſterung der aͤußern Auffahrt bei der Papier— 
muͤhle; die Verengerung der Fahrbahn der Aargauerſtraße von 
dem Sandwirthshauſe abwärts auf 24 Fuß Normalbreite der 
Fahrbahn und Anlage eines Fußwegs von 415 Fuß linker Hand 
nebſt 2 Seitenſchalen auf jeder Straßenkante von 1½ Tiefe 
und Breite und Behältern rechts für Grien-Ablagerung — mit: 
telſt welcher Einrichtungen der Straßen-Unterhalt merklich er— 
leichtert und die Straße für den Fußgänger viel bequemer ger 
macht wird; die Anlage eines aͤhnlichen Fußwegs auf der Mur— 
tenſtraße und mehrere kleinere Correktionen bei der Bruͤcke und 
Laͤnte zu Buͤren, im Dorfe Diesbach, zu Courgenai, Ober— 
SAAL f. 

Als außerordentlicher Credit war dem Straßenweſen im 
Jahre 1831 eine Summe von Fr. 27,500 zugedacht, welche 
auf folgende Neubauten verwendet werden ſollte, die aber der 
Zeitumſtaͤnde wegen noch nicht angehoben worden. 

1) Die gaͤnzliche Correktion des Stutzes zu Luͤtzelfluͤh mit 
Verbindung der Straße nach Burgdorf, auf 2000 Schuh Laͤnge 
zu 18 Schuh Breite, fuͤr welche der Staats-Antheil betragen 
mag Fr. 3000, auf 2 Jahre vertheilt: fuͤr 1831 Fr. 1500. 

2) Die Umgehung der Stuͤtze zwiſchen Buix und Boncourt, 
Amtsbezirks Pruntrut, auf 7600 Schuh Laͤnge zu 24 Schuh 
Breite, mag koſten Fr. 14,000, auf 2 Jahre vertheilt: fuͤr 1831 
Fr. 7000. | 

3) Die Rectifikation des Worb - Stußes, für einſtweilen 
bloß im Dorfe daſelbſt, durch eine neue Anlage von 5000 Schuh 
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Länge zu 18 Schuh Breite, kann koſten für den Staat Fr. 10,000, 
auf zwei Jahre vertheilt: Fr. 5000. Die Correction des aͤußern 
Stutzes zwiſchen dem Worbboden und Ruͤfenacht, wird ſpaͤter— 
hin noch erfordern fuͤr den Staat Fr. 20,000. 


4) Die Fortſetzung der Straßenbauten durch das Stimmen: 
thal, zwiſchen Zweiſimmen und Saanen, auf 2%, Stunden 
Laͤnge zu 18 Schuh Breite kann erfordern, als Geſammt Staats- 
beitrag Fr. 45,000. Davon mißt die Strecke vom Dorfe Saa— 
nen bis hinauf an das Wirthshaus auf den Moͤſern 21,110 
Schuh, und kann koſten fuͤr den Staat Fr. 20,000, auf zwei 
Jahre vertheilt: fuͤr 1831 Fr. 10,000. 


5) Die Correktion der Straße durch die obern Felſen des 
Muͤnſterthals auf 13,640 Schuh Laͤnge, zu 24 Schuh Breite 
wird dem Staate einen Beitrag koſten von Fr. 28,000. Auf 
die Inſtandſtellung der am meiſten Gefahr drohenden Stel— 
len, wird wegen der moͤglichen Verſchiebung dieſer aufge— 
zaͤhlten Correctionen, ein jaͤhrlicher Credit von Fr. 4000 verlangt. 

Hingegen ſind folgende zwei Neubauten wirklich angehoben, 
und naͤhern ſich ihrer Vollendung: 

1 Die neue Straße von der Schuͤpbach- bis zur Ilfis⸗ 
bruͤcke, im Amt Signau, durch das Thal laͤngs den Gebirgs— 
hoͤhen, uͤber welche die alte Straße fuͤhrte. Sie wird lang 
12,300 Fuß, und breit 18 Fuß. Der Ueberſchlag der Koſten 
betraͤgt Fr. 19,000, an welche der Staat Fr. 10,000 zu Be⸗ 
ſtreitung der zum Nachtheil der Sache lange im Streit gelege— 
nen Landentſchaͤdigungen auf ſich nehmen will. Dieſe Straße 
iſt wie die folgende bereits 1830 angefangen worden, und ſoll, 
gleich derſelben, im Laufe dieſes Jahres beendigt werden. 

2) Die berichtigte Führung der Straße von Langenthal 
auf St. Urban, als Fortſetzung der Kaſtenſtraße. Die Laͤnge 
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dieſer Straße, welche mit einigem Umwege durch das Dorf 
Roggwyl haͤtte geleitet werden koͤnnen, was aber die Mehrheit 
der Dorfbewohner ſelbſt nicht zu wuͤnſchen ſchien, uͤbrigens ſich 
zu der Unterhaltung der neuen Straße bereit erklaͤrte, betraͤgt 
13,705 Fuß Laͤnge auf 22 Fuß Breite. Die Koſten dieſer Anlage 
werden auf Fr. 11,500 angeſchlagen, von denen es dem Staat 
Fr. 6776 bezieht. Die Entſchaͤdigungen werden zu Fr. 1967 
und die Kunſtarbeiten, Tagwerke und Fuhrungen auf Fr. 9533 
berechnet. Die Ausfuͤhrung bietet ſtellenweiſe bedeutende Schwie— 
rigkeiten dar. | 

Vor der Straßenbehoͤrde wurden feit einiger Zeit zum 
Vortrag an den Großen Rath bearbeitet, nebſt der Fortſetzung 
der Simmenthalſtraße von Zweiſimmen nach Saanen, welche 
ſchon hievor beruͤhrt worden: 

1) Die von vielen Seiten ſeit längerer Zeit gewuͤnſchte, 
allein mit großen Schwierigkeiten verknuͤpfte, und bei den wohl- 
feilen Preiſen des Transports zu Schiffe keine großen Vortheile 
fuͤr den Verkehr verſprechende Straße laͤngs dem ſuͤdlichen Ufer 
des Thunerſees. 

2) Die Anlage eines ganz neuen Straßenzugs nach Mur— 
ten und Neuenburg uͤber Marfeldingen, Kerzerz und das große 
Moos. Die vielen Anhoͤhen, welche die jetzigen Hauptſtraßen 
nach jeden beiden Staͤdten uͤberſteigen muͤſſen, hatten ſchon 
laͤngſt den Wunſch rege gemacht, eine beſſere Straßenlinie aus— 
zumitteln, und die ſo eben bezeichnete wuͤrde den Vortheil einer 
faſt gaͤnzlichen Vermeidung jedes Steigens und Fallens gewaͤh— 
ren. Auf der andern Seite waͤre der große Koſtenaufwand, den 
dieſer neue Straßenbau nebſt einer neuen Saanenbruͤcke, Zoll— 
ſtatt u. ſ. w. nach ſich ziehen müßte, verbunden mit dem Um— 
ſtande, daß die jetzigen Straßen durch denſelben nicht entbehr— 
lich, mithin immer der Unterhaltung beduͤrfen würden, nicht 
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unberüͤckſichtigt geblieben. Für die Vorarbeiten zur Ausſteckung 
und gruͤndlichen Koftenberechnung hatte die Regierung bereits 
eine Summe von Fr. 3000 angewieſen. Bis jetzt konnte in— 
deſſen der Betrag der jedenfalls ſehr anſehnlichen Landesentſchaͤ— 
digungen noch nicht ausgemittelt werden. *) 

Nach dieſer Aufzaͤhlung der theils ausgefuͤhrten, theils an— 
gehobenen oder noch im Entwurfe liegenden Straßenarbeiten 
duͤrfte es nicht unintereſſant ſeyn, auch einiger zur Zeit viel 
beſprochenen, aber nicht zur Ausfuͤhrung gekommenen Unter— 
nehmungen zu gedenken, und die Gruͤnde anzufuͤhren, welche 
ſich ihrem Gelingen widerſetzt haben. | 

Nach der Vereinigung des Leberbergs glaubte die dama— 
lige Straßenbehoͤrde in einer naͤhern Verbindungslinie zwi— 
ſchen der Hauptſtadt und Buͤren weſentliche Vortheile zu fin— 
den, und ſchlug vor, nach den fchon 1804 eingelangten Wuͤn— 
ſchen der Gemeinden Buͤren, Diesbach, Affoltern und Schuͤpfen 
die Straße durch dieſe Ortſchaften zu fuͤhren, und in Stand 
zu ſetzen. Die Regierung zeigte ſich beifaͤllig, und wies eine 
Summe fuͤr den Anfang der Arbeiten an. Es erhob ſich 
aber Widerſtand in der Gemeinde Schuͤpfen gegen die Ausfuͤh— 
rung einer Correction in der Richtung gegen Affoltern, welche 
das Gefaͤll auf 8% herunterbringen ſollte, und da dieſer Wi— 
derſtand rechtlich nicht zu uͤberwinden war, ſo wurde beſchloſſen, 
die vorgehabte nuͤtzliche Arbeit einſtweilen auf ſich beruhen 
zu laſſen. 

Im Jahre 1825 wurde von dem Oberamte Signau die 
Nothwendigkeit einer beſſern Communication mit dem Dorfe 
Eggiwyl vorgeſtellt; die Straßen -Commiſſion erhielt den Auf: 


*) Einige nähere Angaben über dieſen projectirten neuen Straßenzug liefert 
Beilage Nro. LIV. 


20. Juni 1828. 


19. März1819. 


24. April 1820. 


10. Jan. 1826. 


6. Dez. 1817. 


11. Sept. 1822. 


24. April 1824. 
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trag, auf obrigkeitliche Koſten die Emmenufer in Plan zu legen, 
und über die Anlage einer 14 Fuß breiten Straße einen Ent: 
wurf einzugeben. Bei der Unterſuchung zeigte ſich die Moͤg— 
lichkeit, eine bequeme, ſichere Straße in einer Laͤnge von 
27,778 Fuß oder 11½ Stunden mittelſt einiger in die Faͤcher 
der Bau- und der Schwellen-Commiſſion einſchlagender Kunft- 
arbeiten anzulegen. Die Voranſchlaͤge dazu ſollten im Laufe 
des gegenwaͤrtigen Jahrs vorgetragen werden. 

Das Oberamt Muͤnſter hatte ſchon vor 14 Jahren auf 
Verbeſſerung der Straße nach St. Joſeph durch das Granfelder— 
thal angetragen. Die Gemeinden zeigten ſich ſpaͤter nicht dazu 
geneigt. Die Straßenbehoͤrde wuͤnſchte den Gegenſtand mit 
dem in Anregung gebrachten Plan einer kuͤrzern Verbindungs— 
ſtraße mit Frankreich in Uebereinſtimmung zu bringen, und 
wurde durch die eingeholten beipflichtenden Erklaͤrungen der 
Stadt Delsberg und der uͤbrigen betheiligten Ortſchaften in | 
Stand geſetzt, der Regierung ein umfaſſendes Gutachten vor: 
zulegen. In demſelben waren die muthmaßlichen Vortheile und 
Nachtheile eines neuen Straßenzugs auseinander geſetzt, welcher 
einerſeits von Saugern in einer links einlenkenden Richtung 
über den Bergkamm, Haſenſchwelle oder Reſel, nach Roggen— 
burg und an die Luͤzel, welche dort die Grenze bildet, von da 
auf franzoͤſiſchem Boden bei der Berghoͤhe von Blochmund 
vorbei in links fortlaufender Biegung nach Pfirt, an den Ein— 
gang der elſaſſiſchen Ebenen fuͤhren wuͤrde; anderſeits von der 
Bruͤcke untenher Muͤnſter durch eine beinahe ganz neu zu ma— 
chende Straßenanlage laͤngs der Rouſe bis Granfelden und 
Cremine, von da in Erweiterung und Berichtigung des jetzigen 
Weges den engen Thalgrund hinauf bis an die Quellen des 


Gaͤnsbrunnens an die ſolothurniſche Grenze geleitet werden 


ſollte. Die obere Behoͤrde gab dieſem zweiten Theile des Pro— 
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jekts, als dem zur Ausführung reifern, vor der Hand den Vor: 
zug, und ermächtigte zu den erforderlichen Vorarbeiten, worauf 
die Ausſteckung mit einem nirgends 5% uͤberſteigenden Gefälle 
erfolgte. Mit Solothurn war man uͤber die Fortſetzung nach 
Welſchenrohr uͤber den Hammerſtutz auf Ballſtall einverſtanden. 

Da erhoben ſich Schwierigkeiten von Seite der Gemeinde 
Cremine, welche ihre Intereſſen durch die Ausſteckung beein— 
traͤchtigt glaubte, und eine andere kuͤrzere Linie, aber mit einem 
Gefaͤll von 8 0% ausſtecken ließ. Ein im Auguſt 1825 gemein: 
ſchaftlich mit Solothurn abgehaltener Augenſchein fuͤhrte zu kei— 
nem befriedigenden Reſultate, und ſeither blieb der Entwurf 
liegen, obgleich er auf guͤnſtigere Lokalitaͤten, als nicht leicht 
ein anderer, gegruͤndet war. 

Der im Jahre 1823 von einigen emmenthaliſchen Angehoͤrigen 
gewuͤnſchten neuen Straße uͤber den Ramisberg konnte wegen 
der Oppoſitionen von Luͤzelfluͤh; der von dem Stadtmagiſtrate 
von Erlach 1828 gewuͤnſchten Verbindungsſtraße uͤber Bruͤttelen 
wegen der Schwierigkeit fuͤr Beitraͤge und Unterhaltungspflicht; 
der von Neuenſtadt gewuͤnſchten Straße laͤngs dem Seeufer 
nach Biel, wegen der naͤmlichen Schwierigkeiten und des Wi— 
derſtandes der betheiligten Ortſchaften und Gutsbeſitzer, bisher 
noch keine Folge gegeben werden. Ein fuͤr den innern Verkehr 
in der Naͤhe der Hauptſtadt nicht unwichtiges Unternehmen, die 
Verbeſſerung der jetzigen fehlerhaften Straße von Aarberg uͤber 
Spins, Koſthofen, Schuͤpfen nach Buchſee einerſeits und nach 
Jegenſtorf anderſeits, ſcheiterte an mangelndem Einverſtaͤndniß 
zwiſchen den betreffenden Gemeinden uͤber die der neuen Straße, 
entweder nach der jetzigen Linie, oder uͤber Lyß und Affol tern, 
oder uͤber Lyß durch den Thalgrund des Lyßbaches bis in den— 
jenigen der Urtenen zu gebenden Richtung. Die von dem Ober— 
amte Saanen nachgeſuchte Correction der Vanelſtuͤtze mußte 


11. Sept. 1829. 


Straßenregle— 
ment. 


1. Dez. 1818. 


27: Jan. 1820. 


28. Dez. 1825. 
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verſchoben werden, weil die dazu nothwendige Mitwirkung von 
Waadt ausblieb; ſo wie auf eine im abgewichenen Jahre von 
dem Stande Wallis geſchehene Eroͤffnung, daß der Sanetſch— 
oder der Gemmipaß fahrbar gemacht werden moͤchte, nicht nur 
wegen der großen Naturhinderniſſe, als auch beſonders weil die 
Kantonsgrenzen auf dieſen Punkten noch unbeſtimmt ſind, nicht 
eingetreten wurde. 

In dem ganzen bis jetzt dargeſtellten Gange ihrer Arbeiten, 
vorzuͤglich aber da, wo bei neuen Anlagen Schwierigkeiten ſich 
erhoben, hatte die Straßen-Commiſſion zum oͤftern das Un— 
zureichende der Vorſchriften des beſtehenden Straßenreglements 
empfunden; eben ſo wenig konnte ſie ſich verhehlen, daß die 
jetzige Eintheilung der Straßenpflicht unter veränderten Ver: 
haͤltniſſen hin und wieder nicht mehr zweckmaͤßig, und eine Ver: 
beſſerung wuͤnſchbar ſey. 

Schon bei Anlaß der Trennung des Straßenbaues von 
dem Zollweſen wurde ein neues Reglement entworfen, welches 
in 4 Hauptſtuͤcken und 161 Artikeln von der Eintheilung der 
Straßen,“) von der Anlegung und Erbauung derſelben, von 
dem Straßenunterhalte uͤberhaupt und im Beſondern, ſo wie 
von den Huͤlfsmitteln dazu, und endlich von der Organiſation 
und dem Geſchaͤftsgange handelte. Als dieſer erſte Entwurf 
nicht die Genehmigung des Kleinen Rathes erhielt, verfaßte 
die Behoͤrde einen zweiten, welcher nebſt mehreren auf die jetzige 
Einrichtung berechneten Modifikationen drei neue Hauptſtuͤcke 
uͤber die Entſchaͤdniſſe, die Gerichtsſtellen und die Bußen um— 
faßte. Endlich wurde ein dritter Entwurf von der Regierung 
in ſorgfaͤltige Berathung genommen. Da aber in dem vierten 


*) Das Längenmaß der Straßen erſter Klaſſe wird auf 76%, zweiter Claſſe 
5777747 dritter Claſſe 81½ Stunden angegeben. 
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Abſchnitte deſſelben der Grundſatz einer ganz neuen Eintheilung 
der Straßenpflicht aufgeſtellt war, der in der Ausfuͤhrung alle 
fruͤheren Vertraͤge, Spruͤche, Titel oder unvordenkliche Uebung, 
welche dießorts ſeit Jahrhunderten beſtanden, aufgehoben, und 
entweder durch Auflegung einer Loskaufspflicht der Mehrbelaͤſtig— 
ten, oder durch unvergeltliche Auflegung von Laſten an die Nicht— 
belaͤſtigten, Stoff zu unabſehlichen Streitigkeiten und Beſchwer— 
den gegeben, oder endlich durch Uebernahme der Laſt ganz oder 
zum Theil auf obrigkeitliche Rechnung den Staat zu einer noch 
nicht mit einiger Zuverlaͤßigkeit auszumittelnden, aber immer 
ſehr betraͤchtlichen neuen Ausgabe gefuͤhrt haͤtte; ſo mußten bei 
der Berathung viele abweichende Meinungen uͤber dieſen Ge— 
genſtand ſich aͤußern, und man vereinigte ſich zuletzt dahin, 
der Straßen⸗Commiſſion neue Vorſchlaͤge mit annaͤhernden Ber 
rechnungen uͤber die Mehrkoſten abzufordern. Wegen der faſt 
unuͤberſteiglichen Schwierigkeiten einer durchgreifenden Maßregel 
ohne Verletzung erworbener Rechte, iſt die Bearbeitung der 
neuen Vorſchlaͤge ſeither unterblieben. 

In Ermangelung dieſer zwar lebhaft gewuͤnſchten organi— 
ſchen Beſtimmungen über das Straßenweſen, glaubte die Behörde 
deſto groͤßere Sorgfalt auf den techniſchen Theil ihres Wirkungs— 
kreiſes verwenden zu ſollen. Einige Andeutungen uͤber das 
dabei ſtatt findende Verfahren mögen zum Schluſſe dieſes Be— 
richts nicht ganz ohne Intereſſe vernommen werden. 

Erfahrungen hatten gelehrt, daß bei ſtark gewoͤlbten Stra— 
ßen die dieſelben befahrenden Fuhrwerke ſich hauptſaͤchlich auf 
der Mitte halten, und daß, wenn ſolche durch dieſes oder jenes 
Hinderniß gezwungen werden, die eine oder andere Seite zu 
halten, alsdann die tiefer ſtehenden Raͤder durch die auf die— 
ſelben wirkende groͤßere Laſt und den ſchiefen Druck ohne wei— 
ters, ſelbſt auf den feſteſten Straßen, Wagenſpuren zuruͤck— 
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laſſen, in welchen, ſeyen dieſelben noch jo unbedeutend, und 
die Straßen noch ſo ſehr gewoͤlbt, das auf dieſe fallende Waſſer 
immer ſitzen bleibe; daß die auf den Straßen ſich vorfindenden 
rollenden Steine, beſonders bei feuchter Witterung, wenn Raͤ— 
der uͤber dieſelben abgleiten, den erſteren eben ſo nachtheilig, 
als den Reiſenden beſchwerlich; und daß endlich nicht die auf 
einander gehaͤuften Steinmaſſen es ſeyen, welche die auf den 
Straßen zu verfuͤhrenden Laſten zu tragen haben, ſondern daß 
der natuͤrliche Boden beidem, Steinbett und Laſten, zu wider— 
ſtehen habe. Aus dem letztern Grunde wurde auf die Trocen- 
legung der Straßen ſowohl durch die noͤthigen Abzuggraͤben 
laͤngs und unter den Straßen durch, als hinwieder den Ruͤck— 
hau der Waldungen, Auslichtung der Baͤume und Zaͤunungen, 
Fernhaltung aller Baulichkeiten u. |. w. von den Straßen— 
Marken ſeit dem Jahre 1822 die groͤßte Sorgfalt verwendet, 
die ſaͤmmtlichen Straßen auf einen halben Zoll Abfall per Schuh, 
auf flachen Stellen und laͤngs ſanfter Gebirgshalden, ob der 
Mitte an die beiden Seiten; den ſteilen Gebirgshalden entlang 
von dem aͤußern an den innern Straßenrand; in tiefen Lagen 
und feuchten Orten durch Hebung der beiden Kanten, und an 
ſonnigen und trockenen Stellen, durch Abtragung der Mitte 
und Anſchuͤttung nach den Seiten, verflaͤcht; bei den ſaͤmmt—⸗ 
lichen neuen Straßenbauten dann der Kieslage bloß eine ſolche 
Dicke gegeben, um dem Durchdringen des Waſſers ſelbſt in der 
naͤſſeſten Jahreszeit hinlaͤnglich zu widerſtehen. 

Die ſeit dem Jahre 1822 nach obigen Anſichten ausge— 
fuͤhrten neuen Straßenbauten zwiſchen Buͤren und Pieterlen 
über einen ganz flachen Lehmgrund von ½ Stunden Länge; 
durch die Dorfſchaft Dozigen; zwiſchen Bargen und Siſelen, 
von einer guten Stund Laͤnge, wovon mehrere tauſend Fuß 
ſelbſt über das große Moos hinfuͤhren; die Straße zwiſchen 
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Ins und Erlach, die Straße am Schwarzwaſſer groͤßtentheils 
auf nackten Sandfelſen erbaut; die verſchiedenen neuen Straßen⸗ 
bauten, durch die Felſen des Muͤnſterthales, und im Dels— 
berger Thale, auch durch das Simmenthal und andere haben 
ſich beſtens bewaͤhrt, indem deren Unterhalt zu den fruͤherhin 
mit außerordentlichen Koſten ausgefuͤhrten Kunſtſtraßen, obgleich 
uͤber den natuͤrlichen Boden durchgehends anders nichts als ein 
Fuß ſtark Kies, wie ſolches die Gruben lieferten, ohne von 
Erde oder Sand gereiniget zu werden, aufgefuͤhrt worden iſt, 
im gleichen Verhaͤltniſſe ſteht. 


Dieſes Verfahren, ſowohl bei Anlegung neuer Straßen, 
wobei % der fruͤherhin auf dergleichen Arbeiten verwandten 
Koſten, ohne an Bequemlichkeit oder Dauerhaftigkeit etwas ein: 
zubuͤßen erſpart worden, als bei der Unterhaltung, wobei das 
fleißige Entſchlammen und die ununterbrochene Ausbeſſerung 
aller ſich erzeigenden Vertiefungen, mit klein geſchlagenem Ge: 
ſtein,) das Ihrige zu ſchoͤnen und bequemen Straßen beitrugen, 
erprobte ſich ſo ſehr, daß nun die Straßen-Commiſſion im 
Jahre 1827 ihre ſaͤmmtlichen Beamten mit dahin einſchlagenden 
Inſtruktionen verſehen hat, und bis zu dieſer Stunde den 
Dienſt nach denſelben hat beſorgen laſſen, ohne fuͤr das Beſte 
der Straßen, noch fuͤr die auf dieſelben zu verwendenden Kraͤfte 
etwas Beſſeres wuͤnſchen zu koͤnnen. 


Die Hauptausbeſſerungen auf den Straßen machen ſich 
durch das Fruͤhjahr und Herbſt, in der zwiſchen den Land— 


*) Der große Nutzen des Zerſchlagens aller größern Steine, welches ſchon 
durch die ältern Reglemente befohlen, aber ſelten ausgeführt worden, 
hat ſich endlich den Gemeinden einleuchtend gemacht, und die Operation 
ſelbſt iſt durch zweckmäßige Anleitung und Vorrichtungen jetzt merklich 


erleichtert. 
30 * 


468 


Arbeiten freien Zeit, durch die zum Unterhalte pflichtigen Ge— 
meinden, welchen das Oeffnen der Abzuggraͤben, das Ent— 
ſchlammen der Straße, das Ruͤſten des fuͤr die Ausbeſſerungen 
erforderlichen Geſteins durch Werfen oder Zerſchlagen, ſo wie 


die ſaͤmmtlichen Fuhrungen obliegen, welches fuͤr das Land 


zwar weniger in eigentlichen Arbeiten, als in verlorner Zeit, 
auf Fr. 400,000 berechnet werden kann, waͤhrend freilich das 
eigentliche Beduͤrfniß in baarem Gelde kaum auf die Haͤlfte 
dieſer Summe ſteigen wuͤrde. 


Dieſe Arbeiten werden unter der Leitung der obrigkeitlichen 
Wegknechte, und der Dorf- oder Gemeinds-Wegmeiſter beſorgt; 
die obrigkeitlichen Wegknechte haben die weiteren Beduͤrfniſſe 
durch den uͤbrigen Theil des Jahres alles nach Inſtruktion zu 
beſorgen. 


Die Beduͤrfniſſe fuͤr jeden Straßenzug werden durch die 
Amtsinſpektoren beſtimmt, bei groͤßeren oder ſchwierigeren Ar— 
beiten dem Kantons⸗Straßen⸗Inſpektor zur fernern Unterſuchung 
oder Verfuͤgung bezeichnet, bei kleineren Verbeſſerungen ſofort 
durch die pflichtige Gemeinde oder die Wegknechte ebenfalls 
nach Inſtruktion ausgeführt. 


Der Staat beſtreitet dagegen die Beduͤrfniſſe fuͤr alle Arten 
von Baumaterialien, ſo wie die Koſten aller Kunſtarbeiten, 
Entſchaͤdigungen und dergleichen, leiſtet auch bei außerordentli— 
chen Arbeiten und bei Grienankaͤufen freiwillige Beitraͤge an 
die pflichtigen Gemeinden. 

Dem Kantons⸗Straßen-⸗Inſpektor liegt die Leitung und ge: 
naue Beaufſichtigung des geſammten Perſonals, die Inſpektion 
aller Hauptſtraßen und die Anordnung deren Unterhaltung ob. 
Derſelbe hat ferner die Ausſteckung neuer Straßenzuͤge, deren 
Inplanlegung und Koſtenberechnung, auch deren Ausführung, 
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fo wie die feinen Dienſt betreffenden Correſpondenzen ebenfalls. 
nach Inſtruktion zu beſorgen. 


Auf die erſtere hat derſelbe bis dahin im Durchſchnitt 
jährlich 120 bis 130 Neifetage verwendet, während die letzteren 
im Durchſchnitt jaͤhrlich bei 1000 ſchriftliche Erledigungen zur 
Folge hatten. Derſelbe ſteht in allen ſeinen Verrichtungen di— 
rekt unter der Straßen-Commiſſion, hat auch derſelben uͤber 
alles, was eine baare Auslage zur Folge hat, uͤber jede Arbeit, 
die von der beſtehenden Inſtruktion abweicht, Bericht zu er— 
ſtatten, und derſelben Weiſungen und Auftraͤge einzuholen und 
iu Vollziehung zu ſetzen. 


Die Straßen⸗Commiſſion ſelbſt verfügt über jede Arbeit 
auf den Hauptſtraßen des Kantons, welche den Betrag von 
Fr. 200 nicht uͤberſteigt. Fuͤr Arbeiten, welche dieſe Summe 
uͤberſchreiten, muß ſie die Genehmigung des Kleinen Rathes 
auswirken. Ferners hat ſie ſich von der getreuen Pflichterfuͤllung 
aller ihrer Beamten und der im Unterhalt pflichtigen Gemeinden 
zu verſichern, daher alle Hauptſtraßen des Kantons, wie ſchon 
bemerkt, jaͤhrlich wenigſtens einmal zu bereiſen. 


C. Waſſerbauweſen. 


Die urſpruͤngliche Aufgabe der Schwellencommiſſion beſtand 
bei ihrer Einſetzung im Jahre 1805 hauptſaͤchlich darin, die 
Aufſicht uͤber diejenigen Gewaͤſſer zu fuͤhren, wo die Anlegung 
und Erhaltung von Waſſerbauten dem Staat oblag. Nach und 
nach dehnte ſich dieſe Oberaufſicht faktiſch uͤber alle Gewaͤſſer 


Aarkorrektio⸗ 
nen. 
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des Kantons aus: noch entbehren wir aber einer Geſetzgebung, 
welche alle Verhaͤltniſſe dieſes, fuͤr unſer von ſo vielen und 
wilden Gewaͤſſern durchſchnittenes Land, hoͤchſt wichtigen aber 
auch um ſo ſchwierigern Adminiſtrationszweiges auseinander— 
ſetzte und regulierte. 


Es laſſen ſich die ſeit dem Jahre 1814 theils ausſchließlich 
von der Regierung, theils unter ihrer thaͤtlichen Mitwirkung 
durch Beitraͤge unternommenen Waſſerbauten unter drei Haupt⸗ 
rubriken bringen, naͤmlich: 

1) Die Aarkorrektion von Thun bis Bern; 


2) Die Korrektion der Juragewaͤſſer, nämlich des Bieler⸗ 
ſees, der Aar und Zihl; 


3) Die Korrektion der uͤbrigen Gewaͤſſer, als der Saane bei 
Guͤmminen, Emme, Simme, des Tracht- und Alpbachs. 


Es liegt nicht im Vorwurfe des gegenwaͤrtigen Berichts, 
die dem Jahr 1814 vorangegangenen Arbeiten zu Korrektion 
der Aar ausführlich zu entwickeln. Ein auf Veranſtaltung der 
Behoͤrde gedrucktes Memorial giebt daruͤber umfaſſende und 
gründliche Auskunft ). Es genügt hier zu bemerken, daß im 
Jahre 1811 auf Befehl der Regierung durch den dazu berufe— 
nen badiſchen Waſſerbaumeiſter, Oberſt Tulla, ein vollſtaͤndiger 
Plan uͤber die Senkung des Waſſerſpiegels des Brienzer- und 
Thunerſees und uͤber die Korrektion und Schiffbarmachung der 
Aar bis Bern ausgearbeitet wurde. 


Die noͤthigen techniſchen Vorarbeiten, um dieſen Plan ins 
Werk zu ſetzen, fanden in den Jahren 1812 und 1813 Statt. 


*) Bericht der Schwellen-Commiſſion über die Korrektion der Aar von 
Thun bis Bern, Bern 1826, 4. 
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In den naͤchſtfolgenden Jahren ward die Ausführung verfcho- 
ben, jedoch fuͤr einen damit in Verbindung ſtehenden Schleußen— 
und Schwellenbau zu Thun eine Summe von Fr. 35,373 Rp. 97 
verwendet. 

Allein die neuen Verheerungen des Stromes, die Gefaͤhr— 
lichkeit der Schifffahrt, ihre gaͤnzliche Hemmung zu Zeiten lenk— 
ten bald die Aufmerkſamkeit der oberen Behoͤrden wieder auf 
dieſen Gegenſtand. Mannigfaltige Ausbruͤche auf beiden Ufern 
bewogen die Regierung, im Jahr 1824, der Schwellencommiſſion 
einen beſondern Credit von Fr. 6000, welcher ſpaͤter noch um 
Fr. 5000 vermehrt ward, fuͤr die vorlaͤufig noͤthigſte Huͤlfe an— 
zuweiſen, dabei aber nochmals den Grundſatz auszuſprechen, 
daß inkuͤnftig alle groͤßern Arbeiten nach dem Tullaſchen Plane 
gemacht werden ſollten. 

Jene obrigkeitliche Unterſtuͤtzung wurde nun zu dem Ver— 
ſuch eines neuen Syſtems der Waſſerbauten an der Aare ver: 
wendet; deſſen Vorzüge anderwaͤrts bereits erprobt, aber an un: 
ſern Gewaͤſſern noch nicht angewendet worden waren. 

Zwar hatte ſich die Beſchaffenheit des Strombettes ſeit dem 
Jahre 1811 ſo ſehr veraͤndert, daß der damals entworfene Bau— 
plan des Herrn Tulla nicht mehr genau befolgt werden konnte, 
aber im Geiſte deſſelben wurden die Arbeiten unternommen, 
die dringendſten Bauten in einem Gefahr drohenden Keſſel bei 
der ſogenannten Muͤnſingertanne mittelſt zwei ſtarker Faſchi— 
nen⸗Spornen, und unterhalb zu Schließung eines Durchbruches 
bei Hunziken mittelſt einer ſtarken Streichwehr von Faſchinen, 
auf jenen Plan angepaßt, und in demſelben Jahre ausgefuͤhrt. 

Bei dem gluͤcklichen Erfolge dieſer Arbeiten und mit Ueber— 
zeugung der Zweckmaͤßigkeit des eingeſchlagenen Weges, trat 
dieſemnach im Jahr 1825 die Schwellencommiſſion, dem erhal— 
tenen Auftrage gemaͤß, mit einem Vortrage vor den Großen 


22. März 1824. 


17. Febr. 1825. 
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Rath und ſtellte darin vor, daß in den letzten Jahren das Aar— 
bett zwiſchen Thun und Bern ſich verſchlimmert, mehrere Ein— f 
bruͤche der Aar in die Ufergelaͤnde ſtatt gefunden, und mehrere 
Schiffe verungluͤckt ſeyen. Dieſen Uebeln abzuhelfen und fuͤr 
die Zukunft vorzubeugen, ſey kein anderes Mittel vorhanden, 
als die ſchon am 6. December 1812 genehmigte, von dem Herrn 
Ingenieuroberſt Tulla angerathene, zum Theil wirklich in Plan 
gelegte Korrektion der Aare von Thun nach Bern. 

Die hoͤchſte Landesbehoͤrde billigte dieſe Anſicht und be⸗ 
ſchloß: | 

10 Den Korrektionsplan der Aare vom Ausfluß derſelben 
aus dem Thunerſee bis Bern vollſtaͤndig ausarbeiten zu laſſen, 
um ſeiner Zeit dem Großen Rathe zur Genehmigung vorgelegt 
zu werden. f 

I) Denjenigen Theil dieſer Korrektion, der bereits entwor— 
fen und in Plan gelegt iſt, naͤmlich vom Einfluſſe der Guͤrben 
in die Aare bis zum Schuͤtzenfahr untenher dem Thalgut zu 
genehmigen, und die Ausführung derſelben der Schwellencom⸗ 
miſſion zu uͤbertragen. 

3) Zu den Koſten der ganzen Unternehmung auf einen 
jeweilen in der Winterſitzung uͤber den Fortgang der Arbeiten 
zu erſtattenden Rapport, je nach den Umſtaͤnden einen ange⸗ 
meſſenen Geldbeitrag zu bewilligen; ſo zwar, daß auch die 
ſchwellenpflichtigen und bei der Aarkorrektion beſonders intereſ— 
ſierten Gemeinden und Partikularen in dieſem Flußrevier zu 
den daherigen Arbeiten, unter behoͤriger Beruͤckſichtigung ihrer 
oͤkonomiſchen Lage und Verhaͤltniſſe, mit Leiſtung von Tagwer⸗ 
ken und durch Lieferung von Schwellenmaterial mitzuwirken 
haben. 


4) Ueber alle dieſe Leiſtungen ſolle zum Behuf einer kuͤnf⸗ 
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tigen Abrechnung und Ausgleichung eine genaue Controlle geführt 
werden. 


5) Endlich wurde zu Ausführung der vorenthaltenen Anz 
ordnungen die Schwellencommiſſion autoriſirt, die erforderlichen 
Ingenieurs einzuberufen, anzuſtellen und zu entſchaͤdigen; ſo 
wie auch die angemeſſenen Vorſchriften uͤber den Gang der Ar— 
beiten zu ertheilen, und die noͤthige Aufſicht anzuordnen. 


Dieſes ſouveraine Dekret iſt die Baſis und Richtſchnur, 
nach welcher bisher die Korrektion der Aare mit Erfolg iſt be— 
trieben worden. Fuͤr die Leitung der Arbeiten ſtellte die Com— 
miſſion, kraft ihrer Vollmacht, ſofort einen dirigirenden Inge— 
nieur in der Perſon des jetzigen Sappeurhauptmanns Haag an, 
der am Rhein ſich die noͤthigen Vorkenntniſſe zu dieſer beſchwer⸗ 
lichen Stelle erworben hatte und dieſelben ſeither auf die befrie— 
digendſte Weiſe dadurch bewaͤhrte, daß die von ihm erbauten 
Werke insgeſammt den beabſichtigten Zweck erreichten.“) 


Unter ſeiner unmittelbaren Anordnung und der thaͤtigen 
Aufſicht des Praͤſidenten der Commiſſion wurde in ſechs Cam— 
pagnen, vom Jahre 1825 bis 1830 das Stromrevier zwiſchen 
dem Schuͤtzenfahr und der Hahlen vollſtaͤndig corrigiert; d. h. 
dem Fluſſe das planmaͤßige Bett auf eine Normalbreite von 
hoͤchſtens 160 Fuß angewieſen; auch der wichtigſte und koſtbarſte 
Theil der Arbeiten zwiſchen der Hahlen und der Guͤrben iſt 
vermittelſt Anlegung der bedeutenden Werke am Ausfluſſe der 


*) Da feine Anſtellung bisher nur temporär war, fo ward ihm ein Tag: 
geld von Fr. 8 täglich, nebſt Reiſetaggeldern von Fr. 6 im Schwel: 
lenrevier und Fr. 10 außerhalb deſſelben zugeſichert. Die Errichtung der 
Stelle eines Waſſerbaumeiſterz war ſchon am 8. Mai 1829 vorgeſchla— 
gen, allein wegen der im Wurfe liegenden Vereinigung des Bau- 
Straßen: und Schwellenweſens verſchoben worden. 
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Letztern in die Aar allbereits vollendet. Eine oder hoͤchſtens 
zwei Campagnen werden hinreichen, um den Reſt der Bauten 
aufwaͤrts bis zur Hahlen zu beendigen, und ſomit ein vollſtaͤn— 
dig korrigiertes Aarrevier zwiſchen dem Schuͤtzenfahr und dem 
Ausfluſſe der Guͤrbe zu erhalten. Es hat dieſes Revier beinahe 
auf allen Stellen bedeutende Schwierigkeiten dargeboten, und 
weil wegen der mehrentheils flachen Ufer Alles mit Faſchinen 
gebaut werden mußte, einen gegen die anderen Strecken ver— 
haͤltnißmaͤßig größern Koſtena ufwand erfordert. 

Die beiden Hauptzwecke, welche dem ganzen Unternehmen 
zum Grunde lagen, finden ſich in dem korrigierten Stromtheil 
wirklich beinahe vollſtaͤndig erreicht. Nicht nur werden durch 
die ſehr ſtark angelegten, zum groͤßern Theil vollendeten Wuh⸗ 
ren, die beſonders bei Belp und Hunziken bisher von beſtaͤn— 
digen Einbruͤchen heimgeſuchten Ufergelaͤnde vor kuͤnftigen 
Ueberſchwemmungen geſichert, ſondern es ſind auch anſehn— 
liche Strecken Landes dem Waſſer abgewonnen, und großen— 
theils mit Schwellenzeug angebaut worden. Auch die Schiff— 
fahrt iſt nunmehr auf dieſem Gebiete ſicher geſtellt, und ihr 
auf dem eigens dazu angelegten Hinterdamme des linken Ufers 
ein bequemer Reckweg fuͤr die ſtromaufwaͤrts gehenden Schiffe 
angewieſen worden.“) 

Wegen der bereits angefuͤhrten Urſachen ſteigen die auf 
dieſes Unternehmen verwandten Summen ziemlich hoch an. Sie 
belaufen ſich in den Jahren 1824 1830 für den Staat auf 

Fr. 276,261 Rp. 77 
Beitraͤge der Gemeinden und Privaten „ 87,615 „ẽ 04 


— [22 


Zuſammen „ẽ 363,876 „ 81 


*) Für den Detail und das Techniſche der ausgeführten und projectirten Ar— 
beiten wird auf die Beilage Nro. LV verwieſen. 
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Es hat alfo die Standescaſſa drei Viertheile der Geſammt— 
koſten beſtritten und die beitragenden Gemeinden waͤhrend meh— 
reren Jahren durch verhaͤltnißmaͤßige, zuſammen Fr. 11,300 be⸗ 
tragende Vorſchuͤſſe erleichtert. Gemäß dem $. 4 des obange— 
fuͤhrten Dekrets ward uͤber die Beitraͤge der Gemeinden und 
Privaten eine genaue Controlle errichtet und gefuͤhrt, um bei 
einer endlichen Abrechnung das Guthaben eines Jeden ausmit— 
teln zu koͤnnen. N 


Dieſe Beitraͤge wurden jedes Jahr bei Deviſierung der 
Campagne beſtimmt, und als Maßſtab beſtmoͤglich ſowohl die 
ſchon gemachten Leiſtungen als dasjenige Intereſſe angenommen, 
welches die anſtoßenden Gemeinden bei dem auszufuͤhrenden 
Korrektionstheil hatten. So wie das Korrektionswerk ſich wei— 
ter hinauf oder herab erſtreckt haͤtte, waͤren auch die obern und 
untern Ortſchaften in hoͤherm Maß, als bisher geſchah, ange— 
legt worden. Dieſem Syſtem gemaͤß iſt von der Stadt Bern 
der erſte Beitrag mit Fr. 9000 im verfloſſenen Jahre geleiſtet 
worden.) | 


Sobald obgedachter Korrektionsſtrich vom Schuͤtzenfahr bis 
zur Guͤrbe vollendet geweſen, waͤre vorſchriftgemaͤß auch zur 
Korrektion der uͤbrigen Linie von Thun bis Bern geſchritten 
worden. Die techniſchen Vorarbeiten ſowohl dazu, als auch zu 
Verbeſſerung des Flußbettes durch das Meyringenthal, welche 
gleichfalls durch die wiederholten Einbruͤche bei Hauſen immer 
dringlicher wird, ſind getroffen: ſie konnten nebſt dem Plan 
und Koſtenanſchlage der Regierung noch nicht vorgelegt wer— 
den, weil anderweitige Geſchaͤfte ſeither das mit Abfaſſung des 


Fo 


*) S. die uUeberſicht ſämmtlicher Koften in Beilage Niro, LVI. 
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Rapports beauftragte Mitglied der Schwellen commiſſion an der 
Ausarbeitung verhinderten. 

Allbereits hat ein Punkt der noch nicht korrigierten Linie, 
naͤmlich die ſogenannte Uttigfluh und die gegenuͤber liegenden 
Kieſenſchwellen durch die Gefahr, mit welcher daſelbſt die Schiff— 
fahrt verbunden iſt, die Aufmerkſamkeit der Regierung in ſol— 
chem Maß auf ſich gezogen, daß ſie ſchon dermalen eine Summe 
von Fr. 2400 ausgeſetzt hat,) um daſelbſt, obgleich die Ge— 
meinden Kieſen und Uttingen ſchwellenpflichtig ſind, auf Ko— 
ſten des Staates diejenigen Bauten anzulegen, welche die Schiff— 
fahrt gefahrlos machen ſollen, ohne über die Frage einer all⸗ 
faͤlligen kuͤnftigen Korrektion in dortiger Gegend zu praͤju— 
dicieren. 

Den flachen Ufergelaͤnden, mehr als der Schifffahrt, ge— 
faͤhrliche Stellen bietet der naͤmliche Strom in ſeinem weitern 
Laufe unterhalb der Hauptſtadt, durch die Amtsbezirke Aarberg, 
und Büren dar, insbeſondere bei Lyß, Meienried, Schwadernau. 
und Dozigen. Allein verſchiedene Umſtaͤnde haben zum großen 
Bedauern der Schwellenbehoͤrde bis dahin eine gruͤndliche Ab— 
huͤlfe verhindert. Ueberall erfordert naͤmlich die Lokalitaͤt ſehr 
bedeutende Bauten. Einzeln angelegt wuͤrden dieſelben ihrem 
Zwecke nur unvollſtaͤndig entſprechen. Und eine umfaſſende Kor- 
rektion von Aarberg bis unterhalb Buͤren auf den heutigen Tag 
ins Werk zu ſetzen, dazu reichten die Hilfsmittel der betreffen: 
den Ufergemeinden nicht hin; und die Kraͤfte des Staats wur— 
den durch die betraͤchtlichen Arbeiten der Aarkorrektion oberhalb 
Bern dermaßen in Anſpruch genommen, daß zu einer gleichzei— 


*) Ein Beſchluß des Großen Raths vom 11. Mai 1830 hatte autoriſiert, 
bis auf Fr. 8845 für dieſe Arbeiten zu verwenden, die indeſſen fürs erſte 
nicht eine ſolche Summe erforderten. 
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tigen Korrektion des untern Laufes weder diejenigen Beiſchuͤſſe 
noch diejenige unmittelbare Leitung und Aufſicht verheißen wer— 
den konnten, welche die Ausdehnung und die Koſtbarkeit des 
Unternehmens erfordert haben wuͤrde. Wohl aber ſind alle tech— 
niſchen Vorarbeiten, wie Vermeſſungen und Aufnahme von 
Plaͤnen auf Befehl der Regierung getroffen worden und liegen 
zu kuͤnftiger Verfuͤgung bereit. Auch ſind an denjenigen Stel— 
len, wo eine augenſcheinliche Gefahr drohte, wie bei Buͤren, 


Buͤetigen ꝛc. die zweckmaͤßig erachteten Bauten unter obrigkeit⸗ 


licher Leitung angelegt worden. 

Der Commiſſion iſt nicht entgangen, mit welchen Schwie— 
rigkeiten die Durchfuͤhrung einer ſo umfaſſenden Arbeit, wie 
die Korrektion des Aarſtroms zu kaͤmpfen hat. Nur beharrliche 
Ausdauer und Feſthaltung an einem wohlberechneten Plane koͤn— 
nen dieſe Schwierigkeiten in einer Reihe von Jahren uͤberwin— 
den. Die Leiſtungen der Betheiligten muͤſſen aus der Ueberzeu— 
gung hervorgehen, daß der angenommene Plan zweckmaͤßig ſey, 
und hierſeits hat man nichts vernachlaͤſſigt um dieſe Ueberzeu— 
gung zu begruͤnden. 

Schon ſeit einem Jahrhunderte hatten die Ueberſchwem— 
mungen des Bielerſees, der Aar und der Zihl in dem See— 
land die Aufmerkſamkeit der Regierung auf ſich gezogen. Als 
erſt bei der Vereinigung des in jenen Gegenden angrenzenden 
Bisthums Baſel ein planmaͤßiges Einſchreiten moͤglich ward, 
legte die Schwellencommiſſion einen gedruckten, auf die Anſichten 
des Ingenieuroberſten Tulla, welcher dazu eigens berufen wor— 
den, ſich gruͤndenden Bericht“) uͤber die zu treffenden Korrek— 


„) Bericht der Schwellen-Commiſſion über die Aar, Zihl, den Murten, 
Neuenburger- und Bieler-See, 1816. 


Korrektion der 
Juragewäſſer. 


23. Nov. 1816. 


24. Dez. 1817. 


1816 bis 1818. 


26. Jan. 1824. 


16. Juni 1824. 
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tionsmittel der Regierung vor. Die Geſammtkoſten wurden auf 
beilaͤufig zwei Millionen berechnet und verhaͤltnißmaͤßige Reſul⸗ 
tate vorausgeſehen. 

Da dieſer große Plan die Tieferlegung des Neuenburger— 
und Bielerſees als Baſis aufſtellte, mußten mit den Nachbar: 
ſtaͤnden Freiburg, Waadt und Neuenburg Unterhandlungen an: 
geknuͤpft werden, um ſie zur Theilnahme an dem koſtſpieligen 
Unternehmen einzuladen. Die Unterhandlungen zogen ſich in 
die Laͤnge und fuͤhrten zu keinem erwuͤnſchten Ergebniß. 


Es wurde daher der Antrag gemacht, daß einſtweilen von 
unſerm Kanton allein eingeſchritten werde, und ein Projekt 
ausgearbeitet, um mit Verlaſſung des alten Zihlbettes für die— 
ſen Fluß einen Kanal vom Pfeidtwald bis nach Meienried zu 
graben, deſſen Koſten auf Fr. 280,000 angeſchlagen wurden. 
Der Große Rath wollte aber in dieſes Projekt, als einen Theil 
des Ganzen ausmachend, nicht eintreten, ohne die Vorſchlaͤge 
des Herrn Tulla in ihrer ganzen Ausdehnung genauer zu ken— 
nen; dieſes konnte damals nicht erhalten werden und es wurde 
der Angelegenheit waͤhrend mehrern Jahren keine weitere Folge 
gegeben. Fuͤr die Vorarbeiten waren Fr. 26,000 angewieſen worden. 

Im Fruͤhjahre 1823 ward in Folge neuerdings eingetrete- 
ner Ueberſchwemmungen wieder eine Commiſſion niedergefekt, 
die den Auftrag zu neuen Unterſuchungen erhielt, und nach 
Berathung des Herrn Oberſtlieutenants Hegner einen umfaſſen— 
den, ebenfalls im Druck erſchienenen Bericht an den Großen 
Rath erftattete.*) Derſelbe beſchloß nun: Es ſollen über die 
verſchiedenen Theile der noͤthigen Korrektionen, Projekte mit 
beigefuͤgten Berechnungen der Koſten vorgelegt und vor Allem 


*) Bericht der Commiſſion für die Flußverbeſſerungen im Seeland. 1824. 
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aus unter Mitwirkung der intereffierten Gemeinden die Aus— 


muͤndung des Bielerſees in die Zihl und die Berichtigung des 
Ausfluſſes der Scheuß in den erſtern vorgenommen werden. 


Mit dem dafuͤr ausgeſetzten Kredite von Fr. 40,000 wurde, 
nebſt den nothwendigen Vorarbeiten fuͤr oben erwaͤhnte Pro— 
jekte, einerſeits die durch Anſchwemmungen und Ablagerung 
großer Baͤnke von Scheußgeſchieben verengt und ſeicht gewordene 
Muͤndung der Zihl bei Nidau erweitert und geraͤumt; andrer— 
ſeits fuͤr den Ausfluß der Scheuß in den See ein mit Schleu— 
ßen verſehener Kanal gegraben, der eine Laͤnge von 6800 Fuß 
bei einer Breite von 30 bis 40 Fuß auf dem Grundbette hat. 
Seine Beſtimmung, das fruͤher in die Zihl geworfene Geſchiebe 
der Scheuß in den See abzufuͤhren und den jährlich wiederfeh- 
renden Ueberſchwemmungen derſelben abzuhelfen, wurde erreicht. 
Die Geſammtkoſten betrugen Fr. 38,000, woran die Stadt 
Biel und verſchiedene Partikularen Fr. 18,600 zu bezahlen 
hatten, ſeither aber einigen Nachlaß auswirkten. 


In Folge der oben gedachten neuen Unterſuchungen wurde 
auch ein Projekt zur Korrektion des Laufes der Zihl von Nidau 
bis nach Meienried mit Beibehaltung des groͤßten Theils ihres 
jetzigen Bettes ausgearbeitet und der Entwurf einer andern Ar⸗ 
beit zu Erleichterung des Abfluſſes des Neuenburgerſees in den 
Bielerſee angefangen. Zudem wurden Schatzungen uͤber den 
durch Korrektion der Zihl und der Aare von Aarberg bis Buͤ— 
ren zu erhaltenden Mehrwerth des Landes gemacht, welcher zu— 
folge derſelben fuͤr die Amtsbezirke Nidau, Erlach und Buͤren, 
ohne das auf den Flußbetten zu Gewinnende in Anſchlag zu 
bringen, ſich auf Fr. 830,000 belaufen wuͤrde. 


Dieß iſt der Standpunkt, auf dem ſich gegenwaͤrtig die 
Korrection der Juragewaͤſſer befindet. Die verſchiedenen Vor— 


Saane bei 
Gümmimnen. 


6. Nov. 1826. 
3. Sept. 1827. 
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arbeiten koͤnnen zu jeder Zeit wieder aufgenommen werden. Zur 
Ausfuͤhrung der groͤßern Projekte iſt aber die Mitwirkung der 
benachbarten Kantone noͤthig, und diejenige der kleinern Entwuͤrfe 
unterblieb, theils wegen der geringen Bereitwilligkeit der dabei 
intereſſirten Gemeinden und Partikularen zu Beitraͤgen an die 
Koſten, theils wegen der betraͤchtlichen Ausgaben der Regierung 
fuͤr die ſeit dem Jahre 1824 an der Aar zwiſchen Thun und 
Bern gemachten Arbeiten. 


Der fehlerhafte Thalweg der Saane bei Guͤmminen hatte 
im Jahre 1826 zur Folge, daß das aͤußerſte Joch der Bruͤcke 
rechter Hand zu Guͤmminen gegen den ſogenannten Kreuzgarten 
vom Waſſer unterwaſchen, und der Roſt ganz entbloͤßt war. 


Um dieſes Joch und den Theil der darauf ruhenden Bruͤcke 
vor dem Einſturze zu ſichern, boten ſich zwei Mittel dar: das 
eine durch Errichtung eines neuen Pfeilers, welches ohne 
die Koſten einer Nothbruͤcke einen Aufwand von wenigſtens 
Fr. 20,000 erforderte; das andere durch Anlegung ſolcher Waſ— 
ſerbauten, welche die Wiedereingrienung des ſchadhaften Pfeilers 
herbeiführen follten. | 


Wegen der groͤßern Wohlfeilheit dieſes letztern Plans, und 
weil ohnedieß zu Verhuͤtung des Durchbruchs der Saane gegen 
Kleinguͤmminen eine Korrektion des Stroms auf eine Strecke 
von 4000 Fuß obenher der Bruͤcke dringlich war, beſchloß der 
Große Rath, fuͤr dieſe beiden Zwecke eine Summe von Fr. 10,500 
auszuſetzen. 


Die Arbeiten wurden im Jahre 1828 beendigt, und ihr 
Reſultat entſprach ganz der Erwartung, indem ſich nicht nur 
der entbloͤßte Bruͤckpfeiler in Kurzem und vollſtaͤndig wieder 
verlandete, ſondern auch die Gefahr des gedrohten Durchbruches 
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durch das neue Bett, welches der Fluß ſich eingrub, beſei— 
tigt wurde. 


Da das Geſammtausgeben des Staats nur Fr. 9587 Rp. 92 1. April 1829. 
betrug,“) fo beſchloß die Regierung, von dem Ueberſchuſſe eine 
Summe von Fr. 800 unter die aͤrmeren Angehörigen der in jener 
Gegend ſchwellenpflichtigen Gemeinden Ferenbalm, Berneriſch 
Kerzerz und Muͤhleberg, welche ſich ſehr bereitwillig erzeigt 
hatten, zu vertheilen, welches im Jahre 1829 auf eine der 
Billigkeit und den geleiſteten Tagwerken angemeſſene Weiſe geſchah. 


In den letzten Zeiten machten zweimal, in den Jahren 1824 Emme bei gi 

und 1829, Waſſergroͤßen der Emme, in Folge welcher dieſelbe N 
bei Luͤtzelfluͤh einen Ausbruch drohte, die Anlegung von Bauten 
nothwendig, die zuſammen den Staat eine Summe von Fr. 2886 

Rp. 23 koſteten. Der Zweck dieſer Arbeiten, welcher ſich gegen⸗ 

waͤrtig vollſtaͤndig erreicht befindet, geht dahin, nicht nur den 
anſtoßenden, reichhaltigen Waͤſſerbach der Brandisdomaine, und 

die Liegenſchaften mehrerer Landbeſitzer, ſondern auch die Straße 

nach Sumiswald, die Bruͤcke und das gleichfalls bedrohte Wirths— 

haus zu Luͤtzelfluͤh vor einem Durchbruche ſicher zu ſtellen. 


Dieſe Bauten beſtehen in einer langen Streichſchwelle, 
einer neuen Einfaſſung des Waͤſſerbachs, und einem Quer— 
damme zu Befoͤrderung der Verlandung zwiſchen dem Waͤſſer⸗ 
bache und der Streichſchwelle. 


Die früheren, faſt jährlich wiederkehrenden Ueber ſchwem⸗ Trachtbach. 
mungen des Trachtbachs, und der Schade, welchen namentlich 
diejenige vom 2. November 1824 in den Gemeinden Hochſtetten 


) Worin freilich die in den Jahren 1829 und 1830 für Herſtellung einiger ber 
ſchädigten Werke verwendete Summe von Fr. 1520 nicht begriffen if, 
97 
31 


2. Mai 1825. 
3. April 18268 


Alpbach. 
21. Aug. 1818. 


1828. 


7. Sept. 1827. 
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und Brienz anrichtete, führten zu der Ueberzeugung, daß den— 
ſelben durch nichts Anderes als durch Anweiſung eines neuen 
Bettes vorgebogen werden koͤnne. 


Wegen der Armuth jener Gegenden uͤbernahm der Staat 
ſaͤmmtliche Koſten mit alleiniger Ausnahme der Gemeindwerke. 
Mit einem Koſtenaufwande von Fr. 4400, welche die Erkannt— 
niſſe der oberſten Landesbehoͤrde anwieſen, ward das alte Bach— 
bett aufgeraͤumt, ein Felſenkopf geſprengt, und ein neues Bett 
in einer Laͤnge von 1171 Fuß gegraben, und kunſtgemaͤß mit 
Steinen eingefaßt, welches nunmehr das ſonſt ſo regelloſe 
Waldwaſſer in ſeinen Schranken haͤlt, und jene Gegenden, 
wenigſtens auf eine Zeitlang, von einem furchtbaren Feinde 
zu befreien verſpricht. 


Eine aͤhnliche Bewandtniß hatte es mit dem noch ungleich 
gefaͤhrlichern Alpbach im Thale Meyringen. Nachdem ſchon 
fruͤher die Landſchaft ſchirmende Vorſchriften und einen Beitrag von 
Fr. 388 zu Herſtellung der dieſen Bach auf ſeinem rechten Ufer ein— 
daͤmmenden Mauer erhalten, iſt ſeither deſſen verheerenden Aus— 
bruͤchen ein neuer Steindamm, von 1190 Fuß Laͤnge und bis 
12 Fuß Hoͤhe, auf dem rechten Ufer, von der Felswand bis 
zum Einfluß des Muͤhlebachs entgegengeſetzt worden; wobei die 
Regierung durch Anſtellung von Bachvoͤgten die zweckmaͤßige 
Leitung eintreten ließ, einige Steuern an die Eigenthuͤmer der 
gefaͤhrdeten Liegenſchaften entrichtete, auch die Kunſtarbeit mit 
Fr. 1100 uͤbernahm. Eine gruͤndliche Abhuͤlfe laͤßt ſich indeſſen 
nur von groͤßeren Arbeiten erwarten, welche die Kraͤfte der 
Landſchaft faſt uͤberſteigen wuͤrden. 


Um von der Thalſchaft Lenk die wachſenden Verwuͤſtungen 
der Simme abzuwenden, ward in Folge eines Regierungs— 
beſchluſſes ſowohl ein Nivellement als auch ein Situationsplan 


483 


des Gelaͤndes oberhalb der Lenk bis zum Dorfe mit einem 
Aufwande von Fr. 500 aufgenommen und ausgearbeitet. 

Die Ausfuͤhrung der eigentlichen bedeutenden Bauten fand 
bis dahin noch nicht ſtatt, weil dieſe Korrektion weniger dring— 
liche Nothwendigkeit zeigte, als die kurz darauf angefangenen 
Arbeiten an der Aar und andern Gewaͤſſern. 

Durch die Waſſergroͤße des Sommers 1829 hatte die ob— 
rigkeitliche Schwelle im ſogenannten alten Platz zu Aarberg ſo 
bedeutend gelitten, daß eine ungeſaͤumte Reparation derſelben 
nothwendig ward. 

In Folge der durch den Ankauf des Zolles und der Brücke 
zu Aarberg im Jahre 1414 uͤbernommenen Schwellenpflicht trug 
die Regierung alle Koſten, mit alleiniger Ausnahme des Schwel— 
lenmaterials, welches der Stadtmagiſtrat zu Aarberg kraft ha— 
bender Verpflichtung aus den dortigen Reisgruͤnden zu liefern 
hatte. Die auf den Staat fallenden Koſten beliefen ſich auf 
Fr. 2297 Rp. 34. 

Von 1814 — 1830 iſt für das Schwellenweſen, mit Aus: 
ſchluß der durch beſondere Credite angewieſenen Summen fuͤr 
die größeren Arbeiten der Aar-Korrektion, an den Juragewaͤſſern, 
an den Schleußen zu Thun und an der Saane bei Guͤminen, 
ausgegeben worden Fr. 77,537 Rp. 63, ungerechnet Fr. 10,304 
Rp. 13 obrigkeitliche Beiträge an ſchwellenpflichtige Gemeinhei— 
ten, und ohne die techniſchen Vorarbeiten und die Buͤreaukoſten 
in Anſchlag zu bringen. Die Schleußen zu Thun ſammt Zugehoͤr 
erforderten einzig nebſt der hievor für ihre neue Aufführung berech— 
neten Summe, uͤber Fr. 8500 fuͤr Unterhalt und Herſtellung. 


Schwellen zu 
Aarberg. 


Unterricht, 
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9, 


Mevdicinal- Verwaltung. 


Der Sanitaͤtsrath, aus ſechs Mitgliedern, worunter wer 
nigſtens die Hälfte Medicinal-Perſonen, und einem Praͤſiden⸗ 
ten aus der Mitte des Kleinen Raths zuſammengeſetzt, befolgte 
den Grundſatz: „vorhandene Elemente zu ordnen, gefühlte Be- 
„dürfniffe zu beruͤckſichtigen, und zwar ſtufenweiſe, gemäß ihrem 
„Gang und der Thunlichkeit.“ Zugleich ließ er die einzige 
wahre Oekonomie ſich angelegen ſeyn, ohne dem oͤffentlichen 
Dienſte in der Qualitaͤt den mindeſten Abbruch zu thun, mit 
den ihm zu Gebote ſtehenden Summen moͤglichſt ausgebreiteten, 
vielfachen und wahren Nutzen zu leiſten. 


Unter den Gegenſtaͤnden ſeiner Verwaltung iſt einer der 
wichtigſten der Unterricht. Der Sanitaͤtsrath hat es ſich an: 
gelegen ſeyn laſſen, mit Beſcheidenheit feine Stellung zur Afas 
demie, die durchaus keine unmittelbare iſt, im Intereſſe des 
mediziniſchen Unterrichts geltend zu machen. Er hat auf die 
Faͤcher aufmerkſam gemacht, welche bei dem unter ſeiner Auf— 
ſicht ſtehenden Landesexamen oͤftere Bloͤßen zu geben ſchienen. 
Er hat unbemittelte und dennoch viel verſprechende junge 
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Leute, fo viel an ihm, unterſtuͤtzt. Er hat eine anſehnliche 
Summe zur Unterhaltung einer geburtshuͤlflichen akademiſchen 
Klinik jaͤhrlich beigetragen. Er hat im Intereſſe des Veterinaͤr— 
Unterrichts an der Akademie die Lehrer und die beſſern Schuͤler 
der Thierarznei-Schule mit mancherlei Aufträgen und Arbei⸗ 
ten“) belehnt, eine chirurgiſch⸗ veterinaͤriſche Abhandlung) von 
ausgezeichnetem praktiſchen Werthe fuͤr unſer Viehzucht treiben— 
des Land anſehnlich honorirt. Er hat außerdem nach und nach 
den Hebammen ⸗Unterricht unter feinem jetzigen Vorſteher, Pro— 
feſſor Hermann, zu einer Entwicklung gebracht, die wenig mehr 
zu wuͤnſchen uͤbrig laͤßt, und ihn fuͤr Angehoͤrige des deutſchen 
und franzoͤſiſchen Kantons gleich zugaͤnglich gemacht. Mit den⸗ 
ſelben Unkoſten, womit fruͤher alle zwei bis drei Jahre ein Curs 
von zehn Weibsperſonen gehalten wurde, finden jetzt jaͤhrlich 
zwei Curſe, jeder fuͤr ſechs Hebammen ſtatt, welche nur die 
geringe Summe von Fr. 45 fuͤr fuͤnfmonatlichen Unterricht, 
Wohnung und Unterhalt koſten. Die Anzahl der Geburten, 
die fruͤher 20 bis 40 auf eine Unterrichtsperiode betrug, iſt nun 
auf 60 bis 80 angeſtiegen. Es bedarf kaum der Erinnerung, 
wie wohlthaͤtig dieſe Anſtalt ſowohl, als auch die geburtshuͤlfliche 
Klinik fuͤr die Claſſe der Armen ſind, um ſo mehr, da die 
Anzahl der Entbindungen im Inſelſpital dadurch keinen Abbruch 
gelitten hat. 


Die Hebammenſchule hat in der ſiebenzehnjaͤhrigen Periode 
Fr. 21,162 Btz. 3 Rp. 2½ gekoſtet. An die akademiſche Ent— 


*) Sendungen in mit Seuchen behaftete Gegenden, Prüfungen, Abhandlungen 
fürs Publikum über herrſchende Pferd- und Viehkrankheiten ꝛc. 


*) Eine Abhandlung von Hrn. Anker, zu Ins, über eine beim Ueberwurf 
zu machende Operation. 


Prüfung und 
Patentierung. 
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bindungs-Anſtalt zur Bildung vorzuͤglich von Landgeburtshelfern 
hat er Fr. 3000 beigetragen. 


In enger Verbindung mit dem Unterrichte ſteht das Pruͤ— 
fungs⸗ und Patentierungsweſen, das in der abgelaufenen Re— 
gierungsperiode nicht minder anſehnliche und zeitgemaͤße Fort— 
ſchritte gemacht hat. 

Vom 1. Januar 1814 bis 31. Chriſtmonat 1830 hat der 
Sanitaͤts-Rath patentiert: 

24 Aerzte, 17 Wundaͤrzte, 60 Landaͤrzte, 17 Apotheker, 
158 Hebammen, 3 Zahnärzte, 5 Krankenwaͤrter, 33 Thier⸗ 
aͤrzte, 9 Waſenmeiſter. 

Die Aerzte ſind: 1 aus Deutſchland, 1 aus Aargau, 1 aus 
St. Gallen. Die Landaͤrzte: 1 aus Deutſchland, 1 aus Aargau, 
1 aus Luzern, 2 aus Solothurn, 2 aus Waadt, 1 aus Zuͤrich. 
Unter den Apothekern: 7 Fremde, meiſt Deutſche. Die He— 
bammen ſind, mit wenigen Ausnahmen, in der obrigkeitlichen 
Hebammenſchule gebildet. Die Zahnaͤrzte ſind: ein Deutſcher, 
ein Genfer und ein Neuenburger. 

Durch die Leiſtungen des fruͤher beſtandenen mediciniſchen 
Inſtituts und der in deſſen Fußſtapfen getretenen medieiniſchen 
Abtheilung der Akademie, wurde nach und nach der Kanton 
mit rationellen ſtudierten Aerzten bevoͤlkert, und dadurch nicht 
nur die Möglichkeit gegeben, an eine ſyſtematiſche Medicinal- 
Verfaſſung zu denken, da eine ſolche eine Auswahl beſſerer 
ſtudierter Aerzte vorausſetzt, ſondern auch allmaͤlig groͤßere 
Forderungen an das Medicinal-Perſonal zu richten. Die Ber: 
ordnung der Claſſificirung und Patentierung der Medicinal-Per⸗ 
ſonen von 1807 machte hiezu einen anſehnlichen Schritt. Noch 
mußten jedoch billig eine Menge aͤlterer Aerzte, unter denen 
ſich nicht wenige Empiriker befanden, in ihrem Wirkungskreiſe 
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belaſſen werden. Daſſelbe gilt auch von den Hebammen. Die— 
ſer Umſtand veranlaßt immer von Zeit zu Zeit laͤſtige Recla— 
mationen juͤngerer patentierter gegen aͤltere nur noch geduldete 
Hebammen. — Und die Thierheilkunde mußte fuͤrs erſte ganz 
in ihrem urſpruͤnglichen Zuſtande verbleiben. Die den Thier: 
aͤrzten nach ausgeſtandenen Prüfungen von der Akademie aus: 
geſtellten Patente begruͤndeten keinerlei rechtlichen Vorzug, ſon— 
dern wieſen bloß leichtlich auf einige beſſer unterrichtete Indi— 
viduen hin, die der Sanitaͤts-Rath vorzugsweiſe zu gebrau— 
chen ſich zur Pflicht machte. Durch eine neuere Verordnung 
that der Sanitaͤts-Rath einen Schritt weiter, indem er die 
Thieraͤrzte zu einem Landes-Examen zuließ, und ihnen Pa— 
tente zuſtellte, vermoͤge welcher den Patentierten ausſchließlich 
die gerichtlichen und polizeilichen Unterſuchungen und Zeugniſſe 
und die Beſichtigung und Schaͤtzung der in Gewaͤhr- und Rück 
fallzeit ſich befindenden Pferde zugeſichert wurde. Eine weitere 
Bevortheilung waͤre bei der im Verhaͤltniſſe zum Beduͤrfniß 
immer noch unzulaͤnglichen Zahl ſtudierter Thieraͤrzte unzweck— 
maͤßig und unmoͤglich zu handhaben geweſen. Dieſer Zweig der 
Heilkunde muß wohlfeil ſeyn, daher der Thierarzt oder dafuͤr 
gehaltene, moͤglichſt nahe wohnen, alſo eine weit groͤßere An— 
zahl als Menſchenaͤrzte, naͤmlich Tauſende, wie von den letztern 
Hunderte, vorhanden ſeyn muͤſſen. Der rationellen Thieraͤrzte 
ſind bloß noch in die Hunderte, der Kuͤher, Hufſchmiede u. dgl. 
ſind noch in Tauſende. 

Die Einfuͤhrung praktiſcher Pruͤfungen durch die letztgenannte 
Verordnung gab den unmittelbaren Anſtoß zur Aufſtellung aͤhn— 
licher Pruͤfungen fuͤr die Menſchenaͤrzte. Nebſtdem, daß die— 
ſelben eine zeitgemaͤße Erweiterung und Vervollkommnung des 
Pruͤfungsweſens ausmachen, boten fie den Landaͤrzten, die bei 
einer weniger forgfältigen Erziehung mehr Schwierigkeit in jeder 
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wiſſenſchaftlichen Prüfung finden, erwuͤnſchte Gelegenheit, wah- 
res aͤrztliches Talent und ſolide Beobachtung, die nicht immer 
mit Bildung Hand in Hand gehen, an den Tag zu legen, und 
ſich auf dieſem Wege den Zutritt zu ihrem Berufe vielleicht 
leichter zu eroͤffnen. Das „Reglement fuͤr die Pruͤfungen der 
„Medicinalperſonen vor dem Sanitaͤtscollegio“ von 1828 bringt 
vorzuͤglich dieſe Bereicherung mit praktiſchen Pruͤfungen im 
Inſelſpital mit ſich. 


Auch reiſende Okuliſten, Zahnaͤrzte u. ſ. f. werden nunmehr 
immer Pruͤfungen unterworfen, ehe und bevor ſie eine Erlaub— 
niß zur Ausuͤbung ihrer Kunſt erhalten. Augenaͤrzte dieſer Art 
werden uͤberhaupt nicht mehr zugelaſſen, da es uns an derglei— 
chen nicht mehr gebricht, und da ihre unſtete Lebensart ſie in 
die Unmoͤglichkeit verſetzt, den wichtigſten Theil der Behand— 
lung, den mediciniſchen, nach der Operation zu vollbringen. 


Ein Mißgriff, welcher nicht dem Sanitaͤts-Rathe zur Laſt 
ſaͤllt, war die durch Privatwuͤnſche erzwungene Pruͤfung eines 
Quackſalbers, dem alle geſetzlichen Requiſite zur Zulaſſung zu 
einer Pruͤfung fehlten. Dieſer Mißgriff war jedoch der einzige 


dieſer Art in einer anfehnlichen Reihe von Jahren. Einige Pa⸗ 


tentierungen mittelmaͤßiger Subjekte duͤrften die Nothwendigkeit 
noch ſchaͤrferer Cautelen fuͤhlbar machen. Doch wird man im 
Ganzen nicht Urſache zur Unzufriedenheit haben; die Zudring- 
lichkeit zu Stadt Arzt s Patenten, die ohne wirkliche allgemeine 
und wiſſenſchaftliche Bildung und früh mit Sorgfalt geleitete 
Erziehung nicht zu erhalten ſind, duͤrfte mit Unrecht eine andere 
Art von Unzufriedenheit erregt haben. 


Eine andere Schwierigkeit, deren Loͤſung der Zukunft aufgehoben 


iſt, gewährt die Conceſſionirung der Apotheken, zumal derer auf 
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dem Lande und in kleinern Städten und in Marktflecken, wo die 
mediciniſche Ausbeute zu gering iſt, als daß Arzt und Apothe— 
ker, oder wohl gar mehrere von beiden, ſich in dieſelbe mit 
Nutzen theilen koͤnnten. Die materielle Lieferung von Arznei— 
mitteln iſt auf dem Lande wie noch in vielen Städten der Maf- 
ſtab, wonach die Bemuͤhungen des Arztes honorirt werden. Wo 
dieſe Anſicht der Dinge vorherrſcht, unterliegt leicht der Apo— 
theker, deſſen Vertrieb ſtreng rechtlich durch den des Arztes be— 
dingt iſt, der Verſuchung, den letztern erſpaͤrlich zu machen, ſo 
wie der Arzt, den ganzen Vortheil fuͤr ſich zu benutzen. Da 
aber der Arzt die noͤthigere Perſon iſt, und eben ſowohl die 
groͤßtentheils kaͤuflichen Arzuei-Praͤparate diſpenſieren, als der 
Apotheker nebſt ſeinem Arzneiverkauf noch mannigfache andere 
Handlungs- und Fabrikations⸗Induſtrie betreiben kann, fo 
ſcheint es einleuchtend, daß für kleine Land-Publica Apotheken 
unpaſſend, der Arzt aber, mit einer Apotheke und pharma— 
ceutiſchen Kenntniſſen verſehen, hinreichen möge. Die in fruͤ— 
heren Zeiten verſchiedenen Verhaͤltniſſe ließen aber Landapotheken 
aufkommen, deren allmaͤliges Eingehen der Sanitaͤts-Rath 
durchaus wuͤnſchen muß, waͤhrend er im Falle iſt, vorhandene 
Conceſſionen oder wohlhergebrachte Uebungen gegen Eingriffe 
zu ſichern. Gegen ſeinen Bericht iſt von hoͤherer Behoͤrde die 
Conceſſion zu einer ſiebenten Apotheke in der Hauptſtadt er— 
theilt worden. | 
Im Santtaͤtsweſen ſteht mit großem Intereſſe das Impf- 
weſen oben an, welches unter den Oberimpfaͤrzten v. Schiferli, 
Lutz, ſpaͤter Fluͤgel, einen ausgezeichneten Fortgang hatte, wie 
in wenigen Kantonen. Die 1798 bekannt gewordene Jenner— 
ſche Entdeckung, im Jahre 1800 in Paris und Genf durch eigene 
Commiſſionen gepruͤft, wurde 1802 auch in Bern, doch ohne 
Erfolg, verſucht. Mehr als Eroͤrterungen half ein in den 
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hoͤhern Ständen ſtatt gehabter Fall der Sache auf. Unmetho— 
diſche Vaccination durch Laien ſchadete von neuem der Sache, 
da 1803 und 1804 eine Blatter -Epidemie eine Menge Sicher: 
geglaubte ergriff. Der Sanitaͤts-Rath ſetzte daher 1804 die 
Impfung unter Aufſicht, gab eine Anweiſung uͤber dieſes Ge— 
ſchaͤft heraus, und ließ die Armen in ſeinen Koſten vaccinieren. 


1806 wurde die Vaccination allen patentierten Aerzten 
übertragen, die Armen-Vaccination beſſer belohnt, und 6 Depots 
von friſchem Impfſtoff errichtet, wovon die Hauptablage in 
Bern war. Den Depots-Aerzten wurden ihre Koſten erſetzt, 
und Gratifikationen ertheilt. Aus den Tabellen der Impfaͤrzte 
ſetzte der Oberimpfarzt jaͤhrlich eine Generaltabelle zuſammen, 
die er, von einem General-Rapport begleitet, dem Sanitaͤts— 
Rathe vorlegte, der nun den Kleinen Rath davon in Kenntniß 
ſetzte. Zu den fruͤhern Belobungen der fleißigern Impfaͤrzte 
kamen bald auch Praͤmien von Fr. 16 bis 24 fuͤr je 6 bis 8 
Aerzte. 


Die Impfung wurde nun dem nichtaͤrztlichen Publikum uns 
terſagt, und 1826 in Folge von Blatter-Epidemien eigene 
Kreisimpfaͤrzte und die Fuͤhrung von Impfbuͤchern veranſtaltet, 
wodurch man mehr und mehr zur Kenntniß der Geimpften und 
Ungeimpften in jedem Kreiſe zu gelangen hoffte. Die jähr- 
lichen Impflinge betrugen 1804 und 1805 2900, 1806 bis 1810 
zwiſchen 2 bis 3000, 1811 bis 1824 3 bis 6000, unter denen 
Y, bis ½ Arme. 


Mehrere Blatter-Epidemien, die in den folgenden 4 bis 
5 Jahren die Schweiz und auch den Kanton Bern durchzogen, 
gaben den Impfungen mehr Leben. Die jaͤhrlichen Impfungen 
ſtiegen von 1825 bis 1829 auf 10 bis 12,000, wovon faſt die 
Hälfte, als Arme bezeichnet, namhafte Summen jährlich koſtete. 
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Dieſe Summen wurden jedoch reichlich durch den Vortheil auf 
gewogen, daß die Blatter-Epidemien in unſerm Kanton wer 
niger moͤrderiſch, daß weniger der ſorgfaͤltig Vaccinirten von 
den Blattern befallen, daß die arme Claſſe, die ſonſt immer 
dieſer Seuche ſo viel Brennmaterial bietet, und ein Mittel ihrer 
Verbreitung wird, weniger angegriffen wurde, als in andern 
Nachbarkantonen und Ländern. Wie ſorgfaͤltig in unſerm Kan— 
ton das Impfweſen betrieben worden, das beweist in Verbin— 
dung mit jenen guͤnſtigen Reſultaten der Umſtand, daß die 
Regierung niemals, ungeachtet vielfach wiederholter Wuͤnſche 
vorzuͤglich von Seite der Aerzte, in obligatoriſche Einfuͤhrung 
der Schutzpocken willigen wollte. So lange ein großer Theil 
des Publikums die Furcht vor Mittheilung noch anderer An— 
ſteckungsſtoffe mit dem Kuhpockenſtoff, oder aͤhnliche Vorurtheile 
nicht aufgeben wollte; ſobald auch in neuern Zeiten manche 
Vaccinierte dennoch ſpaͤter von den Blattern befallen wurden,) 
lag es nicht in der Handlungsweiſe der obern Behoͤrden, die 
perſoͤnliche Freiheit zu beſchraͤnken. Um ſo angelegener ließen 
ſich es dieſelben ſeyn, auf indirekten Wegen, auch ſelbſt mit 
anſehnlichen Geldopfern, die Schutzimpfung extenſiv und inten— 
ſiv zu foͤrdern, wiewohl es leicht und wohlfeil geweſen ſeyn 
duͤrfte, mit einem Geſetze zum gleichen Zwecke zu gelangen. 


Hieher gehört eine mühfame, mit einem Aufwande von 
mehreren tauſend Franken zu Stande gebrachte Aufzeichnung 
aller vaccinierten und nichtvaccinierten Kinder, die in den letzten 


*) Wiewohl unter den 628, in 5 Jahren an Blattern in unſerem Kantone 
Erkrankten nur 24 mit Erfolg Vaccinierte und dagegen C früher mit 
Blattern Behaftete ſich befanden, das Verhältniß alſo für unſern Kata 
ton vergleichungsweiſe äußerſt günſtig war, 
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Jahren geſchehen, und deren Zweckmaͤßigkeit ſehr zu bezweifeln 
iſt, fo lange mit der Nicht-Baccination keinerlei Ahndung ver: 
bunden, und die Vaccination auf keine Weiſe zu befehlen war. 
Unſtreitig hat dieſe Maßregel jedoch viele Vaccinationen zur 
Folge gehabt. 


Auch wurde nichts verſaͤumt, um dem Vorurtheil gegen 
dieſe Wohlthat zu ſteuern, indem ſeit 10 Jahren eine genealo— 
giſche Herleitung des Impfſtoffs geführt wird, um in vorkom⸗ 
menden Faͤllen naͤhere Pruͤfung anſtellen zu koͤnnen, wobei ſich 
immer zeigte, daß die Schutzpocken bloß ſich ſelbſt fortpflanzen, 
und keinerlei andere Ausſchlaͤge. Uebrigens muß die Bemer— 
kung nicht unterlaſſen werden, daß die nach Vaccination mit 
Blattern angeſteckten ſolche aͤußerſt leicht uͤberwanden. 


So lange vaccinirt wird, hat der Sanitaͤts-Rath aus ſei— 
ner Caſſe für die Vaccine-Anſtalten Fr. 19,314 Rp. 75 beſtrit⸗ 
ten, für Armen⸗Vaccination die Impfung zu Btz. 5 ſeit 17 
Jahren Fr. 22,728. 


Fuͤr Anſtalten bei andern Menſchenkrankheiten, welche Ge⸗ 
genſtand mediciniſcher Polizei wurden, betrug die Auslage 
Fr. 12,567 Rp. 7%. 


Im Ganzen wurden geimpft 106,488 Kinder, darunter 
45,457 Arme. 


Ob dieſer ganze Mechanismus unſeres Impfweſens Beifall 
verdiene, laͤßt ſich aus der Benutzung unſerer Tabellen und 
Depots durch die weſtlichen Kantone beurtheilen. 


Uebrigens iſt bei ſporadiſchen, ſo wie epidemiſchen Men— 
ſchenpocken das einzige in einem offenen Land denkbare Polizei— 
ſyſtem der Einſperrung ſo gut moͤglich befolgt, und die ange— 
tragenen Abhaltungs-Maßnahmen fuͤr dieſe wie für ſyphilitiſche 
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Krankheit und Kräße, ob mit Recht oder nicht, wegen ſchwieri— 


ger Handhabung und großer Erſchwerung des Verkehrs, meh— 
reren Nachbarſtaaten nicht nachgeahmt worden. 


Ein anderer Gegenſtand des Sanitaͤtsweſens, der die Ber 
hoͤrde vielfältig befchäftigte, find die tollen Thiere, welche 
hie und da in ſchreckhafter Menge uͤberhand nehmen. Der Sa⸗ 
nitaͤtsrath hat nach und nach alle Maßregeln zur Verhuͤtung 
dieſer Schaͤdlichkeit in Betracht gezogen, ohne zu derjenigen ge 
langen zu koͤnnen, in die er das meiſte Vertrauen geſetzt haben 
wuͤrde, naͤmlich eine Auflage auf die zahlloſen unnuͤtzen Hunde, 
und eine dadurch moͤglich werdende Aufſicht uͤber dieſelben; — 
es war ihm an dieſer Maßnahme um ſo mehr gelegen, da ſie 
allein hingereicht haben duͤrfte, um das wichtigſte Beding ein— 
zufuͤhrender Phyſikate, die Finanz, herbeizubringen. Hoͤhere 
Regierungs⸗Grundſaͤtze, naͤmlich Abneigung gegen alle Hemmun— 
gen der Freiheit, gegen alle neuen Auflagen, uͤberwogen bis 
jetzt die Wuͤnſche der Behoͤrde. 

Der Sanitaͤtsrath hat indeß, nebſt den momentan noͤthig 
gewordenen Maßregeln, auch durch Anlegung zweckmaͤßiger 
Zwinger fuͤr verdaͤchtige und wirklich tolle Hunde, fuͤr Siche— 
rung des Publikums ſowohl als fuͤr das naͤhere Studium dieſer 
merkwuͤrdigen Krankheit geſorgt. 


Ein dritter Gegenſtand, der Ankauf der Gifte und gefaͤhr— 
licher Arzneimittel, hat wichtige Vorſchlaͤge zur Folge gehabt, 
welche ihrer umfaſſenden Natur wegen auf die Einfuͤhrung einer 
allgemeinen Medicinalverfaſſung, die in den letzten Jahren vor; 
bereitet wurde, hingewieſen worden ſind. 

Einige traurige Ereigniſſe ſeltener Art, die in kurzer Zeit 
aufeinander folgten, und nebſt bedeutendem Schaden an Gebaͤu⸗ 
den mehrere Menſchenleben koſteten, gaben den Anlaß zu einer 


Tolle Hunde. 


Giftverkauf. 


27. März1 830. 


19. Juni 1829, 
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beſondern Verordnung uͤber explodirende Subſtanzen, welche fuͤr 
die ſorgfaͤltige Aufbewahrung und Behandlung dieſer Stoffe die 
zweckmaͤßigen Sicherungs⸗Vorſchriften aufſtellte. 

Ueberhaupt ſuchte der Sanitaͤtsrath der Scharlatanerie 
in allen ihren Formen entgegenzuarbeiten und widerſtrebte in 
dieſem Sinne einer Menge marktſchreieriſcher Anpreiſungen von 
Mitteln und Mineralwaſſern, ohne eine Gelegenheit zu verab— 
ſaͤumen, kraͤftige Heilmittel zu unterſuchen, und machte — für 
und gegen — die zweckmaͤßigen Mittheilungen an das Publi— 
kum. Hier vorzüglich trat das Beduͤrfniß von Kreis- oder 
Amts⸗-Phyſikaten, die in unmittelbarem Verhaͤltniß mit dem 
Centrum ſtehen muͤßten, auffallend hervor. 

Der Sanitaͤtsrath ließ ſich auch im Sinne der Vorſorge 
fuͤr die Viehzucht, wie fuͤr Aufklaͤrung und Niederſchlagung 
ſchaͤdlicher Vorurtheile und Aberglaubens, gewiſſe nicht ganz ſel— 
tene Behelligungen angelegen ſeyn, betreffend einzelne Orte 
und Stallungen, wo binnen kurzer Zeit vieles Vieh gefallen 
war. Wiederholt bediente er ſich geſchickter Thieraͤrzte und aus— 
gezeichneter Naturforſcher, um ſolche Lokalitaͤten und Epide— 
mien aufs genaueſte zu unterſuchen. Schlechte Stalleinrichtung, 
verdorbenes mit Leichengeruch behaftetes Waſſer, worin ver— 
muthlich faulende Thiere gelegen, und eine unzweckmaͤßige Be 
handlung ſchienen die einfachen Urſachen ſolcher Unfaͤlle — die 
man oft den unſinnigſten Umſtaͤnden beimaß und eben fo un: 
ſinnig behandelte, geweſen zu ſeyn. 

Auf Antrag des Santtaͤtsraths hatte ein Beſchluß des 
Großen Raths eine Viehentſchaͤdigungs-Caſſe geſtiftet, die unter 
Aufſicht des Sanitaͤtsraths verwaltet wird. Dieſer Caſſe fließen 
die Stempelgebuͤhren der Viehſcheine, die Zinſe ihrer ausgeliehe— 
nen Gelder, und die Bußen fuͤr Widerhandlungen gegen das 
Rindvieh⸗Polizeireglement zu. Aus derſelben wird in anerkannt 
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anſteckenden Krankheiten für geſchlagenes, bei der Eröffnung 
krank befundenes Vieh die Haͤlfte des Werthes nach einer vor— 
ausgegangenen billigen Schaͤtzung erſetzt. Findet ſich bei der 
Sektion das Vieh aus infizierten Staͤllen geſund, ſo werden 
drei Viertheile des Werthes erſetzt. 


Als die Caſſe uͤber Fr. 50,000 angeſtiegen war, erkannte 
der Große Rath, daß ſie die Verwaltungskoſten, welche bis 
dahin aus der Sanitaͤtsraths-Caſſe beſtritten wurden, ſelbſt tra⸗ 
gen und ihr Capital auf Fr. 100,000 anſteigen ſolle, damit die 
Entſchaͤdigungen, nach einer ſpaͤter zu beſtimmenden Norm hoͤher 
angeſchlagen und bezahlt werden koͤnnten.“) 


Seit Gruͤndung dieſer Caſſe bis Ende Jahrs 1830 ſind 
daraus an Entſchaͤdigungen Fr. 9355 Btz. 3 Rp. 3½ bezahlt 
worden, wovon Fr. 1626 Btz.7 Rp. 5 auf den Leberberg 
fallen. 


Auf den 31. December 1830 beſtand 
das Capital ud . » » . Fr. 66,006 Btz. 4 RpS 
Auf den 1. Januar 1814 betrug es 
,,, 7 > RR RR! 
Die Zunahme in 17 Sahren beträgt 
CCC 


Durch dieſe Caſſe iſt der Sanitaͤtsrath in Stand geſetzt, 
dem Ausbruch einer anſteckenden Krankheit unter dem Vieh ſo— 
gleich Schranken zu ſetzen, indem nach vorhergegangener Schä- 
tzung in den angeſteckten Staͤllen alles erkrankte Vieh geſchla— 
gen, das geſunde geſchlachtet und die Stallung gereinigt wird. 


*) Dieſes ſchöne Inſtitut iſt häufig als eine Armenunterſtützung mißverſtan— 
den worden. 


3. Juni 1827. 
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Es laͤßt ſich leicht denken, wie ſchwer eine ſolche Maßregel die 
Viehbeſitzer treffen muͤßte, wenn keine Entſchaͤdigung ſtatt 
faͤnde. | 

Für andere Polizei» Anftalten gegen Thierkrankheiten wur: 
den Fr. 3,518 86.7 Rp. 5 ausgelegt. In dem ganzen Zeit: 
raume, uͤber welchen der gegenwaͤrtige Verwaltungsbericht ſich 
erſtreckt, iſt unſer Land von eigentlichen Viehſeuchen verſchont 
geblieben. 


Auch mit der Sicherung vor Lebendigbegraben hat ſich der 
Sanitaͤtsrath befaßt, ohne fuͤrs erſte zu einem genuͤgenden Re⸗ 
ſultate gekommen zu ſeyn, welches indeß um ſo weniger Be— 
ſorgniſſe erwecken darf, da die vorhandenen Reglemente und 
die Landesſitten hinreichende Beruhigung gewähren. Nur Ein 
fuͤhrung der Todtenbeſchau nach einem leichten Kennzeichen des 
Todes koͤnnte voͤllige Sicherheit verſchaffen, findet aber große 
Schwierigkeiten in der Ausfuͤhrung. Indeſſen wurde durch ein 
Polizeireglement fuͤr die Anzeige der Todesfalle, die Verhuͤtung 
allzufruͤher Beerdigung und die Vergroͤßerung der Gottesaͤcker 
geſorgt. 

Das gerichtliche Fach betreffend, ſo beurkundet ſich die all⸗ 
maͤhlige Beſſerung des mediziniſchen Perſonals durch die auf— 
fallende Verbeſſerung der Obductionsberichte, deren der Sani— 
taͤtsrath immer mehr recht fleißige und vorzuͤgliche zu Geſicht 
bekommt. Auch dieſer Gegenſtand gehoͤrt zu denen, welche mehr 
und mehr eine Medizinalverfaſſung und Aufſtellung tuͤchtiger 
Kreisphyſikate als dringende Nothwendigkeit darſtellen, da gute 
Befundſcheine Regel und nicht Ausnahmen werden muͤſſen. 


Der Sanitaͤtsrath hat auch nichts verſaͤumt, um zu Le— 
bensrettung, ſowohl durch Belohnung der Selbſtaufopferung 
menſchlich denkender Leute, als durch angemeſſene Rettungsappa⸗ 
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rate aufzumuntern. Auch für Rettung eines Kantonsangehoͤ— 
rigen im Ausland wurden Praͤmien gegeben; auf dieſen Gegen— 
ſtand ſtud Fr. 1266 in allem verwendet worden. 

Den ſtufenweiſen Verbeſſerungen des Medicinalweſens, die 
bei Vergleichung der Anfangs- und Endepoche und ſelbſt des 
Zuſtandes in anderen Laͤndern, welche weit mehr Reglemente 
und Geſetze aufzuweiſen haben, nicht unbefriedigend ſcheinen 
und zeigen duͤrften, daß der Sanitaͤtsrath dieſen Zeitabſchnitt 
in richtigem Sinn benutzt hat, war dieſe Behoͤrde eben im Be⸗ 
griff, die Krone aufzuſetzen, und fuͤr die Zukunft einen ſichern 
Zuſtand und Fortgang dieſes wichtigen Theils der Adminiſtra⸗ 
tion zu begruͤnden. Die, im Jahre 1821 nach fruͤheren reich⸗ 
haltigen, aber zu keinem Abſchluß gekommenen Arbeiten, be— 
treffend eine allgemeine Medicinalverfaſſung für den 
Kanton Bern, mit Genehmigung des Kleinen Rathes, durch 
den Sanitaͤtsrath einem gelehrten Arzte der Hauptſtadt“) zuge⸗ 
wieſene Bearbeitung dieſes Gegenſtandes, hat nun ihrem widy 
tigſten Theil nach um die Mitte des vorigen Jahres ihre Vol— 
lendung erhalten. 


Der Sanitaͤtsrath hatte aus mehreren ſeiner Mitglieder, 
aus einem aͤrztlichen Mitgliede der Akademie, aus Aerzten der 
Stadt und einem ausgezeichneten Rechtsgelehrten eine Commiſ— 
ſion gebildet, um uͤber das von Herrn Doktor Lutz bearbeitete 
Projekt einer Medicinalverfaſſung zu rapportiren. Die Verſamm⸗ 
lungen dieſer Commiſſion wurden bloß durch die Ereigniſſe des 
Winters unterbrochen. 


Dieſe mit ſo viel Fleiß als Sach- und Lokalkenntniß ge— 
machte, eben ſo ſehr auf richtige und folgerecht durchgefuͤhrte 


*) Hrn. Oberfeldarst Dr. Lutz. 
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Grundſaͤtze, als auf billige Beruͤckſichtigung des allmaͤligen Ent: 
wicklungsganges aller Inſtitutionen gegruͤndete, ſo klar als ſchoͤn 
verfaßte Arbeit, duͤrfte eines der vorzuͤglichen Vermaͤchtniſſe 
gegenwaͤrtiger Regierung an die Zukunft ſeyn, und der letztern 
mehr als eine Pflicht gegen Werk und Verfaſſer auflegen. 


Der erſte Theil dieſer Arbeit enthaͤlt einen Codex, in wel— 
chem die Grundſaͤtze des Ganzen ſo niedergelegt ſind, daß man 
ſich nicht an der Bedeutung einzelner Worte ſtoßen, ſondern 
den wohlthaͤtigen Sinn des Geſetzgebers und den Schluͤſſel zu 
allem folgenden unmoͤglich verkennen kann. 


Im zweiten Theil findet ſich der ganze Geſchaͤftskreis der 
Medicinal-Behoͤrden und Perſonen in reeller und perſoͤnlicher 
Beziehung gleichſam als Inſtruktion auseinandergeſetzt. Vor— 
zuͤglich ausfuͤhrlich und centraliſirt iſt namentlich der Geſchaͤfts— 
kreis des Sanitaͤtsrathes aufgeſtellt, und die Grundſaͤtze ſeiner 
Verhaͤltniſſe zu andern Behoͤrden, zu Akademie, Spttaͤlern 
u. ſ. f., die ſeiner Zuſammenſetzung, ſeiner Beziehung zu den 
Phyſikaten ſind ſehr beherzigungswerth. > 

Der dritte Theil dann wird eine Menge von Special-Ver⸗ 
ordnungen uͤber die einzelnen Gegenſtaͤnde des Medieinal⸗ und 
Sanitaͤtsweſens (das eigentliche Geſetz) enthalten, beſtaͤndiger 
Bereicherungen, Veraͤnderungen empfaͤnglich ſeyn, und doch 
immer auf die Grundſaͤtze und Total-Organiſation hinweiſen. 

Nur wenn man die obigen Theile beurtheilt, ohne zu be— 
denken, daß die Arbeit ohne den oben genannten dritten unvol— 
lendet iſt, wenn man unbedacht laͤßt, daß die Ausarbeitung des 
dritten durch Genehmigung der Grundſaͤtze und Geſchaͤftskreiſe 
bedingt iſt, wenn man endlich das wichtigſte dieſer Arbeit uͤber— 
ſieht, die Aufſtellung einer medieiniſchen Hierarchie, eines 
zunaͤchſt unter dem Sanitaͤtsrathe ſtehenden Kantonsphyſikus und 
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einer hinreichenden Menge von Kreis- oder Amtsphyſicis, To 
kann man das durchaus Praktiſche, Ausfuͤhrbare dieſer Geſetz— 
gebung uͤberſehen, wozu freilich, wie bei allen dergleichen Din— 
gen ein ernſter Wille und kraͤftige Stellung der Regierung er— 
forderlich iſt. Die Sache iſt in vielen Staaten bereits einge— 
fuͤhrt, und als eines der dringendſten Beduͤrfniſſe auch bei uns 
gefühlt, und keineswegs ein theoretiſches Hirngeſpinnſt. Die Er: 
richtung der Phyſikate allein wuͤrde auch wahrhaft intereſſante 
und vollſtaͤndige Jahresberichte uͤber die Medieinal-Admini⸗ 
ſtration möglich machen, die der Sanitaͤtsrath bisher immer ge- 
wuͤnſcht, aber mit Bedacht unterlaſſen hat. 


Die zur Einfuͤhrung des Phyſikatweſens noͤthige Finanz — 
die einzige Schwierigkeit — haͤtte ſich aus der Santtaͤtsraths— 
Caſſe erheben laſſen, wenn man nur, wie hievor angedeutet, 
eine angemeſſene Auflage auf die Hunde haͤtte erheben und in 
dieſelbe fließen laſſen wollen, welches zugleich die kraͤftigſte 
Maßnahme gegen die Tollkrankheit geweſen waͤre. 


Eine andere große und ſchwierige Arbeit, welche der Sa— 
nitaͤtsrath begonnen, iſt eine zweckmaͤßigere Einrichtung des 
Waſenmeiſter-Weſens, das in Vielem den heutigen Ver: 
haͤltniſſen nicht mehr entſpricht. 


Die letzte Handlung von hoͤherem Belang, womit der jetzige 
Saͤnitaͤtsrath feine Laufbahn nicht unwuͤrdig beſchließen dürfte, 
iſt der Vorſchlag, einige Aerzte abzuſenden, um auf den vorge— 
ruͤckteſten Punkten der Epidemie die furchtbare Cholera mor— 
bus, ihre individuelle Behandlung und die Abhaltungs- und 
Bekaͤmpfungs⸗Mittel im Großen zu ſtudiren. Die Regierung 
hat ohne Anſtand in dieſen Vorſchlag gewilligt, und die ſchick— 
lichen Subſidien dazu angewieſen. 


Es koͤnnte ſcheinen, als ſeyen die im Druck erſcheinenden 
3 


Cholera— 
Seuche. 


Bevölkerung. 


Kantons Spi⸗ 
täler. 
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Werke und Zeitungsartikel hinreichend. Doch zog der Santtaͤts— 
rath in Betracht, daß durch den Bericht inlaͤndiſcher, auf Ort 
und Stelle geweſener Aerzte die Kenntniß jener verheerenden 
Seuche beſſer ausgemittelt, unſer aͤrztliches und uͤbriges Pu— 
blikum weit mehr in Anſpruch genommen, die beſten Maßnah⸗ 
men an Grenzen und im Innern durch unmittelbar erfahrne 
Aerzte weit kraͤftiger und zutrauensvoller eingefuͤhrt werden wuͤr⸗ 
den, daß das Volk weit mehr Glauben und Zuverſicht in Aerzte, 


Mittel und Anſtalten ſetzen wuͤrde, wenn ſie zunaͤchſt an der 


Quelle geſchoͤpft haͤtten. Zugleich wurde eine vollſtaͤndige Samm⸗ 
lung der Schriften, Reglemente u. ſ. f. uͤber die Seuche ver⸗ 
anſtaltet und eine Inſtruktion fuͤr die abzuſendenden Aerzte aus⸗ 
gearbeitet. Auch die oberſte Bundesbehoͤrde hat ſeither dieſe 
Anſichten getheilt. — Möge die Vorſehung unſer Land vor der 
Nothwendigkeit bewahren, die auf dieſem Wege geſammelten 
Erfahrungen praktiſch benutzen zu muͤſſen. 

Das Sanitaͤtsweſen, namentlich die Schutzpockenimpfung, 
bedingt gewiß nicht in geringem Maße die Zunahme der Ber 
voͤlkerung. Von 1818 bis 1827 zeigt ein Auszug aus den 
ſehr detaillirten Tabellen, welche der Sanitaͤtsrath alljaͤhrlich 
in allen Amtsbezirken aufnehmen laͤßt, “) daß in dieſen zehn 
Jahren im Kanton Bern 120,667 Menſchen geboren wurden, 
77,618 ſtarben. Die Zunahme betraͤgt 43,049. Ehen wurden 
25,848 geſchloſſen. 

Die zwei großen Spitaͤler des Kantons, die Inſel und 
das aͤußere Krankenhaus,) ſtanden nicht unmittelbar 


5) S. Beilage Nro. LVII. 

**) Zwei auf Koſten der Stadtverwaltung gedruckte Monographien: „Der 
„Inſelſpital in Bern, von B. L. Meßner, 1825 “„ und „ das Siechen⸗ 
„haus oder äußere Krankenhaus von Bern, von Ebendemſelben, 1828, 
enthalten die nähere Veſchreibung dieſer Anſtalten. 
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unter dem Sanitaͤtsrathe, ſondern waren, ihrer beſondern Ders 
haͤltniſſe wegen, einer eigenen Direktion untergeordnet. 

Wie bekannt entſtand der jetzige Inſelſpital durch die Ver— 
einigung dreier frommen Stiftungen, des Kloſters von St. Mi⸗ 
chael auf der Inſel, des Spitals der Frau Anna Seiler, und 
des ſogenannten Bröwenhaufes, einer von Bela von Thun er: 
richteten Verſorgungsanſtalt fuͤr Weibsperſonen. Dieſe Stif⸗ 
tungen wurden nach der Reformation in den Gebaͤuden des In⸗ 
ſelkloſters vereinigt, welche im Jahr 1718 dem jetzigen Spital: 
gebaͤude weichen mußten. Die Entſtehung der Anſtalten und 


ihre ganze reiche Dotation hatte man der Froͤmmigkeit der hie⸗ 


ſigen Buͤrgerſchaft zu verdanken,“) welche ſich aber keineswegs 
auf das Wohl der burgerlichen Korporation beſchraͤnkte, ſon— 
dern in aͤcht chriſtlichem Sinne den Kantonsangehoͤrigen als un: 
mittelbaren Naͤchſten und auch der leidenden Menſchheit im 
Allgemeinen Huͤlfe und Linderung verſchaffen wollte. Die Stif— 
tungen blieben ein Eigenthum der Burgerſchaft, und die ehema— 
lige Regierung vervollſtaͤndigte ihre finanziellen Huͤlfsmittel als 
Haupt der burgerlichen Korporation, zur Zeit wo das ganze 
Staatsvermoͤgen ein Eigenthum der letztern war. 

Ein aͤhnliches Verhaͤltniß fand in Hinſicht des aͤußern Kran⸗ 
kenhauſes ſtatt, welches durch die Vereinigung der Stiftungen 
fuͤr die Sonderſiechen, fuͤr die Blatternkranken, fuͤr die Tollen 
und Halbtollen im niedern Spital entſtand. 

Beide Anſtalten blieben in den Stuͤrmen der Revolution 


als Stadteigenthum, unter der thaͤtigen Leitung der Munizipali⸗ 


taͤt, von den Spoliationen verſchont, welche einen großen Theil 


*) Seit 1814 erhielt die Inſel an Vergabungen Fr. 73,108, das äußere 
Krankenhaus Fr. 5616. Die Donatoren waren alle, mit Ausnahme eines 
Einzigen, Bürger der Hauptſtadt. 


Inſel. 


Aeußeres Kran⸗ 
kenhaus. 


20. Sept. 1803. 


12. Juni 1804. 
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des Staatsvermoͤgens aufzehrten, und konnten, obgleich durch 
die Zeitumſtaͤnde hart mitgenommen, in ihrer wohlthätigen Wirk: 
ſamkeit fortfahren. 

Als der erſte Conſul, unter wohlwollenden Aeußerungen, 
der Stadt Bern aus ihrem fruͤhern eigenthuͤmlichen Vermoͤgen 
eine Dotation zu Beſtreitung ihrer Municipalbeduͤrfniſſe anwei⸗ 
ſen ließ, waren in derſelben auch jene beiden Spitaͤler begriffen. 
Die daherige Urkunde beſagt: „Sollen von nun an und fuͤr 
»alle kommenden Zeiten der Burgerſchaft von Bern, unter der 
„Verwaltung ihres Stadtraths als rechtsguͤltiges Eigenthum 
„angewieſen ſeyn und als ſolches verbleiben: “ 

„An milden Stiftungen jedoch mit Vorbehalt, daß ſolche, 
„wie bisher, zu den beſtimmten und uͤblichen Zwecken verwen: 
„det werden 

„Die Inſel, mit ihren Gebaͤuden, liegenden Gründen, Ein- 
„fünften an Geld, Getreide und Wein; fol unter der Ober: 
„anfficht der Kantonsregierung verwaltet werden, und derſelben 
„die ſtiftsmaͤßige Verwendung der vorhandenen Einkuͤnfte und 
„die fernere waere dieſes e RUNNNG zuſtehen und 
„verbleiben. * 

„Das aͤußere Krankenhaus oder Sonderſiechenſpital nebſt 
„deſſen Gebäuden, liegenden Gütern und Einkuͤnften an Geld 
„und Getreide ſoll auf gleichem Fuß, wie die Inſel, unter der 
„Oberaufſicht der Kantonsregierung verwaltet werden.“ 

Ueber das Verhaͤltniß der, kraft dieſer Beſtimmungen, der 
Regierung zuſtehenden Oberaufſicht und fernern Unterhaltungs— 
pflicht, wurde durch eine Uebereinkunft mit der Stadtbehoͤrde 
die Abſchließung einer beſondern Verkommniß angebahnt, welche 
jedoch waͤhrend des Mediationszuſtandes aus Ruͤckſichten, die 
auf der damaligen Lage des Landes beruhten, aufgeſchoben blieb. 
Indeſſen bildete ſich ein praktiſches Einverſtaͤndniß. Die Re— 
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gierung ernannte den Praͤſidenten und drei Mitglieder der Di— 
rektion; ſie beſtellte die Spitalaͤrzte und Wundaͤrzte, entrichtete 
ihre Beſoldungen, bezahlte die Arzneien und Badekuren, ſo wie 
die außerordentlichen Auslagen einiger Erweiterungen der An— 
ſtalten. Auch kam in dieſem Zeitraume ein neues n 
res Inſelreglement zu Stande. 

Seit dem Jahre 1814 wurden dieſe obrigkeitlichen Beitraͤge 
und zwar ſtets in ſteigendem Verhaͤltniſſe fortgeſetzt. Beſonders 
erhielt die Inſel nach der Vereinigung der leberbergiſchen Aem— 
ter eine bedeutende Erweiterung. Es ſuchte naͤmlich die Regie— 
rung ihren neuen Angehoͤrigen den Mitgenuß aller oͤffentlichen 
Anſtalten des alten Kantons zu gewaͤhren, und beſchloß daher 
die Errichtung von 15 neuen Betten in dem Inſelſpital zu Bern, 
welche einen jährlichen Aufwand von 8100 Franken nach ſich 
zogen. Die Summe ſollte Anfangs durch außerordentliche 
Zuſatzcentimen auf der leberbergiſchen Grundſteuer erhoben wer; 
den; ſie wurde aber, wie ſchon anderwaͤrts berichtet, gleich dem 
Beitrage fuͤr den Spital zu Pruntrut, und denjenigen fuͤr die 
leberbergiſchen Erziehungsanſtalten, vom Jahre 1820 hinweg 
von der Staatscaſſa uͤbernommen. 

Unterdeſſen fühlte man je länger je mehr die Nothwendig⸗ 
keit, die durch die Dotations-Urkunde und die Beſchluͤſſe von 
1804 zwiſchen der Regierung und der Stadt unbeſtimmt gelaſ— 
ſenen Verhaͤltniſſe durch einen Vertrag fuͤr die Zukunft feſtzu— 
ſetzen. Es wurde eine combinierte Commiſſion niedergeſetzt, welche 
vor zwei Jahren eine Uebereinkunft in Hinſicht des Inſelſpitals 
unterzeichnete. Während mehrerer Monate blieb die Ratifika— 
tion jedoch aus Gruͤnden ſuſpendirt, die zum Vortheile des 
Spitales ſich gewendet haͤtten, als die neueſten Ereigniſſe ein⸗ 
traten und eine Verzichtleiſtung auf alle fernern Entwuͤrfe nach 
ſich zogen. 


1. Dez. 1809. 


28. Febr. 1817. 
Vgl. Beilagen 
S. 24. 


Hievor S. 315 


19. Sept. 1829, 


16. April und 
4. Mai 1831. 


13. u. 17. Aug. 
1831. 
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Die Convention wurde alſo in den letzten Zeiten von der 
höchften Stadtbehoͤrde und von dem Großen Nathe ratifieirt. 
Nach dem Vorbilde dieſer Uebereinkunft kam ſofort eine zweite, 
das aͤußere Krankenhaus betreffend, zu Stande, welche gleich 
falls die Genehmigung jener beiden obern Behoͤrden erhielt. 


Durch beide Vertraͤge wird der Burgerſchaft von Bern das 
Eigenthum der Inſel und des aͤußern Krankenhauſes zugeſichert, 
und die Aufſicht über. die Verwaltung der Fonds dem Stadt⸗ 
magiſtrate ertheilt, welcher auch die Verwaltungsbeamten er⸗ 
waͤhlen ſoll. 


Ueber das Vermoͤgen der Spitaͤler ſoll ein Inventarium 
gezogen und der Landesregierung ein Doppel deſſelben zugeſtellt 
werden. Der jährliche Beitrag, welcher aus dieſen Fonds er- 
hoben werden ſoll, iſt für die Inſel auf Fr. 22,000, für das 
aͤußere Krankenhaus auf Fr. 12,000 beſtimmt. Alle ſechs Jahre 
wird der Vermoͤgenszuſtand dieſer Inſtitute neu unterſucht und 
im Einverſtaͤndniſſe mit der Regierung jener Beiſchuß nach 
Maßgabe der ſtattgefundenen Erſparniſſe und erhaltenen Legate 
Schenkungen ꝛc. vermehrt. Das Vermoͤgen der Stadt Bern 
kann zu keinem weitern Beitrage in Anſpruch genommen 
werden. 


Die Regierung uͤbernimmt: 

a. die Beſoldung der Medicinalperſonen. 

b. die Medikamente. 

c. einen Beiſchuß von Fr. 800 jährlich an die Befeurung 
des Inſelſpitals. 

d. einen jaͤhrlichen Beitrag von Fr. 8100 fuͤr die zwei we⸗ 
gen den leberbergiſchen Aemtern in der Inſel errichteten 
Krankenzimmer. | 
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Wuͤrden außerordentliche Beduͤrfniſſe eintreten, ſo hat die 
Regierung das Recht, vorerſt die Erſparniſſe auf dem inven⸗ 
toriſirten Capital in Anſpruch zu nehmen, uͤber welche zu 
dieſem Zwecke eine beſondere Rechnung gefuͤhrt werden ſoll. 


Als Garantie fuͤr die ſtiftungsmaͤßige Verwendung aller 
dieſer Gelder ſollen der Regierung die Rechnungen vorgelegt 
werden; ſie erwaͤhlt das Praͤſidium und drei Mitglieder der 
Direktion nebſt dem ganzen Medicinalperſonale. 


Die Stadt Bern ihrerſeits machte bei dieſem Anlaß, durch 
Cancellirung aͤlterer Schuldverſchreibungen, dem Inſelſpital ein 
Geſchenk von Fr. 93,160 und dem aͤußern Krankenhauſe in 
Geld oder Zinsſchriften von Fr. 25,000. 


Auch wurden die beſondern Rechte der Buͤrger von Bern 
als Eigenthuͤmer und Stifter dieſer Anſtalten dahin beſtimmt, 
daß ihnen in der Inſel ein Vorrecht auf die ſechs Betten in den 
zwei ſogenannten Burgerſtuben, und die vorzugsweiſe Aufnahme 
in die Spitaͤler bei ſchweren Krankheitsfaͤllen fuͤr ſich ſelbſt und 
die Dienſtboten der burgerlichen Familien garantirt wurden; 
letztere Verfügung jedoch mit der Erläuterung, daß wegen die⸗ 
ſem Vorzuge dennoch keine Huͤlfsbeduͤrftigen abgewieſen, ſondern 
vielmehr fuͤr dieſe Nothfaͤlle die Anzahl der Bettſtellen temporaͤr 
vermehrt werden ſollen. — Im aͤußern Krankenhauſe dann 
ſollen zwei neue Zimmer errichtet und Perſonen aus der Bur— 
gerſchaft gegen fixe Retributionen in denſelben verpflegt werden. 

Damit endlich die Exiſtenz der beiden Spitaͤler und ihre 
unbeſchraͤnkte Wirkſamkeit dem Lande voͤllig geſichert bleibe, be— 
ſchloß der Große Rath, denſelben, ſtatt der gewoͤhnlichen jaͤhrli— 
chen Beiſchuͤſſe, das Capital ſelbſt abzutreten, deſſen Zinſe er— 
ſtere nach genauer Berechnung darſtellten. Der daherige Be— 
ſchluß ſagt Folgendes: 


15. Jan. 1831. 
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1) „Statt der bisher aus der Staats-Caſſa bezahlten jaͤhr⸗ 
„lichen Beitraͤge zum Unterhalt des Inſelſpitals und der be— 
„willigten Badſteuern, fo wie auch mit Beruͤckſichtigung der 
„Verwaltungskoſten des Zinsrodels, ſoll der gedachte Spital ein 
„für allemal mit dem dieſen jährlichen Zahlungen entſprechen⸗ 
„den Capital von einer Million Schweizerfranken ausgeſteuert 
werden.“ 

2) Eben ſo ſoll das aͤußere Krankenhaus nebſt dem damit 
„verbundenen Irrenhaus nach einer gemachten aͤhnlichen Be— 
„rechnung der bisher aus der Standes⸗Caſſa jährlich erhaltenen 
„Zuſchuͤſſe ſtatt derſelben mit einem Capital von zweimalhun⸗ 
„dert und fuͤnfzigtauſend Franken ausgeſteuert werden.“ 

Dieſer Loskauf von den gewoͤhnlichen jaͤhrlichen Beitraͤgen 
wurde ſowohl von der Inſel⸗Direktion als den obern Stadtbe— 
hoͤrden angenommen, und hat alſo auch die Kraft einer Ver— 
tragsverbindlichkeit erhalten. 

Eine genaue Ueberſicht *) zeigt, daß die Regierung ſeit 
dem Jahre 1814 

dem Inſelſpit alle. . Fr. 499,636 Rp. 84% 
dem aͤußern Krankenhaue .. „ 201,090 „ — 
dem Spitale zu Pruntrunt „ 33,382 „ 17 
Im Ganzen alſo . „ 736,109 „ 01% 
an die drei Landesſpitaͤler verabfolgen ließ. 

Einige Angaben uͤber die Leiſtungen dieſer a. mögen 
hier nicht am unrechten Orte ſtehen. 

Der Inſelſpital, von zwei Aerzten und eben ſo vielen 
Wundaͤrzten beſorgt, mit einer im Hauſe befindlichen Gebaͤhr— 
anſtalt, die unter einem Geburtshelfer und einer Hebamme 


*) S. Beilage Nro. LVIII. 
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ſteht, hat die gewöhnliche Zahl feiner Betten bis auf 115 ver 
mehrt,“) und in Nothfaͤllen dieſe Zahl auch uͤberſtiegen. Die: 
jenige der jaͤhrlich verpflegten Kranken betrug in den erſten 
Jahren gegen 900, und iſt jetzt auf mehr als 1000 angewachſen. 
Das Verhaͤltniß der Sterblichkeit iſt im Durchſchnitte 1 auf 
14, dabei aber nicht zu uͤberſehen, daß unter den wegen Noth— 
faͤllen aufgenommenen Kranken ſich ſtets viele gefaͤhrlich Kranke 
und ſelbſt Sterbende befinden. Die Jahresberichte der Anſtalt 
weiſen zahlreiche Beiſpiele gelungener Kuren und ſchwieriger 
Operationen auf;“) auch zeigt der vor Schauſaal ſtets wachſende 
Andrang zur Aufnahme das Zutrauen, welches das Land mit 
Recht in die Geſchicklichkeit der angeſtellten Medicinalperſonen 
und in die menſchenfreundliche, ſorgfaͤltige Verpflegung ſetzt. 
Die Annahme der Kranken geſchieht durch das Inſel-Colle— 
gium in zwei woͤchentlichen Sitzungen, oder dem ſogenannten 
Schauſaal. Waͤhrend der Behandlung ſind die Aerzte und 
Wundaͤrzte weder in Hinſicht des Preiſes noch der Quantitaͤt 
der Arzneien und Maſchinen durch irgend eine Vorſchrift oder 
Regel beſchraͤnkt. Der aͤrmſte Kranke wird, wenn es die Natur 
ſeiner Krankheit erfordert, mit allem verſehen, was nur der 
reiche Partikular ſich verſchaffen koͤnnte.““) Die Entlaſſung er—⸗ 


*) Im Jahre 1798 waren 80 Betten eingerichtet. Je für 14 Betten ſind 
3 Krankenwärter oder 3 Krankenwärterinnen angeſtellt. 


**) Z. B. 1814 Exſtirpation eines Oberarmgelenkes, 1823 einen Kaiſerſchnitt, 
1824 und 1826 die mit der linken Hand ausgeführte Operation der 
künſtlichen Pupille. 1826 ein merkwürdiger Fall von St. Veitstanz; viele 
mit glücklichem Erfolge behandelte typhöſe Fieber u. a. m. 


*) Nicht ſelten ſteigt der Preis der einem Patienten gereichten Arzneien, 
z. B. des theuern Moſchus, auf Fr. 8 im Tage. — Auch Armen außer 
dem Haufe werden unentgeldlich Bruchbänder geliefert und deren jähr— 
lich bei 300 vertheilt. 
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folgt nur dann, wenn der Kranke entweder vollſtaͤndig herge— 
ſtellt iſt, zu welchem Ende er oft auch nach der eigentlichen 
aͤrztlichen Behandlung im Haufe behalten wird, oder wenn alle 
Huͤlfsmittel der Kunſt erſchoͤpft worden ſind. Zum Abſchiede 
werden die Duͤrftigen mit Kleidungsſtuͤcken und Geld verſehen. 

Der kliniſche Unterricht, welchen die zugleich als akademi— 
ſche Lehrer angeſtellten beiden Inſelaͤrzte und einer der Wund— 
ärzte ertheilen, gewährt der mediciniſchen Abtheilung unſerer 
hoͤhern Lehranſtalt einen Vorzug, der vielen andern Unterrichts— 
Anſtalten fehlt, und nicht leicht erſetzt werden kann. Er iſt 
ſo eingerichtet, daß er dem Kranken vielmehr zur Beruhigung 
als zur Beſchwerde gereicht, indem der Lehrer zwar die Kran— 


ken unter die mediciniſchen Zoͤglinge vertheilt, welche um ſo 


6. Febr. 1830. 


13. Juni 1831. 


mehr Intereſſe haben, ſich mit dem Zuſtande derſelben genau 
bekannt zu machen, und ihren Antheil werkthaͤtig zu bezeigen, 
dafuͤr aber nichts deſto weniger ſelbſt ſeine Beſuche an jedem 
Krankenbette fortſetzt, und mit ſeinen Schuͤlern die Conſultationen 
und Recepturen außer dem Bereiche der Patienten verhandelt. 

Eine große Wohlthat ſind auch die Badekuren, welche das 
Inſel-Collegium alljaͤhrlich für beiläufitg 120 Kranke ver: 
anſtaltet. Nebſt der dafuͤr auf dem Staatsbudget ſtehenden 
Summe von Fr. 4000 ) hat die Regierung unlaͤngſt einen 
beſondern Credit von Fr. 6000 fuͤr den Bau neuer bequemer 
Krankenwagen zum Transporte in die Baͤder von Schinznach, 
Baden u. ſ. f. angewieſen. Einer dieſer Wagen, der 20 Kranke 
faſſen kann, iſt mit vieler Sorgfalt ausgefuͤhrt, und wird die— 
ſen Sommer gebraucht; ein zweiter ſoll bald nachfolgen. Auch 
fuͤr die Verbeſſerung der Badeanſtalt im Hauſe ſelbſt wurden 
Fr. 800 bewilligt. 


„) 1814 betrug fie blos Fr. 2500. 
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Die Vermehrung der Krankenzahl hatte ſchon 1818 eine 
Erhoͤhung des Gehalts der Inſelaͤrzte und Wundaͤrzte zur Folge 
gehabt.“) Und da dieſer Vergrößernng der Anſtalt ungeachtet 
der Zudrang der Kranken, wie ſchon bemerkt, mit jedem Jahre 
zunimmt, ſo iſt der Antrag gefallen, daß in verſchiedenen Thei⸗ 
len des Kantons Spitaͤler als Filial-Anſtalten der Inſel er— 
richtet werden moͤchten. Dieſer Antrag, noch letzthin wieder— 
holt, hat Beifall gefunden; ſeine Verwirklichung haben nur die 
Zeitereigniſſe verhindert. 


Das aͤußere Krankenhaus enthaͤlt, nebſt einer Pfruͤnder— 
Anſtalt fuͤr Unheilbare, ein Irrenhaus und ein Kurhaus fuͤr 
ſyphilitiſche, kraͤtzige und mit dem Grindausſchlag behaftete 
Patienten. Erſtere Anſtalt war auf 20, das Irrenhaus auf 
30, das Kurhaus auf 50 Plaͤtze berechnet. In Nothfaͤllen 
konnte dieſe Zahl uͤberſtiegen werden, und iſt in dem Kurhauſe, 
mit Einſchluß der Grindſtube, ſchon auf 100 und mehr ange— 
wachſen. Freilich waren dann die Kranken auf einen engen 
Raum beſchraͤnkt, und uͤberhaupt war die Anſtalt, unbeſchadet 
ihrer wohlthaͤtigen Wirkſamkeit fuͤr die Heilung anſteckender 
Krankheiten, doch in vielem hinter den Erforderniſſen unſerer 
Zeit zuruͤckgeblieben. 


Einzelne Verbeſſerungen ließ ſich die Regierung ſtets ange— 
legen ſeyn. 1818 wurde die Zahl der Betten fuͤr die Unheil— 
baren um 6 vermehrt; im folgenden Jahre zwei Gales'ſche 
Apparate für ſchwefelſaure Raͤucherungen bewilligt. Als hier: 


) Dieſe Vermehrung betrug für die beiden Aerzte 10%; die Beſoldung des 
ältern Inſelarzts ward von Fr. 1800 auf Fr. 1980, die des jüngern von 
Fr. 1500 auf Fr. 1650 erhöht; die den Inſelwundärzten für Bandagen 
und Compreſſen jährlich ausgeſetzte Summe von Fr. 100 auf Fr. 120 
geſetzt. 


25. Febr. 1818. 


9. April 1828. 


30. März 1831. 


1816 und 1817. 


10. März 1819. 


18. April 1821. 


12. Febr. 1831. 


Spital zu 
Pruntrut. 
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auf ein edler Berner ein Geſchenk von Fr. 1500 machte, um 
durch angemeſſene Erleichterungen das Schickſal derjenigen im 
Irrenhauſe enthaltenen Ungluͤcklichen, deren Zuſtand noch zu 
Hoffnungen berechtigt, zu mildern, ergieng der Beſchluß zur 
Auffuͤhrung eines kleinen Gebaͤudes neben dem Eingang in den 
Hof zu dem gewuͤnſchten Zwecke, und die Regierung theilte ſich 
gern mit der Stadtbehoͤrde in die auf Fr. 1200 berechneten, 
in der Ausfuͤhrung hoͤher geſtiegenen Mehrkoſten. In dieſem 
Angebaͤude werden jetzt ſechs Gemuͤthskranke verpflegt. 


Endlich kam in der neueſten Zeit eine bedeutende Erweite— 
rung des Kurhauſes zu Stande, deſſen 13 Zimmer die Zahl 
von 70 Betten nicht ohne nachtheilige Anhaͤufung der Kranken 
zu faſſen vermochten. Ein neuer, zu Fr 100,000 angeſchlagener 
Bau war projektirt. Indeſſen wurde vorgezogen, das jetzige 
Gebaͤude beſſer einzurichten und um ein Stockwerk zu erhoͤhen, 
welches in neun Zimmern fuͤr 40 Betten Raum hat, ſo daß 
die Zahl der Betten im Erdgeſchoſſe auf 44 herabgeſetzt werden 
kann. Fuͤr den Bau und die noͤthigen Einrichtungen ſind 


Fr. 12,000 angewieſen worden. 


Gegenwaͤrtig, Ende Auguſt 1831, befinden ſich im 
Pfründerhauſe Me ee, 
imm ren elt 8 
A urhauſe . OR, 

Zuſammen 132 Kranke. 

Ueber das Verhaͤltniß der Verpflegten, Geheilten und Ge— 
ſtorbenen in beiden Spitaͤlern waͤhrend der letzten 17 Jahre 
giebt die beigefuͤgte Ueberſicht vollſtaͤndige Auskunft.“) 

In der Stadt Pruntrut hatte die Regierung bei der Ver: 


*) S. Beilage Nro. LIX. 


511 


einigung dieſes Landestheils einen wohleingerichteten, unter Auf: 
ficht des Stadtmagiſtrats von einem mildthätigen Fraueninſtitute 
beſorgten Spital gefunden, in welchem ſie zum Beſten der drei 
katholiſchen Amtsbezirke zehn neue Betten ſtiftete, und dafuͤr 
eine jährliche Summe von Fr. 5400 anwies. In den zwölf 
Jahren 1818 bis 1829 wurden in dieſen Betten 862 Kranke 
verpflegt, von denen 80, alſo auf 11 einer, ſtarben. Die Zahl 
der Pflegetage, welche aus jener Summe zu Fr. 1 dem Spital 
verguͤtet wurden, belief ſich auf 31,020, und erforderte mit 
Inbegriff der Beerdigungskoſten, in der jaͤhrlichen Durchſchnitts— 
zahl von 2585 Verpflegungstagen und 7 Todesfaͤllen, nie das 
Maximum des zugeſicherten obrigkeitlichen Beitrages, welcher 
ſomit das dortige wirkliche Beduͤrfniß bis jetzt uͤberſtiegen hat. 


28. Febr. 1817. 


Verhältniſſe 
gegen das Aus⸗ 
land. 


10. 


Mandel und Industrie. 


Die Beſtimmung der ſchweizeriſchen Handelsverhaͤltniſſe ge— 
gen das Ausland iſt Sache der oberſten Bundesbehoͤrde. Eine 
Darſtellung der unguͤnſtigen Lage der Schweiz wegen der in den 
Nachbarſtaaten Frankreich, Sardinien und Oeſtreich mit dem 
lombardiſchen Koͤnigreiche beſtehenden hohen, in vielen Faͤllen 
einem Verbote gleichkommenden Einfuhrgebuͤhren; eine Aufzaͤh⸗ 
lung der verſchiedenen fruchtloſen Verſuche, Milderung dieſer 
Gebuͤhren, wenigſtens fuͤr einige Artikel, und namentlich fuͤr 
die ſchweizeriſche Ausfuhr von Pferden, Vieh und Molken zu 
erhalten; eine Geſchichte der Unterhandlungen mit den angren⸗ 
zenden deutſchen Bundesſtaaten, wo die Gebuͤhren, obſchon 
auch beſchwerlich, doch ſowohl uͤberhaupt, als auch in einigen 
beſonderen Gegenſtaͤnden fuͤr die Schweiz weniger druͤckend ſind, 
und wo ein natuͤrlicher Austauſch des dortigen Ueberfluſſes an 
Getreide und andern Produkten des Bodens gegen Erzeugniſſe 
des ſchweizeriſchen Kunſtfleißes ſtatt findet; eine Auseinander— 
ſetzung der Schwierigkeiten, welche ſich ungeachtet dieſes guͤnſti— 
gern Verhaͤltniſſes und der wohlwollenden Geſinnungen der dort— 
ſeitigen Regierungen, beſonders der koͤniglich wuͤrtembergiſchen, 
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dem Abſchluſſe von Handelsvertraͤgen, ſelbſt der Erneuerung des 
1812 auf zehn Jahre geſchloſſenen Zoll- und Handelsvertrags 
mit dem Großherzogthum Baden bisher entgegengeſetzt haben; — 
alles dieſes kann, als in die Geſchichte des ſchweizeriſchen Bun— 
des gehoͤrend, nicht den Vorwurf des gegenwaͤrtigen Berichtes 
ausmachen. 


Bei Unterhandlungen ſolcher Art hat die Regierung ſich 
ſtets angelegen ſeyn laſſen, das Intereſſe des Berniſchen Pro— 
ducenten und die durch ihren Commerzienrath vernommenen 
Wuͤnſche des Handelsſtandes bei der eidgenoͤſſiſchen Behörde an 
zubringen, und nachdruͤcklichſt geltend zu machen,“) ihr eigenes 
fiskaliſches Intereſſe aber dem gemeinen Beſten unterzuordnen. 
Einige Beiſpiele ſind ſchon in dem Berichte des Geheimen Raths 
angefuͤhrt. Wie ein Verſuch von Gegenanſtalten durch Belegung 
fremder Waaren in einem Verein mehrerer Stände, unter dem Na: 
men des Retorſions⸗Concordats auf eine kurze Zeit zu Stande 
gekommen und ſich wieder aufgelöst, iſt in dem Finanzbe— 
richte beruͤhrt worden. Auch die in demſelben Berichte ge— 
meldete Einführung einer Conſumo-Abgabe von Fr. 1 vom 
Centner eingebrachter Waaren zum Behufe der Schulden— 
tilgung verdient inſofern hier Erwaͤhnung, als der Commerzien— 
rath ſchon damals ſtatt der einfoͤrmigen, alle Artikel gleich 
beſchlagenden Gebuͤhr eine Art von Waarenzoll vorgeſchlagen 


) Als es um die Erneuerung des Handelsvertrags mit Baden zu thun war, 
hatte der Commerzienrath auf eine Abordnung an die Conferenz zu Schaff— 
haufen angetragen, um das hieſige Standesintereſſe zu beſorgen. Viel— 
leicht wären damals die Rückſichten beſeitigt worden, welche die Natift— 
kation des neuen Vertrags hinderten, und das jetzige Proviſorium her— 
beiführten. 

33 


Hievor S. 47, 


50. 


S. 61 u. 289. 
S. 287, 381. 


Handelsfrei— 
heit. 
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hatte“), welche wahrſcheinlich productiver ausgefallen wäre, 
allein wegen der Beſorgniß, den Handelsſtand durch die dafuͤr 
nothwendige Unterſuchung und Abladung der Waaren auf der 
Grenze zu beeintraͤchtigen, verbunden mit dem Wunſche, nicht 
zu Reclamationen anderer Kantone Anlaß zu geben, nicht den 
Vorzug erhielt. 

In dem Innern des Kantons huldigte die Regierung uns 
bedingt dem in der urkundlichen Erklaͤrung vom Jahre 1815 
ausgeſprochenen Grundſatze der Handels— und Gewerbsfreiheit. 
Alle fruͤheren Beſchraͤnkungen zu Gunſten der Staͤdte blieben 
aufgehoben. Handelsſteuern und das Patentenſyſtem, in an— 
dern Kantonen eine ergiebige Huͤlfsquelle oͤffentlicher Einkuͤnfte, 
waren hier unbekannt, wenn ſchon bei der Ueberzahl von Kraͤ— 
mern und Kleinverkaͤufern, zumal in der Hauptſtadt, die ange⸗ 
ſehenern Mitglieder des Handelsſtandes ſelbſt einige befchrän- 
kende Vorkehren gegen Pfuſcherei zu wuͤnſchen ſchienen. Die 
oberen Behoͤrden mußten ſich uͤberzeugen, daß es in unſerer 
Lage am gerathenſten ſey, den Handel ſich ſelbſt ſeine Bahn 
brechen zu laſſen; daß alſo die obrigkeitliche Einwirkung und 
die Aufgabe des Commerzienraths ſich auf Entfernung ſtoͤrender 
Hinderniſſe, auf Veredlung der Landesprodukte, Beguͤnſtigung 
der Fabrikate fuͤr den innern Verbrauch und auf Befoͤrderung 
des Kunſtfleißes zu beſchraͤnken habe. Was in dieſen Bezie— 
hungen ſeit 1814 geſchehen, enthält folgende Darſtellung, in 
welcher die ebenfalls hier einſchlagenden Zoll, Lizenz- und Straſ⸗ 
ſen⸗Einrichtungen, als in den Berichten der Zoll⸗ und Straßen⸗ 
behoͤrden bereits abgehandelt, nicht naͤher beruͤhrt werden. 


*) Befinden des Commerzien-Rathes an die ausserordentliche Standes-Com- 
mission. März, 1820. 
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Handelsgeſetze waren fruͤherhin in unſerm fuͤr Landbau und 
Viehzucht vorzüglich geeigneten Kanton weder noͤthig noch ver— 
mißt, und es beſtand bisher die Anſicht, daß das wahre Wohl 
des Landes beſſer befoͤrdert werde, wenn die obrigkeitliche Fuͤr— 
ſorge ſich eher auf Benutzung dieſer natuͤrlichen Huͤlfsquellen, 
als auf Beguͤnſtigung desjenigen Kunſtfleißes richte, welcher fuͤr 
Stoff oder Abſatz immer vom Auslande abhaͤngig macht. In— 
deſſen iſt allmaͤlig, durch Zunahme des Handels, der Mangel 
ſolcher Geſetze fuͤhlbar, und die Regierung dadurch veranlaßt 
worden, nach Vollendung des neuen Civil-Geſetzbuchs, die 
Bearbeitung von Handelsgeſetzen anzuordnen. 


Zu Erleichterung des Verkehrs im Allgemeinen gehoͤrt denn 
noch ganz vorzuͤglich Gleichfoͤrmigkeit in Maß und Ge— 
wicht. Bald nach Vereinigung des Leberbergs mit dem Kan— 
ton hatte die Regierung die Einfuͤhrung der Berniſchen Maße 
und Gewichte im neuen Kantonstheile veranſtaltet. Sie geſchah 
ſo leicht, daß auch die Aufhebung der im alten Kanton noch 
beſtehenden nachtheiligen Verſchiedenheiten“) ohne Schwierigkeit 
ausfuͤhrbar ſchien. Allein dieſe immer wichtige Veraͤnderung 
konnte ihren gemeinnuͤtzigen Zweck nur dann vollſtaͤndig errei- 
chen, wenn der Kreis dieſer Gleichfoͤrmigkeit auch moͤglichſt viele 
Nachbarkantone umfaſſen wuͤrde. Der Stand Waadt hatte be— 
reits eine ſyſtematiſch durchgefuͤhrte Gleichfoͤrmigkeit geſetzlich 
aufgeſtellt auf Grundlagen, welche im Allgemeinen, weit eher 
als frühere Verſuche in der Eidgenoſſenſchaft, zu einem Ein⸗ 
verſtaͤndniſſe Hoffnung gaben. Bern machte daher zu dieſem 
Zwecke an alle Staͤnde der weſtlichen Schweiz, nebſt Zuͤrich und 


*) Die Verordnung vom 6. Juli 1807 hatte dieſe Aufhebung nicht beſtimmt 
genug ausgeſprochen. 


322 * 
30 


Handelsgeſetze. 


Gleichförmige 
Maße und Se 
wichte. 


24. April 1818. 
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Luzern, eine mit ſolcher Bereitwilligkeit erwiederte Eroͤffnung, 
daß im Fruͤhjahr 1828 eine aus Abgeordneten von Zuͤrich, Bern, 
Luzern, Freiburg, Solothurn, Baſel, Aargau und Waadt be— 
ſchickte Conferenz von Regierungsgliedern und Gelehrten, in 
Bern ſich vereinigte. Der in wenigen Tagen zu Stande ge— 
brachte erſte Entwurf einer Uebereinkunft bezweckte, unter An⸗ 
ſchließung in leichtem Verhaͤltniß an das metriſche Syſtem von 
Frankreich, Theorie mit alter Uebung moͤglichſt zu verbinden.“) 
Der Entwurf ward in den andern Staͤnden im Allgemeinen 
guͤnſtig aufgenommen, und die Bereitwilligkeit fuͤr Fortſetzung 
des Verſuchs erklaͤrt. Hierſeits ward dieſelbe dem ganzen Lande 
mit der Aufforderung zu allfaͤlligen Bemerkungen und Wuͤnſchen 
mitgetheilt, und nach dem Wenigen, ſo eingelangt, auch auf 
guͤnſtige Stimmung ſchließend, war die Vorberathungs-Com— 
miſſion eben im Begriff, einen vollſtaͤndigen Rapport an den 
Großen Rath abzufaſſen, als in den betheiligten Kantonen die— 
jenigen Umwaͤlzungen erfolgten, deren Folgen die weitere Fort: 
ſetzung des angebahnten gemeinnuͤtzigen Werks wohl weit hinaus⸗ 
ſchieben duͤrften. f 

Vom Allgemeinen zu beſondern Verfuͤgungen im Inte⸗ 
reſſe der Induſtrie uͤbergehend, muß vorerſt bemerkt wer— 
den, daß die Jahre 1813, 1814 und 1815, ſo wie denn die 
Theuerungsjahre von 1816 und 1817 und deren Folgen, die 
Huͤlfsquellen des Staats ſo ſehr in Anſpruch nahmen, daß die 
Wirkſamkeit des Commerzienraths geraume Zeit dadurch aufge 
halten werden mußte. Mit dem Eintritt guͤnſtigerer Umſtaͤnde 


*) Der Fuß = %o Metre, 3763/0 größer als der jetzige; Elle S2 Fuß, 
2“/ 4% Dgrößer als die jetzige; das Mäß — 500 Cubikzoll, 4“ kleiner 
als das jetzige; Pfund — ½ Kilogramm. ueber das Flüſſigkeitsmaß 
war man noch nicht einverſtanden. 
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richtete derſelbe feine Aufmerkſamkeit zufoͤrderſt auf den für un— 
ſern Kanton ſo wichtigen Leinwandhandel. Zu Erhaltung des 
Credits dieſer Waare hatte ſchon die vormalige Regierung durch 
eine Verordnung dafuͤr geſorgt, daß die Tuͤcher durch beeidigte 
Tuchmeſſer, in Bezug auf Qualität, Laͤnge und Breite, unter: 
ſucht, und, wenn fehlerfrei, mit einem Stempel bezeichnet 
werden. Dieſe Verordnung ward im Jahre 1803 erneuert, und 
ihre Vollziehung bis jetzt gehandhabt. Indeſſen mußte man 
aus den jaͤhrlichen Meſſungsetats, im Vergleich mit fruͤheren 
Zeiten, eine bedeutende Verminderung der bezeichneten Tuͤcher 
wahrnehmen, und ob zwar der außerordentlich vermehrte Ge— 
brauch der baumwollenen Tuͤcher, fo wie die hohen Einfuhr: 
gebühren in Frankreich und Italien, dieſe Abnahme hauptſaͤch— 
lich verurſachten, ſo aͤußerten auch andere, in dem Verkehr und 
der Mode eingetretene Veraͤnderungen einen wichtigen Einfluß. 
Der Commerzienrath berief daher im Jahre 1827 die vorzuͤglich— 
ſten Handelsmaͤnner und Fabrikanten nach Bern zur gemein— 
ſchaftlichen Berathung uͤber die zur Befoͤrderung des Lein— 
wandhandels geeigneten, ausfuͤhrbaren Verfuͤgungen, und 
ſetzte ſich mit einem engern Ausſchuſſe derſelben in naͤhere 
Verbindung. Mit verdankenswerther Bereitwilligkeit erfüllte 
dieſer Ausſchuß die erhaltenen Auftraͤge, und der Commer— 
zienrath ſtand im Begriff, deſſen ſachkundige Bemerkungen 
uͤber die Verordnung von 1803, fuͤr deren noͤthig gewordene 
Reviſion zu benutzen; doch auch dieſes beidſeitige gemeinnuͤtzige 
Streben iſt durch die neuen politiſchen Ereigniſſe vereitelt 
worden. 

Die erſte Fuͤrſorge ward auf Verbeſſerung und Vermeh— 
rung der Urſtoffe gerichtet. Fuͤnfmal ſeit 1822 ward lieflaͤn— 
diſcher Flachsſaame herbeſchickt, dem Publikum bedeutend 
unter dem koſtenden Preiſe verkauft, auch bei 1600 8 in dem 


Leinwand: Halt 
del, 


24. Okt. 1803. 


Flachsſaame. 


Hank und 
Flachs-Prä⸗ 
mien. 


4822 — 1830. 


Hecheln. 
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Berglande unentgeldlich ausgetheilt. Der Geſammtkoſten fuͤr die 
bezogenen 63 Faͤßchen betragt.. . . Fr. 3662 Rp. 90 
Der Erlös vom Verkaufen . 5 1476 „ 82 

Mehrkoſten . Fr. 2186 Rp. 8 


Zugleich wurden fuͤr ſtaͤrkere Erzeugung von Hanf und 
Flachs Praͤmien ausgeſetzt. Den Stoff durch Vermehrung der 
Produktion wohlfeil zu machen, durch beſſere Zubereitung ſeine 
Qualitaͤt moͤglichſt zu vervollkommnen, und auf dieſe Weiſe den 
Bedarf aus dem Auslande zu vermindern, das waren hiebei die 
Abſichten des Commerzienrathes. Im Allgemeinen wird dieſe 
Cultur bei uns wegen der Vortrefflichkeit des Graswuchſes dem⸗ 
ſelben ſtets untergeordnet bleiben. Indeſſen leiſtet die beigefuͤgte 
Tabelle“) den Beweis, daß die Concurrenz zu den Prämien 
bedeutend zugenommen, mithin ihr Zweck nicht verfehlt worden. 
In den neun Jahren von 1822 bis 1830 belaͤuft ſich mit Be⸗ 
griff der Taggelder an die Unterſuchungs-Experten die dieß⸗ 
fällige Geſammtausgabe auf Fr. 7788 Rp. 97 ½. 


Vorbereitung des Stoffes. Nachdem eine aus Bra— 
bant eingeholte Anleitung uͤber das Roͤſten (Rooßen) des Flach⸗ 
ſes durch Waſſer, als Hauptmittel zu Erzielung ſchoͤnſter Qua⸗ 
litaͤt, durch den Druck bekannt gemacht worden, und nicht ohne 
Erfolg geblieben, nahm der Commerzienrath auch Bedacht auf 
Vervollkommnung des Hechelns. Mit dem Unterricht einiger 
Hechler in der hieſigen Taubſtummenanſtalt ward die Anſchaf— 
fung einer Anzahl Hecheln aus Flandern verbunden, die Ver— 
fertigung anderer, nach dieſen guten Muſtern durch hieſige Ar— 
beiter veranſtaltet, und ſodann dieſelben in mehrere Amts⸗ 


*) Beilage Nro. LX. 
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bezirke an geſchickte Hechler ausgeliehen. Die Geſammtausgabe 
für dieſen Gegenſtand beträgt Fr. 587. 


Wegen der in unſerer Leinwand nicht ſelten ſich zeigenden 
bleifarbenen Striche fand ſich der Commerzienrath bewogen, 
ſchon im Jahre 1824, und da die Aufgabe nicht genuͤgend 
gelöst wurde, wieder im Jahre 1828 einen Preis von Fr. 400 
auf Entdeckung der Urſache, ſowie der Mittel zu Verhuͤtung 
oder Wegſchaffung dieſes Fehlers auszuſchreiben. Bei unlaͤngſt 
erfolgter und publizirter Beurtheilung der eingelangten Beant⸗ 
wortungen ward jener Preis dem Viktor Reiſt von Sumiswald 
zuerkannt, uͤberdieß dann einige Eingaben und mit Koſten ver— 
bundene Verſuche auch beruͤckſichtigt. Es ward dafuͤr in allem 
ausgegeben Fr. 632. 


In Umfaſſung obigen Berichts ergiebt ſich, daß ſeit 1822 
Behufs des Leinwandhandels, ohne Ruͤckſicht auf kleine Neben— 
ausgaben, aus der Staatscaſſe, verwendet worden Fr. 11,193 
Rp. 97½. 


Es iſt hier nicht der Ort, die Urſachen zu eroͤrtern, welche 
dem Flor der Wolltuch-Fabrikation bei uns hinderlich ſind und 
außer dem Bereich obrigkeitlicher Einwirkung liegen. Das We— 
nige, was dafür direkt geſchehen, beſchraͤnkt ſich: 

a: auf eine, dem Tuchfabrikanten Siegfried zu Dießbach, 

an die Koſten für feinen, in die Niederlande zu Erler: 
nung der Fabrikation geſandten, Sohn ertheilte Bei: 


ſteuer von A Fr. 400 
und als Vergütung auf einer Tuchlieferung „ 192 
„5 592 


b. auf einen, dem Tuchfabrikanten Straub in Belp auf 
10 Jahr gemachten unzinsbaren Vorſchuß von Fr. 1500. 


Bleifarbene 
Striche. 


1824. 28. 31. 


Wolltuch. 


1823. 


Seide. 


1830. 


Thibetan-Zie⸗ 
gen. 
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Als indirekte Unterſtutzung wurden unſere Tuchfabrikanten bei 
dem Kriegsrathe, für die Montirungs-Lieferungen in fo weit um 
Vorzug vor den Fremden empfohlen, als es nach Qualitaͤt der 
ſelbſtfabrizirten Tuͤcher moͤglich werde, ſelbſt wenn der Preis 
um etwas höher zu ſtehen kommen ſollte. 


Die Seide iſt auslaͤndiſch, und Verſuche in fruͤheren Zeiten, 
Seidenzucht unſerm Kanton anzueignen, wurden bald wieder 
aufgegeben. Indeſſen wurden ſie ſeit kurzem wieder von Par— 
tikularen erneuert und die gezogene Seide hat ſich von vorzuͤg— 
licher Qualitaͤt erzeigt. Zu Beguͤnſtigung dieſer Verſuche, und 
zu Pflanzung von Maulbeerbaͤumen, als unentbehrlicher Grund— 
lage, ward eine Summe von Fr. 500 ausgeſetzt, wovon ein 
Theil zu Interlacken verwendet, der Saldo dann, nebſt einem 
Zuſchuß von Fr. 400 der oͤkonomiſchen Geſellſchaft zugeſtellt, 
mithin hiefuͤr in Allem ausgelegt worden Fr. 900. 


Einen weit groͤßern Nutzen, beſonders fuͤr unſer, zur Zie— 
genzucht vorzüglich geeignetes Bergland, hoffte man vermittelſt 
Anſchaffung Thibetaniſcher Ziegen zu erzielen, aus deren Haas 
ren (Flaum) bekanntlich ein koſtbares Gewebe bereitet wird. 
Drei Ziegen und ein Bock aͤchter Race wurden angekauft, nach 


Interlacken verſetzt und der Fuͤrſorge des dortigen Oberfoͤrſters 


Kaſthofer uͤbergeben. Mit Eifer und Sachkenntniß bemuͤhte ſich 
derſelbe, den Zweck moͤglichſt zu foͤrdern; die kleine Heerde ver: 
mehrte ſich ſowohl in der Race ſelbſt als durch Kreuzungen 
mit einheimiſchen Ziegen; keine Sorgfalt, kein Verſuch unter— 
blieb. 


Allein ſpaͤterhin ward nicht nur die Heerde durch Krank— 
heiten vermindert, ſondern es ergab ſich auch die doppelte Er— 
fahrung, einerſeits, daß es ſchon einer ſehr großen Heerde be— 
duͤrfe, um nur ein Pfund Flaum abzuwerfen; anderſeits, daß 
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dieſe Zucht bei dem Landmann nicht Gunſt fand, weil er vor— 
zuͤglich das Produkt in Milch beruͤckſichtigt, die fremde Ziege 
dann zwar fettere, aber weniger Milch gab als die einheimiſche, 
und dieſe noch mehr abnahm, ſo wie mehr Flaum ſich zeigte. 
Es mußte daher nach einigen Jahren dieſes wohlgemeinte Un⸗ 
ternehmen wieder aufgegeben werden; die Ausgaben dafür ha— 
ben in allem betragen Fr. 2538 Rp. 12½. 


Um dem, im Berglande vorherrſchenden Hang zum Muͤſ— 
ſiggang allmaͤlig entgegen zu wirken, zur Arbeitſamkeit anzu— 
reizen und der aͤrmern Volksklaſſe Erwerbsquellen zu eroͤffnen, 
wurden von dem Commerzienrath, mit Beihuͤlfe der Oberamt— 
maͤnner und Pfarrer, mehrere Verſuche gemacht und unterſtuͤtzt. 
Die Verfertigung von Spitzen und Blonden ward zu Brienz 
und Interlacken eingeleitet, und iſt, Dank der wohlwollenden 
Fuͤrſorge des dortigen Oberamtmanns Steiger, wirklich dahin 
gediehen, daß ſie in letzterer Gegend, ohne weitere Beihuͤlfe, 
mit Nutzen betrieben wird. Fuͤr Material, Lehrgelder u. a. 
Koſten betragen die Ausgaben fuͤr dieſen Gegenſtand, nach Ab— 
zug von Fr. 166 Rp. 65, Erloͤs aus verkaufter Waare, noch 
Fr. 3094 Rp. 95. 


Zu Gſteig bei Interlacken wurden mit Beihuͤlfe des ver— 
dienten Pfarrers Ziegler, zu Meyringen unter Einwirkung des 
Regierungs-Statthalter v. Stuͤrler, Naͤh- und Arbeitsſchulen 
errichtet, an letzterm Ort indeſſen ohne dauernden Erfolg. Die 
Ausgaben betragen Fr. 340. 


In die durch ſchwere Ungluͤcksfaͤlle heimgeſuchte Dorfſchaft 
Ins ward, Behufs einer Spinn- und Arbeitsanſtalt, eine 
obrigkeitliche Unterſtuͤtzung gereicht von Fr. 848. 

Die Fabrikation von hoͤlzernen Schachteln iſt bis dahin der 
Betriebſamkeit der Schwarzwaͤlder ſowohl als der unmoͤglichen 


1824 — 29. 


Spitzen, Blon— 
den. 


1822-28. 


Näh- und Ar 
beitsſchulen. 


1826 —29. 


Ins. 1823. 


Hölzerne 
Schachteln. 


1327—30. 


Strohgeflecht. 


1826—31. 


Vorſchüſſe. 


1824. 


1825. 
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Gewinnung eines verlangten ſtarken Taglohns erlegen. Indeſ— 
ſen iſt in der Lenk zu Verfertigung von Schachteln und Kiſt— 
chen aus geſchnittenem Holze ein Anfang gemacht, und das Un: 
ternehmen, theils durch obrigkeitliche Conceſſion, theils durch 
einigen Geldbeitrag unterſtuͤtzt worden, mit Fr. 288. 


Ein guͤnſtigeres Reſultat hoffte man durch Strohgeflechte 
und deſſen Verarbeitung zu Huͤten zu erzielen. Zu dem Ende 
wurde, mit thaͤtiger Mitwirkung der betreffenden Pfarrer, be . 
ſonders zu Belp, fuͤr Lehrerinnen und Material geſorgt, und 
ein aͤhnliches Unternehmen zu Pruntrut ebenfalls unterſtuͤtzt. 
Indeſſen mußte man ſich bald überzeugen, daß für dieſe ſtuͤck⸗ 
weiſen Verſuche nur dann ein gedeihlicher Erfolg ſich ergeben 
koͤnne, wenn alles von einem gemeinſchaftlichen Mittelpunkt 
aus geleitet, und dann auch der Vertrieb der nach und nach 
vervollkommneten Waare kaufmaͤnniſch uͤbernommen wuͤrde. 
Nachdem ein hieſiger Handelsmann, Herr Carl Roſſelet, in 
Bern, ſich dazu bereitwillig erklaͤrt, ertheilte die Regierung 
einen Credit von Fr. 3000, um daraus in 3 Jahren Zeit tuͤch— 
tige Arbeiterinnen von Strohhuͤten nach italieniſcher Manier zu 
bilden. Ein Theil dieſes Credits iſt bereits verwendet, der 
Reſt wird im naͤchſten Jahre verbraucht werden. Mit Inbe⸗ 
griff dieſer ganzen Summe iſt auf Einführung des Strohflech— 
tens im Ganzen an Unterſtuͤtzungen ertheilt worden Fr. 4869 
Rp. 35. 

Einzelne Fabrikanten hatten ſich, durch das Mittel von 
Vorſchuͤſſen, der obrigkeitlichen Beihuͤlfe zu erfreuen. So er— 
hielten, nebſt dem ſchon angefuͤhrten Beiſpiel: 

a. Joh. Hodel zu Steffisburg, Hanfſchlauchmacher, auf 

6 Jahr unzinsbar Fr. 400. 
b. Gebrüder Muͤhlemann bei Thun, Behufs ihrer Seide 
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und Bandfabrikation und einer vervollkommneten Faͤr⸗ 
berei, auf 10 Jahr zu 1 0% zinsbar Fr. 3000. 


c. Joh. Mezener zu Meiringen, zu Errichtung einer Werks 
ſtatt und Bildung von Zoͤglingen im Holzſchnitzen, auf 
acht Jahre unzinsbar Fr. 400. 

Ein vorzuͤgliches Mittel zu Aufmunterung des inlaͤndiſchen 
Kunſtfleißes im Allgemeinen, ſchien die oͤffentliche Vorweiſung 
der Erzeugniſſe, ſo wie die Ertheilung von Praͤmien an die 
beſten Produkte in jedem Fache darzubieten. Es wurden daher 
in den Jahren 1824 und 1830 in Bern oͤffentliche Kunſt⸗ und 
Induſtrie⸗Ausſtellungen veranſtaltet. Die darüber im Druck 
ausgegebenen Berichte erlauben, ſich hier bloß auf die Bemer— 
kung zu beſchraͤnken, daß ihr Nutzen ſowohl durch die rege Theil— 
nahme des Publikums als der Produzenten, fuͤr dieſe dann noch 
auf andere Weiſe ſich erzeigt, ſo daß mehrere Fabrikanten einen 
Werth darauf geſetzt, ihre Fakturen mit dem Bilde der erhalte— 
nen Preismedaillen zu zieren. Die Ausgaben, welche dieſe 
Ausſtellungen, fuͤr Praͤmien und uͤbrige Koſten veranlaßt, ha⸗ 
ben betragen: 

Im Jahr 18424 Fr. 5456 Rp. 48% 
ee ai a TIGE a 
112713 „ 2 


Aber auch fuͤr die techniſche Bildung der Jugend zu tuͤch— 
tigen Handwerkern oder Kuͤnſtlern iſt wohlwollend mitgewirkt 
worden. Im Jahr 1826 bildete ſich in Bern, aus geſchickten 
Kuͤnſtlern und Profeſſioniſten, unter der trefflichen Leitung des 
Herrn Brunner, Profeſſor der Chemie, ein freiwilliger gemein— 
nuͤtziger Verein, um im Winterhalbjahr, nach beendigtem Ta⸗ 
gewerk, den allhier befindlichen, einheimiſchen und fremden Ar— 
beitern, in wiſſenſchaftlichen und techniſchen Kenntniſſen und 


Kunſt⸗ und In⸗ 
duſtrie⸗Ausſtel⸗ 
lung. 


1824 und 
1830. 


Handwerk 
ſchule in Bern. 


524 


Fertigkeiten, unentgeldlichen Unterricht zu ertheilen. Der edle 


Zweck ward von der Regierung dankbar gewuͤrdigt und mit Ver— 


gnuͤgen unterſtuͤtzt; die auf dieſe Weiſe entſtandene Handwerks 


ſchule hat bis jetzt den erfreulichſten Fortgang gehabt. Der Be— 


1826 — 34, 
Biel. 
1828 


Unterſtützung 
an Einzelne. 


1818 — 20. 


1827 u. 1828. 


1829 — 31. 


20. April 1831. 


trag der obrigkeitlichen Beihuͤlfe, ſeit ihrer Errichtung bis jetzt, 
ſteigt auf Fr. 3900. 

Das gute Beiſpiel ward in Biel, unter thaͤtiger Verwen— 
dung des Herrn Amtsſtatthalters Wildermett, nachgeahmt und 
auch dort im Jahr 1828 eine kleine Handwerksſchule errichtet, 
die aber jetzt, aus verſchiedenen Gruͤnden, einſtweilen wieder 
aufgehoͤrt hat. Von dem Comerzienrath hat ſie, waͤhrend ihrer 
Dauer, eine Beihuͤlfe genoſſen von Fr. 676. 

Einzelne Juͤnglinge, deren techniſche Anlagen zu vorzuͤgli⸗ 
cher Ausbildung Hoffnung gaben, wurden dann auch beſonders 
unterſtuͤtzt. 

Auf den Pierre Pele von Courtedoux, der fuͤr die Ku— 
pferſtecherkunſt ein ausgezeichnetes Talent zeigte, ward zu deſſen 
Entwickelung und Vervollkommnung im Auslande, eine Aus— 
gabe verwendet von Fr. 1608. 

Joh. Muͤller vom Buchholterberg ward zu Erlernung des 
Orgelbaues unterſtuͤtzt mit Fr. 272. 

Chr. Fiſcher, Melch. Staͤhli und Peter Großmann von 
Brienz, wurden zu beſſerer Erlernung der Kunſt, Figuren, 
Vaſen ꝛc. in Holz zu ſchnitzen, nach Bern beſchieden und zu 
ihrem Behelf verwendet Fr. 765 Rp. 5. 

Fuͤr Großmann denn insbeſondere, um ihn durch Erwer— 
bung der noͤthigen Vorkenntniſſe zu befähigen, ſich in der Bild- 
hauerkunſt, wozu er Geſchick und Eifer gezeigt, in der Fremde 
auszubilden, eine Ausgabe von Fr. 1036. 

Dem geſchickten Kuͤnſtler J. G. Oppikofer wurde ein von 
ihm erfundenes Inſtrument, welches auf eine leichte Art und 
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ohne Berechnung, den Flaͤcheninhalt jeder geometriſchen Figur 
auf einem Plane zeigt, fuͤr die Summe von Fr. 1600 unter 
dem Beding abgekauft, daß er durch Belehrung uͤber den 
Gebrauch dieſes Inſtruments daſſelbe moͤglichſt gemeinnuͤtzlich 
mache. 1 

In Umfaſſung des vorſtehenden Berichts ergiebt ſich, daß 
zum Behelf inlaͤndiſcher Induſtrie, waͤhrend der letzten 10 Jahre, 
aus der Staats⸗Caſſa, die ruͤckzahlbaren Vorſchuͤſſe ungerechnet, 
im Ganzen verwendet worden, die Summe von Fr. 47,934 
Rp. 97. 

Ueberdieß hat die Regierung, einzig in der Abſicht, groͤßere 
induſtrielle Unternehmungen zu unterſtuͤtzen, fuͤnf Aktien, jede 
zu Fr. 4000 in der Baumwollenſpinnerei bei Biel, und zwei 
Aktien zu Fr. 20,000 jede, in den Eiſenwerken von Bellefon⸗ 
taine uͤbernommen. 


Hievor ©. 213. 
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11. 


Tandesökonomie. Tandbau und Viehzucht. 


Die Landesoͤkonomie-Commiſſion, ſchon im Jahre 1803 
niedergeſetzt, vereinigte in ihrem Wirkungskreiſe nebſt dem Ge⸗ 
meindeweſen, welches ſeiner Wichtigkeit wegen eine eigene Ab: 
theilung verdient, mehrere anderwaͤrts dem Departemente des 
Innern zugetheilte Gegenſtaͤnde, namentlich dann die Unter⸗ 
ſuchung aller Begehren von Conceſſionen fuͤr Feuereſſen, Ger— 
bereien, Ziegelbrennereien, Garnbauchen Faͤrbereien, von Haus⸗ 
bauten auf Gemeinlande oder gegen eingelangte Oppoſitionen, 
und aller in die eigentliche Landwirthſchaft einſchlagenden Ge⸗ 
ſchaͤfte. 


Die Grundſaͤtze, auf welchen das Conceſſionsſyſtem fuͤr die 
ſogenannten Ehehaften beruhte, ſind ſchon in dem Berichte des 
Juſtiz- und Polizei-Departements angedeutet worden. In 
ihrer Anwendung auf die Feuereſſenrechte hatte die vorberathende 
Behoͤrde ſich dem anderwaͤrts herrſchenden Patentſyſteme darin 
genaͤhert, daß ſie ſelten auf Ertheilung von Realconceſſionen 
oder eigentlichen Ehehaften antrug, ſondern in den meiſten 
Faͤllen nur Perſonalrechte fuͤr den Bewerber auswirkte, der 
ſich jeweilen uͤber die Erlernung ſeines Handwerks auszuweiſen, 
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und namentlich, wenn es um eine Hufſchmiede zu thun war, 
eine Pruͤfung in der hieſigen Beſchlaͤganſtalt zu beſtehen hatte. 
Jedes Begehren mußte publicirt werden, und auf die einlan— 
genden Einwendungen wurde in ſo fern Ruͤckſicht genommen, 
als der Vortheil für das Publikum nicht überwiegend, oder ber 
reits durch hinlaͤngliche Concurrenz geſichert ſchien. Nagel: 
ſchmieden, welche ein Fabrikat lieferten, das man fruͤher faſt 
ganz von dem Auslande bezog, wurden ſelten oder nie ab— 
geſchlagen und auch durch die geringe Auflage beguͤnſtigt. 
Dieſe Auflage war übrigens nicht auf ein Fiskalintereſſe be— 
rechnet, und bloß als eine Anerkennungsgebuͤhr anzuſehen.“) 
Endlich waren alle Conceſſionen auf die Feuerfeſtigkeit der Eſſe 
und Erfuͤllung der in dieſem Stuͤcke ſehr vollſtaͤndigen geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften bedingt. Unter dieſen Verhaͤltniſſen wurden 
163 Schmiede⸗Conceſſionen ſeit 1814 ertheilt, 47 fuͤr Hufſchmiede, 
37 für Schloſſer⸗, 24 für Zeug⸗, 55 für Nagelſchmiede. 

Die Gerbereien, fruͤher ein wichtiger Gewerbsbetrieb in 
unſerm Kanton, find durch die auslaͤndiſchen ſchwunghaft be⸗ 
triebenen Anlagen und verbeſſerten Einrichtungen ſeit laͤngerer 
Zeit in einer nachtheiligen Stellung, welche ſchon aus dem 
Umſtande hervorgeht, daß die Ein⸗ und Ausgangs-⸗Regiſter eine 
jaͤhrliche Mehrausfuhr von 500 Centnern roher Haͤute, und 
dagegen eine Einfuhr von mehr als 2000 Centner gegerbter 
Haͤute nachweiſen. Es war ein Geſetzesvorſchlag ausgearbeitet 


*) Tavernenwirthſchaften wurden mit Fr. 12 — 16, Mühlen mit Fr. 4—6, 
Schaalrechte, Pintenſchenken, Gerbereien, Färbereien, Ziegelbrennereien, 
Hammerſchmieden mit Fr. 4—6, Oehlen, Sägen, Stampfen, Walken, 
Huf und Zeugſchmieden mit Fr. 2 — 3, Schloſſer, Büchſen⸗, Meſſer⸗ 
Kupferſchmieden mit Fr. 1 bis Fr. 1 Btz. 5 belegt. Nagelſchmieden 
in der dritten Claſſe wurden jeweilen nur mit Fr. 2 berechnet. Dekret 
vom 28. Dezember 1825. 


Gerbereien 
u. ſ. w. 


5. Dez. 1816. 


Hausbau⸗Con⸗ 
ceſſtonen. 


44. Dez. 1807, 
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worden, um mittelſt einer Abwaͤgungsgebuͤhr von der Ausfuhr des 
rohen und von der Einfuhr des verarbeiteten Leders den inlaͤndiſchen 
Gerbereien aufzuhelfen; wegen mannigfacher Bedenken war er 
aber nicht zur Ausfuͤhrung gekommen. In den neueſten Zeiten 
ſcheint das Gewerbe wieder einige Ausdehnung zu gewin— 
nen; wenigſtens find in dem abgewichenen Jahre 5 Conceſſionen 
fuͤr Gerbeſaͤtze ertheilt worden, von denen zwar einige ſchon 
fruͤher beſtanden. Uebrigens wurden ſolche Conceſſionen, gleich 
denen fuͤr Faͤrbereien, Garnbauchen u. ſ. w. in der Regel nie⸗ 
mals abgeſchlagen; nur fuͤr letztere, welche ſchon mehr als einen 
gefaͤhrlichen Brand veranlaßten, pflegte man ſtreng auf Beob⸗ 


achtung der Feuerpolizei zu halten. 


Die helvetiſche Geſetzgebung hatte, in Entkraͤftung der A 
teren Beſtimmungen, das Recht auf eigenem Grund und Boden 
zu bauen, von jeder Beſchraͤnkung befreit, und durch dieſe un⸗ 
bedingte Vorſchrift oͤftere Streitigkeiten in den bevoͤlkerten Ge⸗ 
genden, wo die Wohnungen nahe bei einander liegen, ſo wie 
durch die unvollſtaͤndige Redaktion verſchiedenartige Auslegungen 
veranlaßt. Unter der Mediations-Regierung wurde daher das 
helvetiſche Geſetz durch den Großen Rath aufgehoben, und an 
ſeiner Statt eine Verordnung erlaſſen, daß alle neuen Haus⸗ 
bauten abgeſteckt und publizirt, wenn keine Oppoſitionen ein⸗ 
gelangt, von dem Oberamte ſofort zugegeben, wenn ſie aber 
Einwendungen nach ſich ziehen oder auf obrigkeitlichem oder 
Allmentlande verlangt wuͤrden, der Regierung zum Entſcheide 
eingeſendet werden ſollen. Innerhalb einer Entfernung von 
300 Fuß von Waldungen, oder wenn die Dachungen die Straſ— 
ſenmarke uͤberſchreiten, ſolle gar nicht gebaut werden. Ob— 
gleich dieſe Verordnung ſowohl hinſichtlich der Frage, was unter 
einem neuen Hausbau zu verſtehen, als auch des Verfahrens 
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in beſtrittenen Faͤllen vollſtaͤndiger ſeyn koͤnnte,“) ſo hatte fie 
doch die wohlthaͤtige Folge, daß fuͤr die Polizei der Bauplaͤtze 
beſſer geſorgt, und mancher fruͤhere weitlaͤuftige Proceß zwiſchen 
Nachbarn vermieden wurde. Die Landesoͤkonomie-Commiſſion 
ihrerſeits, als vorberathende Behörde, gieng von dem Grund⸗ 
ſatze aus, die natuͤrliche Freiheit des auf ſeinem Eigenthum 
Bauenden zu ſchuͤtzen, und nur der Sorge fuͤr die allgemeine 
Sicherheit durch moͤglichſte Verhuͤtung der Feuersgefahr unter— 
zuordnen. Oefter gelang es ihr, durch angeordnete neue Ab— 
ſteckung oder durch anderweitige Bedingung der Localitaͤten die 
entſtandenen Hinderniſſe zu beſeitigen; in aͤußerſt ſeltenen Faͤl— 
len mußten Partheien an den buͤrgerlichen Richter verwieſen 
werden. Von beilaͤufig 200 neuen Hausbauten mochte jaͤhrlich 
etwa der fuͤnfte Theil vor die Regierung gelangen, in der gro— 
ßen Mehrzahl nicht aus Grund von Oppoſitionen, ſondern we— 
gen Bauten auf Allmentlande, die beſonders haͤufig aus dem 
Leberberg einkamen.) 


Mehrere kurz auf einander gefolgte Beispiele von Feuers— 
bruͤnſten, die ſich in Doͤrfern durch Stroh- und Schindeldaͤcher 
fortgebreitet, und ſehr großen Schaden verurſacht hatten, ſo wie 
das nachtheilige Verhaͤltniß, welches ſich, wie in einem andern 
Abſchnitte gezeigt werden wird, aus den Rechnungen der Brand— 
verſicherungs-Anſtalt für die Eigenthuͤmer der mit Ziegeln oder 
Schiefer eingedeckten Gebäude ergab, hatten die Landesoͤkonomie— 
Commiſſion bewogen, eine geſetzliche Beguͤnſtigung dieſer letzt— 


*) Die Commiſſion hatte den Entwurf einer neuen Bau-Polizei⸗Ordnung vorge 
legt, der von dem Kleinen Rathe zur vollſtändigern Ausarbeitung zurückge— 
ſendet wurde, und den Grund zu dem Geſetze über die Dachungen legte. 


**) Seit 1814 wurden 266 ſolcher Hausbau-Conceſſionen ertheilt. 
2 4 
34 


Geſetz über die 
Dachungen. 


21. März 1828. 
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genannten Bauart nach dem Beiſpiele mehrerer benachbarten 
Kantone vorzuſchlagen. Ein dahin abzweckender Geſetzesentwurf 
wurde gedruckt und zu Einvernehmung der Anſichten des Landes 
ausgetheilt. Er ſchien uͤberhaupt Beifall zu finden, nur uͤber 

11. Dez. 1828. das Maß der Ausnahmen war man nicht einverſtanden. Nach 
einer gruͤndlichen Eroͤrterung wurde beſchloſſen, daß alle neu 
aufzufuͤhrenden Gebaͤude mit Ziegeln oder Schiefern eingedeckt 
werden ſollen; ausgenommen waren die in einer Entfernung 
von mindeſtens 600 Fuß von anderen Gebaͤuden ſtehenden 
landwirthſchaftlichen Bauten ohne Feuerſtaͤtte, und die Alp— 
huͤtten mit den Scheuern auf Allmenten; anderweitige Ausnah- 
men hatte nur der Kleine Rath allfaͤllig zu bewilligen. Eine 
Minderheit war von dem Nutzen der Vorſchrift fuͤr Dorfſchaften 
überzengt, hätte aber die in unſerm Lande fo zahlreichen ein— 
zelnen Hoͤfe, zumal im Emmenthal, wo die Ungluͤcksfaͤlle ſelten 
ſind, unter den Ausnahmen begreifen moͤgen. 

Sogleich nach Erſcheinung des Geſetzes kamen, wie voraus⸗ 
zuſehen war, die Begehren von Ausnahmen in großer Anzahl. 
Ihnen wurde meiſt entſprochen, wo nachgewieſen werden konnte, 
daß der Bau ſchon fruͤher angehoben, und auf ein leichteres 
Dach berechnet war. Spaͤter machte man einen Unterſchied in 

den Localitaͤten, und geſtattete nicht leicht Ausnahmen, wo die 
Zufuhr von Ziegeln oder Schiefern unſchwer zu erhalten war, 
wohl aber in den Gebirgsgegenden. Das Verhaͤltniß kann aus 
der Berechnung der im erſten Jahre nach Erlaſſung des Ge— 
ſetzes geſtatteten, und abgewieſenen Dispenſations-Geſuche ent: 
nommen werden. Die Zahl jener belief ſich in dieſem Zeit— 
raume auf 68, die der letzteren auf 23. Daß in einzelnen, 
wiewohl ſeltenen Faͤllen nicht einige Ungleichheiten Statt finden 
mochten, war kaum zu vermeiden. 


Ziegelbrenne— 5 2 . 
reien. Eine natuͤrliche Folge des neuen Geſetzes war die Ver— 
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mehrung der Ziegelbrennereien. Nach einem der Behoͤrde im 

Januar 1829 vorgelegten Berichte ſtieg die Zahl der Ziegeloͤfen 

im Kanton damals auf 61, wovon 6 ſeit 1817 entſtanden 

waren. Der Leberberg zaͤhlte verhaͤltnißmaͤßig die meiſten; im 

Amte Pruntrut 9, und eben ſo viel im Amte Delsberg. Seither 

ſind 8 neue, meiſt im alten Kantone, bewilligt worden, einige 

wurden zuruͤckgewieſen. In Erfriſchung einer aͤltern Vorſchrift 29. Sept. 1829. 
befahl die Behoͤrde, daß in allen Ziegelbrennereien die gebrannte 

Waare jeder Art nach den Normal⸗Maßen ſtets in hinreichender 

Menge vorhanden ſeyn ſolle.“) Sie ließ auch eine Denkſchrift 9. Juli 1829. 
uͤber verbeſſerte Bauart der Oefen mit zudienenden Zeichnungen 

unter alle Beſitzer dieſer Ehehaften austheilen. 


Der Ackerbau bedarf, gleich dem Handel, in unſerm Lande Ackerbau— 
weniger einer unmittelbaren Einwirkung der Regierung, als 
einer mittelbaren durch Entfernung der Hinderniſſe, welche 
einen ſtoͤrenden Einfluß auf die Cultur ausuͤben koͤnnen. Eine 
weiſe Geſetzgebung, die Abweſenheit aller direkten Staatsabga⸗ 
ben, die Loskaͤuflichkeit der Grundbeſchwerden, die Belehrungen 
der oͤkonomiſchen Geſellſchaft und das Beiſpiel einfichtiger Guts⸗ 
beſitzer haben den Berniſchen Landbau ſchon ſeit laͤngerer Zeit 
bluͤhend gemacht und ſeine Fortſchritte laſſen ſich auch jetzt durch 
den Umſtand belegen, daß der Kanton, wenn gleich ein großer Veilage XII. 
Theil ſeines Bodens nur zum Graswuchs ſich eignet, doch in 
den letzten Jahren nicht ſelten mehr Mehl ausgefuͤhrt als Korn 
eingeführt hat. Für den Ackerbau im neuen Landestheil insbe⸗ 


) Nämlich: für Dachziegel, Länge 18“ Breite 7½“ Dicke 1“ 


% 
„ Kaminſteine „ 11“ n „ 2, 
Re ee 5 4 


34° 


23. Dez. 1816. 


Sachenrecht 
Satz. 381. 


Hievor S. 518. 


Viehzucht. 


26. März 1816. 
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ſonders wirkte wohlthaͤtig das im erſten Jahre nach deſſen Vers 
einigung erlaſſene Weidgangsgeſetz, welches im erſten und zwei— 
ten Abſchnitte diejenigen Weidrechte,“) welche nicht durch fruͤ⸗ 
here Vertraͤge oder Geſetze, oder durch Compenſation bereits 
aufgehoben worden, als loskaͤuflich, im dritten Abſchnitte den 
Zelgzwang oder die Verpflichtung, die in einem gewiſſen Feld— 
bezirke liegenden Grundſtuͤcke gleich anzubauen, als aufgehoben 
erklaͤrte und im vierten Abſchnitte uͤber die Einfriſtungen, ſo 
wie über die Zu- und Vonfahrten angemeſſene, in dem neuen 
Civilgeſetzbuche zum Theil wiederholte Vorſchriften aufſtellte. 
Von der Zunahme des Feldbaus in dem Leberberg, beſonders 
in dem Elsgau, zeugt die Vergleichung des dortigen Viehſtandes, 
der zur Ausfuhr beſtimmten Produkte, der Guͤterpreiſe, und 
vor Allem der Anblick des Landes ſelbſt. 

Wie der Hanf- und Flachsbau als Urſtoff eines wichtigen 
Fabrikationszweiges durch Praͤmien beguͤnſtigt worden, iſt in 
dem vorhergehenden Abſchnitte berichtet; in dem naͤchſtfolgenden 
wird gemeldet werden, wie in einzelnen Gemeinden durch zweck 
maͤßige Allmentreglemente die Cultur neuen Zuwachs erhielt. 

Für die Viehzucht und ihre Erzeugniſſe glaubte die Regie— 
rung vorzuͤgliche Sorgfalt tragen zu ſollen. Ein ausführlich 
und mit großer Sachkenntniß abgefaßtes Reglement uͤber die 
Bergfahrt und die Rindvieh⸗Polizei ſetzte dieſen bedeutenden 
Theil. unſers Nationalvermoͤgens unter die Aufſicht von Vieh⸗, 
Markt⸗ und Berg⸗Inſpektoren und ſtellte fo einfache als zweck- 
maͤßige Anordnungen gegen die in früheren Zeiten ſehr verderb- 
lichen Viehſeuchen auf, von denen auch in den letzten ſiebenzehn 
Jahren unſer Land verſchont geblieben iſt.“) — Von dem ſchon 


*) Droit de parcours, vaine päture. 


**) Ein Ausbruch in dem Leberberg wurde ſogleich erſtickt. 
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unter der Mediations⸗Regierung ins Leben gerufenen wohlthaͤti⸗ 
gen Inſtitute der Viehentſchaͤdigungs-Caſſe iſt in dem Berichte 
des Sanitaͤtsrathes allbereits die Rede geweſen. 


Es war auch die Mediations⸗Regierung, welche den Be— 
ſchluß faßte, nicht durch Zwangsmittel, ſondern durch Praͤ— 
mien die Viehzucht zu beguͤnſtigen, und zu dieſem Zwecke 
jährlich Fr. 1600 auf das Hornvieh zu verwenden. Die Praͤ— 
mien wurden durch ſachkundige Mitglieder der Landesoͤkonomie— 
Commiſſion auf den beſuchteſten Herbſtmaͤrkten vertheilt, und 
verpflichteten die Eigenthuͤmer der gezeichneten Stuͤcke, dieſelben 
ein Jahr lang nicht ohne Erlaubniß der Behoͤrde zu veraͤußern. 
Die Prämien fliegen nach und nach bis auf Fr. 2700. Zum 
naͤmlichen Zwecke wurde der Eintritt und Tranſit der kleinern 
Hornviehrace aus Wallis und Italien, welche unſere groͤßere 
und ſchoͤnere mit einer Abartung bedrohte, beſchraͤnkenden Vor— 
ſchriften unterworfen. Aehnliche Vorſchriften auch gegen das 
eben fo geringe Frickthaler- und Toggenburger⸗Vieh anzuwen⸗ 
den, lag in den Wuͤnſchen der Commiſſion; die Regierung 
glaubte aber auf einen daherigen Vortrag wegen beſorgter Schwie— 
rigkeiten und Hemmung des Verkehrs nicht eingehen zu ſollen. 


Dieſer Vorkehren ungeachtet, wurde ſchon vor 10 Jahren 
auf den Viehſchauen die Bemerkung gemacht, daß zwar die An⸗ 
zahl des zur Zucht beſtimmten Hornviehs ſich ziemlich gleich 
bleibe, aber diejenige des ſchoͤnen, eigentlichen Racenviehs aus 
genſcheinlich im Abnehmen begriffen ſey. Die Landesoͤkonomie— 
Commiſſion mußte bei Unterſuchung der Urſachen dieſer Erſchei— 
nung auf die Vermuthung kommen, daß die bisherigen Vieh— 
zeichnungen nicht genuͤgend, ſondern noch andere Mittel noth— 
wendig ſeyen. Sie benutzte daher den ihr von mehreren Sei— 
ten her geaͤußerten Wunſch, es möchte eine direktere und allge 


Hievor S. 495. 


23. April 1806. 


25. Aug. 1817. 


7. Jan. 1818. 


22. Juni 1829 
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meinere Einwirkung zu Erhaltung und Verbeſſerung der einhei— 
miſchen Viehzucht ſtatt finden, um die Anſichten angeſehener 
und einſichtsvoller Landwirthe im ganzen Kanton uͤber verſchie— 
dene dieſen Gegenſtand beſchlagende Fragen einzuholen. Sie 


gelangte auf dieſem Wege zu der Ueberzeugung, daß zwar die 


11. Jan. 1826. 


8. Juni 1829. 


naͤchſte Veranlaſſung zu der bemerkten Verminderung des ſchoͤ— 
nen Zuchtviehs in den Mauthſyſtemen der Nachbarſtaaten zu 
ſuchen ſey, daß aber eine nicht weniger wirkſame Urſache in 
der Nachlaͤſſigkeit und Gleichguͤltigkeit vieler Gemeinden in der 
Auswahl ihrer Zuchtſtiere, ſo wie in der unzulaͤnglichen Zahl 
dieſer letztern liege; daß alſo der Zweck nur durch jene thaͤtige 
Einwirkung der Intereſſenten oder der Landſchaft ſelbſt, nach 
einem aufzuſtellenden Reglemente erreicht werden koͤnne. 

Es wurde daher ein ſolches Reglement entworfen, nach 
den von allen Theilen des Landes eingelangten Bemerkungen 
mit moͤglichſter Sorgfalt revidirt und von der Regierung 
auf eine Probezeit von 6 Jahren genehmigt. Durch daſſelbe 
wurden Amts- und Bezirks-Commiſſionen aufgeſtellt, welche 
das Oberamt aus einem doppelten Vorſchlage der Landeigen— 
thuͤmer und Viehbeſitzer ernannte und welche einerſeits die An— 
zahl der von jeder Gemeinde zu haltenden Zuchtſtiere zu beſtim— 
men und dieſelben an zwei jaͤhrlichen Schautagen zu beſichtigen, 


anderſeits eine von der Regierung zu Befoͤrderung der Sache 


ausgeſetzte jährliche Summe von Fr. 4000, nach Abzug der 
nothwendigen Unkoſten, unter die Eigenthuͤmer der ausgezeich— 
netſten Zuchtſtiere zu vertheilen hatten. — Nach Verfluß der 
halben Probezeit wurde dem Kleinen Rathe ein vorlaͤufiger Be— 
richt uͤber die Ergebniſſe des Reglements erſtattet und hierauf 
ein Kreisſchreiben an alle Oberaͤmter erlaſſen, welches in Hin— 
ſicht der Viehbeſitzer, zumal der groͤßeren, einige erleichternde 
Modifikationen enthielt. Der endliche Bericht der Landesoͤko— 
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nomie⸗Commiſſion, von welchem der Fortbeſtand der getroffenen 
Einrichtungen abhieng, ſollte im Laufe des gegenwaͤrtigen Jahrs 
dem Großen Rathe unterlegt werden. 


Die Bereitung der Kaͤſe, eines unſerer bedeutendſten Aug: 
fuhrartikel, ſcheint mehrfacher Vervollkommnung faͤhig. Fuͤr 
einen viel verſprechenden Verſuch, die Fabrikation des ſogenann⸗ 
ten Parmeſankaͤſes auf einem Theil unſerer Alpen einzufuͤhren, 
iſt der oͤkonomiſchen Geſellſchaft unter zweien Malen eine 
Summe von Fr. 2400 angewieſen worden. Einem von ver— 
ſchiedenen Seiten geaͤußerten Wunſche, daß wegen der gerin— 
gern Qualitaͤt der in den Dorfkaͤſereien verfertigten Molken, 
und des Eintrages, den fie den Alpenkaͤſen thun koͤnnen, letz 
tere eine Bezeichnung erhalten, oder fuͤr erſtere eine beſondere 
Form vorgeſchrieben werden moͤchte, konnte von der Regierung, 
aus Grund der ſchon oͤfter beruͤhrten Abneigung, in den Ver— 
kehr einzugreifen, nicht entſprochen werden. 


Die fuͤr den Kanton ebenfalls ſehr wichtige Pferdezucht 


ſtand unter einer eigenen Regierungs-Commiſſion, deren DVer- 
handlungen hier um der Vollſtaͤndigkeit willen mit dem Berichte 
der Landesoͤkonomie⸗Commiſſion zuſammengefaßt werden. 


Die Mediations-Regierung hatte die vor 1798 üblichen 
Pferdezeichnungen noch vor den Viehſchauen wieder eingefuͤhrt 
und für die Veredlung der Zucht mit anſehnlichen Koften aus: 
laͤndiſche Racepferde“) ankaufen laſſen. Unter der gegenwaͤrti— 
gen Regierung wurden die jaͤhrlich jeweilen auf das Fruͤhjahr 
fallenden Zeichnungen fortgeſetzt und die Behoͤrde, welcher die— 


*) Noch am 5. Febr. 1813 wurden für den Ankauf von 3 normänniſchen 
Beſchälern und 3 Stuten Fr. 7631 angewieſen. 


Käſe. 


27. März 1827. 
31. Jan. 1831. 


27. März 1827. 


Pferdezucht. 


23. Jan. 1804. 
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jelben anvertraut waren, bemühte ſich, uͤber das dabei zu ber 
folgende Syſtem ins Reine zu kommen. 


Vor 1798, und beſonders ſeither, waͤhrend der franzoͤſiſchen 
Herrſchaft uͤber Italien, wurde der groͤßte Theil der im Kanton 
erzeugten Pferde nach Italien verkauft, wo dieſelben ſowohl 
für Luxus⸗ und Poſtpferde, als auch zur Remonte von Säger- 
und Dragoner-Regimentern, ihrer Dauerhaftigkeit wegen ſehr 
beliebt waren, und die von geringerer Qualitaͤt konnten noch 
als Bauernpferde zum Hausdienſt abgeſetzt werden; alles jedoch 
Pferde von leichterm oder ſogenanntem Mailänder-Schlag. Der 
leichte Abſatz derſelben in verhaͤltnißmaͤßig hoͤhern Preiſen ver⸗ 
draͤngte nach und nach die noch in einigen Theilen des Kantons 
beſtehende große und ſchwere Pferderace, welche wegen ihres 
ſtarken Knochenbaues für Schiff- und Brancard: Pferde nach 
Frankreich abgeſetzt wurde. 


So blieb es bis zum Jahre 1814, wo die franzoͤſiſche 
Oberherrſchaft in Italien der oͤſtreichiſchen weichen mußte, in 
Folge welcher ganz Italien mit deutſchen Pferden uͤberfuͤhrt 
wurde, und zwar in ſo niedrigen Preiſen, daß mit den hieſigen 
Pferden unmoͤglich concurrirt werden konnte, der Pferdehandel 
nach Italien daher in wenigen Jahren faſt gaͤnzlich aufhoͤrte, 
und die beſten darin betheiligten Haͤuſer inſolvend wurden. 


Dieſer Zuſtand konnte von der Pferdezucht-Commiſſion 
nicht unbeachtet bleiben. Sie beſtrebte ſich zu dem Ende alſo— 
bald, die Pferdezuͤchter auf die veraͤnderten Handelsverhaͤltniſſe 
aufmerkſam zu machen, und durch Rath und That, ſo weit es 
die ihr von der Regierung zu Beförderung einer guten Pferde— 
zucht angewieſenen Huͤlfsquellen geſtatteten, dahin einzuwirken, 
eine andere Art von Handelswaare in Pferden zu erzeugen, 
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welche beſonders in Frankreich geſucht, und dort leichten s 
finden wuͤrden. 


Ihr Beſtreben gieng alſo dahin, die im Lande beſtehenden 
Pferderacen wo moͤglich groͤßer und ſtaͤrker auszubilden, indem 
das Kraftvermoͤgen immer den eigentlichen Werth ausmacht, 
und alſo weniger von Luxus und Mode abhängt. Die Pferde⸗ 
zuͤchter im Emmenthal wurden aufgemuntert, ihre feinen, zu 
obigem Zwecke allzuleichten Pferde durch Ankauf und Kreuzen 
mit Hengſten aus dem Simmenthal, oder ſogenannter Erlen: 
bacher⸗Race, in gleichem Schlage, aber größer und ſtaͤrker, aus⸗ 
zubilden, um die im Handel ſeltenen, doch immer wohlbezahlten 
großen, ſtarken Kutſchen⸗ und Diligence-Pferde zu erhalten. 


Gleichzeitig und in conſequenter Befolgung des naͤmlichen 
Grundſatzes ward thaͤtig eingeſchritten, die ſehr knochigen und 
robuſten, aber allzukleinen Pferde des Leberbergs und des See— 
landes, durch Paarung mit groͤßern Hengſten aus den Frei— 
bergen, der Grafſchaft Burgund und dem groͤßern Freiburger⸗ 
Schlag, in geſuchte Handelswaare, als eigentliche Zugpferde 
zum Waaren⸗Transporte zu Waſſer und zu Lande, umzubilden, 
und dieſelben, durch verbeſſertes Gangwerk und Vorhand, auch 
zu anderweitigem Gebrauche beliebt zu machen. Dieſe Zwecke 
zu erlangen, wurden hauptſaͤchlich die Praͤmien fuͤr Hengſtfohlen 
ertheilt, um eine groͤßere Auswahl von jungen tuͤchtigen Zucht⸗ 
hengſten zu erzielen, mit verhaͤltnißmaͤßig minderm Koſten⸗ 
aufwande. 


Im Durchſchnitte wurden ungefaͤhr jaͤhrlich zu Zuchtpferden 
bezeichnet: bei 200 Hengſten 30 Stuten und 40 Hengſtfohlen, 
und dafuͤr zur Aufmunterung jaͤhrlich an Praͤmien ausgetheilt: 
vor 1820 von Fr. 3000 bis 4000, ſeither bis nahe an Fr. 5000. 

Die Zeit iſt noch zu kurz, um den Erfolg der Bemuͤhungen 


Viehzählun⸗ 
gen. 
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der Pferdezucht-Commiſſion vollſtaͤndig pruͤfen zu koͤnnen, indem 
eine ſolche verſuchte Zuchtverbeſſerung nur ſtufenweiſe und nach 
ſyſtematiſcher Fortſetzung durch mehrere Generationen ſtatt fin— 
den und richtig beurtheilt werden kann. Die Commiſſion hofft 
aber eine ſolche Verbeſſerung unſerer Pferdezucht eingeleitet, 
und dem Zwecke naͤher gebracht zu haben. 


Die ganze Summe der in den ſiebzehn Jahren ſeit 1814 

ausgetheilten Praͤmien betraͤgt: 
Auf den Pferde zeichnungen. . Fr. 67,652 
Auf den Viehſchauen ee e 
Seit 1826 durch die Amts⸗Commiſſionen . . 5 18,920 
Zuſammen . Fr. 126,579 


Seit 1808 waren zu Beobachtung der Fortſchritte oder 
Ruͤckſchritte unſerer Viehzucht genaue Zaͤhlungen des geſammten 
Viehſtandes vorgenommen worden. Aus Vergleichung derjenigen 
bis und mit 1819 hatte ſich eine bedeutende Vermehrung des 
Hornviehs, aber eine eben ſo auffallende Verminderung der 
Zugochſen erzeigt.“) Vergleicht man die Zählung von 1819 
mit der letzten von 1830, ſo ergiebt ſich folgendes Re— 
ſultat: ) 


Abnahme. Zunahme. 
Zugochſen Stuͤck 653 Kuͤhe Stuͤck 4,588 
Wucherſtiere „ 138 Muͤnche 5 2 
Hengſte „ 45 Stuten „ 3,018 


*) Die Durchſchnittsberechnung der Viehzählungen von 1808, 1810, 1812, 
1815 und 1819 zeigte eine Zunahme von 5816 Stück Hornvieh und 
10,176 Ziegen, hingegen eine Abnahme von 226 Pferden, 10,738 Schau: 
fen und 1400 Paar Zugochſen. 


*) Beide Zählungen liefert die Beilage Nro. LXI. 
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Abnahme. Zunahme. 

Ziegen Stuck 1 Fuͤllen Stuͤck 1,886 

Schaafe 5 22,622 
Schweine „ 5,696 

Es hat ſich alſo die Viehzucht ſeit zwoͤlf Jahren anſehnlich 
gehoben; beſonders aus der ſtarken Vermehrung der Pferde und 
des Hornviehs laͤßt ſich auf die Fortſchritte der Landwirthſchaft 
in dieſem Zeitraume ſchließen. 

Die Viehzaͤhlungen ſollten alle zwei Jahre vorgenommen 
werden; gewoͤhnlich wurden ſie jedoch nur um das dritte Jahr 
gehalten, um den Leuten Unmuße zu ſparen. 

Wichtiger als alle obigen Angaben ſind diejenigen uͤber die 

Bevoͤlkerung des Kantons, mit welchen gegenwaͤrtiger Abſchnitt 
| geſchloſſen wird. Seit 1764 hatte keine eigentliche Volkszaͤhlung 
mehr ſtatt gefunden;) ſeit 1778 wurden jedoch auf Veranſtaltung 
des Sanitaͤtsrathes genaue Tabellen uͤber die Geburten und 
Sterbefaͤlle, ſo wie uͤber die ganze Zu- und Abnahme der Be⸗ 
voͤlkerung aufgenommen. Nach denſelben konnte im Jahre 1791 
die Zahl der Einwohner des damaligen Kantons auf 406,554 
Seelen berechnet werden.“) Um dem bei mancherlei Anlaͤſſen 
gefuͤhlten Beduͤrfniſſe genauerer Angaben abzuhelfen, ertheilte 
die Landesoͤkonomie-Commiſſion, nach eingeholter Autoriſation 
der Regierung die angemeſſenen Inſtruktionen zu einer allgemei— 
nen Volkszaͤhlung, welche im Fruͤhjahre 1818 vor ſich gieng, 
und fuͤr den jetzigen Kanton eine Bevoͤlkerung von 332,050 
Seelen, oder faſt dieſelbe Zahl auswies, welche der alte Kanton 


*) 1800 wurde eine Zählung durch das damalige Kantons⸗Commiſſariat ver— 
anſtaltet; ſte iſt aber unvollſtändig, weil das Oberland fehlt. 


**) Schweizeriſche Bibliothek, 1792, 3. Stück, S. 214 fi. 


22. Nov. 1819. 


Bevölkerung. 


1. Apr. 1818. 
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Beilage im Jahre 1764 enthalten hatte.) Die Tabellen des Sanitaͤts⸗ 
. raths liefern Angaben uͤber den ſeitherigen Zuwachs. 


*) Beilage Nro. LXII. enthält eine ueberſicht der Bevölkerung in den Jahren 
1764 und 1818, nach der jetzigen Eintheilung der Amtsbezirke und Kirch— 
ſpiele. Vergleichungsweiſe ſind die Ergebniſſe der Zählung vom Auguſt 
1831 beigefügt; fie dürften jedoch nicht überall zuverläſſig ſeyn und können 
auch, als blos auf einen augenblicklichen Zweck berechnet, keinen offiziel⸗ 
len Werth haben. Einwohner. 

1818 zählte der alte Kanton in 153 Kirchſpielen 261,017. 261,017 
1764 zählte derſelbe in obigen Kirchſpielen .. 176,798 


Vermehrung in 54 Jahren . . 3 

oder im Durchſchnitt jährlich 1550. ö 
1798 hinzugekommen: das Amt Schwarzenburg 8,890 
1807 5 Münchenwyler u. Clavaleyres 337 


1816 von dem ehemaligen Bisthum Baſel: 
Katholiſche Bevölkerung in 71 Kirchſpielen . 39,474 


Reformirte 5 „ 20 5 22,332 | 
ee 014008 
61,806 
Nach den franzöſiſchen offiziellen Angaben 
von 1809 (Annuaire du Haut- Rhin 1812) . 62,570 
Unterſchied 764 
1818 Geſammte Einwohnerzahl des jetzigen Kan— 
tons £ x . . 5 332/050 
1764 zählte der damalige Kanton ohne die Mediat⸗ 
ämter. 
In der deutſchen Landſchaft . 2 N 224,343 
In der welſchen Landſchaft 8 5 2 112,346 
; . 336,689 


Unterſchied, blos 4,639 


Nach den Angaben von 1831 würde ſich gegenwärtig, 
ungeachtet der Losreißung der Waadt und des Aargaus, eine 
Vermehrung der Seelenzahl gegen jene des geſammten alten 


Kantons vom Jahre 1764 erzeigen von x 44,283 
Und in den 13 Jahren von 1818 bis 1831 eine ährliche u 
nahme von 8 ; 0 A h 3,763 


Die Tabellen des Sanitäts— Raths zeigen einen jährlichen 
Ueberſchuß der Geburten von 8 4 4 5 0 4,300 


en 2007 
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12. 


Gemeinde - Miesen. 


Es kann hier nicht der Ort ſeyn, den Urſprung und die 
Ausbildung unſerer Gemeindsverhaͤltniſſe hiſtoriſch zu entwickeln 
und darzuſtellen, wie die ehemals von der Anſaͤßigkeit oder dem 
Beſitze von Feuer und Licht in den Staͤdten und Dorfbezirken 
abhaͤngenden Buͤrgerrechte jetzt ganz perſoͤnlich geworden ſind, 
durch die Geburt erlangt werden und dem Beſitzer uͤberall, ohne 
Ruͤckſicht auf den Wohnort nachfolgen. So viel kann als all⸗ 
gemein bekannt vorausgeſetzt werden, daß alle unſere Einrich⸗ 
tungen auf der Grundlage der Gemeindsburgerrechte und Ge— 
meindsverwaltungen beruhen, und daß ohne ein wohlgeregeltes 
Gemeindeweſen der ganze Mechanismus der oͤffentlichen Gewalt, 
zumal in einem Freiſtaate, gefaͤhrdet wird. 


Die Verhaͤltniſſe unſerer Gemeinden ſind verſchiedener Na⸗ 
tur. Als Kirchſpielsgenoſſen haben ſie den Genuß des Gottes— 
dienſtes und der Seelſorge, oft auch den Schulunterricht; als 
buͤrgerliche Korporationen die vormundſchaftliche Aufſicht uͤber 
ihre Glieder und die Unterſtuͤtzung der Duͤrftigen aus deren 
Zahl; als eigentliche Gemeinheiten das Eigenthum und die Be 
nutzung ihrer gemeinen Güter; als Ortsbezirke die der Orts— 


Organiſation 
der Gemeinds⸗ 
behörden. 
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polizei zugewieſenen Gegenſtaͤnde gemeinſchaftlich, mit allen die— 
fen verſchiedenen Verhaͤltniſſen anhaͤngenden Rechten und Pflich— 
ten zu beſorgen. Nur mit den beiden letzgenannten unter die⸗ 
ſen Verhaͤltniſſen hatte ſich die Landesoͤkonomie⸗Commiſſion zu 
beſchaͤftigen. Ueber das Kirchliche, das Schulweſen und die 
Vormundſchaftsordnung iſt oben an den geeigneten Stellen Ber 
richt erſtattet worden; von der Armenpflege wird der naͤchſtfol— 
gende Abſchnitt handeln. 


Drei Gegenſtaͤnde waren es vorzüglich, welche die Auf 
merkſamkeit der Regierung und ihrer Commiſſional-Ausſchuͤſſe 
in Anſpruch nahmen, die Organiſation der Gemeindsbehoͤrden, 
die Herbeiſchaffung der Huͤlfsmittel zu Beſtreitung der gemei⸗ 
nen Ausgaben, oder das Tellweſen, endlich die Benutzung der 
vorhandenen Huͤlfsquellen, beſonders der gemeinen Guͤter. 


Vor 1798 war die Organiſation der Stadt- und Gemeinds⸗ 
behoͤrden beſtanden, wie fuͤr jene die Handfeſten, fuͤr dieſe die 
Dorf- oder Hofrechte und alte Uebung ſie herbeigefuͤhrt hatten; 
in den Städten gewöhnlich ein Rath, an deſſen Spitze ein Buͤr— 
germeiſter oder Venner ſtand, und in welchem der obrigkeitliche 
Amtmann das Recht des Vorſitzes hatte; auf dem Lande die 
Beiſitzer der geiſtlichen und weltlichen Gerichte, mit Viersleuten 
oder Baͤurtvoͤgten fuͤr die gemeine Waldung und Allment. Die 
Revolution zerſtoͤrte dieſe Organiſation, wie ſo viele andere 
Einrichtungen, und ſtellte dafuͤr, nach einem an ſich richtigen 
Grundſatze, neben den Municipalitaͤten oder eigentlichen Orts⸗ 
behoͤrden, noch Gemeindskammern fuͤr die Beſorgung des Eigen— 
thums der Ortsbuͤrger auf. Zugleich verkuͤndigte ſie aber das 
helvetiſche Buͤrgerrecht, und verrieth in den Anfaͤngen eine be— 
unruhigende Tendenz gegen den Fortbeſtand der Ortsbuͤrger— 
rechte und der mit denſelben verbundenen Corporations-Guͤter. 
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Die mancherlei Uebel, welche fie in ihrem Gefolge mit ſich 
brachte, zerruͤtteten die innere Ordnung und den Wohlſtand 
der Gemeinden; viele Gemeindeguͤter wurden durch Verkauf 
geſchmaͤlert, andere durch Theilung unter die Berechtigten ganz 
ihrer urſpruͤnglichen Beſtimmung entruͤckt. 

Unter der Mediation ward auch hierin die Ordnung her— 
geſtellt. Das organiſche Geſetz uͤber die Einfuͤhrung der unteren 
Behoͤrden verordnete fuͤr jede Gemeinde einen Stadtrath oder 
Gemeindsvorgeſetzte, nebſt den weiter erforderlichen Beamten, 
und ſtatuirte im Naͤhern Folgendes: „An Platz der Mu— 
„nieipalitäten und Gemeindskammern werden die vor der Re— 
„volution uͤblich geweſenen Stadtraͤthe und Gemeindsvorgeſetz— 
„ten, nebſt den nach den Beduͤrfniſſen jeden Orts weiter er— 
y forderlichen Beamten wieder eingeführt, und zwar überhaupt 
„und fo weit es mit unſern gegenwärtigen neuen Einrichtungen 
„verträglich ſeyn mag, mit den jenigen Rechten und Pflichten, 
„die denſelben zugekommen find oder obgelegen haben. Der 
„erfte Vorſteher jeder Gemeinde wird von dem Oberamtmann 
„aus der Zahl ihrer Vorgeſetzten gewaͤhlt, und iſt ſein Beam— 
„ter in dem betreffenden Gemeindsbezirke.“ Zugleich wurden 
die Chor- und Untergerichte wieder eingeſetzt, und die Ernen— 
nung ihrer Mitglieder aus Vorſchlaͤgen der Gemeinde und des 
Gerichts ſelbſt, dem Oberamtmanne gleichfalls uͤbertragen. — 
In Vollziehung dieſer geſetzlichen Vorſchriften traten die Chor— 
richter und Gerichtsbeiſitzer in der großen Mehrzahl der Ge— 
meinden in ihre Verrichtungen als Vorgeſetzte wieder ein; hin 
und wieder, namentlich im Amte Fraubrunnen, fanden auf 
oberamtliche Veranſtaltung Modiftcationen und beſondere Wahr 
len der Ortsvorgeſetzten ſtatt. Ueberhaupt hatte die Verwaltung 
ihren ungeſtoͤrten Gang. 


20. Juni 1803. 
§. 9, 89, 90. 


Bei der Vereinigung des Leberbergs wurden die Burger- 29. Apr. 1816. 
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rechte hergeſtellt, deren Erwerbung de angeſeſſenen Fremden 
erleichtert, die Verhaͤltniſſe zwiſchen Burgern und Einſaſſen aus- 
geſchieden, und fuͤr die erſten Wahlen der Stadtmagiſtrate und 
Ortsvorgeſetzten einſtweilige Vorſchriften aufgeſtellt. Wenige 
Einrichtungen haben in dem neuen Landestheile ſo ſchnellen 
Eingang gefunden, ſo tiefe Wurzeln geſchlagen, als dieſe Her— 
ſtellung der Burgerrechte; die Gemeinden beeilten ſich, ihre 
Organiſations-Reglemente zur Sanction einzulegen; die unter 
der franzoͤſiſchen Verwaltung zerruͤttete Oekonomie der Gemein⸗ 
den verbeſſerte ſich, die Gemeindsſchulden wurden nach und nach 
abgetragen, die Doppel⸗Rechnungen verſchwanden,“) das ganze 
leberbergiſche Gemeindeweſen ſchien bis auf die letzten Zeiten 
in einen befriedigenden Zuſtand gekommen zu ſeyn. 


In dem alten Kanton hatten die Theuerungsjahre die Ge— 
meinden zu außerordentlichen Anſtrengungen fuͤr ihre beduͤrfti— 
gen Angehoͤrigen gezwungen; die haͤufigen Anlagen oder Tellen 
waren beſchwerlich gefallen; hin und wieder zeigte ſich Unzufrie— 
denheit gegen die Vorgeſetzten, oder dieſe wuͤnſchten ſelbſt in 
ihren beſchwerlichen Verrichtungen erleichtert zu werden. So 
wurde der Wunſch rege, daß nach dem Beiſpiele benachbarter 
Kantone eigentliche Gemeinraͤthe aufgeſtellt, und deren Mit: 
glieder von den Gemeindsgenoſſen unmittelbar gewaͤhlt werden 
moͤchten. Da, wo dieſer Wunſch keinen Widerſtand fand, konnte 
er leicht in Erfuͤllung gehen, und in vielen Gemeinden wurden 
die freiwillig abtretenden Vorgeſetzten ohne Schwierigkeit durch 
Gemeinraͤthe erſetzt. In andern Gemeinden trugen die Vorge— 


*) um der Fiskalität der franzöſiſchen Geſetze zu entgehen, wurden in vie— 
len Gemeinden, neben den für die obern Behörden beſtimmten Rechnun— 
gen, noch geheime, comptes noirs geführt, welche natürlich die Compta⸗ 
bilität ſehr verwirren mußten. 
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ſetzten Bedenken, ohne hoͤhern Befehl ihre Stellung zu verlaſſen. 
Es bildeten ſich Partheiungen fuͤr und wider dieſelben, und 
drohten in Streitigkeiten auszubrechen. 

Aus Anlaß eines Specialfalls, der eine anſehnliche Ge— 
meinde des Amtes Aarwangen betraf, hatte der Kleine Rath 
zwar im Sinne der Freiheit der Gemeinde zu beliebiger Auf— 
ſtellung ihrer Verwaltungsbehoͤrden ſich ausgeſprochen, gleich— 
wohl aber den Gegenſtand wichtig genug gefunden, um eine 
außerordentliche Commiſſion niederzuſetzen, und mit der Bearbei- 
tung einer dem Anſehen und der Wirkſamkeit der Unterbeamten 
angemeſſenen, gleichfoͤrmigen Organiſation der Gemeindsbehoͤr— 
den zu beauftragen. Die Abweſenheit eines Mitglieds in Amts— 
geſchaͤften verzoͤgerte eine geraume Zeit lang den Zuſammen— 
tritt dieſer Commiſſion, und als ſie ihre Arbeiten beginnen 
wollte, fühlte fie das Beduͤrfniß, ſich vor Allem aus eine voll⸗ 
ſtaͤndige Kenntniß aller beſtehenden einzelnen Gemeindseinrich⸗ 
tungen zu verſchaffen, und zugleich die Anſichten der Beamten 
und verſtaͤndigen Landbewohner uͤber die neu aufzuſtellenden 
Grundſaͤtze zu vernehmen. Zu dieſem Ende hatte die Commiſ— 
ſion die geeigneten Anfragen, 13 an der Zahl, deren Beantwortung 
ſie von den Gemeinden zu erhalten wuͤnſchte, dem Kleinen Rathe 
zur Genehmigung vorgelegt, auf deſſen Veranſtaltung dieſelben 
allen Oberaͤmtern des alten Kantons zu Handen der Gemeinden 
im Drucke mitgetheilt wurden. 

Das Ergebniß der eingelangten Berichte wies eine unge— 
meine Verſchiedenheit aller Verhaͤltniſſe aus. Bloße Burger: 
gemeinden ohne Armenpflege, Verbindungen mehrerer Burger— 
gemeinden zur gemeinſamen Armenpflege, aber mit geſoͤnder⸗ 
ten Waiſenbehoͤrden; Gemeinden, die in dem Gerichtsverbande 
zu einem, in dem Kirchlichen zu einem andern Kirchſpiele zaͤhl— 


ten; je groͤßere Anomalien, deſto lebhafter die Abneigung gegen 
35 


1 S 


26. Mai 1824. 


17. März 1829. 
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jede Aenderung. Ueber die Hauptfrage, die Beibehaltung der 
vor 1798 beſtandenen, 1803 hergeſtellten Verwaltung durch 
Vorgeſetzte, oder die Erſetzung derſelben durch eigentliche Ge— 
meinderaͤthe waren die Stimmen beinahe gleich getheilt. In den 
kleineren, zumal ſeelaͤndiſchen und oberlaͤndiſchen, aber auch in 
manchen groͤßeren Gemeinden aus allen Theilen des Kantons 
gab man der alten Einrichtung, als der wohlfeilern und auf 
langer Gewohnheit beruhenden, den Vorzug; in anderen Gegen⸗ 
den, z. B. im Amte Laupen, war eine gemiſchte Verwaltung 
der Vorgeſetzten mit Gemeindsausgeſchoſſenen eingefuͤhrt; an 
vielen Orten wurde die Exiſtenz der Gemeinderaͤthe als nuͤtzlich 
und beliebt anerkannt; in einigen groͤßeren Gemeinden beſtanden 
ſelbſt größere und kleinere Ausſchuͤſſe, denen die Hausväter: 
Verſammlungen faſt alle Geſchaͤfte übertragen hatten. — Eben 
ſo groß war auch die Verſchiedenheit der Competenzen der be— 
ſtehenden Behoͤrden und der Einwirkung der Einſaſſen zu den 
Wahlen.“) 


Nach Erdaurung dieſer Berichte und Vergleichung der eben⸗ 
falls zur Hand gebrachten organiſchen Reglemente anderer 
Kantone, die in ihren Beſtimmungen nicht weniger Ungleichheit 
zeigten, wurde ein Geſetzesentwurf in 58 Artikeln ausgearbeitet. 
Bei deſſen Behandlung ergaben ſich ſo viele Schwierigkeiten 
und abweichende Anſichten über die wichtigſten Punkte, beſon— 
ders uͤber die Wahlart und die Attribute der Behörden und die 
Ausſcheidung der rein burgerlichen von der uͤbrigen Gemeinds— 
Adminiſtration, daß die Commiſſion nothwendig erachtete, durch 
Beiziehung neuer Mitglieder die ganze Aufgabe noch beſſer zu 


*) Die Akten find in 22 Heften und einer General-ueberſicht vollſtändig ge 
ſammelt. 
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ergründen, um wo möglich zu einer Uebereinſtimmung zu ge— 
langen. — So entſtand denn wirklich ein zweiter Entwurf in 
acht Artikeln, der nur auf Hauptgrundſaͤtze einer Gemeinds— 
verwaltung eingeht, und fuͤr die naͤheren Beſtimmungen den 
Gemeinden, je nach den Lokalitaͤten, freien Spielraum in eige— 
nen Reglementen uͤberlaſſen will. Dieſer Entwurf waͤre, ohne 
die dazwiſchen getretenen Ereigniſſe, der oberſten Landesbehoͤrde, 
wahrſcheinlich mit einigen abweichenden Meinungen, im Laufe 
des gegenwaͤrtigen Jahres vorgelegt worden. 

Inzwiſchen haben viele, man kann wohl ſagen die meiſten 
Gemeinden, nach ihren Beduͤrfniſſen und beſonderen Verhaͤlt— 
niſſen, Verwaltungs-Reglemente verfaßt. Die Mehrzahl ber 
gnuͤgte ſich mit der oberamtlichen Sanction; von der Regierung 
find ſeit 1814 auf den Vortrag der Landesoͤkonomie-Commiſſion 
46 Organiſations Reglemente für 8 Städte und 43 Land- 
gemeinden“) genehmigt worden. Einige dieſer Reglemente, z. B. 
diejenigen von Langnau und Muͤnſingen, zeichnen ſich durch 
Vollſtaͤndigkeit und ſorgfaͤltige Abfaſſung aus. 


Naͤchſt der Organiſation der Gemeindsbehoͤrden und viel— 
leicht eben ſo wichtig fuͤr das Wohl der Gemeinden, iſt der zweite 
oben bezeichnete Gegenſtand der Vorſorge der Regierung, die 
Benutzung der Huͤlfsquellen, aus welchen die Gemeindsbeduͤrf— 
niſſe beſtritten werden. Dieſe Beduͤrfniſſe ſind hauptſaͤchlich 
zweierlei, fuͤr die Armenpflege, von welcher der naͤchſtfolgende 
Abſchnitt handelt und fuͤr die oͤrtlichen Ausgaben. 


Mit Ausnahme der Städte, welche meiſt nebſt anſehnli— 
chen Liegenſchaften noch Einkuͤnfte von Gerechtigkeiten, Capi— 


*) Der unterſchied in den Zahlen erklärt ſich aus dem Umſtande, daß für 
mehrere verbrüderte Gemeinden nur ein Reglement einkam. 
A* 
35 


Tellweſen. 


14. Apr, 1819. 
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talien u. dgl. beſitzen, reichen die eigenthuͤmlichen Huͤlfsquellen 
der Gemeinden faſt nirgends zu Beſtreitung der Ausgaben hin, 
und das Fehlende muß durch Beſteurung aufgebracht werden. 
Dieſe Gemeindsſteuern oder Tellen ſind ſo alt als unſere Ge— 
ſchichte; vor 1798 machte ſie der allgemeine Wohlſtand des Lan⸗ 
des und der meiſt ungeſchwaͤchte Beſtand der Gemeinguͤter er— 
traͤglich; in der Revolutionszeit fliegen fie in einigen Gemein⸗ 
den zu einer fruͤher unbekannten Hoͤhe, waͤhrend in andern, 
um eine augenblickliche Laſt zu vermeiden, das Capital des Ge- 
meinvermoͤgens angegriffen wurde. Auch ſeit 1803 blieben ſie 
im Steigen, weil einerſeits immer mehr Anſpruͤche an eine 
gute Gemeindspolizei gemacht wurden, anderſeits in den em— 
menthaliſchen Gemeinden koſtſpielige Bauten fuͤr Spitaͤler u. ſ. w. 
Statt fanden, deren Vortheil auf die Zukunft berechnet war. 
Die bedraͤngnißvollen Jahre 1816 und 1817 ſteigerten das Tell— 
beduͤrfniß in einem hohen Grade und auch als die Noth vor— 
uͤber war, minderte ſich, bei zunehmender Bevoͤlkerung, das Be— 
duͤrfniß nicht, wie es gehofft werden konnte. ! 

Unter dieſen Umſtaͤnden hielt es die Landesoͤkonomie-Com⸗ 
miſſion für ihre Pflicht, bei der Regierung auf einige Vorkeh— 
ren antragen zu ſollen, um der Progreſſion der Tellen Schran⸗ 
ken zu ſetzen und wo moͤglich das wahre Tell-Beduͤrfniß der 
Gemeinden auszumitteln. Auf ihren Antrag wurde von dem 
Kleinen Rathe der Durchſchnitts-Ertrag der Armen- und Ge— 
meinds⸗Tellen von den drei der Theurung unmittelbar vorher— 
gegangenen Jahren 1813, 1814, 1815 als Maximum beſtimmt, 
welches von keiner Gemeinde ohne ſpezielle Bewilligung der Re— 
gierung uͤberſchritten werden ſoll. Zugleich ſorgten einige 
ſichernde Vorſchriften fuͤr die Verhuͤtung der Nachtheile, welche 
vielen Gemeinden aus unbedachten Buͤrgſchaftsverpflichtungen, 
Geldanleihen und Prozeſſen zugewachſen waren. 
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Vermittelſt einer weitlaͤuftigen und ſchwierigen Berechnung 
des Betrags der in obigen drei Jahren erhobenen Tellen ergab 
ſich das Reſultat, daß in dieſem Zeitraume zu Beſtreitung der 
Auslagen fuͤr die Armenpflege und Gemeindspolizei, die Kriegs— 
ſteuern und Auszuͤgergelder nicht inbegriffen, an Tellen bezo⸗ 
gen worden Fr. 1,016,942 Rp. 67% und daß alſo der Durch⸗ 
ſchnittsertrag oder das Tellmaximum in Zukunft feſtgeſetzt ſey 
auf Fr. 338,980 Rp. 90. 


Die Materialien, aus welchen dieſe Arbeit zuſammengetra— 
gen werden mußte, beſonders die aus allen Gemeinden einge— 
holten Berichte und Reglemente uͤber das Verfahren bei Erhe— 
bung der Tellen, zeigten eine große Verſchiedenheit in der Be: 
tellungsart und das Ungenuͤgende der einzigen hieruͤber vorhan— 
denen geſetzlichen Vorſchrift ): „Daß die Tellen von allen lie⸗ 
„genden Gütern und Haͤuſern innert den Marchen der Kirch- 
„oder Dorfgemeinden, und wenn die Liegenſchaften zu ſehr 
u beſchwert würden, auch von dem beweglichen Vermögen aller 
„Gemeindsburger bezogen werden ſollen.“ — Meiſt waren es 
die Liegenſchaften einzig, auf welchen der Druck der Tellen 
laſtete; weder ihr Halt noch ihr Schatzungswerth waren mit 
einiger Genauigkeit beſtimmt; die Fragen, ob die verſchriebenen 
Schulden bei letzterm in Anſchlag zu bringen, in welchem Ver— 
haͤltniſſe die verſchiedenen Beduͤrfniſſe fuͤr Armenpflege, fuͤr 


) Armengeſetz vom 22. Dezember 1807, 9.9. Dieſe Vorſchrift bezog ſich 
alſo nur auf die Armentellen. Einige Grundſätze hatte die Regierung 
am 12. Febr. 1813 und 10. März 1815 als Inſtruktion für die vorbe— 
rathende Behörde bei Unterſuchung der einkommenden Localreglemente 
aufgeſtellt. — Den Gemeinden in allen Theilen ihrer innern Verwal 
tung freien Spielraum zu laſſen, den ſo verſchiedenen Ortsverhältniſ— 
fen Rechnung zu tragen, war von jeher Regierungsmaxime- 


26. April 1821. 


1821. 


2. Jul. 1821. 


2 tai 1823. 


11-14 Juni 
1823. 
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Polizeigegenſtaͤnde, fuͤr neue Bauten, fuͤr Straßen u. dgl. zu 
vertheilen und zu erheben, wie bei Klagen uͤber ungleiche Schatz⸗ 
ungen, und wie bei Anlagen auf das bewegliche Vermoͤgen zu 
verfahren, waren an den mehreſten Orten unbeſtimmt und ga— 
ben Stoff zu vielen Streitigkeiten; fuͤr die zwar ſelten ausge⸗ 
ſchriebenen Landesſteuern beſtand nur der unvollkommene Maß⸗ 
ſtab der Vertheilung nach der Fuhrpflichtigkeit. — Allgemeine 
Vorſchriften uͤber eine gleichfoͤrmige Betellungsart ſchienen un⸗ 
erlaͤßlich. 

Dieſelben wurden alſo ausgearbeitet und dem Kleinen Rathe 
vorgelegt, welcher auf ihre Berathung mehr als einen Sitzungs⸗ 
tag verwendete. Der in dieſe Beſtimmungen aufgenommene An⸗ 
trag, daß auch die in den Gemeinden ſo verſchieden vertheilten 
Staatsdomainen und Waldungen, mit Ausnahme der Pfarrguͤ⸗ 
ter, der Tellpflicht unterworfen werden ſollen — ein bekannt⸗ 
lich in den neuen Syſtemen der Staatswirthſchaft vielfach eroͤr⸗ 
terter Satz — war im Fall, als zu einer bleibenden Belaͤſti⸗ 
gung der Staatsdomainen fuͤhrend, von dem Finanzrathe be⸗ 
gutachtet und dem Großen Rathe vorgelegt zu werden. Daſelbſt 
trug man jedoch Bedenken auf einzelne Verfuͤgungen einzugehen 
und ertheilte der Landesoͤkonomie-Commiſſion den Auftrag: 
„das Beſteurungsweſen, wo der Staat außerordentlicher Huͤlfs⸗ 
y mittel beduͤrfe, und das Tellweſen zu Verpflegung der Ar⸗ 
„men und zu Beſtreitung der Gemeind- und Lokal-Ausgaben 
„im Allgemeinen zu bearbeiten und darüber einen Geſetzesvor⸗ 
y ſchlag vorzulegen.“ Dieſer, nach langen und forgfältigen Vor⸗ 
arbeiten abgefaßte Entwurf wurde, der Wichtigkeit des Gegen— 
ſtandes wegen, ſaͤmmtlichen Mitgliedern des Großen Raths im 
Druck ausgetheilt, mit einem umfaſſenden Gutachten vorgelegt, 
und nach einer vier Tage lang angedauerten Berathung auf eine 
Probezeit von zwoͤlf Jahren zum Geſetz erhoben. 


551 


Das Tellgeſetz unterwirft der Steuerpflicht für die Armen— 
pflege: 

1) alle in dem Gemeindsbezirke liegenden Grundſtuͤcke, mit 
Inbegriff der Wohngebaͤude, Ehehaften und Waldungen; aus— 
genommen ſind nur die bis 1798 tellfrei geweſenen obrigkeitli— 
chen Gebaͤude und Zugehoͤr, Pfarr- und Kirchenguͤter, Schul— 
haͤuſer, Staats- und Pfarrwaldungen. 


2) Das bewegliche fruchtbare Vermögen der in oder außer 
der Gemeinde wohnenden Gemeindsbuͤrger; welche in letzterm 
Falle, wenn ſie kein bewegliches Vermoͤgen aufzuweiſen haben, 
aber von ihrem Erwerbe leben, ein jaͤhrliches Burgergeld von 
hoͤchſtens Fr. 4 entrichten ſollen. 


Fuͤr die Beduͤrfniſſe der Ortspolizei und Gemeindsverwal— 
tung kann nebſt den Liegenſchaften noch der Berufserwerb der 
Gemeindseinwohner taxirt werden; in außerordentlichen Faͤllen 
und mit Bewilligung des Kleinen Raths, auch das bewegliche 
Vermoͤgen der in der Gemeinde wohnenden Buͤrger. — Fuͤr 
den Unterhalt der Straßen, in Ermanglung beſonderer Ver— 
| pflichtungen oder alter Uebungen, nebſt den Liegenſchaften noch 
das ſogenannte Gemeinwerk, oder die perſoͤnliche Pflicht, Fuh— 
rungen und Handarbeit zu leiſten. — Fuͤr Prozeßkoſten, je 
nach dem Streit-Gegenſtande, das Burgergut oder der Bereich 
der Armentelle; fuͤr allgemeine Landesſteuern, nebſt letzterm 
Bereiche, der Berufserwerb der Einwohner. Bei den Schatzun— 
gen der Liegenſchaften ſoll auf die unterpfaͤndlichen Schulden 
keine Ruͤckſicht genommen werden. Der Waldboden bezahlt 
nur ½, Wohngebäude und Sennereien % von dem Verhaͤlt— 
niſſe des Schatzungswerths. Das Armenweſen iſt von der uͤbri— 
gen Gemeindshaushaltung in Einnahme und Ausgabe durch 
eigene Rechnungen zu trennen; die naͤheren Anordnungen, nach 
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obigen Vorſchriften, bleiben den beſondern Tellreglementen der 
Gemeinden unter obrigkeitlicher Sanction vorbehalten. 


Zufolge dieſer letztern Beſtimmung ſollten ſaͤmmtliche Tell⸗ 
reglemente bis Anfang des Jahres 1825 der Regierung vorge⸗ 
legt werden. Ihre Abfaſſung wurde den Gemeinden durch Mit⸗ 
theilung eines gedruckten Formulars erleichtert, welches auf die 
einſchlagenden Geſetze gegruͤndet, einige andere den Geſchaͤfts— 
gang regulirende Vorſchriften enthaͤlt und nur an ſehr wenigen 
Orten Einſprache oder Bemerkungen veranlaßt hat. Indeſſen 
verzoͤgerte ſich, wegen mancherlei Anſtaͤnden, die Einſendung 
der Tellreglemente weit uͤber die geſetzte Zeit hinaus und iſt 
noch zur gegenwaͤrtigen Stunde nicht vollſtaͤndig bewerkſtelligt. 
Bis Ende Auguſt ſind 165 Tellreglemente mit der Sanction 
des Kleinen Rathes verſehen worden; die Zahl der Gemeinden, 
welche noch im Ruͤckſtande ſich befinden, iſt verhaͤltnißmaͤßig 
unbedeutend. 


Durch die bis jetzt aufgezaͤhlten Anordnungen kann die 
obere Behoͤrde hoffen, vielen Mißbraͤuchen und Ungleichheiten 
in der Erhebungsart der Gemeindsanlagen abgeholfen und Ord— 
nung in dieſen wichtigen Verwaltungszweig gebracht zu haben. 
Auch der Hauptzweck, Beſchraͤnkung des Maßes dieſer Anlagen, 
iſt an mehreren Orten erreicht worden, jedoch nicht fo vollftän- 
dig als erwartet werden konnte. Zwar ſcheinen die Armentellen 
im Ganzen ſich in etwas zu verringern,) aber die Beduͤrfniſſe 
für die örtlichen Ausgaben find hin und wieder eher im Steigen 
begriffen; wenigſtens haben in den letzten Zeiten die Anſuchen 
um Erhoͤhung des Tellmaximums oder um Bewilligung außer— 
ordentlicher Tellen ſich ziemlich haͤufig wiederholt. Meiſt ſind 


) Der nächſtfolgende Abſchnitt wird hierüber einige Angaben enthalten. 
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es gemeinnuͤtzige Ausgaben, fuͤr den Bau neuer Schulhaͤuſer, 
fuͤr Ankauf von Feuerſpritzen, fuͤr Straßen, Bruͤcken und 
Schwellen, welche dieſe Anſuchen begruͤnden. An alle dieſe 
Ausgaben leiſtete die Regierung, wie anderswo gemeldet wor— 
den, anſehnliche Beitraͤge und ſuchte bisher unablaͤſſig die Laſten 
der Gemeinden zu erleichtern. Gleichwohl ſind letztere an vielen 
Orten fuͤr die ſtehenden Artikel von Bauten, Feuerpolizei, Ge⸗ 
meinwerk, Schuͤtzengeſellſchaften, Schulſachen, Militaͤrkoſten, 
Zuchtthiere ꝛc., wozu nicht ganz ſelten erhoͤhte Beſoldungen und 
ſtarke Taggelder der Gemeindsbeamten ſich geſellen, anſehnlich 
genug. Die vorberathende Behoͤrde war oft im Fall, hierin 
mehrere Sparſamkeit zu empfehlen und gab, wo die gewoͤhnli— 
chen Huͤlfsquellen nicht hinreichten, der Geſtattung außerordent—⸗ 
licher Tellbezuͤge, auf mehrere Jahre vertheilt, als einer nur 
augenblicklichen Beſchwerde, den Vorzug vor der bleibenden Er— 
hoͤhung des Tellfußes. | 
Noch muß bemerkt werden, daß die ganze obige Darftellung 
des Tellweſens ſich bloß auf den alten Kanton bezieht. In 
dem Leberberge werden die Gemeindstellen gewoͤhnlich als Zu— 
faß-Gentimen der Grundſteuer, oder auch durch eine Abgabe 
von den gemeinen Nutzungen erhoben; ſie ſind bei den dortigen 
bedeutenden Gemeindsguͤtern, beſonders in Waldungen, verhält 
nißmaͤßig unbetraͤchtlich und werden von den Oberaͤmtern auto⸗ 
riſirt. Die Armentellen ſind dort bisher unbekannt geblieben. 
Die Nutzungen der Gemeinguͤter ſind da, wo ſie zwiſchen 
Real⸗ und Perſonalberechtigten, oder zwiſchen Ortsburgern und 
Einſaßen ſtreitig gemacht werden, eine der fruchtbarſten Quellen 
von Prozeſſen. Allgemeine Grundſaͤtze uͤber dieſe Materie auf— 
zuſtellen iſt ohne Verletzung der Eigenthumsrechte faſt unmoͤg— 
lich, wegen der unendlichen Verſchiedenheit der vorkommenden 
Faͤlle. Wo es alſo thunlich war, wurden Austraͤge und Ver— 


Allment : Re 
glemente. 


21. Juni 1826. 
7. Juni 1830. 


26. März 1823. 


2. Apr. 1827. 


28. Dez. 1827. 
17. Sept. 1828. 


22. Jan. 1830. 
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gliche zwiſchen den Anſprechern und Genoſſen eingeleitet und 
beguͤnſtigt. Aus vielen mögen drei einzelne Fälle hier angeführt 
werden. Die Gemeinde Corgémont, Amts;Courtlary führte über 
einen Theil ihrer, 1704 Jucharten und 150 Bergrechte betra⸗ 
genden Gemeinguͤter einen langwierigen Rechtsſtreit, welcher 
auf Vortraͤge des Juſtizraths durch zwei ausfuͤhrliche, in jedes 
einzelne Verhaͤltniß eintretende Spruͤche beſeitigt werden muß⸗ 
ten. Ueber die 1401 Jucharten haltende Allment zu Herzogen- 
buchſee faͤllte die Regierung, nachdem ſie das Verhaͤltniß zwi⸗ 
ſchen der Burgerſchaft und den Rechtſamebeſitzern durch zwei 
Urtheilſpruͤche beſtimmt und hierauf durch ihre Landesoͤkonomie— 
Commiſſion die Sache auf Ort und Stelle ſorgfaͤltig hatte un— 
terſuchen laſſen, eine letzte adminiſtrationsrichterliche Erkannt— 
niß aus, und ſanktionirte ſpaͤterhin das durch dieſelbe anbe— 
fohlene Benutzungsreglement. — Bedeutend war auch der lang: 
jährige, zwar in den letzten Zeiten nicht mehr in Prozeſſe aus- 
gebrochene Streit uͤber die Rohrbachallment von 540 Jucharten; 
er konnte nur durch gaͤnzliche Ausſcheidung aller Berechtigten 
zu einem erwuͤnſchten Ende gebracht werden; das daherige durch 
eine ſpecielle Amts⸗Commiſſion mit Umſicht vorgearbeitete, mit 
der groͤßten Muͤhe zu Stande gekommene Reglement erhielt zu 
Anfang des abgewichenen Jahrs die obrigkeitliche Sanktion. — 
Ueberhaupt ſind 27 Allmentsreglemente ſeit 1814 mit dieſer 
Sanktion verſehen worden. *) 


*) In dieſer Zahl ſind die Reglemente über die zu Stande gekommenen Weid— 
abtauſche, von denen hievor S. 298 die Rede geweſen, nicht inbegriffen. 
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13. 


Armen wesen. 


„Arme habt ihr allezeit bei Euch;“ ſo iſt es und ſo wird 
es wohl bleiben. Kein Philoſoph wird die Armuth wegvernuͤnf— 
teln; keine Verfaſſung und keine Organiſation wird ſie heben. 

In dem Kanton Bern beruht das Armenweſen auf der 
ſchoͤnen Idee: Es ſey jede Gemeinde eine groͤßere Familie und 
es haben die Vermoͤglichern die Verpflichtung, ihre aͤrmeren 
Bruͤder zu unterſtuͤtzen.) Von dieſer Verpflichtung haben die 
Armen einen großen Mißbrauch gemacht. Zunehmende Bevöl- 
kerung, leichtſinnige Ehen, ſteigender Luxus, ſchlechte Kinder— 
zucht, allzugroße Verſtuͤckelung des Grundeigenthums, Anwei— 
fung von Pflanzland als Benutzung des Burger- oder Eigen- 
thumsrechts; das alles hat die Zahl der Armen vermehrt, und 


*) „Alſo das ein jede Gmeind ihre Armen anheimſch behalten .. die 
„präſthafften, rechtdürfftigen und hülffwürdigen aber uß dem Jähr⸗ 
„lichen Inkommen der Gmeind: und Kilchengüttern, auch durch mittel 


Armenweſen 
der Gemeinden. 


„ ſtüwr und zuſammenſchuz, rycher und wolhabender Kilchge⸗ 


„noſſen, wie ſy dann uß Chriſtenlicher Liebe und erbärmbd ze thun ſchul⸗ 
„dig find, erhalten, uff das ſy auch daheimen Gottes wort hören, und 
„ihre Seelen ſpyſen mögind.“ Erneuerte Bettelordnung hinten an dem 
Reformations⸗Mandate von 1628. 


22. Dez. 1807. 
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ſo iſt es gekommen, daß in einigen Gegenden die Unterſtuͤtzung 
der Armen eine ungemeſſene Laſt geworden und daß zu Auf— 
bringung der Huͤlfsmittel Tellen erhoben werden muͤſſen, welche 
die Kraͤfte des Mittelſtandes faſt uͤberſteigen. 


Schon in dem letzten Viertel des verfloſſenen Jahrhunderts 
fiengen die Armentellen hin und wieder an druͤckend zu werden. 
Die großen Beſchwerden und Koſten, welche das Land in den 
Revolutions jahren zu tragen hatte, ſteigerten auch dieſe Laſt in 
einer drohenden Progreſſion. Die Gemeinden klagten nicht ohne 
Grund, daß ihnen nur Verpflichtungen gegen ihre Armen, aber 
keinerlei Rechte zu Verhinderung oder Beſtrafung ſelbſtverſchul— 
deter Armuth zugetheilt, und daß ihre Huͤlfsquellen fuͤr das 
zunehmende Beduͤrfniß unzureichend ſeyen. Beiden Klagen ab- 
zuhelfen, war ſchon das ernſtliche Beſtreben der Mediations— 
Regierung. 


Die Verminderung der Zudringlichkeit der Armen, oder 
allmaͤlig der Armuth ſelbſt, ſollte durch ein ſorgfaͤltig ausgear— 
beitetes Geſetz uͤber die Beſorgung der Armen erzweckt werden. 
Daſſelbe bekraͤftigt in ſeinem erſten Artikel die Verpflichtung 
der Gemeinden zu Unterſtuͤtzung der Armen ſo beſtimmt, daß 
man nicht ſelten die Armen ſagen hoͤrt, die Gemeinden ſeyen 
zu, oder doch um ihrer Unterſtuͤtzung willen da. Es bedingt 
aber auch die Faͤlle, welche den Armen einzig ein Recht auf 
Unterſtuͤtzung geben; es enthaͤlt ferner einige Regeln zu verſtaͤn— 
diger Beſorgung der Armen und ſetzt Polizeiſtrafen gegen Muͤßig— 
gaͤnger, Bettler und gegen ſolche feſt, welche ihre Gemeinden 
mit unehelichen Kindern belaͤſtigen und ertheilt den Gemeinden 
in dieſer Hinſicht große, in ihrer Anwendung nicht ſelten zu 
Klagen uͤber Haͤrte den Anlaß gebende Rechte. Dieſe Rechte 
beſtehen: 
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10 in einer Strafbefugniß zu achttaͤgiger Einſchließung und 
vierzehntägiger Haus- oder Feldarbeit gegen heimgebrachte Bett— 
ler und ungehorſame Beſteuerte; 

in der Aufſicht auf ihre Angehörigen, deren unſittlichem 
Lebenswandel der Richter, auf Anzeige der Gemeinde, durch 
Wirthshausverbot oder Bevogtung Schranken ſetzen ſoll; 


3) in der Berechtigung, gereichte Steuern von dem Beſteuer—⸗ 
ten oder von deſſen Erbſchaft zuruͤckzufordern; 


J) in dem Verbote für Beſteuerte, ohne Einwilligung der 
Gemeinde Ehen zu ſchließen, bevor ſie den Betrag ihrer Steuern 
erſtattet; | 


5) in dem Rechte gegen liederliche Väter und Mütter, 
welche ihren Gemeinden mit der Beſorgung ihrer ehelichen oder 
unehelichen Kinder beſchwerlich fallen, auf Zuchthausſtrafe ein— 
zuklagen; ) 

6) in dem Ausſchluſſe der Beſteuerten und Väter von Ber 
ſteuerten von allem Sitz- und Stimmrecht in Gemeindsverſamm— 
lungen. 

Dieſes Geſetz wurde feiner Zeit mit großem Beifall aufge: 
nommen, und man verſprach ſich von demſelben, ſo wie von 
der gleichzeitig erſchienenen kraͤftigen Verordnung gegen den 
Bettel, die wohlthaͤtigſten Folgen. Allein da eine gute Armen: 
beſorgung nicht nur viel Geld, ſondern viele Zeit, Muͤhe und 


*) Das Geſetz hatte dem Richter anheimgeſtellt, ſtatt der Zuchthausſtrafe 
auf Einſtellung, und im Wiederholungsfalle auf Verluſt des Land- und 
Burgerrechts zu erkennen. Dieſe im Anfange ſehr häufig angewendete 
Strafe mußte aber wegen Einfprache der Mitſtände aufgehoben werden. 
Gegen die Mütter, zumal die unverehelichten, die jetzt nur im Wie— 
derholungsfalle mit Zuchthaͤusſtrafe bedroht werden, war die erſte Ab: 
faſſung des Geſetzes noch viel weiter gegangen. 


19. Febr. 1808. 


23. Mai 1804. 


20. Dez. 1816. 
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Arbeit von denen fordert, die damit beladen ſind, ſo iſt wohl 
darin der Hauptgrund zu ſuchen, daß der Erfolg dieſer geſetz— 
lichen Beſtimmungen den daherigen Erwartungen nicht ganz ent⸗ 
ſprochen hat. 

Als Huͤlfsquelle fuͤr die Armenpflege wurde vorgeſchrieben, 
daß die Einzuggelder, welche die Gemeinden fuͤr die Anſiedlung 
von Einſaßen und für das von Nicht⸗Ortsbuͤrgern erworbene 
Grundeigenthum zu beziehen berechtigt ſind, zum Capital der 
Armenguͤter geſchlagen und daß auch die jaͤhrlichen Hinterſaͤß— 
gebuͤhren zum Theil fuͤr die Verpflegung der Armen verwendet 
werden ſollen; dieſe Hinterſaͤßgelder ſind durch Conceſſionen der 


Regierung, je nach den Lokalitaͤten, im Durchſchnitte auf Fr. 3 


bis 5 beſtimmt. Jene Gebuͤhr fuͤr Einzuͤglinge koͤmmt dem Be⸗ 
trage eines jährlichen Hinterſaͤßgeldes gleich, für Grundſtüͤcke 
beträgt fie Y,% des Werths. — Der Ertrag dieſer Huͤlfs— 
quelle kann im Durchſchnitte fuͤr alle Armenguͤter auf Fr. 10,000 
jaͤhrlich angeſchlagen werden. Die fuͤr den naͤmlichen Zweck 
beſtimmten Antheile an ausgeſprochenen Geldſtrafen betrugen 
in den letzten Zeiten bis Fr. 4000 im Jahr. 

Unter der gegenwaͤrtigen Regierung wurde dieſen Huͤlfs— 
quellen eine neue, ergiebigere beigefuͤgt. Das Geſetz, welches 
nach dem Beiſpiel der meiſten andern Kantone, von einheira— 
thenden Weibsperſonen aus andern Gemeinden, andern Kan— 
tonen und Auslaͤnderinnen ein nach dem Betrage des Hinter— 
ſaͤßgeldes berechnetes Einzuggeld forderte, gab dieſer Gebuͤhr die 
naͤmliche Beſtimmung, zum Capital des Armengutes gelegt zu 
werden. Die Heiraths-Einzuggelder haben nach einer Durch— 
ſchnittsrechnung in den letzten Jahren in den 22 Amtsbezirken 
des alten Kantons uͤber Fr. 60,000 jaͤhrlich betragen und nur 
vermittelſt derſelben ward es moͤglich, die Armenguͤter, unge— 
achtet der großen Armenausgaben, dennoch zu aͤufnen. 
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Der Leberberg erhielt die nemlichen Huͤlfsquellen, blieb aber 
ſonſt unbetheiligt. Das Geſetz uͤber die Herſtellung der dortigen 
Burgerrechte hatte ausdruͤcklich ſtatuirt, „daß zwar in den Ge— 
y meinden zu Unterſtuͤtzung beduͤrftiger Kranken, Gebrechlichen, 
„Wittwen und Waiſen, freiwillige Steuern geſammelt und 
y beſondere Armenſeckel errichtet werden ſollen; daß aber dieſe 
„Verbindlichkeit der Gemeinden gegen ihre beduͤrftigen Burger 
„nie anders angeſehen werden koͤnne, denn nur als eine Pflicht 
„der freien Wohlthaͤtigkeit und chriſtlichen Liebe.“ — Die ge— 
zwungene Armenpflege iſt mithin, gleich den Armentellen ſelbſt, 
in dem neuen Landestheile unbekannt geblieben, und die obern 
Behoͤrden haben ſich einzelnen wohlgemeinten Verſuchen, dieſes 
Verhaͤltniß theilweiſe, wenn ſich fuͤr die Unterkunft heimgeſen⸗ 
deter Familien oder Vaganten augenblickliche Verlegenheiten er⸗ 
zeigten, auch daſelbſt einzufuͤhren, ſtets beharrlich widerſetzt. 


Als die Jahre der Theurung außerordentliche Anftrengun: 
gen der Gemeinden noͤthig machten, ) erhielt die Landesoͤkono— 
mie⸗Commiſſion den Auftrag, den Zuſtand des Armenweſens 
und die Zweckmaͤßigkeit der Armenordnung von 1807 zu unter⸗ 
ſuchen. Als Subſidien zu Erfuͤllung dieſes Auftrags ſollten 
einerſeits die Aufnahme eines genauern Bevoͤlkerungs⸗Etats, 
anderſeits die Berichte über das Tellweſen dienen; beider Ar— 
beiten iſt bereits gedacht worden. Beſonders aber wuͤnſchte man 
das Publikum für dieſen hoͤchſt wichtigen Gegenſtand zu inte 
reſſiren. Es wurden daher Preisfragen uͤber den dermaligen 


*) In der 400 Haushaltungen zählenden Gemeinde Eggiwyl hatte der Durch— 
ſchnitt der Armentelle 1772—1781 betragen Kronen 599 btz. 18. 1816 war 
dieſelbe auf Kronen 3260 btz. 6 angeſtiegen. Die Bevölkerung hatte ſich 
1807 — 1816 um 368 Seelen vermehrt. 120 Haushaltungen mußten 
beſteuert werden. 


29. April 1816. 
9.22. 


19. Nov. 1817. 


28. Jan. 1818. 


2. April 1818. 


22. April 1822. 
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Standpunkt des Armenweſens, über die Urſachen, welche dieſen 
Standpunkt herbeigeführt und uͤber die Mittel gegen die Fort⸗ 
ſchritte des Uebels oͤffentlich ausgeſchrieben und anſehnliche Preiſe 
auf die befriedigende Loͤſung der Aufgaben geſetzt. Die Zahl 
der eingelangten Denkſchriften war groß, mehrere unter den⸗ 
ſelben zeichneten ſich durch Sachkenntniß und praktiſche Anſich⸗ 
ten aus, alle zeugten von Wohlmeinenheit und redlichem Stre⸗ 
ben nach Wahrheit; keine jedoch vermochte die Aufgabe voll⸗ 
ſtaͤndig zu loͤſen. ) 

Indeß fuhr die ſeit den Anfaͤngen der Mediationsregierung 
niedergeſetzte, an die Stelle der ehemaligen Landesallmoſenkammer 
getretene Armen-Commiſſion fort, neben ihren eigentlichen, 
unmittelbar auf Linderung der Armuth abzweckenden Verrich⸗ 
tungen auch das Armenweſen der Gemeinden zu beaufſichtigen, 
und ſich Materalien zu einer vollſtaͤndigen Ueberſicht deſſelben 
zu verſchaffen. Die durch das Armengeſetz anbefohlenen jaͤhr⸗ 
lichen Berichte der Oberaͤmter wurden ſpaͤter nur alle zwei 
Jahre eingefordert. Sie ſollten uͤber die Zahl der Armen im 
Lande, uͤber die Geldbeduͤrfniſſe zu ihrer Unterſtuͤtzung und uͤber 


die dazu vorhandenen Huͤlfsmittel genaue Angaben enthalten. 


Manche Gemeinden hielten dieſes nicht fuͤr noͤthig, andern fiel 
die Muͤhe laͤſtig auf; die erſten tabellariſchen Berichte geriethen 
ſehr unvollkommen; die Formulare der Rechnungen und dieje⸗ 
nigen der Perſonenzahl wurden mehreremal veraͤndert, ſo daß 
nur die letzten der Zuverlaͤßigkeit nahe kommen. Doch waͤre es 
jedenfalls gewagt, ſtatiſtiſche Reſultate daraus zu ziehen. Alle 
zwei Jahre wurden dieſe Berichte der Regierung vorgetragen. 
Bei einer auch oberflaͤchlichen Durchgehung derſelben mußte 


*) Nähere Angaben hierüber enthält Beilage Nro. LXIII. 
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die Ungleichheit auffallen, welche ſich von einem Amte zum an— 
dern zeigt, vorzuͤglich aber der Umſtand, daß in den emmen— 
thaliſchen Aemtern, wo viel Induſtrie herrſcht, wo die Inſti— 
tution des Minorats die großen Guts⸗Complexe beguͤnſtigt, wo 
viele Einwohner in die Fremde auswandern, die Armenlaſt am 
ftärfften; in den Aemtern des Seelandes, wo alle dieſe Verhaͤlt— 
niſſe ganz umgekehrt find, am ſchwaͤchſten erfcheint.) Die im 
Emmenthal vor zwanzig Jahren errichteten Spitaͤler“) waren 
ein Verſuch, dieſe Laſt zu erleichtern, ſcheinen aber, ungeachtet 
ihrer zum groͤßern Theil mit Sorgfalt und Umſicht gefuͤhrten 
Verwaltung, dieſe Abſicht nicht erreicht zu haben. Ueber die 
Urſachen der Erſcheinung ſelbſt waͤre ſchwerlich eine ganz genuͤ— 
gende Auskunft zu finden; ſie moͤgen mannigfaltiger Art ſeyn. 
Doch laſſen ſich zwei thatſaͤchliche Verſchiedenheiten zwiſchen den 
genannten beiden Landesgegenden nicht beſtreiten. Die emmen— 
thaliſchen Gemeinden ſind ſehr groß, die ſeelaͤndiſchen klein; in 
dieſen beſtehen bedeutende Gemeindsguͤter in Liegenſchaften, in 
jenen ſind die wenigen Allmenten meiſt aufgetheilt worden. 

Die letzte allgemeine Berathung uͤber die vorgelegten Ar— 
menberichte von den Jahren 1823 und 1824 gieng von nach⸗ 
folgenden Ergebniſſen aus: 

Die Capitalien der Armenguͤter hatten ſich in jenen zwei 

Jahren vermehrt um. . .Fr. 166,908 Rp. — 
Die Huͤlfsquellen ertrugen mehr . . . Fr. 57,577 Rp. 84 
Die Ausgaben erforderten mehr .. „ 46,555 „ẽ 90 
Das Verhaͤltniß war alſo guͤnſtiger um . Fr. 11,021 Rp. 94 


*) In dem Amtsbezirke Signau beträgt die Armenſteuer 45 btz. auf den 
Kopf, in den Amtsbezirken Erlach und Nidau (alten Kantons) nicht 
ganz 4 be. 


**) Zu Lüzelflüh, Rüexau, Sumiswald zu Rüderswyl, Langnau und Trub. Aus— 


36 


15. Sept. 1828. 
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Die Zahl der Beſteuerten war auf 18,116 Perſonen, alſo 
Vs der Bevoͤlkerung angeſtiegen, und hatte in den genannten 
beiden Jahren um 528 Koͤpfe zugenommen. 


In der Berathung waren Anſichten gefallen, daß die Ge— 
meinden auch bei dem beſten Willen den Andrang der duͤrftigen 
Angehoͤrigen nicht abzuwehren vermoͤgen, daß die Capitaliſirung 
der geſetzlichen Huͤlfsquellen allzu langſam wirke, daß von oben 
herab kraͤftiger eingeſchritten, und beſonders der uͤberhandnehmen—⸗ 
den Arbeitsſcheu, welche aus der Zuverſicht entſpringt, auch 
bei Nichtsthun Unterſtuͤtzung zu finden, geſteuert werden muͤſſe. 
Zu dieſem Ende wurden einige Gedanken uͤber abhuͤlfliche Maß— 
nahmen nur vorläufig und mit Vorbehalt einer nähern Pruͤ⸗ 
fung angebracht: 


1) In denjenigen Gemeinden, welche nicht Allmentland zur 
Austheilung an Arme beſitzen, die fallenden Einzuggelder zu 
dem Ankaufe ſolchen Landes zu verwenden, damit die Armen 
zugleich unterſtuͤtzt und beſchaͤftigt werden. 


2) Zur Verminderung der Armenlaſt diejenigen Gemein— 
heiten, deren Armengut wirklich auf einen mit der Zahl ihrer 
Armen verhaͤltnißmaͤßigen Betrag angewachſen, zu autoriſieren, 
die Einzuggelder nicht mehr zum Capital zu ſchlagen, ſondern unter 
die jährlichen Huͤlfsquellen der Armenpflege zu ſetzen. 


3) In den verſchiedenen Gegenden des Kantons obrig— 
keitliche Arbeitsanſtalten einzurichten, in welchen die von den 
Gemeinden hingeſendeten duͤrftigen Muͤßiggaͤnger mit Feldbau 


züge aus den Statuten findet man in dem „Bericht über die Verhandlun— 
„gen der Armen: Direktion zu Bern, 1809.“ Die Anftalt zu Rüexau iſt 
in den letzten Zeiten eingegangen. > 
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und häuslicher Arbeit auf ehrliche Weiſe, aber unter ſtreuger 
Aufſicht, beſchaͤftigt werden koͤnnten. 

4) Durch dieſe und andere Anordnungen, unter welche 
auch thaͤtliche Beihuͤlfe an die ſtaͤrkſtbelaͤſtigten Gemeinden ge— 
hoͤren konnte, auf Herbeifuͤhrung eines ſolchen Zuſtandes zu 
wirken, daß, nach dem Beiſpiele eines Nachbarkantons, der 
Grundſatz ausgeſprochen werden koͤnne: „die Gemeinden ſeyen 
„verpflichtet, aus dem Ertrage ihres Armenguts und der uͤbri⸗ 
„gen geſetzlichen Huͤlfsquellen die unverſchuldete Armuth ihrer 
„Angehoͤrigen zu erleichtern, nicht aber dafuͤr Steuern auszu— 
„Schreiben; ſomit ſollen die Armentellen abgeſchafft ſeyn. “) 

Diefe Anträge waren von fo weitgreifender Art, daß rath- 
ſamer befunden wurde, dieſelben noch reiflicher ausarbeiten zu 
laſſen. Indeſſen wurden den Gemeinden Anweiſungen zu beſ— 


ſerer Führung ihres Rechnungsweſens ertheilt, *) und den Ober⸗ 


aͤmtern ernſtlich anbefohlen, dem Armenweſen ihre ganze Auf— 
merkſamkeit zu ſchenken, durch alle in ihrer Stellung ihnen zu⸗ 
kommenden Mittel Liederlichkeit und Muͤßiggang zu hindern, 
die Gemeinden gegen unbegruͤndete Zudringlichkeit ihrer Armen 
zu ſchuͤtzen, und die Armen- und Bettelordnung ſtreng zu hands 
haben. 


Die Armenberichte von den Jahren 1827 und 1828 ſind 


*) Im Neuenburgiſchen wurde die gezwungene Armenpflege 1773 eingeführt 
und auf Klagen über die Vermehrung der Zahl und geſteigerte Begehr— 
lichkeit der Armen durch Beſchluß vom 20. Febr. 1819 dahin modiftzirt, 
daß zwar die Gemeinden ihre Armen zu unterſtützen haben, ſo weit ihre 
Hülfsmittel an Armengütern es erlauben, daß aber die Erhebung jeder 
Taxe für die Armen ausdrücklich unterſagt ſey. 


%) Dahin gehört auch die gedruckte Sammlung der „Ordnungen über das Ar- 


„menweſen.“ 1830. 
36* 


6. Okt. 1828. 


Obrigkeitliche 
Steuern. 
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der Regierung noch nicht vorgelegt worden. Sie weiſen fuͤr 
die 22 Aemter des alten Kantons, mit Ausnahme der Staͤdte, 
folgende Reſultate aus: 

Die Capitalien der Armenguͤter waren auf . Fr. 2,474,938 
angeſtiegen; fie hatten ſich ſeit 1824 um. . . „ 324,151 
nd Jet 809 um . 4,0300000 
vermehrt. 

Die Huͤlfsquellen in den beiden Jahren wur— 
den aßigegeben auff sk 0%. 100 

In den Jahren 1823 und 1824 aden die⸗ 
ſelben ausgeworfen e e 

ene Fr. 142,398 
Das ſaͤmmtliche Ausgeben fuͤr Armenunter⸗ 
Aung belief ſich auff, „, 
und erzeigte gegen dasjenige von 1823 und 1824 
eine Vermehrung von. 43 
Ende Jahrs 1828 betrug die Zahl 105 Beſteuerten „ 19,907 
und hatte alſo ſeit 1824 zugenommen um 1,791. 

Die Armentellen, dieſer wichtigſte Maßſtab, hatten 1827 
und 1828 betragen Fr. 395,479, und ſeit 1824 abgenommen um 
Fr. 13,448, oder um jährlich beilaͤufig Fr. 6,700.*) 

Es begnügte ſich aber die Regierung nicht mit Abfaſſung 
von Verordnungen und Einziehung von Berichten uͤber das 
Armenweſen, ſondern ſie ſuchte auch ſelbſt zu helfen, wie in 
älteren, beſſeren Zeiten. Die großen Geldbeitraͤge an Spitaͤ— 
ler, die Badeſteuern, Holzſteuern an Arme aus obrigkeitlichen 


* 


*) Beilage Nro. LXIV. zeigt die Reſultate der Armenberichte von 1827 und 
1828 den Amtsbezirken nach, mit einer vergleichenden Zuſammenſtellung, 
ſo genau als es einige unvollſtändige Angaben geſtatten. 
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Waldungen u. ſ. f. find unter anderen Abſchnitten des gegen— 
waͤrtigen Werkes vorgekommen. — Die Pfruͤnden und Spenden 
aus ehemaligen Kloͤſtern, fire Steuern an Gemeinde; und Ar: 
menguͤter, Unterſtuͤtzungen bei Braͤnden, Waſſerſchaden, Liebes— 
ſteuern an Aeußere betrugen jährlich bei Fr. 50,000.) Vergleicht 
man die Ausgaben fuͤr Armen⸗ und Krankenanſtalten, mit 
denen fuͤr das Kriegsweſen, ſo ſieht man, daß ſie ungefaͤhr die 
Haͤlfte von dieſen betrugen; rechnet man aber zu jenen die 
Ausgaben fuͤr Geiſtlichkeit und Lehranſtalten, ſo findet ſich 
das wohl in wenigen Staaten anzutreffende Verhaͤltniß, daß 
in unſerm Kanton der Staat auf den Lehrſtand und Werke der 
Wohlthaͤtigkeit dreimal mehr verwendet hat, als auf den 
Wehrſtand. | 

Die Huͤlfsbeduͤrftigen, welchen aus der Caſſe der Armen: 
Commiſſion Unterſtuͤtzungen zu Theil geworden, gehoͤren unter 
verſchiedene Claſſen: 

Heimathloſe, zum Theil ſchon vor 1798 obrigkeitlich ver— 
pflegte, zum Theil wegen geſetzwidriger Ehen zur Zeit der hel— 
vetiſchen Republik in ihrer Heimath nicht aufgenommene Fami⸗ 
lien, waren der Armen⸗Commiſſion, in fo weit noͤthig, zur Ver: 
pflegung und Erziehung der Kinder bis ins erwachſene Alter 
uͤbergeben. 1814 waren deren 40, jetzt noch 25 Perſonen. 

Seit mehreren Jahren erhalten Gemeinden, welche das 
Ungluͤck haben, Unheilbare oder Gemuͤthskranke in dem aͤußern 
Krankenhauſe unterbringen zu muͤſſen, und denen das daherige 
Koſtgeld von Fr. 150 laͤſtig iſt, obrigkeitliche Beitraͤge von 
Fr. 75 oder Fr. 50. Ende 1831 waren von den erſtern 12, 
von den letztern 16 in dieſem Falle. 


) Für die einzelnen Rubriken und Summen wird auf die Beilage Nro. LXV 
verwieſen, welche 1814— 1829 ein daheriges Ausgeben von Fr. 1,167,620 
darſtellt, 


Invaliden⸗ 
Penſionen. 
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Penſionen oder lebenslaͤngliche Unterſtuͤtzungen fuͤr ſolche, 
welche bei obrigkeitlicher Arbeit oder ſonſt außerordentlicher Weiſe 
verungluͤckt, werden auf beſondere Erkenntniſſe des Kleinen 
Raths an neun Perſonen entrichtet. Unterſtuͤtzungen von Fr. 50 
bis 150, entweder fuͤr ein- und allemal, oder auf eine Reihe 
von Jahren, wegen erlittener Ungluͤcksfaͤlle, oder an alte aus— 
gediente, ganz untergeordnete Bedienſtete genoſſen im letzten 
Jahre 16 Perſonen oder Familien. 

Von der Commiſſion ſelbſt wurden Steuern zu Fr. 6, 8, 32 
geſprochen; letztere Summe iſt das Maximum ihrer Competenz fuͤr 
eine Perſon oder Familie. Hier wird der Andrang mit jedem Jahre 
ſtaͤrker; 1814 betrugen dieſe Steuern Fr. 2,236, und ſtiegen im Jahre 
1830 auf Fr. 5,035. Zwar iſt ſeither der Leberberg hinzuge— 
kommen, allein bis jetzt ſind ſehr ſelten von daher Steuer— 
Begehren eingelangt. Die Zahl der im letzten Jahre unter— 
ſtuͤtzten Perſonen betraͤgt 558. 

Holzſteuern in kleinen Portionen werden durch die Stadt⸗ 


geiſtlichen an Einſaßen vertheilt; eben fo Begraͤbnißſteuern. 


Unter dieſen verſchiedenen Rubriken ſind in den letzten 
ſiebzehn Jahren von der Armen-Commiſſion verlegt worden 
Fr. 158,982 Rp. 15.) 

Zum Beſchluſſe folgt hier noch eine Inſtitution, die nicht 
eigentlich hieher gehoͤrt, indeß als Unterſtuͤtzung nicht leicht eine 
ſchicklichere Stelle in dieſem Berichte finden koͤnnte. Es ſind 
die Invaliden-Penſionen, welche an die Nachgelaſſenen der 
Umgekommenen im Feldzuge von 1798, und an die damals 
ſchwer Verwundeten, zu welch letztern in den Jahren 1802 und 
1815 noch einige gekommen, gleichſam als Ehrenſchuld fuͤr ihre 


*) S. Beilage Nro. LXVI. 
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dem Vaterland und der Regierung bewieſene Treue bezahlt 
worden ſind und noch bezahlt werden. Der Umgekommenen 


ſind nach dem edeln Denkmale im großen Muͤnſter, das ihre 


Namen traͤgt, in allem 702 Verwundete nach den wiederholt auf— 
genommenen Verzeichniſſen 402. 


Die Berneriſche Verwaltungs-Kammer machte ſchon Ver— 
ſuche waͤhrend der helvetiſchen Republik, etwas fuͤr dieſe ver— 
dienten Leute zu thun, allein es unterblieb. Erſt im Jahre 
1806 gelang es der Mediations-Regierung, die noͤthigen Gel— 
der dafuͤr auszumitteln. Ein dießartiger Beſchluß des Kleinen 
Raths ſetzte die Grundlagen feſt, und von dem dazu begwaͤl— 
tigten Staatsrathe ward die Vollziehung angeordnet. Sowohl die 
Nachgelaſſenen von Umgekommenen als die Verwundeten wur— 
den in drei Claſſen eingetheilt: 


Wittwen ohne Kinder erhielten Fr. 20, ſpaͤterhin Fr. 25. 
Wittwen von 1 bis 3 Kindern Fr. 25. Wittwen mit 4 oder 
mehr Kindern Fr. 40. Elternloſe Waiſen Fr. 25, bis das juͤngſte 
Kind das achtzehnte Jahr erreicht hatte. 


Von den Verwundeten erhielten die ledigen Maͤnner Fr. 32, 
die Hausvaͤter mit 1 bis 3 Kindern Fr. 60, die Hausvaͤter mit 
4 oder mehr Kindern Fr. 80. Im Verlauf der Zeit ſind meh— 
rere ſchwer Verwundete aus der unterſten in hoͤhere Klaſſen 
verſetzt worden. 


Fuͤr das Jahr 1807 wurden die Penſionen zum erſtenmal 
bezahlt; manchem, welcher voͤllig geheilt worden, aber bezahlte 
Rechnungen des Wundarzts aufweiſen konnte, wurden fie ver— 
guͤtet; andere, welche Penſionen verlangten oder abgewieſen 
werden mußten, erhielten Unterſtuͤtzungen für ein- und allemal. 

Die Geſammtſumme der Ausgaben für dieſen Gegenſtand 


2. Nov. 1806. 


1. Dez. 1806. 


17. Dez. 1822. 
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vom Jahre 1807 bis und mit 1830 betraͤgt Fr. 273,698 
Biz 

Noch waren unſerer Regierung in ſtetem Angedenken die 
Unteroffiziere und Soldaten, welche an jenem Kampfe im 
Schloſſe der Tuilerien in Paris am 10. Auguſt 1792 Theil 
genommen, der den militairiſchen Ruhm der Schweizer, man 
kann wohl ſagen in Europa erneuert hat. Nach der Reſtauration 
des koͤniglichen Hauſes waren die Offiziere mit Penſionen ber 
dacht worden. Unteroffiziere und Soldaten hingegen lebten un; 
belohnt, zum Theil in großem Beduͤrfniß. Daher beſchloß der 
Große Rath: es ſolle jedem dieſer braven Leute aus der Zahl 
der hieſigen Angehörigen, groͤßtentheils Leberberger, lebensläng- 
lich eine Gratifikation von Fr. 64 entrichtet werden; es waren 
ihrer 18, die ſich ſeither bis auf 13 vermindert haben. Vom 
Jahre 1823 bis 1830 find für dieſe ehrenhafte Ausgabe Fr. 8000 
verwendet worden. 


*) umgekommene: 
1. Claſſe Fr. 20 Fr. 3,940 
II. » 5 25 . 97 58,724 

III. > „ 40 „ 2314280 


Fr. 93,944 btz.— 


Verwundete: 
T. Claſſe Fr. 32 0 0 St. 41,639 
II. 2 f 99 60 0 4 E 73,735 


III. 92 79 80 5 2 » 56,800 . 
— — Fr. 172,174 „ — 


Neue Penfionen zu Fr. 150 an beſchädigte Artilleriſten „ 1,400 „ 


Chirurgiſche Koſttete n » 4,600 „ 8 
een N NE HEN, 1,305 „ — 
Verwaltungskoſtvee “nn » 274 „ 9 


Fr. 273,698 btz. 7 


—ů— 8 
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14. 


TLandsassen, französische Colonie. 


Die in den letzten Zeiten die Aufmerkſamkeit der Behoͤrden 
ſo vielfach in Anſpruch nehmende Klaſſe von Heimathloſen ſind 
in der Schweiz keine neue Erſcheinung. Schon vor mehreren 
Jahrhunderten war dieſes Land, ſeiner Lage und innern Ver— 
haͤltniſſe wegen, der Aufenthalt zahlloſen fremden Geſindels ge— 
weſen, deſſen Bedruͤckungen den Beſchluß der eidgenoͤſſiſchen 
Tagſatzung zu Baden vom Jahre 1571 veranlaßt, durch wel- 
chen alle Kantone ſich gegenſeitig verpflichtet hatten, nach Fort— 
ſchaffung der auslaͤndiſchen Vaganten, die ihnen angehoͤrenden 
Armen aufzunehmen und zu behalten, alſo daß ſie den anderen 
Kantonen nicht mehr beſchwerlich fallen. Dieſer Tagſatzungs— 
beſchluß war auch im Kanton Bern bekannt gemacht worden, 
mit der Aufforderung an die Unterthanen, die Armen, jeden, 
in dem Kirchſpiel, wo er geboren und erzogen worden, zu ver— 
ſorgen. 

Im Verfolge der Zeit ſuchten die Gemeinden, ſich dieſer 
Laſt zu entledigen und viele Arme, von denen ſie behaupteten, 
fie ſeyen aus anderen Gegenden eingezogen, auf diejenigen Be— 
zirke zu weiſen, aus denen ſie hergekommen ſeyn ſollten. Es 


31. Mai 1571. 


1676. 


14. Okt. 1679. 
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entſtanden hieruͤber eine Menge Streitigkeiten zwiſchen den Ge— 
meinden; bei den unvollkommenen Polizeianſtalten mehrte ſich 
die Zahl der Einzuͤglinge, welche dann wieder auf allen Seiten 
zuruͤckgeſtoßen wurden, und die Regierung fand noͤthig ins 
Mittel zu treten. | 


Sie ſetzte zu dem Ende eine eigene Behörde, die Allmoſen— 
Kammer ein, welche die verſchiedenen Klagen unterſuchte, und 
eine Verordnung auswirkte, in welcher als Grundſatz aufgeſtellt 
wurde: „daß ein jeder Fremder, da wo er ſich hinterſaͤßlich 
„befindet, ſammt den Seinigen forthin auf ſelbige Form ohne 
„weiteres Disputiren geduldet werden ſolle, jedoch vorbehalten, 
„diejenigen Manns» und Weibsperſonen welche nur angenom— 
„mene Landeskinder, oder aus Mangel Heimaths mit ſonderbar 
„gegebenen Scheinen Arbeit und Nahrung aufs Land zu ſuchen 
„gewieſen worden, ohne daß ſelbige einigen Gemeinden aufge— 
„drungen werden koͤnnen.“ | 


Dieſe mit befondern Rathsbewilligungen im Lande angeſeſ— 
ſenen Fremden bilden nun die erſte und zahlreichſte Klaſſe von 
Heimathloſen, deren Beſorgung und Verpflegung durch die Ar— 
menordnung von 1690 der Allmoſen⸗Kammer aufgetragen ward. 
Sie beſtand: 


1) aus alten Landes-Einwohnern, welche wegen ihrem Be— 
ruf als Keßler, Kraͤzentraͤger, Bettler ꝛc. ohne fixen 
Aufenthalt im Lande herumgezogen waren; zum groͤßern 
Theil aber 

2) aus Landesfremden, welche wegen den damaligen Re— 
ligionskriegen und Glaubensverfolgungen ihr Vaterland 
verlaſſen, und ſich in die proteſtantiſche Schweiz gefluͤch— 
tet hatten. Dieſe Klaſſe vermehrte ſich beſonders bei 
den fortdauernden Kriegsdrangſalen, wo ihr der Dul— 
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dungsgeiſt, der die Regierung in jenen Zeiten auszeich⸗ 
nete, im Kanton Bern eine ſichere Zufluchtsftätte ge— 
ſtattete. 

Eine zweite Klaſſe von Heimathloſen bildeten die ver— 
laſſenen Kinder von Dirnen die zu Verdeckung der wahren Vaͤ— 
ter ihrer Kinder Fremde angaben, und dadurch uneheliche Kin— 
der dem Lande aufbuͤrdeten; die Abſtaͤmmlinge von Fremden, 
welche als Proſelyten oder ſonſt im Kanton ſich niedergelaſſen 
hatten, in demſelben, obſchon ohne Heimathſchein, aus Nach— 
ficht oder Mangel polizeilicher Aufſicht waren geduldet worden, 
und auf dieſe Weiſe eine Art von Heimathrechtigkeit erworben 
zu haben glaubten; und endlich die Findelkinder, eine Folge der 
in jener Zeit ſo haͤufig vorkommenden Kinderausſetzungen. 

Alle dieſe verſchiedenen Heimathloſen wurden in Faͤllen 
von Noth von der Allmoſen⸗Kammer, der Exulanten-Kammer, 
dem Handwerks⸗Direktorium und dem Findelpfleger theilweiſe un— 
terſtuͤtzt, bis ſie in eine eigene Korporation unter dem Namen 
von Land ſaſſen vereiniget wurden. 

Merkwuͤrdig iſt der Eingang der daherigen Verordnung. 
Die Regierung habe, um den unbeſtimmten Zuſtand der im Land 
ſich befindlichen Heimathloſen zu verbeſſern, wie nicht weniger 
auch zu Erleichterung des Landes dieſe Heimathloſen in eine Kor— 
poration bringen laſſen, „damit ſelbige, bis ſich der eint oder 
„andere von ihnen ein wirkliches Buͤrgerrecht mit allen damit 
„ ver knuͤpften Vortheilen werde angeſchafft haben, aus dem dazu 
„gewiedmeten Fundo beſorgt und nach Erforderniß beſteuert 
5 werde.“ 

Die Errichtung der Landſaſſen-Korporation erſcheint ſomit 
als eine bloß proviſoriſche Maßregel zum Zweck der ordentlichen 
Einburgerung der heimathloſen Landesfremden in Burgerrechte 
des Kantons. 


1778. 1780. 
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Die Anzahl der Heimathloſen belief ſich bei ihrer Vereini— 
gung in der Korporation auf 3482 Koͤpfe. 


Die Regierung ſicherte derſelben eine jährliche Beiſteuer 
von Pfd. 15,000 zu, wovon Pfd. 3000 nicht verwendet, fon- 
dern zu Bildung eines Gemeindfundus an Zins gelegt werden 
ſollten. Zu demſelben ſollten die vermoͤglichen Landſaſſen durch 
Bezahlung jaͤhrlicher Abgaben beitragen: man ſchaͤtzte den da⸗ 
herigen Beitrag auf jaͤhrlich Fr. 2250, und glaubte ſomit in 
12 Jahren einen ſolchen Fundus zu bilden, daß mit der Zeit 
die beduͤrftigen Landſaſſen aus demſelben allein, ohne fernere 
Beiſteuer der Regierung, unterhalten werden koͤnnten. 


Allein wenige Jahre reichten hin, bei der Regierung die 
Ueberzeugung hervorzubringen, daß man ſich in dem gehofften 
Reſultate der neuerrichteten Landſaſſen-Korporation geirrt habe. 


Schon Anno 1782 klagte die Landſa ſſen⸗Korporation, daß 
die jährlichen Anlagen der beguͤterten Landſaſſen ſich nicht fo 
hoch belaufen, als man gehofft hatte. 1784 ſtiegen ſie nicht 
auf Fr. 1000 an, und von 1798 hinweg wurden gar keine 
mehr gefordert. 


1785 wurde zu den ordentlichen Pfd. 15,000 noch ein 
Zuſchuß von Pfd. 8000 fuͤr die Beſtreitung der gewoͤhnlichen 
Ausgaben bewilliget. 


1788 hatte ſich die Korporation bereits auf 4163 Koͤpfe 
vermehrt; wahrſcheinlich eine ungluͤckliche Folge der der Land⸗ 
ſaſſen⸗Korporation fruͤher gegebenen Befugniß, gleich einer Ge— 
meinde, Landesfremde gegen Erlag eines Einkaufgeldes von we— 
nigſtens Fr. 200 in die Korporation aufzunehmen. 


Im Jahre 1792 wurden Pfd. 26,000 und 
1794 Pfd. 30,000 von der Regierung zu Beſtreitung der 
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jaͤhrlichen Ausgaben bewilligt, von welcher Summe nichts 
mehr capitaliſirt worden iſt. 

Endlich im Jahre 1797 beliefen ſich die Unterſtuͤtzungen 
auf die Summe von Fr. 29,971 fuͤr 515 Koͤpfe, ohne die auf 
den Aemtern Verpflegten in Anſchlag zu bringen.“) 

In allem hat die Regierung von 1780 bis 1798 aus der 
Standescaſſe die bedeutende Summe von Fr. 343,750 auf 
die Korporation verwendet, von welcher bloß Fr. 23,685 
capitaliſirt worden. | 

Es wurde daher ſchon während dieſem Zeitraum zu ver— 
ſchiedenen Malen die Frage unterſucht, wie dem Zuwachſe der 
Korporation geſteuert werden koͤnnte. Man rieth auf Ankauf 
von Burgerrechten, Anweiſung von Land zu Bildung einer Ru— 
ralgemeinde; — Behinderung der Verehelichung beſteuerter Land⸗ 
ſaſſen bis nach Ruͤckerſtattung erhaltener Steuern — uͤberhaupt 


) Im Jahr 1779 bei Errichtung der Korporationen waren auf dem Etat 


Landſaſſen⸗ Kinde 46 
S a cn 58 
Alte Landſaſſeeõen 37 141 
Im Jahr 1785. Landſaſſen⸗ Kinder . 186 
Findelkinder 3 73 
Alte Landſaſſeennn 79 
343 
Im Jahr 1787. Landſaſſen⸗ Kinder . 279 
RJ 23 
. 1702 
404 
Perſonen. 
Im Jahr 1791 verpflegt in der Stadt.. 389 
8 auf den Aemtern 35 
beſteuert in der Stadt 115 
5 auf den Aemtern . 170 


679 


Nov. 1803. 
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Beſchraͤnkung der Ehen von Landſaſſen; — Verbot des Acceſſes 
für Naturaliſationsbegehren von Fremden bei Mughn. den Raͤ⸗ 
then; — Competenz an die Landſaſſen-Korporation zu Zuckung 
der Korporations⸗Scheine, und Verluſts-Erklaͤrung des Land⸗ 
rechts gegen liederliche Landſaſſen. — 

Es ſcheint aber nicht, daß jemals eine eigentliche e 
fende Maßregel getroffen worden ſey. 

Die Korporation verblieb alſo in dieſem Zuſtande unter 
der helvetiſchen Regierung von 1798 bis 1803, waͤhrend welchem 
Zeitraum ſie mit Fr. 92,183 von derſelben unterſtuͤtzt, und 
daruͤber aus von dem Landſaſſenfond uͤber Fr. 20,000 zu Be⸗ 
ſtreitung ihrer Beduͤrfniſſe verwendet worden. Sogleich nach 
Einfuͤhrung des Mediationszuſtandes wurde von dem damaligen 
Juſtizrathe die Theilung der Landſaſſen mit den Kantonen 
Waadt und Aargau anbefohlen. 

Die Arbeit konnte nur aͤußerſt langſam von Statten gehen, 
weil es bei der großen Zerſtreuung der Landſaſſen uͤber drei 
Kantone ſchwierig war, einen genauen Etat ihres Beſtandes 
aufzuſtellen. Endlich kam die Arbeit im Jahre 1805 zu Stande; 
fie bot eine Totalitaͤt von 4107 Köpfen dar, welche nach dem 
Verhaͤltniſſe von 

4% fuͤr Bern zu 2341 Koͤpfe 
Yan Waadt n 1182 n 
Me Aargau 8 
vertheilt wurden. | 

1818 wurde im Secretariat der Landſaſſen-Commiſſion eine 
eigene Zaͤhlung der Berniſchen Landſaſſen vorgenommen, nach 
welcher dieſelben auf 2569 Koͤpfe anſtiegen. 

Nach einer nachtraͤglichen Convention mußten im Jahre 
1824 dem Kanton Waadt 41 Koͤpfe von den ihm fruͤher zuge— 
fallenen Landſaſſen wieder abgenommen werden. 
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Der fruͤher beſtandene Landſaſſenfond iſt ſchon ſeit 1807, 
zu Vereinfachung der Comptabilitaͤt, Fr. 13,070 ſtark an die 
Regierung abgegeben worden, und ebenſo wurde der früher be— 
ſtandene Depoſito⸗Fond aufgelöst, und die Capitalien auf den 
Namen der jeweiligen Eigenthuͤmer aus der Corporation in die 
Dienſten⸗Zinscaſſe an Zins gelegt. 

Unter der Mediationsregierung von 1803 bis 1814 wurde 
auf die Landſaſſen die Summe von Fr. 219,648 verwendet. 
Im Jahre 1814 belief ſich die Zahl der ordentlich Beſteuerten 
auf 307 Köpfe. Von 1814 bis 1830 verwendete die gegen⸗ 
waͤrtige Regierung Fr. 382,029 auf dieſelben; im letzten Jahre 
1829 wurden 377 Koͤpfe ordentlich verpflegt. Hieher gehoͤrt 
die Bemerkung, daß ſeit dem Jahre 1798 keine Landſaſſen mehr 
von den Aemtern Steuern empfangen haben, ſondern alle von 
dieſem Zeitpunkte hinweg einzig und ausſchließlich von der 
Landſaſſenkammer unterſtuͤtzt worden ſind. 

Wie ſchon früher unter der alten Regierung das Beduͤrf— 
niß ſich laut ausgeſprochen hatte, der ſteten Zunahme der 
Landſaſſen⸗Corporation Schranken zu ſetzen, fo fühlte die ge⸗ 


genwaͤrtige Regierung noch dringender die Pflicht, zu Erreichung | 


dieſes wohlthaͤtigen Zweckes die geeigneten Maßregeln zu treffen. 

Sie glaubte in der allmaͤligen Einbuͤrgerung der Land- 
ſaſſen in Ortsburgerrechte, verbunden mit der Behinderung der 
Ehen unverheuratheter Mannsperſonen, das einzig wirkſame Mit⸗ 
tel zu finden, und eroͤffnete daher der Landſaſſen-Commiſſion 
einen Credit von Fr. 20,000 auf vier Jahre, um durch Heiraths— 
Steuern an ledige Weibsperſonen, und Einkaufs-Steuern an 
ledige Mannsperſonen den vorhabenden Zweck zu erreichen. Zu⸗ 
gleich wurde durch eine von der hoͤchſten Landesbehoͤrde erlaſſene 
Verordnung das Verhaͤltniß der Landſaſſen zu den Gemeinden 
ihres Wohnorts und zu der Kammer naͤher beſtimmt, und den 


15. Febr. 1826. 
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vermoͤglicheren Gliedern der Corporation die Pflicht auferlegt, 
ſich in ein Ortsburgerrecht einzukaufen, wozu ihnen die Kam— 
mer behuͤlflich ſeyn ſollte. 


Als Reſultat dieſer Maßregeln ergiebt ſich, daß vom Fer 
bruar 1826 bis 1. Juni 1831 ſich die Corporation durch Ein⸗ 
burgerungen in Kantons⸗-Gemeinden um 108 Köpfe mit einem 
Koſtenaufwande von Fr. 19,102, und durch Heiraths-Aus⸗ 
ſteuern um 87 Koͤpfe mit Fr. 4,092, alſo zuſammen um 195 
Koͤpfe, für die Geſammtauslage von Fr. 23,194 vermindert hat. 


Wenn auf dieſe Weiſe mit Einburgerungs- und Heiraths⸗ 
Steuern, dieſe letztern dann mit derjenigen Umſicht, welche 
der Landſaſſen⸗Kammer durch eigene Reſcripte des Kleinen 
Raths zur genauen Befolgung bezeichnet worden, fortgefahren 
wird, ſo kann gehofft werden, daß, freilich nicht in den erſten 
Jahren, aber in keiner gar ſpaͤten Folge, eine bedeutende Ab— 
nahme der Landſaſſen ſichtbar ſeyn, und dieſer eingeſchlagene 
Weg als der einzig moͤgliche werde erkannt werden, um die 
Corporation mit allfaͤlliger Ausnahme der Findelkinder endlich 
aufzuloͤſen.) Der Koſtenaufwand iſt genau betrachtet nicht groß, 
und uͤberſteigt zuverlaͤſſig nicht die Kraͤfte der Regierung bei 
einem ordentlich geregelten Haushalt. In den naͤchſtfolgenden Jah⸗ 
ren dürften die ordentlichen Ausgaben der Landſaſſen-Kammer 
von durchſchnittlich Fr. 27,000 ſich kaum vermindern, wohl 
aber in der Folge, wenn Ausſteuern und Einburgerungen zu 
wirken fortfahren werden. 


*) Die Vertheilung der Landſaſſen, den Köpfen nach, auf die ſämmtlichen 
Kantons⸗Gemeinden nach dem Beiſpiele der Eintheilung der Heimathlo— 
ſen in andern Kantonen, bietet auf den erſten Blick weit größere Hinder— 
niſſe dar. 
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Der franzöfifchen Kolonie, einer zur Zeit der Aufhebung Franzoſiſche 
des Edikts von Nantes gebildeten Korporation, it hier nur eienie, 
beilaͤufig zu gedenken. Sie iſt 1830 auf 136 Köpfe herabge⸗ 
ſchmolzen, und beſitzt einen hinreichenden Armenfond,“) den fie 
als eine obrigkeitlich anerkannte Gemeinde durch einen Ausſchuß 
unter dem Vorſitze eines Mitgliedes des Kleinen Raths verwal— 
ten laͤßt, und uͤbrigens gleich der Landſaßen⸗ 85 alle 
Gemeinderechte ausuͤbt. 


*) Derfelbe betrug im Jahr 1830 Fr. 77,04, 


G 
SI 


18. Mai 1806. 


14. Apr. 1814. 
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15. 


Branddersicherungs = Anstalt. 


Im Jahre 1806 ift die noch gegenwärtig unter obrig— 
keitlicher Aufſicht und Leitung einer beſondern Commiſſion 
beſtehende allgemeine Brandverſicherungs-Anſtalt des Kan— 
tons Bern auf eine Probezeit von 25 Jahren in Ausfuͤhrung 
gebracht worden. Nach dem Grundſatze des freiwilligen Bei— 
tritts konnte jeder Hauseigenthuͤmer ſeine ihm zuſtehenden in 
dem Kanton gelegenen Gebaͤude von wenigſtens Fr. 300 an 
Werth verſichern laſſen, wobei aber dieſer Beitritt fuͤr die ganze 
Dauer der 25 Jahre verbindlich war. Seit dem Beginn der 
Anſtalt bis auf die letzte Zeit hat ſich dieſelbe einer ſtets zuneh— 
menden Theilnahme zu erfreuen gehabt, und iſt ſeit dem 1. Ja- 
nuar 1807 bis auf den 1. Januar 1830 von 6896 mit Frans 
ken 15,815,500 verſicherten Gebaͤuden auf die Zahl von 46,428 
Gebaͤuden mit einer Verſicherungsſumme von Fr. 79,632,800 ge⸗ 
ftiegen. — Während dieſer Zeit und beſonders in den letztverfloſſe— 
nen 16 Jahren hatte die Anſtalt mehrere bedeutende Brandun— 
gluͤcke zu ertragen. 


Der erſte groͤßere Brand ereignete ſich zu Buͤhl im Ober— 
amt Nidau, wo wahrſcheinlich durch vorſetzliche Brandſtiftung 


579 


durch oͤſtreichiſches Militair 15 Gebäude mit einem Verſicherungs⸗ 
werthe von Fr. 23,000 eingeaͤſchert wurden. — Drei Jahre 
ſpaͤter wurde faſt das ganze Dorf Lamlingen, im Oberamt Er— 
lach, mit 50 Gebaͤuden um einen Werth von Fr. 45,120 durch 
Zufall ein Raub der Flammen. — Vorſaͤtzliche Brandſtiftung 
legte den groͤßten Theil des Dorfes Walperswyl im Oberamte 
Nidau mit einem Werthe von Fr. 33,377 in Aſche. — Durch 
unbekannte Veranlaſſung brannten zu Vinelz im Oberamt Er- 
lach 17 Gebaͤude mit einem Werthe von Fr. 16,458 nieder; 
und bald darauf zu Bleyenbach im Oberamt Aarwangen 29 Ge⸗ 
baͤude mit Fr. 31,135. — Den größten Schaden ertrug die 
Anſtalt im Jahre 1827, in welchem die zwei verderblichſten 
Brandungluͤcke zuſammen trafen; naͤmlich der große Brand zu 
Frutigen, durch welchen 76 Gebaͤude mit Fr. 93,000 und der⸗ 
jenige zu Muͤnſchemier im Oberamt Erlach, wo 27 Gebaͤude 
mit Fr. 42,700 aus bis jetzt noch unbekannten Urſachen einge⸗ 
aͤſchert wurden. Die letzten bedeutenden Braͤnde ereigneten ſich 
im Jahr 1829 zu Safneren durch Hochgewitter an 22 Gebaͤu⸗ 
den mit Fr. 20,160, und zu Delsberg mit einem Schaden von 
Fr. 13,428. 

Eine Ueberſicht von 1807 bis 1830 zeigt die in dieſem 
Zeitraume verguͤteten Ungluͤcksfaͤlle an verſicherten Gebaͤuden 
und die dafuͤr nach einem Verhaͤltniſſe, das geſetzlich nie drei vom 
Tauſend der Summe aller Brandverſchreibungen uͤberſteigen ſollte, 
im Durchſchnitte aber nicht ganz Eins vom Tauſend betrug, 
ausgeſchriebenen Aſſekuranzbeitraͤge. “) 


Ungeachtet der ſo ſchnellen Zunahme des Capitalwerthes 
der Verſi icherungsſumme haben ſich die daherigen Verwaltungs⸗ 


*) S. Beilage Nro. LXVII. 
37 


6. Apr. 1817. 


31. Aug. 1824. 


16. Mai 1825. 


3. Apr. 1826. 


3. Aug. 1827. 
2. Okt. 182 7. 


27. Juni 1829. 


16. Febr. und 
29. Mai. 


25. Mai 1819. 
8.110. 


Hievor S. 394. 
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koſten nicht in dem gleichen Maße vermehrt. Laut der letztab— 
gelegten Rechnung fuͤr das Jahr 1830 betrugen dieſelben im 
Ganzen Fr. 2069 Btz. 5 Rp. 5. In dieſer Summe ſind mitbe— 
griffen Fr. 384, welche die Brandverſicherungskammer laut einer 
Vorſchrift der Feuerordnung als Prämien denjenigen Feuer⸗ 
ſpritzen entrichtet hat, die zuerſt auf der Brandſtelle einge— 
troffen; und Fr. 80 fuͤr Gratifikationen wegen ausgezeichneter 
Huͤlfsleiſtungen zur Daͤmpfung des Feuers oder Rettung der 
Beweglichkeiten. 


Das Verhaͤltniß der Regierung zu der Brandverſicherungs— 
Anſtalt iſt in einem fruͤhern Abſchnitte dieſes Berichtes darge— 
ſtellt worden. 


Bei herannahendem Ende der Probezeit von 25 Jahren, 
auf welche die Anſtalt geſetzlich berechnet war, hielt die Brand— 
aſſecuranz-Kammer für ihre Pflicht, die während dieſem Zeit: 
raume geſammelten Erfahrungen zu einigen Verbeſſerungsvor— 
ſchlaͤgen zu benutzen. 


Sie hatte ſich uͤberzeugen muͤſſen, daß bei Beſtimmung der 
Verſicherungsbeitraͤge die mehr oder weniger feuersgefaͤhrliche 
Bauart der Haͤuſer Beruͤckſichtigung verdiene und daß bei der 
jetzigen Einrichtung, wo jede Bauart eine gleichmäßige Beitrags- 
gebuͤhr nach dem Schatzungswerthe bezahlt, die beſſer gebauten 
Haͤuſer in einem hoͤchſt nachtheiligen Verhaͤltniſſe ſtehen. So 
hatten in den 23 Jahren bis und mit 1829 die ſteinernen mit 
Ziegeln gedeckten Gebäude Fr. 177,350, die hoͤlzernen, aber mit 
Ziegeln gedeckten Fr. 47,758 und ſelbſt die von Stein oder von 
Holz aufgefuͤhrten mit Schindeldach Fr. 28,912 mehr an Bei— 
traͤgen entrichtet, als ſie an Verguͤtungen zuruͤckempfangen. 
Nach einer genauen Berechnung hätten ſtatt 0,90 vom Tau: 
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ſend *), die erſten nur 0,30, die zweiten 0,58, die dritten 0,83 ½ 
bezahlen ſollen. Dieſer Unterſchied war faſt ganz den mit Stroh 
gedeckten Haͤuſern zu gut gekommen, welche an Verguͤtungen 
Fr. 252,351 mehr empfangen, als ſie an Gebuͤhren entrichtet 
und die alſo, nach obigem Verhaͤltniſſe 1,90 vom Tauſend, ſtatt 
0,90 haͤtten beitragen ſollen. 

Solcher Ungleichheit Rechnung zu tragen, gieng der An— 
trag dahin, daß nach dem Beiſpiel anderer Verſicherungs⸗An⸗ 
ſtalten die Gebaͤude nach ihrer Bauart in verſchiedene Klaſſen 
abgetheilt und die Beitraͤge fuͤr dieſe Klaſſen in einem Verhaͤlt— 
niß von Y, bis 1 vom Tauſend beſtimmt werden, fo daß die 
feuerfeſte Bauart in Stein mit Ziegeldach um das vierfache 
wohlfeiler verſichert wuͤrde als die feuergefaͤhrliche Bauart mit 
Strohdach. — Zugleich war in dem Vorſchlage der Grundſatz 
aufgeſtellt, daß wenn ein Gebaͤude nur um einen Theil des 
Schatzungswerths verſichert werde, die Anſtalt den Brand— 
ſchaden auch nur in demſelben Verhaͤltniß und nicht bis auf 
den ganzen Betrag der Verſicherungsſumme zu verguͤten habe.““) 
Der Beitritt ſollte ferner freiwillig bleiben und die Dauer der 
Anſtalt auf neue 25 Jahre, oder bis zum Jahre 1847 feſtge— 
ſetzt werden. 


Auf Befehl der Regierung iſt dieſer Geſetzesvorſchlag mit 
zudienendem Gutachten im Druck ausgetheilt worden, um die 


*) Die fremden Aſſekuranz⸗Geſellſchaften verſichern die ſteinernen mit Ziegel 
gedeckten Häuſer zu einer fixen Prämie von / 000 und das fiebente Jahr 
unentgeldlich. 


**) Würde z. B. ein auf Fr. 20,000 geſchätztes Gebäude nur für Fr. 10,000 
verſichert und einen Brandſchaden von Fr. 10,000 erleiden, fo hätte die 
Anſtalt an letztern nur Fr. 5000 zu vergüten; wäre es für Fr. 15,000 ver: 
ſichert, fo würden Fr. 7500 vergütet u. ſ. w. 


24. Juni 1831. 
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Anfichten des Landes einzuvernehmen und feiner Zeit dem Oro: 
ßen Rathe vorgelegt zu werden. Indeß wurde die jetzt beſte⸗ 
hende Einrichtung der Anſtalt noch fuͤr das Jahr 1832 verlaͤn⸗ 
gert. Ueber ihre wohlthaͤtigen Wirkungen und die Regelmaͤßig⸗ 
keit ihrer Verwaltung hat ſich die öffentliche Meinung einſtim⸗ 
mig auf das vortheilhafteſte ausgeſprochen. Sie war die erſte 
dieſer Art in der Schweiz und auch hierin hat alte Bern das 
Beiſpiel gegeben. 
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Ueber die Sendung des Hrn. Grafen von Senft find fo viele 
irrige oder entſtellte Nachrichten in das Publikum gekommen, daß 
es nicht überflüſſig ſcheinen kann, nachfolgende, den Protokollen 
entnommene Darſtellung des wahren Sachverhalts hier zum erſten— 
mal bekannt zu machen. 

„Se. Exe. Herr Graf von Senft-Pilſach traf in Bern ein 
den 19. Dezember 1813 und verlangte eine außerordentliche Ver— 
ſammlung des Staatsraths; in derſelben trug er eine ſchriftliche 
Erklärung vor, welche er aus Auftrag Sr. Maj. des Kaiſers von 
- Deftreich feines Herrn und zugleich ausdrücklich im Namen der 
H. Alliirten, des Kaiſers von Rußland und Königs von Preußen, 
zu ertheilen habe, des Inhalts: „Es haben die alliirten Mächte 
„die Nothwendigkeit erkannt, das ſchweizeriſche Gebiet durch ihre 
„Armeen betreten zu laſſen. Die Neutralität der Schweiz, zuerſt 
„verletzt durch franzöſtſche Gewaltthat, ſey bei der dermaligen Lage 
„der Sachen ein leeres Wort, denn ſtie ſchütze nur Frankreichs 
„ſchwächere Grenzen, indeß ſte die Operationen der Alliirten in 
„Italien den franzöſiſchen Unternehmungen durch das Wallis blos 
„ſtelle. Der Zweck der Alliirten ſey Herſtellung der natürlichen 
„Grenzen der Schweiz, ihrer Unabhängigkeit und dann nach dem 
„gemeinſamen Intereſſe aller Mächte, die unbedingte Garantie der Neu— 
„tralität der Schweiz in alle Zukunft. Die Konſtitution des Kantons 
„Bern, welche auf die Mediationsakte gegründet, das Gepräge frem— 
„der Willkühr trage, könne keinen Tag länger beſtehen, ſobald dieſer 


„fremde Druck aufhöre. Bern ſolle wieder ſeyn was es war und ſeyn 
1 


1 


„müße, das Herz und Bollwerk der Schweiz, es ſolle wieder in 
„den Zuſtand von 1802 zurücktreten, wo es zuletzt ſich frei aus⸗ 
„zuſprechen unternahm. Dieß ſey der Sinn und Wunſch der 
„alliirten Mächte und zugleich das Beding ihres Schutzes und 
„Wohlwollens. Morgen werden die alliirten Truppen das Schwei— 
„zergebiet betreten. Dieſe Verſicherung ſey Er beauftragt, im 
„Namen der alliirten Mächte zu ertheilen, deren Wunſch es zugleich 
„ ſey, daß die hieſige Regierung ſich den Ruhm dieſes Ereigniſſes 
„ſelbſt erwerbe, mithin dem wirklichen Einmarſch der fremden 
„Truppen zuvorkomme; daß Bern heute noch erringe, was in 
„zwei Tagen ſchon als aufgedrungen erſcheinen könnte.“ Als 
Schluß war der befondere Wunſch der alliirten Mächte beigefügt, 
„daß in dem erſten Akte, welcher die Wiedervereinigung des 
„Aargaus und der Waadt mit Bern ausſprechen wird, die Ver— 
„ſicherung einer verhältnißmäßigen Aufnahme von Familien aus 
„beiden Landſchaften in das Berner Burgerrecht und der Eröffnung 
„des Wegs zu allen Aemtern und Ehrenſtellen für das Verdienſt 
„enthalten ſey.“ Dieſe Erklärung wurde mit einem dieſelbe beglei— 
tenden und mit der Unterſchrift verſehenen Handbillet als Verbal— 
Note dem Hrn. Amtsſchultheißen zugeſtellt. Mündlich wurde bei- 
gefügt, die Regierung ſolle ihre Gewalt in die Hände der im 
Jahr 1802 niedergeſetzten Zehner-Commiſſton ablegen, als der 
letzten rechtmäßigen Behörde vor Exiſtenz der Mediationsregierung. 
Unterm 20. wurde von dieſer Eröffnung ſowohl dem eidgenöſſiſchen 
General, Hrn. Schultheiß v. Wattenwyl, als auch dem Landam— 
mann der Schweiz, Hrn. v. Reinhard, Kenntniß gegeben, mit der 
Erklärung an dieſen letztern, daß der Kleine Rath — früh eigens 
dazu verſammelt — einmüthig beſchloſſen habe: „Bewogen durch 
„die Form der Anträge, das Verhältniß des Kantons Bern gegen die 
„übrigen eidgenöſſiſchen Stände, die Lage ſeiner an den Grenzen 
„ſtehenden Truppen und ſeine Stellung gegen den Kanton ſelbſt, 
„ſeinen Poſten nicht zu verlaſſen.“ Am 21. Chriſtmonat kam das 
Kreisſchreiben des Landammanns der Schweiz vom 10. zu den Akten, 
welches die Erklärung des öſterreichiſchen Geſandten (Herrn von 
Schraut) über die Abſichten der H. alliirten Mächte und über die 
Aufhebung der Mediationsakte den Regierungen mittheilte.“ 
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„Gleichen Tags gab Hr. von Senft eine über die künftigen 
Verhältniſſe der Schweiz ſich etwas beſtimmter ausdrückende Note 
dem Amtsſchultheißen (Hrn. Freudenreich) ein, worin er aufs 
neue auf Wiederherſtellung der ehemaligen Verfaſſung drang. Die— 
fen wurden die beſtimmteſten Verſicherungen beigefügt, daß eine 
ſolche Veränderung der feſte Wille der alliirten Mächte ſey, und 
von ihnen ſelbſt durch Waffengewalt veranſtaltet werden würde. 
Dieß wurde alſogleich dem eidgen. Hrn. General überſchrieben.“ 


„Durch die amtlichen Erklärungen des ordentlich geereditirten 
Hrn. Geſandten von Schraut waren dem Hrn. von Senft alle 
diejenigen Qualifikationen beigelegt worden, welche feinen auftrags— 
gemäßen Eröffnungen ein entſchiedenes Gewicht beilegen mußten.“ 


„Nach den gleichen Rückſichten welche hievor bezeichnet ſind, 
ſo wie auch um nicht vielleicht den ungerechten Wahn zu nähren, 
als hätte die Regierung die fremden Truppen ins Land gerufen, 
blieb auch jetzt dieſelbe bei dem früher gefaßten Beſchluſſe.“ 


Am 23. Dezember erhielt man Mittheilung der Erklärung, 
welche die bei dem Landammann der Schweiz geereditixten diplo— 
matifchen Agenten der H. alliirten Höfe (Graf Capo d'Jſtrias und 
Freiherr von Lebzeltern) zugleich mit der Proklamation des Ober— 
befehlshabers der in die Schweiz einrückenden Truppen, Fürſten v. 
Schwarzenberg, demſelben überreicht hatten, des Inhalts: daß die 
fernere Fortdauer der Vermittlungsakte mit dem großen Zwecke 
der Alliirten: Befreiung der Völker und Freiheit der ſchweizeri— 
ſchen Nation, unverträglich ſey; zugleich mit dieſer Mittheilung 
erfolgte auch die Nachricht der wirklichen Ankunft alliirter Truppen 
auf Berner Boden; jetzt erſt, zu Bewahrung des Landes vor einer 
feindlichen Stellung, legte die Regierung ihre Gewalt in die Hände 
von Schultheiß, Klein- und Großen Räthen der Stadt und Republik 
Bern nieder. 


| 
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Beilage Nro. II. 
Zu S. 13. 


In der am Schluſſe der angeführten „Akten, betreffend die in 
„das Publikum geworfenen Verdächtigungen gegen Bern“, abge— 
druckten Zuſchrift des Herrn Addington, königlich großbritanni— 
ſchen Geſchäftsträgers in der Schweiz, vom 28. Januar 1815 
an S. E. den Hrn. Schultheiß von Wattenwyl, ſteht folgende 
Erklärung S. 85: 

Le general Wilson a donné un dementi positif à l’imputation 
qu'on lui a prétèe, d'avoir jamais voulu insinuer en ce qui s'est 
passe dans la conversation alleguee, soit que le Gouvernement, 
soit que quelque individu faisant partie du Gouvernement de Berne, 
eüt recu de argent de qui que ce soit, pour avoir procure aux 
armees allices l’entree en Suisse, ou pour autre raison quelconque, 
qui ne füt pas parfaitement honorable a ce Canton. 

Noch viel beſtimmter iſt aber dieſe entſcheidende Erklärung 
des Generals W. in einer konfidentiellen Depeſche des Staatsmi⸗ 
nifters Grafen Bathurſt an Herrn Addington ausgedrückt und 
| zugleich der wahre Sachverhalt aufgeheitert. Dieſes merkwürdige, 
für Bern die vollſtändigſte Ehrenrettung enthaltende Aktenſtück, 
von welchem Hr. Addington mit ſeiner Zuſchrift vom 21. Januar 
Kenntniß gegeben hatte, wurde nur darum nicht mit den übrigen 
Akten durch den Druck bekannt gemacht, weil der engliſche Miniſter, 
welcher aus wohlwollenden Rückſichten für Bern und die unver- 
dient gekränkte Ehre des Standes, mit Beiſeitſetzung ſeiner amt⸗ 
lichen Stellung und als Privatmann, dem General eine beſtimmte 
Erklärung abgefordert hatte,“) den Wunſch geäußert, daß eben 


*) Wie aus den früheren Stücken der gedruckten Correſpondenz des Berniſchen 
Abgeordneten in London, Hrn. Altſchultheiß Freudenreich mit dem General 
W.. erhellte, hatte letzterer zwar mündlich und ſchriftlich zu einige ihrer 
Natur nach befriedigenden Erläuterungen ſich verſtanden, jedoch alle amt— 
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wegen dieſes perſönlichen Verhältniſſes feine Mittheilung nicht dem 
Druck überliefert werde. 
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BOT ee, III. 
Zu S. 26. 
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Bericht an den Großen Rath uͤber die Leberbergiſchen 
Aemter 1818. 


Nach den Ereigniſſen der verhängnißvollen Jahre 1813 bis 1815 
ward es definitiv entſchieden, daß das ehemals fürſtbiſchöflich Baſel'ſche 
Gebiet, mit Ausnahme des an den Kanton Baſel fallenden Bezirks 
Birseck und der zu Neuenburg kommenden Ortſchaft Lignieres, mit 
dem Kanton Bern vereinigt werden ſolle. — Bereits im Auguſt 1815 
wurde das bisher im Namen der alliirten Mächte durch einen General- 
Gouverneur, dem Freiherrn von Andlau, verwaltete Land an die 
geſammte ſchweizeriſche Eidgenoſſenſchaft förmlich übergeben, und 
für dieſe von dem Generalkommiſſarius, Bürgermeiſter von Eſcher 
aus Zürich, in Beſitz genommen. — 

Nicht allein auf das von Seite der alliirten Mächte aufgeſtellte 
Beding eines Vereinigungs-Aktes zwiſchen den betreffenden löbl. 
Ständen mit denjenigen biſchöflich Baſel'ſchen Landestheilen, welche 
jenen anheim fallen follten, gründete ſich dieſer Zwiſchenbeſitz der 
Eidgenoſſenſchaft. Es wurde dabei zugleich die politiſche Stellung 
des mit der Schweiz vereinigten Landes auf die Zukunft berück— 
ſichtigt. Freilich hatte allbereits vor der Revolution und ſeit langem 


liche Dazwiſchenkunft, um ihn entweder zum Beweis der ihm zugelegten 
Aeußerung oder zur Zurücknahme derſelben zu vermögen, in höflichen 
aber beſtimmten Ausdrücken abgelehnt. 
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ein enges Band zwiſchen dem Fürſtbisthum Baſel und der Eidge— 
noſſenſchaft beſtanden, welches für die einzelnen proteſtantiſchen 
Theile ſogar Mitburgerſchaft und Zuzug unter dem gleichen Panner 
umfaßte, aber ein mehr als zwanzigjähriger Beſitz von Frankreich 
hatte es zu einem integrierenden Theile dieſes großen Reichs gemacht. 
Die Lostrennung von demſelben ward in den Verhandlungen des 
Wiener Kongreſſes ausgeſprochen. Den neuen, auf dieſe Lostren⸗ 
nung ſich gründenden Beſitz auf das beſtimmteſte zu garantieren, 
lag in den Anfichten der großen Mächte, welche den Frieden unter— 
handelt, und bei Feſtſetzung der ſchweizeriſchen Neutralität und 
Ausdehnung der ſchweizeriſchen Grenzen, nicht allein das Intereſſe 
der Eidgenoſſenſchaft, ſondern auch wohl noch mehr die Sicher— 
ſtellung der größern politiſchen Beſtimmungen bezweckt hatten. Es 
lag dieſes aber auch vornämlich in den Erforderniſſen derjenigen 
Stände der Eidgenoſſenſchaft, mit denen dieſes Gebiet vereinigt 
werden ſollte. Es war auf alle in einer nähern oder entferntern 
Zukunft möglichen Fälle weſentlich, daß über die erworbenen Rechte 
und eingegangenen Verbindlichkeiten von Seiten der Eidgenoſſen— 
ſchaft keinerlei Zweifel obwalten können, und mithin, daß ſie ſelbſt 
darüber unterhandelt und entſchieden habe; daß fie ſelbſt zu der 
Handhabung des neuen Verhältniſſes als einer eigenen Verkommniß 
und nicht allein auf dem Mittelwege einer bundesbrüderlichen Theil- 
nahme für die Verhandlung eines Mitſtaates verbunden und ver- 
pflichtet ſey, ſo daß alſo nunmehr die geſammte Eidgenoſſenſchaft 
dieſen Landeserwerb gegen das Ausland zu vertreten hat, und die 
betreffenden Stände denſelben aus den Händen der Eidgenoſſenſchaft 
empfangen haben. Es iſt dieſes ein weſentlicher Unterſcheid in dem 
Titel zum Beſitz, indem nach den alten Bünden und früherer Sitte 
jeder Stand, was er erwerben mochte, ſpäter unter die gewöhnlich 
blos theilweiſe Garantie der Eidgenoſſen zu bringen trachtete. 
Sobald als dieſe vorläufigen Verhältniſſe ausgemittelt waren, 
übertrugen unterm 7. Auguſt 1815 Me&hrn, und Obere dem Kleinen 
Rath die Vollmacht, Kommiſſarien zu Unterhandlung des Vereini— 
gungsaktes zu ernennen und ferners die proviſoriſchen Anſtalten zu 
geſammter Verwaltung des neu vereinigten Landes zu treffen. 
Unterm 23. Auguſt übernahm Herr Bürgermeiſter von Eſcher 
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die Landesverwaltung aus den Händen des General-Gouverneurs 
von Andlau, und eine ſeiner erſten Vorkehren war die Beiordnung 
des damals als Oberamtmann zu Interlacken befindlichen Herrn 
Alt⸗Nathsherrn von Jenner zu begehren, um ihm in der Verwal— 
tung im Allgemeinen, beſonders aber in der Finanzverwaltung und 
in der Abrechnung mit Hrn. v. Andlau behülflich zu ſeyn. 
Inzwiſchen wurde von Mu Ghrn. und Obern die urkundliche 
Erklärung, datirt vom 18. bis 21. September, berathen, die die 
Hauptänderungen in der Verfaſſung des alten Kantons gründete, 
auf welche der Vereinigungsakt des neu zu vereinigenden Gebiets 
ſich ſtützen mußte, und gleich nachher wurde die Inſtruktion für 
die hierſeitigen Vereinigungs-Kommiſſarien ertheilt, deren Zahl 
zuerſt auf 5 feſtgeſetzt war, ſpäter aber um 2 vermehrt wurde, 
weil wegen innern Verhältniſſen des Landes von dem Vororte 
ſteben Kommiſſarien erwählt worden waren, und deren für beide 
Theile gleich viele ſeyn ſollten. Die Konferenzen hatten in Biel 
ſtatt, und wurden binnen wenigen Tagen zu Ende geführt, und 
der Akt am 14. Nov. in Biel unterzeichnet. Einige Bemerkungen 
rückſichtlich der freien Religionsübung, deren die Proteſtanten in 


den Leberbergiſchen katholiſchen Gemeinden gleich genießen ſollten, ja 


wie die Katholiken in der Hauptſtadt, wurden als Vorbehalt der hieſt— 
gen Ratifikation am 21. Nov. gemacht, fie erhielten die Zuſtimmung 
der Leberbergiſchen Kommiſſarien, und wurden in den Text des 
Vereinigungsaktes aufgenommen, ſo daß die Urkunde am 23. Nov. 
mit der unbedingten Ratifikation MrGhrn. und Obern verſehen werden 
konnte; dieſelbe wurde hierauf nach Vorſchrift des 4. Artikels des 
Wiener Kongreß⸗-Aktes dem Vorort zu Handen ſämmtlicher Stände 
vorgelegt, und laut der unterm 18. Mai 1816 von Bürgermeiſter 
und Kleinen Rath des eidgenöſſiſchen Standes und Vororts Zürich 
ausgeſtellten Erklärung in allen Theilen ratifizirt und gewährleiſtet, 
und die darin benannten Landſchaften als integrirender Theil des 
Standes Bern und der Schweiz unter die im 1. Art. des eidge⸗ 
nößiſchen Bundesvertrags ausgeſprochene Garantie genommen, dann 
die einmüthige Zuſtimmung der 21 übrigen Stände deshalb in das 
eidgenöſſiſche Archiv niedergelegt. 

Die Eidgenoſſenſchaft, der Stand Bern und die neu vereinigte 
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Landſchaft hatten aber gleiches Intereſſe, den Zuſtand einer Zwiſchen⸗ 
verwaltung nicht länger dauern zu laſſen, als unumgänglich noth- 
wendig war, ſo daß die Uebergabe von Seite des eidgenöſſiſchen 
Gouverneurs bereits unterm 21. Dez. 1815 an den von hieſigem 
h. Stande hiezu bevollmächtigten außerordentlichen Regierungs- 
Kommiſſär, Muhghrn. Nathsherrn von Mutach, ſtatt fand. — 
Dieſer feierliche Aktus ging in Delsberg, in Gegenwart der 
erwählten Oberamtleute, dann der Leberbergiſchen Kommiſſarien 
und der weltlichen und geiſtlichen Beamteten des Landes, vor fich, 
und ſo wurde ein altes Freundſchaftsband enger wieder angeknüpft, 
das ſchon lange beſtanden, und durch hartes, von gleicher Seite 
hereingebrochenes Unglück, zwar während einer Reihe von Jahren 
aufgelöst, aber nicht in Vergeſſenheit gerathen war. Mit Zuverſicht 
konnte das Land unter eine Regierung treten, die ſtets vor andern 
die Heiligkeit des Eigenthums und der perſönlichen Freiheit ehrte, 
und unter der das Land, das ſie früher verwaltete, einen Grad 
von Wohlſtand erreicht hatte, der zwar vielleicht den Neid der 
Nachbarn erregen konnte, aber als unvergeßliches Denkmal zu allen 
Zeiten der Wahrheit Zeugniß fprechen wird. Wenn früherhin Rück⸗ 
erinnerung an die ruhigen und glücklichen Zeiten der Verwaltung 
geiſtlicher Oberherren, die durch andere unwiederbringlich verlorne 
vortheilhafte Verhältniſſe im Stande geweſen waren, dem Lande 
viel Gutes zu erweiſen, theilweiſe den Wunſch belebt hatte, unter 
gleichartigen Bedingen in die Reihe ſelbſtſtändiger Kantone gebracht 
zu werden; wenn anderſeits eine nicht unbedeutende Zahl an die 
koloſſalen Formen einer gewaltthätigen, jedem kühnen Verſuche des 
Ehrgeizes und der Habſucht günſtigen Maſchine gewohnt, den Ueber⸗ 
gang in friedliche und ruhige Ordnung und in die Beſcheidenheit 
republikaniſcher Formen ungern ſich gefallen ließ, ſo war hingegen 
— unter den ſonſt einzig möglichen Vorausſetzungen von Iſolirung 
oder Verſtücklung — dieſes Loos der Vereinigung mit Bern, das⸗ 
jenige, welches dem wahren Vortheil des Landes und dem Wohl 
ſeiner Bewohner am vollkommenſten entſprach. Die unendlichen 
Schwierigkeiten der Aufſtellung einer eigenen Verwaltung konnten 
Niemand entgehen, der die ſehr abweichenden Verhältniſſe der ver- 
ſchiedenen Bezirke kannte, der den durch 20jährigen Druck, Kons 
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ſeriptionen, Auflagen, Verſchleuderung aller Domänen erſchöpften 
Zuſtand ins Auge faßte, der einſah, daß beinahe alle erforderlichen 
öffentlichen Anſtalten mangelten, und daß ohne Anſchließung an 
einen alt⸗ſchweizeriſchen Kanton, die Verhältniſſe mit beinahe allen 
übrigen eidgenöſſiſchen Ständen fremdartig und entfernt hätten blei— 
ben müßen. Was alſo die vorher mit Bern enger verbundenen 
Bezirke als beſtimmten Wunſch ausgeſprochen hatten, dazu verei— 
nigte ſich der Sinn der übrigen Bezirke ebenfalls; und wenn die 
Regierung von Bern ihrerſeits mit dem Gefühl wahren Wohlwollens 
die Bewohner des Leberbergs unter die Zahl der Kantonsangehörigen 
aufnahm, ſo kamen auch dieſe derſelben mit Zutrauen und Zunei— 
gung entgegen. ö 
Von dieſem Wohlwollen, dieſer aufrichtigen Sorge ging die 
Regierung aus, fo wie fie hauptſächlich auf das gegenſeitige Zutrauen 
alle ihre Schritte begründete. — Ohne Zögern entſchloß fie ſich zu 
allen Opfern, deren das erſchöpfte Land bedurfte, um die Annähe— 
rung deſſen Wohlſtandes zu demjenigen der alten Landestheile von 
Anbeginn zu bezwecken, und fie that es mit der Hoffnung, daß alle 
Einrichtungen den nöthigen Eingang finden würden. 
Bereits unterm 24. November 1815 übertrugen MeGhrn. und 

Obern dem Kleinen Nathe eine außerordentliche Vollmacht: 

1. Zu Uebernahme des Landes; 

2. zu Organiſation deſſelben; 

3. zum Wahlvorſchlag der Oberamtmänner; 
und nunmehr liegt es dem Kleinen Nathe ob, Euer Hohen Gnaden 
in gedrängter Ueberſicht darzuſtellen, was deßhalb zu Erfüllung des 
Auftrags bis auf denjenigen Augenblick geſchah, wo nach Einfüh— 
rung der Behörden der ordentliche Geſchäftsgang ſeinen Anfang 
nehmen konnte. Nach den Vorberathungen der verſchiedenen Kollegien 
und einer anfänglich unterm 6. Dez. 1815 eigens dazu niederge— 
ſetzten und am 13. Nov. 1816 wieder aufgelösten Kommiſſion, 
welche vornämlich alle aus den früheren Verhältniſſen des Landes 
ſich erhebenden Schwierigkeiten zu unterſuchen beauftragt war, traf 
der Kleine Rath die daherigen Einrichtungen, welche den bedeutendſten 
Theil der Zeit der betreffenden Behörden in Anſpruch nahmen; die 
Organiſation in allen Theilen auf den 15. Auguſt 1816 in Gang 


Landes : 
Eintheilung. 
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zu ſetzen, wurden die Harn. Nathsherren v. Friſching und v. Mutach 
noch eigens als bevollmächtigte Kommittirte dahin abgeordnet. 

Nach den allgemeinen Grundlagen der Vereinigungsurkunde 
vom 14. und 23. Nov. 1815 und der Beſitz-Ergreifung in Folge 
Patents vom 6. und Proklamation vom 21. Dez. war es aller⸗ 
vorderſt um die Eintheilung des Landes zu thun. 

Bereits unterm 29. Nov. ward die Eintheilnng in die fünf 
Oberämter Pruntrut, Delsberg, Münſter, Courtlary und Freibergen 
beſchloſſen; Neuenſtadt mit Schaffis und Teſſenberg wurden unter 
Aufſtellung eines eigenen beſondern Amtsgerichtes mit dem Ober— 
amte Erlach vereinigt. Biel mit ſeinen Dorfſchaften kam unter den im 
20. Artikel der Vereinigungsakte vorbehaltenen mancherlei Vorrechten, 
nach eigener Auswahl zwiſchen Nydau und Courtlary, zum Amte 
Nydau. Pieterlen endlich wurde zum Amte Büren geſchlagen; alles 
übrige vereinigte Gebiet theilte ſich in die 5 benannten Oberämter, 
von denen Pruntrut, Delsberg und die Freiberge ganz katholiſchen, 
Courtlary ganz und Münſter größtentheils evangeliſchen Bekennt— 
niſſes find. Das Ganze wurde in Untergerichte von je 2 —3000 
Seelen eingetheilt, von denen (Dekret vom 6. April 1816) 7 zum 
Amte Pruntrut, 7 zu Delsberg, 3 zu Freibergen, 4 zu Münſter 
und 5 zu Courtlary gehören; an die Spitze der Untergerichte kamen 


als Gerichtsſtatthalter Lieutenants de Justice. Dieſe ganze Ein⸗ 


theilung gieng ohne Anſtand vor ſich, bloß Neuenſtadt beſchwerte 
ſich anfänglich darüber, nicht Hauptort eines Amtes zu ſeyn. 
Des Landes Grenze gegen das Ausland und gegen andere 
Schweizer⸗Kantone zu bezeichnen, war ebenfalls erforderlich; gegen 
Baſel mußte ſie neu bezeichnet werden, auch gegen Neuenburg für 
das kleine Gebiet von Lignieres, gegen Solothurn war ſie beſtimmt, 
die wichtigſte aber gegen Frankreich mußte ganz erneuert werden, 
indem während der 20jährigen Beſetzung viele Marchen verſchwunden 
waren. — Frankreich ordnete zur Berichtigung ſeiner Grenzen eigene 
Kommiſſarien ab; der General Guilleminot hatte den Bezirk, der 
auch die Schweiz betraf, und da die geſammte Eidgenoſſenſchaft 
die Landesmarchen beſtimmen und vertheidigen ſoll, ſo wurde als 
eidgenöſſiſcher Kommiſſarius bezeichnet Herr Generalquartiermeiſter 
Finsler; die intereſſirten Kantone erwählten ihrerſeits ebenfalls 


ie 


Kommiſſarien, die fich mit dem Hrn. Generalquartiermeiſter Finsler 
in Verbindung ſetzten und jeder für ſeinen Kanton die Exekution 
der Vermeſſungen leiteten, ſo wie auch die daherigen Unkoſten jedem 
betreffenden Kanton obliegen. Herr Oberamtmann May auf Court— 
lary iſt Berniſcher Grenzberichtigungs-Kommiſſär und erfüllt ſein 
Penſum mit der ihm eigenen Thätigkeit und Geſchicklichkeit. Zur 
Grundlage der Arbeit dient ein Anno 1781 zwiſchen dem Fürff- 
bifchof von Baſel und Frankreich geſchloſſener Vertrag, der freilich 
Beſtimmungen enthält, die nicht immer ganz einfach ſind, indem 
z. B. da, wo der Doubs die Grenze bildet, gewöhnlich nicht der 
Thalweg, ſondern bald das rechte bald das linke Ufer dieſelbe aus— 
macht, was zu allerlei Streitigkeiten Anlaß geben kann. Indeſſen 
kann ohne große Bedenken von jenem Vertrag, als der einzigen 
beſtimmten Grundlage, nicht abgewichen werden, und allbereits 
rückt auch dieſe Arbeit einem baldigen Ende entgegen (Verfügungen 
vom 2. April, 11. Juni und 21. Auguſt 1816 ). Für den freien 
Verkehr der Produkte der Güter von Grenzbeſitzern unter beiden 
Botmäßigkeiten, wurde mit den franzöſtſchen Behörden eine Ueber— 
einkunft auf dem Grundſatze der Reziprozität für die höchſtens eine 
halbe Stunde von der Grenze entfernten Güter getroffen, und 
zugleich zu Beſchränkung der Ankäufe von liegenden Gütern durch 
Fremde das Nöthige vorgeſehen (den 8. Juni 1816). Die Aufnahme 
der Karte des Landes wurde beſorgt durch die Herren Buchwalder 
und Watt. ) 


*) Das Marchverbal wurde am 12. Heumonat 1826 in Baſel unterzeichnet. 
In demſelben wird die Marchlinie, deren Ausdehnung 404772 Pariſer 
Fuß beträgt, durch Aufzählung von 606 Marchſteinen bezeichnet, wovon 
396 unberührt geblieben, 210 theils hergeſtellt, theils neu errichtet worden 
ſind; 23 Marchpunkte wurden trigonometriſch beſtimmt. Ein Grundriß 
mit 9 Spezialblättern, nach dem Maaßſtabe von 14400 oder 6 Pariſer— 
Linien auf 100 franz. Toiſen, weist die topographiſchen Details nach. 
Die Koſten vom 16. Heumonat 1826 hinweg bis 26. Chriſtmonat 1826 
belaufen ſich auf F. 19550. Am 15. Chriſtm. 1828 erfolgte die Ratifikation 
der oberſten Landesbehörde. 


* * 
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Auch dieſe Karte iſt feither durch Unterſtützung der Regierung herausge— 
kommen und kann in Hinſicht auf Genauigkeit, Vollſtändigkeit und Aus— 
führung muſterhaft genannt werden. 


Politiſche 
Einrichtung. 


= AB 


Nebſt der Eintheilung und der Begrenzung des Landes gehörte 
die erſte politiſche Einrichtung deſſelben nach den Grundſätzen des 
übrigen Kantons zu den wichtigſten Einleitungen. 

Es wurde beſchloſſen (Art. 16 des Vereinigungsaktes und am 
1. 15. und 28. Dezember 1815) demſelben unter Leitung der 
oberſten verfaſſungsmäßigen Behörden, wie dem übrigen Kanton 
die der Verordnung vom 25. Juni 1803 gemäße oberamtliche 
Einrichtung zu geben, und an die Spitze eines jeden der 5 Bezirke 
einen Oberamtmann mit einem Amtsgericht und einem Amtsſchreiber 
zu ſtellen, obſchon des Landes Gewohnheit eine einfachere kräftigere 
Verwaltung begünſtigt hätte, deren Vortheile auch nicht unberück— 
ſichtigt bleiben konnten, und einzig demjenigen der Aſſimilation 
unter allgemeine Vorſchriften weichen mußten. Den Oberamtleuten 
wurde die ehemals dort übliche Benennung von Grand- Baillif 
gegeben, den Gerichtsſtatthaltern, wie ſchon bemerkt, diejenige von 
Lieutenants de Justice. Den Untergerichten werden die gleichen 
Attribute zugewieſen werden, wie diejenigen des alten Kantons, 
ſobald als die Verordnung wegen Stipulationsgebühren und das 
Hypothekenweſen durchgehends werden eingeführt werden, und allent— 
halb an die Stelle der franzöſtſchen Geſetze und der Regiſterſteuer, 
die bisher noch theilweiſe beibehalten wurde, treten können. Für 
die evangeliſchen Gemeinden wurden die Chorgerichte eingeführt, 
welche nach den Grundſätzen der römiſch-katholiſchen Kirche hingegen 
für die katholiſchen Gemeinden nicht zuläßig waren. 

Die Zahl der Oberamtleute betrug nach jener der Aemter 5, 
von denen die von Pruntrut und Münſter auf 6 Jahre (nämlich bis 
1. April 1822), die von Delsberg und Courtlary auf 7 Jahre und 
der von Freibergen auf 8 Jahre gewählt wurden, auf daß nicht die 
Erledigung aller auf einen Augenblick falle. Dabei mußten 8 neue 
Amtsgerichte aufgeſtellt werden, nämlich außer den 5 jedes Amtes 
noch die eigenen für Biel und Neuenſtadt, und das von Lauffen 
für den deutſchen Theil des Amtes Delsberg; von dieſen Gerichten 
wurden aber jene von Delsberg, Lauffen und Pruntrut wegen den 
beſtehenden gerichtlichen Verhältniſſen einſtweilen nicht erwählt; 
auch dasjenige der Freiberge iſt noch nicht in Thätigkeit getreten, 
da die franzöſiſchen Geſetze in dieſem Amte noch gelten, und mithin 


die Streitfachen vor dem Gerichte in Pruntrut einſtweilen erſtin— 
ſtanzlich beurtheilt werden.) 

Nach der Verfügung der ſouveränen Behörde und in Folge des 
Vereinigungsaktes wurde die Zahl der von den Städten und Aemtern 
in den Großen Nath abzuordnenden Mitglieder auf 22 beſtimmt, 
von denen jede der vier Städte: Biel, Neuenſtadt, Pruntrut und 
Delsberg zwei, Lauffen eines, die Aemter Pruntrut, Delsberg 
und Courtlary jedes drei, Münſter und Freiberge aber zwei erwähl— 
ten. Die Wahlen in den Amtsbezirken beruhen verfaſſungsgemäß 
auf den burgerrechtlichen Verhältniſſen, und auf den Behörden, von 
denen damals die einen in den Leberbergiſchen Aemtern noch nicht 
wieder hergeſtellt, die andern nicht eingeführt waren. Eine eigene 
Verordnung verfügte daher über die außerordentliche, der geſetzlichen 
vom 21. Sept. 1815 analog eingerichtete Bildung der Wahlbe— 
hörden für die erſte Wahl, wobei der Grundſatz des Eigenthums, 
der wenigſtens 20 Jahre alten Anſiedlung und der Bekleidung von 
Stellen in öffentlichen oder Gemeindsverwaltungen zur allgemeinen 
Norm diente. Zur Abſtimmung bei den Amtswahlen konkurrirten 
die zu den Aemtern Erlach, Nydau und Büren geſchlagenen Gemein— 
den mit dem Amtsbezirk Courtlary, dem deshalb auch eine dritte 
Wahl gegeben wurde (Verfügungen vom 5. und 8. Jänner 1816). 

Am 1. Hornung 1816 kamen die Wahlkollegien zuſammen, und den 
19. gleichen Monats traten die Abgeordneten der Leberbergiſchen 
Aemter und Städte in den Großen Rath ein, fo daß an dieſem 
Tage in geſetzlicher Vollſtändigkeit der Republik oberſte Gewalt ſich 
konſtituirte, Gott wolle, unter glücklichen Auſpicien für derſelben 
Beſtand, Wohlfahrt und Ehre. 

Vom Augenblicke an, wo die Behörden in den vereinigten 
Aemtern eingeführt waren, mußte alles auf allmählige freie Bewe— 
gung in der Organiſation, nach den Geſetzen des Ganzen, abzielen, 
und in dieſer Richtung glaubte der Kleine Rath die erhaltene Voll— 
macht anwenden zu ſollen. An vielen Orten mußten die früheren 


*) Auch dieſe letztgenannten vier Amtsgerichte wurden ſeither aufgeſtellt und 
in Thätigkeit geſezt. Das Amtsgericht Lauffen erhielt ſeine Organiſation 
durch das Dekret vom 5. Mai 1823. 
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Urſachen zu Reibungen gehoben, an andern der erſte Antrieb zur 
Bewegung gegeben werden. Dieß war auch der Grund, warum man 
ſchon damals die Huldigung des Landes verſchob, da man wünſchte, 
vorerſt einige Bekanntſchaft und Vertrauen zu den neuen Verhält— 
niſſen eintreten zu laſſen; ſpäterhin trat wegen der beiſpielloſen 
Theuerung der vergangenen Jahre ein weiterer Aufſchub ein, und 
erſt in dem letztverfloſſenen Sommer wurde ſelbige, wie E. H. G. 
beſtens bekannt iſt, abgenommen. 

In dem Fortgange aller dieſer Anordnungen konnte nicht ſyſte⸗ 


matiſch zu Werke gegangen werden, indem einerſeits Affimilation 


Finanzweſen. 


mit den Verhältniſſen des alten Kantons, und anderſeits mögliche 
Beachtung der Gebräuche und der beſondern Bedürfniſſe des Landes 
gleich wünſchenswerth waren und nach der Willensmeinung einer 
väterlichen Obrigkeit jene nicht auf Unkoſten dieſer erzwungen, 
fondern der gewünſchte Einklang ſchonend geſucht werden ſollte; fo 
wurden einzelne Verfügungen nach und nach erlaſſen, ſo wie ſich das 
Bedürfniß derſelben beſtimmter ausſprach, und die Materialien dazu 
vollſtändiger eingingen. 

Zehnten und Grundzinſe waren in Folge der franzöſiſchen 
Geſetze im Lande aufgehoben, und an ihre Stelle war die Grund— 
ſteuer getreten. In Folge der Aufhebung der Zehnten und Grund— 
zinſe, welche der Vereinigungsakt feierlich beſtätigte, trat die Noth⸗ 
wendigkeit eines beſondern Finanz-Syſtems für die neu vereinigten 
Landestheile ein. Der alte Kanton bezahlte nämlich blos einige indirekte 
Abgaben, wie Ohmgeld, Stempel- und Stipulationsgebühren, alles 
übrige Ausgeben des Staates ward aus den noch vorhandenen eigen— 
thümlichen Einkünften beſtritten, und zwar vornämlich aus Zehnden 
und Bodenzinſen, als einer eigenen hypothezirten Schuld, welche 
jeder Landeigenthümer kontrahirte, indem er bei Erwerb ſeines 
Eigenthums daſſelbe um ſo viel wohlfeiler bezahlte, als ein von 
dieſen Schulden freies Eigenthum bezahlt worden wäre; dann aus 
Domänen, Gütern und Kapitalbriefen, und aus den allgemeinen 
Regalien. Die eigenthümlichen Einkünfte des alten Kantons, gerettet 
aus dem Vermögen der ehemaligen ſouveränen Korporation, machen 
mehr als die Hälfte des gegenwärtigen Staatseinkommens aus; und 
da in dem neu erworbenen Landestheile die einen davon abgeſchafft, 


die mehrſten unter den andern während der franzöfifchen Verwaltung 
aufgebraucht waren, ſo mußte auf einigen Erſatz derſelben Bedacht 
genommen werden. Der Vereinigungsakt, der im S. 21 den Ver- 
kauf der Nationalgüter gleich wie die Abſchaffung der Zehnden und 
Bodenzinſe handhabet, ſetzte im 22. und 23. Artikel die Grund⸗ 
lagen feſt, nach denen die neuvereinigten Aemter durch die gleichen 
Regalien und indirekten Abgaben, welche für den alten Kanton 
eingeführt ſind, und nach einem allenfalls durch eine andere Abgabe 
zu vervollſtändigenden Ertrag der Grundſteuer in billigem Verhältniß 
mit dem alten Kanton zu den allgemeinen Ausgaben beitragen ſollten. 
Dieſe Grundlagen auszuarbeiten, das billige Verhältniß auszumitteln 
und die daraus ſich ergebenden Reſultate zu beſtimmen, gehörte 
unter die wichtigeren und ſchwierigeren Vorarbeiten, welche vornäm— 
lich durch die Mithülfe des Hrn. Oberamtmanns v. Jenner, von 
Pruntrut, erleichtert wurden. Derſelbe, fchon früher von Hrn. 
v. Eſcher zur Adminiſtration des Landes berufen, verſah und ver— 
fieht noch die ſchwere Stelle eines Liquidations- und Finanz-Kom⸗ 
miſſärs für die Leberbergiſchen Aemter, welche zum Aufwinden der 
zahlloſen und verwickelten Nechnungsanſtände, ſowohl mit dem 
General- Gouvernement der Alliirten Mächte als mit Frankreich 
und zur Beſtimmung der ökonomiſchen Verhältniſſe des Landes 
unumgänglich nothwendig war. (R. u. B. Erkanntniß vom 18. 
Dezember 1815.) 

Nach ſorgfältiger Prüfung wurde die Grundſteuer als Erſatz 
für die verhältnißmäßigen landesherrlichen Einkünfte unterm 14. 
März 1816, unter Anerkennung des Grundſatzes, daß ſolche 
210,000 franz. Franken betragen ſolle, einſtweilen und in Berück— 
ſichtigung vieler andern auf dieſem Lande haftenden Beſchwerden 
feſtgeſetzt auf 185,200 franz. Franken oder Fr. 125,010. Zu 
Deckung von beſondern Bedürfniſſen des Orts und der Zeit wur— 
den Zuſatz⸗Centimen feſtgeſetzt, welche zugleich mit der Grund— 
ſteuer bezogen werden, und die für das Jahr 1816 auf Fr. 42,525 
und für das Jahr 1817 auf Fr. 38,475, oder etwa 37 feſtgeſetzt 
wurden. Dieſe Zuſatz⸗Centimen werden größtentheils durch die 
übernommenen Penſtonen aufgezehrt, welche bis jetzt in unſerm 
Lande, mit Ausnahme einiger weniger Fälle, nicht üblich waren, 


und die allmählig ſich vermindern. Zum Vorſchlag der Beſtimmung 
der Zuſätze zur Grundſteuer für das laufende Jahr, ſollen jetzt die 
Herren Oberamtleute eigens zuſammen treten. Die Grundſteuer 
wird nebſt ihren Zuſätzen durch eigene Einnehmer bezogen, welche 
unter dem Obereinnehmer der Leberbergiſchen Aemter, Hrn. von 
Grandvillers, ſtehen, die Bezugköſten ſteigen auf 5 Prozent des 
Ertrags. ) 


Die franzöſiſchen indirekten Abgaben, droits reunis, wurden 
alſogleich abgeſchafft, an deren Stelle traten die hieſigen, weit 
weniger läſtigen Ohmgeld- und Stempeltaxen. Blos die Einregiſtri⸗ 
rungsgebühr, welche nicht allenthalb eingeführt war, wurde einſt— 
weilen auf das Begehren mehrerer Gemeinden belaſſen, welche mit 
derſelben als einer gewohnten und wenig läſtigen, ſonſt durch neue 
Mittel zu erſetzenden und ziemlich erträglichen Quelle, die aus 
außerordentlichen Kriegslaſten entſtandenen Schulden tilgen wollen. 
Geſetzlich für den Staat fällt dieſe Gebühr bei Einführung des 
Hypothekenweſens und in gerichtlichen Verhandlungen bei jener des 
Emolumententarifs weg. Inzwiſchen wurde ein Theil der Amts⸗ 
ſchreiber-Beſoldungen derjenigen Amtsſchreiber in den hintern 
Aemtern, in denen die franzöſiſchen Geſetze und mit denſelben die 
Regiſterſteuer noch beſteht, auf dieſe angewieſen.“) 


Bei Einführung des hieſigen Stempels und Ohmgeldes wurde 
für das erſte Jahr der Obereinnehmer mit dem Bezuge beauftragt, 
ſeither ſteht die daherige Comptabilität im Detail gleich wie für 
den alten Kanton unter der Centralverwaltung. Für das Ohmgeld 


*) Durch das Geſetz vom 22. Dezember 1818 und 14. Dezember 1819 wurde 
die Grundſteuer nach dem Verhältniß des Normalpreiſes von 113 Batzen 
für den Mütt Dinkel, welcher durch die Berechnung der Getreidpreife 
von 1786 — 1815 ausgemittelt worden, auf L. 160,171, nebſt 5 Proz. 
für die Bezugskoſten beſtimmt. Dieſe Summe beträgt kaum die Hälfte 
deſſen, was das Land an direkten Abgaben unter der franzöſtſchen Herr— 
ſchaft zu bezahlen hatte. 

e) Dieſe Vorauserhebung beträgt 10 Proz., deckt aber die darauf angewieſenen 
Ausgaben nicht zum dritten Theil. 
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wurden anfänglich die Weinvorräthe inventoriſirt, und das äußere 
Gewächs der Abgabe unterworfen, ſo wie dieß anfänglich im alten 
Kanton war beobachtet worden. Die Enthebung vom Ohmgeld für 
den im Kanton erzeugten Wein wurde für die Stadt Biel feſtgeſetzt 
(am 10. April 1816), als dieſe Stadt ihr eigenes Ohmgeld wieder 
einführte; wobei fie auch angewieſen wurde, die Renitenten gegen 
ihre Ohmgeld-⸗Ordnung vor dem Richter zu verfolgen (3. Juli 1816). 

Für den Salzverkauf wurden Faktoren und Auswäger angeſtellt, 
die unter der hieſtgen Direktion unmittelbar ſtehen. Für den ver— 
mehrten Salzbedarf wurde durch einen am 28. Dezember 1815 
geſchloſſenen Salztraktat geſorgt, welchem zufolge nunmehr 80/000 
Zentner Salz von Frankreich bezogen werden. Durch eine am 
4. März 1816 geſchloſſene Uebereinkunft hatte die Stadt Biel ihr 
Salzregal dem Staate abgetreten, ſo daß daſſelbe ohne Ausnahme 
für das ganze Land der Central-Direktion unterworfen iſt. 

Für das Schießpulver wurden auch die nöthigen Verkäufer 
angeſtellt. 

Die Poſten wurden den Berniſchen Pächtern bis auf den 
20. Auguſt 1820 zu L. 6000 pr. Jahr verpachtet, und das obrig— 
keitliche Poſtreglement eingeführt (16. Okt. 1816). 

Die Fiſchezen wurden mit Ausnahme derjenigen, für welche 
man ſtch mit hinlänglichen Eigenthumstiteln ausweiſen konnte, ver— 
pachtet. Für die Jagd werden Patente, gleich wie im alten Kanton, 
ausgeſtellt. 

Im Forſtweſen wurden die Forſtbeamteten beſtätigt, und die 
Waldungen unter die Centralverwaltung geſetzt, mit Berückſichtigung 
der unter dem Fürſtbiſchof beſtandenen Reglemente, bis daß hin— 
längliche Kenntniß der beſtehenden Verhältniſſe die definitive Orga— 
niſation des Forſtweſens möglich machen wird. Durch eine beſondere 
Verfügung vom 19. März 1817 wurde für Handhabung der Forſt— 
polizei in den der Stadt Biel zuſtändigen Waldungen im Amte 
Courtlary geſorgt. a 

Im Zollweſen wurde vorerſt durch eine Verordnung vom 
22, April 1816 ein Weggeld von 1 kr. von jedem Zentner Wanre 
für jede Stunde Wegs, feſtgeſetzt, welches alle Waaren für innern 
Verkehr, für Ein- und Ausfuhr und für Tranfit gleich zu bezahlen 
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hatten; zum Bezug wurden 10 Zollſtätte aufgeſtellt. Die gleiche 
Verordnung beſtimmte auch die Einführung des Lizenzgeldes, nach 
dem Dekret vom 8. Sept. 1788; dann des Trattengeldes für Vieh 
und Pferde, zufolge Dekrets vom 21. April 1806 und 9. Oktober 
1807, und den Tabak-Impoſt zu 30 kr. pr. Zentner. Dieſe 
Verordnung war jedoch blos proviſoriſch und gab zu mancherlei 
Reklamationen Anlaß (6. Juni 1816). Unterm 18. Sept. 1816 
erſchien nach Vorberathung der beiden zur allgemeinen Organiſation 
abgeoroͤneten Raths-Committirten mit den Herren Oberamtleuten 
der eigentliche Tarif, der für die meiſten Waaren den Zoll gegen 
die obige Verordnung ſehr erleichterte und ſomit jeden Verkehr 
begünſtigte; 3 Hauptbureaux wurden zu Pruntrut, Grellingen und 
Soneeboz aufgeſtellt, nebſt dieſen 9 untergeordnete. Die Zollbeam— 
teten wurden ſogleich angeſtellt, und die Ausführung des Zollſyſtems 
durch 2 Mitglieder der Zollkammer auf Ort und Stelle angeordnet. 
Die beſondern Vorrechte, betreffend den Zoll zu Nydau, welche 
Biel nach alten Titeln beſaß, wurden zu Gunſten dieſer Stadt 
wieder anerkannt (den 10. Juli 1816). 

Der vorläufige Tarif und Reglement (vom 20. März und 
8. Mai 1817) für das Kaufhaus zu Pruntrut wurde durch ein 
definitives Reglement vom 30. September 1815 erſetzt. 

Das Straßen-Neglement, mit dem Zollſyſtem in enger Ver⸗ 
bindung ſtehend, ward bereits am 3. Jenner 1816 erlaſſen, und 
ſetzte die Beſorgung der Straßen nach denjenigen Grundſätzen fell, 
die im alten Kanton angenommen ſind, und nach welchen die Her— 
beiſchaffung des Materials, die periodiſchen Räumungen und Säu— 
berungen und gewöhnlichen Arbeiten den Gemeinden obliegen, anbei 
denn für die Hauptſtraßen eigene Wegknechte obrigkeitlich angeſtellt 
ſind. Dieſes Reglement wurde alſogleich in Vollziehung geſetzt und 
die Straßen gewannen ſehr viel; mehrere ſind, Dank der beſonders 
ſorgfältigen Aufſicht der Herren Oberamtleute und dem Aufwande der 
Gemeinden, in ſehr gutem Stande; einzelne bedeutende Arbeiten 
wurden mit großen Unkoſten übernommen, wie der neue Stutz bei 
Bözingen, für welchen, am 3. März 1817, 14,000 Franken, und 
ſeither noch mehreres bewilligt wurden. Für allgemeine Straßen— 
arbeiten an erſten bedeutenden Reparationen wurde am 22. April 
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ein Credit von L. 6000 bewilligt; für die Brücken zu Pruntrut 
und Grellingen (im Auguſt 1816) ein Beiſchuß von L. 4720. Für 
die Erbauung einer Brücke über die Birs bei Zwingen war ſchon 
am 6. März 1816 geſorgt worden. Die gewöhnliche Beſoldung der 
Wegknechte ſtieg zuerſt auf L. 4450 und wurde ams 20. Sept. 1816 
um / erhöht. Zugleich wurde auch feſtgeſetzt, daß die Gemeinden 
die Fuhrungen zu machen hätten, die übrigen gewöhnlichen perio— 
diſchen Arbeiten aber nicht durch Gemeinwerk ſondern durch bezahlte 
Leute gemacht werden könnten, wofür die Gemeinden durch Zuſatz— 
Centimen auf der Grundſteuer Erſatz zu leiſten hätten. Für die 
erſte Verbeſſerung der Straßen wurden zweckmäßige momentane 
Verfügungen zu möglicher Beſchleunigung getroffen, für die Zukunft 
aber gelten die allgemeinen Vorſchriften. 


Die gewöhnlichen Verwaltungsunkoſten des Landes in Beſol— 
dungen mußten ebenfalls feſtgeſetzt werden. 


Den Oberamtleuten wurden jedem ausgeſetzt L. 6000, nebſt 
Wohnung, Holz und den tarifmäßigen Sporteln, mit einer Zulage 
von L. 2000 pr. Jahr für die erſte Amtsdauer (R. u. B. Erk. 
vom 1. Dez. 1815). 


Den Amtsſchreibern der 3 größern Aemter .. Fres. 3600 — 
Jenen der beiden kleinen. „ 3000 — 
bis daß ſte, gleich jenen des alten Küntons/ 
auf Gefälle angewieſen werden könnten. 


, IEDENE 0 0 8 00 on ir 130 — 


Den Lieut. de Justice nach dem Maßſtab von 
10 Fres. für 100 Seelen „ —— — 


Einem Procureur du Gouvern. in Pruntrut „ 937 10 
JJJſJ%%00//ĩ al ĩ˙ ͤ—P! di 623 
1 Gerichtsſchreiber (Greffler : 22.2.» 3 700 — 
Den Forſtbeamten beiläuſ ig. . „ 12000 — 


Die Beſoldung der kathol. Geiſtlichkeit wurde 
beſtimmt auf. 3 „ 72000 — 


Jene der er Allee ee e eee u: 34006. 
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Beiſchuß an die Kollegien von Pruntrut und 
Dels bed dm d hb I Fres. 3200 * — 
Außer dieſen und den Beſoldungen für Gensd'armerie ꝛc. ꝛc. 
waren noch zu decken an: 


Militär⸗Penſtonen iähtlih “““ X““h Fres. 24750 — 
Geiſlichen Penſ ionen 3 „ 18300 — 
Dem Fürſthiſchof wee en! 5„ 22814 — 


welche Penſtonen durch Zuſatz-Centimen gedeckt werden mußten. 

Dem Obereinnehmer wurde ein Gehalt von 3000 Fres. nebſt 
1 0% der Einnahme angewieſen. (Ueber alle dieſe Beſoldungen, 
Verfügungen vom 13. und 14. März 1816.) 

Beſondere Aufmerkſamkeit erforderte die Abrechnung mit Hrn.“ 
Freiherrn von Andlau, geweſener General-Gouverneur für die 
alliirten Mächte, deſſen Forderung auf Fr. 533,577 anſtieg. Hr. 
v. Jenner ward mit dieſem Geſchäft beauftragt. Unterm 31. Dez. 
1816 kam eine Uebereinkunft mit demſelben zu Stande, welche 
hierſeits am 7. März 1817 ratiſizirt, allein öſterreichiſcher Seits 
verworfen wurde, obſchon fe ohne Ratifikations-Vorbehalt war 
gefchloffen worden. Sie wurde nämlich in das allgemeine öſterrei— 
chiſche Liquidationsgeſchäft des Hrn. v. Menſt wegen dem Durch— 
marſch von 1813 geworfen, deſſen Reſultat E. H. G. vor kurzer 
Zeit vorgelegt wurde. 

Einen zweiten wichtigen Gegenſtand machte die Abrechnung 
mit der Eidgenoſſenſchaft für die Bewaffnungskoſten von 1815 aus, 
welche auf der Tagſatzung von 1816 gegen die zum Unterhalt der 
dort ſtationirten Truppen gemachten Lieferungen nahezu abge— 
rechnet wurden. N 

Den dritten, für das Land ſehr wichtigen Gegenſtand bildeten 
die vielen Reklamationen an Frankreich für Benfionen, Bürgſchafts⸗ 
leiſtungen von Beamteten und einzelnen Anſprachen für Lieferungen, 
Schulden ꝛc. Alle dieſe Reklamationen mußten bei der großen franzöſi— 
ſchen Liquidation in Paris betrieben werden, und dieſelben gaben zu den 


) Dieje Beiſchüſſe wurden ſeither erhöht, wie in dem Berichte über das 
Kirchen- und Schulweſen S. 128 gemeldet worden. 
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langwierigſten und beſchwerlichſten Erörterungen Anlaß, indem 
nicht allein, was nur einigermaßen nach oft einſeitig aufgeſtell— 
ten Grundſätzen angegriffen werden konnte, geradezu verworfen, 
ſondern auch das deutlichſte nicht ſelten beſtritten, und gewöhn— 
lich erſt nach den größten Bemühungen durchgeſetzt werden konnte. 
Für die Penſionen ſetzte man 5 Klaſſen feſt. In die erſte gehörten 
Militärperſonen, welche in Folge von Kapitulationen u. ſ. w. für 
bereits vor dem Jahr 1793 geleiſtete Dienſte eine franzöſ. Penſton 
erhalten hatten. Dieſe Klaſſe muß auf jeden Fall von Frankreich 
übernommen werden, indem die Penſtonen ſchon in ihrem Entſtehen 
von Frankreich an Perſonen bezahlt wurden, die als Fremde einen 
beſondern Titel dazu hatten, auf welchen das ſpätere Loos des Landes 
keinen Einfluß haben kann; ſie iſt auch anerkannt, die Bezahlung 
wird aber bis jetzt nicht geleiſtet. 


Die zweite Klaſſe umfaßt Militärs, welche ihre Penſtonen für 
eine früher als 1793 begonnene und ſpäter fortgeſetzte Dienſtzeit 
erhalten haben. 


Die dritte Klaſſe denn ſolche Militärs, welche für Kriegsdienſte 
feit 1793 (als dem Zeitpunkte franzöſiſcher Beſitz-Ergreifung) pen- 
fionirt wurden. Für dieſe beiden Klaſſen wurde mit Frankkeich ſtets 
und noch negozirt, um die Bezahlung für jene auf dem Rechtsgrunde 
einer frühern Kapitulation, für dieſe aber nach Analogie der mit 
der Schweiz beſtehenden Verhältniſſe zu fordern. Inzwiſchen aber 
wurde (nach Erkanntniß vom 19. Juli 1816) den größtentheils ſehr 
bedürftigen Individuen dieſer beiden Klaſſen vorſchußweiſe eine Unter— 
ſtützung im Verhältniß zu ihren Penſtonen gereicht. 


In die vierte Klaſſe der Penſtonirten gehören die auf den 
dritten Theil ihres Gehaltes reduzirten Geiſtlichen und andere 
Beamtete; dieſe mußten ohne weiters übernommen und nach vorge— 
nommener Nevifton des Etats bezahlt werden. 


Die fünfte und letzte Klaſſe begreift diejenigen, welche vom 
General-Gouvernement neu penſionirt wurden. Die anerkannten 
wurden alſogleich in die vierte Klaſſe geſetzt, die übrigen an eine 


neue Bewerbung und Unterfuchung ihrer Anſprachen gewieſen, und 
darüber entſchieden den 30. Oktober 1816. Als Grundlage der 
Penſionen der vierten und fünften Klaſſe ward angenommen, daß 
Beamtete des Fürſtbiſchofs, die über 20 Jahre gedient, 500 Fres. 
erhielten, bei neuerer Anſtellung mit einer Beſoldung unter 600 Fres. 
aber nur 300, die eigentliche Dienerſchaft dann von 100 bis 150 Fres. 
Die im Jahre 1816 für dieſe Penſtonen zu erhebenden Zuſatz-Centimen 
auf die Grundſteuer beliefen ſich auf 54000 Fres. ) 


Beiläuſig wird bemerkt, daß in dieſer dem Lande durch die 
frühere Verwaltung aufgebürdeten Penſionslaſt, der ſeither auf 
Begehren des deutſchen Bundestages übernommene Antheil an dem 
1803 zu Regensburg erfolgten Rezeß für Suſtentation der ſäkula— 
riſirten geiſtlichen Herren und ihrer Beamteten nicht einbegriffen iſt. 

Die Reklamationen von Bürgſchaftshinterlagen (cautionne- 
mens) für ehemalige Beamtete unter der franzöſiſchen Regierung 
betrugen bedeutende Summen, welche bei behöriger Beſcheinigung 
von Frankreich rückbezahlt wurden, jedoch nicht in Baarſchaft ſon— 
dern in Inſeriptionen auf das große Buch zu gleichem Zinsertrag mit 
der geleiſteten Bürgſchaft, aber mit einem Kapital-Verluſt von 
beiläufig 30 pCt. 

Die Liquidation einzelner Anſprachen für Lieferungen und 
Leiſtungen aller Art war weit ſchwieriger und wurde in der Regel, 
wo es ſich nur immer thun ließ, von der frangöfifchen Behörde 
abgewieſen, doch gelang es den Bemühungen des als Liquidations— 
Kommiſſair in Paris angeſtellten Hrn. Banquier v. Haller, meh— 
reres zu retten, und der zu Bezug der Contributions- und Liqui— 
dations-Gelder ebenfalls nach Paris geſendete Hr. Appellations- 
richter Emanuel von Haller vereinigte ſeine Bemühungen zum 
gleichen Zwecke, ſo daß durch den Liquidationsmodus dem Lande 
jeder Verluſt ſo ſehr als möglich erleichtert wurde. 


Außer dieſen drei verſchiedenen, verwickelten und oft ſehr 


*) Dieſe Penſionen werden allmählig erlöſchen. Der Betrag derſelben hatte 
ſich bereits für das Jahr 1817 gegen 1816 um Fr. 2623. 7, 8½ (Schwei— 
zerfranken) vermindert. 


ſchwierigen Liquidationen waren noch mehrere allgemeine Verord— 
nungen erforderlich. 

Die Einführung des Bernerſchen Münzfußes auf einmal und 
beſonders zu einer Zeit, wo das ſchweizeriſche Münzweſen ſich in 
einem ſehr ſchlimmen Zuſtande befindet, der auch auf den H. Stand 
nachtheilig einwirkt, wäre ſchwer und nachtheilig geweſen; der 
Fortbeſtand des frangöfifchen Münzfußes, deſſen innere Vorzüge 
übrigens unverkennbar ſind, wurde daher für den neuen mit dem— 
ſelben bereits vertrauten Landestheil anerkannt, (7. Juni 1816) 
und alle Rechnungen im Innern werden nach demſelben geführt; 
Berngeld hat aber wie natürlich ſeinen geſetzlichen Kurs nach 
beſtimmten Verhältniſſen zur franzöſiſchen Münze. 

Die in den Leberbergiſchen Aemtern beſtandenen emphyteu— 
tiſchen Renten gaben Stoff zu Streitigkeiten, es wurde daher 
(bereits am 5. April 1816) eine gründliche Unterſuchung des dahe— 
rigen Verhältniſſes, und mittlerweile die Suspenſton aller aus 
demſelben herkommenden Betreibungen angeordnet. ) 

Die Einführung des Fuhrgeſetzes wurde den 27. Mai 1816 
erkannt. 5 5 8 
Durch eine beſonders ſtarke Tabak-Einfuhr vor dem neuen 
Zollgeſetz wurde die gleiche Maßnahme erforderlich, die bei der 
Einführung des Ohmgeldes ſtatt fand, nämlich Inventoriſation 
der Vorräthe. 

Zu Anordnung der Viehſchauen und der Pferd-Zeichnungen 
mit den erforderlichen Prämien und Auslagen wurde ſchon 
unterm 8. März 1816 das Erforderliche erkannt. Dieſe Anſtal— 
ten hatten ſich für den alten Kanton auf eine ſo wohlthätige 
Weiſe erprobt, daß man wünſchen mußte, ſelbige ohne Zeitverluſt 
auf den neuen Landestheil auszudehnen, in welchem bereits früher— 
hin ein bedeutender Theil des im Kanton Bern und Freiburg 
erzeugten Hornviehes vom Alter von 1 bis 1%, Jahre hinweg, 
groß gezogen wurde, und ſo einen wichtigen Handelszweig ausmachte. 


*) Das Geſetz über die Lehen und Erbzinsgefälle in dem Leberberge wurde 
am 13. Brachmonat 1817 erlaſſen. 
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Gerichtsweſen, 
Juſtiz⸗ und 
Polizeifach. 
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Zu Begünſtigung der Hhrenfabrifatign wurde am 16. Auguſt 
1816 ein eigenes Dekret erlaſſen. 

Eine große außerordentliche Ausgabe erforderte die Einrich- 
tung der Amtswohnungen. In Delsberg war ein Gebäude vor— 
handen, welches aber bedeutende Reparationen erheiſchte und dem 
Nebengebäude mangelten, die angekauft werden mußten. In Münſter, 
Courtlary und Saignelegier mußten Gebäude zu hohen Preiſen 
angekauft werden (R. u. B. Erkanntniß vom 1. April 1816). 
Für Pruntrut wird die definitive Schlußnahme noch feiner Zeit 
erfolgen müßen. ) 

Zu Anlegung von Krankenanſtalten im Lande und zu Erwei⸗ 
terung der ſchönen Central-Anſtalt der Inſel in hier, zu Gunſten 
des neu vereinigten Landes, wurde am 11. Nov. 1816 die erfor- 
derliche Unterſuchung anbefohlen, und am 28. Hornung 1817 die 
Errichtung von 10 neuen Betten im Spital zu Pruntrut mit 
einer Ausgabe von L. 5400 und von 15 neuen Betten in der 
Inſel mit L. 8100 jährlich anbefohlen. 

Eine mehr ins Einzelne gehende Darſtellung der verſchiedenen 
Finanz⸗ Verfügungen, Berührung von Weiſungen, Streitigkeiten, 
beſondern Steuern, wie z. B. eine Steuer von 3000 Fres. für die 
durch Plünderungen der franzöſ. Freikorps im J. 1815 Beſchä⸗ 
digten, und eines Getreide-Ankaufs von L. 15000 in Baſel, zur 
Lieferung nach Pruntrut im koſtenden Preiſe u. ſ. w. ſcheint nicht 
hieher zu gehören. Von ſelbſt verſteht ſich, daß der Beitritt zur 
Brand -Aſſekuranz-Anſtalt dem neuen Landestheile eröffnet wurde, 
und zwar vom Juli 1816 hinweg. 

Die verſchiedenen Zweige der Geſetzgebung zur Rechtspflege 
in bürgerlichen, ehegerichtlichen, adminiſtrativen, polizeilichen und 
peinlichen Fällen erforderten unter den erſten die ſorgſamſte Auf— 
merkſamkeit der Regierung. Während dem franzöſiſchen Beſitze waren 
die verſchiedenen neuen Codes in dieſem Lande eingeführt geweſen 
und hatten die ehemaligen Coutumiers verdrängt. Der Vereini— 
gungs-Akt ſelbſt ſchrieb im Art. 14 und 15 die Aufhebung der 


*) Auch daſelbſt wurde ein eigenes Gebäude angekauft. Hierüber befagt der 
Bericht über die Hochbauten das Nähere. 
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franzöſiſchen Geſetzgebung vor, und forderte eine Sammlung von Ver— 
ordnungen, gegründet auf die Rechte und Gewohnheiten des Landes 
und auf die Berneriſchen Geſetze als Subſidiar-Recht. Zu Nieder- 
ſetzung der mit dieſer Sammlung beauftragten Kommiſſion von 
Rechtsgelehrten wurde am 26. Hornung 1816 der Wahlvorſchlag 
des Appellationsgerichts verlangt; die Wahl fand am 6. März 
ſtatt, und fiel auf die HgᷣHrn. Alt⸗Schultheiß Freudenreich, Präſt— 
dent, v. Wattenwyl v. Nydau, Prof. Tſcharner, Delefils und Daxel⸗ 
hofer von Biel, welche unterm 13. März ihre auf den Artikel des 
Vereinigungsaktes geſtützte Inſtruktion erhielten; als Grundſatz 
für dieſe wichtige Arbeit wurde aufgeſtellt: Die Abfaſſung eines 
nach dem Syſtem unſerer Gerichtsſatzung eingetheilten Coutumier 
für das ganze Land durch Vereinigung ſämmtlicher Rechtsgrund— 
ſätze und weſentlicher Satzungen, welche in den verſchiedenen 
gedruckten und geſchriebenen Sammlungen oder auch in allgemein 
anerkannten Gewohnheiten enthalten ſeyen, mit Ergänzung der 
allenfalls noch übrigen Lücken durch hieſtge Geſetze. Die Ueberſetzung 
der revidirten Gerichtsſatzung wurde angeordnet den 5. März 1817. 

Je mehr man aber in das Weſen dieſer Arbeit eindrang, 
deſto größer erſchienen die Schwierigkeiten; es zeigte ſich nicht 
allein, daß eine große Menge aus verſchiedenen Syſtemen abgelei— 
. teter Sammlungen, Gebräuche und Uebungen da war, unter 
denen eine große Verſchiedenheit herrſchte, ſondern über die Authen— 
tizität der einen und andern, über ihre ehemals gültige Anerken- 
nung oder Verwerfung, walteten oft entſchiedene Widerſprüche. 
Mehrere Gegenden, wie z. B. Biel, Teffenberg, Neuenſtadt und 
Pieterlen hatten ihre eigenen Geſetze, denen die Berneriſche Ge— 
richtsſatzung als Subſtdiar-Geſetz diente. — Die vielen hieraus 
entſtandenen Nachtheile, der Rückblick auf eine — wenn ſchon den 
Gebräuchen und Bedürfniſſen des Landes nicht in allen Theilen 
entſprechende — doch in vielen Hinſichten ſehr vervollkommnete 
Geſetzgebung, an die ſich der Bewohner ſchon unmerklich und ſich 
ſelbſt vielleicht unbewußt, gewöhnt hatte, alles dieſes, verbunden 
mit dem durch den öfters ausgeſprochenen Wunſch vieler Gerichts— 
ſtellen des alten Kantons, hervorgerufenen Vorhaben, auch für 
den alten Kanton die Lücken des Geſetzes zu ergänzen, bewog end— 
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lich Me Hrn. und Obern eine umfaſſende Arbeit anzuordnen, welche 
den Bedürfniſſen aller Theile des Kantons ſich zu nähern beſtimmt 
iſt. Inzwiſchen wird da, wo nicht ganz beſtimmte Satzungen vor— 
handen find, nach dem franzöſiſchen Geſetze gerichtet; die letztin— 
ſtanzliche Beurtheilung kommt vor das hieſige Appellationsgericht, 
welchem nach einem eigenen Beſchluſſe vom 18. Jänner 1816, zwei 
neue Glieder beigeordnet wurden, die deshalb aus den von den 
Leberbergiſchen Aemtern abgeordneten Mitgliedern des Großen Raths 
gezogen werden. Für die anfänglich rechtshängigen Prozeſſe wurden 
eigene Verfügungen erlaſſen, nach denen z. B. Münſter nach Dels— 
berg, Freibergen nach Pruntrut, und Delsberg und Pruntrut unter 
ſich wechſelweiſe, von einem ans andre appelliren, Kaſſationsgeſuche 
aber an das Oberappellationsgericht gelangen ſollten. (Weiſungen 
vom 9. Jänner, 20. März 1816.) Die Kaſſations-Rekurſe ſelbſt, 
durch welchen den Prozeſſen eine das Leben der Litiganten über— 
ſteigende Dauer leicht zu Theil werden kann, wurden abgeſchafft 
den 27. Juni 1816. Die ordentliche Rekursangabe hingegen von 
der untern an die obere Inſtanz auf 6 Wochen ausgedehnt, den 
22. Juli 1816. 

Für das Kriminalweſen ſchreibt der Vereinigungsakt ebenfalls 
Abſchaffung des franzöſiſchen Kriminal-Geſetzes und Kriminal-Prozeſ⸗ 
ſes und Einführung der Berniſchen vor. Die Ueberſetzung des der 
malen im alten Kanton befolgten Kriminalgeſetzes wurde anbefohlen, 
(13. Mai 1816) allein nach ſorgfaͤltiger Prüfung mußte man ſich 
überzeugen (8. Juli 1816), daß die Publikation eines fo mangel- 
haften und verſtümmelten Geſetzes, auf deſſen Abſchaffung auch im 
alten Kanton man ſchon lange her bedacht iſt, nicht zweckmäßig 
wäre, ſondern daß weit vorzuziehen ſey, einſtweilen noch das 
franzöſiſche beizubehalten, bis daß die Reviſton des hieſigen werde 
beendigt werden können. Dem Appellationsgerichte wurde deßhalb 
die angemeſſene Weiſungsanzeige gemacht, mit dem Auftrage bei 
allzugrellen Verſchiedenheiten die angemeſſenen Modifikationen ein— 
treten zu laſſen. Gegenwärtig kommt die Neviſton der Strafurtheile 
nach Bernerſchen Geſetzen aus den Aemtern Courtlary und Münſter 
an das Appellationsgericht; da hingegen für die drei hintern Aemter, 
in welchen annoch nach franzöſiſchen Geſetzen geſprochen wird, 


die gegenſeitige Appellation zwiſchen Pruntrut und Delsberg ſtatt 
findet, ) 

Ueber die Beſorgung der Gefangenen während dem Prozeſſe 
verfügte der Juſtizrath bereits durch ein Cirkular-Schreiben (vom 
27. Febr. 1816), nachdem ſchon früher (Dez. 1815) von Muh. 
und Obern eine Unterſuchung der Gefangenſchaften und Zuchtan— 
ſtalten war angeordnet worden. Eine ſpätere Verordnung (2. Dez. 
18160 ſchreibt die Errichtung einer eigenen Zuchtanſtalt in Prun⸗ 
trut auf eine Probezeit von 4 Jahren vor.) 

Die untern Gerichtsſtellen wurden gewählt, am 5. Jänner 1816 
das Amtsgericht von Neuenſtadt, am 8. Jänner das von Münſter, 
am 17. das zu Courtlary und zu Biel, am 29. das der Freiberge. 
Die Gerichte von Pruntrut und Delsberg wurden einſtweilen ihrer 
beſondern Verhältniſſe wegen nicht durch Amtsgerichte erſetzt. In 
Hinſicht auf die Kompetenz-Beſtimmungen fand in Berückſichtigung 
der bisherigen Gewohnheit einiger Unterſcheid gegen den alten 
Kanton ſtatt; jene der Oberamtleute wurde auf 100, die der 
Amtsgerichte auf 400 franz. Franken geſetzt. 

Wegen der Anwälde in Beſorgung von Streitfragen konnte 
bei der gänzlichen Verſchiedenheit des hieſtgen Syſtems mit den 
verſchiedenen früher in den Leberbergen beobachteten, keine beſtimmte 
Verfügung ſtattfinden. Es wurde daher beſchloſſen (8. Juli 1816) 
vor untern Behörden die zuzulaſſen, welche fchon ehemals dieſem 
Berufe obgelegen; dem Appellationsgericht denn anheimgeſtellt die 
Anwälde pro specimine vor ſich plaidieren zu laſſen, bis daß 
eine Auswahl von Anwälden vor höchſter Inſtanz getroffen ſeyn 
werde.) 

Auf den Rechtsſtand der Kantons-Angehörigen hat das Bur— 
ger⸗ Verhältniß einen entſcheidenden Einfluß nach hieſtgen Gewohn— 


) Dürch das Geſetz vom 19. Horn. 1823 iſt dieſe gegenſeitige Appellation 
aufgehoben und die Berniſche Strafprozeßform auch in den drei genannten 
Amtsbezirken eingeführt worden. 

*) Von dieſer Zuchtanſtalt iſt oben in dem Zten Abſchnitte dieſes Berichts 
umſtändlicher die Rede geweſen. i 

„k) Durch das Geſetz über die Anwälde wurde auch dieſer Gegenſtand ſeither 
regulirt. 
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heiten, Geſetzen und Einrichtungen. Alles dreht ſich beinahe um 
dieſe Axe, politiſche Verhältniſſe, Heimath- und Armenweſen. Ein ganz 
anderes Syſtem gilt in Frankreich, und während ſeiner Herrſchaft 
hatte daſſelbe eine Menge von Umſtänden hervorgebracht, welche 
bereinigt werden mußten, theils um die Berechtigten in ihren 
Burgerrechten anzuerkennen, theils um denjenigen, die nach franzö— 
ſiſchen Geſetzen die Landeshörigkeit erworben hatten, eine Gemeinde 
anzuweiſen, oder endlich diejenigen, welche weder auf dieſes noch 
jenes Verhältniß begründten Anſpruch machen konnten, als Fremde 
zu behandeln. Es wurde ein Formular für Interims-Heimathſcheine 
angenommen (29. März 1816) und als Grundſatz aufgeſtellt, daß 
die hieſigen Geſetze über Aufenthalt u. ſ. w. als vom Augenblick 
der Vereinigung hinweg unbedingt entſcheidend betrachtet werden ſoll— 
ten (2. April). Bald hierauf erſchien die Veroroͤnung über die Bur— 
gerrechte, welche einen Unterſchied zwiſchen Orts-Burgern mit 
Antheil am allfälligen Gemeindsgut und Einwohnern macht, und 
zu Erlangung der Burgerrechte binnen einer Friſt von 6 Monaten 
die Gebühr beſtimmt. Dieſe Verordnung wurde durch Erläuterungen 
vervollſtändigt (18. Sept. 1816). 


| Hierauf wurden die Hinterſäßgelder auf die Leberbergiſchen 
Aemter ausgedehnt (14. Hornung 1817), die gewöhnlichen ordent— 
lichen Heimathſcheine eingeführt (26. Febr.) und für alle in Folge 
des Vereinigungs-Akts und des neuen Geſetzes Aufgenommenen 
den betreffenden Gemeinden ein General-Akt, ſtatt der einzelnen 
Naturaliſation ausgeſtellt. 


An die burgerrechtlichen Verhältniſſe ſchließt ſich das Armen— 
weſen an, welches die ſorgfältigſte Beachtung der Regierung ver— 
dient, beſonders ſeit dem bei ſtets zunehmender Bevölkerung, der 
Mißbrauch des ſo humanen Grundſatzes der obligatoriſchen Unter— 
ſtützung zur erdrückenden Laſt vieler Gegenden wird. Die Unter— 
ſuchung, wie das Armenweſen einerſeits bei dem großen Mangel an 
Gemeindgütern, und anderſeits zu möglicher Vermeidung der gröbſten 
Mißbräuche einzurichten, wurde der kollektiven Berathung der Hrn. 
Amtleute überwieſen (27. Juni 1816), bis daß mit einer durch— 
greifenden Maßregel geholfen werden kann. 
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Auch das Hypothekenweſen wurde im ſorgſame und reife Bes 
rathung gezogen. Die Gültbriefen-Ordnung des alten Kantons 
war eine der ſicherſten Grundlagen des Wohlſtandes des Landbauers, 
auf welche er bei einiger Ordnung und Fleiß mit Zuverſicht und 
Ruhe ſeine Unternehmungen zu Erhöhung des Güterpreiſes und 
mithin zu Vermehrung des Kapitalvermögens des Staates berechnen 
konnte. Dieſe Wohlthat auf das neu erworbene Land auszudehnen, 
deſſen Bereicherung zu ſeinem und dem allgemeinen Wohle vorzu— 
bereiten, und zugleich den belebenden Geldverkehr im Innern des 
Kantons, wo oft bei dem Mangel an leichtem Umſatz, das Geld 
ins Ausland gezogen wird und verloren geht, zu erleichtern; dazu 
konnte eine zweckmäßige Hypothekar-Ordnung am bedeutendſten 
beitragen. Unter den franzöfifchen Geſetzen wurden nur zweierlei 
Arten von Kredit begünſtigt, der des öffentlichen Schatzes, deſſen 
Schuld immerhin dem Einzelnen die größten verhältnißmäßigen 
Vortheile und Sicherheit zugleich gewähren ſollte, und der San- 
delskredit, der in allen Fällen der Regierung die entſcheidendſten 
Hülfsquellen in kritiſchen Augenblicken eröffnen konnte. Die Ein⸗ 
führung des Hypothekarweſens, das ganz nach einem andern Syſtem 
Sicherheit des Vermögens des Einzelnen, und freie Verfügung 
unter Einzelnen begünſtigt, war alſo keine leichte Sache, indem 
frühere unterpfändliche Verſchreibungen nicht unter öffentlicher 
Garantie ſtanden. Eine Verordnung über das Hyypothekarweſen 
wurde alſo bald nach der Vereinigung (13. Mai 1816) projektirt, 
um auf einem Schema deſto richtiger arbeiten zu können; hierauf 
wurde die gründliche Unterſuchung über alle einzelnen Verhältniſſe 
deſſelben angeordnet (15. Juli). Nach der Unterſuchung wurden 
die zum Hypothekarweſen gehörenden Kapitel, über Aufſtellung von 
ſtipulierenden Notarien, von Formalitäten bei neuen Verſchreibungen 
und von dem Benehmen der Untergerichte dabei angenommen (den 
20. Sept.) Die Verordnung aber über die eigentliche Einführung 
des Hypothekarweſens mit Bereinigung aller früherer Hypothek— 
Verhältniſſe wurde zu noch beſſerer Ausarbeitung gewieſen, und 
endlich am 29. Nov. die Umarbeitung angenommen, nach welcher 
auf dem Grundſatze der vollkommenen Sicherſtellung des Kredits 
alle beſtehenden verſchriebenen Schulden abgelöst, oder nach neuen 


Gültbriefen ſtipulirt werden ſollten. Der Beſchluß darüber erfolgte 
den 17. Dezember und die Promulgation am 18. Jänner 1817. 
Eine eigene Verordnung und Inſtruktion zu Verfertigung von 
Hyothekar-Auszügen wurde zu Exekution des §. 4 der Hypothekar— 
Verordnung erlaſſen (10. Hornung 1817), ſo daß ſeit Anfang des 
Jahres 1817, das für Gläubiger aus allen Kantonstheilen und für 
den Kredit des neuen Landestheils gleich vortheilhafte Hypothekar— 
Syſtem in demſelben angebahnt, und für die beiden vordern 
Aemter bereits eingeführt iſt; in den drei hintern Aemtern konnte 
es ungeacht des daherigen Wunſches wegen den zahlloſen Colliſtonen 
mit den noch beſtehenden franzöſiſchen Geſetzen noch nicht einge— 
führt werden. Gleichzeitig mit dem Hypothekarweſen wurde das 
Notariat regulirt. Vorerſt beſtimmte man die Vorſchriften für die 
eigene Prüfung der Notarien (20. Mai 1816). Hierauf unterm 
19. Auguſt 1816 erging die einſtweilige Weiſung, daß die bis— 
herigen Notarien noch Verträge nach franzöſiſchen Geſetzen ver— 
ſchreiben können, daß aber für gültige Ausfertigung von Stipu— 
lationen nach Berniſchem Rechte einzig paſſirte Notarien befugt ſeyen. 
Später erfolgte das eigentliche Notariatsdekret (31. Dez. 1816), 
welchem zufolge denn (31. März 1817) die Creation von 18 Amts- 
notarien ſtattfand, unter denen 4 für Pruntrut, 4 für Delsberg, 
3 für Freibergen, 3 für Münſter, 2 für Courtlary und 2 für Neuen⸗ 
ſtadt und Teſſenberg alſogleich beſtellt wurden; außer dieſen Amts⸗ 
notarien wurden noch 10 geſchworne Schreiber anerkannt. 

Ein anderes wichtiges Geſetz für die Oekonomie des Landes 
ging von E. H. G. aus, welches unterm 2. Dez. die Abſchaffung 
der Weidrechte verordnete; dieſes Geſetz wurde Anfangs 1817, 
24. Hornung, promulgirt. 

In polizeilicher Beziehung zog die unverhältnißmäßige Menge 
von Wirthſchaften, deren ſich weniger nicht als 531 vorfanden, 
die Aufmerkſamkeit der Behörden zuerſt auf ſich; nach einer vor— 
läufigen Weiſung durch Kreisſchreiben an die Amtleute zu Einlei— 
tung der möglichen Reduktion (14. Febr. 1816) erfolgte eine eigene 
Verordnung (20. Sept.) welche das Wirthſchaftsrecht als ein 
Realrecht einem beſtimmten Lokale annexirt, mit Vorbehalt einiger 
temporären Ausnahmen zu Gunſten von beſitzenden Perſonen. Nach 


dieſer Verordnung wurde (2. Nov.) die Zahl der Wirthſchaften 
und Tavernen auf 240 reduzirt. Von jeder Konzeſſton wurde für 
die Regierung eine jährliche Retribution von Fr. 1—3, und für 
den Schul- oder Armen-Fond der betreffenden Gemeinde von 
Fr. 15 — 50 feſtgeſetzt. Die Befugniß einzelner Städte, Wirth— 
ſchafts-Konzeſſtonen zu ertheilen, wurde abgeſchafft, und das 
ziemlich allgemein beſtehende Ausſchenkrecht der Bäcker nur da 
beibehalten, wo es nach beſondern Gründen wirklich nöthig ſchien. 

Verſchiedene allgemeine Polizei-Ordnungen wurden zur Vor— 
ſchrift für die Leberbergiſchen Aemter in eine eigene Sammlung 
gebracht (21. Aug. 1816), wie die Verordnung über die Hauſtrer, 
die Paß-Polizei, das Wirthen, Spielen, gegen den Bettel, über das 
Fahren auf den Straßen, den Fleifchverfauf, über Maße und 
Gewichte. Die Einführung Berniſcher Maße und Gewichte wurde 
zuerſt für die beiden Aemter Münſter und Courtlary anbefohlen; 
für die drei entfernteren Amtsbezirke aber aus verſchiedenen von 
den Hrn. Oberamtmännern angebrachten Gründen einſtweilen noch 
verſchoben, und fand daſelbſt durch eine Verordnung vom 14. April 
1818 Platz. 

In Hinſicht auf Exekution wurde das Landjäger-Corps mit 
1 Lieutenant und 48 Mann verſtärkt (28. Horn. 1816) und für 
dieſelben die Reglemente und Inſtruktionen in franzöſiſche Sprache 
überſetzt. — Die Stationen zum Transport der Arreſtanten wur— 
den errichtet, denn zu Verhinderung des Bettels und zu menſch— 
licher Fortſchaffung hülfsbedürftiger Perſonen die Stationen für 
die Armenfuhr. Zu Verhinderung des Eindringens von fremdem 
Geſindel auf einer fo ausgedehnten Grenze, wurde die hieſige 
Grenzpolizei auf den vorzüglichſten Grenzpoſten eingeführt. Eben 
ſo die Polizei-Verordnungen über fremde, nicht in die Klaſſe von 
Hinterſäßen gehörende Perſonen. 

Das Signalement-Buch ausgeſchriebener Verbrecher wurde 
überſetzt, was um ſo nothwendiger war, als bekanntlich ſeit einer 
Reihe von Jahren dieſes Grenzland ein Zufluchtsort für Krimina— 
liſirte, Flüchtige und Verbannte geworden war. 

Zu künftiger ordentlicher Bekanntmachung aller Verordnungen 
und Publikationen von Negierungsbehörden und andern allgemeinen 
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Anzeigen wurde die Herausgabe eines eigenen in deutſcher und 
franzöſiſcher Sprache erſcheinenden Wochenblatts für die Leberber— 
giſchen Aemter angeordnet (20. Sept. 1816). 


Die deutſche Sprache iſt Sprache der Regierung; allgemeine 
Verordnungen aber werden einſtweilen jeweilen amtlich ins Fran— 
zöſiſche überſetzt, als wozu der Staatskanzlei ein eigener Trans— 
lator beigegeben iſt. 


Das Archiv der vormaligen fürſtbiſchöflichen Regierung war 
beim Einmarſch der Franzoſen außer Land geflüchtet und nach 
Wien gebracht worden, von wo es vor einiger Zeit gegen Ueber— 
nahme der bedeutenden Aufbewahrungs- und Transportkoſten wic- 
der zurückgegeben wurde. i 


Für die Städte wurden die Magiſtraturen ſo viel möglich nach 
alter Form hergeſtellt und dieſelben begehrten und erhielten nach 
und nach die obrigkeitliche Genehmigung ihrer innern Verfaſſun— 
gen. — Ihre Befugniſſe für Frevel- und Polizeifälle wurden nach 
Maßgabe derjenigen des alten Kantons beſtimmt; für Neuenſtadt 
gleichwie für Erlach (den 17. Jänner 1816), für Pruntrut und 
Delsberg gleich Thun und Burgdorf, für St. Urſttz gleich andern 
kleinen Städten (10. März 1817), eben ſo für Lauffen (26. 
März 1817). 6 


Biel hatte nach dem Vereinigungsakte beſondere größere 
Vorrechte, Kompetenz in Polizeifällen und direkte Korreſpondenz 
mit den Regierungs-Behörden. Die Organiſation des Biel'ſchen 
Stadtweſens, ſo wie die Ausſchüſſe der dortigen Zünfte ſie beſtimmt 
hatten, wurde angenommen und der dieſemnach gewählte Stadtrath 
anerkannt (9. und 30. Oktober 1816) und Vervollſtändigung 
dieſes Beſchluſſes (12. Mai 1817). 


Außer dieſen allgemeinen Verfügungen fanden viele beſondere 
über einzelne Fälle ſtatt, welche ſich bei Einführung von jenen 
nothwendig ereignen mußten. 

Auch für das Konſiſtorialweſen trat die Nothwendigkeit neuer 


umfaſſender Verordnungen ein; indem einerfeits die katholiſche 
Kirche die Ehe als ein dem weltlichen Richter fremdes Sakrament 


betrachtet, die franzöſiſche Geſetzgebung hingegen dieſelbe zu einem 
rein bürgerlichen Kontrakt herabſetzte. 

Nach den Forderungen des Vereinigungsaktes wurden die Vor— 
ſchriften des Code Napoleon über die Schließung von Ehen vorerſt 
aufgehoben (9. Jänner 1816) und über die Einſegnung derſelben 
die vorläufige angemeſſene Inſtruktion ertheilt. Was dann die 
Ehegeſetze ſelbſt anbetrifft, ſo wurden einſtweilen für die mit den 
Aemtern Büren Erlach und Nydau vereinigten Gemeinden, die 
Berniſchen, ſo weit es ſich thun ließ, eingeführt, für die übrigen 
5 Aemter aber die franzöſiſchen beibehalten, bis daß über deren 
Abſchaffung durch ein vollſtändigeres Dekret (15. Mai 1816) ver⸗ 
fügt werden konnte. Eine eigene Verordnung ſetzte die Grundſätze 
feſt, nach welchen unter franzöſiſcher Herrſchaft zu Vermeidung 
der Conſeription bloß bürgerlich geſchloſſene Scheinehen gerichtlich 
aufgelöst werden konnten (27. Juni). Die Bedinge, unter denen 
dieſe Auflöſung ſtatt finden ſollte, ſind: Mangel der kirchlichen 
Einſegnung, beidfeitige Erklärung, daß kein ernſthaft gemeintes 
Eheverſprechen ſtattgefunden habe; beidfeitiges Verlangen der Schei- 
digung und daß kein Kind in einer ſolchen Ehe erzeugt worden ſey. 


Wegen Paternitätsfällen war ſchon vor der Landesvereinigung 
auf eine beſondere Einfrage Teſſenbergiſcher Gemeinden, von E. H. G. 
der ſeither zum allgemeinen Geſetz erhobene Grundſatz aufgeſtellt, 
daß nach alter Uebung daſelbſt die unehelichen Kinder den Müttern 
gegen ein vom geſtändigen Vater zu bezahlendes Koſtgeld überlaſſen 
werden ſollen. 

In ſämmtlichen proteſtantiſchen Gemeinden wurden die Unter- 
Chorgerichte beibehalten oder neu eingeführt (15. März 1816). 


Die Führung der Geburts-, Tauf⸗, Heimaths- und Todten⸗ 
Regiſter wurde den Geiſtlichen übertragen, und zugleich die For— 
malitäten der Einſchreibung beſtimmt. 


Das neu abzufaffende Ehe-Geſetzbuch wird für den ganzen 
Kanton die endliche Beſtimmung dieſer höchſt wichtigen Verhält— 
niſſe feſtſetzen; und die Rechtspflege in dieſem wie in dem übrigen 
gerichtlichen Verfahren wird für die neu vereinigten Landestheile 


erſt dann im Zuſammenhange ein Ganzes ausmachen können, wenn 
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die angeordnete Neviſton der Geſetze vollendet ſeyn und die hoch— 
obrigkeitliche Sanktion erhalten haben wird. 

Seit 300 Jahren war die evangeliſch-reformirte Religion einzige 
Religion des Staates. Katholiſche Glaubensgenoſſen wurden feit 
einer Reihe von Jahren nicht allein geduldet ſondern auch geſchützt, 
und in der Hauptſtadt war katholiſcher Gottesdienſt, doch war 
immerhin das evangeliſche Glaubensbekenntniß das herrſchende. 

Die Vereinigung von 45,000 Katholiken des ehemaligen Bis 
thums Baſel mit dem alten Kanton ſicherte der katholiſchen Neli- 
gion Schutz und ungehinderte Ausübung zu; es war dieß das 
erſte Beding des Vereinigungs-Aktes. 

Von da hinweg genoſſen Katholiken mit Neformirten gleiche 
Rechte, und der katholiſche Kultus in den katholiſchen Gemeinden 
wurde als öffentlicher Gottesdienſt anerkannt, allein die Grundlage 
der katholiſchen Kirche, das Episcopat, war durch die Reihefolge 
der Ereigniſſe für den neu vereinigten Landestheil, wo nicht auf— 
gehoben, doch ganz unbeſtimmt. Die Wiederherſtellung deſſelben 
auf einen angemeſſenen Fuß war der Gegenſtand der ſeit Vereini- 
gung des Landes ununterbrochenen Bemühungen der Regierung; 
über die diesmalige Lage dieſes Geſchäfts wird E. H. G. ein eige⸗ 
ner umſtändlicher Bericht erſtattet. 

Schon bei Unterhandlung des Vereinigungsaktes war von 
Mn&hen. und Obern beſchloſſen, einſtweilen über den Sitz des 
Biſchofs nichts zu beſtimmen, und der Akt ſelbſt fordert lediglich 
die Aufſtellung einer eigenen Offtzialität. Bis jetzt konnte wegen 
den vielen Verwicklungen dieſe Angelegenheit, ungeacht des großen 
Bedürfniſſes, und ungeacht der Freigebigkeit, mit welcher der H. 
Stand die Schwierigkeiten zu beſeitigen ſich erbötig zeigte, der 
Zweck noch nicht erreicht werden, und ſo bleibt dermalen noch 
vieles unberichtigt, wie z. B. auch die Einrichtung einer förmlich 
anerkannten katholiſchen Gemeinde zu Bern (welche die Kirchen— 
gewalt als annoch vom Bisthum Freiburg abhängig betrachtet) 
obſchon darüber ſchon lange die Unterſuchung angeordnet worden. 
(27. Juni 1816.) 

So viel von der Regierung abhing, wurde geleiſtet was nach 
dem Vereinigungsakte gefordert werden konnte; die Verbeſſerung 


des Schickſals der katholiſchen Pfarrer nach dem Art. 7 des Ver— 
einigungsakts wurde ohne Verzug in Ausführung gebracht; für den 
Verkauf eines von der geiſtlichen Behörde angenommenen Katechis— 
mus wurde das gewünſchte Privilegium geſtattet. 

Auch für die katholiſchen Erziehungs⸗Inſtitute wurde einſtwei⸗ 
len geſorgt, bis daß nach Errichtung der Diözeſe etwas Vollſtändi— 
geres wird gethan werden können. Für das Kollegium zu Pruntrut 
wurde vorerſt beſchloſſen (11. Sept. 1816), demſelben die früher 
genoſſene Unterſtützung bis zu weiterer Beſtimmung zu gewähren, 
und hierauf ein Gutachten über die katholiſchen Erziehungsinſtitute 
gefordert (30. Oktober). Zu beſſerer Organiſation des Kollegiums 
zu Pruntrut wurden die Lehrſtühle um zwei theologiſche vermehrt, 
und denſelben eine Beſoldung von 1000 Fres. für jeden nebſt 
freier Wohnung ertheilt; Gleichzeitig wurde ein von der Familie 
von Billieux zu beſtimmten Zwecken geſtiftetes Legat von einem 
Beiſchuß von 1000 Fres. entladen, welchen daſſelbe bis anhin den 
Kollegien leiſten mußte; dieſe Unkoſten⸗Vermehrung von 3000 Fres. 
wurde durch Zuſatz-Centimen im katholiſchen Gebiet gedeckt, die 
Negierung ihrerſeits gab 3000 Fres. zu den übrigen Unkoſten 
(6. Nov. 1816). Für die Schuleinrichtungen der Stadt Delsberg 
wurden derſelben über die von ihr ſelbſt gelieferten 4400 Fres. 
1000 zugeſichert. Zum Ober-Direktor der Studien war ſchon 
früher der Chorherr von Billieux in Pruntrut ernannt worden 
(31. Jänner 1861). Der kleinern Gemeinde St. Urſitz wurde zur 
Beförderung ihres Schulweſens, für das es ihr beſonders an einem 
Lokal mangelte, die ehemalige Gensd'armerie-Kaſerne zu dieſem 
Zweck überlaſſen. 

Die reformirten Einwohner des Landes ſind ungefähr 20,000 
an Zahl; um die Verhältniſſe ihrer Geiſtlichkeit denjenigen der 
Geiſtlichkeit des alten Kantons näher zu bringen, wurde zuerſt die 
Kapitel⸗Einrichtung angeordnet (15. Mai 1816) und zum Dekan 
der leberbergiſchen Klaſſe erwählt (12. Aug.) Hr. Pfarrer Gibolet in 
Biel. Die Zahl der evangeliſchen Pfarrer im Leberberg wurde für die 
Gemeinden mit Inbegriff der Stadt Biel auf 21 feſtgeſetzt, und 
für den evangelifchen Gottesdienſt in Pruntrut und Delsberg 
Kapellen eingerichtet, in welchen ein — in jenen 21 Pfarrherren 


nicht inbegriffener — Geiſtlicher abwechſelnd funktionirt (7. Mai 
und 23. Sept. 1816). 


Die Vereinigungsakte ſetzte im 10. Art. feſt, daß die refor— 
mirten Pfarrer nach einem Progreſſiv-Syſtem, ähnlich dem für die 
Pfarrer des Kantons Bern eingeführten (im Urtext a linstar de 
celui qui est établi pour les pasteurs du canton de Berne) 
beſoldet werden ſollten. 


Nach dieſem Ausdruck wurde zuerſt (12. Auguſt 1816) das 
Minimum feſtgeſetzt, gleichwie im Kanton Bern, auf 1000 Schw. 
Franken, allein als es um Deckung der nach dieſem Syſtem erfor— 
derlichen Summen zu thun war, ſo zeigte ſich, daß, ſo wie im 
alten Kanton das Progreſſiv-Syſtem mit der dabei angewandten 
Berechnung des Mehrwerths des Getreides über den Anſchlagspreis 
von Fr. 10 pr. Mütt für 7 der Beſoldung, ſich auf den Total⸗ 
betrag der größtentheils in Zehnten und Bodenzinſen und Liegen- 
ſchaften beſtehenden wirklichen Kirchengüter gründete, dieſer Maß— 
ſtab für eine Gegend, wo beinahe gar keine Kirchengüter mehr 
waren, nicht angewendet werden könne, ſondern eine Abänderung 
erforderlich ſey. 


Eine ſpätere Verordnung (23. Dez. 1816 und 5. Hornung 
1817) ſetzte für dieſe Geiſtlichkeit 3 Klaſſen feſt; eine von 5 Köpfen 
zu 2000 franzöſ. Fres., eine von 6 zu 1800 Fres. und eine von 
10 zu 1280 Fres., welche in Betrachtung der eingetretenen Theue— 
rung ſämmtlich mit der Berechnung des Getreid-Mehrwerths bezahlt 
werden ſollten, wie denn dieſes bis jetzt ſtattgefunden hat, mit 
Ausnahme jedoch für die 3 Pfarrſtellen der Stadt Biel, welche 
nach dem Kollatur-RNechte dieſer Stadt in einem eigenen Verhält- 
niß ſtanden, das zu mancherlei Mißverſtändniſſen und Reklamatio⸗ 
nen Anlaß gab. Eine Verkommniß (vom 18. Dez. 1817) ſtipulirte 
über die Abtretung dieſes Kollatur-Rechts an die Regierung; in 
dieſer Verkommniß, für welche E. H. G. Ratifikation vorbe— 
halten iſt, werden die Beſoldungs-Verhältniſſe für die Geiſtlichen 
auseinander geſetzt. Indeſſen wird, ſtatt der frühern Beſchlüſſe über 
die Beſoldung der evangeliſchen Geiſtlichkeit im Leberberg, E. H. G. 
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nunmehr ein dießörtiger vollſtändiger Geſetzesvorſchlag vorgelegt 
werden. ) 

Auch für den Unterricht im proteſtantiſchen Theile des Leber— 
bergs wurde geſorgt. In Biel wurde auf eine Probezeit von 6 
Jahren ein Gymnaſtium mit einer Penſtonsanſtalt errichtet, welche 
unter der Leitung des oberſten Lehrers und Direktors, des verdienten 
Hrn. Pfarrers Appenzeller, ſehr gut gedeiht. Bei dieſer Anſtalt 
ſtehen 1 Oekonom und 5 Lehrer; die fixen Unkoſten ſteigen auf 
Fres. 6600 jährlich, Fres. 2000 werden durch Zuſatz-Centimen 
in den reformirten Gemeinden des Leberbergs erhoben; Fres. 1600 
ſchießt die Stadt Biel zu, und die Regierung von Fres. 2 - 3000. 
Das Penſtonsgeld für einen Knaben iſt auf Fres. 256 feſtgeſetzt, 
und der Eintritt in die Penſton ſteht allen jenen Kindern von Ange— 
hörigen aus dem evangeliſchen Theile der Leberbergiſchen Aemter 
offen, welche ſich dem franzöſiſchen Kanzelvortrage widmen wollen. 

Die Militär- Verfaſſung des Kantons wurde eingeführt, mit 
fchonender Rückſicht auf diejenigen Lücken in der Reihe dienſtfähiger 
Männer, welche der ungeheure Bedarf der franzöſiſchen Conſerip— 
tion in dieſelbe gebracht hatte; es wurden vorerſt nach der dama— 
ligen Organiſation 2 Infanterie-Bataillons gebildet, bei denen 
ſich viel Militärgeiſt und der gute Einfluß vieler gedienter Unter— 
ofſiziers deutlich äußerte. Infolge der neuen eidgenöſſtſchen Mili- 
tär⸗Verfaſſung, welche die Stärke der einzelnen Kompagnien und 
Bataillons bedeutend erhöht, mußte eine andere Eintheilung der 
ausgehobenen Mannſchaft erfolgen, über welche vom Kriegsrath in 
ſeinem Berichte das Nähere wird angebracht werden. | 

Die Eiſenwerke bei Unter-Villiers und Belfontaine, welche 
Eiſen von der beſten Qualität liefern, bieten die Möglichkeit dar, 
für den Waffenbedarf nicht ganz vom Auslande abzuhangen, und 
dem Lande einen Theil der großen Summen zu erhalten, welche 
alljährlich für Eiſen aus demſelben gezogen werden. Infolge der 
daherigen Unterſuchungen und der anerkannten Zweckmäßigkeit der 


*) Dürch das Geſetz vom 21. Dez. 1818 und 1. Febr. 1819 wurde vom 
1. Jan. 1819 an die reformirte Geiſtlichkeit im Leberberg in das Pro: 
greſſiv-Syſtem aufgenommen. 


Militärweſen. 


Anlegung einer Gewehrfabrik (1. März und 5. Juli 1816), wurs 
den zu Betreibung dieſer Fabrik, welche, fo wie die Hochöfen, immer— 
hin mit ſorgſamer Berechnung des Brennmaterials arbeiten müßen, 
die angemeſſenen Conceſſionen und Privilegien ertheilt an die Herren 
Meiner, Borneque u. Comp. zu Belfontaine (am 10. Horn. 1817). 

Gnädige Herren und Obere! Dieſe Zuſammenſtellung enthält 
in gedrängtem Ueberblicke das, was in Folge der dem Kleinen Rath 
ertheilten Vollmacht in den verſchiedenen Hauptzweigen der Ver— 
waltung zur Organiſation des Ganzen gethan wurde. Mehrere der 
wichtigſten Verfügungen gründen ſich aber nicht allein auf jene 
allgemeine Vollmacht ſondern auf eigene Beſchlüſſe der höchſten 
Gewalt. Der Zweck des Kleinen Raths war, in jedem einzelnen 
Zweige ſo bald als möglich auf den Punkt zu gelangen wo die 
ordentliche Einwirkung der betreffenden Behörden eintreten konnten. 
Die vielen Verfügungen, die auf dieſem Wege ſtatt fanden, ſchienen 
nicht in dieſen ohnehin langen Bericht aufgenommen werden zu 
ſollen. Alle Verfügungen reihen ſich in folgende Klaſſen: 

1) Solche, die auf eigenen Verordnungen MrGhrn. und Obern 
beruhen, und welche dieſemnach eine abgethane Sache ſind. 

2) Solche, welche in den allgemeinen geſetzlichen Befugniſſen der 
betreffenden Behörden ohnehin gelegen wären. 

3) Solche, welche blos einſtweilen getroffen wurden, und entwe⸗ 
der durch ſpätere Beſchlüſſe abgeändert ſind, oder für deren 
Abänderung noch an Me Ghrn. und Obere wird berichtet wer— 
den, und welche alſo keine eigene Behandlung bedürfen. 

4) Endlich ſolche bleibende, welche ſich eigentlich auf die ertheilte 
Vollmacht begründen, und welche E. H. G. zur gutfindenden 
Sanktion ehrerbietig werden vorgelegt werden, und zwar 
namentlich die Konvention von Biel vom 18. Dez. 1817. 

Mit Erſtattung dieſes Berichts fol zugleich der Kleine Nath 
unter ehrerbietigem Antrag auf geneigte Genehmhaltung der getrof— 
fenen Verfügungen die ihm anvertraute Vollmacht in die Hände 
MrGhrn. und Obern zurückſtellen, da fürohin alle vorkommenden 
Geſchäfte für die leberbergiſchen Aemter, gleich wie für den alten 
Kanton, nach den allgemeinen verfaſſungsmäßigen Vorſchriften zu 
behandeln ſeyn werden. 
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Der Unterſchied zwiſchen altem und neuem Kanton muß all— 
mählig verſchwinden; der Schutz der gleichen Verfaſſung ſoll ſich 
über alle Berner gleich ausdehnen, die Sorge und Zuneigung der 
Negierung für alle gleich wachen, und hinwieder Treue und Erge— 
benheit zum Vaterland alle gleich beleben. 

Alſo vorgetragen von MuHghrn. den Geheimen Räthen den 
30. November 1818. 


ihre re . 
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Verzeichniß der eidgenoͤſſiſchen Konkordate, welche die: 
hieſige Ratifikation erhalten haben. 


1) Das Konkordat über den freien Verkehr mit Lebensmitteln 
vom 15. Juli 1818 und 13. Juli 1819. 
2) Das Konkordat wegen freier Ausfuhr des Stoffes zur Papier- 
fabrikation. Beſtätigt den 13. Juli 1818. 
3) Das Konkordat, betreffend die Schuldbetreibungen. 
a) Forum des zu belangenden Schuldners, beſtätigt den 
8. Juli 1816 und 21. Juli 1826. 
b) Ueber die gerichtlichen Betreibungen, beſtätigt den 8. 
Juli 1818. 
e) Ueber das Konkursrecht in Fallimentsſachen, beſtätigt 
den 8. Juli 1818. 
d) Ueber die Effekten eines Falliten, die als Pfand in 
einem anderm Kantone liegen, beſtätigt den 8. Juli 1818. 
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4) Das Konkordat wegen Ertheilung des ſchweizeriſchen Bürger⸗ 
rechts vom 13. Juli 1819. | 

5) Das Konkordat wegen dem Heimathrecht der in einen 
andern Kanton See ere Schweizerin, beſtätigt den 
9. Juli 1818. 

6) Das Konkordat betreffend die Ehen zwiſchen Katholiken und 
Reformirten, beſtätigt den 7. Juli 1819. 

7) Das Konkordat, betreffend die Niederlaſſungs-Verhältniſſe 
unter den Eidgenoſſen, vom 10. Juli 1819. 

Dieſem Konkordate ſind nur 12 Stände beigetreten. 

8) Beſchluß, betreffend die Aufrechthaltung früherer Niederlaſ— 
ſungen, vom 10. Juli 1819. 

9) Das Konkordat, betreffend die Ausſchreibung, Feſtſetzung und 
Auslieferung von Verbrechern oder Beſchuldigten, beſtätigt 
den 8. Juli 1818. 

10) Das Konkordat wegen gegenſeitiger Auslieferung der Ausreißer 
von beſoldeten Kantons-Truppen, beſtätigt den 9. Juli 1818. 

11) Das Konkordat wegen gegenſeitiger Stellung der Fehlbaren 
in Polizeifällen, beſtätigt den 9. Juli 1818. 

12) Das Konkordat, betreffend die Polizeiverfügungen gegen Gau— 
ner, Landſtreicher und gefährliches Geſindel, beſtätigt den 
9. Juli 1818 und 14. Juli 1828. 

13) Das Konkordat, betreffend die Ertheilung und die Formulare 
der Reiſepäße, beſtätigt den 9. Juli 1818. 

14) Das Konkordat, betreffend die allgemeinen Verfügungen wegen 
Bettelbriefen und Steuerſammeln. 

a) Wegen Steuerſammeln im Ach der Schweiz, beſtätigt 
den 9. Juli 1818. 

b) Wegen den Bewilligungen zum Steuerſammeln im Aus- 
lande, vom 16. Auguſt 1817. 

15) Die Konkordate und Beſchlüſſe, betreffend die allgemeinen eid⸗ 
genöſſiſchen Geſundheitspolizei-Anſtalten vom 9. Juli 1818 
und 7. Auguſt 1829. 

16) Der Beſchluß wegen der Gültigkeit der endlichen Urtheils— 
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ſprüche der ehemaligen helvetiſchen Gerichtshöfe, beſtätigt den 
23. Juli 1818. ö 
17) Beſchlüſſe wegen Mißbräuchen der Publizität in Bezug auf 
religiöfe und politiſche Gegenſtände, vom 20. Auguſt 1816 
und 3. September 1819. 
18) Sämmtliche Tagſatzungsbeſchlüſſe über die eidgenöſſiche Linth— 
unternehmung. 
19) Konkordate in Hinſicht des Münzweſens. 
a) Ueber den ſchweizeriſchen Münzfuß, vom 14. Juli 1819. 
b) Ueber die gegenſeitigen Mittheilungen zwiſchen den Kan- 
tonen in Münzangelegenheiten, vom 14. Juli 1819. 
c) Beſchlüſſe wegen Werthung der deutſchen Kronenthaler 
und der franzöfifchen 6 Livres-Thaler bei Zahlungen an 
eidgenöſſiſche Kaſſen, vom 14. Juli 1819 und 16. Juli 1828. 
d) Ueber die Einſtellung des Ausprägens von Scheidemünzen 
während zwanzig Jahren, vom 9. Juli 1824. 
e) Beſchlüſſe, betreffend die helvetiſchen Scheidemünzen, vom 
14. Juli 1819 und 24. Juli 1828. 
f) Ueber Aufmerkſamkeit auf Falſchmünzerei, vom 12. Juli 
1824. 
20) Die Konkordate über das Poſtweſen, vom 9. und 10. Juli 1818. 
21) Die Konkordate über die Eheeinſegnungen und die Kopulations— 
ſcheine, vom 4. Juli 1820. 
22) Die Konkordate über die Verkündigung und Einſegnung pari— 
tätiſcher Ehen, vom 14. Auguſt 1821. 
23) Die Konkordate über die Ertheilung von Heimathrechten an 
die Heimathloſen, vom 3. Auguſt 1819 und 17. Juli 1828. 
24) Die Konkordate über verſchiedene bürgerliche Verhältniſſe der 
Niedergelaſſenen, 
a) über vormundſchaftliche und Bevogtungs-Verhältniſſe, 
vom 15. Juli 1822, 
b) über die Teſtirungsfähigkeit und Erbrechtsverhältniſſe, 
vom 15. Juli 1822, 
e) über die Behandlung der Eheſcheidungsfälle, vom 6. Juli 
1821. Dieſem Konkordate find nur 12 ½ Kanton bei- 
getreten. 
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25) Das Konkordat über den Reziprozitäts-Grundſatz bei Erbfällen 
aus einem Kanton in den andern, vom 24. Juli 1826. 

26) Das Konkordat über die Nichtgeſtattung der Werbungen für 
einen ausländiſchen Kriegsdienſt, der nicht auf förmlichen 
Kapitulationen beruht, vom 8. Auguſt 1828. 

27) Das Konkordat über Anwerbung ſchweizeriſcher Angehörigen 
in ſolche Kriegsdienſte, welchen ihre Stände ſelbſt fremd 
geblieben ſind, vom 14. Juli 1828. 

28) Das Konkordat über die Expertenunterſuchungen bei einzelnen: 
Zoll⸗, Weggelds- und Brückengelds- Bewilligungen, vom 
16. Auguſt 1828. 

29) Das Konkordat über die Beobachtung militäriſcher Rückſichten 
beim Straßen- und Brückenbau, vom 29. Juli 1829. 

30) Das Konkordat über die Erleichterung des Frachtfuhrweſens. 
und der Tranſit der Waaren, vom 11. Auguſt 1829. 

31) Das Konkordat, betreffend den Mißbrauch der Publizität in 
Hinſicht auf diplomatiſche Akten und Unterhandlungen mit 
auswärtigen Mächten, vom 10. Juli 1830. 

Ueberdieß wurden noch folgende Konkordate mit einzelnen 

Ständen geſchloſſen: 

1) Mit dem Kanton Solothurn: 

a) über die kirchlichen Verhältniſſe des Bucheggberges, vom 
29. Januar 1818. | 

b) über einige gegenfeitige Vermögensverhältniſſe zwiſchen 
den gegenſeitigen Angehörigen, vom 13. Juli 1818, 

c) über einige Territorialverhältniſſe, vom 13. Juli 1818, 

d) über die Beſtimmung einiger gegenſeitiger Adminiſtrations— 
verhältniffe, vom 13. Juli 1818. 

2) Mit dem Stande Glarus über die Gleichſtellung der gegen— 
ſeitigen Angehörigen für unterpfändliche Anſprachen in Kon— 
kursfällen, vom 10. Januar 1820. 

3) Mit Freiburg über die gegenſeitige Stellung der Fehlbaren. 
in Polizeifällen, den 9. 15. und 26. Auguſt 1825. 
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4) Mit Waadt: 

a) über die Militärpflichtigkeit der gegenſeitigen Angehört— 
gen, den 23. Dezember 1825. 

b) über die Ehefcheidungsfälle und die außerehelichen Schwan— 
gerſchaften, vom 23. Juli 1827. 

5) Das Münzkonkordat mit den Ständen Freiburg, Solothurn, 
Baſel, Aargau und Waadt, vom 16. Auguſt 1826, und die 
ſpäteren den nämlichen Gegenſtand betreffenden Verträge. 

6) Mit den Ständen Aargau und Luzern über den Ankauf von 
Grundſtücken durch die gegenſeitigen Angehörigen, vom 3. März 
und 11. September 1826. 

7) Mit dem Stande Aargau über die Militärpflichtigkeit der 
gegenſeitigen Angehörigen, vom 30. November 1827. 

8) Die Uebereinkunft mit den Ständen Luzern, Zug, Baſel, 
Aargau und Thurgau, wegen der Herſtellung und Umſchrei— 
bung des Bisthums Baſel, vom 26. März 1828. 
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Inſtruktion für die Herren Oberamtleute. 


Die ſicherſte Stütze eines Staats find Religioſttät und Sittlich⸗ 
keit, und die erſte Pflicht der Regierung iſt die Aufrechthaltung 
oder Wiederherſtellung derſelben. 

Es haben demnach die Herren Oberamtleute darauf zu ſehen, 
daß die Verordnungen, welche dieſe höchſt wichtigen Gegenſtände 
zum Zwecke haben, genau befolgt werden. Sie werden den Pre— 
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digern und Schulmeiſtern, die ihre Pflicht erfüllen, das nöthige 
Anſehen verſchaffen, und dieſelben in der Ausübung aller ihrer 
ſchuldigen Amtsverrichtungen auf das kräftigſte unterſtützen. Da— 
gegen aber diejenigen aus ihnen, welche ſich einiger Nachläſſigkei— 
ten ſchuldig machen ſollten, zur Erfüllung ihrer Pflichten anhalten, 
und erforderlichen Falls Mughrn. des Kleinen Raths ohne Anſehen 
der Perſon verleiden. 


Die neuerwählten Pfarrer werden ſie in Verbindung mit 
dem Dekan der Ehrwürdigen Klaſſe bei ihren Gemeinden vor— 
ſtellen, und bei dieſer Gelegenheit den ernſten Willen der Obrig— 
keit äußern, daß der Gottesdienſt und die Schulen fleißig beſucht, 
Zucht und Ehrbarkeit gehandhabet, und dem Seelſorger die gebüh— 
rende Achtung und Gehorſam bewieſen werden. Auf die anſtän— 
dige Feier der Sonn- und Feſttage werden ſte beſonders achten, 
und inſonders ſich angelegen ſeyn laſſen, den Einwohnern des 
Amts mit gutem Beiſpiel vorzugehen, damit ihre Amts-Verwal— 
tung Gott gefällig und geſegnet ſeye. 


Ueber die verſchiedenen ihnen obliegenden Amtsgeſchäfte wird 
ihnen folgende Inſtruktion ertheilt: 


1) Es ſollen die Oberamtleute überhaupt die ihnen obliegenden 
in der Verordnung vom 20. Juni 1803 beſtimmten amtlichen 
Verrichtungen beſt ihres Vermögens beſorgen, insbeſondere 
dann gut gemein Gericht und Recht führen, dem Armen wie 
dem Reichen, dem Fremden wie dem Einheimiſchen; über 
die Rechtshändel und Criminal- Prozeduren, fo für fie oder 
ihr Amtsgericht kommen, nach den vorhandenen Geſetzen und 
Verordnungen, oder nach des Orts beſondern Rechten, in 
unbeſtimmten Fällen aber nach ihrem beſten Wiſſen und Ge— 
wiſſen, ohne einiges Anſehen der Perſon urtheilen, ſich weder 
durch beſorgende Feindſchaft, noch durch Gunſt, Freundſchaft 
oder irgend etwas abwendig machen laſſen, insbeſondere dann 
von Niemanden weder Geſchenk, noch Mieth und Gaben, 
was Namens ſie immer haben mögen, weder ſelbſt abnehmen 
noch durch die Ihrigen abnehmen laſſen; die Armen, Wittwen 
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und Waiſen beſchirmen und verfchaffen, daß deren Vermö— 
gen, wie auch der Gemeinden ihre Güter getreulich ver— 
waltet werden. 


Sie ſollen über die öffentliche Ruhe, die allgemeine Sicher⸗ 
heit und die geſetzliche Ordnung wachen; mit den um Ver— 
brechen willen eingezogenen Perſonen die erforderlichen Pro— 
zeduren mit möglicher Beförderung verführen, keine Gefan⸗ 
genen aber wieder ledig laſſen, es wäre denn, daß gleich 
nach deſſen Einziehung und ehe die Sache an die Regierung 
einberichtet worden, des Gefangenen Unſchuld genugſam an 
den Tag gekommen wäre. | 


3) Sie ſollen auch nach beſtem Vermögen die obrigkeitlichen 


Verordnungen und Mandate handhaben, und denſelben, ſo 
wie den ſonſt erhaltenden obrigkeitlichen Befehlen und Auf— 
trägen gebührend nachkommen. 


4) Desgleichen ſollen fie allen Fleiß anwenden, die obrigkeitlichen 


5) 


6) 


7) 


Gerechtigkeiten zu handhaben und beizubehalten; auch die zu 
obrigkeitlichen Handen fallenden Gelder, Gerichtsſporteln oder 
was es immer iſt, getreulich verrechnen oder verrechnen laſſen. 
Von den obrigkeitlichen Gewahrſamen ſollen fie ohne Mrghrn. 
des Naths Bewilligung keine Extracten oder Copeien erthei— 
len, ausgenommen allein aus Zins- und Bodenzinsbüchern 
oder Urbarien, als welche ſie zu geben wohl befugt ſind. 
Die Oberamtleute ſollen an dem ihnen beſtimmten Ort woh— 
nen; in gefährlichen Zeiten ſollen ſie ihr Amt gar nicht, 
ſonſt aber nur in dringenden Fällen, und ohne des Kleinen 
Raths beſondere Bewilligung nie länger als auf acht Tage 
verlaſſen, auch ſolches dennzumal dem Kleinen Nathe anzeigen. 
Sie werden je nach den Bedürfniſſen eines jeden Amtes, 
zwei oder mehrere Audienztage wochentlich beſtimmen, und 
überhaupt den Amts-Einwohnern den Zutritt zu ihnen mög— 
lichſt erleichtern. 


Sie werden ſich vorzüglich den Geſchäften ihres Amts wid— 
men, und keinen Beruf oder Gewerb treiben, welches mit den— 
ſelben unverträglich wäre. Dieſemnach können weder ſie noch 
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ihre Statthalter, und eben ſo wenig die Beiſitzer des Amts— 
gerichts, Advokaturgeſchäfte weder direkte noch indirekte beſor— 
gen. Auch wird den Oberamtleuten aller Weinverkauf in 
ihrem Amtsbezirk unterſagt. 

Sollen die Oberamtleute zu denen in ihrem Amtsbezirk beſte— 
henden Amts- und Untergerichten ſolche Männer zu Richtern 
vorſchlagen und ernennen, deren Verſtand und Aufführung 
erprobt ſind, und die ſie mit gutem Wiſſen und Gewiſſen 
als rechtſchaffen und des Zutrauens der Obrigkeit würdig zu 
dieſen Stellen darſtellen können. 
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Beilage VII. au Seite 123.) 
Kosten der Subsidiar - Anstalten der Akademie und Schule vom Jahr 1814 bis und mit 1830. 


nn! ]]]]]ß),ßf, ĩ ̃ ß ß , = En 0 

Benni je ee |ise lisa en | ses ler) Ele. | 2 IE Eee wen = 2 2 8 

* 855 S 5 sn Se SS S SS = 3 5 5 3 3 = 3 8 

I EA al 5 835 5 5 

1814 1,039 1,600 200 | 600 — 907 — 200 | 410 148 | 1,401) 640 — — — 3,163 9,9495 2381 1,873 5 —— 
1815 1,282 1,600 260 | 600 307 591• — 200 | 252 174 | 1,269 281 — — — 2,501] 9,1154 325 6 | 2,696 — 239 
1816 1,215] 1,600 200 | 600 277 810 — 200 | 501 219 | 2,316| 188 — — — 1,188 9,8766 48 2 1,089 7737 
1817 969 1,600 200 600 206 822 — 200161 232 1,693 613 — — — 1,624 12,008 4 158 |ı | 2,292 2 175 
1818 952 1,600 200 150 — 15332 — 200 600 320 | 1,3780 1427 — — 100 | 1,106 11,442— 4569 2,311 [3 — 
1819 877 1,600 200 150 — 800 — 200 303 286 | 1,0590 736 — — 60 607 10,0179 2164 | 2,418 — 400 
1820 1,0260 1,600 200 | 1000 — 863 — 200 | 1700 67 731| 550 = — 176 648 10,0805 2179 1,952 — — 
1821 | 1,419) 1,6000 200 | 600 433 881 — 200 | 2610 — | 1,004| 460 = — 363 602 10,159| 1 | 2587 33 3 — 
1822 1,273] 1,6000 200 | 500 — 718 — 200 | 318 518 | 1,385] 530 = — 475 622 10,037 3 620 |— 785 2 -- 
1823 1,182 1,600 200 | 300 | 335 860] 194 1601467 400 1,004 480 — | 36 374 704| 10,392 —] 1766 44 — 395 
1824 | 1,410) 1,600| 200 | 769 | 483 800“ — 160 | 259 436 602! 499 | 175 | 16 812 644| 9,993| 8 487 257 5 43 
1825 1,428 1,600 200 | 400 238 7644 — 160 | 100 225 6810 506 146 2 1,638 7781 10,6517 216 [1 ,, 5 
1826 | 1,749] 1,6000 200 | 400 — 720 — 160 | 145 396 787| 596 154 | 390 1,104 6930 10,731|4 | 336 |7 534 |—| 130 
1827 | 1,313) 1,600 200 400 | 119 700 — 200 | 156 330 931 882 | 429 | 270 1,362 672 10,360|— | 206 |— 296 — 58 
1828 | 1,502] 1,600 200 | 400 | 240 356 | 80 200 ı 1006 | 229 965 406 409 — 11,235 | 1,960 10,322— 1138 JuR) 11 
1829 | 1,320] 1,600 200 | 400 — 300 — 200 | 166 200 6430 435 398 — 1,108 856 10,737 2 2449 229 — 33 
1830 1,278 1,6000 200 | 400 224 300] — 200 | 673 329 | 1,176| 389 | 411 — 11,381 863 10,5917] 124 |5 300 — 42 
Summe 21,234| 27,260) 3460 8269 | 2862 12,524 274 | 3240 10,827 | 4509 19,025| 9618 | 2152 | 714 [10,188 | 19,231|176466 4007 |2 |18,481*9|7 | 2273 


) Bei den mit einem Sternchen bezeichneten Subſidiar-Anſtalten find die Beſoldungen der ſpeziellen Abwärter mitgerechnet, bei den Abendlestionen die Beſoldungen der Lehrer. 
) Nach Abzug der Pränumerationsgelder der Schüler. 


) Die Beiträge der Regierung und der Aktionäre find mit einbegriffen. 
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4 |—| 102 
18 — 132 
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6 — 2416 
128 2 184 
9233 7| 247 
2013 3| 203 
125 9159 
186 7 203 
184 5 155 
101 — 110 
145 1| 19 
110 54216 
199 7 194 
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Beilage Nro. VIII. 
Zu S. 128. 


Vergleichende Generaltabelle 


über den 


Beſtand der Landſchulen des reform. Kantons Beru 
in den Jahren 1806 und 1826. 


N Verhältniß d. | 
ee Schulen Schulkinder 
Oberaͤmter. f Kinder zu 


in den Jahren] in den Jahren einer Schule. 


1806 | 1826 ] 1806 1826 


1 | 1540 102 

847 34 

126621711 48| 112 

880 1300! 58] 72 

Saanen 15 17 724 806) 48 47 
Schwarzenburg. . . 12] 14152817581 127 125 
Seftigen 25 2723723623] 102 134 
F 27 | 36 2589 39821 95 110 


9 ’ 
Dber-Simmenthal . 16 | 1811015 
Nieder⸗Simmenthal 28 28 1260 
N 


„„ ee 


Stadt 
Trachſelw ald... 
Wangen zur: 


507 | 701 41208065516 


1814. 


1815. 


1816. 


1817. 


1818. 


1819. 


1821. 


u 


Beilage No. IR 
Zu S. 130. 


. ——— 


Schulhaus -Steuern. 


Werdthof Fr. 60, Dieterswyl 250, Wynau 100, 
Belpberg 1005 zuſemme n Fr. 


Hermringen 200, Gelterfingen 100; zuſammen 
Kandergrund 200, Goldiwyl 300, Krauchthal 250, 
Albligen 300, Meyringen 300; zuſammen . 
Hornbachgraben 300, Kehrſatz 200, Sigriswyl 350, 
Reichenbach 200, Reiniſch 250, Bümplitz 300, 
Lamlingen 600; zuſammeen 


77 


* 


Lenk 200, Bußwyl 300, Hofſtetten 250, Wal⸗ 


perswyl 100, Wilderswyl 250, Iſeltwald 200; 
zuſammenm . er ER . 

Muhleren 80, Reudlen 300, Schlucht in Grindel⸗ 
wald 64, Bönigen 300, Ochlenberg 400, Wangen 
200, Schwandenviertel zu Rüderswyl 250, Där- 
ſtetten 300, Bunſchen bei Oberwyl 300, Schwar— 
zenmatt 150, Aarwangen 400; zuſammen . 


. Rütſchelen 300, Reiſiswyl 300, Steinhaus 400, 
Steinbrunnen 400, Konolfingen 300, Riedern 


in Diemtigen 200, Walliswyl 120, Ittigen 250, 
Oey in Diemtigen 100, Heimiswyl 400, Aetigen 
100, Vielbringen 400; zuſammenn 
Gerenſtein 150, Mittholz 150, Lauperswyl 250, 
Höhleſchwand 250, Tſchugg 200, Wattfluh in 
Diemtigen 150, Waſen 500, Lütſchenthal 200, 
Thierachern 300, Meyersmaad 200, Graswyl 100, 
Uttigen 300, Borisried 150, Rumisberg 300, 
Frutigen 400; zuſammen . 


— 
— 


510. 
300. 


1350, 
2200, 


1300. 


2744, 


3270. 


3600, 


1822. 


1823. 


1824. 


1825. 


1826. 


Nyffel 100, Dürrgraben 250, Krattigen 300, 


Brienz 300, Thurnen 200; zuſammen . . . Fr. 


Wyßachgraben 250, Merzligen 200, Movelier 100, 
Zuzwyl 200, Bühl 400, Büre 300, Golzwyl 250, 
Bleicken 250, Langenbühl 250, Forſt 250, Lei⸗ 
miswyl 300, Matzwyl 250, Bundsacker 160, 
Gümligen 250, Charmoille 80, Blauen 60, 
Courroux 50, Bottigen (Oberhasle) 150, Hof- 
ſtetten bei Brienz 200, Schwenden in Diem⸗ 
tigen 150, Lattrigen 250, Mörigen 160, Ober⸗ 
Wichtrach 300, Thörigen 300, Aefligen 350, 
Jpſach 80, Spirrenwald 200, Falchern 80, Gur— 
et eh „, ae ne 
Melchnau 300, Wengi 300, im Grund (Grin- 
delwald) 64, Teufelen 100, Zwiſchenflüh (Diem⸗ 
tigen) 330, Schorren 300, im vordern Grund 
(Lauterbrunn) 200, Schwanden (Frutigen) 100, 
Uhliſtahl 50, Pohlern 250, Alchenſtorf 300, Bot⸗ 
tigen bei Bümplitz 350, Wyler (Aarberg) 100, 
Boecourt 80, Aeugſtern bei Rüxau 80, Huttwyl 
250, Schwarzenbach 250, Hermringen 100, 
Boncourt 300, Courtedoux 250, Höchſtetten 350, 
Gelterfingen 32, Bätterkinden 350, Uebeſchi 250, 
Utzenſtorf 400, Affoltern (Trachſelwald) 230; 
CCC dase 
Courchavon 130, Chenevez 160, Vendelin— 
court 250, Niederbipp 500, Wiedlispach 300, 
Därligen 150, Zwiſchenflüh (Nieder- Simmen- 
thal) 20, Schwadernau 50, Vorderfultigen 130, 
Auswyl 400, Ebligen 32, Rohrbach 100, Nieder— 
ried 200, Gollviertel (Signau) 225, Bötzigen 80, 
Kalchſtetten 300, Aarmühle 250, Farni 400, 
Zwingen 200, Emmenbezirk (Lützelflüh) 200, 
Brienzwyler 250, Tuggingen 120, St. Urſttz 
120, Graffenried 400; zuſammen . 
Nenzlingen 200, Aebnit (Lauperswyl) 140, 
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77 


11530. 


6020. 


3636. 


4967. 


1827. 


1828. 


1829. 


1830. 


BR en en 


Walkringen 350, Inkwyl 300, Gondiswyl 300, 


Fahy 200, Wahleren 150, Leuzigen 300, Mat⸗ 


ten 250, Cornol 150, Didi 50, Ferenbalm 400, 
Gyſenſtein 300, Büetigen 200, Gſteig-Wyler 
(Interlacken) 80, Zimmerwald 150, Amſoldingen 


400, Blumenſtein 400, Vorimholz 400; zuſam. 


Winkeln (Frutigen) 300, Hettiswyl 300, Sfen- 
fluh 100, an der Linden (Schwarzenegg) 200, 
RNeutigen 300, Wyleroltigen 400, Liesberg 200, 
bei der Linden (Ober-Dießbach) 500, Butten- 
ried 400, Oberbipp 500, Urſenbach 500, Röthen— 
bach so; zn, eo NE 

Port 60, Strätligen 500, See 200, 
Grellingen 160, Aeſchi 300, Ringgenberg 300, 
Vinelz 200, Rauchenbühl (Interlacken) 400, 


Koſthofen 275, Rüderswyl 300, Waldegg (St. 


Beatenberg) 230, Schmocken (Interlacken) 230, 
Burglauenen (Interlacken) 120, Schüpfen 350, 
Wengi (Frutigen) 200, Zollikofen 450, Bagg— 
wyl 350, Unterlangenegg 240, Unter - Tram? 
lingen 200, Oberwyl (Büren) 100; zuſammen 
Gadmen 150, Neſſelthal (Oberhasle) 140, Vogel⸗ 
fang 187, Ederſchwyler 40, Bächlen (Diemti⸗ 
gen) 200, Latterbach 200, Golaten 50, Fruti- 
gen 1000, Wyler (Oberhasle) 430, Brünigen 
450, Reuti (Oberhasle) 460, Wierezwyl 400, 
Gündliſchwand 200, Büetigen 200, Trachſelwald 
im Thal 400, Bocourt (Pruntut) 160, unter⸗ 
haid (Oberhasle) 380, Meyringen 500, Därli— 
gen 40, Arni 400, Lütiwyl 400, Roth (Konol- 
fingen) 400, Madiswyl 350, Vingelz 3505 zuſ. 
Homberg 400, Diemerswyl 360, Seewyl 400, 
Roggenburg 50, Uetendorf 400, Seedorf 350, 
Hasleberg 480, Neueneck 300, Unterſtock 250, 
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77 


57 


” 


4720, 


4050, 


5185; 


7387. 


Hasle (Frutigen) 200, Obergoldbach 450; zuſ. „ 3640. 


— ——— —— 
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Dettaae Nes. X. 
zu S. 136. 


Ueberſicht einiger Hauptausgaben 


[Schulhausſteuern 


des 
Schuldepartements. 
lee Ins „ PR a8 
a 3 „ „„ 2 
A dr „„ 5 ==:|855 
S SS GSS S S SSS 8 

1814 1590 | 71 940 | 238 | 1365 
1815| 1136 | 51 634 36 | 168 
1816| 840 53 830 | 369 481 
1817| 824 3 584 270 | 617 
1818| 872 | 56 580 | 223 555 
| 529 | 2942 
1820| 164 | 12 | 137 | 404 | 1792 
1821 kein Normalexam. 256 406 
1822 | 1682 | 78 1687 514 | 894 
1823 | 1341 | 8t | 1966: | 592 | 912 
lıs24| 880 54 | 614 | 398 1243 
18623 472 32 | 1952 | 620 | 2458 
1826 12 953 | 3218 
1827| 518 | 3 486 | 742 | 3549 
1828| 983 30 450 | 1002 | 3505 
1829| 580 | 30 398 | 916 | 3103 
1830 | 600 11 292 888 5673 


[12482 | 642 11750 8880 32881 


58009178510 


Summe des 
Ausgebens 


SS 
8 S | 
OO w 
> — Q 


7414 
8709 


9210 


11561 

7294 
10109 
15129 
12571 
13485 
11852 
10831 
14673 
14984 
14994 


) In der Totalſumme des Ausgebens find, außer den auf dieſer Heberficht 
verzeigten Ausgaben, auch die Gehalte der Schul⸗Commiſſäre, die Zuſchliſſe 
in die Schulgüter, in die Schulmeiſter-Caſſa, zu den Schulmeiſter-Viblio— 
theken, u. dgl., begriffen, was zu weitläufig wäre, einzeln auezuſetzen, 


aber doch in 14 Jahren über 50,000 Franken betrug. 


Beilage Nro. XI. 
Zu S. 158. 


Sr 


Ueber die im Jahre 1820 geaͤußerten Anſichten in 
Bezug auf ein ſummariſches Prozeßverfahren. 


Als auffallende Belege mögen hier einige Stellen aus drei 
Denkſchriften aufgeführt werden, die aus verſchiedenen Landes- 
theilen einlangten; es wäre ein Leichtes geweſen, noch mehrere 
aufzuzählen. 

Ein Landmann griff den Entwurf aus dem Geſichtspunkte 
an, daß er die Freiheiten des Volkes gefährde, und ſagt in Hin⸗ 
ſicht des ſummariſchen Verfahrens: „Aber wenn ich (in nicht 
„appellabeln Fällen) von dem ſchönen Rechte ausgeſchloſſen bin, 
„meine Sache der höhern Behörde vorzutragen, ſoll ich denn 
„noch dadurch doppelt geſtraft werden, daß ich meine Rechte 
„nicht einmal ſchriftlich vortragen darf, wo mir alſo dop— 
„pelt wichtig wird, daß die einzige Behörde, welche über mein 
„Recht zu entſcheiden hat, doch wenigſtens gründlich inſtruirt 
„werde, da für mich mein Geſchäft von Fr. 200 weit wichtiger 
„iſt, als dem Andern das feine von Fr. 200 Rp. 1. Der Un⸗ 
„terſchied, welcher dadurch aufgeſtellt wird, daß die einen Ge— 
„ſchäfte nur mündlich geführt werden müſſen, iſt die geſetzlich 
„aufgeſtellte Begünſtigung redneriſcher Künſte vor der 
„Gründlichkeit. Wer wohl ſchwatzen, den Richter vielleicht 
„durch Sophismen überreden kann, die weder der Richter noch 
„die Partey auf der Stelle zu löſen im Stande iſt, der hat 
„gewonnen. Die ſchriftlichen Vorträge überraſchen nie, ſind ein 
„Anſpruch, den man an den Verſtand und die Ueberlegung des 
„Richters nimmt, welchem wenigſtens Zeit gelaſſen wird, die 
„ſchriftlich angebrachten Sophismen zu pruͤfen und zu löſen, und 
„können alſo in Bezug auf das Recht nie ſchaden; alldieweil die 
„mündlichen Vorträge dadurch, daß dem Richter nicht die gehö— 


a 


„rige Zeit zur Ueberlegung geſtattet wird, möglicher Weiſe eben 
„fo viele Nachtheile und unbegründete Urtheile bewirken können, 
„als richtige darauf begründet werden. Der einzige Einwurf, 
„den man mit Grund den ſchriftlichen Vorträgen entgegenſetzt, 
„it die Koſtbarkeit des Rechtsganges, und daß eine Regierung 
„nicht zugeben könne, daß Mittel und Zweck nicht im Verhält— 
„niß zu einander ſtehen. Ich frage: 1) Iſt der Zwang, welchen 
„die Regierung der Ueberzeugung und dem freien Willen eines jeden 
„Staatsbürgers auflegt, denn in keine Betrachtung zu ziehen? Ich 
y frage: 2) Sf es nicht möglich, die ſchriftlichen Vorträge, wenn 
„ die Parteien ſolche zu ihrem Rechte nothwendig glauben, beizu— 
„behalten, ohne dadurch die Prozeßkoſten bedeutend zu vermehren? 

„sit es beſſer, daß Advokaten oder Advokaſter für vermehrte 
„ Reiſen und mündliche Vorträge, welche nun nothwendig werden, 
„bezahlt werden, als wenn man das gleiche oder weniger Geld 
„vielleicht verwendet, um einen ſchriftlichen Vortrag verfertigen 
„ zu laſſen? und auf welche Klaſſe von Anwälden fallen ſolche 
» Beſchränkungen? — auf die gewöhnlich aus promovirten Rechts— 
„agenten beſtehenden Landprokuratoren, oder auf die Fürſprecher, 
y von denen nicht nur die Präſumtion obwaltet, daß fie den Beruf 
y wiſſenſchaftlich ſtudiert haben, ſondern auch die Präſumtion der 
„Rechtlichkeit, und daß fie nicht durch Sportelſucht ſich zu unnö— 
„thigen Weitläufigkeiten verleiten laſſen werden?“ 

Ein zweiter Landmann ruft in Hinſicht des ſummariſchen 
Prozeſſes aus: 

„Wenn dieſes Geſetz ſanktioniert werden ſollte, denn iſt dem 
„ Gunſtrichter und dem Unrecht Thür und Thor geöffnet.“ 

Als letztes Beiſpiel diene endlich folgende Stelle, dem Gut— 
achten eines wiſſenſchaftlich gebildeten Mannes enthoben: 

„Nun fcheint es ſehr unzweckmäßig, Erörterungen dieſer Art 
„auf das ſummariſche Verfahren zu verweiſen, zum großen Nach— 
y theile der gehörigen Entwickelung des Rechts. 

„ Unzweifelbar erfordert die Stellung eines Anwaldes, der 
„die Vorträge feines Gegners auf der Stelle mündlich ohne Vor— 
„ bereitung beantworten ſoll, weit mehr Beſonnenheit und Gei— 
y ſtesgegenwart als jede Verhandlung, die ihm zu längerer Ueber— 


nal : 


„legung Zeit läßt. Wie follte nun etwa in einem entfernten 
„Oberamte, das kaum einen oder zwei Agenten hat, die außer 
„Stande ſind, ſich in einer ſchwierigen Lage zu benehmen, ein 
„Streit, der rückſichlich feines Betrags an ſich, und befonders 
y auch rückſichtlich feines wachſenden Schadens einen hohen Werth 
„hat, bloß auf mündliche Anbringen oder Diktaturen hin richtig 
y beurtheilt werden können? Wie läßt in einem ſolchen Falle ſich 
„eine wohl durchdachte, geordnete und ſtringente Anführung aller 
„Gründe erwarten, die nachher einem Urtheil zum Grunde gelegt 
„werden können, wenn nicht einmal ein brauchbarer Anwald zur 
„Stelle iſt? Oder glaubt man, daß es thunlich ſeyn werde, 
„gute Anwälde, wie es nöthig wäre, für jede Erſcheinung in 
„einem ſolchen Prozeſſe zur Stelle zu bringen? | 

„Sobald aber dieſes nicht iſt, fo erfordert das Recht der 
„Parteien, daß fie einem ſolchen Streit in der Hauptſache ſchrift— 
„lich in kurzen Terminen ausfechten können, wie bisher.“ 

Dieſe Beiſpiele mögen genügen, um zu beweiſen, daß im 
Jahre 1820 über die ſummariſche Prozeßform überhaupt andere 
Anſichten walteten als im Jahre 1830. 


B ita he ur XI 
Zu S. 171. 
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Tabelle 


uͤber die vom 1. Juni 1803 bis und mit dem 31. Dezember 
1830 von der obern Inſtanz beurtheilten Civil und 
| Conſiſtorial-Geſchaͤfte. 


Haupt⸗ | 
ge⸗ 
ſſchaͤfte. 


Inci⸗ Sum̃ 
uma. Bemerkungen. 
denten. : | 2 


2 
2 
= 

2 


1803 Competenz⸗Streitigkeiten und 

1804 Erſitzungsfragen ſind in neben⸗ 

1805 ſtehender Tabelle inbegriffen. 

1806 Urkunden über Augenfcheins- | 

1807 Geſtattungen, Compromiſſe, 

1808 Rechtszüge und Zurückweiſun⸗ 

1809 gen ad melius agendum ſind 

1810 hingegen in dieſelbe nicht auf⸗ 

1811 genommen worden. 

1812 Die Summe der beurtheilten 

1813 Geſchäfte beträgt: 

1814 In den zwanzig Jahren 1803 

1815 ii s 22 2316. 

1816 Durchſchnitt auf 1 Jahr 116. 

1817 In den s Jahren 1823 bis 

1810 11710 590. 
| | 1 Jahr 74. 

1800 Durchſchnitt auf 1 Jah 

1821 

1822 

1823 

1824 

1825 

1826 

1827 
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Beilage Nro. XIV. 
Zu S. 188. 
EEE: 


Schreiben des Juſtizraths an die Civilgeſetzgebungs⸗ 
Commiſſion, den 2. April 1830. 


Nachdem nunmehr die Promulgation des zweiten Theils des 
Sachen «Rechts, die Reviſion des eigentlichen Civilgeſetzbuches 
ſich beendigt befindet, glaubt der Juſtizrath Wohldero Aufmerk- 
ſamkeit noch auf 2 weſentliche Gegenſtände lenken zu ſollen, welche 
zur Sicherung vollſtändiger Exekution des neuen Geſetzbuches von 
großer Wichtigkeit zu ſeyn ſcheinen, nämlich: 

1) Die Reviſton und Vervollſtändigung der Snftvattlon für die 
Untergerichte, und: 

2) Die Reviſton des Emolumenten-Tarifs und Anpaſſung des⸗ 
ſelben an den neuen Civil » Prozeß und das neue Civil⸗ 
Geſetzbuch. 

Indem daher der Juſtiz-⸗ Rath ſich pflichtgemäß veranlaßt 
findet, dieſe beiden Punkte bei Ew. Wohlgeb. in Anregung zu 
bringen, fügt Wohlderſelbe das Anſuchen bei: daß Sie HgHr. zur 
möglichſten Vervollſtändigung Ihrer wichtigen Arbeit ſowohl jene 
neue Inſtruktion, nach anwohnender bewährter Sorgfalt entwerfen, 
als auch das reife Nachdenken halten möchten, was hinſichtlich der 
Reviſton des Emolumenten-Tarifs zu verfügen wäre, deren Bear— 
beitung Sie gefälligſt veranſtalten, und die Vorlegung beider Ent⸗ 
würfe gefälligſt ſolchergeſtalt befördern wollen, daß dieſe beiden. 
Exekutions⸗Maaßregeln zugleich mit dem letzten Theil des Civil⸗ 
Geſetzbuches in Kraft treten können. 

Pro Copia eel. 

Der Präſident des Inſtizraths: 
DTſcharner. 


Der Juſtizrathſchreiber: 
F. Stettler. 
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Beilage Nro. XV. Gu ©. 194.) 
A. UGebersicht 
der im Jahr 1830 beurtheilten Civil- und Adminiſtrativ⸗ 
Rechtsfaͤlle. 


Vom Amtsgericht 
beurtheilt. 2 


Adminiſtrativ⸗ 
Prozeſſe. 


Vom Oberam 
beurtheilt. 
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B. Webersicht 
der im Jahr 1830 beurtheilten correctionellen und polizei— 
richterlichen Straffaͤlle. 


Vom Oberamt ver⸗ Von 
hängte Strafen. dieſen 


Beur⸗ 
theilte 
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C. Uebersicht 
der im Jahr 1830 beurtheilten Kriminalfaͤlle. 
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Beilage Nro. 
A. Suma rische 
Einnehmen. der Rechnung über die Zucht⸗ 


Lieferungen an Kleidungsſtücken, Bett⸗ 
zeug und Linge in beyde Häuſer und 
Meublierung des neuen Schallenhauſes 11,378 7 
7 
| 
| 
| 


Fr. Btz.] Ry. Fr. Btz. Ry. 
An Vorſchüſſen aus der ee a — — | — 479000 | — | — 
An Koſtgeldeen — — — 38 8 
An Taglöhnen: im Schallenhaus KR: 8 
im Zuchthaus. . 3809 5 5 72419 [5 
An Taglöhnen f. d. Staat: unentgeldlich! 9818 3 — — — — 
An verkaufter Beſchütte — — — 26 6 [5 
An verkauften Schweinen — — — 1461 4 15 
An verkaufter Torfaſche .. N — — — 78 2 1:5 
An verkauftem Schweins- age 7 — — — 885 | — 
An Verſchiedenem iR — — — 98 5 2% 
Für Arbeiten im Verding .. — — — 2000 — — 
An verkauften Feldfrüchtenn — | 2889 9 
Von der Fabrikation: 
Looſung von verkauften Geweben, 
Garnen ec. ET 2806 | 65 
Verſchiedene Arbeitslöhne FE 2438 — 
Näh⸗„Spinn⸗ und eee N 931433 
Weberlöhne . 1783 3 


Von der Schuhmach eren. . 651 

Von der Draht- Fabrikation. 379 

Von der Bürſtenbinderenrn n. 117 4 

Von der Fabrikation von Lederſäkeln u. a. 1838 4 

Von der Schreinerenrnn . . 6447 7 24,01 7 !53 


— —— — 


Summa des Einnehmens — — 2185,03 9 2½ 


XVII. (zu Seite 203) 


NMe bersicht 
anſtalten von Bern vom Jahr 1830. Ausgeben. 


Fr. Btz. Rp. Fr. Btz. Rp. 
Unterhalt der Gebäude .. 7 — —— 9 4 67% 
Ankauf und Unterhalt von Mobilien : 2019 7 4% 
Meublierung des neuen Hauſes . . | 12,164 | 8 9% 14184 | 6 (4 
Ankauf von Materialien und Werkzeug 281 7 7 
Boten 866 7 15 
Beſoldung der Beamten 3720 — — 
Sold und Montierung der Zuchtmeiſter 7720 „ 
Gratification für den Schang- Abbruch . 163 | — 1½ 
Einbringung entwichener Züchtlinge . 25 
Reiſegelder an entlaſſene 1 0 4 a N 
Penſionen; Verſchiedenes 322 — 13,0689 |i 
mu  . re a Be | 
Andere Siftualien . W 2 J 1J10%jÿ24 4 ᷣ8½ b 
Akerzinſe, Fuhrlöhne, Gärten 1 1609 17% N 
„„ vo Zehninar . 1378 5 — 
Unterhalt außer dem Hauſe .. . 1395 8 9 26,0101 9% 
% nenn — — 1 6⁴̊ 0 1 7 
WMuſche een e ng — —— 2549 — 
ung Eu l 
Beleuchtung RE — —— 110 4 — 
Mediziniſche Beſorgung e ere — ——1 322777 | — 
Verſchiedenes . N, — —— 270 4 2% 
Beſoldung der Schullehrer 1 e 
Kirchenmuſik, Sonntagfhule . . . 2092 — 609 2 — 
Ankauf von Materialien 60973 2 
Ankauf und Unterhalt von Inſtrumenten 1348 1 ( — 
Baucher⸗, Färber- und Walferlohn . 1861 | 4 9% 
Gratifikationen an fleißige ede l 115 15 
Für die Handwerke . 3852 6 |2 | 13,274 |5 |8% 
Abbrechung des Bohrhauſes und Aarber— 
gerthors an der Neuengaſſe . — — 189 4 2½ 
E/ VW — — 1479 — 
Summa des Ausgebens — ( 182,2 5 12% 
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C. NRe bersicht 


der Rechnungen über die Zuchtanſtalten vom Jahre 1814 
bis und mit 1830. 


Durch- Beitrag ſämmtli⸗ [Eigentliche Ausga- 
ſchnitt derſcher Ausgaben mitſven für Admini— 
Anzahl Inbegriff d. Ankäu⸗ſſtration, Unterhalt 
Züchtlingeffe zur Fabrikation. ſund Unterricht. 


Durch die Gefan⸗ 
genen wurde ver⸗ 
dient. *) 


Zuſchüſſe aus der 


Jahre. d 
Ze Standes⸗Caſſe. 


Fr. Ry. Fr. Ny. 
1814 318 64,877 35 58,768 50 


1815 327 | 66,885 77% 5/622 07% 
1816 382 | 79,737 90 72,635 |07%, 
1817 446 A 104,051 73% | 92,978 |40 
1818 426 | 67,390 32% | 59,405 |50 
1819 353 | 59,470 71 52,420 |61 
1820 293 | 49,561 6% | 45,231 66½ 
1821 262 | 30,126 1241, 1 46,146 32 
1822 268 | 44,570 27½% 39,952 87% | 23,519 
1823 293 | 49,223 44 43,400 \111,1 23,661 
1824 291 48,891 74½ ] 45,702 04% 1 19,617 
1825 297 | 51,126 |56 47,832 41 18,228 


Fr. 
25 ‚074 


17,674 
18,711 
23,214 
26,917 
23,490 
21,302 
26,807 


Fr. Ny. 
39,803 0215 | 
49,211 \76%, \ 
61,026 28% 
80,837 26 
40,473 26 
53,979 72 
28,258 81 
23,318 94% 
20,850 80 

25,561 90% 
29,274 04% 
32,898 ‚08%, 


1826 281 43,794 94½% | 39,846 |57 17,160 26,634 |22 
1827 304 46,474 68 ½ | 41,123 11 18,746 27,728 00 
1828 299 48,900 173%, 1 44,693 11 21,084 27,815 96 
1829 296 50,307 99% | 46,492 99% 20,187 30,120 |72 


1830 | 321 | 82,412 |s24, | 68,800 61½ | 38,303 
Zuſammenz. 5457 1/007, 4% 1 | 903,051 |98%, | 383,702 


44,108 15914 


623,901 17734, \ 


Durchſchnitt 321 | 59,170 82%] 53,120 72% | 22,570 36,700 10 
Koſten dene 184 64 165 48% 70 11433 
Gefangenen (per T. — 50 — 145 Er 1 


Zwey Umſtände haben weſentlichen Einfluß auf die Durchſchnitts— 
Summen der jährlichen Koſten der Anſtalt, nämlich: 1. die Jahre der 
Theurung, da die Ausgaben für Brod allein Anno 1816 L. 30,688 2514 
und Anno 1817 L. 33,978 80 betrug. — 2. Die Meublierung des neuen 
Schallenhauſes Anno 1830 von Betrag L. 12,164 89%, , als bleibender Werth. 


1 5 Hierbey ſind die für den Staat verwendeten unentgeldlichen Tagwerke nicht begriffen. 
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Beilage Nr. XVIII. zu S. 203. 


Auszug aus dem Jahrberichte des Direktors 
der Zuchtanſtalten. 1830. 


A. Gottesdienſt und Unterricht. 

Jeden Sonntag wird in der neuen, geräumigen Hauskapelle durch 
den Hausgeiſtlichen für die Züchtlinge beider Confeſſionen Gottesdienſt 
gehalten, wobei durch die Bauart der Kapelle ſelbſt ſowohl beide Gefchlech- 
ter, als die Ketten- und Arbeitshauszüchtlinge geſöndert ſind; es findet 
auch regelmäßig ein Wochengottesdienſt, ſowie viermal wöchentlich ein 
eigentlicher Schul- oder Elementarunterricht zu religiöſer Unterweiſung 
durch eigene Schullehrer für ſämmtliche Gefangene ſtatt, welcher Unterricht 
über die traurigen Folgen ſchlechter Erziehung ſprechende Angaben liefert. 
Seit ungefähr einem Jahr iſt durch den Hausgeiſtlichen und die Schul— 
lehrer eine Sonntagsſchule zum Unterricht im Leſen, Schreiben und Rech⸗ 
nen eingerichtet worden, an welcher eine große Anzahl Gefangener bei— 
derlei Geſchlechts freiwillig Theil nehmen. Zu beſſerer Wahrnehmung und 
fortgeſetzten Beobachtung eines jeden Gefangenen wird in ſogenannten 
Aufführungsbüchern jedem Sträfling ein Blatt eröffnet, auf welchem vor⸗ 
züglich von dem Geiſtlichen des Hauſes ein Auszug ſeiner Strafſentenz, 
ſein Betragen im Hauſe, allfällig nöthig geweſene Züchtigungen u. ſ. w. 
getreu eingetragen werden. Dieſe Einrichtung dient ſomit als Fingerzeig 
in Behandlung des betreffenden Gefangenen, auch bei herannahendem Ende 
der Strafzeit zu Berückſichtigung des allfälligen Nachlaßes eines Theils 
derſelben von den betreffenden Behörden. 


B. Claſſifikation der Gefangenen. 

Sie wird als ein eben ſo nöthiges als zweckmäßiges Mittel angeſehen, 
die Sträflinge durch Nacheiferung zu guter Aufführung aufzumuntern. Es 
beſtehen drei Claſſen, 1. die Prüfungsclaſſe, in welche alle neu 
ankommenden Züchtlinge eintreten, und von welcher fie dann entweder 
2. in die Claſſe der Beſſern, oder 3. in die Claſſe der Schlech— 
tern verſetzt werden. Da nicht erwartet werden kann, daß das Ehrgefühl 
allein bei den Züchtlingen mächtig genug ſey, um in ihnen den Wunſch 
rege werden zu laſſen, in die Claſſe der Beſſern zu gehören, fo findet 
auch eine etwas verſchiedene Behandlung dieſer verſchiedenen Claſſen ſtatt, 
indem z. B. außer einigen Unterſcheidungszeichen in der Kleidung die 
ſchlechtern zu härterer oder unangenehmerer Arbeit angehalten werden. 
Bei anhaltend gutem Betragen und fleißiger Arbeit wird dem Gefangenen 
hin und wieder eine Extrakoſt, d. h. etwas Fleiſch, mitunter auch Wein, 
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und mehr oder weniger Antheil an dem Ertrag ſeines Verdienſts zu Theil. 
Alle drei Monate wird von dem Direktor, vereint mit dem Geiſtlichen, eine 
Reviſton der Claſſen, nach Mitgabe der Aufführungsbücher, vorgenommen. 


C. Hausökonomie und Hausordnung. 


Die gute Führung einer ſo bedeutenden Haushaltung iſt nicht nur in 
ökonomiſcher, ſondern auch in polizeilicher Hinſicht wichtig, indem nur zu 
leicht Mißbräuche einreißen, welche die Gefangenen vergeſſen laſſen, daß 
fie ſich in einer Strafanſtalt befinden. 

Es wird geſucht, die nothwendigſten Lebensbedürfniſſe durch Liefe— 
rungsaccorde in billigen Preiſen zu erhalten, und namentlich wird durch 
den Gebrauch von Sägmehl zu Heitzung des großen Dampfkeſſels die Ausgabe 
für; Brennmaterial bedeutend verringert. Durch eben dieſe Dampfheitzung 
fällt die Einfeuerung in den Arbeitsſäälen, Zellen u. ſ. w. ganz weg. Auch 
die Küche wird mit einem einzigen Feuer nach einer ſehr wohl gelungenen 
Einrichtung betrieben. 

Es werden jährlich in den hieſtgen Strafanſtalten 12 — 1500 Centner 
Brod, ungefähr 16,000 Mäß Kartoffeln und gegen 400 Doppelfuder Torf 
verbraucht. 

Im Sommer um 4 Uhr, im Winter ums Uhr Morgens muß Alles auf⸗ 
ſtehen; nach einer halben Stunde, die zum Ankleiden, Waſchen und Ordnen 
des Betts verwendet wird, werden die Züchtlinge aus den Zellen und Schlaf- 
zimmern in den Eßſaal geführt, wo fie nach gehaltenem Morgengebet ihr 
Frühſtück genießen, welches abwechſelnd aus Suppe, oder Erdapfeln/ 
oder Haberbrei beſteht. 

Um 6 Uhr geht Alles an die Arbeit bis 12 Uhr, hierauf 1 Stunde 
Ruhe und Mittageſſen, Suppe und Gemüſe und 1 Pfund wohlgebackenes 
rauhes Brod auf den Kopf täglich. Von 1— 7 Uhr wieder Arbeit, dann 
das Nachteſſen, Suppe, oder Brei, oder Kartoffeln und Milch, und um 
halb 9 Uhr nach dem Abendgebet Schlafengehen. In dem neuen Gebäude 
hat jeder Züchtling ſein eigenes Bett, da hingegen früherhin und im alten 
Schallenhaus noch dermalen wegen Mangel an Naum je zwei Perſonen 
zuſammen ſchlafen müſſen. — Die Mahlzeiten ſind durch Speiſetabellen 
geregelt. 

Jede Nacht ſind einige Zuchtmeiſter auf der Wache, und machen ſowohl 
im Innern des Gebäudes, als um dieſes herum mehrere Runden. 

Körperliche Züchtigungen finden ſelten ſtatt; die gewöhnlichen Stra— 
fen, welche in der Regel einzig vom Direktor der Anſtalt angewendet 
werden, und nie der Willkühr der Unterbeamten zuſtehen, ſind bei leich— 
tern Vergehen gegen die Hausdisziplin: magere Koſt, d. h. Waſſer und 
Brod bei einer oder zwei Mahlzeiten; bei größern Vergehen Einſchließung 
in eine Zelle oder in's Gefängniß bei Waſſer und Brod, Anlegung von 
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Ketten, Halsringen oder Springketten, Verſetzung in die Claſſe der 
Schlechtern. 
D. Beſchäftig ung der Züchtlinge. 

Eine der ſchwierigſten Aufgaben der Direktion, indem dabei nicht nur 
die individuellen Anlagen der Gefangenen, ſondern auch die Sicherheit und 
Disziplin, ſo wie die Oekonomie der Anſtalt zu berückſichtigen iſt. Durch 
den größern Raum und beſſere Einrichtungen im neuen Gebäude iſt indeſſen 
dieſe Aufgabe um etwas erleichtert worden, und es können Fabrikations⸗ 
zweige eingeführt und ausgedehnt werden, welche in den alten Gebäuden 
kaum möglich geweſen wären. 

Die Reinigung der Stadt, welche früher eine Hauptbeſchäftigung der 
Züchtlinge beider Häuſer ausmachte, allein Anlaß zu Mißbrauch und Un⸗ 
ordnung gab, beſchränkt ſich jetzt einzig noch auf Reinigung der Spazier⸗ 
gänge, öffentlichen Plätze und Gäßlein, und geſchieht bloß von Züchtlin- 
gen des Arbeitshauſes und zwar meiſt in frühen Morgenſtunden, um ſo 
viel möglich nachtheilige äußere Colliſtonen zu verhüten. Die übrigen Arten 
von Arbeiten außer dem Haufe beſtehen hauptſächlich in Straßen- und Waf- 
ſerbauten, Handlangerarbeiten bei Hochbauten, und dem für die Anſtalt in 
jeder Rückſicht vortheilhaft ſich beweiſenden Feldbau; dieſe Art von Arbei⸗ 
ten ſcheint beſonders in ſanitariſcher Hinſicht wirklich nöthig. Die Arbeiten 
im Innern des Hauſes beſtehen in Weben, Spinnen, Schreiner-, Schnei⸗ 
der⸗„Schuhmacher- und Drahtarbeiten, und haben beſonders im neuen 
Schallenhaus einen erwünſchten Fortgang, fo daß die auf circa 12,000 Fr. 
ſich belaufende Meublirung des bereits bewohnten Theils des neuen Ge⸗ 
bäudes, in der Anſtalt ſelbſt verfertigt werden konnte. 


E. Beſoldungen. 


Die Beſoldung des Direktors beträgt nebſt freier Wohnung und Be⸗ 
feuerung 2000 Fr. jährlich, diejenige des Buchhalters 1600 Fr. Der Arzt 
hat 400, der Wundarzt 500, der Seelſorger 800 Fr. 

Die Unterbeamten des Hauſes, d. h. die männlichen und weiblichen 
Aufſeher erhalten ſämmtlich freie Wohnung, mit Feuer und Licht, und Be⸗ 
köſtigung, die Zuchtmeiſter überdieß die Kleidung. In firer Beſoldung bezieht 
der Obermeiſter jährlich 300 Fr., der Hüttenmeiſter oder Arbeitsaufſeher 
200 Fr., jeder der übrigen Zuchtmeiſter 175 Fr. Die Spinnmeiſterinnen, 
d. h. weibliche Aufſeher, beziehen jede jährlich 125 Fr. Ueberdieß wird den 
Unterbeamten je nach ihrer Pflichterfüllung eine verhältnißmäßige jährliche 
Gratifikation zugeſtanden, dem Obermeiſter bis auf 100 Fr., jedem der 
übrigen bis höchſtens 50 Fr. Eine mäßige Beſoldung, wenn man bedenkt, 
wie beſchwerlich der Dienſt der Aufſeher iſt, und wie er ununterbrochen 

Tag und Nacht fortdauert, fo daß fie ſelbſt gleichſam wie Gefangene find. 
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Beilage Nro. XIX. (u Seite 204) 


Tabellarische Bebersicht 


des Beſtandes und der Koſten der Strafanſtalt in Pruntrut 
in den Jahren 1817 bis und mit 1830. 


Dur = A 2 hi 
F 
zahl der 
Zücht⸗ 


Verdienſt der 
Züchtlinge. 


Beyſchüſſe der 
Staatscaſſe. 


Jahre. 


Fr. Fe. 
12,796 266 


1818 | 6914 15,496 | 221 60 10,746 154 4750 69 


1819 | 66 12,089 | 180 49 9401 141 | 2688 | 40 


1820 49 6993 142 39 4736 96 2257 46 


1821 41 4846 118 32 2596 63 2250 35 


1823 | 40% 5734 141 39 3429 84 2302 | 56 


1824 2627 54 2998 62 


1825 
1826 
1827 
1828 


48% 5625 116 32 
40 4980 125 | 34 1650 41 [ 3330 | 84 
48 5630 | 116 | 32 2318 48 1 3312 | 68 
41% 6057 12735 1869 39 4488 | 88 
44 6821 | 155 42 ] 3502 79 1 3319 | 75 


1829 44 6742 152 42 3486 79 1 3226 73 


1822 38 4594 121 g 2612 69 1982 52 


1830 56 9022 160 44 5422 96 3600 64 
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Auszüger. 


2 2 
— + = 
sis |£|® 
2 2 = | So 
A Ielz2| & 
2 SS = 
Waffen⸗Gattungen. SS ASE 2 
* — 0 * en 5 
SS 2882 
214 = ._ _ 
— 2 E — o 
S OD D 8 a 


Dragoner. 2 5) 6| 149| 160 Dragoner. . 2 3| 2| 4127 132 
Scharffchüßen . 100 7| 36 684 727 I Scharfichüßen. I-1 — —[ 7| 7 
Artillerie⸗Regim.— 34 — Artillerie⸗-Regim.— 12] —| — 
Sappeurs . | 2 8 Sappeurs. , [ 88 
Kanoniere 8 — | 29 Kanoniere. . . | 4 — 12 293 
Stan. „u | 2) — 120) Srall om... 4 —| 4 117 
Infanterie: Infanterie: 
f 1 6 23 f I 6 18 27 793] 832 
III 6 21 a III 6| 16 21 806 843 
955 25 Bataillone Nr. III ; 17 21| 998 1905 
f IV 23 IV 16 211469120 
I [2 27 
In 5 5 22 Stadt⸗Compagn. — — 9 9 
VII 6 22 Total Infanterie 67 8437783926 
VIII 6 14 25 


Bataill.⸗Muſiken - 
Stadt⸗Compagn.] 1 
Stadt⸗Muſtk. - — 


— 


— 


Total Infanterie 127187 68887202 


Total Auszüger 173 27688209269 
Ohne Inbegriff von 12 Offizieren, 
welche theils wegen Landes-Abweſen⸗ 
heit / und theils wegen Anſtellung beim 
eidgenöſſiſchen Stab, bei ihren Kan⸗ 
tonal-Corps blos A la Suite ſtehen. 


Anmerkung. Auf Ende Jahres 1813 betrug die Stärke der reitenden 
Artillerie und der Standes⸗- Compagnie Mann: 
und auf gleiche Zeit ſollten die Auszüger in Allem zählen, laut 
$$. 36, 67, 80, 92, 98 und 101 der Verordnung über die Militär⸗ 
Verfaſſung des Kantons Bern vom 2. Juni 1813 
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Militair⸗Stat der Stadt um 


Beilage 


Stehende Truppen: 
Neſerp e. 


el» 

&&| 8 

“ie e | & 

sa (2 |<. . 
2 + — 2 2 
2 22 ES S = 

Waffen: Gattungen. S 5 S S 

SIR ELLE 3 
— E — 2 
ze 85 8 


Total Reſerve. 82 402431914503 

Nebſtdem finden ſich an ſogenann⸗ 
ter Stamm⸗Reſerve, die im Jahr 1824, 
bei der allgemeinen Organiſation der 
Reſerve — als damals überzählig — 
nicht wieder bewaffnet wurden, noch 


vor: 143 Mann Scharfſchützen 
20 P Artillerie 
2 
202 = Infanterie. 


Als unbewaffnet kommen ſte aber im 
Zuſammenzug nicht in Anrechnung. 


120 


Mann: 5835 


Die Reſerve erſter und zweiter Claſſe hingegen, als damals un⸗ 
bewaffnet, kann nicht in Anrechnung gebracht werden. 

Total der bewaffneten Macht auf Ende Jahres 1813. Mann: 5955 
Wird nun der Stand der bewaffneten Macht von Ende Jahres 1813 mit 
demjenigen vom 1. Juni 1831 entgegen gehalten, ſo erzeigt ſich ein 
Mehrbetrag dieſes Letztern von 35,255 Mann. 


Nro. XXI. (zu Seite 246.) 
Re ph Juni 1831. 


Die Standescompagnie: 51 Mann. 
San d wehr. 


Anzahl Compagnien 
Compagnie-Offtziere. 


Kreis⸗Stab. 
Bataillons⸗Stab. 


Trüllmeiſter. 
Prima Plana 
Zuſammenzug. 
Total Köpfe. 


228 1 


Neſtierende Scharfſchützen . m 
Neſtierende Grenadiere 1 518 3 
Füſiliere. 
Stadt Bern 2 3 10 6 
ir. Militär⸗Kreis Bataillon 166 40 117 14160 3438023 3415 
Bataillone IT | 6 2 | 18) 1349 
IJ lea ans] ass) ala] 805 
la | 12 12) zulıa] 2195 
1 l 
„ çK K ͤ e dl! 1 
wie 4 47% a ar 
ERS. ' == 43 
ö;ööͤͥͤé v)ↄ ß ee 8 3645 
FRP 79 — a e EI. 
! i 
% 3 pri ale: Re. a Be 2661 2660 
Total Füſtliere . 531329 27 142 26,182 26733158 26,545 
Total Landwehr. 500 ars 26,899 27,A19192 27,387 


ReRcinetekation, 


Stehende Truppen 11-13 48 51.— 51 
Auszüger + + + + + + + + + + a gr 173 276 8820 9269 9269 
eee eee 4303 
La ehr. . IJ33 329 27171 26,899 27, 47992 27,387 


o eg 1 er 41,302|92| 41,210 


*) Die Rubrik „Abzug“ mußte darum eröffnet werden, weil fonft die 8 Auszüger⸗Oberſt⸗ 
Lieutenante, fo gleichzeitig Kreis⸗Commandanten find, und 6 Kreis Adjutanten und 78 
Trillmeiſter, welche zugleich Offtziersſtellen bey der Landwehr bekleiden, doppelt in An⸗ 
rechnung gebracht wären. 
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Beilage Nro XXII. (zu Seite 248.) 


A. Uebersicht 


der, ſeit dem Jahre 1814 bis und mit dem Jahre 1830 zur Inſtruktion 
einberufenen Auszüger-Recruten. 


Sappeurs 


un Scharf⸗ 
Pionniers. 


ſchützen. 


Jahrgänge] Dragoner. Artillerie. Infanterie. Total. 


854 
165 1148 1538 

8 3 1014 1064 
— — 522 631 
1 gr 834 919 
91 ir. 662 900 


1820 40 138 40 45 21 511 795 
1821 29 20 25 4 28 623 729 
1822 30 5 4 8 10 746 480 
1823 9 94 45 7 39 961 41155 
1824 1 65 21 16 — 647 | 750 
1825 34 85 9 2% — 803 931 
1826 12 28 24 5 85 453 607 
1827 29 36 47 1 — 655 768 
1828 26 |, 20 9 8 311 148 6522 
1829 30 15 7 6 135 175 368 
1830 21 81 11 2 89 595 799 


299 | 1075 484 | 204 945 | 11,163 14,170 


Nebſtdem wurden während den genannten 17 Jahren annoch 245 
Mann gekleidet, welche als der Neeruten-Inſtruktion enthoben, auf 
obigem Etat nicht erſcheinen, wie z. B. Stabs-Furiere, Wiedereinge- 
tretene, Brandbeſchädigte ꝛc. 


Beilage Nro. XXII. 
Zu S. 248. 


B. Vergleichung 
des 
Truppenbedarfs für beide eidgen. Contingente, 
mit der, auf 1. Juni 1831, wirklich vorhandenen 
Anzahl Auszuͤger und Reſerve. 


Forderungen Auf 1. Juni 1831 [f 8 8 
des eidgenöſſiſchen BEN 2 wu 
Mititäe-Reglements. [WIrFlich vorhandene 385 
r RE Fe ; = 
Waffen⸗ . 5 2 8 8 
ar nz 38 
Gattungen. 88 28 g S E 
5 83s Total] Aus | Ka Total 2 
22 2 2 920 5 \ © 
85 2 S 3 Kövfe.] züger. ſerve. Köpfe. 8 8 2 
2 3 8 85 
Artillerie . 355 284] 6391 670 317 987] 348 
Sappeurs . . 142 „ 142.194 25 191 49 
Train 218 147 3651 319 121 440 75 
Cavallerie. . 144] „ 144] 160 132 292 1480 
Scharfſchützen] 200 200 4001 727 7 7341 334 
Infanterie . 4765| 5193 si 7202 3926| 11128] 1470 
5824| 5824| 11648 | 9269| 4503 | 137721* 2124 i 


„) Hiebei ift aber zu bemerken, daß das im Cantonal-Beſtande der Artillerie, 
der Cavallerie und der Scharfſchützen inbegriffene Staabsperſonale größten 
Theils nicht für den eidgenöſſiſchen Dienſt beſtimmt iſt, und bei der Infan— 
terie die Bataillons⸗Muſiken ebenfalls keinen Beſtandtheil der eidgenöſſiſchen 
Forderungen ausmachen. 
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Beilage Nro. XXIII. A. (Zu S. 253.) 
Auszug der Kriegszahlamt-Rechnungen vom Jahre 1814 bis und mit 1821. 


VE ——— TEE TEE ——— ß x EEE TEE 


1814. 1815. 1 ı816. | 1817. 1818. 1819. 1820. 2 


— . m —V—̃ [U — — — — 1 — — 


Fr. os St. ls. Fr. bz Fr. os. SE. lbs. Fr. oz Fr. bz. Fr. os 


1. Rechnungs⸗Reſtanzen . | 2903212 | 34008 306822] 4250213 | 4198612 | 67104lı | 34578881 — u 
II. Vorſchüſſe aus der Hunte; 


Einnehmen. 


4 
. . . 21372003 2500933 | 1885848 1937429 [1987748 108776 —J 136673 2 J 1603205 
III. Pächtzinſe 1222 7465 | 139311 | 13330 10678 10678] 11465 | 10750 
IV. Vergütungen . 29028 | 172142 | 8609/5 7755 13876 2805!\4 261009 22381 
V. Für Verpflegung im Militär⸗ . 
pita, 2 2 200812 | 13624 88241 12196 65418 98481 10774 6398 
VI. Von verkauften Pferden 8 628 — 96.— 946 — 14160 —[ 878 —[ 128 — — —1 294.— 
VI. Vom Brückenkopf zu Aarberg — — 1 — n — 4 — — 402 8 — 44 2 64.— 
VIII. Für die Centralmilitär⸗Caſſa][ — —] — —- ] = l — “ — 1-1 — —- ] — - 386471 
IX. Für die Dragoner-Caſſa. . — - 1 — - — f- — EI — E — I — ＋ 1505015 
Summa Fr. 2504137 75035200 228098 J 240734|2 [24475304 1808981 47613308 2183299 
Zuſammenzug. Bilanz. Fr. bz. 
Einnehmen | Fr. z. Ausgeben. Fr. bz. 
Das Einnehmen beträgt. . 184288109 
: i f 5 ee 8 ; 5 1 5 28612 4 Das Ausgeben hingegen nur . 1483309 1 
1816, 228098 | — 1816, 185431 [8] Mithin mehr Einnehmen als Aus⸗ 5 
1847 240734 2 18 17. 198798 8 geben 357572 
18 158. 244753 ͤ4 118: 141977 5 
18 ne 13 1390 8 Dieſer Ueberſchuß des Einnehmens iſt durch die Rech- 
18 2 1 2 18329 9 18 2 5 3 1 - nungspaſſationen berichtiget. 
a 1 — Die Rappen ſind in dieſer Rechnungsüberſicht weggelaſſen, 
Summa Fr. [ 1842881 9 Summa Fr. | 1485309 | 1 oder zu den Batzen geſchlagen. 
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Beilage Nro. XXIII. B. 


(Zu S. 2 


Auszug der Centralmilitaͤr-Rechnungen vom Jahre 1814 bis und mit 1820. 


E 


nnehmen. 


Rein: cn 
Auszügergelder . 


* 0 * 


NB. Woran die Gemeinden die Hälfte beiſteuerten. 


Extra-Vorſchüſſe für das zweite Contin⸗ 


gent 


+ 


Rückzahlung für Equipirung und Kleidung 
der Mane 
Verkaufte alte Montirungsſtü e 


Inſtruktions⸗Vergütung 
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+ 


[7 * 


* 0 0 


1814. 


Fr. 


1815. 


bz.] Fr. 


bz 


5408 41 9904 
43112 —1 43112 — 
2356381 — 
12317 960 
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1816. 


Sr, bs. 
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172715 
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re | = 
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366732 


Fr. 


7533 
53976 


44839 - 


45189 
43995 
53509 
49886 


Zuſammenzug. 


bs 


9 
A 
5 

4 
9 
6 


6 


Ausgeben. 
1814 
35, 
1816 
4817. 
81 8. 
18 1 9. 
138 2.0. 


65431 
57058 
67676 
717657 
79668 
50539 
41075 


Summa Fr. 439107 9 


B 


las. 


1349, 


St. Fr. 5 
e 
52806 — 439763 
51902 710 
1847 2211 
— 18 


Das Ausgeben beträgt * 
Das Einnehmen hingegen nur . 


Mithin mehr Ausgeben 5 Ein⸗ 
nehmen 


NB. 


worden. 


* 


0 


* 


9 


+ 


EZ 


„ 


1820 


Summa Fr. 73335 9 | 53976 |4 14839 |5 15189 | | 13995 |4 535099 19886 |5 


Fr. bz. 
439107 | 9 
366732 | 6 

72375 | 3 


Dieſer Ueberfchuß des Ausgebens iſt durch die Paſſa⸗ 
tionen in den Rechnungen von 1817 und 1818 berichtiget 
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Beilage Nro. XXIII. C. (Zu S. 253.) 
Auszug der Dragoner⸗Caſſarechnungen vom Jahre 1814 bis und mit 1820. 


Einnehmen. at EI I u . ] ˙ò FE 

ba] Fr. oz.] Fr. 63. Fr. b.] Fr. 63. Fr. bs] Fr. bs. 
1. Rechnungs⸗Reſtanzen — — — — 
II. Zurückbezahlte Dragoner-Gelder . . 483377 114379174499 


NB. Auf die Oberämter vertheilt, nach Ausweis 
des Fuhr- Reglements. 

III. Vergütungen von Montirungen, Armatur, 

Equipages und Geräthſchaften 4 — — 336 
f 1833 f 

V. Vergütung für Inſtruktioe n 

VI. Von verkauften Dragoner-Pferden . 

VII. Vorſchüſſe aus der Standes-Caſſa .. 


Summa Fr. 48521 — 419802 | 17449|9 | 4395|5 | 43929 238323 J 16377 |2 


EEE ET EHE EEE ——— 
1 
& 
Ne) 
[977 
[67° 
— 
2 
Ne) 
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I 
| 


34 1814. lıgı5. 1 ası6, | 1817, | ısıs, lısı9. | 1820. 
Bilanz. 


Einnehmen. Fr. bz. Aus geben. Fr. |. 198 5 
as Ausgeben beträgt. 1547247 
1 ; ; 55 | en = ; i 1 5 De. —] Das Einnehmen hingegen nur . | 126949 | — 
; : 2 5 F mithin mehr Ausgeben als Ein- 
18 16. 17449 | 9 1816 13054 | 5 nehmen 27772 | 7 
1817 4395 (5 1817 2 6 n r 
1818, 43929 1818. 5698 4 i 
2% 23832 3 184 9 24508 | 7 | NB. Diefer Ueberſchuß des Ausgebens iſt durch die Rech⸗ 
18 2 0. 16377 | 2 1520, 15274 | 5 nungspaſſationen berichtiget worden. 
Summa Fr.] 126949 | — Summa Fr. | 154721 | 7 


le | 2 eosrz | 13698 BE | | s|rsoer I-|seeoe + esse AR v u u n D 


rr x x x Ta En SE — P = 


| 9% I6lsss [E 95 pls gless 9 eie 
— - E= E- E- 4e. 

zisss 581 — — - — . — 

— 965 96 — — HI — E — 


uo pna en ⸗nvoangz / DναE,“/s vad 
239 bung vpe mein eeepc IX 


b anzug IX 


2/77 18 
7s fs 
987 
99 89 


7 80 


unepzvaoch⸗ a uobvac qun sadvdınbd) IX 


51 . » . + 6 2 * bung iz 2 8 
D „ D „ „ „ * + * * uohzn aug "XI 
„ee 130 3Juamupaaıg qun BYPla A 


a % naue 199 Bunplouasjutt gun /3779% 
21014099 dunpmpa /dunamja nA 


: NORA aun WIUOIWIG-IÖVANOR "IA 
er way qun MAPDIWIR "A 
a ER 
ee a 32 bung joſeg III 


91855 


S 
=, 
Ne) 
I 
O 
sp) 
I 
N 

| 
| 
| 


8 7 


O 
S 
O 
O 
Q 
0 
| 
| 
| 
| 


2e 
8 
21009 
— 507 


1 6²⁶6 
— 15188 
6 Llerir 168887 
48 | a8 


— —— —— oJ oo] —— . —— ͤ — 


2879187787787 


usbunzzgnuguonzedgug any uebung ia "II 


ana nog vungzno zg 


10 28 
058767857 


u 9 en 


ee 


Beilage Nro. XXIII. D. (Zu S. 253.) 
Aus zug der Kriegszahlamt⸗ Rechnungen von Ao. 1822 bis und mit 1830, 


= = 2 K — S .— = * 
| K s = | &2| 835] & | 38| &$| 2 
An Vorſchüſſen aus der Standes- = > | 32] 3382| =8:| SEl| 58| $= 
Caſſa. 33S 1223-85]: 82 3 2 58 
A h — — 8 — = Su EU rare — » — 
Einnehmen... ————— Ts — = = aa "el "S S8 
a. Ordinaire [b. Bezogen. [e. Nicht be- e 8 eo s> = 2 8 — a 
u. Extra⸗ zogen. SSI S* 8 wel 23 
Credite. 81 8 8. 
Fr. I6s. Fr. I65. Fr. los. r. 3 sc. 2 5 
1822. 24115081 174797 —] 367144 1077 —] 16686 745 1 — —] 64—] 85916 I 55-1 — |— 
1823, 22641513 | 18889803 37517 —J 105918 I 16779 201 10 —] — — 65112 | 4615 | — — 
1824 30260816 1 2374456 65163 — 8141] 1481/7 531 356 —1 208I—1 64116 | — —-l — — 
1825, 233245I—1 195000|—1 38245I—1 7976 26111 2066 — — 64—1 6914 1 30— — |— 
1826 2046759 1 182000 — ] 22675191 7976] 15722 5003] 147 | 208 —] 661 —] 4444 — I— 
1887, 20629811 1 20100011 529811 1 7976 | 123918 1087] — — — II 101916 6761 — — 
4828, 20864914 [ 4930001] 15649l4 | sorla | 167107 14114 — |—I 408 — 7652 | 24) — |— 
1829, 1986866 171000 —] 276866 I 16248 | 333513 | 6051 — —] 80— 980 — 2717 1 32 — 
1830 4340441 2824111] 151633\—1 14357] 18948 I 113,8 | — II — — 354 | 1944 — — 
Summa fr. I 222613019 | 1825551|9 leer 921104 | 110 0 s | so 007 | 1032|—1 7225 - 31113 | 32 - 
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Beilage Nro. XXIV. (Zu S. 259.) 
Aufſtellung der Geſchuͤtze und Artillerie-Fuhrwerke des Standes Bern fuͤr beide Auszuͤge. 1831. 


Kanonen. Hau⸗ Caiſſons. Brand-] Vorrath-Laffetten. 


bitzen. 
Linie. 1 8 er Kugel⸗ 
. Be⸗ ark. ark. Wagen. 
12 16. | 6 3b. spannt. Engl. | Engl. Franz. 12 1᷑5.] 6b. 12 18. 


A. Feldgeſchütz und dazu gehö⸗ 
rige Fuhrwerrnrnre 


5 aus | Leere Ergän⸗ 
B. Parkgeſchütz. 88. zungd Wagen. 
5 5 - 12436. Ganze. Halbe. 

1) Ergänzungs-Feldgeſchütz . 1 4 8 


2) Poſitions-Geſch 


ütz des Contin⸗ 
enn 3 4 
3) An Poſttions⸗Geſchütz über den 
Contingents-Betrag kann ge— 10 10 5 
Mefert werden 9 
18 
34 
9 
Im Ganzen 68 Geſchütze . 
und I 123 Artillerie-Fuhrwerke. 
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Beilage Nro. XXV. (Zu S. 265.) 


berffich 


5 des 
nach der angenommenen Geſchuͤtzaufſtellung berechneten 
Munition: Bedarfs. 


FR Patronen. 
A. Feldgeſchuͤtz 5 5 8 |$; 
D Sg 2 8 
zu 600 Schuß per Geſchuͤtz. & 2 & 
22 Feld⸗Sechspfünder . 8800|4400|8800) 4400 
Vorrath auf 1. Juli 1831 . . 1318803239612403344 
4 Feld⸗Zwölfpfünder 1800 600 e 600 
Vorrath auf 1. Juli 1831. 8 A ee 505 3571800] 600 
Er 8 | Patronen. 
SS SS 10 16 [ 24 
SS ST Loth. Loth. Loth. 
6 Zwölfpfünder-Feld⸗ Haubitze 2880] 720144028800 2160 
Vorrath auf 1. Juli 1831 . . 2516| 220144028802 160 
R & Patronen. 
272 e 2 2 2 81 
B. Poſitionsgeſchuͤtz E 58 $ 35 8 8 
0 ” S un 
zu 300 Schuß per Geſchuͤtz. EA 
1 480 10 1800 180 
3 Poſitions⸗ 2 8wölfpfünder 720 180] 720] 1800 180 
Vorrath auf 1. Juli 1831. 2 Patronen 
ER 28 20 3244 
SS S Loth. Loth. Loth. 
4 Berner ⸗241ß⸗Haubitzen 4 50 a) al 780 
Vorrath auf 1. Juli 1831 . 960) 240 5201040] 780 
R 4 Patronen. 
= 8 2 E — 
das Contingent = | 88 8 ERICH 
zu 150 Schuß per ae Isle IeS 


10 Poſitions⸗Sechspfünder 
Vorrath auf 1. Juli 1831. 
10 Bofitions-Zwolfpfünder . . 
Vorrath auf 1. Juli 1831. 
. 


1050 5001000 504000 5050 250 250 
1000 5001000 500 230 
370 
370 


257 
257 


C. Poſitionsgeſchuͤtz über u 


1 3701030 
1030 433 248 


32 
Loth. 


44 
Loth. 


ſchen. 
Gefüllte 


Granat. 


Gefüllte 
Granat. 
Kartät⸗ 


1201 260 520 
1101 260 520 


390 
0 


4 Eidgen. b 
| a gr. 2 Ib-Haubitzen | 120 50 
1200 30 


Vorrath auf 1. Juli 1831 152 
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Beilage Nro. XXVII. 
Zu S. 272. 


Verzeichniß 
der Zeughausvorraͤthe an Geſchuͤtzen, Kriegsfuhrwerken, Munition, 
Waffen und Geraͤthſchaften, welche auf 1. Jenner 1814 vorhan— 
den waren und ſeither bis 1. Juli 1831 angeſchafft oder verfertigt 
worden, mit Inbegriff der in den Haͤnden der Auszuͤger und 
Reſerviſten befindlichen Gegenſtaͤnde. 


2 Sa Sg 
8. 3 28 — 
Benennung Ordon⸗ 32 1223 [SSS 5 ® 
a BE I?79> 2 32851 5 2 
der Gegenſtaͤnde. nanz. 3 1,8 SS 
> 8 = 
& 8 Fr. os. 


12 15., lange 
5 kurze 


Berner. 
. Eidgen. 
6 Ib., lange .. Berner. 
„ mittlere 810 
1 idgen. 
Kanonen 1 kurze „ „Berner. 30 


— — 2 
211 7389 — 27 
2 16 

4 15. lange 5 0 — 
1 kurze. 77 35 
„. Geſchwdoſtk 5 2 


11 
Gym. ar 


zu Granaten 


Ee el ie 
F 
n 


24 lh. Eidgen. 


Berner. 


| 12 1b. Eidgen. 


m 
sie 
Oo D 
t 


Probemörſer 


zu 12 IB. lange . Berner. 9001 


„ un BIBLIe.. . 5 
77 77 77 77 ne + Franz. 


Laffeten zu 6 16. lange J Berner. 


— 
ER! G ˖ 0 


— A & 
— 
e 
2 
E 
— 


| 


7 77 70 


„ „ ikke | Franz. 


40 97 kurze * 34 "us 


| | | Fr. f 1 


S 28 2 2 
8 [8K 2 8 * 
„ ee S 2 S „> 22 
Benennung 38 328 858 8 8 
4 5 8 97 15 2 

g wa . Em) 
der Gegenſtaͤnde. 283 338 28 32 2 
23 2 2 Se m. 
= o 

2 2 E 

8 8 bz. 


Transport 


zu 6 1b., lange . . Berner. 

DER, REEL 2°. 

„ „ „ si Franz. 

„ „ Geſchwoͤſtk.] Berner. 
Laffeten 


zu 2 15. kurze » 
Mörſer, 50 11 ; 5 


Sr — 


. +1 6180511 
2 — — 5 
81 5124 — 27 
1 3 
1112»˙.ꝛ . ʃ—— 1 
. 5 1 Tu — — 1 
zu rg 21 1b. 949 — F 
55 55 v5 5 Franz. 3 12444 1 
I» 1 „ p en. 118304 1 
4 4 12 3b. | Berner. 18 3 11 
5 » „ „ Franz. 5 3416— 9 
9 „ „9 Eidgen. a: 8847 — 9 
Kugeln, von 16 Ib. | Berner. — — ö | 
57 von 12 ib. ns ne Fr 367 
» „» „ „ Franz. 5 — 8 * 1411 
„ 5 „ „ Eidgen. 97% — — — 6364 
* 9 „ 5 Zu groß. — — — 1682 
= „ „ „. „l Ausſchuß) — . 840 
— 5 von 6 Ib. Se — — — — 1708 
5 7 8 n Kr; idgen. ige Ale 13188 
= „ 5 „ Zu groß. = FI — 2017 
5 55 * 57 Ausſchuß u — — 4763 
> 9 von 4 15. | Berner. 51339 — — —1 45612 
S 5 „ 2 1b. 5 141164 — — 1 13966 
S Bomben, von 100 1b. 5 102 — — © 102 
55 „ 0 5 70 173 — — — 173 
235 5 25 — u: 05 
Haübitzgranat. 2415. v 5650 — 0 
5 9 Eidgen. 202 1111 — 120 
55 1236. | Berner. 3798 — „9 
x „ „ Eidgen. 3840 | 7680 —] 3840 
für 16 1b. Kanonen 28 BR: „„ 
ae AP 3 Berner. 543 70 763.— 613 
82 9 7 5 55 Eidgen. 5 8 389108 357 
Ss 7... 01% 15 Bleyern.“ 557 8501 3315.— 1407 
. 5 Eidgen. 3821 4418 [ 2912811 4800 
e 5 Bleyern. 2141 1200 I 3600 —][ 35835 
2)» 2%; Er 1400 1 2520—1 1641 
el. 24 Jb. Häuten Berner. 56 95304 56 
„ „9 55 Eidg en. — 303 513805 303 
2 Ihr 5 8 ſchlecht 
» Eidgen. 


Benennung 
der Gegenſtaͤnde. 


. 
nanz. 


Transport 


* + + 


Eidgen. 


8 
2 Se a 1 
— nn 5 an SS» + 
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S 2 = Si 88 8 * 
DS 1 no 7 

Ss — 2 8 LH 

gr << 2 a „= — 2 
28 © 2 m = 
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8 52 * a 
5 8 Fr. bz 
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Flinten⸗ für Infant., ſcharfe 622250 2287066 101903)—1 2264513, 
Patronen) » blinde 5 1879 2083860] 263614 sad 
„ Cavall., ſcharfe ; 6000| 7200| 306|— 
Schieß⸗ jan Kanonen. 15. 20578] 62013] 434096 
Pulver „ Flinten. 10 2765] 14171 113374 1259 
Feuer⸗ | „Flinten. St. 154357] 106700 — = 
ſteine „ Piſtolen. „ 11309588 — 
neues. 
Bley altes. 1. 57337] 177232 1963015 91550. 
an Flintenkugeln. 
Lunte 15. 183034 — 
für Artill. Wurf Caiſſons 2 0 44 — — — 4 
e „ „ 77 „ Eid gen. — 611 61000 — 61 
„ as Franz. — 344 3466113 34 
= „ 77 77 ” = 12 A740 8 12 
= „ 99 alte 9 77 Berner. 16 SER See a 16 
„ „ m. Transport. x 22 4891ʃ1 22 
5 „ 5 Feldſchmiede. Eidgen. — 81 832118 8 
— Rüſtwägen. Franz. — 81 10450 — 8 
— für Infant. große, neue.] Eidgen. 288 18 1 
z1» » „alte. Berner. 99 — — 9 
1 „ kleine, neue.] Eidgen. 16 291 22132ʃ8 45 
97 77 99 alte. Berner. 4 er et 7 4 
Munit.⸗Flint. für Infant. / gelb garn. 1578 7648[198848|-- 4990 
55 1 55 in Eifen. | 1378 4288| 72125|6 3837 
97 79 für Artillerie . * 459 5 Bar ri 459 
„ Schützen 15431 59470 — 1481 
Stutzer für Scharfſchützen . 5⁵ 501 3372 — 35 
Carabiner für Cavallerie . 20 8 961— 28 
: Piſtolen, neue 1 50 402 4824 — 218 
E. Säbel für Infanterie, neue.. 210 2407 13238 5 1813 
a l 60 90 — 378 
a „ für Artillerie und Train 101 4000 2480 — 448 
2 55 urs, 40 1500 1012ʃ⁵ — 
> „ „ Cavallerie eg + 19 322] 3381,— 134 
S 55 » Scharfſchützen . . 49 161 999 — 114 
„ Schützen „„ 1000| 5850 — 477 
Fahnen) De N na = 8 Mo 12 
Standarten, neue . We 141 3 1 
Dambourmajors⸗ Equipement g 9 111 495.— 3 
Zimmermanns = 2 6 571 9975 24 
Trommeln mit Zubehörde, v. Nefing 60 118] 2832 — 47 
„ Holz 4 3901 4680 — 30 


2 2 * 


Lederzeug 


Winden zu den 
Blachen zum Decken der Munit. „Wagen 
Pferdgeſch. m. Kummet, Bern. Ord. 


Train⸗Geräthſchaften 


Kriegs-Waffen: 


Trompeten. 
Haberſäcke . 


Benennung 
der Gegenſtaͤnde. 


NR 


0 7 * + 


Patrontaſchen für Infanterie 5 


77 7 


0 


» 57 


Patront.⸗Riemen für Infant., weiß 


7 9 
29 7 


Artillerie 
Cavallerie 
Schützen 


„ Artill. 


0 


* 


„ Cavallerie 


„ Schützen 


Baudriers, weiße „ 


Kuppel, weiße 


2 


0 5 + 


ner fur S Scharfſchützen 


Sättel mit Zubehörd für Cavallerie 


Wagen. 


Eidgen. 


+ + „ * + „ 


und Train-⸗Wachtmeiſter . 


Reitkiſſen mit Zubehörd, Bern. Ord. 
Pferdunterdecken £ 


hen der 
en aäck 


Putzzeug 
Fouragierſtricke 
Mantelſäcke 


Kopf⸗ und Striegelſacke a 


Koch⸗Geräthſchaften 


Zelten mit Zubehörden 


für Staabsoffiziere . 


* 


9 


ic 
Felde ; 
Fel 


„ Hauptleute. 


„ Lieutenants 
„ Soldaten 
„ Cavallerie 
„ Wachten . 
„ Arbeiter . 
Magazin 
Eßzelten 5 


+ 


+ 


Eid gen. 


+ + + 


+ 


0 5 


* + + „ + « * 


Id dkeſſel 
dſchüſſeln 


* * 
* + EZ 
+ 
+ 
+ + 
+ 
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nad) eidgenöſſiſcher Ordonnanz 
Wachtgewehr-Mäntel . 


Gewehr- Mäntel 


+ + 
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+ 
+ 
* 


Auf 1. Jan. 1814 
vorhanden. 
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8 22 a 
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209] 449315 
2311] 160865 
136351 45661ʃ5 
197 56115 
10023 330616 
120421 3097912 
197 56114 
10021 230416 
4387 1096715 
244 976 — 
13621 5448 — 
6234 6230 — 
544 1296— 
400 1180 — 
2561 14464.— 
223] 137703 
451 1080— 
1534 4896(— 
350 3325 — 
80 144.— 
5691| 1365/6 
604] 1087/2 
3288 127902 
199 199. — 
3921 307712 
124 6944 
300 450.— 
300 540 — 
6 1680.— 
99 1890 .— 
1 610— 
100] 9000 — 


Fr. 1106202507 | 


* 
22 — 
S © 
3 
Br 
(Or - 


23 
425 
5179 
440 
25 
1002 
5366 
440 
25 
1002 
2266 
18 
922 


Beilage Nro. XXVIII. 
Etat der im Jahre 1817 eingerichteten 


Geliefertes Getreide an die Oberaͤmter. 
P.! a . er 
Oberaͤmter An An An An an 
Dinkel. [Kernen. ] Noggen.] Miſchelk.] Brod. 
wut wis Mäs. Stel. ][ Mäs. | Stel. nis. ste. Pfund. [ste 
Aarberg. . 372 3%, | 119l — | 424 746] 260 — | 52733] — 
Aarwangen .] 1022111 — — I 4755 — I — 2 1116821 — 
Bern 98404] 1319| — | 1419] 76 — | — 11135276] — 
Büren 319% — — TI 375) — I - | — I 4241| — 
Burgdorf. 700 5 — —1 84 ME 826 — 
Courtlar . - 914 1—:| 4 — «| — 1 2838| 94,1: 65853] 7 
Delsberg . -» 127 4I— —[(— | | 296912 73170| 7 
Erlach. gl 12:2 — — [118662 44850 6 
Fraubrunnen. 343 Et 298 — I — | — 41293| 7 
Freibergen . 75 69% — —— — | 1336| ½ ][ 38072) — 
Frutigen 613 7340 5-12 110672 42919| 5 
Snterladen 94 2,1 920 —I— |—| 790 — | 48315 — 
Konolfingen 594 3% 1 1190) — ] 730 — 1 1055) 46 121402 7 
Laupen. 180% | — | — | 1767 1214 21986 — 
Münſter 84 4 — —[— | — 24776 57352 — 
Nidan . . 202 4/44 | —![— — 116942 J 54471 — 
Dberhassſ e 27 1 3967 I— |— I 28807 21267| 6 
Pruntrut . 2406. 1635 4 1 — :| — 22776 101924| 4 
Saanen ; 55 73, 907 1 — | — 3222 30933 — 
Schwarzenburg A 92 9, 1— — 12 — | 25161 59882| 4 
Seft Hann u; 422 393 4 J 247| 345] 1522) 14,1 87344 — 
Sig „ 10%, 5 — 100455 4 
met Nied.“ 80 11745 1100 4,1 — — 8887 49611 — 
Simmenthal, Ob. Aa, | 398 5 1 — — 1665 15807 — 
un U Abs 544 1682| 6 Beh ae 
Trachſelwald .. 975 11% + SH eis A 
Wangen 3 3 — — 1 1035 — 95684 A 
9360 22 10997 846 5 Ye en ea 1 


(Zu S. 285.) 
obrigkeitlichen Brodfchanlen. 


Verkauf der Oberaͤmter. Bezogene 


Summen Schuldige 
An Bet f 1 
5 | rag IBederlohn, von den Reſtanzen. 
5 in Geld. Oberämtern. 
1 Phan. ert 8 il ic Sr. eg c. rn. Fr. s rp.] Fr. be. rn. 
52733 — 118 1 1 
a Ale 
155276| — 353279 — 2197 3 |—| 33327 5 
4324| — 9552|) 38% (619 — [ 9552 . 
82116 — | 18121 6 5 1162 — ] 181216 52 1 
65853 7 I 43912 7 — 9319 ] 139127 -] — — 
Zz I ass) la I 11 || 
44850| 6 9978| 3 15% 634) 6 |s 9978 3 1541 — | — — || 
41293| 7 9200| 2 212] 384 3 5 9200| 22% — | — Bi 
3807/2 — 8453 9 latzl — —— 34339 % — — — 
42919 5] 9592 1 % 607 369592 1% — —— 
48315 — I 10534| 3 1½% 683 7 I—| 10534| 3 8 
1244027 26560, 7 6½% 4717| 9 6% 265607 67 1 
24986] — 5282| 45 311 1 2 5 5282 4 785 1 
57352 — 12754 6 2½ 8115 9 137541 6 2% — — — 
SA 1870 - — 7703 11870 i 
21267 6 4650 1 —] 3009 Is | 465001 II — —— 
101924 4 22408 6 27] — — [ 22408 6 2½ . 
30933 — 642 — 3% 47 7 6642 % — —— 
59882 4 143778 — 347 39] 13778 „ - — — — 
873444 — 19417 3 15 1236 — —1 19156 6 260 7 — 
100455 4 | 22323 62½ 14215 22323 6 2 . 
49611 — 111666 8 5 702 — 4 1116668 575 1 
15807 — | 3867| 8 7½% 223 6 |9 e 
94211 — [210377] 1333| 1 7½ 21037 7 F 
93855 44 25598 9 2% 1625) 2 77 255989 27% 1 
9865 4 | 21155| 8 |8%,| 1354 —2½ 11830 — 2½ 9325| 8 6% 
1831849 1 407704] 7 [754] 22905| 7 9½ 392247 3 1360 15457 | 4 %% 


| 15457| 4 |6Y, 


| 26 04 7 [7% > 407704 7 17% 


— 100 — 


Wege Nro. XXDS 
Zu S. 285. 


Woͤchentliche Getreide-Vertheilungen auf ſaͤmmtliche 
Oberaͤmter des Kantons. 
Laut Regierungsbeſchluß vom 5. Mai 1817. 


Anzahl] Anzahl | 


der der 
Oberaͤmter. Haushaltun⸗ wöchentlich zufal⸗ 
gen. lenden 
Mütt Dinkel. 
Aarberg 
Aarwangen 
Bern 
Büren 


Burgdorf . 
Gourtlary . 
Delsberg . 
Erlach. 
Fraubrunnen 
Frutigen 
Interlacken . 
Konolfingen . 
Laupen 

Münſter 

Nidau. 
Dberbasle . | 
Ober-Simmenthal 
PBruntrut . 5 
Saignelegier . 
Saanen ; 
Schwarzenburg . 
Seftigen 
Signau 
D 
Trachfelwald . 
Wimmis 

Wangen 


2 4. 17671 
1 9 16206 | 000083 2 | 5 | 91659 | — | | 00,27 | 000003 E 621172 2 6 |6 | I6hT2L 
5 — — 1 — r 0 2 8 7 
* 5 es does „% 9 esel 
VJ 0000 f 0697 76% 1 ses 6387 
578 |.6 ‚890827 Zap be The bree As | 8 | 5980, 3 
6 4 HIV 22 at . Br T| 691233 S | 65019 288 7 
— — 00008 6 9 7 0 
e ben lebte band | ana che 1 ehe % e 8659 228 
er issor ee | SEE 00008 | WR 1-6 | vo, zrzBe 938 
Aare 000053 As |—| Sell 4219| T2es o | 9 | 9 | bh |%6 e | ssees ost 
es |15069€ A. ore Jie e sss! os | 1 recess r 70 2 28 7 
„ 8 919127 AR: 808. „ | dar 6 | 6zee3 o | 2 | Er208 2 58 T 
46 | v [eszser i AR 08 or | Ss bees s | — 618418 1 8 F 
— 6 86087 I, ax 22 Zu 85 6 | 69821 978 — 94698 0 8 8 * 
US — 85887 5 * 0 —— 
. , 8 8 [n % as f [sol as Ss | ja] eee 
+ 0 * E 4 n 

ugs und [PS usbvhnv uba ng 1 usaangzbppdute 1 usaqng ur 

0 0 2 2 
u a90uon |  -apsugg -su011107246 bun 24041 »bounjuod 
110 5 np) eee u8 MIR u 150 
10% asd ug 


n due 
"TEST Si 0zg7 wude e ud sauojsdundityuaan mon 59a bunu 
(888 S ng) XXX OK v1 g 
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Ausgeben. 

An Ar = An 

U n t 
Capital-Abloſungen.] der a Vermiſchtem 

bon her Zinſen Büreau⸗ ai Ä 
und andern Neſtitution 

Anno. Unzinsbare 5 An ern 
| an die i Il Marchzinfen. | Verwaltungs [ Retorſtons⸗ 

erhaltenen 5 

Zinsbareſ Domainen⸗ Vor⸗ koſten. 4 und 
x Stempel - a 
Caſſa. ſchüſſe. mpel⸗Caſſa 
Fr. Fr. ſbtz.] rv. Fr. Fr. os. rv. SE bs. ry. Fr. letz rv. 
1820, = — |-1-1I — | 17803 55 — 17293 — — — 
1827, 122509 — —!— ] — 300145 | — ä 9850 — — 
182 81878 — —— 1 — 256939 — 3725 5 400 — — 
1828, 1915| — |-|-I — 21674 2 5¼Cô( 384 4 — — |-|— 
18.2 4. 36518880 — —— l — i Tr 19 Eee 
1825, 8400000 ———- -l 9061 | 46 322 — 5 1055 99 
18 2 6. 26000 — —— 1 81600] 6910 5 — 3121— — —— 
1 8227, — — — 1 96000 . 118 Ze — — 
1872 8. — 34675 — — | 72400] 1375 965 3186 — ] — — — 
18 2 9. — 1130000 — —4 — — — — 308 3 — — — — 
1830, — 1131000 — — ] — — — — 3125 — — ̃— — 
18 31. — 16526 7 3½ — - ——1 — — — er 
| 799875 | 312201 | 7 3½¼ 250000 | 1268441 | 13 | 3487 1 | — | 3892 |6 | 4 


l 
Ausgeben. 


159760 4 


154090) 2 5 
108344 4 | 5 


141073 
377528 

95439 
414822 
100624 
108769 
130305 
131312 

18013 


vw 0 n= 


1496297 6 


Z 
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Beilage Nero. XNXI. 
Zu S. 290 


S u mmarien 


oder 
vergleichende Zuſammenſtellung der Haupt-Rubriken 
der Standes-Rechnungen 


für die Jahre 1827. 1828. 1829 ). 


*) Da die Standes-Rechnung für 1830 bei Abfaſſung dieſes Verwaltungsberichts 
noch nicht ausgefertigt war, fo konnten ihre Nefultate nicht in die obige 
Zuſammenſtellung aufgenommen werden. Aller Wahrſcheinlichkeit nach werden 
dieſelben unter denjenigen der drei obigen Jahre bleiben und zwar keinen Rück— 
gang, aber auch keine bedeutende Vermehrung des Staatsvermögens erzeigen. 

Vermehrt haben ſich im Jahre 1830, verglichen mit 1829, die 
Einnahme des reinen Ertrags der Salzhandlung um beiläuſig Fr. 13000 
1 0 „ 5 Zoöͤlle, Brücken-, Lizenzgelder ꝛc. „ 34000 
Vermindert hat ſich aber die Einnahme des Ohmgeldertrags um Fr. 64000 
und ganz weggefallen iſt diejenige des Schuldentilgungsfonds mit „ 98000 
Vermehrt haben ſich u. a. die . 2 das e Depar⸗ 
tement um beiläufig . Fr. 100000 
und diejenigen des Bau- „Departements um RER ; „ 55000 
Noch viel bedeutender wird ſich die Verminderung nn Einnahmen, befon- 
ders aber die Vermehrung der Ausgaben, zumal für das Kriegsweſen, in dem 
wirklich laufenden Nechnungsjahre ausweiſen. 


J. 


II. 


III. 
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Einnahmen. 
Eigenthümliche Einkünfte. 
Ertrag der obrigkeitlichen Waldungen und ä 155 . 
der Forſtadminiſtrationskoſten ; l 
Durchſchnitts-Anſchlag der Holzlieferungen: 
1. Brennholz für Beamte Fr. 17,321) 
2. Bauholz. 0 0 05 Fr. 67,845. 
3. Armenſteuern 2 „ 35,892 
Pachtzinſe und Ertrag liegender Güter 5 5 1 5 
Geiftlichfeitsgüter, Primizen, Gemeindsbeyträge 
Bodenzinſe in Geld und Naturalien nach dem Normalpreis 
Ehrſchätze idem 0 . b \ a ; 
Zehnten idem 8 l b 5 i 1 
Grundſteuer in den Leberbergiſchen Aemtern 2 . 
Fiſchereizinſe 5 ; : x a i g 
Jagdpatente 5 A i . ; N g 
Capitalzinſe | 
Loſung von verkauften Effekten 


Landesherrliche Einkünfte. 
A. Staatsregalien: 

1. Salzhandlung, mit Inbegriff des 4% vom ee l k 

2. Pulverhandlung idem ; ; : 

3. Poſtferme : 5 : : 1 

J. Bergwerke 
B. „ 
Zölle, Brücken-, Straßen- und Lizenzgelder 2 g 
Waaren-Conſumogebühr, zum Behuf der Schuldentilgung . 
Kanzlei⸗Emolumente, Patent- und Conceſſionsgebühren 
Stempeltaxe: a. Gewöhnliche l 5 

ö b. Für den Schuldentitgungsfond 


0 


5. Ohmgeld 
6. Trüll⸗ und Milftalrblſpenſationsgebübren 


Gerichtsherrliche Einkünfte. 
Oberappellationsgerichtliche Sporteln 
Oberamtsgerichtliche und Audienzemolumente 
Stipulationsgebühren ; 
Rückſtändige Viſagebühren, Bußen⸗ Eynſtskationeg 


Erſtattete Gefangenſchafts-, Polizei- und W vermiche d 
Fisco zugefallene Gelder ; 


m 


2 
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1827 1828 K 


DDr EB RT ee Rappen. Franken. Nappen. Franken. Rappen. 
. N 20,988 29 31,011 31 42,413 56 


70,818 17 70,467 61 66,620 61 

46,863 11 46,633 16 46,852 96 

.. 138,013 05 138,162 30 138,708 38 

f 6,760 67 7,686 78 6,686 1 

339,937 70 333,982 15 316,700 81 

160,174 — 160,171 Re 160,171 nr 

8 5 2 1,921 31 1,921 11 2,090 31 
. 6,098 40 6,772 de 6,819 60 
319,858 37 335,127 63 328,181 45 

F 2 947 80 520 80 
1,113,077 | 87 [1,/138/588 10 1, 11%8 | 59 

384,761 50 408,490 46 410,892 81 

8,261 12 8,150 18 5,301 64 

65,000 — 65,000 5 65/000 5 

2,533 17 1,289 55 2,537 11 

147,152 09 150,275 81 145,514 92 

67,045 54 70,865 82 83,378 17 

19,348 01 19,037 85 18/747 — 

58,173 35 61,501 72 63,282 90 

22,765 19 23,248 97 24,690 81 

. 270,351 64 350,147 43 343,593 — 
g 5 9,500 70 9,269 07 10,25 | 75 
1,054,892 | 31 HN1,167,276 86 N1,173,234 | 41 

5 } 4,206 73 4,340 80 4,413 67 

3,726 08 3,943 95 6,018 94 

£ 40,778 66 46,309 a. 13,045 69 
k x ; 9,660 86 11,106 22 9,691 52 
0 5 N 2,005 15 2,309 38 | 2,086 | 88 
GE Tom ne us e 


8 


IV. 


V. 


VI. 


II. 
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Zahlungen verſchiedener Caſſen, Erſtattungen von Vor⸗ 
ſchüſſen, Steuern und Prämien 5 
General- Be e in Geld und Nakugnen nnd dem Ror⸗ 
malpreis A N 5 
Capftalablofungen: a. Von der Zinsrodel Verwaltung. : 

b. Von den beſondern Handlungsfonds 


Zuſammenzug der Einnahmen. 
Eigenthümliche Einkünfte Ei Se Ä g a g : 


Landesherrliche Einkünfte . e g 8 : 4 0 
Gerichtsherrliche Einkünfte. a x 4 
Zahlungen verfchiedener Caſſen und Erſtattungen : : 
General -Nechnungsreflanz . 0 2 5 N : 
Capitalabloſungen . k : . K 3 


Totalſumme der Einnahmen 


———e —— 


Ausgaben. 


Für Schweizeriſche gemeine Bundeskoſten. 


Als eidgenöſſiſcher Vorort ; 5 0 ; ’ R ; 
Standesbeiträge zur Bundescafln . ; 5 2 ; g i 


Für gemeine Staats⸗ und Gerihtsverwaltung. 
Gehalte der Rathsglieder . 5 . 8 0 
Sechszehnerpfenninge 2 5 t 
Staatskanzlei: Beſoldung der Beamten A 5 
Copiſtenlöhne und Bureaumaterial 
Bureaukoſten der Standesrechnungs⸗Unterſuchungscommiſſion / des Berg: 
raths und der Schulden-Tilgungscommiſſion 5 l 
Beſoldung der Standesweibel, Weibelmäntel, Unterhalt des waubaüfe 
Ober-Appellationsgericht: Gehalte der Richter. 
Kanzleifoften . 8 
Ober-Ehegericht: Gehalte der Richter . N 8 k 
Kanzleikoſten . 8 : 
Gehalte der Oberamtmänner nebſt Wohnungs - und Holzentſchädniſſen. i 
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1827 1828 1829 
Franken. Rappen. Franken. Rappen. Franken. Rappen. 
ertrs „ 1 23 14,260 30 10,156 7 
1776772 59 2,1367930 33 | 2,591,090 60 
i 286/977 31 203,423 52 116,500 78 
270,010 35 70,728 98 —— — 
556,987 6 | 274,152 50 116,500 78 
A ? . 1,113,077 87 1,133,983 10 1,116,984 59 
N 1 1,054,892 31 1,167,276 86 1,173,234 1 8 
60,377 48 677979 67 65,256 70 
; x „ 11 23 14,260 30 10,156 46 ( 
4 . 1,767,252 59 2,136,930 33 2,591,090 60 
. s 556,987 66 274,152 50 | 416,500 78 
4,563,960 14 4,794,582 76 5,073,223 24 
15,424 43 16,869 991 2 16,869 99 
15,424 | ds 16,869 99 32,506 27 
5 N . 34,954 50 34,964 40 34,956 15 
» . x — us 552 90 533 08 
h 8 „ 127786 20 12,800 — 11,449 30 
, 5 6,240 69 6,123 96 10,191 53 
| g 711 90 518 60 1,705 30 
11,195 60 11,908 18 11,927 67 
l i 6,024 98 6,010 90 6,489 18 
i : 1,800 — 1,800 — 17776 97 
. > . 17600 — 1,600 — 2,000 8 
h ! 82,698 ae 83,047 _ | 70 so, 08 
166,964 62 169,226 46 172,588 69 


= 198 — 


Oberamtliche Kanzleikoſten 


Oberamtsgerichte 2 ; 
Amtsſchreiber . > 


Gerichtsſtatthalter . R 3 5 \ : 
Amtsweibel . x 5 
Penſtonen an Civilperſonen g 5 


= an Militärperſonen 


+ 


Huldigungs- und Inſtallationskoſten 
Geſandtſchaft auf die Tagſatzung und andere Deputationskoſten 


III. 


IV. 


VI. 


Beiſchuß an das ee zu Biel 


Departement des Kirchen- und Schulraths. 
Beſoldung der proteſtantiſchen Geiſtlichkeit : 
Beſoldung der katholiſchen Geiſtlichkeit N 


Penſtonen an den ehemaligen Fürſtbiſchof von Baſel und deſſen Gapitularen 
Geiſtlichkeitspenſtonen im Leberberg 


Fixe Beiſchüſſe an Collaturen, außere Geiſtliche und Gemeinheiten 


Burcaukoſten des Kirchenraths, Belohnungen für geleiſtete N 
Reformationsfeſt 


(Unterhalt der Pfrundgebäude jährlich ungefähr 26,700 Franken. 5 


Lehranſtalten. 
Akademie und Schulen zu Bern. 8 


+ 


Beiſchüſſe an die Collegien zu Pruntrut und Delsberg 
Beiſchuß an die Taubſtummenanſtalt . g 
Auslagen für Künſte und wiſſenſchaftliche Arbeiten 
Koſten für die Landſchulen * R A 


Unterſtützungs⸗ und Armenanſtalten. 

Pfründen und Spenden aus Kloſterſchaffnereyen 

Fixe Steuern an Gemeinheiten und Armengüter 2 

Verpflegungskoſten und Armenſteuern“) in Geld ; 

Außerordentliche Steuern an Kantonsangehörige und an Außere 

Krankenanſtalten: Inſelſpital und außeres Krankenhaus zu Bern. 
Spital zu Pruntrut. 3 a 

Landſaßen⸗ Corporation: Steuern an Landſaßen 

Einbürgerungskoſten 


Departement des geheimen Raths. 

Obere Polizey, diplomatiſche Auslagen, e 

Kanzleikoſten: Beſoldung der Beamten 
Bureaumaterinl . 


*) In Holz jährlich ungefähr 35,900 Franken. 


266,756. 


+ 


Franken. 


166,964 
438 
39,689 
11,535 
24,674 
2,898 
4,138 
9,732 
643 
5,441 


304,611 


DIE 


43,881 
5,208 
4,203 
3,690 


— 


112,305, WIN OO" 


63,500 


5,025 


6,075 - 


3,000 
6,150 
12,694 


86,444 


30,062 
6,546 
16,161 
8,009 
43,045 
2,912 
26,069 


— 


132,806 | 


6,041 
2,684 
3,074 


11,799 


Rappen. 


62 169,226 
26 570 
88 38,804 
— 12,300 
60 25,553 
25 2,898 
50 6,588 
10 9,557 
80 965 
90 9,405 
88 275,871 
28 304,174 
90 54,116 
05 33,918 
01 4,627 
22 4,186 
50 3,362 
2 29,688 

434,074 
53,250 
5,025 
6,075 
3,000 
4,998 
14,688 
87,036 
30,984 
6,705 
15,171 
4,560 
40,676 
2,636 
28,151 
128,884 
11,098 
3,948 
3,272 

23 [ 18,319 


Frankeu. 


Rappen. 


46 


10 


48 


36 


Franken. 


172,585 
476 
38,772 
12,485 
24,674 
2,898 
5,471 
9,127 
1,604 
2,811 


270,906 


303,031 
55,957 
16,753 

4,405 
4,076 
4,730 


— 


388/955 


52,500 
5,025. 
6,075 
3,000 
5,542 

14,502 

36,644 


31,899 
6,719 
15,231 
7,936 
43,447 
3,252 
29,231 
449 
1452/00 


6,781 
1,845 
37052 
110 9 


Rappen. 
69 
80 


33 


VII. 


VIII. 


IX. 
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Departement des Finanzraths. 

Beſoldung der Beamten . 8 A 

Bureaukoſten R 

Gehalte und Proviſtonen der Schaffner in Geld und Naturalien 

Abgang und Kaſtenſchwindung auf den Naturalien. 8 N 

Lieferungsgelder, Beſorgung der Korn- und Weinvorräthe . 

Planimetrations⸗, Marchungs- und Cadaſterkoſten 

Prozeß⸗ und Betreibungskoſten . 

Verwaltung der obrigkeitlichen Zinsrödel und Hufen Gelder 

Unterhalt und Bearbeitung der Staatsdomainen, Pachtſteigerungskoſten 

Koſten für den Bodenzinsbezug, die Fun Verſteigerung und Ein⸗ 
ſammlung der Zehnten . 2 ; 

Aſſekuranz der Zehnten und Domainen gegen Hagelſchaden a 

Zinſe von ſchuldigen Capitalien, ee auf 1 Be tun⸗ 
gen, Tellen, Entſchädniſſe 5 


Departement des Juſtizraths. 

Beſoldung der Beamten 

Druck und Beſorgung der Geſetze, Bucenufofen des dame und Ver⸗ 
hörrichteramts f ; 0 

Koſten für das Landjägercorps 

Vermiſchte Polizeianſtalten 5 

Criminal-Polizei⸗, Judicial⸗ und Sefangenfhnftstafien 

Einbürgerung von Heimathloſen . 

Zuchthäuſer zu Bern und Pruntrut 


Departement des Kriegsraths. 
Beſoldung der Beamten und Kreisoffiziere 


Bureaukoſten 5 

Ausrüſtung und Inſtruktion der Miliztruppen . 4 > 
Garniſonsdienſt in der Stadt k ß 1 3 N : A 
Zeughausverwaltung ? 

Baudepartement. 


Beſoldung der Beamten ; 

Bureau⸗ und Inſpektionskoſten . : 
Brandaſſekuranzgebühren für die Stantsgchäude 
Unterhalt der Civil-Gebäude . 

Unterhalt der Pfrundgebäude und Kirchen 


—— 


1827 

Franken. Rappen. 
4118/88 20 
12,234 01 
177718 38 
18,674 19 
16,259 07 
7,516 18 

g 96⁴ 01 
6,772 74 
7,102 92 

1 9,009 96 
1 2,633 79 
. 7,145 31 
124,558 | 76 
10,106 4⁵ 

5 10,996 44 
75,127 11 

0 9,789 72 
n 37 
. 100 2 
29,596 89 
153,128 | 98 
14,274 2. 
7 . 
139,384 88 
36,995 25 
40,364 05 
238,145 18 
5,790 = 
3,112 32 
3,236 Er 

. 182,784 62 
64 
r |... 28 


1828 


19,976 
12,269 
17,868 
17,360 
11,304 
6,456 
890 
5,538 
6,514 


10,211 
4,296 


13,373 
126/019 


9,492 


11,182 
79,224 
10,447 
19,207 

250 
31,318 


15,146 
47774 
128,218 
43,908 
36,156 
228,204 


5,588 
2,922 
6,593 
120,893 
277721 


Franken. 


161,122 


163,718 


Rappen. 
10 


1829 
Franken. Rappen. 
21,230 — 
117982 19 
17,144 22 
16,381 53 

9,078 78 
8,874 99 
19 50 
5,542 95 
5,903 73 
10,030 44 
2,051 19 
108,236 49 
8,018 50 
14,030 29 
78,150 29 
7,984 97 
21,509 99 
6,688 68 
33,607 51 
169,990 | 23 
15,144 80 
4,848 42 
113,212 16 
42,557 98 
29,702 — 
205,465 | 360 
5,548 — 
2,553 03 
3,424 - 50 
103,003 48 
21,448 96 
135,977 97 
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XI. Straßendepart ement. 
Beſoldung der Beamten für die Straßeninſpektion und Vermeſſungen 
Bureaukoſten . ; 5 
Anlegung und Unterhalt von Straßen und Brücken 


XII. Schwellen departement. 
Beſoldung der Schwellenaufſeher, Inſpektions- und Bureaukoſten 
Anlegung und Unterhalt von obrigkeitlichen Schwellen 


XIII. Departement der Landesökonomie. 
Prämien für die Viehzucht nebſt Bureaukoſten 


XIV. Departement der Pferd zuchteommiſſion. 
Prämien für die Pferdzucht, Koſten der Pferdzeichnungen 


XV. Departement des Commerzienraths. 


Auslagen zur Beförderung der Induſtrie, Prämien für Hanf⸗ 


Flachsbau. 


XVI. Departement des Sanitätsraths. 
Verſchiedene Sanitätsanſtalten, Bureaukoſten 


XVII. Münzfabrikation. 


Verlüſte auf den concordatmäßigen Verhandlungen und gewöhnliche Koſten 


der Münzſtätte 0 A 1 


XVIII. Vermiſchte Caſſa- Verhandlungen. 
Capital⸗ Anwendungen: 1. Acquiſttion von Zinsſchriften 


und 


0 


2. Vermehrung der abgeſondert beſtehenden 


obrigkeitlichen Handlungs- Fonds . 


Abrechnung der Haupt-Caſſa mit der Domainen⸗-Caſſa wegen Bonga 


ſen für Ankauf von Liegenſchaften 


Schulden Tilgungs-Fond , Erſtattung an die Domainen - und andere 


Caſſen auf Abſchlag ihres Guthabens. 


Unterſchied der Loſung von verkauftem Getreide gegen den Normal⸗ An⸗ 


ſchlag deſſelben in der Standesrechnung r E 


Lan Ol EA 
Franken. Rappen. Franken. Rappen. Franken. 
77974 92 6,856 05 7,191 
2,073 75 2,018 27 2,308 
FFC 
67,414 9 1 55,387 99 54,576... |. 
2,184 63. 4,062 12 2,153 
70,756 73 1 35,318 88 44,004 
72,7941 36 689,381 are 46,157 
5 + 10,938 04 7,893 A 8,171 
' ’ 5,878 80 | 5,596 on 5,714 
4 5,312 70 6,153 Ta, 4,940 
} R ee Mo] 49405 1244 8,035 
5 79,0351 0 44,436 64 | 42,558 ai 
283,574 38 239,984 79 438,183 45 
A 4 * Es 17,536 66 
N er 8 146,426 99 
3 96,110 75 107,075 — 130,000 a 
„ U N 
508,106 11: | 378,417 18 1 744,117 57 
—— ee — 


8 b 


— 114 


Zuſammenzug der Ausgaben. 


1827 | 1828 p en 1829 
Sr Rp. Fr. Ry. 
Schweizeriſche Bundeskoſten 15,424 | 43 16,869 | 99 1 47 
Staats⸗ u. Gerichts⸗Verwaltung 266,756 88 | 275,871 18 270,906 | 56 
Kirchen» Departement . . . 414,305 | 96 | 434,074 10] 388,955 | 66 
Lehranſtalten. 686,444 | 58 87,036 | 55 86,644 | 45 

Unterſtützungs- und Armen⸗An⸗ 

ſtalten 132,806 44 128,884 | 25 132,909 | 64 

Departement des Geheimen 
RN en 2 18,319 | 36 11,679 | 33 
Finanz» Departement. . 124,558: 76] 126,019 | 08 | 108,236 | 49 
Sufligz- Departement . . . . 153,128 | 98 | 161,122 | 15 169,990 23 
Kriegs Departement . « . . 238,145 | 18 228,204 82 | 205,465 | 36 
Bau⸗ Departement. + . 225,978 | 58 | 163,718 | 52 135,977 | 97 
Straßen» Departement . . 67,414 | 99 55,387 | 99 51,576 | 44 
Schwellen» Departement . . 72,941 | 36 59,381 | — 46,157 | 50 
Landes⸗Oekonomie⸗Commiſſion 10,938 | 04 7,893 | 95 8,171 | 10 
Pferdezucht-Commiſſion 5,878 | 80 5,596 | 58 5,714 | 90 
Commerzien⸗ Rath 65312 | 70 6,153 | 70 4,940 | 98 
Senitäts-Natb . . . 8037 | 30 9,105 | 12 8,035 | 78 
Münz- Fabrikation . » . . 79051 | 49 41,436 | 64 42,558 | — 
Vermiſchte Caſſa-Verhandlungen 508,106 11 2378747 18 744,117 | 57 
Totalſumme 2,427,029 | 81 2,203,492 16 | 2,471,544 43 

General-Neſtanz an Geld und a 
Naturalien . 2136930 | 33 | 2,591,090 | 60 | 2,601,678 | 81 
4,563,960 | 14 1 4,794,582 | 76 1 5,073,223 | 24 
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Etat des Staats⸗Hermögens 
an beweglichen Capitalien und Baarſchaft. 


Beſtand auf 31. December 1827. Fr. 


Caſſa⸗Reſtan zen 1,276,977 
Naturalien⸗Vorräthe nach dem Rwrmalprets 859,953 


2,136,930 


Sapital- Fonds in Handlungen für den Staat 
Zinstragende Staats -Bapitalien . 2» + | 6,063,953 
Unzinsbare vorgeſchoſſene Capitalien . 46,036 


1,331,051 


6,109,989 


Summe 975777971 

Staatsſchuld, laut Rechnung der e 
Fonds⸗Commiſſton „35 14 675,616 
Reines Atte en de tes |... 8,902,354 


Daſſelbe betrug am Ende des Jahres 1826 | 8,711,822 | 28 
Vermögens⸗Vermehrung in 1827 190,532 | 67 


8,902,354 | 95 } 


Beſtand auf 31. December 1828. 


Caſſa⸗Reſtanzen 17790311 | 90 
Naturalien-Vorräthe, nach dem Normalpreis 800,778 | 70 


2,591,0% 
1,260,322 


Capital-⸗Fonds in Handlungen für den Staat | ..... . 
Zinstragende Staats⸗Capit aliens. 6,112,568 84 
Unzinsbare vorgeſchoſſene Capitalien 53,589 | 48 


6,166,158 | 32 
Summe —— N 4 10,017,571 30 


Staatsſchuld laut Rechnung der Tilgungs⸗ 
%% Y 


Reines Aktiv Vermögen 


Daſſelbe betrug am Ende des Jahres 1827 8,902,354 
Vermögens- Vermehrung in 188 546,674 


9,449,029 


568,541 | 72 
9,449,029 58 


6 


Etat des Staats⸗Hermogens 
an beweglichen Capitalien und Baarſchaft. 


— 


Beſtand auf 31. December 1829. Sr. 


Caſſa⸗Reſtanzen rl 18,557 
Naturalien-Vorräthe nach den Ryreinte 754,121 


2,601,678 | 81 


Capitalfonds in Handlungen für den Staat: 
1. Salz handlung +27 00 
2. Pulverhendlung g „ „ ah 175,606 
3. Bergwerks-Adminiſtration 27,136 
4. Holzſpeditions-Anſtalt. 19,293 


1,277,859 | 03 
Zinstragende Staats-Capitalien: 
Inländiſche Zinsſchriften 
Im Ausland angelegte Gelder, nach dem 
c 


1,482,247 


4,950,648 
2 6,432,896 


197,377 | 


Summe 410,509,811 24 
Staatsſchulden, laut Rechnung der Tilgungs⸗ 
Fonds ⸗Comiſſſoeͤn gs, 438,541 72 


Reines Aktiv⸗ Vermögen | 


. . 10,071,269 52 
Daſſelbe betrug am Ende des Jahres 1828 . | 9,449,029 
Vermögens⸗Vermehrung in 1899 622,239 | 94 


Unzinsbare vorgefchoffene Capitalien . 


10,074,269 | 52 


a“ 
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B. Beſtand des vorangezeigten Guthabens der Domainen-Caſſa. 


1. Anforderung an den Schuldentilgungs-Fond, welche laut 
Dekrets vom 26. März 1823 betrug. 


Aus dem Schuldentilgungs-Fond wurden auf Abſchlag erſtattet: in 1828 


in 1829 | 130,000 


2, Aktiv⸗Reſtanzen auf 31. Dec. 1829, von verkauften Liegenſchaften 
von verkauften Zehnten u. Bodenzinſen 


Summe des Vermögens 


C. Schulden der Domainen: 


1. Schuldige Kauf-Neſtanzen: für angekaufte Liegenſchaften . 5 
. : Zollgerechtigkeiten . 


2. Schuld an die Standes-Caſſa: an reſtanzlichen 1Vorſchüſſen für 
bezahlte Aequiſttionen . 8 
Von dieſen Vorſchüſſen ſtehen in der Standes⸗Rechnung pro 1829 verzeigt 


In frühern Jahren : \ 3 . e 5 8 


Summe der Schulden 
Guthaben der Domainen-Caſſa auf 31. December 1829 


Franken. Franken. Franken. Rp. 
or + + 598,216 

34,675 

— 164675 433,544 | 72 


17,470 
60,160 


. 


2 „ 


777630 


2 9 „ ——ä — + 511,172 38 
Ca ſſa. 
Franken. Rappen. Franken. Rappen. 
777954 — 
50,000 — 
5 127,954 — 
2ä« „„ 2„„ 162,386 46 


146,426 
15,959 


162,386 


290,340 46 


220,831 
511,172 


e 
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Beilage Nro. XXXII. 
Zu S. 299. 
Holz-Abgaben im Jahr 1829 aus den obrigkeitlichen 
Waldungen des alten Kantons. 


Obrigkeit⸗ 


Bewilli⸗ Berechti⸗ 


ee gungen. | gungen. 

Kl 90 133 726 527 2089 
29 a er „ 1 0 
Taßnen, ic 123 1916 2170 
55 Fuder 321 1971 

BE. 1495 2983 70471% 

Eichen, Stud — 421 

„ . 20 98½% 9371, 

iger : |. -v 3 265 125 339217 | 

Wedelen, Stück 15247 8775 161911 

Bauholz. 
S Stück rer 142 237 501 
Sagträmel EM Ent 505 59 260 
Kehltannen 1131 423 29 777 
%%% =:4.7, .": 37 10 1304 
%%% ͤ lan ... 4 213 1296 
%%% ͤ ( 354 206 1652 
Rafentannen ) 390 38 661 
Dl kannn 104 2 752 
Dunkel 11 1030 112 711 
Ei c. . N 122 253 
Stock, vermiſchke 3 133 62 111 
Zannen , Schuh. E K 1098 — ar 
Sig S — > & — 
Tannen, Suder ä ge. ur 2 
55 Rae nr — — 471 
Eichen, Fuder . — — 2 
55 Klafter . e — — 72 
Nutz hol; 

Buchen, Stück .. 19 7 27 

3 Fuder — — — 24 

P Klafter — — 167½ 
Tannen, Stück = — - 
„ Klafter 1017 3 541 
Eichen, Stück Bien Er 
> uder — — 33 

„. Klafter 8 1 195%, 
Lattannli 460 26 866 
Bohnenſtecken 42% ©: Er 
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Beilage Nro. XXXIII. (Zu S. 324.) 


Uebersicht 
des Ankaufs⸗Preiſes und Zins⸗Ertrags ſaͤmmtlicher im Auslande angelegter Gelder. 


zominal⸗Betrag. et der ere. Ankaufs⸗ : Be ei ie Reiner Zins: 
Kominal Betrag Art der Staatspapiere Preis. Wechſel⸗Curs Ankaufspreis. Zinsertrag. 2 8 
= Se. Rp. Fr. Rp. 
Doll. 500,000 Vordamerikaniſche 30 68 [I Doll. ⸗35½ btz. 1207000 | — Doll. 15,000] 52000 | — 4½ 
res. 141,217 [ Franzöſiſche 50% „ 770.40 40:27 1473648 | 54 Fres. 141,217] 94368 | 30 61, 
fl. 84,650 Nürnberg. Obligat. 4% 6⁵ 1116 80032 | 721 Fl. 3386 4875 | 85 1 6 
Efl. 15,342/ Lombardiſche 5%. - - » 86%, 100174 463202 | 89 Fl. 75,342½ 25420 255% 
Rthl. 38,300 Preuß. Staatsſchuldſcheine 40 95 40100 91034 28 Rthl. 1532 3800 — I 4½ 
Ducati 2889 Neapolitaniſche 5% . -» 80, [1 Duc. = 28 btz.] 129872 | — Ducati 2889 | 8009 20 61; 
Cfl. 337,000 . Oeſterreichiſche Bankactien 851 7 100174 40040031] Fl. 22,000 1 37900 | — | 71% 
Cfl. 174,000 . Oeſterreichiſche Metall. 5% 7437, dito 226073 | 60 Fl. 8700 15000 — } 61% 
Stck. 101. . Franzöſiſche Bankaktien 1710 40 =27 116607 10 Fres. 6565 4400 404 
l. 54,000 . Niederländiſche 2½ % - - 62 100144 48225 85 Fl. 1350 1944 — 4 
res. 9839 . Franzöſiſche 30 , 6794 40227 149951 | — I Fres. 9839 1 6600 | 30 1 Ab: 
l. 69,000 . I Ruffifhe Obligationen 5% 106% 100 = 144 106481 | 02 Fl. 3450 4920 — | 41% 
fl. 66,000 . Baitiſche Obligationen 40), 105%, 111 101043 90 Fl. 260 3802 — 4 
Cfl. 18,300 . Oeſterreichiſche Obli at. 40% 951, 100174 3043952 Fl. 732 1281 681 4 
Fl. 14,000 . Niederländiſche Vankactien 1144 100-143 22902 87 Fl. 630 900 — 4 
Lire ital. 5200 Parmeſaniſche 50 337 40 27 58440 | 80 L. ital. 5200 3475 — 6 
Cfl. 6500. . I Rothfchild’fche Lott. Looſe divers. 100174 12403 | 80 Fl. 2650 448 404 
Fl. W. W. 20000] Wiener Banco : Obligat. ) Fl. 36 dito 12528 — Fl. 144 245 502 
Fl. 2,096,000 ] Niederländ. Differ. Schuld divers. 100 143 118534 | 80 | 6+*) 


*) Wurden nicht erkauft, fondern von Wien alſo reſtituirt. 
**) Nach der Verlooſung 1827 — 50. 
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5 9 R Markgewicht. 
= Dauer des Traktats. e 8 ; : Bemerkungen. 
2 m. n In n n 
| S1 Wangen.] Nidau. [Pruntrut.] Delsberg. 
D Btz. Rp.] Btz. Rp.] Btz. Ry. Btz. Rp. 
E Ankauf fuͤr das Jahr 1824 Faß 5105 442 —— —— — 45 121% 
=) Yom1.3an.189561831.Dey.1830 | ne obi 400 —— |— 1441 5 Er 
= 15 50,000 cum obligo ER ee a 
8 Vom 1. Jan. 1831 bis 31. Dez. 1842 ‚10, 000 sine obligo 36 7 a 
5 N geliefert werden. 
Vom 1. Jan. 1825 bis 31. Dez. 1826 lden 62d 2 — — —— 1455 
2 Extra Ankauf für das Jahr 1826] „ 200 40 — 
> Ankauf für das Jahr 1828. „ 1000 404— 
= 5 „ nm 1829. „ 1500 — 9. 
5 1 te ur 1500 40 — 
Vom 1. Jan. 1881 bis 31. Dez. 183 u iel 
& Vom 1. Jan. 1818 bis 31. Dez. 1820] Faß 2500 847 
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General⸗ Uebersicht 
der auf 1. Januar 1814 beſtehenden und ſeither abgeſchloſſenen Salzlieferungs-Vertraͤge. 


(Fortſetzung.) 


Koſtender Preis pr. Centner 


e idee ggg 06 42 A| 0/8 | 180 
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Mebersicht 5 
der Haupt⸗ Reſultate der Salzhandlung waͤhrend dem Zeitraum vom 1. Jan. 1814 bis 31 Dez. 1830. 


(Fortſetzung.) 
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8 Brutto⸗Erlös Einnehmen Ausgeben Transport⸗ Ausgeben Reiner Ertrag 
2 vom von für und für der 
3 | Salz: Verkauf. Extraordinarien. Salz: Anfäufe. [Verwaltungs-Koſten.] Extraordinarien. Salz: Handlung. 


SEE 


Sr. Rp. Fr. Rp 
1814] 900,106 20] 145 90 
1815] 895,647 48] 95 35 
1816 1,146,214 32 1165 24 
1817 1,215,485 40 — | — 
1818 1,153,295 40 | 2296 | — 
11819] 1,136,197| 8| — — 
1820 1,108,089 84. — | — 
18291 1,063,685 641 7810 | — 
1822] 993,054| 36 | 7810 | — 
1823 1,020,402 84 1037 | 12%, 
1824| 1,014,455 41 3333 | 15 


Sr: Rp. 25 Rp. Fr. Rp. 
650,757 40 171,541 9 — — 
553,567 72 159,587 28 — = 
821,768 10 205,600 | 54 3,863 | 70 
647,891| 16 917, 993 165 15,878 | 72% 

1,022,889| 11 242 357 
1,101,788 92 | 257,440 
772,208 19%, 999,021 
854,507| 53 212,950 

— — 120,099 
167,667| 28 135,144 
221,325 5½] 176,396 


156,003 | 241, 
154,179 50 
232,814 40 
203, 172 | 821, | 
234, 765 | 51%, 
6%, 1 12,649 | 28 230,614 18%, 
95 19, 049 | 35 214, 778 | 991% 
53½ [ 22,940 7 203,604 31%, 
4 20,535 90 179,804 | 5 
54½% 11, 192 32 204,837 13 
84%, 6,854 28%, 281,329 | 98%, 


18251 939,337 40] 165 | 2, 385,920 941,1 250,311 | 96 15,496 | 59 [ 328, 7248 
1826] 932,639 70 1001 29 344,025 81½] 233,481 55 11,612 522365, ‚926 28%, 
‚18271 958,231 45 844 | 19 324, 406 79 204,943 72½ 8,421 57½ 384, 761 | 49%, 
1828] 995,693 951 1149 | 70%, 346,036 64 217,337 93 13,417 20 408,490 46%, 
18291 1,009,367 95 9 15 296,524 35 15 468 80% | 21,807 62 410,892 | 81%, 
1830] 1,003,373| 90 | 1497 | 70%, | 362,478 44 23 39,878 66 9,824 | 11% [ 423 ‚992 30 


17,482,367 95 [28,3591 83 8,873,765 45 | 3,475,555 | 20% ] 202,312 28½ J 4,618,691 | 58 
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C. Spezifikation 
der Rubriken von Extraordinarien in der vorſtehenden Darſellung. 


| Einnehmen. 
ffn ch enimen 


Bezogene Zinſe von Exſtanzen . er ee ee FR 
Beſoldungs⸗Abzuͤge der SEHEN Salzbeamten F 
Verguͤtungen 20. * * » * [7 „ 0 * * * * * * + + + + 6 4 + 


Ausgeben. 


Erlittene Verluͤſte in Geldstagen von Beamten, Auswaͤgern, Partitularen TEE 29,358 

„ auf Wechſel⸗Ankaͤufen : 63,703 
Entſchädigung an die Stadt Biel fuͤr den dortigen Salbsertaüf, infolge Uebereinkunft ö 59,000 
Anderwaͤrtige Entfhädigungen, Steuern ce. 3 1 5,953 
Zinſe von angeliehenen Capitalien „ 22,735 
Landankauf und Bau des neuen Salzmagazius in Murgenthal „ 16, 207 
a echt t he 5, 354 


Fr. 202,312 | 


Lege 


810 Se e eL 


1 e’6re’Tleglgro’rcoulgrleze’szeiro|T9//cg 
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u 0781 O un dana 527 8 u 9/6/05 L 689˙88 F650 95ʃ688˙81 4081 
nv ur uaaavds aonzraunvs og 8/7 07 988˙/99 69 549 98 fol 9681 
ee b ee ee 86.709,55 040,98 094581 9081 
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9 e eee LOL ak 08,480, I 966,5 6 - ee | ZI81 
eine e br dn 00,05 11098909 e71807/89 6 001% — gc IgIST 
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Beilage Nro. XXXVIL 
Zu S. 345. 


* 
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Ueberſicht der in der Muͤnzſtatt zu Bern geprägten Gold-, 
Silber- und Kupfermuͤnzen. 1814 - 1830. 


Remedium 
in 


Stück 
Geldͤſorten. auf die 
Mark. 


Korn. 


sur. Ba 


Schrot. | 


= 
2 
2 
& 


Gold. 


Dopp. Duplon. 931 2976 — 
[Einfache dto. 4080| 65280— 
Halbe dtv. 1555| 12440 — 
Vierfache Duk. 11 3521 — 
Doppelte dto. 246 3936 — 
Einfache dto. 1111| 8888 — 


Silber. 


Vierfrankenſt. 
Zwei » * 

Ein Franken. 
Fünf Batzen. 


Zehn Kreuzer. 70 
Ganze Batzen. l 1 
Halbe Basen. 120 J lee 
Kreuzer. 240 EF er 
360 12 1110 \6. „ 2 A 


Rappen. 


) Da das Gold nur in geringen Quantitäten ausgemünzt wird, ſo iſt dem— 
ſelben kein Remedium beigegeben. 

) Für Abgang auf 50 Stück 1 Fr. 
Der Anſchlag der feinen Mark iſt: für das Gold Fr. 554. 80 Rp., für 
das Silber Fr. 36. 40 Rp., für das Kupfer Fr. — 70 Rp. 
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Beilage Nro. XXXIX. (zu S. 381.) 


Uebersicht 
des Einnehmens und Ausgebens im Zolf- Departement von 1815 — 1830. 


Einnehmen. 
Eigentliche Einnahme. Tabak; uneigentliche Einnahme. Summa 
2 it u. uhr⸗Lizenz⸗ aus: und rka f 

ee, Weggelder. 8 eher. Imp oft. e Zoll⸗Vußen. 1 Einnehmen. 
Ss Rp. 
— 104,156 20 
ä 60 129,561 10 
1817 1 115, 083 |60 1 — — 7,3711 38 2 90 I 827 50 204 | 60 32 — 128, 734 10 
1818 119, 011 40 23280 1 8,880 70] 5,484 60] 825 — 43940 — — 134, 664 | 90 
181931 135, ‚947 |50 | 85 | 20 14,293 805, 401 10 865 — 239 90 — — 156, 832 50 
1820* 146, 717 10 1 124 | 70 19,478 | 20 6,591 80 858 70 247 70 1130 | 90 174, 149 | 10 
1821 | 139, ‚747 | 60 11995] 20 15,902 | 50 1 6,295 80] 815 — 531201 — — 163,491 30 
1822 ° 133,096 30 1399 | 10 | 16,321 | 80 5,571 80 815 — I 393] — 6940 156,666 | 40 
18237} 125,691 | 40 | 306 | 60 } 23,652 | 50 6,894 | 10 I 890 | — 190 2087 30 157,712 | 10 
1824 8 198, 568 | 30 1325 | 20 30,106 90 8, 119 80 850 — 363 — I — — 168,333 | 20 
1825 | 151 ‚749 30 1323 | 30 ] 21,023 | 90 6,941 30 977 50] 616 30] 3640 181,668 | — 
1826 | 151 466 90 1358 40 10,392 207,594 20 1,063 70] 438 80 38 — 171,352 20 
1827 162,717 60 405 30 10,726 90 9,058 50 | 975 — | 924 | 60 11960 184,927 50 


1828 169,470 20431 80 9,878 10 | 9,910 20 927 50 1,189 | 10 | 175 | 30 192,027 | 20 
1829 1 165,266 | 20 1425 60 8,814 | 70 8, 499 90 962 50 1,028 — 277 60] 185, 274 50 
1830 | 196,276 80 43270 J 10,511 307, 719 90 962 50 621 80157 10 216,682 10 


| 9,600,232 1 
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Beilage Nro. XL. (zu S. 381) 


Uebersicht | 
des Einnehmens und Ausgebens der auſſerordentlichen Waaren-Conſumo-Gebuͤhr während ihrem Beſtand 
vom Juli 1820 bis Dezember 1830. 


Minnehmen. 


8 | | Patent: Conſumo⸗ Summa 
Jahrgang. Waaren. [Getreide. Tabak. [Gebühren. Een 
Se Rp. Fr. Rp. Fr. Rp. Su Rp. St, Rp. Fr. Rp. 

1820 34,725 | 30 — — 5,778 | 20 — — 2240 40,525 90 
1821 73,738 | 10 — — 21,002 — — — 100 40 94,840 50 
1822 71,964 90 — — 18,085 50 — — 730 90,124 | 10 
1823 34,958 | 90 J 185 | 10 ] 14,336 | 20 — — 469 90 49,950. | 10 
1824 43,977 90 1 175 | 80 | 15,223 | 40 — 6 60 59,383 70 
1825 48,766 | 50 I 918 | 70 J 14,899 20 Fur 235 20 64,819 60 
1826 55,283 60 [ 54 30 5 15,334 | 90 —, 0 — 20 70 71,189 |. 50 
1827 55,588 50 I 286 60 F 16,572 | 60 EA 269 20 72,712 | 90 
1828 60,627 70 1 496 | 30 [ 15,174 | 60 1 172 80 76,471 10 
1829 7 , 348 .| — 17251 — 89,393 30 
1830 65,010 30 ] 30 | — [ 13,673 | 40 | 540 | 90 50 | 40 79,305 
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Beilage Nro. XLI. Gu S. 382.) 
Tableau der Waaren⸗Ein⸗ und Ausfuhr von 1826 bis 1830. 
Einfuhr. 


1826.| 1827.| 1828. | 1829. 1830. 


1: Getreide. Cent. | XI Cent. Cent. ] Cent. 2 Cent. 2 1 
Getreide aller Art.. 4295881420390 124111346656009 080 108935 26 


Mehl und ne) 75241071 7811!19110368/82311931| 15413836 23 
Reis.. 1616600 1224010 148143] 169794] 178780 

2. enaaren 
. 36390100 3841/99 3991059 3668098] 3685 m 
Anken Re 9754 93:83 7299] 136179] 116005 
Rohe Haͤute ur 282547 2695/3014 25731601 3121060 2745|20 
Gegerbte Haͤute, Leder, 

Pelzwerke . . . 1 1378083 1518097] 15941391 162295] 1676003 
Fabrizierter Tabak . 4255/71] 459297] 4117/23] 394699] 37249 
Tabak in Blättern . 625418 71741664 86241151 71710811 6653ʃ68 
Wollenwaaren . 145601891 43941891 469927] 5759/12] 5204134 
Baumwollenwaaren . 11001491] 86596811446 401008049 9695|26 
Seidenwaaren .. 552,44] 6171104 710085] 6210871 724183 
Leinwand .. 1178012 1036028 11841174 1243130} 1233102 
Rohes Eiſen . 89591581 9716137] 982097] 9625100 872670 


6914.44 6831 
60390871 7952/14 
3680 —1 3592146 
10391551 966117 

404194 31383 
187967] 1808019 


Verarbeitet. Eiſen, Sal 68241011 56781211 6856144 81 
Dehl . 5749089] 5899039 489085 

Seifen und Talg. 3414981 317914 3871172 
1 2, 9990224 8451091 764119 
Strohhuͤte, Strohgeflecht 326094] 392095] 34731 
Papier und Karten . 142729 1556003] 152755 


Glas und Wen 287485 2969063] 28841551 3702682 356555 
Zucker 925091 8651/24] 998673] 9995621016362 
Kaffe 11609 9713276874369 ,2301550345/15310ʃ33 


Uebrige Spezereiwaaren 3332058 354655] 34100660 37521234 3751038 
Horlogerie- u. Merceriew. 250/41] 187668 243147] 2610188 392072 
Quincailleriewaaren . 195746 21491201 2281/37 288485 2964,38 
Drogerie⸗ u. Materialw. 7794 20 78271411284 210104112101124308 


Diverſe Waaren . 21246 30121050[11120686|32120838141120845 13 
| 3. Meine u. u.Bgneure.ie ume O [Säume | [Säume | 9 Säume M Säume M 
Schweizer Wein 30266 85042515 —151688133145764190141725|80 
Fremder Wein. 150179212149]88012328ʃ543 9249 18011218034 
Branntwein u. Eiqueurs 1047 994 120666 13841851 106650 1171124 
Bie! 4898] 202882 28499] 102124 71135 
4. i va Stück. Stück. Stück. Stück. [Stück. 
pferde. ar 9531| 2017] 2876 2290 3082 
Ochſen 5 Kuͤhe > Kaͤlber 10554 8925 9436 11303 10895 
Schaafe, Ziegen. 6400 | 5862 6799 | 77821 6873 


Senne 21733 | 17422 | 14100 | 14170 [ 14691 


Tableau der Waaren-Ein- und Ausfuhr von 1826 bis 1830. 
Ausfuhr. 


| | 1826. | 1827. | 1828.| 1829. | 1830. 
I. Getreide. Cent. e 86 Cent. 8 
Getreide aller Art.. 36384 91 53702 95 56007 57 37197 2625 87 
Mehl und Anmelnehl 40189 434475138950396783711106357557 08 
Reis 28.23 _ 46/62 83068 7446 

2. Elhaaren. 4 
Safer ..193210)66124125147123622|71121930|95123385 24 
Anken r 54634 5 | 513150] 4555/74 
Rohe H aute 2 32844 4 3137109] 326621 
Geserbr e 5 10 ; | 

Pelzwerf . . 2212136 17830894 1858068 
Fobrizierker Tabak 299176 2336019 509138 
Tabak in Blättern . 1180 4436 15,03 
Wollenwaaren 1464156 1639011 162666 
Baumwollenwaaren . 508894 7140099] 7808097 
Seidenwaaren 391184 114437] 511/16 
Leinwand. 309120 | | 32401771 3347|20 
Rohes Eifen . . . 14962 38013181066013250 28010918088 9739162) 
Verarbeitetes Eiſen, h 2571151} 68 24691651 2788015 3456193; 
Oehl 1058093 | 891165] 556/40 
Seifen und Talg e 198004 31587 164110 
Kerzen 76372 345 351/73] 619 98 33937 
Ströhhüte u. Strohgeflecht 321131 91 3421361 27665 
Papier und Karten 661064] 6431351 6791591 823/400 793133 
Glas und N 19591758 1707560 1923197 
SER EN U. 0 130020 9792 65691 81005 
Kaffee alt 14819 244191 18017 117117) 190/93 
Uebrige Spezereiwaaren 1640/42] 172007 1805152] 1791187] 1915/7 
| Horlogerie⸗ u. Merceriew. 76— 65/821 941635 1021061 172037 
Quincailleriewaaren . 9091581 1073172] 1302/04 1338156] 150366 
Droguerie⸗ u. Materialw. 1765.— 2474104 2539124 2663|97| 253026 
Diverſe Waaren 7687 03 790798 736671] 576244 6039 85 


3. Meine u. Liqueurs. Säume Säume Säume M Sa iume M Säume M 
Schweizer Wein. 2 N 715132} 2276042 1145/41} 1432|351 1088016 


Fremder Wein 71085] 10692] 12335] 133/200 218074 
Branntwein und SE 100151) 10217] 119/215 108/861 311 58 
Bie; 2801479 231194 217103 2411681 190065 
4. 9 iehiwaar. Stücke. Stücke. | Stücke. Stücke. | Stücke. 
Pferde 4156 4790 | 4027 4069 4301 


18523 | 19236 | 18334 | 18187 

12985 | 12504 | 12861 12788 

13954 J 14716 9 14013 J 13057 
| 10 


Ochſen, Jute Kälber [22594 
Schafe, Ziegen 15262 
Schwein 16281 


BB KK 


6 


Beilage Nro. XLII. 
(Zu S. 382.) 
— FIE— 
Uebersicht 
des General- Verkehrs in Tranftt, Einfuhr und Ausfuhr, 
binnen den Jahren 1826, 1827, 1828, 1829 und 1830. 


Transit. 


Getreide Schwei⸗ 
Waaren. zeriſche 
Dit) 


Centner. Säume. 1 ücke. 
163,643 18,343] 3,637 842 — 
189,170 42,874] 3,083 1,251 17,898 
174,002 40,766] 3,819 2,698 20,210 
163,459 32,801] 2,337 | 2,565 23,037 
173,447 | 31,391 1 3,156 | 2,199 1 17,144 


Einfuhr. 


1826 52,099 120,776 30,267 15,0181 1,097 | 41,218 
1827 | 51,074 121,481 42,515 | 12,150 | 1,408 | 35,126 
1828 | 52,964 133,239 | 51,688 | 12,328 | 1,670 | 33,211 
1829 | 69,639 | 134,306 45,765 9,219 | 1,169 | 35,545 
1830 | 124,559 | 133,888 141,726 | 11,218 11,242 1 35,541 


Ausfuhr. 


1826 76,6021 79,362 715 721 3811 58,295 
1827 | 101,263] 80,804 2,276 106] 333 49,865 
1828 J 106,407] 81,207] 1,145 1231] 336 | 50,483 
1829 74,392] 75,779] 1,432 133] 350 | 49,277 
1830 1 109,996 | 76,569 1 1,088 2191 508148,333 


BORRENDAENEE 


2 
& 
— 
— 


S 


U e 


\ „Fuhr⸗ 
ae Lizenz⸗ 
gelder. Gelder. 


2 


I 


LESERREISEN 


BERLIN 


se ee 


Ip 


leg Aldeleren 


12 
218 
2 


eee e 


Summa 
Einnehmens. 


Beilage 


Tabellarische Mebersicht der General = Zoll = 


eee 


Pro, XLIII. gu Seite 384) 
Rechnung vom Jahr 1830. 


Bern, Kaufhaus 
Oberthor 
Aarbergerthor 
Aarziehlethor 
Unterthor 
Ländte 8 
Obere Laſtwaage 
Allmendingen 
Walkringen 
Boll . 
Neuhaus 
Kehrſatz 
Neuenegg - 
Neubrück 

B. Thun, Zollgerechti 


Thun, Kaufhaus u. 5 Zollſtätte. (die 1 1 fir Netto:Einnahme) 
ig eit 


Burgdorf, 1 
Burgdorf, Kaufhaus 
Wyningenthor 
Kirchberg 


Büren 

Lengnau 
Meyenried 
Bätterkinden, Emmenbrückenzoll 


Emmenthalische Tollstätte. 


Tſchameri 
Lützelflüh 
Sumiswald 
Klapperplatz 
Zollbrücke 
Interlacken 
Gadmen 
Laubegg ö . . . 
Grennölle. 
Krayligen 0 5 0 
Utzenſtorf 
Koppigen 
Attiswyl 
Dürrmühle 
Wangen 
Aarwangen 
Murgenthal 
Langenthal, Kaufhaus 
Rohrbach. 
Huttwyl 
Roggwyln 
Melchnau . 


Central⸗ Zollverwaltung. 


Ennere und . Zollgerechtigkeiten. 
A. = e 


D. Büren, Zollgerechtigkeit. i 


Netto⸗ 
Ertrag. 


gkeit. 


— 


E e e e 


TEE 


a 
1 
— 
S 


=, z 8 Beſol⸗Verw 
ee U. Brücken! Weg⸗ 1 Summa 1 5 s Summa 
00 . 1 emune, nfo=f $ 
Vo gelder. lende. Gelder. Einnehmens. J fen. Ausgebens. 
r. 2 Sr. R.] Fr. R 
413146014 — — — Seeberg . . r 
225 47] — — — Lotzwyl . . . . . . 5 . 
666634 — — 8 Oberönz . . f C R . . 235 
22874 — — — Herzogenbuchſee 5 5 } 1 5 8 8 1 8 136 
68089] — — = Inkwyl B ’ 0 8 3 . 5 30 
895 — — |-1 — — Trubſchachen . 0 . . 5 „ 5 0 1 c — 
3301514 — — 3 Kanderſtäg ° . . „ 5 B \ A . 5 — 
— — — —— Saanen *) ° 8 € 1 5 6 Ei 6 1 1 — I-1 — |-1 — — 
— == — — — Thoren *) 2 0 1 a x 5 c 8 — 
. 2 2 7 Laupen *) 8 5 1 7 1 N 8 5 : e 
301 867 — 43122) Gümminen 5 5 5 . 2 3 2 1 ; 8 901 - 
4563173] 1176 — 17230 247] 7515159) — Aarberg . 6 8 4 0 8 5 N 0 2 1272 
9171 — = — 64 — 90811 — Kallnach *) . . . A - . . . . = 
FE, Me — — —1— — 40 7525080 Treitten *) > d 5 1 ° 5 - 2 10 
5586— — — I] 60141] — — |—1 564641] Ziehlbrück . a : . s 8 7 5 2 2 1111 
11247|36| — — |] 44103] 4636011337756 — Nidau, Kaufhaus . 2 f 9 . 0 . . 1620 
— 11 769115] — 4 — |-1 — 760154 — Nidau, Kleinzoll 2 0 ; 5 > 8 : ; 256 — 
342024 — — — 1 — 3422102] — — Reuenftadt . - 5 1 5 8 9 8 130 — 
147984 — — 1 —- |-1 — 1470800 — |— St. Johannſen 8 5 Ä . ; e 5 8 217 = 
77 90 = — 1 7794 — — Erlach . 0 8 8 : 0 8 0 40 — 
18304 — — — 4 — 18300 — — Lüſcherz 8 ’ 9 2 1 5 8 3 2 10 — 
74580 — — I-1 — - 1 — 7458“ — — Lattrigen 0 1 9 8 5 5 8 8 8 24 Ar 
54751 — — 1 — 4 — 54075 1282249 Twann 5 2 . 8 : 8 ; 5 : 18 2414106410408 431 
2766504 — — 1 12920 — 28951700 — =] Sonceboz 8 5 5 ! 8 3 a s F 9 629 = rn 
148425] — — 10494 — 1589119 —— Pontins 0 3 N 9 e | 8 © - 356 = — 
870911 — — —— 870191] 335580 Cremine 9 a l \ A 8 5 8 8 435 1427 3928057 
5054734 — = 19035 — 5074108) — (-I Ciburg ; ; 8 spe Ä 8 ; . 835 — 
296571 — — 6 — 3030 — — Renan 0 6 . R x & 8 5 3 130 _ — 
122561 — „ 1225600 — |— Goumois 5 ä g 1 5 A 2 9 8 162 — a 
21100 — — 5 5 2100 — — les Bois ö - & a i 4 2 0 8 — — re 
— —1 — ee — = — 1 5501!79 Noirmont 5 . 8 8 0 = — 1160 4341158 
35000864 — — 36 40425I 4031192] — Sruntrut, i N 5 1 2 x , \ 198. Ba le I Er 
1712164 — — 99 186075 19991144 — — Boncourt . R 8 ; 2 . 9 8 149 — 
1137251 — — 143 — 1128078“ — |— Reclöre mit Damvant 0 5 - - A . : 214 — 1 —— 
267104 — — — — a 10 — |— Beurnevesin . N Q 2 ä 8 . ® 163 en — 
— |-1 — — — — 7578004 Miécourt 0 8 £ 8 2 8 0 0 24-1 — |— 2808091 4770103 
18622 244 — — 845015 181 0 1018 88 — =] Grellingen 8 5 0 . 4 8 5 . 8 17710900 213051789 r 
5750924 — — — 474 580066 —— Lauffen 9 8 1 05 2 5 x 8 5 1181061 18—J 118 l 
2281501 — 5 — — 1 22850] — — la Bourg 8 . . 8 2 . 5 8 8 1140251 — 1114 — ne 
944671 — r — 1 9467]J — — Liesberg 8 8 0 5 8 5 8 F e 
66044 — — — — — 6694 — — Roggenburg 5 h 3 8 1 8 8 5 33 % % el 
190090 — — 5 — 1 1909 — — Bourrignon « . . . 5 - 8 2 25451 — —1 95145 el — 
511581 — == — — — 51158] 2086213 Montsevelier . 5 , N 8 8 x 5 A 25791 — |- 25 79 299% 26 18637 87 
Die General-Conſumo-Caſſa reſtituierte den vorſchriftgemäßen Tabak-Impoſt 
— - — 241295] — [J 241295 von 30 kr. pr. Centner » 5 0 g 8 5 5 0 — 1 — [1 — 
18540 23 10460 e, 214528132 Summa Summarum 582261 41371 
Zollabonnement - 1375 Bilanz. An Reiſekoſten ; 1 
Zollfrevel-Bußen -» oo. 621073 Das Einnehmen beträgt . . . Fr. 248257 Rp. 41 „ Waaren⸗ Controllen - Gratifkat. 3190.— 
An verkauften Effekten 15711 Das Ausgeben hingegen ... „ 239017 „ 44 „ Enſchädigungen 16640 
An Rechnungs⸗Reſtanz v. 1829 3157524 Sold , „ Neſtitutionen > 29 43 
Summa Einnehmens . 248257141 A 4 5 baarerGeldlieferung a d. Staatsk. 192924 
Summa Ausgebens Fr. 23901747 


Anm erk. Die mit J bezeichneten Poſten wurden als bloße Grenzinſpektion zum Vehufe des ConſumoImpoſtes aufgeſtellt, und gleichzeitig mit dieſem auf 1. Januar 1831. wieder aufgehoben. 


1 


Delhg ee No XLIV: 
(Zu S. 388.) 


bre 


GBebersicht des Stempel⸗ Ertrags. 


Alter Stempel. | Erhoͤhter Stempel. | 
Jahr⸗ I . 
u 
gang.] Einnehmen. 2 3 Einnehmen.] Koſten.] Ertrag. 
5 Sr. | Sr. ml Fr. . St. [Ny 
1814| 61,010171 ) 49,650.23 — — 


1815 60,663,01 49,095.20 
1816] 80,188 80 64,40501 
18171 83,78330 66,855.29 
18181 85,62210 68,587 88 
1819| 77,5202 62,9289 
1820] 76,32283 57,05323 
18211 78,8643 63,1 76,52 
18221 77,01976 58,400.93 
1823] 76, 84169 61,469.96 
1824] 76,55663 57,84403 
1825| 78,8553 63,224139 
18261 77,11469 2 
18271 75,471185 
18281 79,573111 

79,118'59 


76,70466 5 24,5035 


Durchſchnitt des Ertrags des alten | Durchfchnitt des Ertrags des er- 
Stempels 1814 — 1830: hoͤhten Stempels 1820 — 1830: 
70,543 05 16,197 28 60,3457 24,209 05] 87304 23,425 90 


eee — 
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Beilage Nro. XLV. Gu S. 414.) 


Tabellarische Mebersicht 
der im Jahr 1830 vor das oberſte Appellationsgericht der Stadt und Republik Bern gebrachten 
Civil⸗, Conſiſtorial-, Criminal- umd polizeirichterlichen Rechtsfaͤlle. 
I. Civil⸗ und Consistorial⸗Rechtställe. 
Civil⸗ 


— 


echtsfälle. Conſiſt. Rechtsf. 


0 


Vergleichung mit den 


e 8 S Vergleichung mit den 
a S 5 u22 0 | © 

2 RE 3 = Jahren: 2 SS . 4222 

S 2 12S SSI 

S ( SS 

28 8 2 8 8 88 

0 5 S S SSS 842 22 8 

< 8 — JT d Se — 
2 — & 


Hievon waren auf 31. Dec. 1829 rechts⸗ 
kt....“ 8 
Mithin wurden Anno 1830 vor die 
oberſte Inſtanz gebracht. 
Hiezu kommen fummarifch vorgetragene 
Meitshinde ; 


Alſo im Ganzen .. 


627670710 85] 90 93| 84| 94 


— | — 221211201241 18| 191 161 181 18 
860 ma 0 ft 


6110/12 8012100121514 


| | | 
Yan 8: 85 7 E | | 9, 1166 a Is 61e | ° zegı “© ® 
j 
9 8 | N 10 68 — 8s 8 801] Ses © « 
en =. |, 88 \zelennezistierlog | ° wagt © « 
Zu 88 1 orsIrelistieriszieniie [ 8881 ©“ « 
. 00 11e 61% [9281 “ 
| F elles 2 mor| © zer “ « 
3 |% 55 Aigle i6e 08518 8881 & 
— 52 F 87187788007 6% 1] 6881 « | 
| se Le — ı6rlgeleozinmzelgzisst| bes ouuy non zunung 
5 == 12 e 2 le ſe Ir II Ih 5 1 
mE 17 . 2 5% A 8 78 —— 7 1 . | Rn: cha e A n 
„„ e 6 Eee, 
— 2 1 5 — 55 02 21 80 er 4 15 = 2 BER SS bunndazungz e ob Bag | 
ELA eee 1 % [61166 e ie Waren 
ea e IE e sum aaa aufn 
5 . 1 — 9 e IS 6 6 e! S Ae eee 
9 Rs 1 sm je J 8 J |” 02° Bungoagguvdag "Bunzlirlaunaz 
ze a ee A N A Bungalsnigzgaguig bse) Jug dien 
En 05 5019JQ0% aun glos 
IND IDDJIU 
5 3 3 38 8 2 S 2 8 E 
S 2 SZ SSH A2 2 |= S 2 
5 33 3 3 2 3 
un ee as 2 
„nua 198 ud nut bunqpie bag & 3 8 = 
. | "Urtoad ang ısotu | = 12 = 


SJIEIFTEIAYE S EUMMIID TI 


— Mr 


— 
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III. Bolizeirichterliche Rechtskälle. 


Entwendung und Veruntreuung 
Betriegerei und Fal 
Raufhändel, Mißhandlung, Nachtfrevel .. 
Schelthän del! 
Wucher und N 
Unzucht und Unſittlichkeit . 


1 + * „ * + [7 
. 


Uebertretung von Polizei⸗Vorſchriften, Amtsverbote . 


V 
Murhwillige Geldstage - 


Anklage auf: 
Verſchiedene Vergehen und Conatus 


+ + + 


„ + 


+ 0 


Summe von Anno 1830 


22 
22 
>) 
2 
29 
> 
39 
22 


29 
22 
22 
29 
>) 
> 
29 
22 


1829 
1828 
1827 
1826 
1825 
1824 
1823 
1822 


e 


— — In die Koſten verfällt. 


TTC I rer PT 


Verhängte Strafen. 
8 Vergleichung mit den a ER 
= — : BE ns 
ee N „ . 
S 8 8 < 
5 2 sielalsiela] & |82]&5] & 
| & seele] & jösj8ö]| 5 
| 7 3112441] 7128134128 2010 2 
— 1 31 8 7 9115/2012 211[ 2 -|—| 1° 
14 359829023 9115/1614 al 39127 
39 F 
8 11 3.2131 — | — | — — 
le; 28022 252] 36 6|— | — 
21 131 8 151131 ABU 740 24 
er ae ae a ee 
— 31 4 — I 3 — — — 
32 3—— 1 —-I—- 3 — 
27 | 151 58 [29 18 | 18 
23 171 | 43 | 22 62 14 
12 | 126 | 52 37132 
3 101 “> 6117 616 
24 | 113 50 91312 
19 | 120 50 20 6| 10 
4 | 100 52 12 8 17 
9| 86 41.5111 449 14 
10 | 83 | | | 40 3 | 416 5 


n VVT 


GR 7b SE RT EEE ET Fr ar be 8 131405 a010 AE 
aueaq vat ualkpyyagaup nauavlson? uoguog uod 400 Jgptegmuplpang aa au 
egen % 9 uno 001° ° Zjazun aiv aun 8 

e 8666 wp gufsymlpliping ag 


161786668 886 9851 9281 Seel 


19% | 90€ 

5750000 dd IE EEE / c ( c 
unn ene „IST SAUVS gde bung 

nag ad bungaigd uspvacut a0 8181 

gagvs IQ vai 3195111198 gun a0 

pi) ayang o/ u˙dd enn ga agu S use TEG 66 88 909 

1 6 84 6a a une aagmısgimansgungag 


Sunne an eu ag (9 BR bl 419 


aun ug bobuv 14 T un 
919 / usaunac nv / una 19gaJaBuv nu %% 95 sc (* 


une 1419 siv anu aqui 193003 ad 2405 O 
176 210 uurg go uv 199 aun (A 968 18 vs 11 


Fe © 
3 2 3 5 2 @ 9 2 
3 82 8 88 F838 325 53 3 
S 22 2. 2 3 2 3 = > = 
5 S 7538| 555 | SE Pont & S 
& ERSTEN ° u = ı > * 25 
usbungadudg 528 22 8 — 2 3 3 : 
SS [ESA = = zung — 


3uagaoy 


239 unvzbun IRE 


Qu eu 


0881 nu aun 81q 181 a0 wog BYHlqunag-sIununsgügt 80 UIAGUG 13799] aaa ug gun UNK 
suczuvz 894 zn eue ee i ene eden usg nt eee 29qg eee 394 
5 1 r 1 O 


(Soy Seng) IAIXN O6 bj 


ur > | Fu 


Jahrgang. 


— 2 — 
O O OD 


S S 
ASM 


Der Durch⸗ 


ſchnitt beträgt. 
Alſo find unter 


Knaben. 


5073 4861 
5405 5178 
5255 4955 
5032 4835 
5391 5215 
5337 5023 


Und die Durch: 
ſchnittszahl der > 


wirklich dem 


Kant. zugefalle⸗ 


nen außerehe⸗ 
lichen Kinder 


während dieſen 


ſechs Jahren. 


„„ „ „ „ 2 „„ 


Geborne. 


Kantons B 


Mädchen. Knaben. 


....... 


Geſtorbene. 
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Beilage Nro. XLVII. (Zu S. 428.) 
Etat des Verhaͤltniſſes der ehelichen zu den unehelichen Geburten in dem proteſtantiſchen Theile des 


Ungetauft 


| 


Mädchen. 


543 376 
508 379 
556343 
507 352 
548 | 363 
525 374 


FILZ ie eee 


.e % ee oje „% „„ „ „ „ 


66937 


| 


Zuſam⸗ 
menzug. 


—— 


— U 


10726 495 
11517 604 


11259 615 


an Mütter. 


190.5 0 
1003 1. ˖ 


„ e %% % % „% % „ % „% 46 „6 „ 


e 0 % „ 


Bern vom Jahr 1822 bis und mit 1827. 


Unehel 
Lebende fielen durch Urtheile 


i ch e 


ne eee e 


| 
| 
| 


Kinder 


Zuſammenzug 
er im Kanton 
gebornen. 


außerehe⸗ 
liche. 


O und hiefigem 
O Kant. überlaſ. 


618 


Summe d. hiefigen 
Kanton verbleiben— 
den lebenden Kinder. 


502 
501 
514 
619 


545%, 


j 
| 


Beil g ge Bed. XLVIII. 
(Zu S. 433.) 


u Desree— 


Verhältniss 


der im proteſtantiſchen Theile des Kantons Bern geſchloſ— 
ſenen Ehen zu den Scheidigungen. 


Anzahl der 
Ehen. 


Eheſchei⸗ Temporäre 
dungen. Sönderungen. 


1822 2346 
18.23 2329 
1824 2293 
1325 229 
1826 2472 
1827 2464 


14163 


Der Durchſchnitt 
a IHR 2360%, 58%, 261; 


Alſe Kind: untere: 100 2% 179 


PERL 


Beilage Nro. XLIX. 
(Zu S. 443.) 


Verzeichnisse 
der 


groͤßern obrigkeitlichen Gebäude des Kantons Bern. 


In der Hauptſtadt: 

Rathhaus. 
Stiftsgebaͤude. 
Tagſatzungs⸗Lokal. 
Eidgenoͤſſiſche Canzlei. 
Staats⸗Canzlei. 
Seckelſchreiberei. 
Buchdruckerei. 
Muͤnzſtatt. 
Silberſtrecke. 

4 Stadtthore. 

2 Kaſernen. 
Zeughaus. 
Kriegszahlmeiſter⸗Wohnung. 
Stuͤckgießerei. 

7 Wachthaͤuſer. 

5 Pulverhaͤuſer. 

3 Zuchthaͤuſer. 

6 Akademiſche Gebaͤude. 

7 m ſammt den Feſtungswerken und oͤffentlichen An⸗ 
agen. 


Ferners: 


25 Amtsſitze ſammt ihren Zugebaͤuden. 
16 Amtsſchreibereien ſammt ihren Zugebaͤuden. 
29 Gefaͤngnißgebaͤude. 

27 Kauf- und Zollhaͤuſer. 

Waaghaͤuſer. 

55 Kornhaͤuſer und Zehndſcheuern. 

10 Salzhaͤuſer. 

86 Dominial⸗Gebaͤude. 

62 Bruͤcken. 

134 Kirchen und Kirchen⸗Choͤre. 
174 Pfarrhaͤuſer ſammt Zugebaͤuden. 


— e — 


I. 
(Zu S. 443.) 


ARebersicht 


der 
bedeutenderen Bauarbeiten ſeit 1814 bis und mit 1830. 
Fr. Fr. 
Einrichtung des aͤußeren Standes-Rath⸗ 
hauſes zum Tagſatzungs⸗Lokal mit . 11857 
Bau des Aarbergerthors zu Bern mit . 90000 
Bau der Muͤnzterraſſe . 6831 
Einrichtung des Amtsſitzes zu Courtelary mit 7141 
5 5 „ y Seignelegier „ 15200 
5 7 7 7 Delsberg 1 6119 
5 7 7 7 Muͤnſter „ 17575 
7 Mn „ ij Puntrut „ 3560 
5 ( „ o Langnau „ 21376 
5 » 2) 7 Konolfingen » 1 19551 
7 7 77 » Schwarzenb. „ 4851 
| » 1 5 „ Bern 7 3800 
| „ „ „ y Blankenburg „ 2450 
77 77 7 77 Erlach 77 3491 
| 9 7 i Büren 1 1251 
| 5 ” 77 77 Nidau „ 1140 
7 7 33 „ Trachſelwald 7 1822 
| » » „ „ Thun: 5 1887 
5 » „ 5 Belp » 1579 
| „ 7 77 „ Interlacken „ 1954 
„ » „ 55 Laupen 5 3955 
7 92 » „ Aarberg 55 1261 
5 77 7 „ Fraubrunnen, 1111 
5 » „V Burgdorf „ 1489 


1 Frutigen * * 3871 
Einrichtung 2 5 Amtsſchreib. zu Buͤren „ | 1718 126434 
» » 0 „ Bern 5 2746 
Transport | 4464 1235122 


Transport 


Einrichtung einer Amtsſchreib. zuWimmis mit 


* „ Seignelegier „ 

Bau einer Amtsſchreiberei zu Frutigen mit 

Im Bau begriffen iſt diejenige zu Aar⸗ 

wangen, woran bereits verwendet ſind 

Und erkennt diejenige von Burgdorf de— 

ren Ausfuͤhrung in Folge der eingetre— 
tenen Umſtaͤnde unterblieben iſt. 

In Bezug auf die oͤffentliche Sicher— 

heit wurden erbaut: 
Der erſte Theil des neuen Zuchthauſes zu 


4464 
2789 
8343 
15702 | 31998 


6800 


Bern und ein Theil des zweiten Theils mit 328062 


Ein Gefaͤngnißgebaͤude zu Muͤnſter mit 


57 „ „ Seignelegier 55 
5 5 „ Fraubrunnen „ 
7 7 „ Belp 5 


„ Langnau 50 
Ein Laub iigesben auf dem Rebetſch, Ober⸗ 
amts Pruntrut, mit g 
Ein Landjaͤgerhaus zu Roggwyl wit 
5 9 „ Thurnen „ 5 
5 9 „ Guͤmmenen mit 
An Lehrgebaͤuden wurden errichtet: 
Eine Veterinair-Anſtalt ſammt Ein⸗ 
richtung zu Beobachtung der . 
verdaͤchtiger Hunde 
Eine Entbindungs-Anftalt . 
Zu beſſerer Einrichtung des Kloſters zu 
akademiſchen Zwecken wurde verwendet 
Fuͤr groͤßere Militairbauten wurde 
verwendet: 
Fuͤr Ausbeſſerung der 9 der 
Hauptſtadt 
Ausbeſſerung der Kaferne . 
Anbau ans Zeughaus „ 
| | Ä Transport 


6756 
1512 
4668 


20484 652945 


Transport 
Einrichtung eines e in der 

Moͤrſerkammer g 
Arbeiten an der Hauptwache a 


Zollgebäude. 
Kaufhaus zu Bern, beffere N 
Zollhaus zu Grellingen . 
n » Büren, neuer Bau 
» „ Interlacken 
Waaghaus zu Aarberg . 


» „Bern 
» „ Dürrmühle . 
Grenz⸗Inſpektorei zu Cibourg, neu 
„ „ Neuenegg 
„ 5 Möggwy l 
Wiege „ Boncourt 
Salzgebaͤude. 
Pruntrut Salzfaktorei— ee und Er⸗ 
weiterung x e e 
Delsberg 1 5 
Bern HE 5 
Kornhaͤuſe „ 


Büren Laͤntihaus . 5 
M. Buchſee Schloß zu einem Kornhaus 


Dominialgebaͤude. 
Thorberggebaͤude, Herſtellung 
Aarwangen Zollwirthſchaft 
Wyl, Lehenſcheuer, neu ö 
Einrichtung der Muͤhle zur Pinte 
Interlacken, Gaſthaus Anbau 
Neuhaus am Thuner See. 
Frienisberggebaͤude, Herſtellung . 
Brandis, Lehenſcheuer, Herftellung . 
Zugegg Alp⸗Staffel, neu. 
Wagli⸗Vorſaß, neue Huͤtte 
Iſeltalp-Gebaͤude, neu 


E 


Transport | 


29484 | 652945 
3940 


3.492 


4000 


51055 751542 


Aa 


Transport 
Borwalbweiden 7.1. 2 


Saͤgisteagg „.., SE 
Brüden. 
Birsbruͤcke zu Zwingen . 
5 „ Grellingen . 
Bruͤcke zu Cornol . 
Bruͤcke au Fuet 1 
Aarbruͤcke zu Bern. 


» „ Wangen „„ 
Br SAUBER sa 
3 Bren, neuen 5 


„ Interlacken . 

| Emmenbruͤcken, Burgdorf. ; 
95 „ Bätterkindenn 

Zihlbruͤcke zu St. Johannſen . 

95 „ Nian 1 
Wupbakhbräde zu ex, 
Limpachbruͤcke zu Waltwyl 

Kirchgebaͤude. 
Kirche zu er, neue. 
„ „, Albligen, neue 
Predigerkirche zu Bern, Einrichtung zum 
katholiſchen Gottesdienft . \ 
Kirchenchor zu M. Buchfee , Herſtellung 
Pfarrgebaͤude. 
Pfarrhaus zu Hindelbank, neu . 

al „ Bürglen . 

Im Bau, Waſen, Helferei. 
Helferei Ruͤſchegg 3 
Bedeutende Ausbeſſerungen oder Vergröſ⸗ 

ſerungen von uͤber Fr. 1000 auf einmal 
Gſteig 
Ringgenberg 
. 
Ruͤderswyl . 
Frutigen 
Aarberg 5 


Transport 


ö 
Fr. Fr. 


51055 751542 
1812 
_ 1336| 54903 | 


2456 
2720 | 
1388 
1000 

17522 
2900 | 
4759 | 

25000 | 
4000 | 
1754 

12000 
9200 | 
7367 | 

4200 


1244 | 90510 


15037 
3665 


8500 
2165 


17287 
14638 


3900 


2128 
1265 


2200 
1766 
2550 
3900 


51634 925622 


Transport 

Steffie gs ET Rena 
Lauterbrunnen ã'9ͤ ren; 
N 
Burgdorf. 
Luͤzelfluͤhe . 
F 
VVV 
Uzenſtorf i 
GSeeberg . 
Unterfeen . 
% / a 
Thurſen 
Thun 

Amſoldingen . Nr 
Has 
Rogge 
Boltigen N 8 
Graffenried 

Aarwangen 

Bleyenbad) . 

Meikirch . 
Lung ieh 
Madiswyl . 1 
Verſchiedene Bauten. 
Beſſere Einrichtung d. Muͤnz u. Silberſtrecke 
Desgl. der obrigkeitlichen Druckerei . 
[Kl. Schanze, Umwandlung zur Promenade 
Beendigung des obern Stadt-Eingangs . 
Beendigung der Rathhaus-Terraffe . 
Baͤrengraben 282 
Denkmal der im Jahr 1798 Gefenen 

im Muͤnſter 0 

Baͤrenbilder zum obern Thor 


Summa 


+ „ + * 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 


Sn 


E 


54000 925622 


000 
1142 
2847 
4669 
1000 
1600 
2223 


—— | 100184 


1068627 


49821 


Beilage Nero. LI. (Zu S. 448. 


AMebersicht. | 
der ordentlichen Credite für das Straßenweſen und ihrer durchſchnittlichen 
1819 — 1830. 


2 1 Eredite. Ausgaben. Durchschnitt der jährlichen Ausgaben von 1819 — 
II Fr. nd Fr. Ny. Rechnungs-Rubriken. | 

1819 32854 39 31344 | 631 Beſoloͤung des Inſpektors und des Sekretärs DT! !“) 
18201 29611 | 09 29037 | 75 „„ der Amts-Straßen⸗Inſpektoren ſeit 18va2;;bi )) 
18211 29542 41 29570 12 ss der Wegknechte „„ ENTE 
1822] 29339 36 29140 60] Extra-Beſoldungen an dieſelben für außergewöhnliche Arbeiten .. 
1823] 34000 | — 3399098] Vacationen der Straßen-Committirtennũn.nm ren 
18244 35029 501 3502927 „ di tiers ant Ag g ee a Te. 
18255 4008025 40079 | 845 Planimetrationen, Schatzungen, Marchunge . » 2 2 22... 
18 iich fung en >llayy. 13.) Bag esgerero rr a: Zre „ 
1827 1 79909 766 1. Drdinaieer Straßen = Unter halli!!! 
1828 30000 29977 Entſchädigungennlndnnsnnnnnnnnnnsnsns er 
1829 300% ! eiträge an Ganeinden ie. 
J RT — TELLER BEREEE 

160761 | — 1458469163! (38205. 80 x 12 — 458469, 64.) 


1600 nebſt Reiſetaggeldern zu 


*) Die Beſoldung des Inſpektors beträgt Fr. 
das Fuhrwerk. Der Gehalt des Sekretärs wurde 1822 

*) Zeigt den Betrag nach den Paſſationsberichtigungen, 
Rp. 30 der Summe der Einnahme gleichkömmt. 


*) Nach Abzug der Paſſationsberichtigungen nur Fr. 883 Rp. 23, überhaupt 


In den Crediten ſind einige 
zufällige kleine Einnahmen ein: 
gerechnet. 

Durch die Paſſation wurden 
z. Einnehmen gelegt F. 796. 84 
zum Ausgeben . „ 103. 30 


Abzug Fr. 693. 54 


Verwendung. 
| Rechnung 

1830. von 1830. 80 
Fr. Ny. Fr. Ip. 
1858 33] 2400 — 
710 68] 2520 | — 
14707 75 16546 | 61 
1186581 2366 | 95 
134439] 2281 | 20 
1545 70] 1426 35 
1147 24] 1306 75 
34.51 918 05 
8502 19 12845 90 
2701 26] 120399 
3256 —[ 4325 — 
90117] 1833 90 


38205 180] 016% 170 


Fr. 


Fr. 57 weniger. 


8 und Vergütung für 
auf Fr. 500 und 1830 auf Fr. 800 geſetzt. 


der mit dem Rechnungsſaldo von Fr. 139 


7 151 


Beilage Nro. LU. 
(Zu Seite 448.) 


A. Verzeichniss | 
der infolge Beſchluſſes des Finanzraths vom 23. Jan. 1804 
unter die Aufſicht der Zoll-Commiſſton geſetzten Straßen. 


Straßen von Bern nach 


Freiburg, bis Neueneck. 
Murten, bis el 
Neuenburg und Biel. 
a) Von Bern bis Aarberg, 
b) Von Aarberg bis Zih drück 
c) Von Aarberg bis Nidau 
Aargau und Zürich, bis Murgenthal 8 
Solothurn, und durch Ober- und Niederbipp. | 
Traverſe- Straße von Bipp nach Langenthal. 21, 
Communikations-Straße vom Aargau über Lanz 
genthal, Burgdorf und Dießbach bis Mun 5 
Thuͤn, Frutigen und Kanderſteg . 
Emmenthal ! 
a) Von Bern bis Langnau 
b) Von Bern nach Lützelflüh. 
c) Von Worb nach Kröſchbrunnen 
Oſtermundigen und Siechenhaus | 


| aM von Burgdorf nach Lan⸗ 


She ng 
Von Thun 285 das Simmenthal 


*) Diefe Straße ſcheint ſchon unter Nro. 7 der I. Klaſſe begriffen. 


11 


B. Werzeichnigs 


der gegenwärtig mit obrigkeitlichen Wegknechten 


verſehenen Straßen. 


Verzeichniß vom 5. Auguſt 1823. 


Von Bern nach Freiburg, bis Neueneck 9. 
Bern nach Murten, bis Biberen 
Bern nach Aarberg 
Aarberg nach Murten bis Kalnach, 
Aarberg nach Neuenburg bis Zihlbrück 
Aarberg nach Nidau 3% 
Aarberg nad) Solothurn, bis Grenze 
Bern nach Solothurn,, bis Grenze. 
Attiswyl nach Dürrmühle . 9 
Bern nach Murgenthal 
Dürrmühle nach Langenthal. 
Langenthal nach Kalte Herberg 
Wietlisbach nach Her hence 
Bern nach Se und bis Grenze 
Bern nach Luzern bis Kröſchbrunnen 
Bern nach Thun und in das Wallis 
Bern nach Bh! Senna ya 
Nidau nach Baſel, bis Grellingen . 
Courrendlin nach Pruntrut. 


22 


DO pa pa a 2 pe id ed ji — 
SOON SOON 


Belles 


21 „ Sonceboz, nach Ciboung 
22 „ Cibourg über St. Urſitz bis Pruntrut 
23 „ Pruntrüt über Boncourt bis Grenze 
24 „ Pruntrut über Damvant bis Grenze 
25 „, Pruntrut über Beurneveſin bis 
Grenze IT 


Vermehrung vom 28. Oktober 1828. 


Dachsfelden nach dem Rebetſch über a 


38967 


6 | 94942 
5, | 86894 
10%,1189079 
27% 48042 
3 54190 


8 | 40170 


— 


ek 


OSO 


»> DOSE nom 


a EEE 


26 Von Hindelbank über Burgdorf nach Lan: 
Wh „ 083 4 
27 „, Walkringen über Höchſtetten nach 
Rien 
28 „ Bettenhauſen über Oberönz bis Grenze] 78] 9732 11 
29 „ Herzogenbuchſee bis Thörigen .| % ie 
1) In diefer und den folgenden Angaben iſt der Stadtbezirk nicht eingerechnet. 


2) Einer dieſer Wegknechte iſt in beiden Bezirken angeſtellt. 
) In obiger Anzahl Laufſchuh find 21178“ für die Solothurnſtraße ein— 


gerechnet. 


30 Vom Be über Beifenburg 55 4 


am 
31 Von Bien bis Schwarzenburg. 

32 „, Aarberg über Bargen nach Siſelen i 
33 „ Büren nach Pieterlen . ; 
34 „ Delsberg über Glovelier bis St. Braix 
Villeret über Pontins bis Grenze 
36 5 St. Immer über Pontins bis Grenze 


Vermehrung am 21. Februar 1831. 


37 Von Marwangen nach Huttwo . . 

a) Von Langenthal auf Büzberg 

b) „, Büzberg auf Aarwangen 

e) „ Langenthal bis Madiswyl . 

„ Madiswyl bis Amtsgrenze 

e) „ der Amtsgrenze bis Huttwyl 
38 Von Bern bis Stockern und Bollſtraße 
39 a a: r s über Wadde bis Rüxau⸗ 


39 b N En über Goldbach, Schafhauſen 
bis Amtsgrenze Tor 

40 Von Ins über Erlach bis Zihlbrück 

41 „, Neuhaus bis Interlacken⸗ hes 
Von Zäziwyl bis Stalden. . 

43 Caquerelle⸗ Straße 

4 Von St. maten 5 Ants marche bei 250: 

rigen 


1% 


131069 


20850 
18000 
62612 
24398 
18656 


63203 


a 2008 


— 


D 


=»Nm — 
— — 


| 


2 
1 
131 


0 


*) Die ſämmtlichen Längenmaße in Stunden betragen zuſammen, nach den vor— 
handenen Verzeichniſſen 1692 Wegſtunden; die eigentlich zu unterhaltenden 
Straßenſtrecken hingegen, auf welchen der Dienſt durch obrigkeitliche Weg— 
knechte beſorgt wird, nur 2,873,534 Fuß oder 159 ½ Stunden, welcher Unter: 
ſchied daher rührt, daß jene Längenmaße von jedem gegebenen Orte zum 
andern, ohne Rückſicht auf die mit anderen Straßenzügen gemeinſchaftlichen 
Strecken, alſo oft doppelt und ſelbſt dreifach, hingegen die den Wegknechten 
zugetheilten Wegſtrecken nur nach ihrer wahren Länge gerechnet ſind. 


2 


— 


a — 
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Beilage Nro. LIII. 
Ueberſicht der ſeit dem Jahre 1814 ausgefuͤhrten 


(Zu S. 449.) 
neuen Straßenbauten, ihrer Ausdehnung und Hoſten. 


Straßen. Auslagen Beiträge 


für g 55 5 der der 
Entſchädt eigentliche E 
gungen. Arbeiten. Regierung. Gemeinden. 


18141824. Straße über den Suſtenberg, Amtsbezirks Oberhasle. 
1816-1817. „ zu Weißenbach, Amtsbezirks Ober-Simmenthal 
18171820. » zu Bözingen, Amtsbezirks Nidau 5 5 
1819—1821. „ vonder Garſtatt bis Zweiſimmen, A. B. Ob. Sim. 
1819-1822. „von Dachsfelden nach Seignelegier 8 9 
1820. Anlage von Stüzmauern zu Cornol, Amtsb. Pruntrut 
55 Straße von der Höhe ob Bözingen nach Sonceboz 
1820—1827. „ von Glovelier nach St. Brax 
1820—1821. „ von Renans auf die Cibourg, A. B. Courtelary 
18201827. „ durch Nieder⸗Simmenthal bis zur Bunſchenbrücke 
18211823. „ um den Strättlingen-Hügel 3 
18211822. „ von Delsberg auf Courtekelle 
1821—1823. „ In das Diemtigen-Thal, Amtsb. Nieder-Sim. 
1822-1823. „ von Bargen nach Siſelen . 5 . 8 
. „ am Schwarzwaffer, Amtsbezirks Schwarzenburg 
1823. „ bei Angenftein, Amtsbezirks Delsberg . » 
1823—1827. „ durch die unteren Felſen des Münſterthals 
1824—1827. „ nach Grindelwald und Lauterbrunnen 
1825—1826. „ von Groß⸗Höchſtetten bis in die Thunſtraße 
18251827. „ bei Grellingen, Amtsbezirks Delsberg . 
1826 „ zu Dozigen, Amtsbezirks Büren 
18261828. „ von Weißenburg nach Boltigen 


2, „ „ U zur Verbindung mit Oderwoall 
1827. „ Aber die Pontins, Amtsbezirks Courtelary 


22 „ von Büren nach Pieterlen 8 2 5 5 
18271828. „ zu Ruchmühle u. Lindenbach, A. B. Schwarzenb. 
18281829. „ zu Wietlisbach, Amtsbezirks Wangen 3 

22 55 „ von Zweiſimmen an die Lenke. 8 7 
18281831. „ von Unterſeen nach Habkern . 8 
18291830. „ von Ins nach Erlach 5 8 
über die Caguerelle, Amtsbezirks Delsberg 
durch das Dorf Frutigen 
Neat g enbuchſee und Oberönz in die Kaſten— 


ſtraße . 0 8 0 
18291831. „ Nin der Stadt Burgdorf 2 
1830. 5 in dem Dorfe Siſelen . 8 n 6 
1830—1831. „ von Enfers nach St. Urſitz und Goumois nad) 


” ” ” 
” >, ” 


5 5 ” 


24] 1293 313. 1606 = 


Vein: : 4873812 — 1000 1000 — 
1831. „ Mvon Schüpbach bis zur Ilfisbrücke, A. B. Signau 12300 | 18 10000 9000 10000 9000 
0 „ von Langenthal auf St. Urbans ©. 13705 | 221 1967 9533 6776 
| 736264 oder h 
| 90166 | 473954 | 353223 | 210897 [ 564120 


) Dieſe Fr. 313 find der Summe der Regierungsbeiträge, wie fie S. 449 
angegeben, beizufügen. 


Merſage PEN: 
Zu S. 461) 


Notien 
uͤber den Entwurf eines neuen Straßenzugs nach 
Murten und Neuenburg. 


Für die Vorarbeiten dieſes großen Unternehmens, die Auf- 
nahme und Ausfertigung der nöthigen Vermeſſungen, Pläne und 
Profile, und die Berechnung der Koſten für Landentſchädigungen, 
Ankauf von Griengruben und Kunſtarbeiten ſind von dem Kleinen 
Rathe unterm 20. Juni 1828 bereits Fr. 3000 ausgeſetzt worden, 
größtentheils aber noch zu verwenden. 


Die Unterhandlungen mit dem hohen Stande Freiburg, wel- 
chem ein Theil des daherigen Straßen⸗Baues obliegt, und mit 
deſſen Abgeordneten auf einer zu Kerzerz abgehaltenen Conferenz am 
14. Mai 1829 einige Grundlagen zu Bearbeitung eigentlicher Vor⸗ 
ſchläge verabredet wurden, verurſachten, daß die dringendſten Vor⸗ 
arbeiten bis ins verfloſſene Jahr 1830 verſchoben werden mußten, 
und die eingetretenen Ereigniſſe hinderten nun auch die Fortſetzung 
derſelben im laufenden Jahre, welche ſonſt, da dieſe Vorarbeiten 
unterm 2. Hornung 1830 auch die Bewilligung des Großen Na⸗ 
thes erhalten hatten, unausgeſetzt betrieben worden wären. 


Durch die Aufführung des projectirten Unternehmens würden 
eines Theils die dermal ſo ſteilen Straßenzüge nach Murten und 
Neuenburg beinahe in ebene, 5% nirgends überſteigende Straßen ver- 
wandelt, die Diſtanz nach Murten in nichts verlängert, diejenige 
auf Ins aber um 11%, Stunde verkürzt werden, anderen Theils 


denn könnten eine Menge arbeitsloſer Leute auf mehrere Jahre hin— 
längliche Beſchäftigung finden. 


Die beiden, nach dem Projekte nun in einen zu vereinigenden 
Straßenzüge auf Murten und Neuenburg, ſollen nach den einten 
Anſichten auf der jetzigen Murtenſtraße bei der Wegſcheide, welche 
nach Bümplitz führt, links ausbrechen, und von da über die Ebene 
des Brünnen⸗Guts, unter Bottigen und etwas ob Riedbach durch, 
woſelbſt der Gäbelbach überſchritten wird, dann ſanft ſteigend, durch 
die Spiel⸗Waldung, am ſogeheißenen Heggidorn, quer über die der— 
malige Murtenſtraße geführt werden; von hier dann in etwas den 
dermaligen Fahrweg nach Ey verfolgend, links ob dieſer Ortſchaft 
vorbei über Marfeldingen und Wyler-Oltigen, zwiſchen welchen 
Ortſchaften eine Brücke über die Saane erbaut werden müßte, auf 
Kerzerz ſich ausmünden. Von hier führt die dermalige von Solo— 
thurn über Büren und Aarberg kommende Heerſtraße auf Murten 
und kann, einzelne Neftififationen ausgenommen, auch für die vor- 
habenden neuen Projekte fortbeſtehen; für die Neuenburgſtraße ſoll | 
dann von Kerzerz aus eine neue Straße, welche 13,000 Fuß lang 
wird, über das große Moos gegen Müntſchemier dirigirt werden, 
ob welcher Dorfſchaft die dermalige Heerſtraße von Aarberg nach 
Neuenburg erreicht und beibehalten wird. 


Nach der andern Anſicht will man zu Erſparung bedeutender 
Summen ſowohl in Landes-Entſchädigungen, als aber in eigentli- 
chen Straßenbauten ſelbſt, auf der dermaligen Murtenſtraße, erſt 
am erſten Stundenſteine links ausbrechen, durch das Brünnen-Gut 
mit 5% Gefälle, einige Hundert Fuß ob der dermaligen Brücke, 
den Gäbel-Bach überſchreiten, und von da mit einem Anſteigen, 
welches 5 auf 100 nicht überſteigen dürfte, das Dorf Frauenkap— 
pelen erreichen, von wo dann die dermalige Straße, längs den 
Gütern über die Läng-Aegerten und der Spiel⸗-Waldung bis an den 
Heggidorn, bei einer Stunde Länge beibehalten werden könnte. 
Von dem Heggidorn hinweg würde, für die weitere Fortſetzung, die 
zweite Anſicht ſich mit der erſteren vereinigen. Nach beiden Anſichten 
würde die Breite der neuen Straße auf wenigſtens 24 Fuß zu beſtim⸗ 
men ſeyn. 


— 18 — 


Der vorzügliche Zuſtand der neuen Straße zwiſchen Bargen und 
Siſelen, quer über das große Moos „führte auch auf den Gedanken, 
die neue Straße von Kerzerz über das Moos etwas unter Münt- 
ſchemier, an dem Fuß des Hochgeſtades und von da längs demſelben, 
da es durchgehends ein Grienlager bildet, gegen den Hofmatten, 
herwärts Gampelen zu dirigiren; wodurch die ſämmtlichen fehler— 
haften Gefälle und Bogenlinien der dermaligen Neuenburgſtraße 
gänzlich abgeſchnitten würden, ohne die Koſten bedeutend zu ver- 
mehren, wenn einmal die nur kaum 16 bis 18 Fuß breite Straße 
auf 24 erweitert, und die vorhandenen Stütze rektiſtzirt werden ſoll⸗ 
ten. Freilich würde bei Realiſtrung der letzteren Anſicht die Dorf— 
ſchaft Ins abgefahren, und dieſe Rückſicht iſt es auch, welche ver- 
hindert, daß dieſelbe nicht ſogleich angerathen worden. 

Der in allen obigen Vorausſetzungen nothwendige Straßenzug von 
Kerzerz auf Müntſchemier muß zum Theil über Grund und Boden 
des Löbl. Standes Freiburg geführt werden, mit welchem über die 
Kantonsgrenzen eben auf dieſem Punkte ein ſchon ſeit Jahrhunder— 
ten waltender Marchſtreit beſteht. Abgeſehen von dieſer Schwierig— 
keit, iſt die Mitwirkung von Freiburgiſcher Seite bisher dahin bedingt 
worden, daß alsdann auch die unlängſt gebaute neue Straße von Mur⸗ 
ten zur Sügybrücke bis an den Fuß des Hochgeſtades, in der kürzeſt 
möglichen Linie, und von jenem entweder über Ins oder längſt dem 
Fuße des Abhangs gegen Gampelen auf Grund und Boden des hieſt— 
gen Kantons fortgeſetzt werden möchte. 

Syo wie nämlich eine neue Heerſtraße zwiſchen Kerzerz und Münt⸗ 
ſchemier für Freiburg nur ein untergeordnetes Intereſſe haben 
kann, hingegen die Linie von Ins über Sügy auf Murten die kür⸗ 
zeſte und bequemſte Verbindung zwiſchen Neuenburg und Freiburg 
bildet; ſo iſt umgekehrt für den Stand Bern von der Straße von 
Ins auf Murten wenig Vortheil vorauszuſehen, mit Ausnahme des 
Amtsbezirks Erlach, welcher die Märkte von Freiburg und 
Neuenburg mit Vortheil beſuchen könnte; deſto wichtiger hinge— 
gen würde, wie oben bemerkt worden, die Richtung über Kerzerz für 
das Intereſſe des hieſtigen Kantons ſeyn. 
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Beil age Nro. LV. 
Zu S. 474. 


Ueber die bisherigen Correktions-Arbeiten an der Aar. 
1824—1830, 


Schon am 6. Juli 1812 hatte die Regierung beſchloſſen, es Tolle 
auf die Senkung des Waſſerſpiegels des Thuner- und Brienzerſees 
und die Correction der Aar zu ihrer Schiffbarmachung vom letztge— 
nannten See hinweg, ein jährlicher Beiſchuß von Fr. 25000 aus 
der Staats⸗Caſſe bewilligt, und zu ſeiner Zeit durch das gewonnene 
Land und den Mehrwerth des Verbeſſerten gedeckt werden. Die 
bald darauf eingetretenen politiſchen Ereigniſſe erlaubten damals 
nicht, zu der Ausführung des großen Werks zu ſchreiten, doch 
wurde ein Pegelſyſtem eingerichtet und der Lauf der Aar, ſpäter 
auch derjenige der Zulg oder Suld, in Plan gelegt. 

Als im Jahre 1824 die mannigfachen Ausbrüche des Stroms 1824. 
den Beſchluß veranlaßten, die Arbeit wieder vor die Hand zu 
nehmen, konnte zwar, wegen der eingetretenen Veränderungen des 
Strombettes, der im Okt. 1811 entworfene Bauplan des Hrn. Oberſt 
Tulla nicht mehr genau befolgt werden; doch wurden die neuen 
Bauten nach dem von ihm empfohlenen Syſtem angelegt. Sie R. u. Nro. 12 
beſtanden, wie bereits im Texte gemeldet, in zwei ungewöhnlich 7 
ſtarken Fangſpornen zu Verlandung des Keſſels bei der Münſingen— 
tanne, und in einer eben fo ſtarken Streichwehr im Hunzigkenbogen, Ein Theil von 
queer durch das breite Bett des Durchbruchs, um den Strom links Nro. 28. R. u. 
in den projektirten Bogen zu treiben. 

Die augenſcheinliche Wirkung dieſer Bauten führte die Be⸗ 1825. 
ſchlüſſe der Oberſten Landesbehörde vom Jahre 1825 herbei, welche 
durch Anweiſung größerer Geldſummen und Beiziehung der ſchwel— 
lenpflichtigen oder ſonſt betheiligten Gemeinden und Privaten die 
Mittel zur Ausführung des Correctionsplans bedeutend vermehrten. 
Von den angewieſenen Fr. 28500 wurden Fr. 3000 für hydrogra— 
phiſche Vorarbeiten, beſonders die Errichtung eines vollſtändigern 

| 41" 


1) R. U. 8. 9. 10. 

43. 44: 46. 

a8, 49. 20. 22 
und 31. 

L. U. 12. 43. 45. 
20 b. 27. 
2) Bezeichnet 
mit Niro, 24. 

Nn 


1826. 


e 


Syſtems von 40 Pegeln und Skalen, vom Echibühl bis zu der 
Schwellematt, Vollendung der Aufnahme der Stromlinie, Verfer— 
tigung eines trigonometriſchen Nezes, Auftragung eines Längen⸗ 
Profils und 22 Queer⸗Profile und einigen Strommeſſungen beſtimmt, 
aber nicht ganz verwendet. Fr. 900 koſtete der Ankauf und Unter- 
halt der nöthigen Schiffe und Werkzeuge; Fr. 2570 die Aufſicht; 
Fr. 3500 erhielten die in Anſpruch genommenen Gemeinden vor— 
ſchußweiſe zur Erleichterung ihrer Laſt; der Reſt, beiläufig Fr. 17330 
wurde für die eigentlichen Arbeiten verbraucht. Dieſe beſtanden 
einestheils in der Ergänzung derjenigen Bauten, welche das Strom— 
bett von der Münſingentanne bis zum Hunzigken-Einbruch regulari— 
ſiren ſollten, anderntheils in der Herſtellung der geraden Strom— 
linie von dieſem Einbruche bis zum Letthubel und Vorbereitung 
der Fortſetzung der Linie bis zur Nabenfluh. Zu dieſem Ende 
wurden 18 neue Spornen !) und unter dem genannten Einbruche ein 
705 Fuß langes Stück Streichſchwelle 2) aufgeführt. Jene meſſen 
464,680, dieſe 555,720 Würfelſchuh und erforderten, nebſt einigen 
Landverbindungen und Schlikzäunen oder Grienſpornen, 258,413 
Faſchinen und an Pfählen, grobem Holz, Steck- und Aetterzeug 
nach Verhältniß. 63345 Faſchinen und 4406 Tagwerke, zuſammen 
für Fr. 18600 angeſchlagen, hatten die angränzenden Gemeinden 
geliefert. Ein ziemliches Qnantum von erſteren war durch Aus— 
lichtung der projektirten Correctionslinie von Thun bis zu der 
Uttigenfluh in einer Länge von 16000 / und Breite von 50 / erhalten 
worden. Alle dieſe Arbeiten waren, ohne einigen Unfall, mit dem 
31. Oktober 1825 vollendet, und hatten den beabſichtigten Zweck, 
Ausgleichung des Gefälls durch Verengerung des Strombettes auf 
die in dieſem Revier angenommenen Normalbreite von 160 Fuß 
und Verlandung der neuen Uferſtrecken, theils wirklich 9 
theils die Erreichung weſentlich vorbereitet. 

Für 1826 waren zwei Entwürfe bearbeitet. Nach dem einen 
ſollte das Werk in einer Campagne bis zur Rabenfluh fortgeſetzt, nach 
dem andern dieſes auf zwei Campagnen vertheilt werden; für jenen 
wurde ein obrigkeitlicher Beitrag von Fr. 50000, für dieſen von 
Fr. 30000 verlangt; der Große Rath gab mit überwiegender Stim— 
menmehrheit (21. Dez. 1825) erſterm den Vorzug. Die Aufgabe 
war nicht ohne Schwierigkeiten; der Strom bildete auf dieſer 
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Strecke mehrere Seitenarme, welche mit ihren falſchen Nichtun⸗ 
gen die Schiffahrt hinderten und die Ufer bedrohten. — Es wurde 


nun ein neuer Canal in gerader Linie von dem Bogen unterhalb 


Hunzigken bis zur Rabenfluh eröffnet, und der Strom am 25. Fe 
bruar 1826 in denſelben hinein gelaſſen, welcher ſich auch in kurzer 
Zeit ſein Bett auf die Normalbreite, ſtreckenweiſe auch auf die 
gewünſchte Tiefe eingrub. Die falſchen Krümmungen des alten 
Laufes wurden abgeſchwellt und geſchloſſen. Für die Uferbauten 
kam vorzüglich das Spornenſyſtem in Anwendung, weil es 

1) geringere Koſten erforderte, als der Bau parallel laufender 
Uferſchwellen oder Deckwerke; 

2) für die hier nothwendige Bildung neuer Ufer durch Feſthal— 
tung des Geſchiebes beſonders zweckmäßig war, welches Ge— 
ſchiebe ſich ſonſt in den feichten Stellen unterhalb vom Cor— 
rectionsgebiete in noch größern Maſſen abgelagert und Auf— 
ſtauungen bewirkt haben würde; 

3) nicht der Gefahr ausgeſetzt iſt, welche ſo leicht eintritt, wenn 
nur Streichbauten oder Uferdeckwerke angelegt werden; daß 
nämlich im Fall eines Einbruchs der Stromlauf ſich hinter 
dieſe wirft und das eigentliche Bett ganz verlegt. 

Auf dem rechten Ufer wurden 5 neue lange Fangſpornen gebaut, 
welche vom Hochgeſtade bis an das neue Normal-Ufer reichen; von 
den früher gebauten ward einer beträchtlich erhöht und verſtärkt. 
Eine vom Hochgeſtade zu weit entlegene Strecke Land erhielt 
Sicherung durch ein Stück tief verſenkter Streichwuhr mit rück— 
wärts gebogenen Flügeln. Das linke Ufer wurde durch die Köpfe 
von 13 neuen oder ſtark erhöhten Faſchinenſpornen und Schlick⸗ 
zäunen beſtimmt und begränzt, deren Wurzeln, wo fie nicht auf 
ältern Schwellen ruhten, gleich den rechtſeitigen Werken, mittelſt 
Erddämmen verbunden, übrigens dann viele ältere Bauten erhöht, 
verſtärkt und mit neuen Steinlagen verſehen wurden. 

Das Cubikmaß der in dieſem Jahre gebauten Werke betrug 

1) an Faſchinen bauten.. Klafter 5884. 194, 

Man Schlickzäunen nn 4 455.91. 

3) an Erddämmen e eee e 9 779. 144. 
Aus der Staats-Caſſe wurden 13482 Tagwerke bezahlt und 

164,281 Faſchinen nebſt verhältnißmäßiger Zahl von Nuthen, 


Von Nro. 24 bis 
30. R. U. 


R. u. 26. 27. 
28. 29. 30. 


R. U. Nro. 25. 


16. 17. 18. 19. 
21. 22. 23. 25. 
29. 30. 31 neu, 
wie k. und o. 
ſtark erhöht die 
Nro. 20 und b. 


Pfählen, Bindweiden und anderem Material angekauft. Die bei⸗ 
gezogenen Gemeinden lieferten 11600 Tagwerke, 79093 Faſchinen 
nebſt übrigem Schwellenzeug, zuſammen Fr. 8939 an Werth, 
woran fie aus der Staats⸗-Caſſe einen Vorſchuß von Fr. 4000 
erhielten, der auf ihre vorjährigen größern Leiſtungen berechnet war. 
1827. In den bisher berührten drei Arbeitsjahren 1824—26 waren die 
Bauten ſtromabwärts von der Münſingentanne fortgeſetzt worden. 
Die Aufgabe des Jahres 1827 war nun, die Correction von jenem 
Punkte, wo ſie wegen der dringenden Gefahr angehoben werden 
mußte, ſtromaufwärts bis zum Schützenfahr zu vollenden, wo der 
Fuß des Belpbergs unmittelbar das linke Ufer und zugleich die 
ſüdliche Grenze der vorgezeichneten Arbeitslinie bildet. Zu dieſem 
Behufe waren von dem Staate Fr. 50000 bewilligt und Fr. 15000 
in Leiſtungen auf die betheiligten Gemeinden gelegt worden. 
Die größten Schwierigkeiten verurſachte die Abgrabung des 
Von Nro. 2—9. Segments einer rechtſeitigen Uferſtrecke von 3732 Cubikklaftern, 
welche unmittelbar unter dem Schützenfahr ſich bis über die Mitte 
des neu projectirten Flußbettes ausdehnte. Längs dieſem Seg— 
mente ward in einer Länge von 2170 Fuß ein ſtarker Erddamm 
angelegt, der das Ufergelände vor Ueberſchwemmungen ſchützt und 
zugleich als Neckweg dient. — Gegenüber, auf dem linken Ufer, 
Litt. a. wurde gleichfalls ein Erddamm von 565 Fuß Länge und 310 Klafter 
enbifchen Inhalts queer landeinwärts bis an das Hochgeſtade des 
Belpbergs aufgeführt, um die uralten waſſerreichen Gießen, die 
in einem alten Aarbette hinter dem Fahrhubel durchſtrömten, und 
die Dorfſchaft Belp mit einem verheerenden Einbruch bedrohten, 
trocken zu legen und die Belpau vor dem Eintritte der früher faſt 
alljährlichen Ueberſchwemmungen zu ſichern. Nebſt dieſen Arbeiten 
d 2.3.4. wurden noch ſechs ſtarke Spornen D am rechten Ufer gebaut und im 
L. U. 1. 2. 3. J. einſpringenden Bogen der anſchließenden vorjährigen Arbeiten 
40. 1 izwiſchen zwei Spornwerke, zu derſelben Sicherung, Verbindungs—⸗ 
2) Nro. 41. L. u. ſchwellen?), gegenüber dann ein Flügelbau angelegt ). Bis an einige, 
hie erſt nach erreichten Normal-Profilen anzubringende Sicherungs— 
bauten waren alſo in dieſem obern Revier die Arbeiten zum vor— 
gezeichneten ſüdlichen Stützpunkte gelangt und ſoweit als vollendet 
anzuſehen. In dem nämlichen Jahre 1827 fand auch die Vervoll— 
ſtändigung der Werke an der untern, nördlichen Grenze des bis— 
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herigen Arbeitsreviers, gegenüber der Rabenfluh, mit Eifer und 
Erfolge ſtatt. Der Strom, welcher dort in einem 45007 breiten 
Bette wild ſchweifte, mußte in ſeiner angewieſenen Bahn bleiben, 
die in derſelben queer angehäuften Geſchiebmaſſen ſelbſt wegſchaffen 
und ſeine unregelmäßigen Seitenarme verlaſſen. Durch Aufſtauung 
des Ueberſchwemmungswaſſers, welches ein langer Erddamm auf 
dem linken Ufer von der Belpallment abhielt, wurde bereits eine Litt. e. 
beträchtliche Verlandung auf der verlaſſenen Strecke des Strom— 
bettes bewirkt. Ueberhaupt begannen die Folgen der ſeit drei 
Jahren planmäßig betriebenen Arbeiten, ſowohl in Trockenlegung 
der Ufer — welche zu Hunzigken und Belp in dieſem Jahr mit 
Sicherheit angebaut werden konnten — als in Erleichterung der 
Schiffahrt ſichtbar zu werden. 

Im Laufe des Jahres 1827 waren aus Auftrag der Regierung 
die Koſten der Fortſetzung der Correctionsarbeiten von der Naben— 
Hub bis zum Einfluß der Gürbe vorläufig berechnet und für 51 
Spornen, 25 Sicherheitsſchwellen und Zugemächer, 7 Streich— 
ſchwellen, 2 Dämme von zuſammen 304207 Länge, Landentſchä— 
digungen und Unterhalt der bisherigen Werke auf Fr. 282,238 
deviſirt worden, mit Ausſchluß der Aufſichtskoſten und derjenigen 
für techniſche Vorarbeiten. Von dieſen projectirten Werken ſollten 1828. 
im Jahre 1828 die des linken Ufers bis hinab zu den Schwellen ̃ 
bei Merchligen, auf dem rechten Ufer nur eine Streichſchwelle 
unmittelbar unter der Rabenfluh “) ausgeführt werden. Hierfür 
waren Fr. 32000 auf die Staats-Caſſe, Fr. 11500 auf die bethei⸗ 
ligten Gemeinden und Privaten angewieſen. 

Die gute Witterung und der niedrige Waſſerſtand des Win— 
ters von 1827 auf 1828 begünſtigten die Arbeiten dergeſtalt, daß 


„) Dieſer hervorſpringende Hügel wurde in einem frühern Berichte irrig als 
ein Stütz⸗ oder Anhaltpunkt für die Correctionsarbeit bezeichnet, wozu er 
ſich ſchon ſeiner natürlichen Beſchaffenheit nach, als bloße Ablagerung von 
gelbem Thon, vermifcht mit Sandadern und Kies, nicht eignen würde, da 
bei dem Auffrieren im Frühling, ſelbſt bei ſtarken Regengüſſen, große Stücke 
aufgelöst werden und hinunterſtürzeu; zudem liegt er in der Concave, dem 
Eingraben des Stroms blosgeſtellt, und dadurch nachtheilige Rikoſchettwir— 
kung auf die untere Correctionslinie veranlaßend. Hingegen wurde für die 
an ſeinem Fuß errichtete Streichſchwelle der nöthige Kies auf Ort und 
Stelle gefunden. 


9) Nro. 32: N. U. 
2) L. U. d. 34. 


4) Von Nro. 33 
bis 37. R. U. 
5) I. m. u. Schlik⸗ 
zäune von 
Nro. 33 u. 36. 


1829. 


u. = 


der Große Rath am 7. März 1828 ſich bewogen fand, einen aufer- 
ordentlichen Credit von Fr. 10000 zu bewilligen, um noch in 
dieſem Jahre einen großen Theil der auf das künftige verſparten 
Werke des rechten Ufers ausführen zu können. Da nun in der 
günſtigſten Jahrszeit mit verdoppelten Kräften ans Werk gegan— 
gen wurde, ſo war die Erſparniß bedeutend, wie nachſtehende 
Vergleichung zeigt: die auf 1829 verſparten nothwendigen Bauten 
des rechten Ufers zwiſchen der Nabenfluh und den obrigkeitlichen 
Schwellen bei Merchligen waren berechnet auf beiläufig Fr. 33000 
hierzu die allgemeinen Koſten eines Arbeitsjahrs Ne 243000 


Vorgeſehener Koſtensbetrag für 189. . Fr. 45000 
Statt deſſelben ward 1828 mehr angewieſen „ 10000 


Unterſchied Fr. 35000 
welcher größtentheils als Erſparniß gelten kann. Die hauptſäch— 
lichſten in dieſem Jahr ausgeführten Werke find: eine Uferwehre !) 
von 920 / Länge und 1170 eubifche Klafter haltend, 14 Spornen 2), 


11 Sicherheitsſchwellen und Zugemächer ), zuſammen auf 5121 Cubik⸗ 
klafter berechnet, woran etwa 800 Cubikklafter durch Schlikzäune 
e erſetzt werden konnten; die Ausgrabung eines neuen Kanals“) und 
u. die Abſchließung des früher an dem rechten Ufer ſtreichenden 


Laufes); letztere konnten erſt im folgenden Jahre vollendet werden. 
Der Faſchinenverbrauch war auf 142,000 Stück angeſtiegen. 
Noch wurde am 29. Februar 1828 eine in der Gemeinde Belp 
ſeit Jahren gewaltete Streitigkeit über Eintheilung der zu leiſten⸗ 
den Beiträge, durch Entſcheid des Kleinen Raths dahin beſeitigt, 
daß 7g von den Beſttzern der eigentlich pflichtigen 116 Allment- 
looſe, 35 von den übrigen Intereſſenten und % von der gefamm- 
ten Gemeinde geleiſtet werden Le „ohne Conſequenz für die 
Unterhaltungspflicht. 

Im Jahre 1829 war einerſeits die Unterhaltung und Vervoll⸗ 
ſtändigung der vorjährigen Arbeiten zu bewerkſtelligen, anderſeits 
die Fortſetzung derſelben längs den obrigkeitlichen und anderen 
Schwellen bei Merchligen. Von der Nabenfluh an nimmt das 
Gefäll des Stroms in einem ſolchen Verhältniß ab, daß das ober— 
halb als normal angenommenen Profil von 160 Fuß nach und 
nach ſich auf 130 Fuß verſchmälern kann und ſoll, um das Geröll 
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wegzuſchaffen. Aus dieſem Grunde mußte auch in dem Revier, 
welches 1810 durch koſtbare Bauten auf dem linken Ufer war ver— 
ſichert worden, mit dem Spornenſyſtem zur Verengerung des 
Strombettes fortgefahren werden. Auch dießmal gab die Regie— 
rung von zwei ihr vorgelegten Arbeitsplänen dem größern den 
Vorzug, der auf Fr. 39000 berechnet, die Correctionslinie auf 
dem rechten Ufer, als der Concave bis zur Hahlen fortſetzen, auf 
dieſer Seite J), nebſt einer koſtbaren Streichſchwelle und zwei Schlik— 
zäunen, ſechs, auf der linken fünf 2) neue Spornen und einen als 
Reckweg zu benutzenden Damm von 3000 / Länge aufführen wollte. 
Für die Verficherung der ältern Bauten im obern Revier, welche 
dem Anprall am meiſten ausgeſetzt waren, wurde es nöthig, durch 
Steinwuhren zu ſorgen. Zwei alte, fehlerhaft angelegte, Streich— 
ſchwellen ) mußten mit vieler Unmuß und ziemlichen Koſten ausge⸗ 
riſſen werden. — Die Beiträge der Gemeinden beliefen ſich für 
dieſes Jahr nur auf Fr. 3400, da das Arbeitsrevier ſo beſchaffen 
war, daß die Arbeiten nicht alle einen unmittelbaren Nutzen für 
fie ſichtlich machten. Die projectirten Werke wurden ohne Unfall 
beendigt und ſomit war ein neuer, beiläufig 8000 / langer Theil 
der großen Correctionslinie zu Stande gekommen. 

Der Entwurf für die im Jahre 1830 auszuführenden Arbeiten 
gieng von dem hydrotechniſch bewährten Satz aus, daß ſtromauf— 
wärts eben fo gut und beſſer gebaut werden könne, als ſtromabwärts. 
Man beſchloß daher, jetzt bei der Einmündung der Gürbe “), als 
dem unterſten Punkte des zu corrigirenden Reviers, anzufangen. 
Daſelbſt aber erforderte die Lokalität ſtärkere, daher auch koſtſpie— 
ligere Werke, als es auf den erſten Blick ſcheinen möchte, weil 
der Bau durch eine ziemliche Tiefe getrieben und in feinen Dimen⸗ 
ſionen auf künftige Senkung durch Untergrabung des Stromes 
Nückſicht genommen werden mußte. Die in dieſer Gegend auf 
beiden Seiten der Aar, beſonders aber links aufzuführenden neun 
neuen Faſchinenbauten waren zu 3947 Cubikklaftern oder zu Fr. 39437 
berechnet. Einige Steinbekleidungen und andere Vervollſtändigun⸗ 
gen für ältere Werke, und die Anlage von vier Reckwegen und 
Leimpfaden, wovon derjenige (linkſeitige) von der Rabenfluh bis 
Merchligen 2791 lang auf Fr. 8940 deviſirt war, erhoben die für 
das Jahre 1830 nothwendige Summe auf beinahe Fr. 72000. An 
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1) Litt. p. No. 40. 
41. 42. 43. 44. 


2) 40. 41. 42. 
43. 44. 


3) Ob Nro. 1. 
R. U. 
Zwiſchen No. 16 
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1830. 


4) Die Nro. 59. 
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L. U. 
Nro. 56. 57. 58 
und 59. R. U. 


1831, 


A 


dieſelbe bewilligte der Staat Fr. 55000; Fr. 8000 wurden auf die 
beigezogenen Gemeinden und Intereſſenten vertheilt, und da die 
Schiffahrt bei Errichtung jener Neckwege faſt ausſchließlich bethei— 
ligt war, ſo wurde nun zum erſtenmal durch einen Beſchluß des 
Großen Rathes die Stadt Bern für eine Summe von Fr. 9000 in 
Anſpruch genommen. | ? 

So günstig bisher die äußern Umſtände geweſen waren, ſo 
ungünſtig wurden ſie in dieſem letzten Jahre. Der kalte Winter 
von 1830 war für die nicht ganz vollendeten Werke ſehr ſchädlich, 
überhaupt den Fortſchritten der Correctionsarbeit in hohem Grade 
hinderlich und die Verhältniſſe mit den Uferbeſitzern, beſonders 
zwiſchen Belp und Selhofen, und der ſogenannten Moosgemeinde, 
oder einem Verein von Gutsbeſttzern, welcher ſchon 1808-10 zu 
dem damaligen Schwellenbau gegenüber von Merchligen einen 
Geldbeitrag von Fr. 6000 hatte leiſten müſſen, und nun wieder 
in ſeiner Eigenſchaft als Corporation, ſo wie auch in der Perſön— 
lichkeit ſeiner Mitglieder angeſprochen wurde, ſchienen ſchwieriger 


zu werden. — Die Leiſtungen erfolgten langſamer und nicht voll— 


ſtändig, und ſowohl aus dieſem Grunde als wegen des ungünſtigen 
Winters konnten in dem abgewichenen Jahre nicht alle deviſirten 
Bauten vollendet, ſondern es mußten einige auf das laufende Jahr 


verſchoben, bei andern, namentlich bei den Unterhaltungsbauten, 


die vorläufigen Koſtensanſchläge um Fr. 2700 überſchritten werden. 

Für dieſes laufende Jahr, 1831 hatte, in Berückſichtigung 
der Umſtände, der Große Rath den obrigkeitlichen Credit auf 
Fr. 3100 und den Beitrag der Pflichtigen und der ſonſt Betheilig— 
ten auf Fr. 6000 geſetzt; für letztern Betrag wurden 52000 Fa- 
ſchinen nnd 5727 Tagwerke eingefordert. Die Aufgabe war gröſten— 
theils die Vollendung der Werke an der Gürbe, wo möglich, mit 
dem Reſt des letztjährigen Credits, dann ein zu Fr. 12346 berech- 
neter, 1020 / langer Uferbau vor dem Mettlengute, zwei Spornen 
am linken Ufer, Fortſetzung der Neckwege u. ſ. f., und da dieſe 
erſt ſpäterhin in ihrem Zuſammenhange werden gewürdigt werden 
können, ſo gehört ihre Beſchreibung nicht in den gegenwärtigen 
Bericht. Nur zwei allgemeinere Wente mögen hier noch 
eine Stelle finden. 
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Schon in dem letztabgewichenen, beſonders aber in dem gegen⸗ 
wärtigen Jahre beklagten ſich die Uferbeſitzer, beſonders in der 
Gegend von Belp und Selhofen über Einbrüche und Ueberſchwem— 
mungen, vor denen, nach ihrer Meinung, die Correctionsarbeiten 
ſte hätten ſicher ſtellen ſollen. Es iſt aber nicht außer Acht zu 
laſſen, daß die nächſte und wichtigſte Aufgabe der Correction — 
Anweiſung eines fichern Strombettes mit regelmäßigem Gefäll — 
zwar die Möglichkeit und ſelbſt die Gewährleiſtung einer künftigen 
Verhütung von Ausbrüchen und Ueberſchwemmungen verſchaffen 
ſoll, jedoch erſt wenn die dazu erforderlichen und durch die Corree— 
tion bedingten Arbeiten, nämlich die in einiger Entfernung von 
den neuen Ufern aufzuführenden Dämme, welche der Schiffahrt 
zugleich als Reckwege dienen, vollendet ſeyn werden. Dieſe Dämme, 
in dem Devis von 1827, wie oben gemeldet, auch eine Länge von 
mehr als 30000 / berechnet, find nur erſt theilweiſe gebaut und 
können in einer kürzern oder längern Zeit, je nach den künftig 
anzuweiſenden Mitteln, auf der ganzen Linie von Oberagar bis an 
die Gürbe zuſammengefügt werden. Diejenigen Dämme, welche 
in den jährlichen Arbeitsplänen vorgeſchlagen und devifirt waren, 
und worunter der im vorigen Jahr aus dem Beitrage der Stadt 
Bern ausgeführte, der bedeutendſte iſt, haben überall dem Waſſer 
widerſtanden; keiner iſt zerſtoßen worden; auch ſind ſte ziemlich 
alle auf den höchſten Waſſerſtand berechnet und der unausweich— 
lichen Senkung in den erſten Jahren wird durch thätige Aufficht 
nachgeholfen; aber andere Stücke von Erddämmen, die nicht in 
dieſe Klaſſe gehören, ſondern zur Bequemlichkeit der Schiffahrt, 
oder auch zum Schutze gegen Ueberſchwemmungen, zwiſchen den 
eigentlichen Arbeiten und nicht mit der gehörigen Sorgfalt ange— 
legt worden, haben wirklich gelitten. Dieſes iſt beſonders der 
Fall mit einem ſolchen Werk unten an der neuen Belpſchwelle, 
welches durch das dießjährige Hochwaſſer überſtiegen und zerſtoßen 
wurde; weiter unten, namentlich in der Gegend der Hahlen, wo 
noch keine Dämme angebracht waren, fanden ebenfalls Ueber— 
ſchwemmungen ſtatt, die für den Eigenthümer allerdings nach— 
theilig, indeß nicht der Correction zur Laſt zu ſchreiben ſind. 

Es wurden auch nicht ſelten Zweifel gegen die Haltbarkeit der 
Faſchinenbauten erhoben. In den erſten Jahren erfordern fie aller— 
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dings unausgeſetzte Aufſicht und Nachhülfe, da ihre bezweckte Wir— 
kung — Tieferlegung des Stroms — fie dem Untergraben und 
ſomit der Senkung nothwendig ausſetzt. Auch müſſen die Faſchi— 
nenwerke, zumal in den Krümmungen der Stromlinie, auf die 
Dauer durch Steinwuhren verfichert werden. Gleichwohl hat dieſe 
Bauart den unwiderſprechlichen Vorzug, daß ſie eben durch die 
Wirkung des Untergrabens nicht wie die bisherigen Schwellen ganz 
zerſtört, ſondern nur tiefer geſenkt wird; und daß fie dem Andrang 
des Waſſers am beſten widerſteht, hat wohl die Erfahrung ſeit 
6 Jahren, beſonders aber in den außerordentlichen Waſſergrößen 
des gegenwärtigen Jahres, augenſcheinlich bewieſen. Durch das 
Ausſchlagen des Materials im Strombette ſelbſt und durch Be— 
pflanzung der Oberfläche mit weißen Holzarten, kann auch Vieles 
zur Dauerhaftigkeit beigetragen werden. 

Die beigefügten Grundriſſe gewähren eine genaue Weberficht 
des Corrections-Reviers zwiſchen dem Schützenfahr und der Gürbe 
in ſeinem vormaligen und jetzigen Zuſtande, mit ſämmtlichen 
wirklich ausgeführten und noch projectirten Bauten; letztere find 
durch die Zeichnung auf erſten Blick zu erkennen. 
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Beilage 


Zunahme 2. Bevölkerung i in den Jahren 1818 bis 5 mit 2 


Ban E 

Geborne geſtorbeneſ & | = 

2 + . = — 
Oberaͤmter. 8 S 8 S = = 
2 2 8 8 S 

3 2 2 m = o 

— zZ 3 S = Oo) 


Aarwangen 3200 


Thun . 1 
4 Trachſelwald . 3374 
Wangen 2543 


Summe der Zunahme 57613 | 54794 | 4783 | 3477 120667 


Summe der Abnahme | 77618 


ee 1863 1752 | 207 | 144 2966 594 
C 5564 5408 | 658 | 498 J 12128 4061 
FC 1045 983 92 53 2478 425 
Burgdorf 2770 2718 | .300 | 208 5996 1484 
rtr 1616 1635 66 43 3360 857 
1 Desbars a, 2130 1980 37 28 4175 757 
; Erlach . 1394 1366 79 57 2896 671 
Fraubrunnen 1516 3. 
Freibergen 1067 989 9 5 2070 332 
Raten 1478 1364 99 85 3026 636 
Antritt. re 2644 2451] 148 106 5349 1188 
Konolfingen 3461 32511 384 299 7395 1676 
we si. ; 1216 4164 1 129 88 2597 363 
rr... 1087 1009 43 38 2177 557 
„ 1672 1559 102 71 3404 805 
Oberhas le 932 895 50 42 1919 423 
i Prunt tut 2558 243 ur 48 5098 984 
Saanen „ 627 646 60 32 1365 304 
h Schwarzenburg . 1776 1586 | 164 | 123 3649 760 
TC 2627 2553 | 232 | 165 5577 765 
Signau . ) 3308 3227 319 228 7082 1471 
Sber⸗ Simmenthal . . 1131 1085 80 61 2357 492 
Nieder- Simmenthal f 1470 | 1295 | 121 104] 29905060 
i 3544 3303 | 305 254 7406 1487 


Es erzeigt ſich alfo in bemeldten zehn Müten 10 Zunahme 
der Bevölkerung von — ; | .] 43049 Seelen. 
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Nro. LVII. (Zu S. 300.) 


Abnahme der Bevoͤlkerung in den Jahren 1818 bis und mit 1827. 


Ungetauft 

. Geſtorbene 5 

We 2 

f 8 Männer. Weiber. = 

Oberaͤmter. e e 

2 aS * 2 = 

he 2 D S D = 

= zZ 8 2 = 8 2 = — 

E A|”: Ssje2|8J22|21& 

= = = fern 

Aarberg. 207 144] 565 463] 481 149] 549 27240 
Aarwangen 328 215] 903 7280 772 1871 887 4224 
[Bern 658 498] 1591 1513| 1740 835] 2019 9660. 
iin 9 , 72751 230 23% 120. 279 1415 
[Burgdorf 300 208] 735 634] 619 255 688 3652 
Courtlary . „ „66 4 421 363 420 153] 497 21070 
Dels berg 37 288 615 498] 522 242] 609 2740 
ah. 79 , 2328 33/132 342 1751 
[Fraubrunnen . . 190 125] 369 337 334 1300 327 195805 
Freibergen 9 3 274 209) 304 145] 349 14290 
Frutigen 99 851 445 403] 389 113] 442 20980 
Interlacken . 148 106] 721 (636 523 25% 601 32946 
Konolfingen. . 384 299] 922 823] 861/355 1030 504318 
Laupen 129 88 364 326 293 81 303 16580 
Münter 43 38 229 193 322 122 367 1439 
NMidaxg 102 7 407 375 38 138] 449 20380 
[Oberhasle .. 3e e 6 166] 251 76 239 10850 
Pruntrut „ „37 488 769 389] 6250 219) 730 33098 
Sa. % e 70]. 245 1100 4 
Schwarzenburg .. 164 123] 519 426) 298| 2000 314 23400 
Seftigen. . 232 16 668 Gr) 49 2170 624 525% 
Signauu 2. 319 2288 737 663 617 355] 662 40200 
Ober⸗Simmenthal . 80 61] 263 232] 374, 100 395 1586 
Nieder⸗Simmenthal | 121] 1044 351) 297] 353 140 364 1903 
hn 305] 2544 873 856] 787 307| 929 46710 
Trachſelwald 297 204] 711] 635] 763 256] 951 40850 
Wangen 227 153] 615] 324] 5580 1244 722 3029 3 
Summe der Abnahme ; 3477 15038] 13230] 13880 a 15913 7 77618 


"a 


Beilage Nro. LVIII. 
Zu S. 506. 


Etat 
der aus der Staats-Caſſe dem Inſel-Spital, dem 
Außern Krankenhaus und dem Spital zu Pruntrut ſeit 
dem Jahr 1814 bezahlten Beiträge. | 


Dem Außern. 
Krankenhaus. 


Dem Spital 
zu Pruntrut. 


| Der Inſel. 


Summa Fr. 499636 84½% 172690 | — ] 35382 | 17 


Hierzu kommen noch die von ver⸗ 
ſchiedenen Gerichtsſtellen in den 
Jahren 1822, 1825 und 1826 dif- 
tirten, und von MnönHrn. dem 
Außern Krankenhaus als Geſchenk 
überlaſſenen Bußen von . 128400 — 


Nämlich: 1822. Fr. 1600 | 201090 | — 
1825 


Fr. rp Sr, rp. 
1814 22293 — 777 
. 18008 — — 
1816, 19605 — * 
1817. 33306 1 — 
18 18. 29292 — 2556 67 
1819, 28562 2 2448 50 
1820 29105 — 2597 50 
18 21. 32278 58 11000 — 2775 | 50 
183 29185 55 10000 | — 2885 | 50 
158.2 8. 32023 30 10000 — 2748 50 
1.3.2.8, 29753 25 10750 | — 2301 | 50 
4 81215, 31701 |80 10000 | — 2140 | — 
1.82 6. 30951 4 10000 | — 2749 50 
1827, 33045 80 10000 | — 2912 | — 
1822, 30676 08 10000 | — 2636 — 
18 2 9. 33207 75 [ 10240 — ] 3252 | — 
1830, 10600 | — 3379 | — 


„ 25200 
1825 „ 4600 


Fr. 28400 


nayraBagug uogzuvaß Ua4Bal190 envguszuvaß gaegn gvo uf gun uss asap uf 310 (pi gu) zzaauze aasee US Car 
J elaga gnvguaguvagg daagnz gvg ui uozuvazauiach AA usganat uv 2881 uo ( 
-uodıadagus piu jc vg a u aun gausz ugusaoqad jazus a 11 18 (x 


18 0L 8 961 li ire 96 18 | z0or | 293 or 18 015 | 06€ 0987 
107 19 U 808 | 19€ est 26 88 | 917 17 Iso SL 59 | 36€ 65817 
08 89 = 897 987 Orr 98 98 17 898 1 7907 cs 689 968 8.8 8 
13 08 u 118 1 0/8 881 98 el 99 08 866 19 989 178 8 8.5 
87 18 7 OS | 007 85 88 el 67 y | 156 19 | 835 | 298 93817 
13 62 L sst 598 est | 06 19 | EL 169 1 576 29 oss 88e 9887 
sr 98 8 891 988 SIT 26 79 87 SyL 1556 99 879 g 7381 
89 28 U 108 681 106 9 719 | 78 SE s Eh; 
62 29 8 Vs 89 | 69 179 | 898 | (ax 99 SO | 163 8885 
TE 99 07 988 | 08 007 28 89 | 201 119 1 E26 88 67 /s 008 4887 
83 en 28) | 297 oe | sır I 107 89 | 28 989 | 256 89 99 1535 d 0387 
ge 6 7 9 III I Sol 95 107 702 1316 78 78 65 S0 6187 
eh 9 eeT | 985 8217 1 56 69 887 569 986 19 sn des 98 8 18 5 
097 L 027 | 053 187 26 09 74 519 | 106 98 59 is | 063 2787 
6 7 607 988 027 1 56 es 56 969 488 988 1, | sin | 553 9 
est 17 78 188 57556 59 89 999 1 62, 98 9, | 007 | 893 9781 
5 8 84 133 OT I 76 29 | 95T | Ss9 1 198 68 vs |echr | 17€ 5 18 7 
2 5 = 5 = 8 m > = * 22 2: ri: I = 2 S Bis 5.3 
N 5 > | 5 S S S De = S. #2 

= ® 8 2 8 * a a ® 5 ee: 

12239 27104249 Hbapdusyuvass 20% 34v41nJ24G uva 20 dae 


i -en 9% ussun eg "v 
088 -s MAIS ue u eee wee en enen ee Iplaagart 
(of 'S nc) XII oa 3501198 


u ra 
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B. Leiſtungen des Außern Krankenhauſes. 


Irrenhaus. Pfründerhaus. 

R * 5 u “ 2 = u | x 8 = 

S . = > 2 S so u o > = 2 = Rn = 

S. — Deren) = * —5 = = = 8 = 5 = = 

& 8 | 3 8 [8 VVV | S3 8 [8 

— . —— — —— . —— — — —————————— — ͥ — 
= 

1814. 44 4 4 5 31 25 3 — 8 14 350 | 291 6 6 47 
1815. 40 3 5 1 31 23 1 2 2 18 345 | 286 6 5 48 
18 16. 44 . 3 ＋4 34 25 x 1 5 19 364 | 293 9 4 58 
1817. 41 2 5 3 31 25 = 1 6 18 561 467 13 11 70 
1818. 40 3 2 3 32 26 1 . 5 20 592 498 8 13 3 
1819. 42 1 5 3 33 25 2 3 2 18 482 412 11 2 57 
1820. 43 2 2 6 33 27 1 4 3 19 429 361 6 5 57 
1821. 49 4 5 6 34 3 4 3 17. 431 344 21 6 60 
1822, 51 6 7 4 34 29 — 4 11 14 404333 9 3 59 
1823. 44 2 8 5 29 24 en 2 4 18 362303 8 1 30 
1824. 51 4 5 9 33 26 1 1 11 13 389 315 11 3 60 
1825, 47 2 5 6 34 23 —. 2 5 16 390 | 318 11 2 59 
1826, 47 2 8 55 30 25 Res 1 7 17 459 38012 5 62 
1827. 48 7 2 5 34 22 In — 2 20 495 | 430 8 3 54 
1828, 46 4 —— 5 37 22 1 — 3 18 515 442 16 1 56 
1829. 48 6 3 4 35 25 = As: 6 19 550 45 17 1 57 
1830, 50 4 7 6 33 24 — 2 4 18 531 466 3 3 59 


ae n g e Nro. LX. 
Zu S. 518. 


Ueberſicht 
der von dem Commerzien-Rathe ertheilten Flachs⸗ 
und Hanf⸗Praͤmien. 1822 bis 1830. 


Experten⸗ 
0 & 
Jahr. Flachs. Hanf Flachs. Hanf. Gelder. Summa 


Pfund. —— Fr. Ik Fr. we] Se. Fr. | w. Fr. rv. 


1822, nicht acc 212 301 30 * 29 — I 271150 


18:23, nicht en 285 —1 135 3750 J 4570 


18 24. 3613] 430 272)—| 60— 21) — 3530 — 
18 2 5. 3125] 211] 224—1 30— 3280 28680 
18 3747| 13001 399 - 20450 62030 J 665180 
18 2 . 13064] 4856| 865 — 305I—1 189130 1359030 


NB. Als Grundlage obiger Prämienvertheilung wurde infolge Bekanntmachung 
des Commerzien-Raths vom 11. März 1822 jedem Pflanzer, der auf einem 
Stück Land 100 Pfund Flachs oder 200 Pfund Hanf erhalten, die Quanti⸗ 
tätsprämie, und demjenigen in jedem Amtsbezirke, welcher den ſchönſten 
Flachs oder Hanf in obiger Quantität erhielt, die Qualitätsprämie mit Fr. 25 
ertheilt; für je 20 Pfund Flachs oder 40 Pfund Hanf mehr, wurde Fr. 1 
ausgerichtet. Durch Bekanntmachungen von den Jahren 1825 und 1827 
wurden für die drei ſchönſten Qualitäten ſämmtlicher zur Conkurrenz einge— 
langter Muſter, ſowohl in Flachs als in Hanf, Prämien von Fr. 100, Fr. 50 
und Fr. 25 beſtimmt; überdieß echielten beſonders ſchöne Qualitäten oder 
Verſuche von Waſſerröſten Extra-Prämien von Fr. 16 à Fr. 20. 


1828. 20132 284001256 2414 20567 17027 2 


18 2 9. 13646] 1100| 912— 214— 22050 1343/0 
1830, 14389] 1159| 897 —J 202— 250 — 1349 — 
1 2 eee 5011047 pere 977 
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Beilage Nro. LXI. 


A. Ueberſicht des geſammten Viehbeſtandes 


.. engen ne ren era um 

5 8 8 o > 

2 | 88 m = 

Amtsbezirke. e 
S2 SE = 

S S282 & 

2 & 2 3 = 

3 3 

lc Me a 316 34] 2180| 628 372 
Aarwangen 444 33] 3562 853 773 
ee ee 570 83 5065 1009 744 
eee 7000. 286 35 1409 477 400 
orf 515 105| 4156|) 1173 702 
Sin, 205 809 61! 2641] 1274 661 
Deisbeig 2 105] 3189| 2027| 1430 
Erlach e e 919 36] 1521 548 491 
Fraubrunnen e 336 45 2461 702 547 
Freiberg n 8 642 35 2621| 1253| 743 
Frutigen 811 3290] 2162| 1360 
0 e 283] 6488] 2316| 1715 
Konolfingen TR 102 150 6383| 1573| 1189 
Sanden 313 13] 1338 237 
Münſſfer 108 8110 23421 1457 956 
WW 165 411 1599 461 286 
Oberhas le — 128 2562 985 868 
int.) 1 60| 2535| 1503 776 
Saanen. 9 23 90 2404| 1087 955 
Schwarzenburg „ 13 67 2245 972 618 
C 536 721 3808| 1746] 1452 
Signau » \ 9 107 4433] 1190 881 
Sber⸗ Simmenthal . n 185 3380| 2101| 1406 
Nieder- Simmenthal g 21 155 3591! 1832| 1211 
Thun 3 5 14 1144 5080| 1640 1056 
Trachſelwald Ar 116 97 4114] 1179 819 
FF 383 38 2891] 916 853 


Gefammt-Betrag 11774] 2354| 87288 33470 23501 
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(Zu S. 838.) 


nach der Viehzaͤhlung vom Maͤrz 1819. 


Pferde. 


a G / i 
2 or 
= : 
or E 
2 
+ - 
Sara SETTIIETNTIITT TED 


Füllen 
unter 2 Sahren 


Jahren. 


Hengſte 
von 2 und mehr 
Jahren. 
Münche 
von 2 und mehr 

nicht tragende 


Jahren 
Eſel und Eſelinnen. 


Schafe jeder Art. 
Ziegen und Böcke. 
Schweine u. Ferkel. 


von 2 u. mehr 
tragende und 
ſäugende 


587 905 183. 54 124 3317 946 2 4149 
188 302 403 95 111 2660 832 6 2007 
42 879 322 80 1181 5785| 1181 6| 4333 
36 264] 234 122 1221 1765| 634. — 2279 
57 663 340 162| 152 1 4946| 993 110 3555 
10 206| 367 125] 951 2300| 1149 2l 578 
18 224] 682 301] 2121 3605) 1997 13| 2144 
6| 259 407 113] 1041 3030 846 1 947 
42| 500 331 98 127 2865 701 14 2864 
288 101 683 622 2951350 3092 12 1731 
— 13 29 14 81 5523| 423844 — 1449 
5 17 83 844 49 7011 9492 2l 2478 
46 459 376 343 291 6765] 1295 2 3562 
9| 225 193 30 631 2984| 636 3 1932 
19 192 835 343] 214] 27431 1199 11 848 
60| 463 389 120 1381 2538 979 — 1661 
4 14 79 A6IE 23 5587 — 2131 
1288 376] 1433 634] 565 3775 2183 7 2770 
= 33 43 28| 23 | 2495| 1865 — 370 
8 104 346 62 4135 [ 1911) 1302 390 878 
12 217 561 200 209 1 6422 1961 110 2652 
36 224] 286 2144 181 | 4842 1803 44 1852 
1 33 85 19 33 4331 40 — 1083 

1 37 79 51 50 3324 4171 — 1567 

8 98 261 109 80 4276 3183 116 2399 
45 449 454 249 238 [ 4928) 1147 7 1931 
33 380 438 175 172 3175| 1120 21 2365 


729 7837| 10562] 4493| 3952 107385 55873] 146 77 


Beilage Nro. LXI. 


B. Ueberſicht des geſammten Viehbeſtandes 


3 = 
2 238 8 
=. (ne | 
f S S D S 
Amtsbezirke. 5 S 228 =E 
S | Mesa 
a S5 2 
* = 3 

5 3 
Aarberg. ie 323 56 2618 815 402 
Aarwangen 432 371 3772 761 763 
re LER, ee 562 1051 6079| 1158 835 
„ 268 29 1658 630 382 
Af, Aueh, 472 102 4576| 1192 740 
Courtlary . OR 877 80] 2715] 1949 646 
Delsberg er., F 944 3339] 2060] 1181 
Srlach , en, ann 35 1699| 1011 451 
UAHDERIINEN UN „120% 369 51| 2778 879 632 
reibergen:. 4. RER 639 52| 2806| 1148 693 
FrutigRnrnn 4 — 916 3016] 2562| 1219 
Interlacken 2 1 — 206] 6459 2997 1526 
Konolfingen 69 187 7128] 2037| 11355 
Saupen '. take „Um! 313 24] 1435 503 322 
Münfter . e 905 76 24741 1731 901 
Won r e. 187 48 1828 526 353 
Oberhasle 4 — 93 2383| 1079 668 
Breuntrut -%, 120 711 2895| 1603 866 
Saanen 45 63 2025| 1234 637 
Schwarzenburg. . 16 55| 2390| 1174 847 
Seſtiſenn A 538 816 4182] 2174| 1417 
Sinan 4 821 4495) 1508 634 
Dber-Simmenthal . . — 132| 3251 2254| 1180 
Hieder- Simmenthal . 2| 113] 3101| 1892 1061 
, OR, 19 107 5240| 2095| 1060 
Trachſelwald . 8 96 4153| 1330 572 
Wangen 332 50 3381| 1062| 739 


Geſammt-⸗Betrag 11121] 2216| 918760 39364 21862 
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Fortſetzung. 


nach der letzten Viehzaͤhlung vom Maͤrz 1830. 


2 2 Stuten 8282 | 5 
= = 2 > > + 
„ = a 2 5 s 
2 2 2 on > = 
a 3 D 2 = 2 2 
m... See Pte Se = 2 = 
S 2 S 2 SEE TS} |j a2] » 22 = > 
V ve = 553 m = 2 
2277 a a 
— — e = = — — 
8 s 8 8 8 * 3 00 D 9) 
* 2 * 


53 1085| 193 75 188 4923| 1167 3 5047 
17 409| 4359 100 117 1 3228| 1133 5 1847 
37| 1238| 579 120 126 6845 162 8| 5083 
50| 334| 333 119 179 2555 566 11 2923 
344 8700 334 216 2541 5545 1400 11 3807 
10 259 462 2271 149 J 2365| 696 — 635 
27 301| 924 529 445] 5048| 1291 6 2499 
144 240 495 161] 131] 4566| 671 — 989 
344 683] 340 800 162 | 3599| 833 20| 3209 
42| 115 910 722 5601 1150| 178 18% 74 
— 57 46 111 28 7050| 4558 11 1497 
4 83 1351 788 501 7762| 9194 — 3447 
42| 601 694 360 362 1 8922| 1618 2| 4137 
1 313 202 36 741 3408] 676 11 2031 
244 212 980 508] 375 [ 2979 588 200712 
644 481 438 228 256 3426 1056| — 1915 
4 16 49 76 47 6076| 5765| — 1555 
81 702 1310 9310 1010 [ 4921| 1211 60 4435 
2 48 68 334 412132] 1255 1 397 
13 1781 316 177 165 [ 3465] 2127 47 1131 
9 331 397 275 2941 9272| 2323 12 2792 
200 314] 369 217 154] 6656) 2047 11 1905 
3 36 91 491 62 4128| 3437 — 922 
12 59| 95 53] 62 4137| 3802 3 1434 
99 189] 322 1111 93 6007] 3821 3 2350 
45 3503] 484 275 261 1 5736| 1373 6 1919 
2710 445 508 140 193 4106| 1439| — 2522 


684| 10092] 12146 3927 5838 130007 558720 154 60914 
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Beilage Nro. LXII. 
Zu S. 540. 


Vergleichende Ueberſicht der Bevoͤlkerung. 


(Die mit + bezeichneten Ortſchaften bekennen ſich zur römiſch⸗katholiſchen Religion) 


18 1 s 
—— . N 
Amtsbezirke. 1764 0 e Mit den 4831. 
Landsab⸗] Landsab⸗ 
| | werenden. | 
Aarberg. | 
eee 440 737 737 1386 
Affoltern e 5 x 785 1491 1290 4313 
Bargen. Rs. 4 213 488 488 
Kallnach ; 8 5 601 848 848 887 
Kappelen 8 . 239 393 393 8111 
Lyß A $ 0 567 1026 1026 1230 
Meykirch 4 k 5 398 664 688 824 
Radelfingen 1 . 529 843 843 1164 
Rapper wall 727 1358 1358 1622 
Schüpfen . A 5 926 1288 1299 1710 
Seedorf. - N 3 1019 1707 1707 2000 
Summa dale] 0 EIEIEZ a | an 12707 
Aarwangen. 
[Aarwangen . g ; 1051 1763 1763 2028 
Bleyenbacc gh 437 660 660 809 
[Langenthal . J N 1681 2555 2555 2797 
il Loswyl . A 3 A 1296 1902 1926 2325 
Madiswyl . : Ä 1233 1770 1806 2111 
Melchnau 5 3 1 1771 2707 2753 3112 
[RNoggwyl TEN 932 1268 1268 1510 
Rohrbach I N 2407 3899 3934 4438 
[Thunſtetten . 1 \ 904 1379 1403 1650 
R 1044 653 653 767 


Summa | 12756 wee] dae] ae, ab, ren 21547 


*) Bei den leberbergiſchen Ortſchaften iſt | diefer Rubrik die 118 a 
von 1809 ausgeſetzt. 
**) 1831 mit Inbegriff von Vargen. 


198.31. 


19849 
3037 


1701 || 


1837 
751 


4956 


1110 
1096 
581 IR 
2430 
2374 


39722 


1436 N 


1172 


1320 
688 
661 


1381 
576 


6574 


7808 


1940 
1817 
2074 


1152 


4267 
1822 
1758 
1723 
21810 


18734 


I 818. 

eee ee 
Amtsbezirke. 1764. Ohne die | Mit den 
Landsab- Landsab⸗— 
weſenden. enger 

Bern. 
Bern, Stadt 13681 | 17552 17621 
[Bollingen . 17711 28662 2734 
Bremgarten. 813 1382 1401 
Bümpliz 834 | 1445 1451 

Kirchlindach 464 695 702 

Köniz x 2115 30699 3772 

Muri A 446 897 922 

Oberbalm 607 974 974 

Stettlen 415 566 566 

Vechingen . 1569 2180 2201 

Wohlen. 1060 1818 1948 

Summa | 23775 23775 | 38870 33870 70 [ 34 4162 | 397: 
Büren. 

Arch. n 810 1092 1057 1092 
[Büren 0 720 1024 1024 
Dießbach h 703 1274 1274 

Lengnau 497 567 567 

Oberwyl A A i 309 548 548 

Pieterlen 4 ? 4 an 1223 1223 

Nütti \ . 349 488 488 
[Wengi b 323 574 574 

Summa 46⁴ 462 6790 6790 % 6790 | 

7 9519 e 
Burgdorf 1225 1794 1794 
[Hasle . N 1411 1827 1827 

Heimiswyl 1272 1863 1863 
Hindelbank 5 630 964 964 

Kirchberg ! 2286 3668 3668 

Koppigen 5 5 2 922 1431 1431 
Krauchthal . 0 1 872 1272 1272 
Oberburg a . . 799 1472 1472 
Wynigen ! 1382 1846 1846 

Summa | 10799 16137 | 16137 
ile 

Corgémont 703 643 643 
il Courtelary 1205 828 828 
st. Imier 3225 3182 3182 
ı| Orvin 532 556 556 
|| Pery 542 631 631 
Renan 2710 1957 2777 
il Sombeval 536 389 389 
Tramelan 2143 1824 2063 
| Vauffelin x 336 405 405 

Summa 11932 | 10415 | 11474 | 


740 
1043 


3660 
618 
663 


2028 
409 
2147 
398 || 


11706 || 


474 
177 
655 
458 
375 
398 


1060 
681 
2676 
1272 
781 
892 
1087 
811 


9260 


18 1 8. 
Zr — Ze N 
Amtsbezirke. 1764, | done die | Mit den 1831. 
Landsab-] Landsab— 
wefenden. | weſenden. 
Delsberg. 
+ Bassecourt 720 699 699 
＋ Boecourt 480 486 486 
7 Bourrignon 282 226 226 
7 Courfaivre 515 554 554 
7 Courroux . 785 133 733 
＋ Courtetelle 469 486 486 
7 Delémont. 1322 1278 1278 
7 Develier 369 384 384 
＋ Glovelier 434 481 481 
7 Montsevelier 325 350 350 
+ Movelier 394 398 398 
7 Pleigne ; 317 368 368 
7 Rebeuvelier . 244 278 278 
+ Saulcy a 190 237 237 
+ Soihieres 1 246 190 190 
＋ Soulce g 306 367 367 
7 Undervelier g 550 652 652 
+ Vermes 8 470 486 486 
7 Viques 5 323 327 327 
T Blauen 8 211 226 226 
T Breislach Din" 406 361 361 
T Burg a a, 231 231 
a ee Dr 1714 1495 1495 
T Liesberg A 45⁰ 433 433 
T Nenzlingen . 162 145 145 
ey Pfeffingen *) . 1 500 578 578 
T Roggenburg 418 461 461 
T Röſchenz . R 1 310 280 280 
T Tittingen 244 307 307 
Summa | 13345 13497 13497 15098 
Erlach. 
ich 2 671 1045 4045 
Gampelen 5 203 607 607 
Ins 0 1655 2330 2330 
Neuenſtadt g 1253 1156 1156 
Nods R g 545 594 594 
Sifelen . A ; 527 821 821 
Teß g } R 927 909 909 
Wiel » Ey So 463 791 79 
Summa 6244 8253 8253 


5) Nämlich die zu dieſem, dem Kanton Vaſel zugetheilten Kirchenſatz gehö⸗ 
renden Ortſchaften Duggingen und Grellingen. 


1 
Amtsbezirke. 1764. ger ven 1831. 
Landsab-⸗ Landsab— 
weſenden.] weſenden. 
Fraubrunnen. 

ae 598 848 848 | 1072 
Graffenried . N N 491 815 815 889 
Jegenſtorf . 5 1442] 2438 2448 | 2597 
Limpach K 466 7491 749 828 
Meſſen . ; De, 586 830 830 971 
Münchenbuchſe . 996 1774 1774 2010 
Renſtor ft, 1122 17911 1791 1972 
Summa 5701 | 9245 9245 | 10339 
Freibergen. NVUo'.„f e 
+ Les Bois 913 1060 1060 1105 
＋ St. Braix 610 445 445 587 
r Les Breuleux 658 897 897 628 
T Epauvillers 509 509 509 576 
7 Montfaucon 655 770 770 671 
+ Noirmont . 994 962 962 1033 
7 Pommerats 431 463 463 476 
> Seignelegier 1813 1692 1692 1918 
Soubey 293 354 354 338 
Summa 6876 7152 | 7152 | 7332 

Frutigen. Er 
Adelboden 993 1174] 1474] 1360 
Aeſchi n. R 2 1093 1372 1372 1681 
C 2880 3643 3643 4156 
Reichenbach . . 1129 1833 1833 2389 
Summa 6095 | 8022 8022 9586 

Interlacken. n 
St. Beatenberg. 410 791 794 915 
eee e 1724] 2643 2643 3000 
Grindelwald... 1816 2235 2235 2482 
Gſteig . 0 ‘ 2507 4194 4194 5194 
Habkern. > 398 588 588 607 
Lauterbrunnen 4 828 1332 1433 1352 
Leißigen 1 1 316 694 694 765 
Ringgenberg. 5 587] 1032] 1032| 1137 
Unterſeen h 4 4 588 937 937 1122 


Summa 


9374 | 14446 | 14550 | 16574 


„) Die nach Frutigen kirchſpännigen Ortſchaften Unter-Schwandi und 
Wengi wurden 1831 mit Reichenbach gezählt. 


Moutier 
Sornetan 


Amtsbezirke. 

n en. 
Biglen . : R 
Die, ! 5 
g Hen N 
| Münfingen . 2 A 
Walkringen . x 
a N N 
Worb A k £ 
enn 
Summa 

: Laupen. 

[Ferenbalm . n 3 


Frauenkappelen 
Kerzerz . 8 2 
Laupen. R a 4 
b ien 1 


[Murten ) N 
[Neuenegg . 0 
Summa 
ate; 
Beévilard 
7 Corban 


7 Courrendlin 
7 11 CHelee 
Court 

＋ Elay 

＋ Be Genevez 
Grandval 
Ha Wu 
i| F Mervelier . 


Tavannes 


Bürglen 
Gottſtatt 


S 8 3 


Täuffelen 
TDwann . A 
Walperswyl . 


Summa 


1 


7935 79354 9818 | 


* N ämlich die dahin kirchſpännigen Ortſchaften Münchenwyler u. Clavaleyres. 


9986 | 11974 


EE — I, 
1.8 1 8. 
7 64. ohne die] Mit den 1831. 
Landsab- Landsab— 
wefenden. weſenden. 
1606 2569 2569 2850 
3178 47⁴⁵ 4745 5356 
2545 3919 3919 4163 
2537 3976 3976 4668 
1018 1397 1397 1700 
983 1599 1599 184 
1543 2448 2448 2538 
449 729 772 853 
13859 | 21382 1382 | 214 21425 1425 | 23973 23973 
488 775 773 883 
2302 473 ir 625 
536 844 926 1002 
429 7401 740 787 
1080 1637 1706 1916 
337 357 423 
779 1452 1510 1682 
3614 6256 6256 6485 6485 | 7318 
743 712 712 805 
332 314 314 307 
937 932 932 978 
484 234 234 253 
702 694 694 728 
163 134 134 182 
470 458 458 440 
903 649 649 746 
434 477 477 484 
480 491 491 463 
1086 1030 1030 1227 
686 586 586 507 
1589 1377 1377 1392 
8709 | 8088 L 80 8088 8088 | 80 80881 8512 
3199 2987 2987 3947 
1055 1557 1557 4754 
432 613 613 751 
306 3/2 404 364 
331 694 694 895 
744 967 1063 1157 
319 392 392 492 
726 1031 1031 1191 
46⁴ 570 594 726 
359 635 651 697 


S sse ss 88888888385 8888888 88888868 3 


LT ————— nn a nn nun 


Amtsbezirke. 1764. En | Mit ven 1831. 
Landsab⸗]Landsab⸗ 
weſenden. ja] 


Oberhasle. 
Gadmen 1 5 > 642 
Guttannen . N x 
Meyringen . g } 2611 


Summa | 3253 


567 567 
463 463 
4588 4588 


65618 5618 [ 5618 5618 


319 


586 


Pruntrut. 
＋ Alle } 2 696 691 691 754 
7 Bernevesin » x 225 270 270 295 
7 Boncourt . . f 371 454 454 465 
＋ Bonfol A . 0 805 920 920 1064 
＋ Bressencourt . 5 276 300 300 320 
e Kt, 288 296 296 400 
5 ee 642 676 676 825 
= Charmoille 8 1239 [ 1321 1321 4420 
7 Chevenez . x ? 632 723 723 752 
+ Coeuve . g g 384 444 444 542 
7 Cornol } a . 613 674 674 654 
7 Courchavon f h 225 2 239 253 
7 Courgenay . x 739 823 823 965 
7 Courtedoux ; 5 314 341 341 441 
＋ Courtemaiche . . 282 326 326 380 
7 Damphreux N i 434 483 483 574 
7 Damvant . 0 \ 405 549 549 566 
r ER 390 536 536 41⁴ 
＋ Fontenois . 1 0 423 472 472 489 
T Grandfontaine . N 598 700 700 787 
＋ Miécourt 5 . 4341 534 534 
＋ Montignez . a ß 240 245 245 253 
Poe, 333 334 334 285 
T Porrentruy A 3 2355 1896 1896 1852 
+ Vendlincourt 5 475 494 494 
+ St. Ursanne ’ } 1038 1044 1044 1001 
Summa 15053 | 15785 | 15785 15785 | 16856 |N 
Ä Saanen. 
Abländſchen  » 110 400 200 125 
BR er ren 627 627 627 121 
Lauenen. 5 4 . 570 614 614 595 
HABE urn + Dit ne 2829 3270 3270 3091 
Summa 4136 Ms6| 46 4611 111 47 47411 4532 
Kaare es 9 
Albligen ; 4 — 514 532 572 
Guggisberg . R 1 — 4274 6451 6051 
Wahlern STE“ — 4102 5081 4572 
Summa | — | 8890 [ 12064 | 11195 


1) Von dieſem Amte ift keine frühere Zählung vor 1818 bekannt. 


19.4 8 


a N — 
Amtsbezirke. 17641 Oone die | Mit den 1831. 
Landsab- Landsab⸗ 
wefenden. | weſenden. 


Seftigen. 
2,0 Er ar 15651 2542| 2542| 3000 
Berienk: A ? 5 434 662 723 768 
Gurzelen „ 581 1034 1034 1057 
Kirchdorf 0 5 5 1119 1479 1479 7 
RNeggisberg 1545 2138 2138 2677 
Thurnen g 1 0 1950 3354 3354 3590 
Wattenwyl . 3 ; 983 1510 1632 1867 
Zimmerwald. 1054 1501 1501 1627 
Summa 9231 14220 | 14403 03 | 16298 16298 
Signau. — pp 
Eggiwyl . 2 x 1709 2059 2059 | 2312 
Langnau 1 2894 | 4260 | 4260 | 5423 
Lauperswyl . g h 1425 1889 1889 | 2409 


Röthenbach . 1 x 909 1173. 11737 1451 
Rüderswyl . R z 4174 1970 2071 2195 
Schanamm . » . 645 747 747 1066 
Signau . 2 % r 1325 1860 1860 | 2107 
eu : 5 f 8 : 2323 2265 2265 [2790 


Summa 12401 | 16223 | 16324 J 19753 
O ber⸗ a r 


Boltigen ; 1300 1538 1538 1812 
Lenk ; 5 & 1562] . 2008 2245 2133 
&t. Stephan 8 e R 903 1156 1262 1316 


Zweyſimmen . 8 N 1308 1530 1756 1783 
Summa 5073| 6232] 6801] 7044 
Nieder⸗ Belle Dr De MEER, Sa Ze 


Darlichens... I 535 822 822 963 
Diemtigen . t 1138 1629 1629 2053 
Erlenbach 5 1 z 682 1027 1112 1187 
Oberwyl 4 1 855 1205 1205 1410 
Reutigen . . 5 584 970 970 1152 
Spiez A l . 1059 1592 1592 | 1730 
Wimmis 573 9⁴7 947 1062 


Summa 5426| sıs2| 8277 | 9557 


Thun. 
Amfoldingen .  .  . 868 1514 1514 1627 
Blumenfiin . 443 786 786 753 
Silterfnngeti. Ersas 4351 1711 1711 1939 
Schwarzenegg e 1358 2103 2103 2564 
e Eau 9 1686 2221 2221 2690 
Stefitsburg | ir.» 1788 3467 3587 4287 
Thierachern . a ; 1397 24941 2494 2689 
r 8 2446 3685 3685 4876 


Summa | 11337 | 17981 | 18101 | 21425 
) Mit Inbegriff des Lauperswyl-Viertels. 


1 81 e 
n 
Ohne die [Mit den [18 31. 
Randsab: Landsab— 
2 2 weſenden. 


= Amtsbezirke. 1764. 


Drachſelwald. 
Affoltern $ . ? 758 981 981 932 
r 853 1172| 1234] 1385 
„„ 2092 3146] 3146 | 3669 
Huttwyl 5 a i 1678 25781 2578 2892 
Lüzelflüh 3 > 1782 
Nüegsau 1 g 959 
Sumiswald 3100 
970 


467 
RR 


1711 1854 
4497 4625 
1235 1509 
646 640 


1711 
4285 
1235 

646 


297 | 2797 | 2965 
Trachſelwald. 


Walterswyl . 1 


18551 


— — — -Tʃ—ꝛ —— — — 


Summa 


Wangen. 


Herzogenbuchſee . 

Niederbipp . x 3 
Oberbipp e 
Seeberg. . F N 
Urſ enbach 5 Ä 
Wangen N 


3166 
1964 


Nach der für die Zählung vom Jahr 1818 erlaſſenen Vorſchrift 
ſollten aus Gründen, welche auf der damaligen Arbeit über das 
Gemeindeweſen beruheten, die auswärts wohnenden Ortsbürger 
auch auf das Verzeichniß der Bevölkerung gebracht, jedoch beſon— 
ders berechnet werden. Dieſe Vorſchrift wurde in den Gemeinden 
ungleich verſtanden, indem mehrere gar keine auswärts geſeſſene 
Ortsbürger, andere aber, namentlich im Amte Schwarzenburg, 
derſelben eine ſehr große, offenbar nicht auf genaue Berechnung 
gegründete Zahl angaben, die an einigen Orten von der Bevöl— 
kerung abgezogen, an andern darin eingerechnet war. Das vorſte— 
hende Verzeichniß liefert die erſte genaue Ausſcheidung beider Klaſſen. 
Der Zweck ſelbſt iſt übrigens durch die Einführung der Burgerrödel 
(9. Sept. 1822) vollſtändiger erreicht worden. 
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ir ac ia ee eee 


88 18 18. 
S2 on 
Amtsbezirke. 8 1764 ere die | Mit den 1831. 
2 Landsab⸗Landsab⸗ 
* wefenden. | weſenden. 
[Aarberg .. 41 6444 10543 1 10677 [ 12707 
[Aarwangen . 101 12755 18556 18721 21547 
Bern 111 23775 33870 34162 39722 
Büren. 8 4642 6790 6790 7808 
Burgdorf. 91 10799] 16137 16137 18734 
Courtlary 9 11932 10415] 11474] 11706 
Delsberrg 29 | 13345 | 13497] 13497 | 15098 
Erlach. 8 6244 8253 8253 9260 
Fraubrunnen. 7 65701 [ 9245 | 9245] 10339 
Freibergen 9 6876| 7152 7152 7332 
Frutigen 4 6095 8022 8022 9586 
Interlacken 9 9374 14446 | 14550 16574 
Konolfingen. 81 13859 21382 1 5 23973 
Laupen. 7 3614 6256 6485 7318 
Münſter 13 8709 8088 8088 8512 
[Nidau 5 10 7935 9818 9986 [11974 
[Oberhasle. .. 3 3253 5618 5618 6227 
Pruntrut . 26 15053 I 15785 | 15785 | 16856 
Saanen 4 4136 A611 A714 4532 
Schwarzenburg . 3 . 8890 | 12064 | 11195 
Seftigen . 8 9231 | 14220 | 14403 1 16298 
Signau 8 12401 | 16223] 16324 | 19753 
|| Ob. Simmenthal 44 5073 6232 6801 | 7044 
Nied. Simmenthal . I 7 5426 8192] 8277 9557 
[Thun g 8 11337 | 47981 I 18101 ][ 21425 
Trachſelwald .. 9 1 12659 | 18551 | 18828 [ 20474 
Wangen a 8899 1 13277 1 13277 1 15424 
e 176798 | 332050 |: 338850 | 380972 


*) In dem Zuſammenzuge dieſer * find nur die Ortſchaften des alten Kan 


tons gezählt. 


**) Mit Inbegriff der in andern Kantonen gelegenen Kirchenſätze. 


— 2 


— 189 — 


Beilage Nro. LXIII. 
Zu S. 560. 


Preisfragen uͤber das Armenweſen. 


Am 2. April 1818 wurden folgende drei Preisfragen ausge- 
ſchrieben: 

Auf welchem Standpunkte ſteht das Armenweſen im Kanton 
Bern im gegenwärtigen Augenblicke? 

Aus welchen Urſachen iſt das Armenweſen im Kanton Bern 
allmälig auf den Standpunkt gekommen, auf welchem es gegen— 
wärtig ſtebt? 

Finden ſich Mittel, dem fortſchreitenden Uebel Einhalt zu 
thun, und welche? 

Auf diejenige Schrift, welche dieſe ganze Aufgabe auf eine 
befriedigende Weiſe löſen, oder doch vorzüglich richtige Anfichten 
und wohl berechnete ausführbare Vorſchläge enthalten würde, ward 
ein Preis von 80 Dukaten, auf das erſte Acceſſit ein ſolcher von 40 
und auf das zweite ein ſolcher von 25 Dukaten geſetzt. Auch wurde 
vorbehalten, Arbeiten, durch welche die dritte Frage einzig, aber 
genügend beantwortet würde, noch beſonders mit 10 bis 20 Dukaten 
zu bedenken. 

Der Termin zu Beantwortung dieſer Preisfragen wurde vorerſt 
auf 1. Juni 1819 beſtimmt, und ſpäter, auf eingelangte Anſuchen 
hin, bis 1. Oktober gleichen Jahres verlängert. 

Es wurden in allem fünf und zwanzig verſchiedene Denkſchrif— 
ten eingereicht, die in vielen Anſichten übereinſtimmten, über— 
haupt aber mehr thatſächliche Belege und allgemeine Wünſche, als 
praktiſche Vorſchläge enthielten. Durch letztere zeichnete ſich eine 
Arbeit aus, die jedoch faſt einzig auf die oberländiſchen Bergge— 
genden berechnet ſchien. In das Einzelne hier einzutreten, würde 
der Raum nicht erlauben. Es genügt zu bemerken, daß, nach— 


16, April 1819. 
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dem ſämmtliche Denkſchriften ſorgfältig geprüft, und zwei genaue 
Analyſen durch zwei verſchiedene Redaktoren gemacht worden 
waren, von denen keiner des Andern Arbeit geſehen hatte, die 
Landesökonomie-Commiſſion einmüthig ihr Befinden dahin aus⸗ 
ſprach: daß, obſchon keine der eingelangten Schriften in derjenigen 
Ausdehnung und Vollkommenheit die allerdings ſchwierigen Auf— 
gaben des Programmes über jene Preisfragen auf eine Weiſe 
gelöſet, welche zu Ertheilung des von der Regierung beſtimmten 
erſten Preiſes berechtigen könnte, dennoch mehrere derſelben ſich 
ſo vortheilhaft ausgezeichnet hätten, daß deren Verfaſſer aus den 
dafür angewieſenen Geldern durch Prämien zu beehren und aufzu— 
muntern ſeien. Einer ſolchen Auszeichnung wurden im Ganzen 
22. April 1822. acht dieſer Denkſchriften würdig befunden, welche zuſammen mit 
zweihundert Dukaten honorirt wurden. 
Es erhielten nämlich Preiſe: 
Zu vierzig Dukaten: | 
Herr Carl Ferdinand Morel, Pfarrer zu Corgémont. 
» Gottlieb Jakob Kuhn, Pfarrer zu Rüderswyl. 
Zu dreißig Dukaten: b 
Herr von Wattenwyl von Belp, allié Tſcharner ). 
„ Friedrich Koch, Altrathsherr von Thun. 
» Rudolf Fetſcherin, Pfarrer zu Sumiswald. 
Zu fünfzehn Dukaten: 
Herr Oberſt von Werdt von Toffen. 
Zu zehn Dukaten: 
Herr U. Lemann, Gemeindſchreiber zu Langnau. 
Zu fünf Dukaten: 
Herr D. Studer, und ſein Mitarbeiter, 
„ Joh. Ulr. Chriſten, Gerichtfäß zu Stettlen, zuſammen. 
Die im Jahre 1825 erſchienene Schrift: „die Verarmung des 
Landvolkes im Kanton Bern“ hatte zu obigen Preisfragen nicht 
concurrirt und ſcheint ſpäter verfaßt worden zu ſeyn. 


) Seine Arbeit iſt unter dem Titel:. Wie und Warum im Druck erſchienen. 
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Beilage Nro. LXIV. (zu Seite 564. 


Resultate der Gemeindsberichte über das Armenwesen 
in den Jahren 1827 und 1828. 


A. Ueberſicht des Armen⸗Rodels. 


Alte, Ge 
brechliche, 
Mittelloſe. 


5 3 Momen⸗- Außer dem 
Eheliche Uneheliche lg 
Kader tan un Amt Woh⸗ 


ter ſtützte.] nende. 


Summa 


Oberamt. Köpfe. 


Aarberg 5 

Aarwangen 412 175 89 117 38 
Wenn; 385 185 90 80 103 
Benn 144 54 36 46 19 
Burg 277 197 99 97 85 
lach 43 19 14 2 4 
Fraubrunnen 201 92 55 67 62 
Mutigen 159 249 63 227 107 
Miteialen 114 32 25 ſunbekanntſunbekannt 
Konolfingen 651 463 214 - + 
Laupen 69 181 36 55 69 360 
ann 179 14 39 55 22 436 
Mberbüste av. 232 27 12 73 4 348 
Sang u, 209 202 55 117 262 | 845 
Schwarzenburg. 1024 228 95 7 265 1619 
SefHHmſh 635 141 93 254 252 1375 
Sa 688 429 | 292 156 279 | 1844 
Dber-Simmenthal, . 435 364 72 142 70 | 1083 
Nieder⸗Simmenthal. 299 134 48 62 65 608 
Funn; A na 9, 460 191 126 179 224 1180 
Trachfelmad. . .. 703 356 150 176 255 1640 
Wangen 1 83 45 78 507 


77434059 | 1846 | 2090 | 2381 119,907 


im *) Bei der Gemeinde Graffenried iſt nur die Geſammtzahl der Köpfe angegeben. 
13 


B. Ausgeben für das Armenweſen überhaupt, 
1827 und 1828 


Oberamt. 


Aarberg 


+ 


Aarwangen 


Bern 
Büren 

N Burgdorf , 
Erlach. 


Interlaken 


„ 
+ + 


+ 


Konolfingen. 


Laupen. 
Nidau 
Oberhasle 
Saanen 


+ 


+ + + 


+ + + 


+ 


Schwarzenburg .. 
Seftigen 


Signau 


+ 


Ober⸗Simmenthal 8 
Nieder⸗Simmenthal. 


Fraubrunnen 
(Frutigen 
| 


+ 


Trachſelwald. 


Wangen 


Thun 


+ + 
+ 


+ 


Total 


645,065 


Unterſtützu 


Fr. 
24,134 


28,394 


44,347 
9,546 
16,020 
12,812 
21,525 
29,127 
20,031 
73,509 
11,313 
8,230 
13,278 
34,047 
23,791 
34,651 
86,126 
277033 
20,669 
40,199 
41,211 
25,062 
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ng. 


33 


Verwaltung. | Vermiſchtes. Summa. 
Fr. R. 9% Ry. Fr. Rp. 
629 | 20 6726 | 46 1 31,490 | 01 
1351107 4861 | 06. 1 34,606 | 78 
82135 227425 l 47,43) = 
254 | 80 192 | 93 | 9,994 | 63 
909 88 3322 65 | 20,252 | 65 
785 | 92 993 | 93 14,592 
518 | 73 | 2245 | 27 | 24,289 | 85 
627 | 95 2924 | 39 | 32,680 | 13 
728 |65| 4110 40 21,870 | 85 
2230 17] 3306 | 42 | 79,046 16 
343 25 1766 | 40 43,422 | 74 
369 | 25 | 4439 | 02 | 13,038 | 49 
472 18] 6o|sol 13,811 01 
852 37 2801 | 26 | 37,701 | 52 
162 — 610 17 24,468 40 
1446 87 | 2333 | 06 38,430 93 
3135 | 85 | 23,326 | 54 114,588 | 79 
1739 |57 | 4793 | As | 33,566 | 07 
819 |25| 7231 | sı | 28,720 | 86 
1521 | 93 | 8100 | 06. | 49/821 | 32 
1374 57 14/949 11 57,535 36 
1229 63] 4103 | 97 J 30,396 | 05 
22,024 | 38 [104,373 m 15 
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D. Ueberſicht der Armengüter, 
1827 und 1828. 


Vermind ef 


er. 
88,556 
116,204 
134,859 
53,923 
88,731 
85,683 
70,657 
95,472 
181,633 
222,628 
55,692 
72,514 
20,043 
132,428 
38,995 
155,385 
2825 | 16 | 196,147 
372 | 54 I 101,383 
2091 | 01 | 157,404 
1751 | 71 | 133,243 
741 | 54 | 118,588 
264 | 41 | 154,761 


Dberamt. 25 — 
Fr. 
Aarberg . 82,382 
Aarwangen 95,687 
Bern | 130,014 
Büren g 47,888 
TBULSDOrf 4 86,500 
Erlach. 80,118 
Fraubrunnen 61,647 
Frutigen 97,537 
Interlaken 176,193 
Konolfingen. | 211,564 
Laupen. 49,820 
Nidau 59,922 
Oberhasle 19,878 
Saanen 124,045 
Schwarzenburg. 39,771 
Seftigen 145,344 
Signauu . | 183,804 | 99 | 15,167 | 50 
|| Ober-Simmenthal 91,127 | 38 | 10,628 | 49 
Nieder⸗Simmenthal | 156,300 | 18 | 3195 | 52 
| Chun ©. . . | 121,934 | 05 | 13,060 | 97 
Trachſelwald . | 96772 | 92 | 22,557 | os 
Wangen 144,586 | 73 10,9 | 31 
Total 2,303,740] 11 198,834 17 
471,198 | 43 | 27,635 | 74 
2774988 54 777198 43 


27,635 | 74 12,474,938 


Zuftand auf 
Ende 1828. 
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E. Zuſammenſtellungen und Bemerkungen. 


Nach den amtlichen Berichten erzeigen ſich in den 22 Amtsbezirken 
des alten Kantons, mit Ausnahme der Städte Bern, Thun, Burg- 
dorf, Nidau ꝛc., nach zweijährigem Durchſchnitte, folgende Zahlen auf 
die Jahre, beſteuerte Köpfe, Beſteuerung, Armentelle, Armengüter. 


1809 10,616 Fr. 311/935 Fr. 166,798 Fr. 1,424,721 
1811 12,302 » 344,890 = 181,739 = 1,506,862 
1822 17,588 » 356,897 = 204870 = 1,983,879 
1824 18,116 « 3804175 = 204,464 « 2,150,787 
1826 18,678 = 383,266 = 201,583 = 2,303,740* 
1828 19,907 s 385,732 = 1977739 = 2,474,938 


Es iſt aber zu bemerken, daß in allen früheren, vor dem letzten 
Formular von 1828 eingelangten Tabellen die Zahl der Beſteuerten 
nach Köpfen zu gering angegeben war, indem damals bei beſteuerten 
Familien blos die Hausväter gezählt und auch die außer dem Kanton 
an mehreren Orten wohnenden Armen nicht überall mitgezählt wurden. 
Doch ſcheint ſich nach allen Angaben wirklich eine alljährliche Vermeh— 
rung der Zahl der Beſteuerten zu ergeben. Von dieſen ſind auf 100 
beiläufig: Alte, Gebrechliche, Kranke g 40 


Eheliche Kinder g „ 20 
Uneheliche . 1 N g 10 
Momentan Unterſtützte 3 13 
Außer dem Amtsbezirk Wohnende 17 


In den eingegangenen Berichten von 1827 und 1828 waren die 
Einzuggelder in den Aemtern Interlaken und Konolfingen, welche ihre 
Tabellen nach dem alten Formular abgefaßt hatten, nicht angegeben. 
Werden dieſe Hülfsquellen in beiden Amtsbezirken, nach dem Verhält— 
niſſe ihrer Bevölkerung auf die mäßige Summe von Fr. 16,000 für 
beide Jahre angeſchlagen, ſo ergiebt ſich ein Geſammtbetrag in allen 
22 Aemtern von Fr. 120,000, oder jährlich Fr. 60,000. 


Von den Hülfsquellen in den Jahren 1827 u. 1828 von Fr. 909,507 
müſſen die zu capitaliſtrenden Einzuggelder und Bußen mit = 113,865 
abgezogen werden, wonach die eigentlichen Hülfsquellen Fr. 795,642 
betrugen, ſomit das Bedürfniß um Fr. 24,179 überſtiegen. 


*) Nach den Tabellen von 1827 und 1828. Nach denjenigen von 1825 und 1826 
nur Fr. 2,262,618. 


Ze 


Beilage 


Obrigkeitliche Steuern 
in den Jahren 1814 


Pfründen u. Spenden aus] Armen S 
den Klofier-Schafrnereien Kos geld „ 


z 


Perſonen. 


Leibgedinge 
an Civil 
Unterſtützun⸗ 
gen von den 
eldzügen v. 
1798 und 1802 


a 
& 
2 
— — 
= Naturalien, Kl. Rath we 
8 n. d. Normalpreis a s 
80 = ongeſchlagen. Commiſſton. 
Fr. Rp.] Fr. Rp.] Fr. Rp.] Fr. Ry. Fr. Ry. 
16,318|75 J 13,7 22/75 | 17,061 | 25 10,200 — 7324 | 50 


15,302|25 ] 16,0436] 17,621 | 78 9467 20 35987 45 
14,312|75 | 19,031\42 1 17,758 | 13 1 1800 — 6346 | 30 
13,144— # 21,521|08 | 16,899 | 40 1250 — | 9463 35 
12,189)75 [ 17,726|02 J 14,868 | 25 1200 — 8972 | 75 
11,415|50 1370362 16,226 | 58 | 1200 | — 8453 | 57 
10,918|50 |. 13,662[22 | 16,727 | 51 | 2331 50 7984 | 45 
10,610|— J 14,130106 | 16,610 | 43 1870 — 8611 | 80 
10,253|50 | 14,200 40 17,246 78] 2800 | — l 8999 | 27 
40,177\75 [ 13,418|87 | 17,103 | 99 2730 50 9468 | 95 
983666 [ 14,789|24 | 16,760 | 91 2430 — 9430 | 05 
970475 [ 13,505|39 | 16,045 | 641 2550 | — 9546 83 
9716195 | 14,257|34 15,547 | 031 2350 — # 10,057 | — 
973210 | 13,714141 | 16,348 12 4700 | — J 10,630 92 
16,356 31 2925 — 10,872 72 

14,766\33 | 17,132 | 77 5175| — 9704 | 93 


243,081\90 [266,314 | ss 154,979 | 20 [141,854 | 52 


s0,857|68 |182,288]06 
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Nro. LXV. (zu Seite 565.) 


und Armen⸗ Spenden 
bis und mit 1829. 


z 
= 


EN = R SR — ©. 

2 2 2 8 8 Se SaSe SS 

Sss>| 328 AS35883 [355g Zuſammenzug 
88 en Ss 538 252.2 

SSS | == | 3235 | 0388 | E53 ur 

SS 38 SS | 3985 | 285835 (nterfüsungen. 
S SS 328 VDER | BESE | @82aE 

St Rp. Fr. Ry. Fr. Fr. Ry. Fr. | Rp. 
— — 40 550 5837 40 | 75,073 | 35 
8 400 5859 | 67Y,1 76,231 | 651% 
550 — 647 5847 | 51 75,154 | 23 
1900 — 700 5823 | 76 83,026 | 46 
1558 | — 588 5822 | 51 76,521 | 05 
1346 — 583 6017 84½% 65,259 | 25% 
5280 — 561 6021 | 59 70,489 | As 
4200 | — 707 5961 | 59 67,739 | 80 
6977 | 72 727 5922 84 [75,587 59 
5620 50 708 41 5949 | 09 72,000 | 83 
1635 | — 993 21 5619 | 08 69,841 | 68 
3990 — 698 52 | 5936 | 59 70,004 | 72 
2327 40 688 | 76 5830 | 09 68,053 | 49 
1880 | — 716 24 583009 74,319 | 31 
3610 ha 622 | 41 6082 | 59 12,193 | 57 
2000 — | | 3786 — ] 636 61 6082 59 I 76,032 | sı 


12,874 | 62 124,331 | 40 126,059 | 75 110,533 | 40 [94,444 | 84 14,167,620 | 25 


Haar een 


Beilage 


Summarische 
der Ausgaben der Armen⸗Commiſſion 


Im Unheilbaren⸗ 
Hauſe. 


10,115 | 92% [10,991 | ss 6521 


29,384 | 98 
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Nro. LXVI. (zu Seite 566.) 


Mebersticht 
in den Jahren 1814 bis und mit 1830. 


— 


Von der Ar⸗Holzſteuern äbniß⸗ 
men⸗Commiſ⸗ füt arme Vegräbniß⸗ Poſtgelder] Bureau⸗ Geſammt⸗ 


n geſproch. t⸗Ein⸗ und andere und en ). etrag. 
1 eee kl. Steuern. Druckſachen. en 2 a trag 


Fr. Rp.] Se Np.] Fr. Rp.] Se Np. Fr. Ny. Fr. Rp. 


2236 — 500 — 10 —] 23 6s au 25 76 40 
2211 — 25 |—I 107 50 61 [] 236 80 6301 26 
2938 7% e 22 7683 1 90 
3964 15 630 — 207 50 48 65284 15 9504 15 
3439 a 450 — 192 — ] 9 15 3⁴¹ — 9382 | 90 
2767 — 40 — f 37 40 269 o 8860 02% 
3008 — 450 — ] 49 50 44 40 253 80 8292 | 65 
359 — 40 — 103 — 42 60 246 70 8901 10 
3747 — | 430 1 —| 136 — 41 20 263 10 9303 | 57% 
307% — 75 — as 30 46 10 281 15 9796 20 
3839 — 425 — 129 — 38 85 288 20 9757 10 
4309 — 225 — 142 50 45 95 295 25 988803 
4411 [— 425 — 121 — 42 10 277 20 10,376 30 
488 — 475 107 — 43 75] 286 80 10,961 15 
4698 25 500 — 127 50 205 90327 50 11,396 | 171% 
4215 — soo — 160 50 62 40 289 60 10,056 92% 
5035 — 525 — as 50 43 70 320 45 4½281 32% 
62,922 | 40] 1935 |— 12372 [ i012 Tc 478 05 [158,982 | 15%, | 


*) Mit Inbegriff der jährlichen Beſoldung des Officials von 100 Franken. 
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Beilage Nro. LXVII. (zu Seite 579.) 


Uebersicht der Resultate 
der freiwilligen Brandverſicherungs⸗Anſtalt. 


Jahre. Brandſchaden. e Bezogene Beiträge. 


Fr. Rp. 5 Fr. Pr. mille. Fr. Ry. 

1807 4,439 80 15,815,500 1% 77970 75 
13808 17,006 25 18,366,400 1 18,366 40 
1809 916 — 22,140,500 —* ; 

1810 5,60 | — 25,337 ,500 74 6,334 | 33 
18141 26,026 | 90 31,080,000 1 31,00 | — 
1812 | 28,136 | 50 36,718,400 %, | 27,538 | 80 
1813 23,006 | — 39,298,300 Y, 29,73 72 
4814 | 62,869 | 77% I 40,865,000 | 4112 | 61,297 | 50 
1815 28,754 1 — 42,125,700 %, | 34,594 J 27% 
1816 17,434 40 53,609,800 — 

1847 85,516 | 10 54,610,100 2 109/220 | 20 
1818 | 83,956 | 05 57,970,200 | 1%, | 72,462 | 75 
4819 38,874 | 50 59,456,100 %, 44,592 071% 
1820 | 76,897 | 20 60,412,700 | 1½% | 73,515 | 87% | 
1821 29,864 50 63,421,500 73 31,710 75 
1822 | 41,738 | 50 64,912,100 3, | 48,684 | 07% 
1823 | 39,251 | 10 66,767,00 I 3% | 33,383 | 70 
1824 53,422 | 121% | 68,735,300 . 51,551 | 47% 
1825 49,679 | 70 70,631,900 %, | 52,973 | 92% 
1826 | 76,842 | 15 72,454,500 1 72,454 | 50 
1827 | 182,819 | 25 74,750,800 2 | 149,501 | 60 
1828 52,174 | — 76,495,600 1 76,495 | 60 
1829 77,983 04 78,139,200 1% 97,674 — 
1830 60,261 83 79,632,800 3% 59,724 60 * 


*) In den Jahren 1809 und 1816 wurden keine Beiträge bezogen. 
**) Laut der letztabgelegten Rechnung blieb die Anftalt der Standes Caſſa für geleiſtete 
Vorſchüſſe ſchuldig: 6610 Fr. 79 Rp. 
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